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Lehrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen  in 
Oberösterreich 
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Pfarrarmeninstitute  in  die  Verwaltung  der  Ge- 
meinden in  Niederösterreich 

Gesetz,  betreffend  die  Aufhebung  der  Pfarrarmen- 
institute und  die  Uebergabe  des  Vermögens  der- 
selben in  die  Verwaltung  der  Gemeinden  in 
Kamthen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Oeffentlichkeit  der 
theologischen  Rigorosen 

Ministerialcrlass,  betreffend  den  Fortbestand  der  Vor- 
träge über  die  Staatsverrechnnngswissensehaft 
an  der  Universität  in  Graz 

Gesetz,  betreffend  die  Schulaufsicht  für  Krain 

Gesetz,  betreffend  die  Schulaufsicht  fUr  Schlesien. . . . 

Gesetz,  betreffend  die  Errichtung,  den  Besuch  und  die 
Erhaltung  der  öffentlichen  Volksschulen  für 
Schlesien 

Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des 
Lchrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen  in 
Schlesien 

Min isterial Verordnung,  betreffend  den  Wirkungskreis 
der  akademischen  Senate  in  Angelegenheiten  der 
Universitätsbibliotheken 

Ministerialcrlass,  betreffend  einige  Abänderungen  der 
Vorschrift  über  das  Ausleihen  von  Büchern  aus 
den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken 

Gesetz,  betreffend  die  Realschulen  fttr Niederösterreich 

Ministerialcrlass,  betreffend  die  Berechtigung  der 
Privatdocenten,  Vertreter  in  das  Professoren- 
Coilegiiun  zu  wählen 

Ministerialcrlass,  betreffend  die  Einführung  von  Lehr- 
büchern und  Lehrmitteln  an  nautischen  Schulen . . 
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£rlas8  des  Ministeriums  flirLandesvertheidignng,  be- 
treffend die  Bedingungen,  unter  welchen  die  vom 
BresslauerRftbbinatsseminare  ausgestellten  Zeng- 

auf  die  Enthebung  von  der  PrSsenzdienstpflicht 
begrflnden 

MinisterialeriasS)  betreffend  den  Vorgang  bei  der  Im- 
matriculation  ron  InlSndern  auf  Grund  des  Ali- 
gangsaeugnisses  einer  auswärtigen  Universit&t . . 

MinisterialerlasSy  betreffend  das  Organisationsstatut 
für  dio  Administration  derGftter  des  Bukowinaer 
er.  or.  Reliirionsfondes 

MinisterialerlnsB,  betreffend  die  im  Jahre  1870  in  Wien 
abzuhaltende  19.  allgemeine  Lohrerversammlnng 

Gesetz  zur  Regehing  der  EiTiohtung,  dor  Erhaltung 
und  des  Besuches  der  öffentlichen  Volkschulen 
in  Istrien 

Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des 
Lehrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen  in 
Istrien 

Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  der  Absätze  1  und  3 
des  Artikels  21,  des  Absatzes  2  des  Artikels  22  und 
der  Artikel  28  und  39  des  Reichs^esetzes  vom 
14.  Mai  18^)9  —  fflr  Istrien  abgeändert  werden. . . 

Ministerialverordnung,  betreffend  die  gottesdienst- 
lichen Uebungen  für  katholische  Schüler  an  Mit- 
telschulen  

Gesetz,  betreffend  die  Regelung  der  Errichtung,  der 
Erhaltung  und  des  Besuchen  der  öffentlichen 
Volksschulen  für  Niederösterrcich 

Gesetz,  betreffend  die  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  den  öffnentlichen  Volks- 
schulen in  Niederösterreioh 

Ministerialverordnung,  betreffend  die  Fortbildungs- 
curse  der  Volksschullehrer 

MHiisterialverordnnng,  betreffend  die  Feststellung  der 
Diätenclaseen  für  das  Lohrpersonale  an  staatlichen 
Lehrerbilduneanstalten 

xin 


Datum 

des 

Normale 


9.  April 


9. 


9. 


9. 


12. 


14. 


19. 


19. 


27. 


28. 


30. 


30. 


n 


6.  Mai 


12. 


Gegenstand 


Kammer 

dM 

Normale 


Gesetz,  betreffend  die  Grehalte  der  Professoren  an  den 
weltlichen  Facult&ten  der  Universitäten  and  der 
Facultätaprofessoren  in  Wien 

(jesetz  über  die  Pensionsbehandlung  des  Lehrperso- 
nales  der  vom  Staate  erhaltenen  Lehranstalten . . . 

Geseta  über  die  £ben  von  Personen,  welche  keiner 
gesetzlich  anerkannten  Kirche  und  Keligions- 
gesellschaft  angehören  und  über  die  Führung  der 
Geburts-,  Ehe-  und  Sterberegister  für  dieselben . . 

Gesetz,  betreffend  die  Gehalte  der  Professoren  an 
den  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Oeffentlichkeit  der 
medicinischen  Rigorosen 

Ministerialverordnung,  betreffend  die  Ausdehnung  der 
Verordnung  über  die  Befähigung  für  das  Lehramt 
der  italienischen,  französischen  und  englischen 
Sprache  an  Realschulen  auf  Oberösterreich    

Ministerialerlass  zur  Durchführung  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1870,  betreffend  die  Gehalte  der  Profes- 
soren an  den  vom  Staate  erbaltenen  Mittelschulen 

Ministerialverordnung,  betreffend  die  Durchführung 
des  die  Gehalte  der  Professoren  an  den  vom 
Staate  erhaltenen  Mittelschulen  regelnden  Ge- 
setzes   

Ministerialerlass,  betreffend  die  über  die  Studien- 
erfolge derMilit&rstipendisten  an  Civillehranstal- 
ten  zu  erstattenden  Ausweise 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Leistung  der  Seel- 
Borge  für  Militärpersonen  durch  die  Civilgeist- 
lichkeit 

Ministerialerlass,  betreffend  die  von  Privatisten  zu 
entrichtende  Prflfungstaze  für  die  Maturitäts- 
Prüfungen 

Ministerialentscheidung,  betreffend  den  Vorgang  bei 
der  Wahl  der  Fachmänner  für  die  Bezirksschul- 
räthe 

Gesetz  zur  Regelung  der  Errichtung,  der  Erhaltung 
und  des  Besuches  der  öffentlichen  Volkschulen 
in  Görz  und  Gradiska 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Zulassung  der  Candi- 
daten  des  mathematisch-nautischen  Lehramtes 
auch  auf  Grund  von  üniversitätsstudien  zur  Prü- 
fung für  das  Lehramt 


58 


59 


67 


71 


68 


69 


70 


72 


79 


80 


81 


85 


92 


86 


Seite 


214 


215 


254 


258 


255 


256 


256 


259 


310 


311 


312 


343 


357 


343 


IX 


Datam 

de« 

Nonnale 


Gegenstand 


Nummer 

dt« 

Normale 


Seite 


14.  Mai 


14. 


19. 


19. 


22.    „ 


22.    n 


4.  Juni 


6. 


11. 


15.     „ 


2.  Juli 


13. 


13. 


IfiniBterialerlass,  betreffend  dieVervollBtandigungder 
polnischen  Vorträge  an  der  Universität  in  Krakau 

Ministerialverordnung,  betreffend  die  Prüfung  der 
Oandidaten  für  das  Lehramt  der  Handels  Wissen- 
schaften   

MinisterialerlasSi  betreffend  die  Erhöhung  der  von  den 
Privatisten  an  selbstständigen  Staatsrealschulen 
zu  entrichtenden  Prüfungstaxe 

MinisterialerlasB,  mit  welchem  die  in  den  §§.  6,  ad  c) 
und  10  der  Prüfungsvorschrift  vom  15.  November 
1869  enthaltenen  Bestimmungen  erläutert  werden 

Ministe rialerlass,  betreffend  die  Behandlung  der  zwei- 
ten Landessprache  für  jene  Schüler  an  Mittel- 
schulen, deren  Muttersprache  sie  ist 

Ministerialverordnung,  betreffend  die  Ueberwachung 
jener  VoQLSsohul- Lehramtszöglinge,  welche  in 
Folge  eines  genossenen  Staatsstipendiums  ver- 
pflichtet sind,  sich  auf  eine  bestimmte  Zeit  dem 
Lehrfache  zu  widmen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Vorlage  der  Haupt- 
kataloge von  Realschulen  an  die  Landessohul- 
behörde  anlässlich  des  Jahresberichtes 

Minis terialerlass,  in  Betreff  der  während  der  diess- 
jährigen  Herbsiferien  abzuhaltenden  landwirth- 
schaftlichen  Lehrcurse 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Bewilligung  von  Ver- 
sehpferd-Beitriigen  an  katholische  Seelsorger  . . . 

Ministerialverordnnng,  betreffend  Bestimmungen  be- 
hufs der  Verleihung  von  Unterstützungen  fär  Oan- 
didaten des  Lehramtes  der  französischen  Sprache 
an  selbstständigen  Realschulen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Vorkehrungen  zur 
militärischen  Ausbildung  jener  Personen  des 
Civilstandes,  welche  zu  Landwehr- Officieren  wer- 
den ernannt  werden 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Publicirung  von  Aus- 
zügen aus  den  Sitzungsprotokollen  der  Landes- 
schulräthe 

Ministerialerlass,  betreffend  einige  Erläuterungen  des 
Gesetses  über  die  Gehalte  der  Professoren  an 
Mittelschulen  rücksichtlich  der  Zuerkennung  der 
Quinquennalzulagen  und  der  Localzulagen 


87 


93 


88 


89 


90 


91 


94 


95 


97 


98 


100 


114 


115 


344 


364 


344 


345 


345 


346 


367 


367 


380 


381 


393 


490 


490 


Datum 

de« 

NoroMlc 


13.  Juli 


15. 


19. 


19.      „ 


].  August 


1. 


16. 


18. 


n 


20. 


n 


20. 


20. 


31. 


V" 


Gegenstand 


Minisrerialerlass,  betreffend  die  Wiedereinf&hning  des 
Vorbereitungscurses  der  Leobner  Bergakademie 
und  Umwandlung  der  bergakademischen  Stipen- 
dien   

Ministerialerlass,  betreffend  die  Entlohnung  der  Lehrer 
der  freien  Lebrgegcnstände  an  Staatsmittel- 
Bchulen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Crenehmigung  von 
Lehrplänen  für  Realschulen  für  mehrere  Kron- 
länder   

MinisterialerlHss,  betreffend  die  Einführung  des  Lehr- 
planes  für  Bildungsanstalten  für  Lehrer  und 
Lehrerinnen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Geltung  der  auf  Grand 
dos  kaiserl.  Patentes  tom  ö.  November  1855  über 
die  Loichenbestattung  erflossenen  Vorschriften  . . 

Ministerialvcrordnung,  betreffend  die  Portofrcilieit 
derOorrespondcnftenderk.  k.  Bezirksschulinspec- 
toren  und  k.  k.  Prüfungscommissionen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Prüfungstaxe  bei 
Wiederholungsprüfungen  und  die  Taxe  für  Prü- 
fungen aus  den  am  Gymnasium  vertretenen  freien 
Gegenständen 

Ministerialverordnung,  betreffend  die  Competenz  zur 
Zuerkennung  der  QninquennalzuUgen  an  die 
Lehrer  der  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen  . 

Ministerialverordnung,  womit  eine  Schul-  und  Unter- 
richtsordnung für  die  allgemeinen  Volksschulen 
erlassen  wird 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Lehrpläne  der  drei- 
classigen  Bürgerschulen  für  Knaben  und  Mädchen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Zulassung  jener  Gym- 
nasialschüler zur  Wiederholungsprüfung,  welche 
in  zwei  Gegenständen  eine  ungenügende  Note 
erhalten  haben  

Ministerialerlass,  betreffend  die  Geschäftsordnnng  (Ür 
die  formelle  Behandlung  der  (Geschäfte  im  Consi- 
storinm  des  griecbiseh-orientaliscben  Bisthums 
in  Dalmatien  (Zara) 


Nummer 


Seite 


Nomale 


116 


117 


(  111 
)  112 


118 


125 


121 


122 


119 


120 


123 


127 


491 


492 

403 
413 
421 
427 
435 
441 
447 
454 
461 

477 

482 


492 


553 


526 


526 


501 


516 


527 


554 


XI 


Datum 

des 

Normale 


Gegenstand 


Numtner 

de* 

Normale 


Seite 


1.  September 


3. 


5. 


7. 


10. 


11. 


11. 


13. 


21 


21. 


24. 


MinisterialerlasB,  betreffend  den  von  den  Katecheten 
an  Mittelschulen  zu  liefernden  Nachweis  der  Ma- 
turitätsprüfung   

Ministerialerlass,  botreffend  die  Verminderung  der 
Lehrstunden  in  der  katholischen  Religion  in  der 
achten  Ciasse  am  akademischen  Gymnasium  in 
Wien 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Competenz  der  Lan- 
desregierung in  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schulbau- 
Concurrenzangclegcnheiten  auf  Staats-  und  gr. 
Orient.  Religionsfonds-Domänen 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Honorirung  des  Un- 
terrichtes in  den  an  Gymnasien  vertretenen  freien 
Lehrgegenstanden 

Ministerialverordnung,  womit  eine  Verordnung  über 
die  Prüfung  der  Candidaten  für  das  Lehramt  des 
Turnens  an  Mittelschulen  und  Lehrerbildungs- 
anstalten kundgemacht  wird 

Ministerialerlass,  betreffend  die  £rtheilung  der  Alters- 
nachsichten  behufs  des  Eintrittes  in  die  nautischen 
Schulen 

Ministerialverordnung,  womit  die  Verorordnnng,  be- 
treffend die  Bildungsanstalten  für  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  unverändert,  die  Verordnung,  be- 
treffend die  Prüfungen  der  Lehrer  an  Volks*  und 
Bürgerschulen  hingegen  mit  einigen  Modificatio- 
nen  auf  Istrien  ausgedehnt  werden 

Ministerial Verordnung,  betreffend  die  Einführung  der 
anticipativen  Zahlung  der(!ollegiengelder  an  den 
Universitäten  vom  Beginne  des  Studienjahres 
1871/2  an 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Aufnahme  von  Privat- 
schülem  an  den  Mittelschulen  auf  Grund  einer 
Aufhahmsprüfung 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Erinnening  der  zu 
ordentlichen  Professoren  an  Universitäten  oder 
technischen  Hochschulen  ernannten  ausserordent- 
lichen Professoren  an  den  bereits  abgelegten 
Diensteid 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Genehmigung  des 
Lehrplanes  für  die  Realschulen  in  Mähren 


128 


129 


130 


131 


132 


133 


134 


135 


137 


124 


554 


554 


155 


556 


557 


560 


560 


561 


562 


577 


542 


xn 


Datum 

NuDUffler 

4«* 

Gegenstand 

if 

Seite 

Normale 

Normale 

28.  September 

Ministerialerlass,  betreffend  die  bedingte  Beibehaltung 
Ton  Prämien  an  Mittelschulen 

138 

578 

4.  October 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Grundzttge  der  Orga- 
nisation des  technischen  Institutes  in  Brunn 

139 

579 

4.        „ 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Grundzüge  der  Orga- 
nisation des  polytechnischen  Institutes  in  Wien . . 

140 

582 

6-        „ 
6.        „ 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Abänderung  mehrerer 
Bestimmungen  der  Vorschrift  über  die  Prüfung 
der  Candidaten  des  Lehramtes  an  vollständigen 
Realschulen 

141 
142 

585 
585 

Ministerialverordnung,  womit  mehrere  Bestimmungen 
der  eben  erwähnten  Vorschrift  als  abgeändert 
bekannt  gemacht  werden 

12.  , 

13.  , 

13.        „ 
13.        „ 

Gesetz,  betreffend  die  Schulanfsicht  für  Niederöster- 
reich   

144 
145 

146 

150 

604 
612 

614 

631 

Gebetz,  betreffend  die  Errichtung  des  Schullehrer- 
Pensionsfondes  für  Steiermark 

Ministerialverordnung,  womit  eine  Schul-  und  Unter- 
richtsordnung für  die  allgemeinen  Volksschulen 
in  Istrien  erlassen  wird 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Erhöhung  der  Taxe 
flir  die  Ausfertigung  von  Dupplicaten  der  Matu 
ritätszeugnisse 

18.        . 

Circularverordnung,  betreffend  den  Termin  für  die 
von  den  Officieren  abzulegende  Lehramtsprüfung 

154 

648 

20.        , 

Ministerialverordnung,  betreffend  die  innere  Einrich- 
tung und  Führung  der  Geburts-,  Ehe-  und  Sterbe- 
register für  Personen,  welche  keiner  gesetzlich 
anerkannten  Kirche  oder  Religion sgesellschaft 
angehören 

147 

615 

20.        , 

20. 

28.         , 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Prüfung  der  Candida- 
ten für  das  Lehramt  des  Freihandzeichnens  an 
Mittelschulen 

148 
149 
151 

616 
617 
632 

Ministerialverordnung,    betreffend   die  Prüfung  der 
Candidaten  für  das  Lehramt  des  Freihandzeich- 
nens an  Mittelschulen 

Ministerialerlass,  betreffend  den  Religionsunterricht 
und    die   religiösen  Uebungen  fUr  katholische 
Schüler  an  Mittelschulen 

xm 


Datum 
Normale 


Gegenstand 


Nummer 

dci 

Normale 


Seite 


28.  October 


4.  November 


7. 


11. 


18. 


28. 


30. 


30. 


1.  December 


4. 


22. 


Ministerialerlass,  betreffend  die  Behandlung  von  con- 
fesBionslosen  Schülern  an  Mittelschulen  bezflglich 
der  Prüfong  und  Classification  aus  der  Beligions- 
lehre 

Ministerialerlass,  betreffend  die  einstweilige  Verwen- 
dung der  bisherigen  Schulzustandstabellen  zur 
Verfassung  von  Jahresberichten  ttber  Volks- 
schulen   

Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  des  Landesgesetzes 
über  die  Schulaufsicht  für  Mähren 

Ministerialerlass,  betreffend  die  religiösen  Uebungen 
an  den  Communal-Oberrealschulen  in  Wien 

Ministerialverordnung,  womit  erklärt  wird,  dass  durch 
die  Subventionirung  einer  Schule  aus  Commnnal- 
mitteln  noch  nicht  der  Charakter  einer  öffent- 
licher Anstalt  im  Sinne  des  Reichsvolksschul- 
gesetzes  begründet  wird   

Ministerialerlass,  betreffend  die  von  Gymnasialschü- 
lern,  welche  als  ordentliche  Hörer  an  die  tech- 
nischen Anstalten  eintreten  wollen,  nachzuwei- 
sende Fertigkeit  im  geometrischen  und  Freihand- 
zeichnen   

Ministerialerlass,  betreffend  die  Bedingung,  unter 
welcher  absolvirte  Schüler  eines  Realgymnasiums 
in  das  pharmaceutische  Studium  aufgenommen 
werden  können 

Mlnisterialverordnung,  betreffend  den  Vorgang  bei 
Anweisung  des  Deficientengehaltes  an  Militär- 
geistliche   

Mlnisterialverordnung,  womit  provisorische  Anord- 
nungen in  Betreff  der  Orts-  und  Bezirksaufsicht 
über  die  Volksschulen  in  Galizien  und  Krakau 
erlassen  werden 

Ministerialerlass,  betreffend  die  Uebertragung  des  Be- 
stätigungsrechtes in  Bezug  auf  Directoren,  Lehrer 
und  Hilfslehrer  der  nicht  vom  Staate  erhaltenen 
Mittelschuten  an  die  betreffenden  Landesschul- 
rathe 

Mlnisterialverordnung,  womit  die  Mlnisterialverord- 
nung, betreffend  die  Bildungsanstalten  für  Lehrer 
und  Lehrerinen,  unverändert,  dann  die  Ministe- 


152 


158 


153 


156 


157 


155 


160 


161 


159 


162 


633 


652 


634 


649 


651 


649 


678 


678 


652 


679 


XIV 


Datum 

Hm 

Normale 

Gegenstand 

Nummer 

dM 

Normale 

Seite 

24.  December 

rialverordnung,  betreffend  die  Prüfung  der  Lehrer 
an  Volks-  und  Bürgerschulen,  mit  einigen  Modi- 
licationen  auf  djis  Herzogthum  Krain  ausgedehnt 
werden 

163 
1G4 

G79 

680 

Ministerialverordnung,  womit  die  Ministerialverord- 
nung,  betreffend  die  Bildungsanstalten  fQr Lehrer 
und  Lehrerinnen,  unverändert,  dann  die  Ministe- 
rialverordnung,  betreffend  die  Prüfungen  der 
Lehrer  an  Volks-  und  Bürgerschulen,  mit  einigen 
Modifioatiunon  auf  die  Grafschaft  Görz  und  Gra- 
diaka  ausgedehnt  werden 

'  \'f 


XV 


HphabetisGlies  KoimaUen-Eegister 

KU  dem 

Jahrgange  1870  des  Yerordnnngsblattes  für  den  Dienstbereich  des  Mini* 

sterinms  für  Cnltns  nnd  Unterricht. 


JnLm 

Aufnahmsprllfungen  für  Scliüler  der  unter- 
sten Classc  der  Mittelschulen  worden  vor- 
geschrieben.  Nr.  47,  S.  173. 

—  auch  die  Privatacliüler  haben  sich  dieser 
Prüfung  zu  unterziehen.  'S.  562. 


B. 


Barmherzige  Brüder;  die  Vorschrift,  dass 

den  graduirten  Mitgliedern  diese«  Ordens 
ein  Duplicat  d<>s  Diplomes  nicht  zu  erfol- 
gen sei,  wird  aufgehoben.    S.  660. 

Bestätigung  der  I^hror  an  Mittelschulen 
steht  dem  Landesschulrathe  zu.  \r.  122, 
S.  526. 

Bezirics  -  Schulinspectoren ;      Portofreiheit 

ihrer  Correspoudenzen.  Nr.  125,*fJ.  553. 

BeziricSSCilUlrHtlie;  deren  Sitzungen  sind 
nichtöffentlich.   Nr.  10,   S.  16. 

—  Beschlussf&higkoit derselben.  Nr.28,S.89. 

—  Vorgang  bei  der  Walil  der  Fachmänner 
tür  dieselben.   Nr.  85,   S.  343. 

Btthmen;  Schulaufsichtsgesetz  wird  abgeän- 
dert  Nr.  b,  S.  12. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhült- 
nisse  des  Lehrstandes  an  Volksschulen. 
Nr.  60,   S.  223. 

—  Gesetz  über  Errichtung  und  Erhaltung 
der  öffentlichen  Volksschulen.  Nr.  61, 
S.  232. 

—  zur  Erlernung  der  zweiten  Landessprache 
an  Mittelschulen  daselbst  hat  jeder  Zwang 
zu  entfallen.   Nr.  90,  S.  345. 


Breslauer  Rabbinatsseminar;  in  wiefern  die 
Zeugnisjto  desselben  Inländer  von  der 
Präsenzdienstpflicht  im  Heere  entheben. 
Nr.  64,  S.  252. 

Brilnn ;  Grundzüge  der  Organisation  des  ttU'h- 
nischen Institutes  daMelbst.  Nr.l  39,  S.  579. 

Bürgerschulen;  Gesetz,  betreffend  deren 
Errichtung  für  Obcrösterreicli.  Nr  30, 
S.  96. 

—  Lehrplan  der  dreiclassigen  Rlirgerfichulen 
für  Knaben.   Nr.  120,   S.  516. 

—   für  Mädchen.    Nr.  120,   S.  521. 

Bukowina;    Schulaufsichtsgesetz    wird    ab^<> 
ändert.    Nr.  6,    S.   13. 

—  Organisatinnsstatut  für  die  Adniiuistratioti 
der  GüttT  des  gr.  or.  Religioiusfonde:«. 
Nr.  54,   S.  210. 


o. 


Collegiengelder;  anticipatlve  Zahlung  der- 
selben an  den  Universitäten  vom  Studien- 
jahre 1871—72  angefangen.  Nr.  135, 
S.  561. 

ConfeSStOnsloee  Schüler  an  Mittelschulen; 
wie  dieselben  bezüglich  der  Prüfung  und 
Classißcation  aus  der  Keligionslehre  zu 
behandeln  sind.   Nr.  152,   S.  633. 

Dalmatien;  Gesetz  über  Errichtung  und  Er- 
haltung der  Volksschulen.  Nr.  41,  S.  140. 

—  Geschäftsordnung  für  das  gr.  or.  Bisthum 
daselbst.   Nr.  127,  S.  554. 
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£. 


Ehon  von  Personen«  welche  keiner  anerkann- 
ten Kirobe  oder  ReligionsgesellHchafl  an- 
gehören; GeseU  darüber.  Nr.  67,  S.254. 

—  Durchführung  des  voranstehenden  Ge- 
setzes. Nr.  147,  S.  615. 

EhrontKol  für  Lehrer;  Verleihung  derselben. 
Nr.  3,  S.  5. 

Eid;  die  XU  ordentlichen  Professoren  ernann- 
ten a.  0.  Professoren  an  Universit&ten 
und  technischen  Hochschulen  sind  ledig- 
lich an  den  abgelegten  £id  zu  erinnern. 
Nr.  1B7,  S.  677. 


F. 


Finanzgesetz  für  das  Jahr  1870;  Auszug 
aus  demselben.  Nr.  78,  S.  805. 

Freihandzeiclinen;  Verordnungen,  betreffend 
die  Prüfttng  der  Candidaton  für  das  Lehr- 
amt des  Freihandzeichnens  an  Mittel- 
schulen. Nr.  148  u.  149,  S.616  u.617. 

Französische  Sprache ;  Candidaten  des  Lehr- 
amtes dieser  Sprache  an  Realschulen 
werden  mit  Unterstützungen  bedacht. 
Nr.  98,  S.  381. 


a 


Galizien;  proyisorische  Anordnungen  in  Be- 
treff der  Orts-  und  Bezirksschulaufsicht. 
Nr.  159,  S.  652. 

Gewerbe-Zeichnungsschule  in  Wien;  Um- 
gestaltung derselben.    Nr.  143,  S.  587. 

GBrZ  und  GradiSCa;  Ab&nderung  des  Schul- 
aufsichtsgesetzes.  Nr.  12,  S.  27. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  Volksschulen. 
Nr.  82,  S.  319. 

—  Gesetz  in  Betreff  der  Errichtung  und  Er- 
haltung der  Volksschulen.  Nr.  92,  S.  357. 

—  Ausdehnung  der  Verordnungen,  betref- 
fend die  Lehrerbildungsanstalten,  dann 
betreffend  die  Prüfungen  der  Lehrer  an 
Volks-  und  Bürgerschulen  auf  dieses  Land. 
Nr.  164,  S.  680. 


Gratz;  Vorträge  über  Staatsreohnungswissen- 
schaffc  an  der  dortigen  Universität.  Nr.  37, 
S.  129. 

Gymnasien;  Hononrung  des  Unterrichtes  in 
den  an  Gymnasien  vertretenen  freien 
Gegenständen.  Nr.  131,   S.  556. 

Gymnasial  -  Leliramtscandidaten ;  Fristver- 
längerung zur  Einlieferung  der  häuslichen 
Arbeiten.   Xr.  29,  S.  89. 

Gymnasial-SchUler;  in  Betreff  der  Zulassung 
zur  Wiederholungsprüfung  bei  zwei  unge- 
nügenden Zeugnissnoten.  Nr.  123,  S.  527. 


H. 


If andelSWiSSenSChaften ;  Prüfungsnorm  für 
Candidaten  des  Lehramtes  der  Handels- 
wissenschaften. Nr.  93,  S.  364. 

I. 

immatriCUlation  auf  Grund  von  auswärtigen 
Universitätszeugnissen.   Nr.  49,  S.  173. 

Inllnder;  deren  Immatnculation  auf  Grund 
von  Abgangszeugnissen  einer  auswärtigen 
Universität.   Nr.  49,  S.  173. 

Istrien ;  Abänderung  des  Volksschulgesetzes. 
Nr.  65,  S.  252. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Errichtung  und 
Erhaltung  der  Tolksschulen.  Nr.  83, 
ab  328. 

—  Gesetz,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
des  Lehrstandes  an  Volksschulen.  Nr.  84, 
S.  334. 

—  Ausdehnung  der  Verordnungen  über  Leh- 
rerbildungsanstalten, dann  über  die  Prü- 
fung der  Lehrer  an  Volks-  und  Bürger- 
schulen auf  Istrien.  Nr.  134,  S.  560. 

—  Schul-  und  Unterrichtsordnung  für  allge- 
meine Volksschulen.    Nr.   146,    S.  614. 


K. 


KXmten;  Gesetz  über  Errichtung  und  Erhal- 
tung der  Volksschulen.  Nr.  31,  S.  97. 

-  -  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  öffentlichen 
Volksschulen.  Nr.  32,  S.  104. 
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Kirnten ;  Gesetz,  betreffend  die  Realschulen. 
Nr.  53,  S.  206. 

Krain;  Oesetz^  betreffend  die  Schulaufsicht. 
Nr.  62,  S.  239. 

—  Ausdehnung  der  Verordnungen,  betreffend 
die  Lehrerbildungsanstalten,  dann  betref- 
fend die  PrQfungen  der  Lehrer  an  Volks- 
und  Bürgerschulen  auf  dieses  Land. 
Nr.  163,  S.  679. 

Krakau;  für  alle  Vorträge  an  den  weltlichen 
FacnltSten  der  dortigen  Hochschule  hat 
die  polnische  Sprache  in  Anwendung  zu 
kommen.  Nr.  87,  S.  344. 

—  proTisorische  Anordnungen  in  Betreff  der 
Orts-  und  Bezirksaufticht  über  die  Volks- 
schulen. Nr.  159,  S.  652. 


L. 


LandeSSChulratb  (rar  Steiermark) ;  der  Lan- 
deschef daselbst  ist  an  den  zu  seiner 
Stellvertretung  gesetzlich  berufenen  Rath 
behufli  seiner  Vertretung  im  Landes- 
schulrathe  nieht  gebunden.  Nr.  101^ 
S.  393. 

-»  die  Publicirung  von  Auszügen  aus  den 
SitzungsprotokoUen  wird  grundsätzlich 
als  zulässig  erklärt.  Nr.  114,  S.  490. 

—  wird  zur  Bestätigung  der  Directoren,  Leh- 
rer und  Hilfislehrer  der  nieht  vom  Staate 
erhaltenen  Bfittelschulen  fKr  oompetent 
erklärt  Nr.  162,  S.  679. 

LandwirthSCbaftliche  Lehrcurse ;  Modalitäten 
ihrer  Abhaltung  pro  1869^70.  Nr.  95, 
S.  367. 

LehramtSCandidaf en ;  in  wiefem  Candidaten 
des  mathematisch -nautischen  Lehramtes 
auch  auf  Grund  von  Universitätsstudien 
zur  Prüfung  zugelassen  werden  können. 
Nr.  86,  S.  343. 

—  für  das  Lehramt  der  Handels wissenschaf- 
'    ten;  Prüfungsnorm  für  dieselben.  Nr.  93, 

S.  364. 

'—  für  Realschulen;  Abändenuig  mehrerer 
Bestimmungen  der  Prüfungsordnung  iür 
dieselben.  Nr.  141  and  142,  S.  585. 

LahramtsprMung  aus  der  Naturgeschichte. 
Nr.  20,  S.  54. 


Lehrbücher  (für  Mittelschulen),  unvollendete, 
werden  zum  Unterrichtsgebrauche  nicht 
zugelassen.  Nr.  15,  S.  29. 

Lehrer;  Verleihung  von  Ehrentiteln  an  die- 
selben. Nr.  3,  S.  5. 

Lehrerbildungsanstalten ;    Einsendung  der 

Pcrsonalstandestabellen.  Nr.  8,   S.  15. 

—  Feststellung  derDiätendasse  für  das  Lehr- 
perdonale.   Nr.  66,  S.  253. 

—  Lehrplan  für  dieselben,  siehe  Lehr- 
pläne. 

Lehrerinnenbildungsanstalten ;  Lehrplan  für 

dieselben,  siehe  Lehrplänc 

Lehrerversamminng  (19. allgemeine);  deren 
Abhaltung  in  Wien.  Nr.  55,  8.  212. 

Lehrpersonale  der  vom  Staate  erhaltenen 
Lohranstalten ;  deren  Pensionsbehandlung. 
Nr.  59,  S.  215. 

Lehrpläne  für  Realschulen  : 

aj  für  Niederösterreich.  Nr.  102,  S.  404. 

hj    „   Oberösterreich.  Nr.  103,  S.  413. 

ej    „  Salzburg.  Nr.  104,  8.  421. 

dj    „   Steiermark.  Nr.  105,  S.  427. 

Bj    „   Tirol.   Nr.  106,  S.  435. 

fj    „  Vorarlberg.  Nr.  107,  S.  441. 

gj    ^   Kärnten.   S.  447. 

hJ    „  Schlesien.  Nr.  109,  S.  454. 

ij    „  die  Bukowina.    Nr.  110,  S.  461. 

k)    „  Mähren.  Nr.  124,  S.  542. 

Lebrplan  der  Bildungsanstalten  für  Lehrer. 
Nr.  111,  S.  477. 

—  —   für  Lehrerinnen.    Nr.  112,  S.  482. 

—  der  dreidassigen  Bürgerschulen  für  Kna- 
ben. Nr.  120,  S.  516. 

für  Mädchen.  Nr.  120,  S.  521. 

Leichenbestattung ;  Entscheidung  in  Betreff 
der  Geltung  der  diessfalls  auf  Gfrund  des 
kaiserl.  Patentes  vom  5.  November  1856, 
erflossenen  Vorschriften.  Nr.  118,  S.492. 

Leoben ;  Wiedereinführung  des  Vorbereitungs- 
curses  der  dortigen  Bergakademie.  Nr.  116, 
S.  491. 
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Mähren ;  SchulaufsiohtBgeBetz.  Nr.  28,8. 63. 

—  Gesetz  über  die  Errichtung  und  Erhaltung 
der  Volksaohulen.  Nr.  24,  S.  72. 

—  Oesetz  zur  Regelung  der  RechtsTerhältniBse 
des  Lehrstandes  an  öffentlichen  Volks- 
schulen. Nr.  25,  S.  79. 

—  AbSnderung  des  Schulaufsichtsgesetzes. 
Nr.  153,  S.  634. 

mhristh-Neustadt  und  üScbünberg;  Reci- 

procitatsanerkennung  bezüglich  der  dor- 
tigen Realgymnasien.  S.  686. 

MatrikenfUhrung  für  Personen,  welche  keiner 
anerkannten  Kirche  angehören.  Nr.  67^ 
S.  254,  und  Nr.  147,  S.  615. 

MaturitäUprilf ung ;  Erhöhung  der  Taxe. 
Nr.  21,  S.  55. 

—  Reparatursprüfungen  aus  einem  einzelnen 
Gegenstande.  Nr.  46,  S.  168. 

—  Erhöhung  der  von  den  Privaüsten  zu  ent- 
richtenden Prüfungstaxe.  Nr.  81,  S.  312. 

—  Taxe  für  Wiederholung  derselben.  Nr.  1 2 1 , 
S.  526. 

—  Erhöhung  der  Taxe  für  Duplicate  der 
Maturitfttszeugnisse  (für  Böhmen).  Nr.  150, 
S.  681. 

MediciniSCbe  Rigorosen;  OeffenÜichkeit  der- 
selben in  Krakau.  Nr.  27,  S.  89. 

-—  desgleichen  in  Prag.  Nr.  68,  S.  255. 

Militlr-GeisUiche ;  Vorgang  bei  Anweisung 
des  Deficienten-Gehaltes  an  dieselben. 
Nr.  161,  S.  678. 

—  Pertonen;  Vorschrift,  betreffend  die  Lei- 
stung der  Seelsorge  für  dieselben  ilurch 
die  CiTÜ-Geistlichkeit.    Nr.  80,  S.  811. 

—  Stipendien;  Betheilung  mit  denselben. 
Nr.  1,  S.  2. 

—  Sfipenditten;  Erstattung  von  Ausweisen 
über  die  Studienerfolge  derselben.  Nr.  79, 
S.  810. 

Mtteleehulen;  Auibahmsprüfungen  für  Schü- 
ler der  untersten  Classe  derselben  werden 
▼orgeschrieben.  Nr.  47,  S.  178. 

^*  Ausdehnung  dieser  Norm  auf  PriTatisten 
8.  562. 


HittelSGllUlen ;  in  weicher  Sprache  die  Stu- 
dienzeugnissc  an  denselben  auszufiartigen 
sind.  Nr.  48,  S.  173. 

—  gottesdienstliche  Uebungen  der  katholi 
sehen  Schüler.   Nr.  56,  S.  218. 

—  Gesetz  über  die  Gehalte  der  Professoren 
an  den  Tom  Staate  erhaltenen  IGttel- 
schulen.  Nr.  71,  S.  258. 

—  Erlass  zur  Durchführung  dieses  Gesetzes. 
Nr.  70,  S.  256. 

—  Verordnung  zur  Durchführung  desselben 
Gesetzes.  Nr.  72,  S.  259. 

—  Erläuterung  des  Gesetzes  über  den  Gehalt 
der  Professoren  an  Mittelschulen  rück- 
sichtlich  der  Zuerkennung  der  Quinquen- 
nal-  und  Localzulagen.  Nr.  115,  S.  490. 

—  zur  Erlernung  der  zweiten  Landessprache 
an  Mittelschulen  in  Böhmen  hat  jeder 
Zwang  zu  entfallen.  Nr.  90,  S.  845. 

—  (Staats-) ;  in  wiefern  Lehrer  freier  Lehr- 
gegenstXnde  an  denselben  auf  eine  Remu- 
neration Anspruch  haben.  Nr.  1 1 7,  S.  492. 

—  zur  Zuerkennung  TonQuinquennalzulagen 
für  Professoren  an  Mittelschulen  and  zur 
Bestätigung  der  Lehrer  an  denselben  sind 
die  Landesschulräthe  competent.  Nr.  122, 
S.  526. 

—  bedingte  Beibehaltung  von  PriUnien  an 
denselben.  Nr.  138,  S.  578. 

—  Verordnungen,  betreffend  die  Prüfungen 
der  Candidaten  für  das  Lehramt  des  Frei- 
handzeichnens an  Mittelschulen«  Nr.  148 
und  149,  S.  616  und  617. 

—  Weisungen  über  den  Religionsunterricht 
und  die  religiösen  Uebungen  für  katholische 
Schüler  an  Mittelschulen.  Nr.  151,  S.  682. 

•—  Weisung,  wie  die  oonfessionsloeen  Schü- 
ler an  denselben  bezüglich  der  Prüfung 
und  Classification  aus  der  Raligionslehre 
zu  behandeln  sind.  Nr.  152,  S.  688. 


N. 


NalMrgetelllcMe;  ModaUat  der  Lehramt»« 
Prüfung  aus  derselben.  Nr.  20,  S.  54. 

Nautische  SchUien ;  betreffend  die  Einführung 
▼on  Lehrbüchern  und  LehrmiÜelD  an  dan« 
selben«  Nr.  45,  S.  166» 
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Nautische  Schalen;  Ertfaeilung  der  Alters- 
naehsichten  behaft  des  Eintrittes  in  die- 
selben. Nr.  ISS]  S.  560. 

NtederSsterreich ;  Gesetz,  betreffend  die 
Realschulen.  Nr.  63,  S.  247. 

—  Gesetz  Qber  die  Errichtung  und  Erhaltung 
der  Volksschulen.  Nr.  76,  S.  290. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsyerh&lt- 
nisse  des  Lehr^tandcn  an  Volksschulen. 
Nr.  77,  S.  296. 

—  Gesetz,  betreffend  die  Uebergabe  desVer- 
mSgens  der  Pfarrarmeninstitute  in  die 
Verwaltung  der  Gemeinden.  Nr.96,  S.  378. 

—  Gesetz,  betreffend  die  Schulaufsicht. 
Nr.  144,  S.  603. 


O- 


OberBsterreich;  AbSnderuDg  de»  Realschul- 
gesetzes. Nr.  2,  S.  5. 

—  Pfarrarmeniostitute  daselbst  übergehen  in 
die  Verwaltung  der  Ortsgemeinden.  Nr.  7, 
S.  13. 

—  Schulaufsichtsgesetz.  Nr.  50,  S.  182. 

—  Gesetz  über  die  Errichtung  und  Erhaltung 
der  Volksschulen.  Nr.  51,  S.  191. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  Volksschulen. 
Nr.  52;  8.  198. 

—  Ausdehnung  der  Verordnung  vom  8.  August 
1869  über  die  Bef&higung  für  das  Lehr- 
amt der  italienischen,  französischen  und 
englischen  Sprache  auf  dieses  Land.  Nr.  69, 
S.  256. 

Officiere;  zeitlich  pensionirte,  bedürfen  einer 
militSr-behördliehenHeiratslicenz.  Nr.  13, 
S.  27. 

—  Bestimmungen  bezüglich  jener  Officiere, 
welche  sich  der  Lehramtsprüfung  für  Real- 
schulen, namentlich  zum  Zwecke  ihrer 
Verwendung  als  Lehrer  in  den  MilitSr- 
bildungsanstalten  zu  unterziehen  wün- 
schen. Nr.  118,  8.  487. 

•^^  Bestimmung  des  Termines  für  die  von 
Officieren  abzulegende  Lehramtsprüfung. 
Mr.  154,  B.  648. 

Ortsechtllrath;  Vertretung  der  Gemeinden  als 
Schulpatrone  in  demselben.  Nr.  19,  S.  54. 


p. 


Pensionsbehandlung  des  Lehrpersonals  an 
den  vom  Staate  erhaltenen  Lehranstalten. 
Nr.  59,  S.  215. 

Personalstandestabellen  von  Lehrer-  und 

Lehrerinnen  -  Bildungsanstalten.       Nr.   8, 
S.  15. 

Pfarrarmeninstitute  (in  Oberösterreich) ; 
Uebergabe  deren  Verwaltung  an  die  Orts- 
gemeinden. Nr.  7,  S.  18. 

—  (in  Niederösterreich) ;  Uebergabe  des  Ver- 
mögens derselben  in  die  Verwaltung  der 
Gemeinden.  Nr.  96,  S.  978. 

— •  (in  KÄrnten);  Uebergabe  des  Vermögens 
derselben  an  die  Vertretung  der  Gemein- 
den. Nr.  99,  S.  391. 

PfarrpfrUnden  (altgestiftete);  UnzulKssigkeit 
der  Abforderung  des  Gebühren-Aequiva- 
lentes.  Nr.  9,  S.  16. 

Pfarren  (alt gestiftete) ;  Adjustirung  der  Fas- 
sionen.  Nr.  26,  S.  88. 

PharmaceutiSChe  Rigorosen ;  deren  Verbes- 
serung. Nr.  14,  S.  28, 

—  Studien;  Norm,  unter  welcher  Bedin- 
gung absolvirte  Schüler  eines  Realgym- 
nasiums in  das  pharmaceutische  Studium 
aufgenommen  werden  können.  Nr.  160, 
S.  678. 

Portofreiheit  der  Correspondenzen  der  k.  k. 
Bezirksschulinspectoren  und  der  k.  k.  Prü- 
füngscommissionen.  Nr.  125,  S.  553, 

PrXmien  an  Mittelschulen;  bedingte  Beibe- 
haltung derselben.  Nr.  138,  S.  578. 

PrivatdOCenten;  Berechtigung  defBclben  zur 
Wahl  TOn  Vertretern  in  das  Professoren- 
CoUegium.  Nr.  40,  S.  131. 

PrivatSChUleran  Staatsrealschulen ;  Erhöhung 
der  von  ihnen  zu  entrichtenden  Prfifungs- 
taxe.  Nr.  88,  S.  344. 

—  an  Mittelschulen;  Aufnahme  derselben 
auf  Grund  einer  Aufnahmsprüfung.  Nr.  29, 
8.  562. 

Profeseoren  ao  den  vom  Staate  erhaltenen 
Mittelschulen;  Gesetz,  betreffend  die 
Gehalte  derselben  sammt  Durchführungs- 
verordnungen. Nr.  71,  70  und  72,  8.  258, 
257  und  259. 
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Professoren;  ErlSuterang  des  Gesetzes  über 
die  Gkhalte  der  Mittelschulprofessoren 
rücksichtlioh  der  Quinquennal-  und  Local- 
Zulagen.  Nr.  115,  S.  490. 

—  zur  Zuisrkennung  von  Quinquennalzulagen 
sind  die  Landesschulräthe  competent. 
Nr.  122,  S.  526. 

Prllfungstaxe  der  Privatisten  für  Maturitäts- 
prüfungen; Erhöhung  derselben.  Nr.  81, 
S.  312. 

PrUfungSVOrSCbrift  für  Volks-  und  Bürger- 
schulen; Erläuterung  derselben.  Nr.  89, 
S.  345. 

—  für  Candidaten  des  Lehramtes  an  Real- 
schulen; Abänderung  derselben.  Nr.  141 
und  142,  S.  585. 


R. 


Realgymnasien;    unter    weicher    Bedingung 
absolvirte  Schüler  derselben  in  das  phar- 
maceutische  Studium  aufgenommen  wer- 
den können.  Nr.  160,  S.  678. 
« 

Realschulen;  Erhöhung  der  von  den  Priva- 
tisten zu  entrichtenden  Prüfungstaze. 
Nr.  88,  S.  844. 

—  von  denselben  kann  die  Vorlage  der  Haupt- 
cataloge  anlässlich  des  Jahresberichtes 
unterbleiben.  Nr.  94,  S.  367. 

ReaiSChulgesetz  für  Oberösterreich;  Abän- 
derung desselben.  Nr.  2,  S   5. 

—  für  Steiermark.  Nr.  11,  S.  22. 
^     ,   Schlesien.  Nr.  44,  S.  161. 

—  „   Kärnten.  Nr.  53,  S.  206. 

—  „   Niederösterreich.  Nr.  63,  S.  24  7. 

RealSChulen-Lehrpläne,  siehe  Lehrpläne. 

Religionslehrer  an  Mittelschulen;  die  als 
solche  Anzustellenden  haben  den  Nach- 
weis der  Maturitätsprüfung  zu  liefern. 
Nr.  129,  S.  654. 

Religionsunterricht  und  religitfse  Uebungen 

für  katholische  Schüler  an  Mittelschulen; 
Weisungen  darüber.  Nr.  151,  S.  682. 

Religiöse  Uebungen  an  den  Communal-Ober- 
realsohuien  in  Wien;  Vorschrift  darüber. 
Nr.  156,  S.  649. 


Rigorosen  (pharmaoeutische) ;  deren  Verbes- 
serung. Nr.  14,  S.  28. 

Roveredo;  Erweiterung  der  dortigen  Staats- 
Unterrealschulo  zu  einer  Oberrealschule. 
S.  369. 


s. 


Salzburg;  Gesetz  über  die  Errichtung  und 
Erhaltung  der  Volksschulen.  Nr.  16,  S.  38. 

—  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Schul- 
aufsieht. Nr.  18,  S.  53. 

Schlesien;  Gesetz,  betreffend  die  Realschulen. 
Nr.  44,  S.  161. 

—  Gesetz  über  die  Schulaufsicht.  Nr.  73, 
S.  268. 

—  Gesetz  über  die  Errichtung  und  Erhaltung 
der  Volksschulen.   Nr.  74,  S.  267. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  Volksschulen. 
Nr.  75,  S.  282. 

Scbulauf Sichtsgesetz  für  Böhmen;  dessen 
Abänderung.   Nr.  5,   S.  12. 

—  für  die  Bukowina;  dessen  Abänderung. 
Nr.  6,  S.  18. 

—  für  Görz  und  Gradiska;  dessen  Abände- 
rung. Nr.  12,   S.  27. 

—  für  Salzburg ;  dessen  Abänderung.  Nr.  1 8, 
S.  53. 

—  für  Mähren.   Nr.  23,  S.  64. 

—  .,  Oberösterreich.  Nr.  50,  S.  182. 

—  ,.  Krain.  Nr.  62,  S.  239. 

—  r,  Schlesien.  Nr.  73,  S.  267. 

—  „  Niederösterreich.   Nr.  144,  S.  603. 

—  „  Mähren;  dessen  Abänderung.  Nr.  153, 
S.  634. 

SchulbUcherVerlag  veröffentlicht  Gesetze  und 
Verordnungen  über  das  Volksschulwesen. 

Nr.  4,   S.  6. 

Scbullehrer-Pensionsfond ;  Gescu,  betref- 
fend die  Errichtung  desselben  für  Steier- 
mark. Nr.  145,  S.  612. 

Schul-  und  Unterrichts-Ordnung  für  allge- 
meine Volksschulen.   Nr.  119^  S.  501. 

—  —   für  Istrien.  Nr.  146,  S.  614. 
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SohttIZUttandS-Tabellen ;  das  bisherige  For- 
mulare kann  zur  Verfassung  der  Jahres- 
berichte pro  1869  —  70  beibehalten  wer- 
den. Nr.  158,  S.  652. 

Steiermark;  Realschulgeeetz  für  dasselbe. 
Nr.  11,  S.  22. 

—  Gesetz  über  Errichtung  und  Erhaltung 
der  Volksschulen.  Nr.  42,  S.  145. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse  des  Lehrstandes  an  Volksschulen. 
Nr.  48,  S.  152. 

—  Gesetz,  betreffend  die  Errichtung  des 
Schallehrer  -  Pensionsfond  es.  Nr.  145, 
S.  612. 

Studienzeug  niese  an  Mittelschulen ;  in  wel- 
cher Sprache  sie  auszufertigen  sind. 
Nr.  48,  S.  178. 


T. 


Taxe  ^vac  Duplicate  der  Maturitätszeugnisse 
(infiShmen).  Nr.  150,   S.  631. 

TechniecheS  Inetitut  in  Brunn;  Grundzüge 
der  Organisation  desselben.  Nr.  189, 
S.  579. 

—  —  in  Wien;  Grundzüge  dessen  Organi- 
sation. Nr.  140,  S.  582. 

Theologische  Rigorosen;  deren  Oeffentlich- 
keit.  Nr.  86,  S.  128. 

Turnen;  Vorschrift  über  die  Prüfung  der 
Gandidaten  für  das  Lehramt  'des  Turnens 
an  Mittelschulen  und  Lehrerbildungs- 
anstalten. Nr.  182,  S.  557. 


U- 


Uebertritt  von  dem  Ritus  einer  Kirche  zum 
anderen.  Nr.  22,  S.  55. 

Universitäten;  Einführung  der  anticipativen 
Zahlung  der  Collegiengelder  an  denselben 
▼omStudienjahrel871 — 72  an.  Nr.  135, 
8.  561. 

UniversitätS  -  Bibliotbelcen ;  Wirkungskreis 
der  akademischen  Senate  in  Angelegen- 
heiten derselben.  Nr.  88,  S.  129. 

—  und  Studienbibliotbelcen,  betreffend  das 

Ausleihen    der    Bücher    aus    denselben. 
Nr.  39,  8.  180. 


Universitäts-Professoren ;  Gesetz,  betreffend 
die  Gehalte  derselben.    Nr.  58,  8.  214. 

—  —  (ausserordentliche),  sind  bei  Ernen- 
nung zu  ordentlichen  Professoren  ledig- 
lich an  den  abgelegten  Diensteid  zu  er- 
innern. Nr.  187,  S.  577, 

—  Studirende;  Beurlaubung  zu  deren  Aus- 
bildung im  Falle  ihrer  Ernennung  zu 
Landwehr-Ofücieren.    Nr.  126,    8.  558. 


V. 


Versebpferd-Beiträge  an  katholische  Seel- 
sorger; unter  welchen  Bedingungen  sie 
zu  bewilligen  sind.   Nr.  97,  8.  880. 

VolIcSSCbulgesetz;  Abänderung  desselben  für 
Istrien.  Nr.  65,   8.  252. 

VolICSSGbulen;  Gesetze  und  Verordnungen 
hierüber,  deren  Veröffentlichung.  Nr.  4, 
8.  6. 

—  Gesetz  über  deren  Errichtung  und  Erhal- 
tung für  Salzburg.  Nr.  16,  8.  88. 

für  Mähren.  Nr.  24,  8.  72. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverh&lt- 
nisse  des  Lehrstandes  an  denselben  für 
Mähren.    Nr.  25,  8.  79. 

—  Gesetz  über  deren  Errichtung  und  Erhal- 
tung für  Kärnten.  Nr.  81,   8.  97. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  denselben  für 
Kärnten.  Nr.  82,  8.  104. 

—  Gesetz  über  deren  Errichtung  und  Erhal- 
tung für  Vorarlberg.  Nr.  38,  8.  118. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  denselben  für 
Vorarlberg.  Nr.  84,  8.  118. 

—  Vorschrift  in  Betreff  der  Abhaltung  öffent- 
licher Prüfungen  am  Schlüsse  des  Schul- 
jahres. Nr.  85,  8.  128. 

—  über  Errichtung  und  Erhaltung  derselben 
für  Dahnatien.  Nr.  41,  8.  140. 

für  Steiermark.  Nr.  42,  8.  145. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  denselben  für 
Steiermark.  Nr.  48,  8.  16^. 
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Volksschulen;  Gesetz  über  die  Errichtung 
und  Erhaltung  derselben  für  Oberöster- 
reich. Nr.  61,  S.  191. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  denselben  für 
Oberösterreich.  Nr.  52,  S.  198. 

—   für  Böhmen.  Nr.  60,  S.  223. 

—  Gesetz  über  die  Errichtung  und  Erhaltung 
derselben  für  Böhmen.  Nr.  61,  S.  232. 

—  Gesetz  über  die  Errichtung  und  Erhaltung 
der  Volksschulen  für  Schlesien.  Nr.  74, 
S.  276. 

—  Gksetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  Volksschulen 
für  Schlesien.  Nr.  75,  S.  282. 

—  Gesetz  über  die  Errichtung  und  Erhaltung 
der  Volksschulen  in  Niederösterreich. 
Nr.  76,  S.  290. 

—  Gesetz  .zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  Volksschulen  in 
Niederösterreich.  Nr.  77,  S.  296. 

—  —  —  für  Görz  und  Gradiska.  Nr.  82, 
S.  319. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Errichtung  und 
Erhaltung  der  Volksschulen  für  Istrien. 
Nr.  83,  S.  328. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  Volksschulen  in 
Istrien.  Nr.  84,  S.  334. 

—  Gesetz  in  Betreff  der  Errichtung  und  Er- 
haltung der  Volksschulen  für  Görz  und 
Gradiska.  Nr.  92,  S.  357. 

—  Erläuterung  der  Prüf ungs  Vorschrift  für 
Volks-  und  Bürgerschulen.  Nr.  89, 
S.  345. 

—  Schul-  und  Ünterriohtsordnung.  Nr.  119, 
S.  501. 


Volksschulen ;  erhalten  durch  die  Subventio- 
nirung  aus  Communalmitteln  noch  nicht 
den  Charakter  öffentlicher  Anstalten. 
Nr.  157,  S.  651. 

VolksSCbullehrer ;  FortbUdungscune  dersel- 
ben.  Nr.  57,  S.  213. 

Volksschul-Lehramtscandidaten,  welche  ein 

Staatsistipendium  genossen  haben;  wie 
dieselben  zu  überwachen  sind.  Nr.  91, 
S.  346. 

Vorarlberg ;  Gesetz  zur  Regelung  der  Errich- 
tung und  Erhaltung  der  Volksschulen. 
Nr.  33,   S.  113. 

—  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  Volksschulen. 
Nr.  34,  S.  119. 

w. 

Wiederholungsprüfung ;  Zulassung  zur  Wie- 
derholungsprüfung der  GymnasialschUler 
bei  zwei  ungenügenden  Zeugniäsnoten. 
Nr.  123,  S.  527. 

Wien;  Vorschrift  in  Betreff  der  religiösen 
Uebungen  an  den  Communal*Oberreal- 
schulen  daselbst.  Nr.  156,  S.  649. 


z. 


Zeichnen;  Verordnungen,  betreffend  die  Prü- 
fung der  Lehramtscandidaten  des  Frei- 
handzeichnens an  Ifittelschulen.  Nr.  148 
und  149,  S.  616  und  617. 

—  welche  Fertigkeit  im  geometrischen  und 
Freihandzeichnen  die  Gymnasialsohüler 
bei  ihrer  Aufnahme  an  die  technischen 
Institute  nachzuweisen  haben.  Nr.  155, 
S.  649. 
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Alplial)ötisGlies  YeizeicMss 


der 


Yerngungen  Ober  Lehrbflcher  and  Lehrmittel  zu  dem  Jahrgänge  1870  des 
Yerordnnngsblattes  fOr  den  Dienstbereich  des  Hinlsterlnms  fOr  Colttts  und 

Unterrieht. 


Seite 


Anleitung  zum  Latdnlesen  und  Solurei- 
ben 


137 


599 


Aprent  und  Kukula.  Deutsches  Lese- 
buch für  die  Unterclassen  mittlerer 
Lehranstalten ;  L  und  IT.  TheÜ .  . 

AÜas  der  landwirthschaftlich  schädli- 
chen und  nutzlichen  Thiere  Mittel- 
europas      886 


Biblisehe  Geschichte  des  alten  und 
neuen  Testamentes  für  die  erste 
Classe  evangelischer  Schüler  (böh- 
misch)      573 

Binftorfer  11  Lesebuch  für  Volks-  und 

Bürgerschulen,  3  Theile 315 

—    —  M.  Lesebuch   für  Volks-  und 

Bürgerschulen.  4.  Theil 599 

Book,  Dr.  Bau,  Leben  und  Pflege  des 
menschlichen  Körpers  in  Wort 
undBüd 9 

c. 

Czttger   J.,  Dr.  Die  Naturlehre  für  den 

Unterricht  in  Elementarschulen  .  .    627 


o, 


Dedcer  A.  Physik  und  Chemie  für  die 
höheren  Classen  der  Volksschulen 
und  für  Töchterschulen 315 


Seite 

Deinhardt  IL  Lesebuch  fJSar  Volks-  und 

Bürgerschulen  (3  Theile j 315 

—  —   H.  Lesebuch  für  Volks-  und 
Bürgerschulen.  (4.  Theil) 599 

Domini  V.,  Conte  de.  Lezione  di  mano- 
yra  navale  ad  uso  delle  souole 
nautiche 137 

Bgger  A.  Deutsches  Lesebuch  für 
höhere  Lehranstalten.  (IL  Theil, 
2.  Band) 374 

■ 

'Bnropa,  Karte  von  Europa  mit  slavi- 

scher  Nomenklatur 20 

F. 

Fedkovio  J.  6.  Spivannik  dlja  gospo- 

darskich  ditocok 572 

FiiOher  F.  Geschichte   der  göttlichen 

Offenbarung  des  alten  Bundes ...    400 

—  F.  X.   Arithmetika   pro  prvnf  a 
druhou  tHdu  niisfho  gymnasfa  .  •    628 

Fuohl  K.  Hebräisches  Lehr-  und  Lese- 
buch für  die  zweite  Classe  Israelit. 
Volksschulen 386 


TffftB^ftV   E.,    Dr.    Lehrbuch  der  Qt- 

sohiohte  des  Alterthums 599 

Hartinger  A.  Bilder  aus  der  Geschichte    316 


XXXV 

Scilf 

Hauelbaoh  C,  Dr.  Lehrbuch  der  Geo- 
graphie für  Mittelschulen 536 

Heinrich  J.  Schreib-Lese-Fibel 316 

Hemmerling  J.  Uebungsbuch  zum 
Uebersetzen  aus  dem  Deutschen 
ins  Lateinische  für  obere  Gym- 
nasialclassen 536 

Hillardt  F.,  Dr.  Die  kleinen  Zeichner.    498 

J. 

Jahn.  Chemie  jili  ludba 587 

Jessen.  Lesebuch  für  Volks-  und  Bür- 
gerschulen. (3  Theile) 315 

—  Lesebuch  für  Volks-  und  Bürger- 
schulen. (4.  Theil) 599 


Karte  der  beiden  Hemisphären  mit  böh- 

misch-slavischer  Nomendatur  ...    598 

—  der  beiden  Hemisphären  mit  kroa- 
tischer Nomendatur 643 

Khuen   A.  Blicke  in   das  Leben   der 

Thiere 386 

Kiepert  H.  Neuer  Atlas  von  Hellas  • .    263 

Klika  J.  F^sika  pro  gymnasia  a  realn^ 

skoly 92 

Knappe  J.  Grundriss  der  Geographie .  .        9 
Kodym  St.,  Dr.  Üvod  do  hospoddfstrf  .        9 

—  —  —  Landwirthschaftliches  Le- 
sebuch         9 

Koppe  K.   Die   Arithmethik   und   Al- 
gebra        34 

KoYif.  VSeobecn^  dejepis.  I.  und  IL 

Theil 537 

Kosenn  B.  Karten  und  Atlanten 536 

—  —  Höhenschichtenkarte   von 
Oberösterreich 572 

Erdbeschreibung  für  Volks- 
schulen und  Leitfaden  der  Geo- 
graphie für  MitteLschulen 399 

Kretsohmejr  F.,  Dr.  Deutsches  Lese- 
buch. (L  und  H.  ßand) 498 


S«ito 

Kuknia  W.  Deutsches  Lesebuch 599 

—  —  Leitfaden  der  Naturgeschichte    599 
und  600. 

Knns    K.    Udebn4    a  cvi^ebni    knfha 

jazyka  nSmeckdho 573 

Kupka  J.  Nai&a  o  melick^ch  tvarech    628 

Lamberger    A.    Der   österreichische 

Rechenmeister 688 

Lepaf  J.  Politick;^  atlas  kvseobecn^ 

dejin&m 34 

—  —   Vieobecn^  dSjepis 537 

Lnnardelli  Cl.,  Dr.  Brevetrattato  deUe 

cambiali  secondo  la  lege  austriaca    137 

Madiera  K.  A.  Deutsches  Lehrbuch 
für  die  unteren  Classen  an  Ober- 
gymnasien und  Oberrealschulen.  .    572 

M^jer  A.,  Dr.  Fysika  pro  \fiU  Skoly  .    497 

Moonik  Fr.,  Dr.  Rechenbücher  und  An- 
leitungen zum  Gebrauche  der- 
selben       84 

—  —   —   Ra^unice  i  algebra  za  ve- 

like  giranazije 60 

—  —   —  Trattato  di  algebra 136 

—  —   —  Corso  di  G^metria  ....     136 

—  —   —  Rechenbücher  und  Anlei- 
tungen      670 

Morawek  A.  Systematische  Zeichnen- 
schule      498 

Vatnrkrttfte,  eine  naturwissenschaft- 
liche Volksbibliothek 400 

STetolicika  E.,    Dr.    Kleine    illustrirte 

Naturgeschichte  für  Volksschulen    627 

Viedergesiss  R.  Deutsches  Lesebuch 

für  Bürgerschulen 642 

SToYakovto    St.    Srpska     sintaksa   u 

izvodu   92 


Seile 


PtUegrini  Fr.  Antologia  italiana.    ...    187 

Peuker  R.  Geschichte  der  göttlichen 

Offenbarung 671 

Pisko  Fr.,  Dr.    Die  Physik   für  Ober- 
gymnasien     497 

PfAprotnik  A.   Slovenska  slovnica  za 

penrence 8 

PrOnunel  J.  Benennung  der  hauptsSch- 

liehstenTheile  eines  Schiffes  ...    137 

Rntheniiohe  Übel 852 

Rnfheniaohef  Letebnoh 599 

S. 

ianda  Fr.  MSHctvf 578 

Sohilbr.  LSnder  der  heiligen  Schrift 

(Wandkarte) 886 

Sohaull  Fr.  Guido  allo  studio  dell  Astro- 

nomia  nautica 186 

Soherber  G.  Contabiliti  semplice  e  di 

bordo 187 

Solllaaillgor  J.  Die  darstellende  Geo- 
metrie im  Sinne  der  neueren  Geo- 
metrie      648 

Bohnedar  R  Ghrundxfige  der  darstellen- 
den Gk'ometrie 670 


XXV 

Seile 

SOhnll  F.  Kleine  lateinische  ;Grammatik  578 

—  —  Aufgaben 578 

BlOYeniiehe  Sprachlehre 475 

SprAOhbnch,  deutsches  für  slovenische 

Volksschulen 688 

Stojaaofio  M.  Yo^antvo 816 

T. 

Tille  A.y  Dr.  U2ebn&  kniha  zemSpisu  .  578 

V. 

Vorobkievioi  J.  Notensätze    für    den 

Chorgesang  der  gr.  or.  Liturgie.  .  220 

—  —  Sbomik  p^nej 572 

Waadfibeli  slorenische 92 

Warhanok.  (Geographischer  Leitfaden 

für  Oberrealschulen 60 

Weftpbal  R.  Theorie  der  neuhochdeut- 
schen Metrik 84 

ZamAra  C.  Elementi  di  matematica  ad 

uso  della  liarina  meroantile 186 


XXVI 


Personen-Eegistei 


zu  dem 

Jahrgänge  1870  des  Terordnongsblattes  für  den  Dienstbereich  des  Mini- 

sterinms  Ar  Cultus  und  Unterricht. 


Seil« 

A. 

Achtner  Micha  el  ....  133,  565 
Adam  Vincenz. ...  17,  57,  133 

Aelschker  Eduard 591 

ATini  Bartholomäus 348 

Alefi  Anton 635 

Altwirth  CajeUn 662 

Ambroi  Johann 56,  383 

Aprent  Johann 132,  469 

Ardelt  Theodor 132,  218 

Arlt  Ferdinand,  Dr 347 

Armani  Basilins 348 

Auinger  Joseph 313,  469 

Antensteiner  Mathias 217 

Äusserer  Carl 133 

Axmann  Ferdinand 133 

B. 

Bachmann  Ferdinand 565 

Bakowski  Wenzel 567 

Balcar  Anton 567 

Baldessari  Jakob 620 

Baniarz  Anton 591 

Barrach-Rappoport    Carl, 

Dr 469 

Baranowski  Nikolaus 348 

Batta  Franz 567 

Baudys  Wilhelm 90 

Bauer  Andreas 132,  133 

Bauer  Martin,  Dr 216 

Baukenhayder  Ignaz.132,  636 

Bause  Theophil 567 

Bayer  Anton 662 

Beck  Adolph.  Dr 17 

Beck  Rudolph 383 

Beer  Adolph,  Dr 17 

Beer  Hieronymns,  Dr 527 

Bier  Franz 635 

Benedikt  Bernhard 347 

Berger  Joseph 132,  312 

Bemhart  Paul 132 

Beisl  Martin 590 

Beyer  Joseph 347 

Bßlohlavek  Carl 564 

Biba  Vincenz 133,  566 

Bienert  Vincenz 57 

Biermann  GottUeb 593 

BiUek  Johann 370 

Binder  Joseph 662 

Bisek  Joseph 349,  591 

Blaschke  Johann,  Dr 348 

Blaschtowitschka  Anton .  565 


Seit« 

Blatt  Markus 661 

Bleich  Peter 369 

Blumberg  Heinrich 7 

Blumenstock  Leo,  Dr.  . . .  681 

Böhm  Alois 469 

Bochdalek  Vincenz,  Dr.  .  347 

Bodynski  Ladislaus 591 

Bolzmann  Ludwig,  Dr. . . .  312 

Bondi  Ignaz 29 

Brand  Joseph,  Dr 663 

Brandl  Joseph ,  Dr 132 

Bratranek  Thomas,  Dr.  .     528 

Brodnik  Johann 347 

Brühl  Carl,  Dr 636 

Brunner  Heinrich 348 

Bucher  Bruno 7 

Budan  Franz 681 

Budmani  Peter 174 

Buhl  Eduard,  Dr 348 

BuUf  Alois 394 

Burger  Johann,  Dr. . .  133,  348 
Burkhardt  Friedrich,  Dr. .  370 
Byma  Ignaz 6 

G. 

Camesina  Albert,  Rit.  v. .  620 

Charipar  Franz 175 

Cheväier  Ludwig,  Dr.. . .  133 

Chladek  Franz 470 

Chocholouiek  Vincenz  . .  133 

Ceola  Jakob 174 

Öizek  Franz 134 

Clima  Johann 565 

Conrad  Carl 469 

Czedik     v.    Brfindlsberg 

Alois 312 
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Kundmachung. 


Vom  1.  Jänner  1870  angefangen  erscheint  der  zweite  Jahrgang  des  Verordnungs- 
blattes flir  den  Dienstbereich  des  Ministerinms  fUr  Cultus  und  Unterricht,  dessen 
Inhalt  die  einschlägigen  Gesetze  und  normativen  Verordnungen,  Personalnach- 
richten, Kundmachungen  zum  Zwecke  der  Besetzung  von  Dienststellen,  dann  Ver- 
ftgungen,  betreffend  Lehrbttcher  und  Lehrmittel  bilden. 

Für  die  Behörden  und  die  Lehrkörper  jener  Lehranstalten, 
welche  aus  Staatsmitteln  oder  aus  öffentlichen  Fonden  erhalten 
werden,  ist  eine  Verfügung  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Un- 
terricht, sobald  sie  in  das  Verordnungsblatt  aufgenommen  und 
ihnen    dieses  zugestellt  worden  ist,  als  intimirt  anzusehen. 

Zur  Abiahme  desselben  sind  die  Landesschulbehörden ,  beziehungsweise 
Statthaltereien  und  Landesregierungen,  die  Bezirksschulbehörden,  beziehungsweise 
Bezirkshauptmannschaften,  die  Universitäten,  die  ausser  dem  Verbände  mit  letz- 
teren stehenden  theologischen  Facultäten ,  die  chirurgischen  Lehranstalten,  die 
höheren  Fachschulen,  soweit  sie  dem  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  unter- 
stehen, die  Universitäts-  und  Studienbibliotheken,  die  sonstigen  dem  genannten 
Ministerium  unterstehenden  Institute,  dann  die  Mittelschulen  verpflichtet.  Es  ist 
jedoch  auch  dafür  gesorgt,  dass  der  Bezug  des  Verordnungsblattes  auch  Privat- 
personen möglichst  erleichtert  werde. 

Ein  vollständiges  Exemplar  desselben  für  das  Jahr  1870  kostet  1  fl.  80  kr., 
mit  Postzusendung  2  fl.  ö.  W.  Die  Pränumeration  wird  bei  der  k.  k.  Hof-  und 
Btaatsdrnckerei  in  Wien  entgegengenommen,  wohin  die  irankirten  und  mit  dem 
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Pränamerationsbetrage  versehenen  Briefe  (beziehnngsweise  FostanweiBongen)  zu 
richten  sind. 

Um  dem  vielseitig  geäusserten  Wunsche  nach  Erlangung  des  in  zweiter  und 
dritter  Auflage  bereits  vergriffenen  Verordnungsblattes  des  Jahres  1869  zu  ent- 
sprechen, wurde  ein  Separatabdruck  der  in  diesem  Jahrgange  enthaltenen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Lehrbttcherzulassungen,  mit  Hinweglassung  der  Personalnach- 
richten und  Concursausschreibungen  angeordnet  und  es  kann  dieser  Separatab- 
druck —  soweit  die  Auflage  hinreicht  —  im  Monate  Jänner  1870  bei  der  k.  k. 
Hof-  und  StKatsdruekerei^  sowie  im  Wege  des  Buchhandels,  um  den  Preis  von 
1  fl.  50  kr.;  mit  Postzusendung  um  1  fl.  70  kr.  bezogen  werden. 

Vtm  k.  k.  Mliiisleriam  fir  CiUis  und  Vnlerrickt 


Nr.  1. 

Circularverordnung  des  k.  k.  Reichs-Kriegsministeriums  vom 
1.  December  1869,  Abth.  6,  Nr.  3513  % 

in  Betreff  der  Betheilung  yon  Aspiranten  mit  Militär-Stipendien  und  Anf- 

nahme  derselben  in  die  Militär-Bildnngsanstalten. 

Anlässig  wiederholter  Anfragen  und  Gesuche  um  Verleihung  von  Militär- 
Stipendien  und  um  Aufnahme  von  Aspiranten  in  die  Militär-Bildungs-Anstalten 
wird  mit  Bezug  auf  die  in  den  Normal- Armee  Verordnungsblättern:  29.  Stttck 
vom  Jahre  1868  Nr.  130,  und  13.  StUck  vom  Jahre  1869,  Nr.  54  (Verordnungs- 
blatt für  den  Dienstbereich  des  Ministeriums  fttr  Cultus  und  Unterricht  vom  Jahre 
1869,  Heft  6.  Nr.  48  und  50)  verlautbarten,  dann  auf  jene  einschlägigen  Verord- 
nungen, welche  an  die  General-  und  Militär- Commmanden  ergangen  sind.  Folgen- 
des bekannt  gegeben : 

Die  flir  Ofßciers-  und  MilMr-Beamtensöhne  gewidmeten  Militär-Stipendien 
höherer  Kategorie  werden  d*  Betreffenden  in  der  Regel  auf  die  Dauer  von 
4  Jahren  mit  dem  Verbehalte  verliehen,  dass  die  Stipendisten  während  dieser 
Zeit  ein  sittliches  Betragen,  sowie  einen  mindestens  befriedigenden  Fortgang  in 
den  Studien  an  den  Tag  legen,  und  nach  ihrer  körperlichen  BescHbifenheit  die 
künftige  Militär- Diensttauglichkeit  erwarten  lassen. 

Bei  Erfüllung  dieser  Bedingnisse  ist  den  Militär-Stipendisten  die  seinerzeitige 
Aufnahme  in  eine  Militär- Akademie  gesichert,  sofern  sie  in  diesen  Anstalten  auch 
die  Vorprüfung  mit  gutem  Erfolg  abzulegen  vermögen. 

Die  Betheilunp  der  Aspiranten  mit  Militär-Stipendien  höherer  Kategorie 
findet  nach  gut  absolvirter  2.  Glasse  eines  Untergymnasiums  oder  Realgymnasiums , 
dann  der  2.  oder  3.  Classe  einer  Unterrealschule  statt. 

Betreif  der  letzteren  Lehranstalten  steht  nämhch  in  den  im  Reichsrathe  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern  die  Einführung  von  vierclassigen  Unterreal- 
schulen bevor,  während  die  Oberrealschulen  wie  bisher  aus  drei  Classen  bestehen 
werden. 


*)  Anmerkung.  Enthalten  im  k.  k.  Armee- Verordnungblntte  vom  Jahre  1869,  Stttck 
96,  Nr.  335. 


Aspiranten,  welche  ihre  Studien  an  solchen^  vierclassigen  UnteiTealsehulen 
zarQcklegen,  können  demnach  wegen  der  nur  vierjährigen  Dauer  des  Militär- 
Stipendiums  damit  erst  nach  gut  absalvirter  3.  Üiasse  betheilt  werden. 

Dieser  Umstand  wird  Von  den  betreffenden  Militär-Behörden,  welche  zur 
ADsfertignng  der  Qualifications-Eingaben  berufen  sind,  darin  oder  in  einschlä- 
gigen Berichten  genau  ersichtlich  zu  machen  sein. 

Nach  obigen  Andeutungen  können  daher  Gesuche  um  die  Verleihung  von 
Militär-Stipendien  höherer  Kategorie  in  jenem  Jahre  an  die  General-  oder  Militär- 
Oouimanden  gerichtet  werden,  in  welchen  die  Aspiranten  die  2.  Classe  eines 
rntergymnasinms  oder  Realgymnasiums,  beziehungsweise  die  2.  oder  3.  Classe 
einer  Unterrealschule  besuchen,  je  nachdem  die  letztbezeichnete  Anstalt  eine  drei- 
oder  vierelassige  ist. 

Die  General-  und  Militär-Commanden  veranlassen  dann  die  Vormerkung  der 
Aspiranten,  wenn  dieselben  auf  das  erbetene  Stipendium  reglemeut massig  An- 
spruch haben,  sowie  die  sonst  erforderliche  Qualitication  besitzen. 

Die  Verleihung  von  Militär-Stipendien  höherer  Kategorie  wird  vom  Relchs- 
Kriegsministerium  auf  Grund  der  von  den  General-  und  Militär-Commanden  ein- 
langenden Vormerkungslisten  tlber  die  Aspiranten  nur  vor,  längstens  mit 
Beginn  jedes  Schuljahres  Allerhöchsten  Orts  beantragt. 

Die  Einberufung  *  der  Militär-Stipendisten  in  die  Akademien  erfolgt  Seitens 
des  Reichs-Kriegsministeriums  nach  absolvirter  2.  Classe  eines  Obergymnasiums 
iu  die  Wiener-Neustädter  und  nach  vollständig  absolvirter  Oberrealschule  in  die 
technische  Militär-Akademie,  und  zwar  mit  Vorbehalt  eines  günstigen  Resultates 
der  oberwähnten  Vorprtlfung. 

Sollte  ein  Militär-Stipendist,  welcher  das  Gymnasium  besucht  und  daher  in 
die  Neastädter- Akademie  einzutreten  hätte,  in  der  Mathematik  vorzüglich  clässi- 
iirirt  sein  und  besondere  Vorliebe  für  die  technische  Akademie  haben,  könnte 
einem  diessflilligen  Ansuchen  nur  ausnahmsweise  willfahrt  werden. 

Dagegen  kann  die  Bestimmung  eines  Stipendisten,  welcher  den  Studien 
eiuer  Realschule  obliegt,  in  die  Neustädter- Akademie  wegen  Mangels  der  Kennt- 
uiss  der  lateinischen  Sprache  nicht  stattfinden. 

Die  Militär- Stipendien  minderer  Kategorie  sind  vor  Allem  den  Söhnen  der 
dienenden  und  vor  dem  Feinde  invalid  gewordenen  Mannschaft  gewidmet;  jedoch 
müssen  die  Aspiranten  nebst  der  körperlichen  Eignung  wenigstens  in  einer  Volks- 
schule Unterricht  erhalten.  Auf  eine  längere  Dauer  als  vier  Jahre  werden  Stipen- 
dien nur  iu  besonders  rUcksichtswürdigen  Fällen,  namentlich  an  verwaiste  Sol- 
daten-Knaben verliehen,  sofern  deren  Unterbringung  in  einem  MilitärErziehungs- 
hanse  nicht  thunlich  sein  sollte. 

Aspiranten,  welche  bereits  eine  Unterrealschule  oder  ein  Unter-  oder  Real- 
gymnasium besuchen,  werden  besonders  berücksichtigt. 

Officiers-  und  Militär-Beamtensöhne,  welchen,  wie  schon  erwähnt,  die  Mili- 
tär-Stipendien höherer  Kategorie  gewidmet  sind,  dürfen  mit  Stipendien  minderer 
Kategorie  nur  ausnahmsweise  bei  besonders  rücksichtswürdigen  Verhältnissen 
betheilt  werden,  wenn  diess  ohne  Beeinträchtigung  der  Aspiranten  mit  näherem 
Ansprüche  geschehen  kann. 

In  diesem  Sinne  sind  seitens  der  General-  und  Militär-Commanden  vorkom- 
mende diessfällige  Gesuche  von  Officieren  und  Militär -Beamten  zu  behandeln 
respective  Aspiranten  für  mindere  Stipendien  in  die  Vormerkung  zu  nehmen. 

Die  Einbemiiing  der  Militär-Stipendisten  minderer  Kategorie  erfolgt  nach 
vollständiger  Absolvirnng  einer  Uuterrealschule,  oder  eines  Unter-  oder  Realgym- 
uasiums,  ausschliesslich  in  die  militär-technische  Schule  zu  Weisskirchen  in 
Mähren,  und  zwar  ebenfalls  mit  Vorbehalt  eines  günstigen  Resultates  der  daselbst 
abzulegenden  Vorprüfung. 


Nach  beendetem  3.  Jahrgange  der  bezeichneten  Schule  übertreten  die  vor- 
züglichsten Zöglinge  in  die  technische  Militär- Akademie,  wo  sie  die  innegehabten 
Militär-Stiftnngs-  oder  Zahlplätze  beibehalten. 

In  der  militär-technischen  Schule  haben,  ausser  den  Söhnen  von  Militärs, 
auch  jene  der  Civil-Staats-Beamten  auf  Militär-Zöglingsplätze  Anspruch;  können 
jedoch  nur  direct,  ohne  irtthere  Betheilung  mit  einem  Militär-Stipendium  eintreten, 
wenn  sie  bei  sonstiger  Eignung  die  oberwähnten  Vorkenntnisse  besitzen. 

Rttcksichtlich  der  Präsenzdienstpflicht,  welche  die  Militär-Stipendisten  als 
Gegenleistung  fttr  den  Bezug  des  Stipendiums  nach  Analogie  des  §.  19  des  Wehr- 
gesetzes zu  vollstrecken  und  zu  welcher  sie  sich  mittelst  Reverses  zu  verpflichten 
haben,  werden  die  näheren  Bestimmungen  später  folgen. 

Mit  Beginn  des  nächsten  Schuljahres,  nämlich  mit  1.  October  1870,  können 
Aspiranten  aus  der'  Privat-Erziehung  in  die  nachbenannten  Militär-Bildnngs- 
Anstalten^  nach  gut  bestandener  Vorprüfung  aufgenommen,  und  vorläufig  über 
Ansuchen  ihrer  Angehörigen  bei  den  General-  und  Militär-Commanden  vorgemerkt 
werden,  und  zwar : 

1.  In  den  4.  Jahrgang  des  Cadeten-Institutes  zu  Eisenstadt,  von  wo  die 
Zöglinge  mit  Schluss  des  Schuljahres  in  die  Akademien  übersetzt  werden. 

2.  In  das  zu  St.  Polten  za  errichtende  Militär- GoUegium,  aus  welchem  nach 
einem  zweijährigen  Curse  die  geeigneten  Zöglinge  ausschliesslich  in  die  Wiener- 
Neustädter  Akademie  gelangen. 

3.  In  die  Wiener-Neustädter-  und  in  die  technische  Militär- Akademie. 

4.  In  die  militär-technische  Schule,  und 

5.  in  die  noch  bestehenden  Militär-Erziehungshäuser,  sofern  diess  mit  Rück- 
sicht auf  den  Zöglingsstand  zulässig  sein  wird. 

Zum  Eintritte  in  die  obigen  Anstalten  sind  ausser  einem  sittlichen  Betragen 
und  der  körperlichen  Eignung  zur  künftigen  Militär-Dienstleistung  die  folgenden 
Vorkenntnisse  erforderlich. 

ad  1.  Die  gut  absolvirte  5.  Gymnasialciasse,  wobei  auf  gute  Kenntnisse  in 
der  Algebra  und  Geometrie  besonders  Gewicht  gelegt  wird,  dann  werden  auch 
Vorkenntnisse  in  der  französischen  Sprache  gefordert. 

ad  2.  Das  gut  absolvirte  vierclassige  Unter-  oder  Real-Gymnasium,  nament- 
lich in  Bezug  auf  Mathematik. 

Aspiranten,  welche  eine  Realschule  besuchen,  können  in  das  Militär- Colle- 
gium,  welches  eine  Vorbildungs-Anstalt  für  die  Wiener-Neustädter- Akademie  ist, 
wegen  Mangels  der  Eenntniss  der  lateinischen  Sprache  nicht  aufgenommen 
werden. 

ad  3.  Die  gut  absolvirte  6.  Gymnasialclasse,  oder  eine  vollständige  Ober- 
realschule,  bei  guter  Kenntniss  der  Mathematik  einschliesslich  der  ebenen  Trigo 
nometrie,  dann  Kenntniss  der  französischen  Sprache. 

Bei  Aspiranten  fllr  die  technische  Militär-Akademie,  ist  auch  anzugeben,  ob 
sie  in  die  Ai'tillerie-  oder  in  die  Genie-Abtheilung  einzutreten  wünschen. 

ad  4.  Die  gut  absolvirte  vollständige  Unterrealschule  oder  das  gut  absolvirte 
Unter-  oder  Real-Gymnasium. 

ad  5.  Mindestens  die  gut  absolvirte  Normalclasse. 

Aspiranten  auf  Zahlplätze  müssen  ebenfalls  die  erforderlichen  Vorkenntnisse 
besitzen,  und  werden  in  die  betreffende  Anstalt,  wie  alle  übrigen  Zöglinge,  nur 
nach  befriedigend  abgelegter  Vorprüfung  definitiv  aufgenommen. 

Die  entsprechende  Vorbildung  ist  überhaupt  eine  wesentliche  Bedingung  bei 
Auswahl  der  Aspiranten  sowohl  für  die  Betheilnng  mit  Militär-Stipendien,  als  bei 
directer  Bestimmung  in  die  Militär-Bildungs-Anstalten. 

Vorzüglich  classificirte  Aspiranten  werden  bei  sonst  im  Allgemeinen  gleichen 
Verhältnissen  der  Angehörigen  besonders  berücksichtigt 


Den  betreffenden  Militär- Behörden  wird,  unter  Hinweisang  auf  die  Beilagen 
2  und  3  des  Reglements  für  die  Militär- Bildungs  -  Anstalten,  angelegentlich 
empfohlen,  die  genaueste  Ausfertigung  der  Qualifications-Eingabeu  strenge  zu 
Ubepwachen,  da  sich  hierauf  die  an  das  Reichs-Kriegs-Ministerium  gelaugenden 
Vormerkungslisten  über  die  Aspiranten  gründen,  und  eine  blos  oberflächliche 
AasfQlIung  der  Rubriken  in  den  bezeichneten  Eingaben,  zur  richtigen  Beurtheilung 
der  Verhältnisse  nicht  gentigt. 

Nr.  2. 

Gesetz  vom  7.  December  1869, 

wodurch  §•  18  des  fAr  Oberösterreich  erlassenen  Bealschulgesetzes  Tom 

30.  April  1869  *)  abgeändert  wird. 

Wirksam  für  Oesterreich  ob  der  Enns. 

Mit, Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthums  Oesterreich  ob  der 
Enns  finde  Ich  anzuordnen^  wie  folgt : 

§.1. 

An  die  Stelle  des  letzten  Absatzes  des  §.18  des  fbr  OberÖsterreicb  erlassenen 
Real-Schulgesetzes  vom  30.  April  1869  hat  folgende  Bestimmung  zu  treten: 

„Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beilähigungs-PrUfung  fUr  das  Lehramt, 
insbesondere  das  Mass  der  Anforderungen  in  den  einzelnen  Gegenständen  werden 
im  Verordnungswege  festgestellt.^ 

§.2. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  ist  mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes 
beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lasier  ■•  p« 

Nr.  3. 

Verordnung  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  16.  December 

1869,  Z.  11.809, 

betreffend  die  Yerleihung  Ton  Ehrentiteln  an  Lehrer  der  Yolksschnlen  und 

Lehrerbildungsanstalten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung 
vom  11.  December  1869  den  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  allergnädigst  zu 
ermächtigen  geruht,  verdienten  Yolksschul-Unterlehrern  den  „Lehrertitel^  und 
verdienten  Oberlehrern  mehrclassiger  Volksschulen  den  „Directorstitel^  als 
Ehrentitel  unmittelbar  zu  verleihen ;  femer  den  zu  Hauptlehrern  an  Lehrer-Bil- 
dungs- Anstalten  Ernannten,  sofern  ihnen  schon  vermöge  ihrer  bisherigen  Dienstes- 
stellung der  ,,Profe8Sorstitel^  gebührte,  die  Fortführung  desselben  zu  gestatten. 

Indem  ich  diess  zur  Kenntniss  der  Schulbehörden  und  des  Lehrpersonals 
bringe ,  iUge  ich  bei ,  dass  Anträge  auf  Verleihung,  beziehungsweise  Belassung 
solcher  Titel  in  derselben  Weise,  wie  Auszeichnungsanträge  anderer  Art  zu 
behandeln  sein  werden. 

lasner  ■.  p. 

*)  Anmerkung*.  Enthalten  im  Verordnungsblatte  für  den  Dienstbereich  des  Ministe- 
riuaB  fUr  Cuhns  und  Unterricht  vom  Jahre  1869,  Heft  1,  Nr.  57. 
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Nr.  4, 

Ministerialerlass  vom  2.  Jänner  1870,  Z.  11.760  ex  1869, . 

betreffend  die  Yeröffentlichung  von  Handausgaben  der  Gesetze  and  Yerord- 
nungen  fiber  das  Yolksschulwesen  durch  den  k.  k.  Sehulbficherverlag. 

Um  es  zn  ermöglichen;  dass-  die  Kenntniss  der  Gesetze  and  Verordnungen 
Über  Volksschul-ÄDgelegenheiten  sich  in  den  weitesten  Kreisen  verbreite,  habe 
ich  die  Einleitung  getroffen,  dass  davon  in  allen  Sprachen  des  Reiches  Handaus- 
gaben zu  den  billigsten  Preisen  im  Wege  des  k.  k.  Scholbtlcher- Verlages  veran- 
staltet werden. 

So  oft  eine  solche  Handausgabe  zur  Veröffentlichung  gelangt,  wird  diess  in 
dem  „Verordnungs blatte  für  den  Dienstbereich  des  Ministeriums  für  Cultus 
und  Unterricht^  angezeigt  werden,  und  es  kann  dieselbe  sohin  sowohl  unmitteK 
bar  von  der  k.  k.  SchulbUcherveriags  Direction  in  Wien,  und  von  der  k.  k.  Schul- 
bücherverlags-Verwaltung  in  Prag,  als  mittelbar  von  den  befugten  Schulbücher 
Verschleissem  um  den  festgesetzten  Preis  bezogen  werden. 


Personalnachrichten. 

»Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
30.  November  1869  dem  Professor  der  theoretischen  Medicin  an  der  medicinischen  Lehranstalt 
in  OlmQtz,  Dr.  Andreas  Ludwig  J  e  i  1 1  e  1  e  s ,  aus  Anlass  der  über  sein  Ansuchen  erfolgten 
Versetzung  in  den  Ruhestand,  in  Anerkennung  seines  vieljährigen  verdienstlichen  Wirkens  im 
Lehramte  das  Ritterkreuz  des  Franz  Josephs-Ordens  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
3.  December  1869  dem  pens.  Oberlehrer  in  Ober-Döbling,  Johann  Posch,  in  Anerkennung 
seiner  vieljährigen  eifrigen  Dienste  das  silberne  Verdienstkreuz  mit  der  Krone  allergnädigst 
zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 

8.  December  1869  dem  Bürgermeister  in  Seybnsch,  Franz  Rybarski,  in  Anerkennung  seiner 
besonderen  Verdienste  um  die  Förderung  des  Schulwesens  das  goldene  Verdienstkreuz  mit 
der  Krone;  dem  Schuldirector  in  Ried,  Franz  X.  Gumpoltsberger,  und  dem  Oberlehrer 
Joseph  Wus  tinger  in  Wien  in  Anerkennung  ihrer  vieljährigen  verdienstlichen  Dienstleistung 
jedem  das  goldene  Verdienstkreuz,  endlich  den  VolksschuUehrern  Ignaz  B  y  m  a  in  Leded, 
Johann  R  e  s  1  e  r  in  GfOhl,  Johann  Dorn  in  Feuersbrunn,  Franz  M  a  d  e  r  in  Rodeneck  nnd 
Joseph  Scharingerin  Nussdorf,  in  Anerkennung  ihrer  vieljährigen,  eifrigen  und  erspriess- 
Hchen  Lehrthätigkeit  jedem  das  silberne  Verdienstkreuz  mit  der  Krone  allergnädigst  zu  ver- 
eihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entsohliessang  vom 
27.  December  1869  dem  Seotionsrathe  im  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht,  Alois  Her- 
mann, in  Anerkennung  seiner  ausgezeichneten  Dienstleistung  den  Orden  der  eisernen  Krone 
dritter  Classe  taxfrei  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 

9.  December  1869  den  Triester  Qymnasialprofessor  Dr.  Ernst  G  n  a  d  zum  Landesschalinspaotor 
zweiter  Classe  allergnädigst  zn  ernennen  geruht. 


Aaf  Grand  des  Gesetzes  vom  26.  M&ri;  1869  (R.  G.  Bl.  Nr.  40)  wurde  Dr.  Ernst  Gnad  fttr 
die  Volks-  und  Mittelschulen  in  Istrien  mit  dem  Amtssitze  in  Parenzo  bestimmt  und  ihm 
nebstbei  das  Referat  für  die  administrativen  und  ökonomischen  Schulangelegenheiten  im  dor- 
tigen Landesschulrathe  übertragen. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessang  vom 
30.  November  1869  den  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Brunn,  Fridolin  Krasser, 
zam  Director  dieser  JLiehranstalt  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
25.  December  1869  dem  Professor  der  Banwissenschaften  an  der  k.  k.  technischen  Akademie 
in  Lemberg,  Edmund  S  t  i  x ,  anlässlich  seines  Rücktrittes  von  seinem  lehrämtlichen  Dienst- 
posten, die  Fortführung  des  Professorstitels  allergnädigst  zu  gestatten  geruht. 


Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  früheren  Schiffbau-Ingenieur  der  Kriegs- 
Marine,  Victor  Lutschannig,  zum  Professor  des  Schiffbaues,  und  den  Privat- Ingenieur 
Heinrich  B 1  u  m  b  e  r  g  zum  Professor  der  höheren  Mechanik  und  Maschinenlehre,  beide  für 
den  mit  der  Handels-  und  nautischen  Akademie  in  Triest  verbundenen  Schiflfbaucurs  ernannt. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  provisorischen  Secretär  des  k.  k.  Museums 
fftr  Kunst  und  Industrie,  Bruno  B  u  c  h  e  r,  zum  wirklichen  Secretär  an  dieser  Anstalt  ernannt. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  Volksschule  zu  Zaschau,  mit  mährischer  Unterrichtssprache,  ist  die  Stelle 
eines  Unterlehrers  erledigt,  und  es  wird  zur  Besetzung  derselben  der  Concurs  ausgeschrieben. 

Mit  dieser  Stelle  ist  ein  Gehalt  von  150  fl.,  freie  Wohnung  und  der  Bezug  von  einer  Klafter 
weichen  Brennholzes  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  mit  den  erforder- 
lichen Nachweisen  belegten  Gesuche  bis  E  n  d  e  Jänner  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirkshaupt- 
manne  zu  Wal.-Meseritsch  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  zu  M  a  1  e  n  o  w  i  t  z  ist  die  Lehrerstelle,  mit  welcher  der  jährliche 
Gehalt  von  210  fl.  verbunden  ist,  erledigt. 

Bewerber  um  diesen  Dienstposten  haben  ihre  mit  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Nach- 
weisen versehenen  Gesuche  bis  Ende  Jänner  d.  J.  bei  der  k.'k.  Bezirkshauptmannschaft 
in  Teschen  zu  überreichen. 

Zur  Besetzung  einer  am  k.  k.  Gymnasium  zu  Leitmeritz  erledigten  Lehrstelle  der 
classischen  Philologie,  mit  deutscher  Unterrichtssprache,  wird  hiemit  der  Concurs  ausge- 
schrieben. 

Der  Gehalt  beträgt  840  fl.  und  bei  Vorrückung  in  die  höhere  Gehaltsstufe  915  fl.,  wozu 
noch  die  drei  Decennalzulagen  zu  je  105  fl.  kommen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  und  an  das  k.k.  Unterrichtsministerium 
fitylisirten  Gesuche  bis  £  n  d  e  J  ä  n  n  e  r  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Landesschuhrathc  iUr  Böhmen  ein- 
zureichen. 

Die  Lehrstelle  an  der  Volksschule  zu  St.  P  a  u  1  an  der  Gail  ist  erlediget. 

Zur  Besetzung  derselben  wird  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben.  Mit  der  Stelle  ist  (ein- 
gerechnet die  Messnerbezüge)  ein  Jahreseinkommen  von  136  fl.  38  kr.  verbunden.  Bewerber 
haben  die  Kenntniss  der  slovenischen  Sprache  nachzuweisen  und  ihre  Gesuche  bis  8.  Febru  &x 
d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulratbe  in  Hermagor  einzubringen. 
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An  der  katholischen  Volksschule  sa  £  1 1  g  o  t  h  ist  die  ünterlehrerstelle«  mit  welcher  ein 
jährlicher  Gehslt  von  150  fl.  ö.  W.  nebst  Natoralwohnang  verbunden  ist,  in  Erledigung 
gekommen. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  eigenhännig  geschriebenen  und  vorschriftsmiissig 
instruirten  Gesuche  bis  Mitte  Februar  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshanptmannschaft  Bielitz 
zu  flberreicheo. 

Die  Kenntniss  der  polnischen  Sprache  wird  erfordert. 

Mit  1.  Jänner  d.  J.  kommt  die  I^hrerstelle  an  der  katholischen  Volksschule  in  Baum- 
garten in  Erledigung.  Mit  diesem  Posten  ist  ein  jährliches  Einkommen  von  210  fl.  ö.  W., 
nebst  Naturalwohnung  und  Vergütung  der  Schulsäuberungskosten,  sowie  der  Messner-  und 
Organisterdienst  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Lehrerstelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  den  Dienstes- 
documenten  und  einer  kurzen  Schilderung  ihres  Lebens-  und  Bildungsganges  belegten  Gesuche 
bis  15.  F  e  b  r  u  a  r  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Bielitz  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zuGross-Rasel  in  Mähren,  mit  deutscher  und  slavischer  Unter- 
richtssprache, ist  die  Lehrerstelle  zu  besetzen,  mit  welcher  nebst  Naturalwohnung  ein  Grehalt 
von  210  fl.  Ö.  W.,  inbegriffen  eines  Natnralbezuges  von  7  Metzen  Korn,  verbunden  ist 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  in  beiden  Landessprachen  eigenhändig 
geschriebenen  Gesuche,  versehen  mit  den  Nachweisen  über  ihr  Alter,  Befähigung,  bisherige 
Verwendung  und  vollkommene  Kenntniss  der  slavischen  und  deutschen  Sprache  bis  Ende 
J  ä  n  n  e  r  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Hohenstadt  einzubringen. 

Dem  Schulconcurrenzausschusse  der  Schulgemeinden  Gross-Rasel  und  Theodorow  steht 
das  Präsentationsrecht  des  Lehrers  zu. 

Die  Stelle  eines  ezponirten  Unterlehrers  für  die  Volksschule  in  Cerhof,  Gerichtsbezirk 
Schildberg,  mit  slavischer  Unterrichtssprache  und  einem  Einkonunen  von  jährlichen  157  fl.  50  kr. 
ö.  W.,  ist  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  versehen  mit  den  Nachweisen 
über  ihr  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Verwendung  bis  £  n  d  e  J  ä  n  n  e  r  1.  J.  bei  der  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  in  Hohenstadt  einzubringen. 

Die  Oberlehrerstelle  an  der  zweidassigen  Volksschule  zu  Oberndorf,  polit.  Bezirk 
Scheibbs,  ist  erlediget. 

Bewerber  hierum  haben  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  an  den  Schulausschuss  dieser 
Schule  zu  richten  und  bei  dem  Obmanne  desselben,  Franz  Griessler  zu  Obemdorf  bis  20. 
Jänner  d.  J.  zu  überreichen. 


Verfugungen, 

betreffend  Lehrbücher  und  LehrmitteL 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  der  k.  k.  Landesschulbehörde 
für  Krain  die  slovenische  Sprachlehre  von 

Andreas  Fraprotnik   „Slovenska  slovnica  za  pervence^.  Laibach,  1869. 
(Preis  eines  gebundenen  Exemplares  30  kr.) 

mit  dem  Erlasse  vom  17.  December  1869,  Z.  10.400,  zum  Lehrgebrauche  an  slovenischen  Volks- 
schulen zugelassen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  des  k.  k.  Landessohulrathes 
fUf  Böhmen  das  Buch 


Grundriss  der  Geographie  von  Joseph  Knappe.   Prag,  1869.   (Preiseines 

Exemplares  80  kr.) 

mit  dem  Erlasse  vom  17.  December  1869,  Z.  11.091,  zum  Lehi^ebranche  an  Volke-  VDd  Bibrger- 
schnlen  zugelassen.  * 

Zur  Anschaffung  für  Büchersammlimgen  der  Volksschulen  und  für  Lehrerbildungsanstalten 
wird  vom  Ministerium  für  Cnltiis  und  Unterricht  empfohlen  (M.  Z.  6425  vom  J.  1869) : 

Professor  Dr.  Bock's  „Bau-,  Leben  und  Pflege  des  menschlichen  Körpers  in 
Wort  und  Bild".  Leipzig,  Ernst  Keil.  (Preis  eines  Exemplares  5  Sgr.) 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Acker- 
bau die  im  Verlage  von  MiknläS  et  Knapp  in  Karolinenthal  (Prag)  erschienenen  zwei  Schriften : 

F.  St.  K  0  d  y  m  a :  Uvod  do  hospodäf stvi.  Hospodäf sk^  ditanka,  poctini  cenon 
od  zemsk^ho  v^^boru  Moravsk^ho  (s  83  vyobrazenimi)  und 

Dr.  Ph.  St.  Kodym's  Landwirthschaftliches  Lesebuch  fUr Kleingrundbesitzer 

nnd  landvrirthschaftlicbe  Schulen.  Nach  dem  preisgekrönten  böhmischen  Originale 

tibersetzt  von  Dr.  F.  und  Dr.  M.  (Mit  vielen  Abbildungen) 

in  dem  an  den  Landesschnlrath  für  Böhmen,  an  den  Statthalter  für  Mähren  und  an  den 
Landespräsident«n  für  Schlesien  gerichteten  Erlasse  vom  23.  December  1869,  Z.  11.770,  zur 
Anschaffung  für  die  Volksschalbibliotheken  und  Lehrerbildungsanstalten  empfohlen. 

Der  Ladenpreis  des  böhmischen  Textes  beträgt  2  fl.  40  kr.,  jener  des  deut- 
sehen, der  noch  durch  eine  zweite  Abtheilung  vervollständigt  werden  soll,  1  fl.  ö.W. 


Hancle^n^gr^^^^  ^^°  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Yolksschulsachen^ 

welche  durch  den  Schulbücherverlag  veröffentlicht  worden  sind : 

Deutsch:  Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  12.  Juli 
1 S69,  womit  Uebergangsbestimmungen  zur  Durchfllhrung  des  Volksschulgesetzes 
erlassen  werden.  (Preis  2  kr.  ö.  W.) 
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Emladimg  zui  Fräumneratioii 

anf  den 

Oesterreichischen  Schulboten. 

Zeitschrift  für  die  Interessen  der  Volksschule. 

Verantwortlicher  Redactenr 
Dr.  F.  Kl.  Hillctrdt. 

1870.    20.  Jahrgang.    36  Nummern  in  Lexikon  8**  ä  16  Seiten. 

Preis  ganzjährig  loco  Wien  3  fl.,  mit  Postversendung  3  fl.  40  kr. ;  halbjährig  loco  Wien  1  fl.  50  kr., 

mit  frankirter  Postversendnng  1  fl.  70  kr. 

Die  rasche  Entwicklung,  in  welcher  das  österreichische  Volksschulwesen  begriffen  ist, 
macht  es  Hir  Alle,  denen  eine  gesetzliche  Theilnahme  an  demselben  zusteht,  namentlieh  ^  die 
Landes-,  Bezirks-  und  Ortsschulräthe  und  für  jeden  einzelnen  Volksschul- 
1  e  h  r  e  r  zum  dringenden  Bedürfnisse,  von  den  auf  die  Volksschule  bezüglichen  Gesetzen  und 
Verordnungen  zur  rechten  Zeit  Eenntniss  zu  erlangen,  sich  über  die  dabei  vorkommenden 
Zweifel  aufzuklären  und  über  die  bereits  ins  Leben  getretenen  Reformen  in  den  einzelnen 
Ländern  und  Schulbezirken  Auskunft  zu  erhalten. 

Seinem  Programm  getreu,  wird  sich  der  österr.  Schulbote  auch  in  seinem  20.  Jahrgange 
bemühen,  seinen  Lesern  in  der  gedachten  Weise  nützlich  zu  werden  und  wird  nebstdem  beach- 
tenswerthe  Ansichten  und  Vorschläge  in  Betreff  der  methodischen  Behandlang 
einzelner  Lehrgegenstände  und  die  Beurtheilung  neuer  Lehrbücher  und  Lehrmittel 
bringen. 

Seinen  übrigen  Inhalt  bilden  Nachrichten  über  die  Organisation  neuer  Schulen,  über  Lehr- 
pläne, über  Lehrerconferenzen,  über  Schulfeierlichkeiten,  über  pädagogisch-didaktische  Ver- 
hältnisse des  Auslandes,  über  Auszeichnungen  der  um  das  Schulwesen  verdienten  Männer 
11.  8.  w.  —  In  solcherweise  wird  der  österr.  Schulbote  bestrebt  sein,  sich  auch  in  diesem  Jahre 
als  ein  aufrichtiger  Freund  und  verlässlicher  Ratbgeber  des  Lehrstandes  zu  bewähren. 
Wien,  im  Januar  1870. 

L.  W.  Seidel  ic  Sohn, 

BnohkSndler,  Graben  Nr.  13. 


Physicalischer  Apparat 

für  Tolksschiileii 

nach  "Würtembergischem  System  zusammengestellt 

und  angefertigt  von 

Franz  Batka  in  Prag. 


Dieses  Lehrmittel  nmfasst  in  der  I.  Serie  die  unerlässlichen  Gegenstände  zur  Demon- 
stration der  allgemeinen  Eigenschaften  der  Körper^  des  Magnetismus^  der  Elektrloitftty  des 
GalranismuSy  derOptlk,  Aerostatik,  Hjdrostatik  etc.,  sowie  in  der  II.  mehrere  Geräthschaften 
zu  chemischen  Versuchen  und  einigen  ebenfalls  wichtigen  physicalischen  Experimenten.  Die 
III.  Serie  besteht  ans  einem  Telegrafen  nach  Mors6*s  System,  bei  welchem  der  Papierstreifen 
(der  zur  Bewegung  ein  Uhrwerk  erfordert,  welch  letzteres  von  den  Schülern  irrthümlicherweise 
oft  für  den  Hauptbestandtheil  des  Apparates  angesehen  wird)  durch  eine  Metallglocke  substi- 
tuirt  ist,  welche  durch  ein  an  dem  Anker  befestigtes  Hämmerchen  beim  Telegraphiren  die 
Zeichen  gibt. 

Sämmtliche  3  Serien  zusammen  kosten  inclusive  Emballage  fl.  27.—.  Doch  werden  die- 
selben auch  einzeln  abgegeben  und  dann  kostet  Serie  L  fl.  14.—,  Serie  II.  fl.  5.50,  Serie  III.  fl.9.50. 


Au*  (i«r  kauerlicb-kADigUcliea  Hot-  und  SuaUdrucker«!. 


Jahrgang  1870.  ^^^^  Ü. 


Verordnungsblatt 


für  dea  Dieostbereicli  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Hiniflteriam  für  Galtus  and  Iloterricht 


Aasgegeben  am  25.  JSnaer  1870« 


InJ&alt:  Knndmachnng,  betreffend  das  Erscheinen  dieses  Verordnungsblattes  pro  1870.  — 
Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  des  §.  32  des  Schulaufsichtsgesetzes  vom 
8.  Februar  1869  für  Böhmen.  —  Gesetz,  womit  der  §.  32  des  Gesetzes  über  die 
Schulaufsicht  vom  8.  Februar  1869  für  das  Herzogthom  Baoowina  abgeändert 
wird.  —  Gesetz,  wirksam  für  das  Erzherzogthum  Oesterreich  ob  der  Eons,  betreffend 
die  Uebergabe  der  Pfarrarmen-Institute  an  die  Ortsgemeinden.  —  Ministerialerlass, 
betreffend  die  Einsendung  der  Pensonalstands- Ausweise  von  den  6ildungsanstalten 
für  Lehrer  und  Lehrerinen  und  den  Uebungsschulen.  —  Ministerialerlass,  betreffend 
die  Unzulässigkeit  der  Abforderung  des  Gebühren^Aequivalentes  von  den  den 
Inhabern  altgestifteter  Pfarrpfründen  aus  dem  Religionsfonde  von  Fall  zu  Fall 
gewährten  jährlichen  Unterstützungen,  wenn  hiedurch  das  Jahreseinkommen  nicht 
über  315  fl.  erhöht  wird.  —  MinisterialerlasSi  betreffend  die  Oeffentlichkeit  der 
Sitzungen  der  Bezirksschulräthe.  —  Personaliiachrichten.  —  Concurs-Ausschrei«* 
bnngen.  —  Verfügung,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel. 


Kundmachung. 


Vom  1.  Jänner  1870  angefangen  erscheint  der  zweite  Jahrgang  des  Verordnungs- 
blattes fllr  den  Dienstbereich  des  Ministerinms  fbr  Cnltus  and  Unterricht,  dessen 
Inhalt  die  einschlägigen  Gesetze  und  normativen  Verordnungen,  Fersonalnach- 
riehten,  Kundmachungen  zum  Zwecke  der  Besetzung  von  Dienststellen,  dann  Ver- 
fügnngen,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel  bilden. 

Für  die  Behörden  und  die  Lehrkörper  jener  Lehranstalten, 
welche  aus  Staatsmitteln  oder  aus  öffentlichen  Fonden  erhalten 
werden,  ist  eine  Verfügung  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Un- 
terricht, sobald  sie  in  das  Verordnungsblatt  aufgenommen  und 
ihnen   dieses  zugestellt  worden  ist,  als  intimirt  anzusehen. 

Zur  Abnahme  desselben  sind  die  Landesschulbehörden ,  beziehungsweise 
Statthaltereien  und  Landesregierungen,  die  Bezirksschulbehörden,  beziehungsweise 
Bezirkshauptmannschaften,  die  Universitäten,  die  ausser  dem  Verbände  mit  letz- 
teren stehenden  theologischen  Facultäten ,  die  chirurgischen  Lehranstalten,  die 
höheren  Fachschulen,  soweit  sie  dem  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  unter- 
stehen, die  Universitäts-  und  Studienbibliotheken,  die  sonstigen  dem  genannten 
Ministerium  unterstehenden  Institute,  dann  die  Mittelschulen  verpflichtet.  Es  ist 
jedoch  auch  dafür  gesorgt,  dass  der  Bezug  des  Verordnungsblattes  auch  Privat« 
Personen  möglichst  erleichtert  werde. 
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Ein  Tollstftiidige«  Exenplar  desselben  fttr  das  Jahr  1870  kostet  1  fl.  80  kr., 
mit  Postzosendiing  2  fl.  ö.  W.  Die  Prinnmenitian  wird  bei  der  k.  k.  Hof-  und 
Statttsdmekerei  in  Wien  entgegengenommen,  wohin  die  frankirten  nnd  mit  dem 
Frännmerationsbetrage  yersehenen  Briefe  (beziehnngsweise  Postanweisungen)  zu 
richten  dnd. 

Um  dem  vielseitig  geäusserten  Wnnsche  nach  Erlangung  des  in  zweiter  and 
dritter  Anflage  bereits  Teigriffenen  Verordnungsblattes  des  Jahres  1869  zu  ent- 
sprechen, wurde  ein  Separatabdruck  der  in  diesem  Jahrgange  enthaltenen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Lehrbflcherzulassungen,  mit  Hinweglassung  der  Personalnach- 
richten und  Concursausschreibungen  angeordnet  und  es  kann  dieser  Separatab- 
druck —  soweit  die  Anflage  hinreicht  —  im  Monate  Jänner  1 870  bei  der  k.  k. 
Hof-  und  StMtsdmekerei^  sowie  im  Wege  des  Buchhandels ,  um  den  Preis  von 
1  fl«  50  kr.,  mit  Postawsendung  um  1  fl.  70  kr.  bezogen  werden. 

▼m  k.  k.  ifaüiteriia  Ar  Caitas  aad  raterricht 


Nr.  5. 

Gesetz«  vom  13.  December  1869, 

. ,..  giltig  für  das  Königreich  Böhmen, 

betrelTend  die  Aendenmg  des  §.  32  desSchulauftichtsgesetzes  Tom  8.  Febmar 

1869^  L.  G.  Bl.  Nr.  26. 

lieber  Antrag  des  Landtages  Meines  Königreiches  Böhmen  flnde  Ich  zu  ver- 
ordnei^  wie  folgt: 

§.  1.  Der  §.  32  des  Gesetzes  über  die  Schulau£sicht  vom  8.  Februar  1869, 
L.  G.  Bl.  Nn  26,  hat  in  seiner  gegenwärtigen  Fassung  ausser  Wirksamkeit  zu 
treten  und  künftig  zu  lauten : 

Dem  Bezirksschnlrathe  und  den  Bezirksschulinspectoren  kommt  das  Prädikat 
„kaiserlich-königlich^  zu. 

Per  Vondta^ende  vertheilt  die  einlangenden  GeschäflsstSeke  behufs  deren  Bear- 
beitujpg  ap  dii^  Hitglieder  und  besorgt  mit  Benützung  der  Arbeitskräfte  der  k.  k. 
Bezirksbebörde  die  laufende  Geschäftsftthrang. 

Die  Kanzleierfordemisse  besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  StldteUy  welche  einen  eigenen  Schulbezirk  bilden,  wird  dem  Bezirksschnl- 
rathe das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  GemeindevertretOBg  beigegeben 
und  der  Aufwand  fUr  Kanzleierfordemisse  aus  Gemeindemitteki  bestritten. 

Die  Bezirkßchulinspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen  Sehul- 
inspectionen  nnd  Visitationen  einen  Diäten-  und  Reise-Pauschalbetrag  ans  Staats- 
mitteln. 

§.  2.  Gegenwärtiges  Gesetz  hat  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wtrk- 
saoikeit  zn  treten. 

fitaa  Joseph  m.  p, 

lasasr  b.  •• 
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Nr.  6. 

Gesetz  vom  13.  December  1869, 

wirksam  für  das  Herzogthum  Bukowina, 

womit  der  §.  32  des  Gesetzes  fiber  die  Sehulauflsiclit  yom  8.  Februar  1869 

abgeändert  wird. 

Mit  ZuBÜmmang  des  Landtages  Heines  Herzogtbums  Bukowina  finde  loh 
anzuordnen^  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Der  §.  32  des  Gesetzes  über  die  Schnlanfsicht  vom  8.  Februar  1869  wird 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  und  hat  in  Hinkunft  nachstehend  zu  lauten : 

§.  32.  Dem  Bezirksschulrathe  und  den  Bezirksschulinspeetoren  kommt  das 
PrSdikat  „kaiserlioh-königlieh^  zu. 

Der  Vorsitzende  vertheilt  die  einlangenden  Geschäftsstttcke  behufs  deren 
Bearbeitung  an  die  Hitglieder  und  besorgt  mit  Benützung  der  Arbeitskräfte  der 
k.  k.  Bezirksbehörde  die  laufende  Geschäftsführung. 

Die  Kanzleierfordemisse  besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  wird  dem  Bezirks.- 
schulrathe  das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige- 
geben und  der  Aufwand  für  Kanzleierfordemisse  ans  Gemeindemitteln  bestritten^ 

Die  Bezirksschulinspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen  Schulen- 
Inspectionen  und  Visitationen  einen  Diäten-  und  Reisekosten-Pauschalbetrag  aus 
Staatsmitteln. 

Artikel  H. 

Mit  dem  Tage  der  Kundmachung  tritt  dieses  Gesetz  in  Wirksamkeit. 

FraM  Joseph  m.  p. 

luier  ■.  f. 


Nr.  7. 

Gesetz  vom  20.  December  1869, 

wirksam  für  das  Erzherzogthnm  Oesterreieh  ob  der  Bnns^ 

betreffend  die  IJebergabe  der  Verwaltung  der  Pfarrarmeninstitiite  an  die 

Ortsgemeinden. 

Ueber  Antrag  des  Landtages  Meines  Erzherzogthumes  Oesterreieh  ob  der 
Enns  finde  Ich  auf  Grundlage  der  Gemeindeordnung  vom  28.  April  1864,  §§.  25, 
Punct  8,  33  und  52  zur  vollständigen  Durchführung  dieses  Gesetzes^  betreffend 
das  Armenwesen  und  die  Sorge  für  Gemeinde  - Wohlthätigkeit^anstalten  zu  ver- 
ordnen, wie  folgt: 

§.  1.  Das  Vermögen  der  in  Oberösterreich  bestehenden  Pfarrarmeuinstitnte 
ist  ausser  den  im  §.  4  dieses  Gesetzes  angeführten  Fällen  den  Ortsgemeinden  zur 
Verwaltung  zu  übergeben. 

§.  2.  Die  durch  verschiedene  gesetzliche  Bestimmungen  den  Pfarrarmepinsti- 
tuten  gewidmeten  Zuflüsse,  insoferne  dieselben  nicht  bereits  ge9etzlich  einem 
speciellen  Zwecke  gewidmet  sind,  und  insolange  die  Reichsgesetzgebung  hinaicht- 
lieh  derselben  keine  andere  Verfügung  triiTt,  sind  in  Hinkunft  an  die  Gemein^e- 
Armencasse  abzuführen.  Das  in  den  Kirchen  gesammelte  Almosen  bleibt  der  Ver- 
fügung der  Kirche  überlassen.  (Art.  XV  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  December 
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1867  ttber  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger.)  Die  Ortsgemeinden  haben 
diese  Zuflüsse^  wie  da«  Annenvermögen  überhaupt,  und  die  aus  freiem  Antriebe 
gewidmeten  oder  eingehenden  Gelder,  insofeme  die  Widmung  des  Gebers  dem 
nicht  entgegensteht,  zur  Verwaltung  im  selbstständigen  Wirkungskreise  zu  über- 
nehmen. 

§.  3.  Das  von  den  Pfarrarmeninstituten  übernommene  Vermögen,  sowie  die 
gesetzlichen  und  freiwilligen  Zuflüsse  für  Arme,  sind  nur  für  die  Armenversorgung 
oder  flir  besondere,  die  Armenpflege  betreffende  Zwecke  und  Widmungen  nach 
etwaigen  Bea);immungen  der  Stifter  zu  verwenden  und  in  abgesonderter  Verrech- 
nung zu  halten. 

§•  4.  Die  in  der  Verwaltung  der  Pfarrarmeninstitute  befindlichen  gestifteten 
Capitalien,  bei  welchen  die  Uebergabe  an  dia  Gemeinden  dem  ausdrücklichen 
Willen  des  Stifters  oder  dem  Wesen  der  Stiftung  widersprechen  würde,  sind  bei 
der  Uebergabe  auszuscheiden,  und  es  ist  wegen  künftiger  Verwaltung  derselben 
von  den  politischen  Behörden  nach  den  allgemeinen,  ftlr  wohlthätige  Stiftungen 
bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  die  erforderliche  Bestimmung  zu  treffen. 

§.  5.  Die  künftige  Verwaltung  dieser  Stiftungen,  sowie  die  Vei-waltungen 
sonstiger  Armenstiftungen  und  öffentlicher  Wohlthätigkeitsanstalten  sind  ver- 
pflichtet, der  Gemeindevertretung  die  Betheilung  von  Armen  bekannt  zu  geben, 
damit  der  Gemeindevorsteher  bei  ihrer  Betheilung  hierauf  geeignete  Rücksicht 
nehmen  könne. 

§.  6.  Die  Uebergabe  des  Vermögens  der  Pfarrarmen-Institute  in  die  Verwal- 
tung der  Gemeinden  ist  durch  die  politischen  Bezirksbehörden  in  Vollzug  zu 
setzen. 

7.  Wo  die  Gränzen  der  Pfarr-  und  Ortsgemeinden  zusammenfallen^  ist  das 
vorhandene  Vermögen  des  Ffarrarmen-Institutes,  insoweit  nicht  die  Bestimmung 
des  §.  4  Platz  greift,  dem  Vorstande  dieser  Ortsgemeinde  zu  übergeben. 

§.  8.  Sind  einer  Pfarre  mehrere  Ortsgemeinden  oder  Theile  derselben  zuge- 
wiesen, so  ist  das  Pfarrarmen-Institutsvermögen  einem  Concurrenzausschusse  für 
die  Armenversorgung  aus  diesen  Gemeinden  auszuhändigen. 

§.  9.  Dieser  Concurrenzausschuss  wird  aus  den  Mitgliedern  der  am  Pfarrarmen - 
Institute  theilnehmenden  Ortsgemeinden  durch  deren  Ausschüsse  gewählt. 

§.  10.  Jede  theilnehmende  Gemeinde  soll  wenigstens  Einen  Vertreter  in  die- 
sem Ausschusse  haben. 

§.11.  Der  Ausschuss  soll  wenigstens  aus  drei  Mitgliedern  bestehen. 

§.  12.  Im  Falle  die  zur  Pfarre  gehörige  Gemeinde  oder  der  eingepfarrte  Theil 
einer  Gemeinde  1000  oder  mehr  Bewohner  zählen  sollte,  so  hat  die  Gemeinde  oder 
der  Theil  einer  Gemeinde  für  je  500  Bewohner  ein  Ausschussmitglied  zu  wählen. 

Wenn  nur  zwei  Ge  meinden  oder  Theile  derselben  eingepfarrt  wären,  von 
welchen  keine  Gemeinde  oder  kein  Theil  derselben  1000  oder  mehr  Bewohner 
hat,  so  soll  das  dritte  Mitglied  aus  jener  Gemeinde  gewählt  werden,  von  welcher 
mehr  Bewohner  eingepfarrt  sind. 

§.  13.  Der  Concurrenzausschuss  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Obmann. 

§.  14.  Der  Concurrenzausschuss  ist  das  beschliessende,  der  Obmann  das  voll- 
ziehende Organ. 

15.  Bezüglich  des  Concurrenzausschusses  haben  die  Bestimmungen  des  §.  17 
und  der  §§.  38  bis  inclusive  45  der  Gemeindeordnung  vom  28.  April  1864  in  ana- 
loger Weise  in  Anwendung  zu  kommen. 

§.  16.  Die  Aufgabe  des  Concurrenzausschusses  ist  es,  das  Übernommene  Pfarr- 
armen-Institutsvermögen und  die  sonstigen  ZuflQsse  ftlr  Armenversorgung  bis  zur 
Uebergabe  an  die  betheiligten  Gemeinden  zu  verwalten  und  zu  verwenden  und 
eine  Theilung  dieses  Institutsvermögens  unter  die  eingepfarrten  Gemeinden  bezüg- 
lich einer  Zuweisung  an  die  Gemeinden  nach  Mass  der  Verhältnisse  anzustreben 
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und  eine  eiByerständlicbe  AuBgleichung  Über  die  Repartition  mit  den  Gemeinden 
zu  erzielen. 

Falls  kein  EinTerständniss  erzielt  wird^  ist  das  Vermögen  nach  Verbältniss 
der  Seelenzabi  der  tbeilnebmenden  Gemeinden  oder  der  Theile  derselben  jeder 
einzelnen  Ortsgemeinde  zuzuweisen. 

Der  bierüber  gefasste  Bescbluss  ist  den  Gemeinden  sammt  Motiven  zuzn- 
fertigen. 

§.  17.  Gegen  die  Bescblüsse  des  Concurrenzansscbusses  sind  die  Besebwer- 
den  an  den  Landesausscbnss  binnen  14  Tagen  nachdem  Tage  der  Zustellnng 
zu  ricbten. 

§.  18.  Beschwerden  gegen  Verftigungen  der  politiscben  BezirksbebOrde  in 
Betreff  der  Ausscbeidung  gestifteter  Capitalien  gehen  an  die  k.  k.  Stattbalterei, 
welche  hierüber  nach  Einvernehmen  des  Landesansscbusses  zu  entscheiden  bat. 

§.  19.  Mit  derUebergabe  des  Vermögens  eines  Pfarrarmen-Institutes  in  die  Ver- 
waltung der  Ortsgemeinde  oder  des  ConcurrenzausschosseS;  beziehungsweise  der 
StiftungsbebördC;  ist  das  Pfarrarmen-Institut  aufgehoben. 

§.  20.  Bei  den  Erbebungen  über  die  Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  zur  Ar- 
menbetbeilung  haben  die  Pfarrämter  die  Gemeinden  mit  ihrem  Rathe  zu  unter- 
stützen. 

Die  Gemeindevorstände  können  zu  ihren  Berathungen  über  die  Armenbethei- 
lung  die  Pfarrer  einladen  und  ihr  Gutachten  vernehmen. 

§.  21.  Die  k.  k.  Statthalterei  hat  im  Einverständnisse  mit  dem  Landesans- 
schufise  in  Betreff  des  Vorganges  bei  der  Uebergabe  des  Vermögens  der  Pfarr- 
armen-Institute  an  die  Ortsgemeinden  oder  Concurrenzausschüsse;  beziehungs- 
weise StiftungsbebördC;  eine  Vollzugsverordnung  für  die  politischen  Bezirksbe- 
hörden zu  erlassen. 

Franz  Joseph  m.  p, 

(riskra  ■•  |». 


Nr.  8. 

Ministerialerlass  vom  24.  December  1869,  Z.  11.694-, 

an  alle  Länderchefs^  beziehungsweise  LandesBchulräthe,  mit  Ausnahme  jenes  für  GalizieU; 

betreffend  die  Einsendung  der  FersonalstandS" Ausweise  Ton  den  Bildungs- 
anstalten  für  Lehrer  und  Lehrerinen  und  den  Uebungsschulen. 

In  Folge  der  neuen  Organisation  der  Volksschulen  finde  ich  in  Abänderung 
des  UnterrichtS'Ministerialerlasses  vom  29.  März  1855;  Z.  4759^  betreffend  die 
jährlich  einzusendenden  Ausweise  über  den  Stand  desLeitungs-undLebrpersonals 
sämmtlicber  Haupt-  und  der  mit  diesen  vereinigten  Unterrealscbulen^  hiemit  zu 
bestimmen,  dass  kttnftighin  bloss  von  den  Bildungsanstalten  für  Lehrer  und  Leh- 
rerinen und  den  daselbst  bestehenden  Uebungsschulen  ohne  Unterschied;  ob  diese 
Anstalten  aus  Staatsmitteln  erhalten  werden  oder  Privatanstalten  mit  oder  ohne 
Oeffentlicbkeitsrecht  sind^  Personalstandsausweise  in  der  bisher  vorgeschriebenen 
Art  mit  Anfang  eines  jeden  Schuljahres  und  zwar  längstens  bis  15.  December 
anher  vorzulegen  sind. 
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Nr.  9. 

Ministerialerlass  vom  31.  December  1869,  Z.  12.175, 

an  den  Statthalter  in  Oberösterreieb, 

(aus  Anläse  eines  speciellen  Falles) 

betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Abfordemng  des  Oebfihreii-Aequiyaleiites 
Ton  den  den  Inhabern  altgestifteter  Pfarrpfrttnden  ans  dem  Beligionsfonde 
Ton  Fall  zu  Fall  gewährten  jährliehen  Unterstützungen^  wenn  hiedureh  das 

Jahreseinkommen  nicht  Aber  315  11.  erhöht  wird. 

Der  Herr  Finanzminister  hat  laut  der  aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles 
an  mich  gerichteten  Zuschrift  vom  19.  December  1869,  Z.  40144^  der  k.  k.  Finanz- 
direction  in  Linz  bekannt  gegeben,  dass  in  den  Fällen,  in  welchen  den  Inhabern 
altgestifteter  Pfarrpfründen  vom  Religionsfonde  nur  ans  BilligkeitsrUcksichten  und 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  jährliche  Unterstüzungen,  durch  welche  das  reine 
Gesammt-Jahreseinkommen  nicht  über  den  Betrag  von  315  fl.  erhöht  wird,  be- 
willigt werden,  das  OebUhrenäquivalent  hievon  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung 
der  Anmerkung  2  ej  zur  Tarifpost  106  B,  e)  des  Gesetzes  vom  13.  December  1862 
(R.  G.  Bl.  Nr.  89)  weder  von  dem  Religionsfonde,  noch  von  dem  Beneficianten 
abgefordert  werden  kann,  weil  in  diesen  Fällen  dem  ersteren  die  Ergänzung 
der  Congrna  gesetzlich  nicht  obliegt,  dem  letzteren  aber  die  persönliche  Befreiung 
zukommt. 

Nr.  10. 

Ministerialerlass  vom  10.  Jänner  1870,  Z.  12.435  ex  1869, 

an  den  k.  k.  Landesschulrath  in  Bühmen, 
(aus  Anläse  eines  speciellen  Falles) 

betreffend  die  Oeffentlichkelt  der  Sitzungen  der  Bezirkssehnlrätlie. 

Die  erstattete  Anzeige,  dass  der  Beschluss  des  Bezirksschulrathes  zu  N. 
wegen  Einführung  der  Oeffentlichkeit  seiner  Sitzungen  von  dem  k.  k.  * . .  .  nicht 
genehmigt  wurde,  nehme  ich  zur  Eenntniss  und  erkläre  mich  mit  diesem  Vor- 
gehen des  k.  k vollkommen   einverstanden,   weil   die   Bezirksschulräthe 

gesetzlich  als  staatliche  Schnlbehörden  bestellt  sind,  bei  denen  wie  bei  anderen 
administrativen  Staatsbehörden  die  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  nur  durch  eine 
ausdrückliche  gesetzliche  Vorschrift  eingettlhrt  werden  kann. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
2.  Jänner  d.  J.  dem  mit  dem  Titel  und  Charakter  eines  Ministerialrathes  bekleideten  Sections- 
ratkir im  Ministerium  für  Caltus  nnd  Unterricht,  Joseph  Tandler,  in  Anerkennung  seiner 
vieljährigen,  sehr  eifrigen  und  erspiesslichen  Dienstleistnng  das  Ritterkreuz  des  Leopold- 
OiAsns,  mit  Nachsicht  der  Taxen,  allergnSdigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  nnd  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
IQi  Jänner  d.  J.  die  Berufung  des  ordentlichen  öffentlichen  Professors  am  Wiener  Polytech- 

\ 
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nikum,  Dr.  Adolph  Beer,  in  den  ausserordentlichen  Dienst  des  Ministeriams  für  Cnltas  und 
Unterricht  zu  genehmigen  und  demselben  gleichzeitig  den  Titel  und  Charakter  eines  Ministe- 
Bterialrathes  taxfrei  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
10.  Jänner  d.  J.  den  Ministerialsecretären  im  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht,  Dr.  Johann 
K 1  u  s  8  nnd  Joseph  Krumhaar,  den  Titel  und  Charakter  von  Sectionsräthen,  mit  Nachsicht 
der  Taxen,  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
26.  December  1869  den  Dr.  Joseph  K  r  i  s  t,  Professor  an  der  Schottenfelder  Oberrealschnle  in 
Wien,  zum  Landeschulinspector  zweiter  Classe  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  26.  März  1869,  B.  G.  Bl.  Nr.  40,  wurde  dem  Dr.  Joseph 
Krist  die  Inspection  der  realistischen  Lehrfächer  an  den  Mittelschulen  in  Nieder-  und  Ober- 
Österreich  mit  dem  Amtssitse  in  Wien  übertragen. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
30.  November  1869  den  Schaldirectoren  Alois  Roll  in  Wien  und  Michael  Frey  dl  in  Graz  bei 
ihrer  Versetzung  in  den  bleibenden  Ruhestand,  in  Anerkennung  ihrer  vieljährigen,  pflicht- 
getreuen  nnd  verdienstlichen  Wirksamkeit,  jedem  den  Titel  eines  „kaiserlichen  Rathes**,  mit 
Nachsicht  der  Taxen  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 


Der  Minister  för  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  im  zeitlichen  Ruhestande  befindlichen 
Professor  Ignaz  Hawränek  eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Brunn  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  and  Unterricht  hat  den  Realschulprofessor  und  prov.  Beairksscknl- 
insp^etor  Theodor  Vernaleken  in  Wien  zum  Director  der  k.  k.  LehrerbüdungMiiBtalt  in 
Wien  ernannt. 

Der  Minister  ftlr  Cnltas  und  Unterricht  hat  den  Gymnasialprofessor  und  prov.  Bezirks- 
schnlinspector  Vincenz  Adam  In  Brunn  zum  Director;  dann  den  prov.  Schuldirector,  zugleich 
Bezirksschulinspector,  Joseph  Kremer  in  Marburg  und  den  Realschullehrer  Anton  Spinner 
in  Graz  zu  Hanptlehrem  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Graz  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultna  nnd  Unterricht  hat  den  RealschulprofesBor  Dr.  Antoo  Elsch  nig 
in  Salzbarg  zum  Director  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Marburg  ernannt. 

Der  Minister  für  Cnltas  und  Unterricht  hat  den  Lehrerbildner  und  BezirksschullBspector 
Gastav  Zeynek  in  Graz  zum  Director  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Olmütz  ernannt,  and 
dem  Schuldirector,  zugleich  Lehrerbildner,  Franz  Schmied  in  Olmütz  eine  Hauptlehrerstelle 
an  dieser  Anstalt  verlieben. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  provisorischen  Bezirksschulinspector  für 
den  politischen  und  Schulbezirk  Amstetten,  Johann  Hütter,  von  der  bisher  besorgten  Inspec- 
tion der  Schulen  in  der  Stadt  Waidhofen  a.  d.  Tbbs  enthoben  und  den  Stadtbezirk  Waidhofen 
a.d.Tbbs  dem  provisorischen  Bezirksschulinspector  für  den  Bezirk  Scheibbs,  Joseph  Kaiser, 
zugewiesen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  Hauptlehrerstelle  an  der  k.  k.  Lehrer- 
bildungsanstalt in  St.  Polten  dem  gewesenen  Realseknlsiipplenten  Dr.  Adolph  Beek,  und 
eine  gleiche  Dienststelle  inKomeabarg  dem  dortigen  Sealsohallebrer  Wenael  Wolf  verliehen. 

Der  Minister  für  Cnltas  und  Unterriebt  hat  die  geprüften  Lehramtoandidaten  Ado^h 
Zimmermann,  CarLLahola  and  Emanoel  Pawlik  au  Lehrern  an  der  dreiohissigea,  mit  der 
Lehrerbildungsanstalt  in  Verbindung  stsheBd/^n  Untenreale^bale  a«  Korneaborg  ernannt 
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Concurs-Ausschreibungen. 


Zur  Besetzung  der  an  der  directivmässigen  exponirten  Unterlehrerstation  zu  P  ü  n  k  e  w 
erledigten  Unterlehrerstelle,  mit  böhmischer  Unterrichtssprache,  mit  welcher  ein  Jahresgehalt 
von  157  fl.  50  kr.  nebst  freier  Wohnung  im  Schulgebäude  verbanden  ist,  wird  hiermit  der 
Concurs  ausgeschrieben. 

Bewerber  um  diesen  Posten  wollen  ihre  mit  den  Befähigungszeugnissen  versehenen 
Gesuche  bis  31.  J  ä  n  n  e  r  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshanptmannschaft  in  Littau  einbringen. 

An  der  Volksschule  zu  Holleschan  ist  eine  Unterlehrersstelle,  mit  welcher  ein  fassions- 
mässiges  Einkommen  jährlicher  150  fl.,  dann  der  Genuss  einer  Naturalwohnnng  oder  30  fl. 
Quartiergeldbeitrag  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Die  documentirten  Gesuche  sind  bis  Ende  Jänner  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshaupt- 
mannschaft in  Holleschau  einzubringen. 

An  dem  k.  k.  Realuntergymnasium  in  V  i  1 1  a  c  h  ist  die  Stelle  eines  Zeichnenlehrers  mit 
dem  systemisirten  Jahresgehalte  von  735  fl.  zu  besetzen. 

Dieser  Lehrer  hat  ausser  dem  Unterrichte  im  Zeichnen  auch  jenen  in  der  Kalligraphie  zu 
ertheilen. 

Competenten  haben  ihre  gehörig  zu  belegenden  und  an  den  Minister  für  Cnltus  und 
Unterricht  zu  stilisirenden  Gesuche  bis  1.  F  e  b  r  u  a  r  1.  J.  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Landes- 
schulbehörde  bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Elagenfurt  zu  überreichen. 

Bei  der  Volksschule  zu  Eichenbrunn,  Gerichtsbezirk  Laa,  ist  die  Lehrerstelle  mit 
den  fassionsmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Berwerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  8.  F  e  b  r  u  a  r  d.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Mistelbach  zu  überreichen. 

Die  Unterlehrerstelle  an  der  Volksschule  zu  Kaschwarda  in  Böhmen  ist  provisorisch 
zu  besetzen. 

Mit  diesem  Dienstposten  ist  ein  fixer  Gehalt  von  157  fl.  50  kr.  und  der  Genuas  freier 
Wohnung  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  der  Befähigung  bis  9.  F  e  b  r  n  a  r  d.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschafb  in  Prachatitz  einzubringen. 

Zur  Besetzung  der  Assistentenstelle  bei  der  Lehrkanzel  fär  Architektur  am  deutschen 
polytechnischen  Landesinstitute  in  Prag  wird  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben. 

Mit  dieser  Stelle  ist  eine  jährliche  Remuneration  von  700  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Diese  Anstellung  ist  keine  stabile,  sondern  dauert  nur  zwei  Jahre,  nach  deren  Verlauf 
der  Landesausschuss  es  sich  vorbehält,  über  Ansuchen  des  Betheiligten  und  Antrag  des 
Lehrkörpers  die  Belassung  desselben  in  dieser  Stellung  auf  weitere  ein  oder  zwei  Jahre  zn 
bewilligen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  an  das  Rectorat  des  deutschen  polytechnischen 
Landesinstitutes  gerichteten  Gesuche,  in  welchen  ihre  Befähigung  im  Architekturfache  nach- 
zuweisen isty  bis  10.  F  e  b  r  u  a  r  1.  J.  in  der  Rectoratskanzlei  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  zu  S  c  h  w  a  z  ist  die  SteUe  eines  Unterlohrers,  mit 
welcher  ein  jährlicher  Gehalt  von  210  fl.  verbanden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihr  Gesuch  mit  dem  Nachweise  ihrer  Befähigung  wenig* 
tens  als  Unterlehrer,  sowie  der  allflUligen  bisherigen  Dienstleistung  und  anderweitiger  Kenntnisse 
bis  15.  F  e  b  r  u  a  r  d.  J.  an  die  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Innsbruck,  und  zwar  falls  sie 
in  Diensten  stehen,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörden  einzusenden. 
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Ad  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  Oberwaltersdorf,  Bezirk  Wr.-Neustadt,  ist  die 
Stelle  eines  Unterleiirers  erledigt,  mit  welcher  eine  Dotation  von  150  fl.  ö.  W.  aus  der  Gemeinde- 
casse,  nebst  freier  Wohnung  und  einer  Klafter  harten  Holzes  verbunden  ist. 

Bewerberum  diesen  Posten  haben  ihre  Gresuche  bis  15.  Februar  1.  J.  bei  dem  Gemeinde- 
vorstande von  Oberwaltersdorf  einzureichen. 

Im  Neutitscheiner  Schulbezirke  sind  nachfolgende  Lehrerstellen  erledigt: 

1.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Engels  wald  (deutsch) 
mit  dem  Gehalte  jährlicher  126  fl.  ö.  W.,  sammt  Wohnung  und  Holz. 

2.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  ezponirten  Lehrerstation  in  Janowitz  (böhmisch)  mit 
dem  Gehalte  jährlicher  160  fl.,  sammt  Wohnung  und  Holz. 

Bewerber  um  diese  SteUen  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  mit  dem  Nachweise 
ihrer  Befähigung  und  Verwendung  belegten  Gesuche  bis  17.  F  e  b  r  u  a  r  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft in  Neutitschein  einzubringen. 

Zur  Besetzung  der  Lehrerstelle  an  der  einclassigen  Volksschule  in  Glas  er  t  in  Böhmen, 
womit  gegenwärtig  ein  Jahreseinkommen  von  247  fl.  50  kr.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung  im 
Schulhause  verbunden  ist ;  dann  zur  Besetzung  der  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen 
Volksschule  zu  Krombach  mit  dem  Gehalte  jährlicher  200  fl.  ö.  W.  und  freier  Wohnung  im 
Schulhause,  endlich  zur  Besetzung  der  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  in 
Hermsdorf  mit  dem  Jahresgehalte  von  200  fl.  Ö.W.  und  der  Natura]  wohnung  wird  derConcurs 
ausgeschrieben. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten  Gesuche  bis 
18.  Februar  1.  J.  bei  dem  betreffenden  Ortsschulrathe  einzubringen. 

An  der  ezponirten  Schule  inMüUersgrünn,  Schulbezirk  Karlsbad,  ist  die  Unterlehrer- 
stelle zu  besetzen. 

Mit  diesem  Dienstposten  ist  bis  zur  Regulirung  der  Lehrerge^alte  ein  fassionsmässiges 
Einkommen  von  138  fl.  42  kr.  und  die  unentgeltliche  Wohnung  im  Schulhause  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  Gesuche  bis  4.  F  e  b  r  u  a  r  d.  J.  beim  k.  k.  Bezirksschulrathe  in 
Karlsbad  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Mannersdorfam  Leithaberge  ist  eine  Unterlehrersstelle  mit 
einem  Jahresgehalte  von  77  fl.  50  kr.,  freier  Kost,  Wohnung  und  Beheizung  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  28.  Feb  ru  ar  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannsehaft  Brück  a.  d.  Leitha  zu  überreichen. 

An  der  vierclassigen  Knaben-  und  Mädchen-Volksschule  zu  Waidhof  en  a.  d.  Ybbs  ist 
die  Stelle  eines  pädagogischen  Stipendisten,  mit  welcher  der  G^nuss  eines  Stipendiums  jähr- 
licher 200  fl.  verbunden  ist  und  welche  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  zu  dem  Behufe  verliehen 
wird,  damit  sich  der  Stipendist  zu  einem  tüchtigen  Lehrer  heranbilde,  in  Erledigung  gelangt. 

Die  Bewerber  um  dieses  Stipendium  haben  unter  Beibringung  des  Zeugnisses  als  Unter- 
lehrer für  Volksschulen  oder  des  Zeugnisses  der  Reife  als  absolvirte  Lehramtscandi  daten  ihre 
vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  bis  zum  10.  Febru  ar  1.  J.  bei  derDirection  der  genannten 
Lehranstalt  zu  überreichen. 

Zur  Besetzung  der  bei  der  Volksschule  in  Pinkauto  erledigten  Lehrerstelle,  mit  deut- 
scher Unterrichtssprache,  mit  welcher  laut  Fassion  ein  Jahresgehalt  von  210  fl.  nebst  freier 
Wohnung  verbunden  ist,  wird  hieimit  der  Concurs  bis  10.  Fe  bruar  1.  J.  ausgeschrieben. 

Bewerber  um  diesen  Posten  wollen  ihre  mit  den  Beföhigungszeugnissen  versehenen 
Gesuche  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Littau  überreichen. 

An  der  fünfclassigen  Volksschule  in  Oberleutensdorf  (polit.  Bezirk  Brüx  in  Böhmen) 
ist  ein  Unterlehrersposten  erledigt. 
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Mit  dieBem  Posten  ist  verbunden:  ein  Gehalt  jährlicher  180  fl.  ö.  W.,  ein  Beheiznngs- 
beitrag  von  5  fl.,  eine  Natnralwohnung  und  ein  vom  Volksbildungs vereine  in  Oberlentensdorf 
für  den  Unterricht  in  der  Fortbildungsschule  des  Vereines  gewährtes  Honorar  von  jährlichen 
30  fl.  ö.  W. 

Vorschriftsmässig  belegte  Gesuche  sind  bis  zum  20.  F  ebruar  d.  J.  beim  Schulausschusse 
in  Oberlentensdorf  einzubringen. 


Verfügung, 

betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel. 

Im  Wiener  SchulbUcherverlage  ist  eine  Karte  von  Enropa  mit  slavi- 
scherNomenclatur  erschienen,  deren  Verwendung  an  Volksschulen  mit  kroa- 
tischer und  slovenischer  Lehrsprache  anempfohlen  wird.  (Preis  eines  schwarzen 
Exemplares  14  kr.,  eines  colorirten  21  kr.) 

Ministerialerlass  vom  6.  Jänner  1870,  Z.  12.220  ex  ISCi). 


Privai-Anzeige. 


In  Ernst  GUnther'B  Verlag,  Breslan,  erschien  vor  Kurzem  und  ist  in  allen  Buchhand- 
lungen zu  haben : 

G.  BartheFs  Sehulpädagogik. 

Vierte  Auflage. 
Neu  bearbeitet 

von 
Re^.  und  Schulrath. 

1869.    Preis  1  Thlr. 

Laut  Eesc.  der  betreffenden  hohen  Ministerien  ist  diess  gediegene  Werk  zur  Benützung 
in  den  Lehrer-Seminarien  in  Oesterreich,  Preu&sen,  Bayern  und  Baden  amtlich  empfohlen. 


Au*  der  kBUerlich-kADiglichen  flot-  aod  Stastsdnickerti. 


Jahrgang  1870.  Stück  III. 


Verordnungsblatt 


fir  dei  Dieislbereicii  kn 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  fiir  Cultus  und  Uuterricht 

Ansgregreben  am  5.  Februar  1S70. 


Inhalt:  KundmacbuDg«  betreffend  das  Erscheinen  dieses  Verordnungsblattes  pro  1870.  — 
Gesetz  fiir  Steiermark,  betreffend  die  Sealschalen.  ^  Gesetz,  betreffend  eine 
Abänderung  des  §.  32  des  Gesetzes  über  die  Schnlaufsicht  vom  8.  Febniar  1869 
für  Görz  und  Gradisca.  —  Erlass  des  Ministeriums  fUr  Cultus  und  Unterricht,  betref- 
fend das  Erfordemiss  einer  militar-behOrdlichen  Heiraths-Llcenz  zur  Eheschliessung 
zeitlich  pensionirter  k.  k.  Officiere.  —  Ministcrialerlass,  betreffend  die  Verbesserung 
pharmacentischer  Rigorosen  behufs  Erlangung  des  Doctorgrades.  —  Ministerialerlass, 
betreffend  Anträge  auf  Zulassung  unvollendeter  LehrbUcher  zum  Unterrichts- 
gebrauchc  an  Mittelschulen.  —  Pcrsonalnachrichten.  —  Programm  der  AusstcUung 
des  Vereines  deutscher  Zeichenlehrer.  —  Concurs-Ausschreibungen.  —  Verfügungen, 
betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel. 


Kundmachung. 


Vom  1.  Jänner  1870  angefangen  erscheintderzweite  Jahrgang  des  Verordnungs- 
blattes für  den  Dienstbereich  des  Ministeriums  ftlr  Cnltus  und  Unterricht,  dessen 
Inhalt  die  einschlägigen  Gesetze  und  normativen  Verordnungen,  Personalnach- 
richten, Kundmachungen  zum  Zwecke  der  Besetzung  von  Dienststellen,  dann  Ver- 
fügungen, betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel  bilden. 

Für  die  Behörden  und  die  Lehrkörper  jener  Lehranstalten, 
welche  aus  Staatsmitteln  oder  aus  öffentlichen  Fonden  erhalten 
werden,  ist  eine  Verfügung  des  Ministeriums  fttr  Cultus  und  Un- 
terricht, sobald  sie  in  das  Verordnungsblatt  aufgenommen  und 
ihnen    dieses  zugestellt  worden  ist,  als  intimirt  anzusehen. 

Zur  Abnahme  desselben  sind  die  Landesschulbehörden ,  beziehungsweise 
Statthaltereien  und  Landesregierungen,  die  Bezirksschulbehörden,  beziehungsweise 
Bezirkshauptmannschaften,  die  Universitäten,  die  ausser  dem  Verbände  mit  letz- 
teren stehenden  theologischen  Facultäten,  die  chirurgischen  Lehranstalten,  die 
höheren  Fachschulen,  soweit  sie  dem  Ministerium  fttr  Cultus  und  Unterricht  unter- 
stehen, die  Universitäts-  und  Studienbibliotheken,  die  sonstigen  dem  genannten 
Ministerium  unterstehenden  Institute,  dann  die  Mittelschulen  verpflichtet.  Es  ist 
jedoch  auch  dafür  gesorgt,  dass  der  Bezug  des  Verordnungsblattes  auch  Privat- 
personen möglichst  erleichtert  werde. 

Ein  vollständiges  Exemplar  desselben  für  das  Jahr  1870  kostet  1  fl.  80  kr., 
mit  Postzusendung  2  fl.  ö.  W.  Die  Pränumeration  wird  bei  der  k.  k.  Hof-  und 
Staatsdmckerei  in  Wien  entgegengenommen,  wohin  die  frankirten  und  mit  dem 
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Pränumerationsbetrage  versehenen  Briefe  (beziehungsweise  Postanweisungen)  zu 

richten  sind. 

Um  dem  vielseitig  geäusserten  Wunsche  nach  Erlangung  des  in  zweiter  und 
dritter  Auflage  bereits  vergi'iffenen  Verordnungsblattes  des  Jahres  1869  zu  ent- 
sprecheU;  wurde  ein  Separatabdruek  der  in  diesem  Jahrgange  enthaltenen  Gesetze, 
Verordnungen  und  LehrbUcherzulassungeu,  mit  Hinweglassung  der  Personalnach- 
richten und  Concursausschreibungen  angeordnet  und  es  kann  dieser  Separatab- 
druck —  soweit  die  Auflage  hinreicht  —  im  Monate  Jänner  1870  bei  der  k.  k. 
Hof-  und  Staatsdruckerei,  sowie  im  Wege  des  Buchhandels,  um  den  Preis  von 
1  fl.  50  kr.,  mit  Postzusendung  um  1  fl.  70  kr.  bezogen  werden. 

T4IIII  k.  k.  Ninisteriom  fflr  Coltos  ond  Fnterriclit. 


Nr.  11. 

Gesetz  vom  8.  Jänner  1870, 

wirksam    filr    das    llf^rzogthum    »Steiermark, 

betreffend  die  Kealsclinlen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthums  Steiermark  finde 
Ich  anzuordnen  wie  folgt : 

I.  Allgemeine  Bestimmungen, 

§.  1.  Der  Zweck  der  Kealschule  ist: 

1.  eine  allgemeine  Bildung  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  luathema- 
tisch-naturwissenschafltlichen  Disciplinen  zu  gewähren ; 

2.  die  Vorbereitung  für  die  höheren  Fachschulen  (polytechnisclie  Institute, 
Forstakademien,  Bergakademien  u.  s.  w.). 

§.  2.  Vollständige  Realschulen  bestehen  aus  sieben  Classen,  deren  jede  einen 
Jahrescurs  bildet  und  zerfallen  in  der  Regel  in  Unter-  und  Oberrealschulen. 

§.  3.  Die  Unterrealschule  bereitet  auf  die  Oberrealschule  vor  und  gewährt 
zugleich  für  Jene,  welche  nach  Absolvirung  derselben  in's  practisehe  Leben  über- 
treten, eine  bis  zu  einem  gewissen  Grade  abschliessende  allgemeine  Bildung.  Sie 
besteht  aus  vier  Jahrgängen. 

§.  4.  Als  Vorbereitungsschule  für  die  Oberrealschule  kann  auch  das  vier- 
classige  Realgymnasium  dienen. 

§.  5.  Mit  den  Unterrealschulen  können  mit  Rücksicht  auf  die  wirthschaftlicben 
Verhältnisse  des  Landes  Facheurse  zur  Ertheilung  eines  gewerblichen  oder  land- 
wirthschaftlichen  Unterrichtes  in  Verbindung  gebracht  werden. 

§.  6.  Die  Oberrealschule  besteht  aus  drei  Jahrgängen.  Sie  setzt  den  in  der 
Unterrealschule  begonnenen  Unterricht  fort  und  ist  specielle  Vorbereitungsschule 
für  die  höheren  technischen  Fachstudien.  Sie  besteht  nirgends  fttr  sich,  sondern 
überall  in  Verbindung  mit  einer  UnteiTcalschule  oder  einem  vierclassigen  Real- 
gymnasium (§.  5).  Beide  zusammen  bilden  eine  einzige  Lehranstalt  unter  einem 
gemeinsamen  Director.  Wohl  aber  können  Unterrealschulen  ohne  eine  ObeiTcal- 
schule  gegi'ttndet  werden. 

§.  7.  Die  Realschulen  sind  entweder  öffentliche  oder  Privatrealschnlen.  Als 
öfifentliche  Realschulen  gelten  di^enigen,  welche  das  Recht  haben,  staatsgiltige 
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Zeugnisse  auszustellen  (§.  29).  Nur  die  Zeugnisse  öffentlicher  Realschulen  haben 
Giltigkeit  in  jenen  Fällen,  in  welchen  Überhaupt  Zeugnisse  über  Bealschulbildung 
gesetzlich  gefordert  werden. 

Privatschtiler  haben  sich,  um  solche  Zeugnisse  zu  erlangen,  der  Prttfung  an 
einer  öffentlichen  Realschule  zu  unterziehen. 

Die  ausschliesslich  oder  zum  grösseren  Theile  aus  Staatsmitteln  erhaltenen 
Realschulen  sind  Staatsrealschulen. 

Die  Leitung  dieser  letzteren  liegt  ganz  und  in  jeder  Beziehung  in  der  Hand 
der  k.  k.  Sehulbehörden. 

§.  8.  Corporationen  und  Privaten,  welche  Realschulen  errichten  und  erhalten 
steht  auch  die  unmittelbare  vorschriftsmässige  Leitung  derselben  zu.  Die  oberste 
Leitung  und  Aufsicht  über  dieselben  steht  dem  Staate  zu,  und  wird  durch  die  hiezu 
gesetzlich  berufenen  Organe  ausgeübt. 

n.  Die  Lehrgegenstftnde. 

§.  9.  Unterriehtsgegenstände ,  welche  an  allen  Realschulen  gelehrt  werden 
müssen,  sind: 
aj  Religion, 

bj  Sprachen,  und  zwar  die  Landessprachen,  dann  die  französische  und  die  eng- 
lische Sprache, 
cj  Geographie  und  Geschichte, 
dj  Mathematik  (Arithmetik,  Algebra,  Geometrie), 
ej  darstellende  Geometrie, 
f)  Naturgeschichte, 
gj  Physik, 
hj  Chemie, 

tj  geometrisches  und  Freihandzeichnen, 
k)  Kalligraphie. 
IJ  Gymnastik. 
Ausserdem  können  als  freie  Gegenstände  gelehrt  werden : 
Modelliren,  Stenographie,  Gesang. 

Andere  freie  Gegenstände  können  an  den  Realschulen  nach  Bedürfniss  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Landesschulrathes  eingeführt  werden. 

Die  Vertheilung  der  Lehrgegenstände  auf  die  einzelnen  Classen  und  die 
darauf  zu  verwendende  Stundenzahl  wird  im  Verordnungswege  festgesetzt. 

§.  10.  Die  Bestimmung  der  Unterrichtssprache  steht  Demjenigen  zu,  der  die 
Unterrichtsanstalt  erhält. 

Tragen  Mehrere  hiezu  bei,  so  wird  die  Unterrichtssprache  durch  Vereinbarung 
festgestellt. 

§.11.  Für  jeden  Schüler  sind  alle  im  ersten  Absätze  des  §.  9  bezeichneten 
Gegenstände  obligat;  nur  was  die  im  §.  9,  lit.  b  angeführten  Sprachen  betrifft,  so 
hat  jeder  Schüler  neben  der  Unterrichtssprache  zwei  derselben  zu  erlernen.  Die 
Auswahl  treffen  die  Eltern  oder  Vormünder  des  Schülers  bei  dessen  Eintritt  in  die 
Schule. 

Die  so  bezeichnete  Sprache  tritt  sodann  für  diesen  Schüler  in  die  Reihe  der 
obligaten  Lehrgegenstände.  ^ 

m.  Von  der  Aufnahme  nnd  Entlassung  der  Schüler. 

§.  12.  Die  regelmässige  Aufnahme  der  Schüler  findet  im  Herbste,  unmittelbar 
vor  dem  Beginne  des  Schuljahres  statt 

Zur  Aufnahme  in  die  unterste  Classe  ist  erforderlich : 

1 .  Das  vollendete  oder  in  dem  ersten  Quartale  des  betreffenden  Schuljahres 
zur  Vollendung  gelangende  zehnte  Lebensjahr. 
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2.  Der  Nachweis  über  den  Besitz  der  erforderlichen  Vorkenntnisse,  welcher 
durch  eine  Aufoahmsprttfung  geliefert  wird. 

Eine  solche  Aufhahrasprüfnng  ist  zum  Eintritte  in  eine  habere  Classe  auch  in 
allen  denjenigen  Fällen  erforderlich,  in  welchen  der  Aufnahmswerber  einZeugniss 
über  die  Zurücklegung  der  unmittelbar  vorhergehenden  Classe  an  einer  öffent- 
lichen Lehranstalt  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  nicht 
beigebracht  hat. 

Die  bei  den  Aufnahmsprüfungen  zu  stellenden  Anforderungen  werden  im 
Verordnungswege  geregelt. 

§.  13.  Der  Uebertritt  aus  einer  Lehranstalt  in  eine  andere  am  Schlüsse  des 
ersten  Semesters  ist  nur  in  besonders  wichtigen  Fällen  zu  gestatten. 

Wenn  Schüler  während  des  Semesters  die  Aufnahme  in  eine  Realschule  nach- 
suchen,  so  steht,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Uebersiedlung  der  Eltern  oder 
ihrer  Stellvertreter,  in  welchen  einem  Schüler  die  Aufnahme  in  eine  öffentliche 
Lehranstalt  nicht  verweigert  werden  kann,*  die  Entscheidung  dem  Lehrkörper  zu. 

§.  14.  Ausserordentliche  Schüler,  welche  nur  an  einzelne  Lehrgegenständen 
theilzunehmen  wünschen,  düifen  in  den  unteren  Classen  nicht  aufgenommen  wer- 
den. In  den  oberen  Classen  steht  die  Entscheidung  dem  Lehrkörper  zu. 

In  keinem  Falle  darf  aber  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Maximalzahl  der 
in  einer  Classe  aufzunehmenden  Schüler  überschritten  werden  (§•  16). 

§.  15.  Die  Zahl  der  Schüler  in  einer  Classe  soll  in  der  Regel  nicht  über  fünfzig 
steigen.  Wo  die  Anzahl  der  Schüler  nach  einem  dreyährigen  Durchschnitte  60 
erreicht,  darf  eine  weitere  Aufnahme  nur  unter  der  Voraussetzung  stattfinden,  dass 
Parallelclassen  errichtet  werden. 

§.  16.  Der  Lehrkörper  jeder  Realschule  entwirft  eine  Disciplinar- Vorschrift, 
welche  dem  Landesschulrathe  und  bei  landschaftlichen  Schulen  auch  dem  Landes- 
ausschüsse vorzulegen  ist.  Dieselbe  unterliegt  der  Genehmigung  des  Ministeriu  ms 
für  Cultus  und  Unterricht. 

§.17.  Semestral-  nnd  Jahresprüfungen  finden  fUr  öffentliche  Schüler  nicht 
statt.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  erhält  jeder  Schüler  ein  Schul- 
zeugniss. 

Die  Bestimmungen  über  die  Form  der  Schulzengnisse  werden  im  Verordnungs- 
wege erlassen. 

Auf  Grund  der  Gesammtleistnngen  eines  Schülers  während  des  Schuljahres 
entscheidet  die  Lehrerconferenz  über  das  Vorrücken  desselben  in  den  nächst 
höheren  Jahrgang. 

Wenn  ein  sicheres  Urtheil  über  die  Reife  eines  Schülers  zum  Aufsteigen  in 
die  höhere  Classe  nicht  gefällt  werden  kann,  wird  in  Gegenwart  des  Directors  eine 
Versetzungsprüfung  gehalten. 

Besteht  das  Hindemiss  der  Versetzbarkeit  in  den  ungenügenden  Leistungen  in 
einem  einzigen  Gegenstande,  so  kann  dem  Schüler  die  Erlaubniss  zur  Ablegung 
einer  Wiederholungsprüfung  vor  Beginn  des  neuen  Schuljahres  ertheilt  werden, 
von  deren  günstigem  Erfolge  das  Vorrücken  in  die  höhere  Classe  abhängt. 

§.  18.  Zum  Behufe  des  Nachweises,  dass  die  Realschüler  sich  die  fllr  das 
Aufsteigen  in  die  technische  Hochschule  erforderlichen  Kenntnisse  erworben  haben, 
weroen  Maturitätsprüfungen  eingeführt. 

Mit  der  Vornahme  derselben  werden  besondere  Commissionen  betraut.  Die 
Mitglieder  derselben  werden  vom  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  ernannt, 
wobei  als  Grundsatz  zu  gelten  hat,  dass  Professoren  der  technischen  Studien- 
anstalten,  Schulinspectoren,  Directoren  und  Professoren  der  Realschulen,  Mit- 
glieder der  Commission  sein  sollen. 

§.  19.  Jeder  Realschüler  wird  am  Schlüsse  des  letzten  Jahres  des  Realschul- 
curses  zur  Maturitätsprüfung  zugelassen.  Er  hat  sich  zu  diesem  Zwecke  drei 
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Monate  vor  dem  Schlüsse  des  Schuljahres  bei  dem  Director  der  Lehranstalt^  der 
dem  Vorsitzenden  der  Commission  die  Mittheilang  zu  machen  hat^  zu  melden. 

Privatstudirende ,  welche  an  keiner  öffentlichen  Realschule  eingeschrieben 
waren,  und  kein  öffentliches  Zeugniss  erhalten  haben,  haben  sich  ebenfalls  zu 
derselben  bei  dem  Vorsitzenden  der  PrUfungscommission  zu  melden,  und  werden 
zur  Maturitätsprüfung  zugelassen,  wenn  sie  das  achtzehnte  Lebensjahr  zurückgelegt 
haben. 

§.  20.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Maturitätsprüfungen  werden  im 
VerordnuDgswege  geregelt. 

IV.  Von  den  Lehrkörpern. 

§.21.  Die  Befähigung  der  Lehrer  wissenschaftlicher  Fächer  an  den  Realschulen 
wird  durch  eine  Prüfung  ermittelt,  mit  deren  Abhaltung  eigene  Yom  Minister  für 
CttltuB  und  Unterricht  bestellte  Prüfungs-Commissionen  betraut  sind. 

Die  zu  Mitgliedern  derselben  ernannten  Männer  sollen  die  verschiedenen 
Zweige  des  Unterrichtes  in  wissenschaftlicher  und  zugleich  in  didactischer  Rich- 
tung vertreten. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Befahigungsprüfung  für  das  Lehramt, 
insbesondere  das  Mass  der  Anforderungen  in  den  einzelnen  Lehrgegenständen, 
werden  im  Verordnungswege  geregelt. 

§.  22.  Nur  jene,  welche  sich  ein  Lehrbefähigungszeugniss  erworben  haben, 
können  als  wirkliche  Lehrer  an  den  Realschulen  angestellt  werden. 

Die  Anforderungen,  welche  an  die  Nebenlehrer  flir  Gesang,  Gymnastik  und 
ähnliche  Gegenstände  zu  stellen  sind,  werden  im  Verordnungswege  geregelt. 

Lehramts- Candidaten,  welche  während  ihres  Probejahres  oder  nach  dem- 
selben zum  Lehren  verwendet  werden,  heissen  Hilfslehrer. 

§.  23.  Für  die  obligaten  Lehrfächer  werden  an  einer  vollständigen  Realschule 
neben  dem  Religionslehrer  noch  12,  an  einer  vierclassigen Unterrealschule 7  wirk- 
liche Lehrer  mit  Einschluss  des  Directors  bestellt. 

Die  Gehalte  der  Directoren  und  Lehrer,  die  Substitntionsnormen ,  so  wie  die 
Bestimmungen  über  das  Schulgeld,  die  Aufhahms-  und  PrUfungstaxen  werden  von 
denjenigen  festgesetzt,  welche  die  Realschule  errichten  und  erhalten. 

§.  24.  Der  Director  ist  mit  der  unmittelbaren  Leitung  der  Realschule  und 
eventuell  der  damit  in  Verbindung  gesetzten  Facheurse  betraut. 

Die  Instructionen  fllr  den  Director,  die  Lehrer  und  die  Lehrerconferenz  wer- 
den im  Verordnungswege,  und  zwar  bei  staatlichen  Lehranstalten  vom  Ministerium 
fllr  Cultus  und  Unterricht,  bei  den  landschaftlichen  Realschulen  von  dem  Landes- 
ausscbusse  im  Einvernehmen  mit  dem  Landesschulrathe  erlassen. 

Die  sämmtlichen  wirklichen  Lelirer  bilden  unter  dem  Vorsitze  des  Directors 
die  Lehrerconferenz,  deren  Befugnisse  im  Verordnungswege  normirt  werden. 

§.  25.  Der  Director  ist  an  selbstständigen  Realschulen  zu  6 — 8  Lehrstunden, 
an  Unterrealschulen  zu  8 — 10  Lehrstunden  wöchentlich  verpflichtet. 

Den  wirklichen  Lehrern  wissenschaftlicher  Fächer  sollen  in  der  Regel  nicht 
mehr  als  20  Lehrstunden  wöchentlich  zugewiesen  werden. 

Nur  im  Falle  einer  zeitweiligen  Supplirung  eines  Lehrers  kann  ein  Mitglied 
des  Lehrkörpers,  jedoch  nicht  länger  als  zwei  Monate  hindurch,  zu  mehr  als  20 
Lehrstunden  verhalten  werden. 

Tritt  die  Nothwendigkeit  einer  längeren  Supplirung  ein,  so  hat  der  Lehrer 
einen  Anspruch  auf  die  normalmässige  SubstitutionsgebUhr. 

Die  Lehrer  des  Zeichnens  können  bis  zu  24  Lehrstunden  wöchentlich  ver- 
balten werden. 

Dem  Director  steht  es  zu,  die  wöchentliche  vorschriftsmässige  Zahl  der 
Unterrichtsstunden  mit  Rücksicht  auf  das  Lehrfach,  die  Menge  der  Schüler  oder 
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der  Correcturen,  überhaupt  des  Lehrbedtirfnisses,  um  wochentlicli  2 — 3  Lehrstun- 
den für  einzelne  Lehrer  zu  ermässigen,  von  welcher  Verftlgung  er  an  den  Landes- 
schulrath  die  Anzeige  zu  erstatten  hat. 

Bei  den  Landesrealsehulen  hat  der  Direetor  zu  dieser  Veifügung  die  Geneh- 
migung des  Landesausschusses  einzuholen. 

§.  26.  Jeder  Besetzung  einer  Lehrerstelle  hat  eine  Concurs-Yerlautbarung 
voranzugehen,  welche  vom  LandesschulrathC;  und  bei  landschaftlichen  Beal- 
schulen  vom  Landesausschusse  veranlasst  wird.  Die  Ausschreibung  des  erledigten 
Postens,  in  welcher  die  Lehrfilcher  nebst  der  Unterrichtssprache,  in  welcher  der 
Unterricht  zu  ertheilen  ist,  sowie  der  mit  der  Lehrstelle  verbundene  Gehalt  zu 
bezeichnen  sind,  erfolgt  in  der  ofiTicielleu  Wiener  und  der  officiellen  Landeszeitung. 

Die  Gesuche  werden  vom  Landesschulrathe  gesammelt  und  dem  Direetor 
zur  Erstattung  einer  Gutachtung  übermittelt.  Auf  Grundlage  desselben  erstattet 
der  Landesschulrath  seinen  Vorschlag,  und  zwar  bei  Staatsschulen  an  den  Minister 
für  Cultus  und  Unterricht,  bei  Landesschulen  an  den  Landesausschuss. 

Ist  an  einer  Staats-  oder  Landesrealschule  eine  Stelle  erledigt,  fttr  welche 
eine  Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelperson  den  Besetzungsvorschlag  zu 
machen  berechtigt  ist,  so  ist  die  Anzeige  sowohl  dem  Landesschulrathe,  als  dieser 
Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelperson  zu  erstatten. 

§.  27.  Die  Ernennung  der  Lehrer  und  Professoren  erfolgt  bei  Staatsschulen 
auf  Antrag  des  Landesschulrathes  vom  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht,  bei 
Landesschulen  vom  Landesausschusse. 

Hilfs-  und  Unterlehrer  werden  bei  Staatsschulen  vom  Landesschulrathe,  bei 
Landesschulen  aber  vom  Landesausschusse  auf  Vorschlag  des  Directors  bestellt. 

Die  Disciplinarbehandlung  der  an  Landesrealschulen  angestellten  Directoren  1 

und  Lehrer  steht  dem  Landesausschusse  zu,  der  sich,  insofern  die  Angelegenheit 
von  überwiegend  didaktich-pädagogiseher  Beschaffenheit  ist,  mit  dem  Landes- 
schulrathe ins  Einvernehmen  zu  setzen  hat. 

V.  Von  den  Privatanstalten. 

§.  28.  Die  Errichtung  einer  Realschule  ist  Jedermann  unter  der  Voraussetzung 
gestattet,  dass  die  Einrichtung  derselben  nichts  den  allgemeinen  Lehrzwecken 
dieser  Anstalten  Widersprechendes  enthält. 

Ihre  Errichtung  ist  daher  an  folgende  Bedingungen  geknüpft: 

1 .  Statut  und  Lehrplan,  sowie  jede  Aenderung  desselben  bedürfen  der  über 
Antrag  des  Landesschulrathes  ertheilten  Genehmigung  des  Ministers  fUr  Cultus 
und  Unterricht. 

2.  Als  Directoren  können  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche 
ihre  volle  Befähigung  zum  Unterrichte  an  einer  derartigen  Lehranstalt  dargethan 
haben. 

§.  29.  Das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  kann  den  von 
Gemeinden,  Corporationen  oder  Privaten  errichteten  Lehranstalten  zuerkannt 
werden,  wenn  der  Lehrplan  nicht  in  wesentlichen  Puncten  von  dem  fttr  die  staat- 
lichen und  Landeslehranstalten  vorgeschriebenen  abweicht  und  ftlr  jede  Er- 
nennung des  Directors,  der  Lehrer  oder  Hilfslehrer  die  Bestätigung  des  Landes* 
schulrathes  eingeholt  wird. 

§.  30.  Der  Direetor  einer  derartigen  Realschule  ist  den  Schulbehörden  fttr 
den  Zustand  derselben  verantwortlich.  Der  Landesschulrath  und  in  höherer 
Instanz  der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  sind  berechtigt,  nach  vorher- 
gegangener Disciplinarbehandlung  die  Entfernung  eines  untauglichen  oder  seines 
Amtes  sich  unwürdig  erweisenden  Lehrers  oder  Directors  zu  fordern. 

§.31.  Der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  kann  jede  derartige  Lehranstalt 
schliessen  lassen,  wenn  ihre  Einrichtung  oder  Wirksamkeit  mit  den  bestehenden 
'n  Widerspruch  tritt. 
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Schlussbestiminuiigeii. 


§.  32.  Die  Erweiterung  der  begtehenden  sechsciassigen  Oberrealschale  in 
eine  siebenclassige  hat  bis  zum  Beginne  des  Schuljahres  1870/1  stattzufinden. 

§.  33.  Der  Minister  für  Cultus  und  Untemcht  ist  mit  dem  Vollzuge  dieses 
Gesetzes  betraut  und  hat  die  weiteren  nothwendigen  Uebergangsbestimmungen 
nach  Einvernehmung  des  Landesausschusses  zu  erlassen. 

Franz  Joseph  m.  p. 

■asner  n.  p. 

Nr.  12. 

Gesetz  vom  12.  Jänner  1870, 

wirksam  für  die  geflirstete  Grafschaft  Görz  und  Gradisca, 

betreffend  eine  Abänderung  den  §.  38  des  Oesetees  über  die  Sclinlanfsicht 

vom  8.  Februar  1869. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  gefürsteteu  Grafschaft  Görz  und 
Gradisca  finde  Ich  anzuordnen^  wie  folgt : 

Der  §.  32  des  Gesetzes  über  die  Schulaufsicht  vom  8.  Februar  1869  wird 
abgeändert,  wie  folgt: 

Dem  Bezirksschulrathe  und  den  Bezirksschulinspeotoren  kommt  das  Prädikat 
„kaiserlich-königlich^  zu.  Der  Vorsitzende  yertheilt  die  einzelnen  Geschäftsstlicke 
behufs  deren  Bearbeitung  an  die  Mitglieder,  und  besorgt  mit  Benützung  der 
Arbeitskräfte  der  Bezirksbehörde  die  laufende  Geschäftsftlhmng.  Die  Kanzlei- 
erfordernisse besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatnt  haben,  wird  dem  Bezirks- 
schulrathe das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige- 
geben und  der  Aufwand  ftir  Kanzleierfordemisse  aus  Gemeindemitteln  bestritten. 

DieBezirksschulinspectoren  erhalten  zurVomahme  der  periodischen  Schulen- 
inspectionen  und  Visitationen  einen  Diäten-Pauschalbetrag  und  die  Vergütung  der 
Fuhrkosten  ans  Staatsmitteln. 

Franz  Joseph  m.  p. 

iMMf  ■•  f. 

Nr.  13. 

Eriass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom 

18.  Jänner  1870,  Z.  321, 

an  sämmtliche  Länderchefs, 

betreifend  das  ErfordernisK  einer  mllitär-behörd  liehen  Helraths-Llcenz  zur 

EheNchliesHnng  zeitlich  pensiouirter  k.  k.  Officiere. 

Aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles,  in  welchem  ein  halbinvalider  pen- 
sionirter  k.  k.  Officier  ohne  vorher  erlangte  militär-behördliche  Heiraths-Licenz 
zu  der  kirchlichen  Trauung  zugelassen  wzrden  ist,  wollen  Euere den 
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der  Correcturen,  überhaupt  des  LehrbedUrfnisses,  um  wöchentlich  2 — 3  Lehrstun- 
den  für  einzelne  Lehrer  zu  ermässigen,  von  welcher  Verftlgung  er  an  den  Landes- 
schulrath  die  Anzeige  zu  erstatten  hat. 

Bei  den  Landesrealschulen  hat  der  Director  zu  dieser  Verfügung  die  Geneh- 
migung des  Landesausschusses  einzuholen. 

§.  26.  Jeder  Besetzung  einer  Lehrerstelle  hat  eine  Concurs-Yerlautbarung 
voranzugehen,  welche  vom  Landesschulrathe,  und  bei  landschaftlichen  Beal- 
schulen  vom  Landesausschusse  veranlasst  wird.  Die  Ausschreibung  des  erledigten 
Postens,  in  welcher  die  Lehrfächer  nebst  der  Unterrichtssprache,  in  welcher  der 
Unterricht  zu  ertheilen  ist,  sowie  der  mit  der  Lehrstelle  verbundene  Gehalt  zu 
bezeichnen  sind,  erfolgt  in  der  ofiTicielleu  Wiener  und  der  officiellen  Landeszeitung. 

Die  Gesuche  werden  vom  Landesschulrathe  gesammelt  und  dem  Director 
zur  Erstattung  einer  Gutachtung  übermittelt.  Auf  Grundlage  desselben  erstattet 
der  Landesschulrath  seinen  Vorschlag,  und  zwar  bei  Staatsschulen  an  den  Minister 
für  Cultus  und  Unterricht,  bei  Landesschulen  an  den  Landesausschuss. 

Ist  an  einer  Staats-  oder  Landesrealschule  eine  Stelle  erledigt,  für  welche 
eine  Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelperson  den  Besetzungsvorschlag  zu 
machen  berechtigt  ist,  so  ist  die  Anzeige  sowohl  dem  Landesschulrathe,  als  dieser 
Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelperson  zu  erstatten. 

§.  27.  Die  Ernennung  der  Lehrer  und  Professoren  erfolgt  bei  Staatsschulen 
auf  Antrag  des  Landesschulrathes  vom  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht,  bei 
Landesschulen  vom  Landesausschusse. 

Hilfs-  und  Unterlehrer  werden  bei  Staatsschulen  vom  Landesschulrathe,  bei 
Landesschulen  aber  vom  Landesausschusse  auf  Vorschlag  des  Directors  bestellt. 

Die  Disciplinarbehandlung  der  an  Landesrealschulen  angestellten  Directoren 
und  Lehrer  steht  dem  Landesausschusse  zu,  der  sich,  insofern  die  Angelegenheit 
von  überwiegend  didaktich-pädagogischer  Beschaffenheit  ist,  mit  dem  Landes- 
schulrathe ins  Einvernehmen  zu  setzen  hat. 

V.  Von  den  Privatanstalten. 

§.  28.  Die  Errichtung  einer  Realschule  ist  Jedermann  unter  der  Voraussetzung 
gestattet,  dass  die  Einrichtung  derselben  nichts  den  allgemeinen  Lehrzwecken 
dieser  Anstalten  Widersprechendes  enthält. 

Ihre  Errichtung  ist  daher  an  folgende  Bedingungen  geknüpft: 

1 .  Statut  und  Lehrplan,  sowie  jede  Aenderung  desselben  bedürfen  der  über 
Antrag  des  Landesschulrathes  ertheilten  Genehmigung  des  Ministers  für  Cultus 
und  Unterricht. 

2.  Als  Directoren  können  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche 
ihre  volle  Befähigung  zum  Unterrichte  an  einer  derartigen  Lehranstalt  dargethan 
haben. 

§.  29.  Das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  kann  den  von 
Gemeinden,  Corporationen  oder  Privaten  errichteten  Lehranstalten  zuerkannt 
werden,  wenn  der  Lehrplan  nicht  in  wesentlichen  Puncten  von  dem  fttr  die  staat- 
lichen und  Landeslehranstalten  vorgeschriebenen  abweicht  und  für  jede  Er- 
nennung des  Directors,  der  Lehrer  oder  Hilfslehrer  die  Bestätigung  des  Landes* 
schulrathes  eingeholt  wird. 

§.  30.  Der  Director  einer  derartigen  Realschule  ist  den  Schulbehörden  fttr 
den  Zustand  derselben  verantwortlich.  Der  Landesschulrath  und  in  höherer 
Instanz  der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  sind  berechtigt,  nach  vorher- 
gegangener Disciplinarbehandlung  die  Entfernung  eines  untauglichen  oder  seines 
Amtes  sich  unwürdig  erweisenden  Lehrers  oder  Directors  zu  fordern. 

§.31.  Der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  kann  jede  derartige  Lehranstalt 
Bchliessen  lassen,  wenn  ihre  Einrichtung  oder  Wirksamkeit  mit  den  bestehenden 
Gesetzen  in  Widerspruch  tritt. 
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Schlussbestimiiiuiigen. 


§.  32.  Die  Erweiterung  der  bestehenden  sechBclassigen  Oberrealschale  in 
eine  siebenclassige  hat  bis  zum  Beginne  des  Schayahres  1870/1  stattzufinden. 

§.  33.  Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  ist  mit  dem  Vollzage  dieses 
Gesetzes  betraut  und  hat  die  weiteren  nothwendigen  Uebergangsbestimmangen 
nach  Einvernehmung  des  Landesausschusses  zu  erlassen. 

Franz  Joseph  m.  p. 

■asner  n.  p. 

Nr.  12. 

Gesetz  vom  12.  Jänner  1870, 

wirksam  für  die  gefUrstete  Grafschaft  Görz  und  Oradisca, 

betreffend  eine  Abänderimg  des  §.  32  des  Gesetzes  über  die  Sclialanfsicht 

vom  8.  Februar  1869. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  gefUrsteteu  Grafschaft  Görz  und 
Gradisca  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

Der  §.  32  des  Gesetzes  über  die  Schulaufsicht  vom  8.  Februar  1869  wird 
abg-eändert,  wie  folgt: 

Dem  Bezirksschulrathe  und  den  Bezirksschulinspeotoren  kommt  das  Prädikat 
^kaiserlich-königlich"  zu.  Der  Vorsitzende  yertheilt  die  einzelnen  GteschäftsstUcke 
behufs  deren  Bearbeitung  an  die  Mitglieder,  und  besorgt  mit  Benützung  der 
Arbeitskräfte  der  Bezirksbehörde  die  laufende  Geschäftsftlhrung.  Die  Kanzlei- 
erfordemisse  besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatnt  haben,  wird  dem  Bezirks- 
schulrathe das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige- 
geben und  der  Aufwand  ftir  Kanzleierfordemisse  aus  Gemeindemitteln  bestritten. 

Die  Bezirksschulinspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen  Schulen- 
inspectionen  und  Visitationen  einen  Diäten-Pauschalbetrag  und  die  Vergütung  der 
Fnhrkosten  aus  Staatsmitteln. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Nr.  13. 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom 

18.  Jänner  1870,  Z.  321, 

an  sämmtliche  Länderchefs, 

betreifend  das  Erfordernis8  einer  militär-behördliehen  Heiraths-Llcenz  zur 

Eheschliessnng  zeitlich  pensiouirter  k.  k.  OiRciere. 

Aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles,  in  welchem  ein  halbinvalider  pen- 
sionirter  k.  k.  Officier  ohne  vorher  erlangte  militär-behördliche  Heiraths-Licenz 
zu  der  kirchlichen  Trauung  zugelassen  wzrden  ist,  wollen  Euere den 
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kirchlichen  Oberen  des  Verwaltungsgebietes  zur  weiteren  Verständigang  der  Seel- 
sorger in  Erinnerung  bringen^  dass  zu  Folge  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  für 
Landesvertheidigung  und  öffentliche  Sicherheit  vom  24.  December  1868,  Z.  3878, 
die  durch  §.  52  des  Wehrgesetzes  vom  5.  December  1868,  K.  6.  Bl.  Nr.  151,  fest- 
gesetzte Ausnahme  der  pensionirten  Officiere  und  Militärbeamten,  dann  der  nicht 
im  Invalidenhause  sich  aufhaltenden  Patental-Invaliden  von  den  Bestimmungen 
des  militärischen  Heirathsnormales  nur  auf  die  als  ganzinvalid  oder  sonst  definitiv 
pensionirten  Officiere,  Militärparteien,  Militärbeamten,  Unterparteien  und  Armee- 
diener, dann  auf  Patental-  und  Reservations-Invaliden  sich  erstreckt,  während 
rUcksichtlich  der  zeitlich  pensionirten  Militärs  und  der  mit  der  Vormerkung  fttr 
eine  Localanstellung  als  halbinvalid  pensionirten  Officiere,  sowie  der  in  der  Loco- 
Versorgung  der  Invalidenhäuser  befindlichen  Mannschaft  die  Vorschrift  über  die 
Heirathen  in  der  k.  k.  Landarmee  vom  14.  September  1861  in  Giltigkeit  geblieben 
ist,  womach  die  letzteren  zur  Eingehung  einer  Ehe  die  Erlaubniss  der  competenten 
Militärbehörde  bedürfen. 

Nr.  14. 

Mimsterialerlass  vom  20.  Jänner  1870,  Z.  11.168  ex  1889, 

an  die  medicinischen  und  philosophischen  Professoren-CoUegien  der  Universitäten  Wien, 

Prag,  Graz,  Innsbruck  und  Krakau, 

betreffend  die  Terbessernng  pharmaceutlscher  Rigorosen^  behnfe  Erlangung 

des  Doctorgrades. 

Die  mit  Allerhöchster  E^tschlieasung  vom  29.  Mai  1859  genehmigte  Prüfungs- 
ordnung fttr  den  DoctOTgrad*  der  Pharmaoie  ^)  schreibt  im  §.  30  vor,  dass  die  Can- 
didaten  aioh  über  die  in  allen  drei  Prilfungen  erlangte  Note  ,,  Ausgezeichnet^  aus- 
zuweisen haben.  Dafür,  dass  von  dieser  Forderung  in  einzelnen  Fällen  abgegangen 
werden  könne,  bietet  nicht  nur  der  Wortlaut  der  Prttfiuigsordnnng  keinen  Anhalts- 
punct,  sondern  ich  kann  dies»  auch  nicht  als  im  Geiste  derselben  liegend  ansehen, 
da  der  Unterschied  zwischen  dem  Magisterium  und  dem  Doctorat  der  Pharmacie 
hauptsächlich  auf  dem  durch  die  erwähnte  Note  bezeichneten  Prttfungserfolge 
beruht. 

Dagegen  erscheint  es  nicht  als  unzulässig,  dass  eine  fllr  den  erwähnten 
Zweck  nicht  genügende  Prüfung  wiederholt  werde.  Ich  finde  daher  anzuordnen, 
dass  solche  Candidaten,  welche  nicht  aus  allen  Fächern  eines  Rigorosums  die 
Note  ,^ausgezeichnet"  erlangten,  von  dem  betreifenden  Professoren-CoUegium  zur 
Wiederholung  der  Prttixing  zugelassen  werden,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die 
Candidaten  seither  schon  zur  Ablegung  anderer  Rigorosen  geschritten  sind. 

In  dem  Falle,  wo  der  Candidat  nur  bei  einem  Rigorosum  eine  Note  zu 
verbessern  hat,  genügt  es,  dass  er  die  Prüfung  aus  dem  betreffenden  Fache  wieder 
hole,  wofür  er  keine  Taxe  zu  entrichten  hat. 

Handelt  es  sich  dagegen  um  die  Verbesserung  mehr  als  einer  Note,  sei  es 
bei  einem,  sei  es  bei  mehreren  Rigorosen,  so  ist  jedes  Rigorosum,  bei  welchem 
der  Candidat  nicht  aus  allen  Fächem  die  Note  „ausgezeichnet^  erlangte,  voll- 
ständig gegen  Entrichtung  der  ganzen  Taxe  zu  wiederholen. 

Eine  zweimalige  Wiederholung,  sei  es  einer  einzelnen  Prüfung  oder  des 
ganzen  Riggrosums,  ist  nicht  zulässig. 


«)  Anmerkung.  Entbalten  im  R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1859  unter  Nr.  113. 
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Nr.  15. 

Ministerialeriass  vom  25.  Jänner  1870,  Z.  12.347  ex  1869, 

(aus  Anlass  eines  speciellen  Falles) 
an  die  Statthalterei  ffir  Niederösterreich, 

betreffend  Anträge  auf  Zulassung  unyollendeter  Lehrbücher  zum  ITnterrichts- 

gebrauche  an  Mittelschulen. 

Es  ist  öfter  vorgekommen,  dass  von  Lehrkörpern  an  Mittelschnlen  Anträge 
auf  Zulassung  einzelner  Parthien  eines  noch  unvollendeten  Baches  znmUnterrichts- 
gebraneihe  gestellt  wurden. 

In  Erwägung  jedocb,  dass  eine  derartige  Zulässigkeitserklärung  mancherlei 
Unzukömmlichkeiten  in  Ansehung  des  Unterrichtes  und  der  Schiller  im  Gefolge 
hätte,  finde  ich  hiemit  anzuordnen,  dass  in  Zukunft  ein  fUr  den  Unterricht  in  meh- 
reren Jahrescursen  bestimmtes  Werk,  solange  es  nicht  vollständig  im  Drucke  vor- 
liegt, in  amtliche  Verhandlung  behufs  der  Zulässigkeitserklärung  nicht  genommen 
werde. 


Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privat-Mädchenschule  der  Rosalia  Kellner 
in  Prai^  das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majest&t  haben  mit  Allerhöchster  fintsohliessung  vom 
25.  J&iiner  d.  J.  den  Landesscholinspector  zweiter  Glasse  in  Wien,  Yincenz  P  r  a  n s  e  k,  zum 
LandessefaoliiiBpector  erster  Olasse  aUergnftdigst  zu  ernennen  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  £ntschliessung  vom 
25.  Jänner  d.  J.  dem  Beamten  der  Lemberg-Czemowitz-Jassy  fiisenbahngesellschaft  Joseph 
Jägermann  die  Lehrkanzel  der  Bauwissenschaften  an  der k.  k.  technischen  Akademie  in 
Lemberg  ailergnädigst  zu  verleihen  geruht. 


Per  Minister  für  Cultus  und  Unterrieht  hat  die  Wiener  Landesgerichtsrätbe  Dr.  Johann 
H  i  t  z  i  n  g  e  r  und  Dr.  Julius  K  u  n  z  e  k  Edler  v.  Lichton,  dann  den  Privatdocenten  an 
der  rechts-  und  ataatswissenschaftlicbtliehen  Faonltät  zu  Wien  Dr.  Franz  Hofmann  zu 
Priifiingscommissären  bei  der  judiciellen  Abtheil  ung  der  theoretischen  Staatsprfifungscommission 
in  Wien  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  uj^d  Unteiricht  hat  .zum  BezirksschuUnspector  für  den  Bezirk 
Jungbunzlau  in  Böhmen  den  Gyi^l^asialdireotpr  Tiburtifis  J,a s  c  h  e  k  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  emeri^irten  Xustiti^tsdirector  upd  Gemeinde- 
rath  Ignaz  B  o  n  d  i  in  Wien  zum  provisorischen  Bezirksschulinspector  für  den  Bezirk  Hemals 
ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  des  Realgymnasiums  in  Ungarisch- 
Hradisch,  Dr.  Ci^etan  D  i  1 1 1 ,  zum  Hanptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Klagen- 
furt  ernannt 


30 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  bisherigen  Lehrerbildner,  zugleich  provi- 
sorischen Bezirksschulinspector  in  Wien,  Joseph  H  o  f  e  r,  und  den  Professor  an  der  Landes- 
oberrealshhule in Wiener-Keustadt,  Alfred  M  e  r  z,  zu Haüptlefarern  an  der  k.k. Lehrerbildungs- 
anstalt in  Wien  ernannt. 


Kundmachung. 

Das  Aasstellangscomit6  des  Vereines  deutscher  Zeichenlehrer  in  Berlin  hat 
ein  Programm  zu  der  Ostern  1870  in  Berlin  stattfindenden  Ausstellung  dieses 
Vereines  mit  dem  Ersuchen  eingesendet,  alle  Schulen,  an  welchen  Zeichenunter- 
richt gelehrt  wird,  von  der  Abhaltung  dieser  Ausstellung  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Indem  dieses  Programm  im  nachfolgenden  zur  Veröffentlichung  gelangt,  wird 
es  jeder  Lehranstalt  freigestellt,  sich  an  der  Ausstellung  zu  betheiligen ;  es  können 
jedoch  zur  Bestreitung  der  hieflir  eventuell  erwachsenden  Kosten  Staatsmittel 
nicht  zur  Veifligung  gestellt  werden. 

Wien,  den  31,  Jänner  1870. 

T«iii  k.  k.  HinisteriBDi  fflr  CbUbs  ood  Dnterrieht. 


Programm 

der  Ausstellung  des  Vereines  deutscher  Zeichenlehrer. 

§.  1.  Die  Ausstellung  findet  in  Berlin,  im  Laufe  des  Monats  April  1870  statt. 

§.  2.  Zweck  der  Ausstellung  ist:  Dem  allgemein  gewordenen  Streben,  die 
Beschäftigung  mit  den  zeichnenden  Künsten  zu  verallgemeinem  und  den  Unter- 
richt im  Zeichnen  zu  heben,  dadurch  entgegenzukommen,  dass  man  den  Zeichen- 
lehrern, sowie  dem  gesammten  Publikum  eine  üebersicht  darüber  verschaffe,  was 
in  dem  Gebiete  des  Zeichnens  momentan  geleistet  wird,  und  was  filr  Anstren- 
gungen gemacht  werden,  noch  höhere  Leistungen  zu  erzielen. 

§.  3.  Zur  Beschickung  der  Ausstellung  werden  eingeladen: 

1.  Alle  Unterrichtsanstalten,  sowohl  diejenigen,  welche  sich  ausschliesslich, 
wie  auch  die,  welche  sich  nur  theilweise  mit  dem  Zeichenunterricht  befassen. 

2.  Alle  Zeichenlehrer,  öffentliche  wie  private. 

3.  Künstler  und  Private,  welche  sich  im  Besitze  besonders  schätzbarer  Unter- 
richtsmittel befinden. 

4.  Fabrikanten  und  Verfertiger  von  Modellen  für  den  theoretischen  und  prak- 
tischen Zeichenunterricht. 

5.  Buchhändler  und  Verleger,  welche  sich  im  Besitze  von  Vorlagenwerken 
oder  überhaupt  von  solchen  Werken  befinden,  die  auf  das  Zeichnen  Bezug  haben. 

6.  Händler  von  Zeichen-Utensilien  und  -Materialien. 

§.  4.  Die  Ausstellung  wird  drei  Hauptgruppen  umfassen: 

1.  Modelle  und  Vorlagen. 

2.  Arbeiten  von  Schülern  aller  Art. 

3.  Utensilien  und  Materialien. 

§.  5.  Die  Ausstellung  findet  statt  unter  Verantwortlichkeit  des  Vereines  deut- 
scher Zeichenlehrer,  der  für  das  Jahr  1870  seinen  Vorort  in  Berlin  hat 

Die  Vorbereitungen  der  Ausstellung  übeiiiimmt  ein  vom  Verein  ernanntes 
Comitä  unter  dem  Titel:  Comiti  für  die  Ausstellung  des  Vereines  deutscher 
Zeichenlehrer. 
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Briefe  und  Sendungen  sind  an  dieses  Comite  unter  der  Adresse  des  Vor- 
sitzenden des  Vereines  deutscher  Zeichenlehrer,  Dr.  H.  Hertzer  in  Berlin,  Magazin- 
strasse 16,  zu  richten. 

§.  6.  Wer  die  Ausstellung  beschicken  will,  hat  davon  dem  obengenannten 
Comite  eine  definitive  Anzeige  bis  spätestens  den  10.  März  1870  zu  machen.  Nach 
erfolgter  Anmeldung  wird  den  Ausstellern  ein  gedrucktes  Formular  zugestellt, 
welches  sie  genau  auszufüllen  und  gleichzeitig  mit  ihren  Gtltem  einzusenden 
haben.  Die  Einlieferung  der  Ausstellungsgegenstände  muss  portofrei  vor  dem 
1.  April  erfolgt  sein. 

§.  7.  Das  Comite  hat  das  Recht,  alle  Gegenstände  zurückzuweisen : 

1.  welche  nicht  rechtzeitig  (§.  6)  angemeldet  sind; 

3.  welche  bei  der  Einlieferung  nicht  von  dem  in  §.  6  genannten  Formular 
begleitet  sind ; 

3.  welche  durch  ihren  Umfang  oder  ihr  grosses  Gewicht  der  Aufstellung 
Schwierigkeiten  in  den  Weg  setzen. 

§.  8.  Jeder  Gegenstand  muss  mit  einer  mehr  oder  weniger  detaillirten  Beschrei- 
bung (resp.  Verzeichniss)  versehen  sein,  aus  welcher  das  Publikum  den  Namen 
des  Verfertigers,  resp.  den  Zweck,  Preis  etc.  des  Gegenstandes  ersehen  kann. 

Bei  Schttlerzeichnungen  ist  ausser  dem  Namen  des  Schülers  auch  das  Alter, 
die  auf  die  Arbeit  verwendete  Zeit  und  die  Art  und  Weise  der  Darstellung 
(beispielsweise  ob  Copie  oder  nach  der  Natur)  anzugeben. 

Ausserdem  ist  zu  wünschen,  dass  SchUlerzeichnnngen  ein  und  derselben  Art 
und  ein  und  derselben  Anstalt  ein  möglichst  gleichförmiges  Format  haben. 

§.  9.  Für  die  Versicherung  der  ausgestellten  Gegenstände  gegen  Feuerschaden 
sorgt  das  Auststellungscomitä  in  dem  Falle,  dass  auf  dem  Austellungsformulare 
die  betreffende  Rubrik  gehörig  ausgefüllt  ist 

§.  10.  Um  Beschädigungen  oder  den  Verlust  der  Ausstellungsgegenstände  zu 
vermeiden,  werden  die  nöthigen  Vorsichtmassregeln  von  Seiten  der  Ausstellungs- 
comnaission  ergriffen  werden ;  eine  eigentliche  Verantwortlichkeit  aber  kann  den 
Ausstellern  gegenüber  nicht  übernommen  werden. 

§.11.  in  allen  Fällen,  wo  eine  würdige  Ausstattung  der  Ausstellungsgegen- 
stände wünschenswerth  ist,  hat  der  Aussteller  dafür  Sorge  zu  tragen,  resp.  die 
Vermittlung  des  Ausstellungscomit6  in  Anspruch  zu  nehmen. 

§.  12.  Während  der  Dauer  der  Ausstellung  können  die  eingelieferten  Gegen- 
stände nicht  zurückgenommen  werden. 

§.  13.  Die  Rücksendung  der  Gegenstände  erfolgt  unmittelbar  nach  dem 
Schlüsse  der  Ausstellung.  Für  diejenigen,  welche  nicht  selbst  für  die  Wiederver- 
packung und  Rücksendung  der  Waaren  Sorge  tragen  können,  geschieht  die  Ver- 
packung und  Rücksendung  durch  das  Ansstellungscomitä,  und  zwar  für  Rechnung 
und  Gefahr  der  Einsender. 

§.  14.  Jedem  Aussteller  steht  ein  Passepartout  für  die  Aussttellung  zu  Gebote. 

§.  15.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  und  in  welcher  Weise  hervorragenden 
Leistungen  auf  der  Ausstellung  eine  öffentliche  Anerkennung  zu  Theil  werden 
solle,  hat  sich  das  Comite  noch  vorbehalten. 

Berlin,  im  October  1869. 

Das  Aiitellugie#fldM. 
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Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  Volksschule  zu  Z  a  u  t  k  e  in  Mähren,  mit  slavischer  Unterrichtsspraohe,  ist  die 
Stelle  eines  Provisors  mit  einem  Gehalte  von  157  fl.  50  kr.  0.  W.  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  versehen  mit 
den  Nachweisen  über  ihr  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Verwendung,  bis  15.  F  e  b  r  u  a  r  1.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Hohenstadt  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zuMarkgrafneusiedl  in  Niederösterreich  ist  die  Oberlehrerstelle 
mit  den  fassionsmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  15.  F  e  b  r  u  a  r  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft in  Gross-Enzersdorf  zu  überreichen. 

Bei  der  Volksschule  in  Witzlsdorf,  Gerichtsbezirk  Marchegg,  ist  die  Lehrerstelle 
mit  den  fassionsmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  15.  F  e  b  r  u  a  r  1.  J.  bei  der  k.k.  Bezirks - 
hauptmannschaft  in  Gross-£nzersdorf  zu  überreichen. 

An  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Salzburg  ist  eine  Lehrstelle  für  Mathematik  und  Physik 
mit  dem  Jahresgehalte  von  735  fl.  und  dem  Vorrückungsrechte  in  die  höhere  Gehaltsstufe  von 
840  fl.,  dann  dem  Ansprache  auf  die  gesetzlichen  Decennalzvlagen  erledigt 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirten,  mit  dem  Lehramtseeugnisse  versebenen.Gesuche 
im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde  bis  15.  F  e  b  r  u  a  r  1.  J.  bei  dem  k.  k.  Landessohnlrathe 
in  Salzburg  zu  Überreichen. 

An  der  Volksschule  zu  Herrnbaumgarten  ist  die  Oberlehrerstelle  mit  den  fassions« 
massigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  15.  F  e  b  r  u  a  r  1.  J.  bei  der  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  Mistelbach  einzubringen. 

Bei  der  öffentlichen  Volksschule  zu  Pernersdorf  in  Niederösterreich  ist  eine  Unter- 
lehrersstelle zu  besetzen,  womit  nebst  gänslicher  Verpflegung  und  freier  Wohnung  ein  Ein- 
kommen von  50  bis  100  fl.  und  die  Anwartschaft  auf  seinerzeitige  Berücksichtigung  bei  besser 
dotirten  Anstellungen  verbunden  ist. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  dem  Nachweise  der  BefiUiignng  belegten  Gesuche  bis  20. 
Februar  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  OberhoUabrunn  überreichen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  im  Markte  Ernstbrunn  ist  eine  Unterlehrerstelle 
zu  besetzen,  mit  welcher  der  Bezug  eines  jährlichen  Gehaltes  von  60  fl.  bar  nebst  freier  Rost 
und  Wohnung  verbunden  ist. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  Befahlgungszeugnissen  belegten  Gesuche  bis  20.  Februar 
d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Korneuburg  einzubringen. 

Am  k.  k.  Staatsgymnasium  in  Salzburg  kommt  die  Stelle  des  Directors  zur  Besetztmg, 
zu  welchem  Behufe  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben  wird. 

Mit  dieser  Stelle  sind  die  an  einem  Gymnasium  erster  Classe  systemisirten  Bezüge  ver- 
bunden. 

Vorachriftsmässig  instruirte  Gesuche  sind  im  vorgeschriebenen  Wege  bis  Ende 
Februar  1.  J.  bei  dem  k.  k.  Landesschuhrathe  in  Salzburg  zu  Überreichen. 

Bei  der  Volksschule  in  der  Gemeinde  St  ab  lowitz  in  k.  k.  Schlesien  ist  zur  Besorgung 
des  Unterrichtes  an  den  Excurrendo-Schulen  in  N i kl o w i t z  und  Köhlersdorf  eine  Unter- 
lehrerstelle mit  dem  Jahresgehalte  von  129  fl.  ö.  W.,  freier  Wohnung  im  Schulgebäude  und 
Vi  Klafter  Holz  zu  besetzen. 
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Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  dem  Nach- 
weise Aber  ihr  Alter,  ihre  bisherige  Verwendung  und  Befähigung  und  über  die  vollkommene 
Kenntniss  der  deutschen  und  böhmischen  Sprache  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschafc  Trop- 
pau  bis  28.  Februar  1.  J.  einzubringen. 

Zur  Besetzung  einer  an  der  k.  k.  Oberrealschule  zu  Klagenfurt  erledigten  Lehrstelle 
für  Geographie  und  Geschichte,  mit  welcher  ein  Jahrezgehalt  von  735  fl.  und  bei  Vorrttckung 
in  die  höhere  Gehaltsstufe  von  840  fl.  nebst  dem  Ansprüche  auf  die  systemmässigen  Decennal- 
znlagen  zu  je  210  fl.  verbunden  ist,  wird  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben. 

Die  NebenbefEhigung  des  Bewerbers  für  den  Unterricht  in  der  deutscher  Sprache  begrün- 
det einen  Vorzug. 

Die  vorschriftsmässig  instruirten  und  an  das  k.  k.  Ministeriam  für  Cultus  und  Unterricht 
stilisirten  Gesuche  sind  bis  15.  M  fi  r  z  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  für  Kämthen  im 
Dienstwege  einzubringen. 

Am  k.  k.  deutschen  Gymnasium  in  Brunn  ist  eine  Lehrerstelle  für  Mathematik  und 
Physik  mit  den  für  Gymnasien  erster  Classe  systemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  vorschriflsgemäss  instruirten  Gesuche  sind  bis  zum  20.  M  ä  r  z  1.  J.  im  Dienstwege 
bei  der  k.  k.  Statthalterei  für  Mähren  einzubringen. 

Am  k.  k.  Obergymnasium  in  S  p  a  1  a  t  o ,  mit  italienischer  Unterrichtssprache,  ist  eine 
Lehrkanzel  für  classische  Philologie  und  deutsche  Sprache  erledigt,  mit  welcher  der  Jahres- 
gehalt von  735  fl.  ö.  W.  sammt  dem  Vorrückungsrechte  in  die  höhere  Gehaltsstufe  von  840  fl. 

0.  W.  und  den  normalm&ssigen  Decennalzulagen  verbunden  ist. 

Die  Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  im  Wege  ihrer  unmittelbar  vorge- 
setzten Behörden  beim  k.  k.  dalmatinischen  Lande sschulrathe  einzureichen  und  ihre  Fähig- 
keiten, namentlich  aber  die  Lehrbefähigung  in  obigen  Gegenständen  für  Obergymnasien  nach- 
zuweisen. 

Zugleich  wird  bemerkt,  dass  diejenigen,  welche  auch  zum  Unterrichte  der  illyrischen 
Sprache  befähigt  sind,  vorzugsweise  werden  berücksichtigt  werden. 

% 

An  der  Volksschule  zu  N  e  m  i  1  e ,  mit  mährischer  Unterrichtssprache,  ist  die  Lehrerstelle 
zu  besetzen,  mit  welcher  nebst  Naturalwohnung  ein  Gehalt  von  210  fl.  ö.  W.  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  versehen  mit 
den  Nachweisen  über  ihr  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Verwendung  bis  15.  F  e  b  r  u  a  r  I.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Hohenstadt  einzubringen. 

Eine  Unterlehrerstelle  an  der  Volksschule  zu  £  d  1  i  t  z ,  polit.  Bezirk  Neunkirchen,  ist  zu 
verleihen,  mit  welcher  nachstehende  Bezüge  verbunden  sind:  1.  Jährlicher  Gehalt  von  87  fl.; 
2.  Verpflegung  und  Wohnung;  3.  Bezug  der  kleinen  Stolla. 

Bewerber  um  diese  Stelle  wollen  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  bis  20.  F  e  b  r  u  a  r  1.  J . 
an  den  Schulconcurrenz-Ausschuss  zu  Edlitz  einsenden. 

Am  k.  k.  Gymnasium  in  I  g  1  a  u  ist  eine  Lehrerstello  für  Geschichte  und  Geographie,  in 
Verbindung  mit  deutscher  Sprache,  mit  den  für  Gymnasien  zweiter  Classe  systemisirten  Bezügen 
zu  besetzen. 

Bewerber  um  dieselbe  haben  ihre  vorschriftsgemäss  instruirten  Gesuche  bis  zum  20.  Mär  z 

1.  J.  im  Dienstwege  bei  der  k.  k.  Statthalterei  für  Mähren  einzubringen. 
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Vertilgungen, 

betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel. 

Westphal  Rudolf.  Theorie  der  nenhochdentschen  Metrik,  von  — .  Jena, 
Cari  Doebereiner,  1870,  8. 

Mit  ErlasB  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom  21.  Jänner  1870,  Z.  12.307  ex 
1869,  werden  die  Mittelschulen  und  Lehrerbildungsanstalten  auf  dieses  Werk,  zum  Zwecke 
anfälliger  Anschaffung  für  ihre  Bibliotheken,  aufmerksam  gemacht. 

Politick^  alias  k  TSeobecn^m  d^jinäm  stfedniho  a  novöho 
vSku;  spof.  JanLepaf.  (Preis  eines  broschiriien  Exemplares  1  fl.  50  kr., 
eines  gebundenen  2  fl.  ö.  W.)  Prag,  J.  L.  Kober,  1869.  8. 

Mit  dem  Ministerlalerlass  vom  22.  Jänner  1870,  Z.  12.205,  im  Sinne  des  §.  11  der  Verord- 
nung des  bestandenen  k.  k.  Staatsministerinms,  Abth.  C.  U.,  vom  25.  Juni  1865,  Z.  2065,  zum 
Unterriclitsgebrauche  an  Mittelschulen  mit  böhmischer  Lehrsprache,  jedoch  nur  auf  der  oberen 
Stufe  dieser  Lehranstalt  (Obergymnasien  und  Oberrealschulen)  allgemein  zugelassen. 

Koppe  K<arl.  Die  Arithmetik  und  Algebra,  für  den  Schul-  und  Selbstunter- 
richt bearbeitet  von  — .  (Anfangsgründe  der  reinen  Mathematik  1.  Th.)  Achte, 
verbesserte  und  vermehrte  Auflage.   Essen,  6.  D.  Bädeker,  1869.  8. 

Diese  neue  Auflage  des  bereits  früher  approbirten  Buches  wurde  mit  dem  Ministerial- 
erlasse  vom  25.  Jänner  1870,  Z.  12.347,  zum  Unterrichtsgebrauche  an  Mittelschulen  mit  deut- 
scher Unterrichtssprache  allgemein  zugelassen.  —  Der  Preis  des  Buches  blieb  unverändert. 

Im  Wiener  k.  k,  Schulbücherverlage  sind  erschienen: 

Erstes  Rechenbuch  für  Volksschulen  von  Dr.  Franz  Mo cnik.  Das 
Rechnen  im  Zahlenraume  bis  20.   (Preis  broschirt  6  kr.) 

Zweites  Rechenbu'ch  für  Volksschulen  von  Dr.  Franz  Mo£nik.  Das 
Rechnen  im  Zahlenraume' bis  100  mit  Preisberechnungen.  (Preis  broschirt  8  kr.) 

Zugleich  hat  der  k.k.  Schulbücherverlag  Anweisungen  über  den  methodischen 
Gebrauch  dieser  Rechenbücher  von  demselben  Verfasser,  nämlich: 

Anleitungzum  Gebrauche  des  ersten  Rechenbuch  es  (Preis  20  kr.), 

An leitungzumGe brauche  deszweitenRechenbuches  (Preis 26 kr.) 

herausgegeben. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  mit  dem  Erlasse  vom  29.  Jänner  1870,  Z.  740, 
die  Rechenbücher  zum  Lehrgebrauche  an  den  untersten  zwei  Volksschnlclassen  für  zulässig 
erklärt  und  die  Lehrer  auf  die  „Anleitungen^  aufmerksam  zu  machen  befunden. 


-♦■ 
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I^invat--A.iizeig*eii. 


fiei  M!etasleir  in  S  t  iitt  ga  r  t  erschien  soeben  nnd  ist  in  allen  Buchhandlungen  zuhaben : 

Hermann,  H.  A.  und  J.  6.  Weckherlin,  Lateinische  Scholgrammatik  für  untere  Gym- 

nasialclassen  und  höhere  Bürger-  und  Realschulen.  Mit  Expositions-  und  Com- 

positionsstoff.  einer  Wörtersammlung  zum  Memoriren  und  einem  lateinisch-deutschen  und 

deutsch-lateinischen  Wörterbuche.  Vierte  verb.  u.  verm.  Auflage.  1870.  gr.  8.  Geh.  1  Thir. 

Nachdem  die  dritte  Auflage  in  dem  kurzen  Zeitraum  von  zwei  Jahren  vergriffen  nnd 

damit  die  Brauchbarkeit  des  Buches  beim  Schulunterricht  ausgesprochen  ist,  folgt  hiemit  die 

durch  Verbesserungen  und  viele  Zusätze  bereicherte  vierte  Auflage.  Als  Empfehlung  verdient 

besonders  die  einfache  klare  Sprache,  in  welcher  die  Regeln  gegeben  sind,  und  die  grosso. 

Beicbhaltigkeit  des  Expositions-  und  Compositionsstoffes  hervorgehoben  zn  werden. 

Wagner,  Dr.  Carl,  Handbnch  der  Naturkunde,  Erdbeschreibung,  fiescbichte  und  deut- 

SCben  Spracblehre  für  höhere  Bürger&rchulen,  Realschulen  und  entsprechende  Lehranstal- 
ten. Mit  Holzschnitten.  Ül.  Auflage,  gr.  8.  (2GV4  Bogen.)  Geh.  18  Sgr. 
Es  sind  besonders  drei  Vorzüge,  durch  welche  diess  Buch  in  vielen  deutschen  Schulen 
lieimisch  geworden  ist.  Fürs  Erste  begreift  das  E  i  n  e  Buch  4  Hauptlehrgegenstände  zu  eine  1- 
dnrch  gleichmässigen  Gang,  durch  Uebersichten,  Fragen,  Aufgaben,  Musterbeispiele  nnd  IIlu- 
;$trationen  öchulgerechten  Verwerthung.  Zum  Andern  hat  man  erkannt,  dass  es  von  gewiegten 
Miinnern  des  Fachs  dem  heutigen  Stande  derWissenschaft  entsprechend  richtig, 
masshaltcnd  zwischen  Zuviel  und  Zuwenig,  k  lar  und  schön  abgefnsst  ist,  und  dabei  leuch- 
tet aus  der  ganzen  Darstelhuig  ein  frommes  deutsches  Gomüth,  eine  wohlbemessene  Freisinnig- 
keit un4l  warme  Vaterlandslie])e  erweckend  nnd  erwärmend  hervor.  Das  sind  die  Pulse,  die  in 
dem  Buche  lebendig  schlagen. 


Iii  der  k«  k«  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien  i.st  erischienen  und  durch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Bilder-Atlas  zur  wit^sensehaftlich-populären  Naturgeschichte  der  Wirbelthiere.  Quart-Format. 
Der  ganze  Atlas  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  ausgeführten  Blättern  und  kostete 
complet  früher  12G  fl.  —  jetzt  nur  mehr  60  fl. 

Hieraus  ist  auch  zn  haben : 

Bilder- Atlas  der  Sängethicrc,  in  11  Heften,  trüher  34  fl.  65  kr.  —  jetzt  18  fl. 

„              „    Vögel,  in  14  Heften,  früher  44  fl.  10  kr.  -  jetzt  *  20  fl. 

y,              „    Fische,  in  ü  Heften,  früher  18  fl.  90  kr.  —  jetzt  10  fl. 

„              „    Amphibien,  in  9  Heften,  früher  28  fl.  35  kr.  —  jetzt  12  fl. 

Jedes  einzelne  Heft  enthält  9  bis  12  Blätter,  kostete  früher  3  fl.  15  kr.  —  jetzt  nur  2  fl. 

Hierzu  als  erläuternde  Beigabe : 

Knrsser  erläuternder  Text  zum  Bilder-Atlas  der  wissenschaftlich-populären  Natur- 
geschichte der  Wirbelthiere  von  Dr.  M.  Wretschko,  k.  k.  Professor  der  Naturgeschichte  am 
akademischen  Gymnasium  zu  Wien.  Gross -Quart,  br.  1  fl. 

Elflnger,  Dr.  Ant.  nnd  Dr.  Ferd.  Hauser,  der  physische  Mensch.  Wissenschaftlich-populäre 
Zusammenstellung  über  den  Bau  des  menschlichen  Körpers  nnd  seine  Lebens  Verrichtungen. 
Als  Hilfbuch  fUr  Lehrer  und  Erzieher,  auch  beim  Unterrichte  für  Blinde.  Mit  90  in  den  Text 
eingedruckten  Holzschnitten,  gr.  8.  brosch.  1  fl. 

Wissenschaft  und  Leben  gehen  in  unseren  Tagen  Hand  in  Hand.  Eigenthümlicher  Weise 
ist  gerade  deijenige  Zweig  der  Naturwissenschaften,  der  uns  am  nächsten  liegt  nnd  der 
auf  populäre  Behandlung  den  meisten  Anspruch  hat,  bisher  am  stiefmütterlichsten  behan- 
delt worden. 

Dieser  Grundgedanke  leitete  die  Verfasser  bei  Bearbeitung  obiger  populären  Anatomie 
und  Physiologie  des  Menschen.  Das  Werkchen  ist  mit  seltener  Klarheit  und  Gemein- 
fAsslichkeit  geschrieben,  die  durch  90  in  den  Text  gedruckte  ausgezeichnete  Holzschnitte 
noch  mehr  hervorgehoben  werden.  Es  eignet  sich  somit  als  vortreflTlicher  Leitfaden  beim 
Unterrichte,  wie  es  ausserdem  jedem  Denkenden  zum  Selbststudium  bestens  empfohlen 
werden  kann.  . 
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LIEBIG'S  FLEISCH-EZTRÄGT 

aus  FRAY-BENTOS  (SOd-Amerika) 

LIEBIG'S  FLEISCH  -  EXTRACT  COMPAGNIE,   LONDON. 


Augenblickliche  Herstellung  von  kräftiger  Fleischbrühe  zu  1/'^  des  Preises  derjenigen  aas 
frischem  Fleische.  —  Bereitung  und  Verbesserung  von  Suppen,  Saucen,  Gemüsen  etc. 

Stärkung  für , Schwache  und  Kranke, 

Zwei  Goldene  Medaillen,  Paris  1867 ;  Goldene  Medaille,  Hftvre  1868. 

Das  grosse  KbreadipUn  —  die  hiehste  Aisieiehiiig  —  AastenlaH  1819. 


Detail-Preise  für  ganz  Oesterreich: 

1  eogl.  S^  Topf.       1/3  engl,  ß  Topf.       1/4  eDgL  S  Topf.       1/8  eogl.  S  Topf. 
OestWhg.  fl.  5.80        fl.  3.-  fl.  1.70  fl.  0.92  Krz. 

/y  _^     ^^  Fht  äoht;  wenn  jeder 


Topf    nebenatehende 
üntersohriften  trägt. 


Zu  haben  in  den  refiommirteaten  Handlungen  wid  Apotheken. 

En  groB-Lager  bei  den  GorreBpondenten  der  OeBellBchaft : 
Herren  KLOGEB  &  Sohn,  Wien,  Herren  Jos.  VOIGT  &  Comp.,  Wien, 

Schottengasse  Nr.  1.  »lum  schwanen  Hund",  1  Hohen  Markt. 


Ifeunte  Auflage  soeben  erschienen ! 

Für  die  P.  T.  Herren  Schulvorstände  und  Lehrer  Oesterreichsl 

Bisheriger  Absatz  fiber  SOO.OOO  Exemplare! 

Volks-Atlas  über  alle  Theile  der  Erde  für  Schule  und  Haus.  Heraus- 
gegeben von  Dr.  Bd.  Amtli«r  nnd  Wllh.  lisleib.  24  Karten  in  Farbendruk. 
••  Auflage  *)•  Preis  50  kr.  ö.  W. 

Dieser  Atlas,  von  welchem  in  kaum  Jahresfrist  über  200.000  Exemplare  abgesetzt 
wurden,  nnd  der,  ausser  von  sämmtlichen  deutschen  Segrierungen,  von  den  henror- 
ragrendsten  Schulmännern  aller  Länder  aufs  Wärmste  zur  Einführung  in  die  Schulen 
empfohlen  worden  ist,  hat  sich  in  überraschend  kurzer  Zeit  anch  hi  Oesterreich,  wo 
sein  Erscheinen  bekannt  wurde,  den  ungetheiltesten  Beifall  der  Lehrerwelt  sowohl  durch 
seine  treffliche  Bearbeitung  als  durch  seinen  ausserordentlich  billigen  Preis  zu  errin- 
gen gewusst. 

Es  sollte  dem  Gefertigten  eine  hohe  Befriedigung  sein,  dieses  ausgezeichnete  und 
dabei  jedem,  selbst  dem  ärmsten  Sehfller  zugängliche  geographische  Hülfsmittel  in 
Gesammt'Oesterreich  immer  mehr  einbürgern  zu  können.  Es  ist  dafür  Sorge  getragen, 
dass  geneigte  Bestellungen  sofort  Erledigung  finden ;  auch  stehen  den  Herren  Lebrern 
der  Geographie  behufs  näherer  Einsichtnahme,  resp.  Einführung  gern  Freiexemplare 
zu  Diensten, 

Bei  Blnflbmg  In  Seholei  werden  besondere  Torthelle  gewährt 

Haupt -DepAf  für  Oesf erreich: 

Karl  Czermak, 

Buchhandlung  nnd  Antiquariat  in  VHen,  Schottengasse  6. 

*y  Neun  Anflagen  In  sirei  Jahren  I 

Aus  der  kiiaerlich-königlicheo  Hof-  nnd  StMUdrackerei. 


Jahrgang  1870.  Stück  IV. 


Verordnungsblatt 


Ar  doi  Di«iiitberridi  4es 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht. 


Redigirt  im  k.  L  Ministeriom  fttr  Caltos  und  Unterricht 


Avsireirebeii  am  19.  Febmar  1870. 


InKalts  Allerhöchste  Handschreiben  3r.  Majestät  des  Kaisers.  —  Gesetz  für  Salzburg^  zur 
Regelung  der  Errichtnngy  der  Erhaltung  nnd  des  Besuches  der  öffentlichen  Volks- 
schulen. —  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhaltnisse  des  Lehrstandes  an  den 
öffentlichen  Volksschulen  des  Herzogthumes  Salzburg.  ~  Gesetz  für  Istrien,  betref- 
fend die  Abänderung  des  §.  30  des  Landesgesetzes  vom  8.  Febmar  1869  Aber  die 
Schnlanfsicht.  —  Ministerialerkss,  betreffend  die  Frage,  ob  die  Gemeinden,  welche 
als  solche  Patrone  der  Schulen  sind,  sich  als  Patrone  im  Ortsschulrathe  vertreten 
lassen  können.  ~  .Ministerialerlass,  betreffend  die  Modalität  der  Vornahme  derLehr- 
amtsprOfung  aus  der  Naturgeschichte.  —  Ministerialerlass,  betreffend  die  Erhöhung 
der  Prüfungstaxe  fOr  die  Maturitätsprüfungen  an  Staatsgymnasien  und  Staatsreal- 
schulen. —  Erlass  des  Ministeriums  fUr  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  49,  auf  den  Uebertritt  von  dem 
Ritus  einer  Kirche  zu  dem  anderen.  —  Personalnaohrichten.  —  Concurs-Ausschrei- 
bungen.  —  Verfügungen,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  —  Privat-Anzeigen. 


Seine  k.  nnd  k.  Apostolische  Majestät  haben  nachstehende  Allerhöchste 
Handschreiben  allergnädigst  zn  erlassen  geruht : 

Lieber  Ritter  v.  Hasner!  Ich  ernenne  Sie  zum  Präsidenten  Meines  Ministe- 
riums fttr  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  nnd  Länder  und  verleihe 
Ihnen  gleichzeitig  die  Würde  eines  geheimen  Rathes  mit  Nachsicht  der  Taxen. 

Indem  Ich  den  von  den  Ministern  v.  Plener,  Dr.  Giskra,  Dr.  Herbst  nnd 
Dr.  Brestel  gestellten  Ansuchen  nm  Enthebung  keine  Folge  gebe  und  sie  in 
ihren  bisherigen  Aemtem  belasse,  ernenne  Ich  ttber  Ihren  Antrag  Meinen  Feld- 
marschalllientenant  Johann  Ritter  v.  Wagner  zu  Meinem  Minister  für  Landes- 
vertheidigung,  den  Sectionschef  im  Ministerium  des  Innern  Dr.  Anton  Banhäns 
und  den  Ministerialrath  dieses  Ministeriums  Dr.  Carl  v.  Stremayr,  ersteren  zn 
Meinem  Ackerbauminister,  letzteren  zum  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht,  wo- 
nach Sie  das  weiter  Erforderliche  zu  veranlassen  haben. 

Wien,  am  1.  Februar  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Fleier  m.  p. 

Lieber  Dr.  v.  Stremayr!  Ich  ernenne  Sie  zn  Meinem  Minister  fttr  Cultus 
nnd  Unterricht. 

Wien,  am  1.  Februar  1870. 

Franz  Joseph  ul  p. 

■asier  m.  p. 


38 


Nr.  IG. 

Gesetz  vom  10.  Jänner  1860, 

'    *  wirksam   für   das   Herzogthnm   Salzburg, 

zur  Regelung  der  Errichtung^  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffent- 
lichen Tolksschulen. 

Mit  Zustimmung  des  LaOidtages  Meines  Herzogthumes  Salzburg  finde  Ich 
anzuordnen^  wie  folgt: 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen. 

§.  1 .  Eine  öfientliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Oi-tschafi;  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stnnde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  ftInQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  Stunde  ent- 
fernte Schule  besuchen  müssen.  (§.  Ö9  des  Keichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entfernung  die  localen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zugang  zu  einer  Schule  erheblich  erschweren, 
ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station,  wenigstens  für  die 
ungünstigere  Jahreszeit  zu  exponiren  oder  im  äussersten  Falle  mindestens  drei 
Mal  in  der  Woche  zum  Excurrendo-Unterrichte  an  eine  solche  Station  zu  entsenden. 
Die  Expositur  oder  Excurrendo-Station  bildet  einen  Theil  jener  Schule,  an  welcher 
der  betreffende  Unterlehrer  angestellt  ist. 

§.  3.  Sobald  es  die  Mittel  desjenigen,  welchem  die  Errichtung  und  Erhaltung 
jener  Schule  obliegt,  irgend  zulassen,  ist  die  Expositur  oder  Excurrendo-Station 
durch  eine  selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.  4.  Soweit  die  vorhandenen  Mittel  es  gestatten,  ist  auch  besonders  in  den 
bevölkerten  Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den 
Geschlechten  und  die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzustreben. 

Dieselbe  muss  überall  da  erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlichen  Lehrkriifte 
(§.  1 1  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  sechs  übersteigt. 

§.  5.  An  welchen  Orten  und  mit  welchen  Mitteln  Bürgerschulen  zu  errichten 
sind,  wird  von  Fall  zu  Fall  durch  ein  Landesgesetz  festgestellt. 

Vorläufig  ist  in  der  Stadt  Salzburg  eine  Bürgerschule  aus  Landesmitteln 
(§.  37)  zu  entrichten. 

§.  6.  Die  Schulbehörden  haben  darüber  zu  wachen,  das  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§.  1,  5,  12),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  nnnöthigen  Aufschub 
errichtet  und  hierbei  alle  Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen  Bestände 
derselben  sichergestellt  werden. 

§.  7.  Alle  für  die  Errichtung  und  Eiuricbtuug  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Commission  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
eribrderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen;  das  Commissionsprotokoll 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§.  8.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der  zweck< 
massigen  Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen  Schulen 
(§§.  1,  5,  12)  bewilligt  werden. 

§.9.  Jeder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzuweisen,  welchen 
die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  Urtschaftstbeile  oder  Häuser  bilden. 
Massgebend  für  die  Abgränzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die  Gränzeu 
der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des  Schulbesuches 
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dieZaweitfBBg  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schale  einer  benachbarten  Qemeinde 
zwecküBiässig  ergeheint. 

§.  10.  Die  Einsehnlong  hat  zum  Zwecke,  sämmtlichen  innerhalb  des  Schul- 
sprengela  wohnenden  schalpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Aufnahme 
in  eise  Sehile  and  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern» 

§.  11.  Kinder,  welcbe  aitsserhalh  des  Schulsprengete  wohnen,  dürfen  nur  inso- 
weit Au&sAime  find^ni  ala  dadurch  keine  UeberfllUnng  der  Lehrzimmer  herbei- 
geftlhrt  wird. 

Das  Gleiche  gilt  rUeksicbtlich  der  Aufnahme  jener  Kinder,  welche  das  sechste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  BewilUgong  der  Ortsschalbehörde  zum 
Eintritte  in  die  öffentliche  Volkasohule  erlangt  haben. 

§.  1 2.  Eine  Schale,  welche  bereits  dvmh  (ttnf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Ciassen  in  parallele  Abtheilnngen  an  (trennen  genötbigt  war,  ist  nach  Ablauf  dieses 
Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schalen  au  Aeilen. 

§.  13.  Ein  neu  zu  erbauendes  Schulfaans  soll  auf  einem  trockenen  Platze  und 
wo  möglich  in  der  Mitte  des  Scfaulspt*MgelS  stehet).  Bei  der  AuDwahl  der  Baustelle 
sind  geräuschvolle  Plätze  und  Sti^assen,  scMe  di^  Nähe  lärmender  oder  solcher 
Gewerbe,  welche  einen  nnangen^fameiü  tmd  geiiundheltsnachtheiligen  Gemch  ver- 
breiten, die  Nachbarschaft  von  Sümpfen  und  anderen  Gewässern  u.  dergl.  zu  ver- 
meiden. Ebenerdige  Schulgebäude  m<Usen  mindestens  zwei  Schuh  Ober  dem  Niveau 
der  Strasse  erhoben  und  ihre  Fenster  so  angebracht  werden,  dass  die  Aufmerk- 
samkeit der  Sinder  nidht  dufeh  Vorgänjge  Irasserhalb  des  Hauses  ahgdenkt  werde. 

Auch  soll  mit  einem  Schulhaus  in  der  Regel  kein  Zinshaus  in  Verbindung 
gebracht  werden. 

§.  14.  Die  Aneahl  der  Lehrzimnier  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  fUr  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  d^s  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 
Sie  mttssen  bei  einer  Höhe^von  mindestens  10'  für  jedes  Kind  einen  Flächenraum 
von  6Q'  besitzen,  aebstbei  aber  ausreichenden  Platz  fttr  das  Lehrpult  und  einen 
Kasten,  fttr  die  Schultafel  und  fttr  freie  Zugänge  zu  den  Bänken  darbieten,  wobei 
auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schülern  Bedacht  zu  nehmen  ist. 
In  hoch  gelegenen,  besonders  allseitig  freistehenden  Sehulhäusern  kann  eine 
Rednction  der  Höhe  bis  auf  9'  zugelassen  werden. 

Alle  Lehrzimmer  jsattssen  gehörig  licht  sein  und  eine  entsprechende  Ventilation 
besitzen ;  mit  der  Wohnung  des  Lehrers  dttrfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Ver- 
bindung stehen. 

§.  15.  Die  Schulbänke  müssen  so  constmirt  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  und 
Qrdaae  der  Kinder  jedes  Lefarzimmers  Btteksieht  zu  nehmen  ist. 

Alle  PuUbänke  sind  lait  RUcklehnen  zu  versehen  und  so  einzurichten,  dass 
die  FUsse  der  Kinder  entweder  auf  demFuasboden  oder  auf  angebrachten  schmalen 
Brettern  anfitehen. 

Die  Sil&bänke  sollen  wo  möglich  se  «umgestellt  werden,  dass  alles  Hauptlicht 
von  der  linken  Seite  oder  Rückseite  einfällt,  nnd  dass  die  Schüler  gegen  eine 
fensterlose  Wand  sitzen;  vor  welcher  die  Scbultafel  und  das  Lehrerpult  ange- 
bracht iat. 

§.  f  Ö.  Die  Stfregeahänber  «ad  Verbindnngsgänge  sollen  luftig  und  licht,  die 
Stiegen  rnid  Gänge  mindestens  4'  brtf  it  aeth  und  erster«  nie  mit  Spitzstufen  (Schoe- 
ckenstiege)  constmirt  werden. 

Die  Aborte  sind  m  anzulegieii,  4a48  Stiegen,  G-äage  und  Schullocalitäten  davon 
nieht  bdttetigt  werden. 

Jede  Scdinle  a<dl  einen  gedeckten  Tmiiraum  besitzen  und  mit  dem  uöthigen 
Trink'  and  Mutzwasser  vereehen  sein. 
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§.  17.  Die  näheren  BeHtimmnngen  über  die  Beschaffenheit  der  Schnlgebäade 
und  ihrer  Theile^  sowie  ttber  die  erforderlichen  Schaleinrichtnngen  werden  in  einer 
Verordnung  festgesetzt,  welche  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  ttber  Begut- 
achtung der  Landesschulbehörde  und  im  Einvernehmen  mit  dem  Landesausschusse 
erlassen  wird.  Diese  Verordnung  normit  auch  die  Modalitäten,  unter  denen  die 
technischen  Organe  der  politischen  Behörden  oder  die  Landesvertretung  bei 
Oenehmignng  und  Ausführung  der  Baupläne,  Beschaffung  der  SIchuleinrichtung, 
Ueberwachung  des  zweckentsprechenden  Zustandes  der  &ebäudc  und  ihrer  Ein- 
richtung einzutreten  haben. 

§.  18.  Die  Bezirksschulbehörde  bestimmt  die  Auslagen  für  Beheizung,  Beleuch- 
tung und  Reinigung  der  Schullocalitäten,  indem  sie  für  jede  Schule  nach  Flächen- 
raum, kubischem  Inhalt  und  Situirung  derselben  ein  Minimum  der  bezüglichen 
Kosten  feststellt,  unter  welches  nicht  herabgegangen  werden  darf. 

§.  19.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  für  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Glassen  gesondert  oder  mit  den  Mädchen  vereint,  darf 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  20.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  zu  den  nothwendigen  Schulen  (§§.  1,  5,  12)  gehört 

n.  Absclmitt. 
Von  dem  Besuche  der  öffentlichen  Volksschule. 

§.  21.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  nimmt  die  Ortsschulbehörde 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kinder  des  Schulspren- 
gels  ohne  Unterschied  ihrer  Oonfession  und  Heimatsberechtigungen  vor.  Wer 
absichtlich  ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht  oder  bezüglich  desselben  eine 
unwahre  Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  vob  1— 20  fl.  zu  belegen  oder 
im  Falle  der  Unvermögenheit  mit  Einschliessung  von  höchstens  vier  Tagen  zu 
bestrafen. 

§.  22.  Kinder,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können,  oder  zu  Hause  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich  befin- 
den, sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  sofort  der 
Bezirksschulbehörde  vorzulegen  ist. 

§.  23.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg- 
werken, Torfstichen  u.dgl.  beschäftigt  sind  und  den  Unterricht  einer  Fabriksschule 
geniessen. 

§.  24.  Der  Bezirksschulbehörde  steht  es  zu,  ttber  jene  Thatsachen,  welche 
die  in  den  §§.  22  und  23  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  allgemeinen  Volks- 
schule befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  25.  Sind  Kinder,  bezüglich  deren  ein  Befreiungsgrund  r§§.  22  und  23) 
nicht  eintritt,  nicht  binnen  der  ersten  vierzehn  Tage  des  Schuljahres  in  eine 
öffentliche  Volksschule  aufgenommen,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  die  Eltern  oder 
deren  Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern:  Wenn  sie  nicht  binnen  weiterer 
drei  Tage  die  Aufnahme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Volksschule  bewerkstel- 
ligen, so  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe,  welche  zwischen  1  und  5  fl.  zu  bemessen, 
im  Falle  der  Unvermöglichkeit  aber  in  Einschliessung  von  höchstens  24  Stunden 
umzuändern  ist. 

§.  26.  Wenn  der  Ortsschulbehörde  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
lung  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schulsprengel 
bekannt  wird,  hat  sie  die  Mittheilung  hierüber  an  die  betreffende  Ortsschulbehörde 
zu  richten.  Erhält  sie  Kenntniss  von  der  Uebersiedlung  eines  schulpflichtigen  Kin- 
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des  aas  einem  anderen  in  den  eigenen  Schalsprengel,  so  hat  sie  dasselbe  sofort 
in  das  Verzeichniss  der  schalpflichtigen  Kinder  anfzanehmen  und  nach  den  §§.  22 
bis  25  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  27.  Die  Ortsschnlbehörde  revidirt  halbmonatlich  die  Absentenverzeichnisse 
der  Schale  and  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  Nachlässigkeit  der 
Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe,  wie  bei  gänzlich 
verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigen,  nicht  gesetzlich  befreiten  Kindes 
in  die  öffentliche  Volksschule  (§.  25).  Nicht  gehörig  entschuldigte  Schulversäam- 
nisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleich  zu  halten. 

§.  28.  Das  Strafaasmass  kann  bis  zn  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einschlies- 
sung  gehen,  wenn  die  Eltern  das  Versäumniss  in  gewinnsüchtiger  Weise  herbei- 
ftihrten. 

§.  29.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Strafausmasses  Statt,  wenn  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  bezüglich  einer  schuldbaren  Vernachlässigung  des  Schul- 
besuches (§§.  25,  27)  der  Kinder  rückfällig  erscheinen.  In  diesem  Falle  kann  das 
Strafausmass  bis  zu  20  fl.  oder  einer  viertägigen  Einschliessung  gehen. 

§.  30.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfstichen  u.  dgl., 
welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche 
anhalten,  verfallen  in  die  in  den  §§.  25  und  27 — 29  bezeichneten  Strafen. 

§.31.  Die  Löschung  aus  der  Liste  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 
dann,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeugniss  einet 
öffentlichen  Volksschule  nachgewiesen  erscheint.  (§.  21  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.  32.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befreit,  welche  sich  in  den  bezeichneten  Terminen  an  einer  höheren  Schule  befin- 
den und  solche,  deren  geistiger  oder  körperlicher  Zustand  erwiesenermassen  die 
Erreichung  des  Zieles  der  Volksschule  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  33.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(§.  32)  Kinder  vor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schule  ferne  halten,  unter- 
liegen denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie  solche  flir  Vernachlässigung 
des  Schulbesuches  angeordnet  sind ;  das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  von 
Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfstichen  u.  dgl.,  welche  die  bei  ihnen  beschäf- 
tigten Kinder  vom  Schulbesuche  abhalten. 

§.  34.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  21,  25,  27—29,  30  und  33  erwähnten 
Strafen  kommt  in  erster  Instanz  der  Bezirksschulbehörde  zu.  Das  Verfahren  richtet 
sieh  bis  zum  Erscheinen  des  Polizeistrafgesetzes  nach  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  20.  April  1854,  B.  G.  Bl.  Nr.  96,  und  der  Verordnung  der  Ministerien  des 
Innern  und  der  Justiz  und  der  obersten  Polizeibehörde  vom  3,  April  1855,  B.  G. 
BL  Nr.  61. 

§.  35.  Becurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben,  soweit  sie 
nicht  gegen  Strafverftlgnngen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  36.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  176  und  177  des  a.  b.  G.  B.  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  BQckfalle  des  Bechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt 
werden. 
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m.  Abschnitt. 

Von  dem  Aufwände  für  das  Volksschalwesen  und  von  den  Mit- 
teln zu  seiner  Bestreitung. 

§.  37.  Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  notbwendigen  Volksschulen  (§§.  1, 
5  und  12)  ist  eine  gemeinsame  Angelegenheit  des  Landes  Salzburg,  welches  mit- 
telst eines  zu  bildenden  Landesjichulfondes  unter  Verwaltung  des  Landesaus- 
Schusses  sowohl  alle  sachlichen  Bedürfnisse  der  Volksschulen,  als  auch  die  Be- 
züge des  Lehrpersonales  zu  bestreiten  hat. 

Eine  Ausnahme  hievon  bilden  die  Kosten  für  die  Schulbaulichkeiten,  für  iie 
Miethe  der  SchuUocalitäten  und  der  Lehrerwohnung,  und  für  die  Beheizung  der 
SchuUocalitäten,  hinsichtlich  deren  folgende  Bestin^mungen  zu  gelten  haben. 

Die  Kosten  der  Herstellung  und  Erhaltung  der  für  die  Volksschulen  erforder- 
lichen Gebäude  und  Localitäten,  für  die  Miethe  der  SchuUocalitäten  und  der 
Lehrerwohnung,  und  für  die  Beheizung  der  SchuUocalitäten  sind  von  der  betref- 
fenden Schnlgemeinde  zu  tragen.  Bei  Schulbauten,  welche  im  Verhältnisse  zu  den 
Kräften  der  Gemeinde  besonders  kostspielig  sind,  kann  derselben  ein  unverzins- 
licher Vorschnss  hiezu  aus  demLandesfonde  gegen  angemessen  erleiehterle  Rück- 
zahlung geleistet  werden.  Den  Schulgemeinden  bleibt  ferner  das  Recht  gewahrt, 
die  Schulpatronate,  soweit  sie  bestehen,  oder  solche  Personen,  welche  hiezu  durch 
Stiftung  oder  andere  privatrechtliche  Titel  verbunden  sind,  zur  Beitragsleistung 
nach  Massgabe  der  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  und  in  Gemässheit  des 
Landesgesetzes  vom  24.  November  1863,  betreffend  das  Schulpatroivat  und  die 
Kostenbestreitung  fUr  die  Localitäten  der  Volksschule  (Landesgesetzblatt  von 
1864,  Nr.  18),  heranzuziehen. 

§.  38.  Auf  den  Landesschulfoqd  gehen  unt^r  der  im  §.  37  ausgedrückten  Be- 
schränkung alle  Verpflichtungen  über,  welche  bezüglich  der  Errichtung  und  Er- 
haltung der  notbwendigen  Volksschulen  bisher  jecier  einzelnen  Schulgemeinde 
entweder  für  sich  allein  oder  in  Concurrenz  mit  anderen  Personen  oder  Corpo- 
ration en  oblagen. 

§.  39.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Sohulgemeinde  noch 
andere  Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  und  Beiträgen  für  sachliche 
Bedürfnisse  oder  für  das  Diensteinkommen  des  Lehrpersonals  einer  Volksschule 
verpflichtete,  sind  solche  Verpflichtungen  in  vollem  Umfange  aufrecht  zu  erhalfen. 
Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fbnden. 

§.  40.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Gmnd  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu- 
flüsse bestimmten  Schulen  gemdmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunliehster 
Aufreehthaltnng  ihrer  etwaigen  speeiellen  Bestimmung  für  die  betreffende  Sehnte 
zu  wahren. 

Insbesondere  sind  die  Renten  jener  Stiftungen,  welche  fttr  SchulprSmien 
bestehen,  für  Sehnlpreiae  an  den  betreffenden  Schalen  zu  verwendea 

§,  41.  In  den  Laadesschulfoad  fliesseu  die  (t}r  Landesscbal&weoke  gemaohten 
oder  in  der  Zukunft  zu  erwartenden  Gesoheoke  und  Legate  mit  mögiiehster  Auf» 
rech^haltung  ihrer  etwaigen  spe.cieUe^  Bestimmung ,  das  3chfilgQld  und  andere 
besondere  Einnahmen  für  Schu|zweoke. 

§.  42.  Das  Schulgeld  für  jedes  schulbeauchende  Kind  wird  mit  6  KreH^eru 
wöchentlich  festgesetzt 

§.  43.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  flpdet  ohne  Intervention  der  Lehrer 
wöchentlich,  monatweise  oder  vierte^ährig  durch  die  Geroeindevorstehung  statt, 
welche  die  erhobenen  Beträge  längstens  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  an 
die  Gasse  des  Landesschulfondes  abzuliefern  und  ordnungsmässig  zu  verrechnen 
hat.  Schulgeldrückstände  sind  nach  den  Vorschriften  über  Einhebung  rückstän- 
diger Gcmeindeumlagen  zu  behandeln. 
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§.  44.  Der  Ortsschulbehörde  steht  e>  zu,  die  schulbesuchenden  Kinder  unbe- 
mittelter Eltern,  ohne  Rttcksicht  auf  ihren  Fortgang,  ganz  oder  theilweise  von  der 
Schulgeldentrichtung  zu  befreien,  und  Eltern ,  welche  gleichzeitig  fllr  mehr  als 
drei  die  öffentlichen  Schulen  besuchenden  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben, 
über  ihr  Ansachen  eine  Ermässigung  zuzugestehen.  Der  hiedurch  veranlasste 
Ausfall  ist  aus  den  Gemeindemitteln  des  Schulortes  zu  ersetzen,  soweit  nicht  Stif- 
tungen zur  vollen  oder  theilweisen  Bestreitung  des  Schulgeldes  an  der  betref- 
fenden Schule  bestehen. 

§.  45.  Die  Gemeindevertretung  des  Schulortes  kann  auch  beschliessen,  dass 
die  Gemeindecasse  die  Schulgeldeutrichtung  fttr  sämmtliche  schulbesuchende 
Kinder  im  vollen  oder  in  einem  bestimmten  Betrage  übernehme. 

§.  46.  Ebenso  kann  die  Landesschulbehörde  dem  Gemeindevorstande  ge- 
statten, dass  er  zwar  die  Einzelerhebung  des  Schulgeldes  vornehme,  an  den  Lan- 
desschulfond  aber  einen  naoh  dem  Oesammtertrage  der  letztverflossenen  3  Jahre 
(§§.  43,  44)  ermittelten  Pauschalbetrag  abliefere,  dessen  Ziffer  nach  je  drei  Jahren 
festzustellen  ist. 

§.  47.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Aufnahmsgebtlhr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  fttr  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Gegenstände, 
für  Benützung  der  zum  Sehulgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstücke,  Lehr- 
mittel  und  Unterrichtserfordemisse,  für  Beheizung,  Beleuchtung  oder  Reinigung 
der  Schullocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  werden.  Die  Schulbücher  und  andere 
Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eitern  oder  deren  Stellvertreter  und  im 
Falle  erwiesener  Düritigkeit  derselben  durch  die  Gemeinde  des  Schulortes  bei- 
znscbaffen. 

§.  48.  Sind  die  schulbesuchenden  Kinder,  für  welche  die  ganze  oder  theil- 
weise Schulgeldbefreiung  (§.  44)  bewilliget  oder  der  Bedarf  an  Lehrmitteln  und 
ünterrichtserfordemissen  (§.  47)  beigeschaffl  wurde,  nicht  im  Schulorte  heimat- 
berechtigt, so  kann  die  Gemeinde  des  Schulortes  den  Ersatz  jeder  Auslagen  von 
der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  49.  Zu  den  nothwendigen  Auslagen  des  Landesschulfondes  gehören  auch : 

a)  die  Dotation  der  Lehrerbibliothek ; 

b)  die  Kosten  der.  Abhaltung  von  Bezirkslehrerconferenzen  einschliesslich  der 
den  Mitgliedern  zu  gewährenden  Reisekostenentschädigungen ; 

c)  die  Reisekostenentschädigungen  und  Taggelder  für  die  Abgeordneten  der 
Bezirksconferenzen  zu  den  Landesconferenzen. 

§.  50.  Abgänge  des  Landesschulfondes  sind  aus  dem  Landesfonde  zu  decken. 

üebeirgaagsbefitimmungen. 

§.51.  Die  bestehenden  Nothschnlen  sind  binnen  zwei  Jahren  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  den  anderen  öffentlichen 
Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand  nicht  mehr  als  nothwendig  er- 
seheint, aufzulassen. 

§.  52.  Die  bestehende  Eintheilung  der  Schulsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bczirks- 
schnlbehörde  zu  unterziehen. 

§.  53.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
soll  die  Einschulung  sämmtlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Ein- 
schichten des  Landes  durchgeftlhrt  sein. 

SchluBsbestimmiingeD. 

§.  54.  Du»  frcgrenwärtlge  Gesetz  tritt  mit  dem  Beginne  des  seiner  Ktind- 
maehung  nai;Mb)genden  iSchuTjahres  in  Wirksamkeit. 
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§.  55.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetses  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  Gesetze  nnd  Verordnungen,  in- 
soweit solche  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  widersprechen 
oder  durch  dieselben  ersetzt  werden,  ausser  Kraft. 

§.  56.  Mit  der  Dnrchfbhrung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nötbigen 
Instructionen  ist  der  Minister  für  Gultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lamer  m.  p. 

Nr.  17. 

Gesetz  vom  17.  Jänner  1870 

zur  Regelung  der  Rechtsrerhaltnlsse  des  Lehrerstandes  an  den  öffentlichen 

Yolksscholen  des  Herzogthumes  Salzburg. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Salzburg  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt : 

I.  Abschnitt. 
Von  der  Anstellung  des  Lehrpersonals. 

§.  1.  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  zeigt  die 
OrtsschulbehOrde  sofort  der  Bezirksschulbehörde  an,  welche  die  Concursaus- 
Schreibung  vornimmt. 

§.2.  Die  Concursausschreibang  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  und  des 
Dienstortes  für  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbundenen  mindesten  Jahres- 
gehalt und  die  Modalitäten  seiner  eventuellen  Steigerung,  sowie  die  beizubrin- 
genden Behelfe  namhaft  machen  und  die  Bewerber  anweisen,  ihre  Gesuche  bei 
der  betreffenden  Ortsschulbehörde  einzubringen. 

§.3.  Die  Bekanntmachung  derjGoncursausschreibung  ^erfolgt  in  dem  amtlichen 
Landesblatte,  und  nach  dem  Ermessen  der  Bezirksschulbehörde  auch  in  einem 
oder  mehreren  von  ihr  zu  bestimmenden,  namentlich  fachmännischen  Organen  der 
öffentlichen  Presse. 

§.4.  Der  Termin  zur  Einreichung  der  Gesuche  muss  mindestens  auf  6  Wochen 
vom  Tage  der  ersten  Einschaltung  im  amtlichen  Landesblatte  festgesetzt  werden. 
Die  Bewerbungsgesuche  bereits  angestellter  Lehrindividuen  sind  im  Wege  der 
vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen,  welche  ihr  Gutachten  sofort  bei- 
zufttgen  hat.  Verspätet  einlangende  oder  innerhalb  des  Concurstermines  nicht 
gehörig  documentirte  Gesuche  dttrfen  nicht  berttcksichtigt  werden. 

§.  5.  Die  Ortsschulbehörde  sammelt  die  Gesuche  und  erstattet  binnen  vier 
Wochen  nach  Ablauf  des  Bewerbungstermines  an  die  Bezirksschulbehörde  einen 
Vorschlag  zur  Einleitung  der  Besetzung  der  erledigten  Stelle. 

§.6.  Wird  eine  Schule  nicht  im  Sinne  des  §.37  des  Gesetzes  zur  Regelung  der 
Errichtung,  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen  vom 
LandesBchulfonde  erhalten,  so  steht  denjenigen,  welcher  sie  erhält,  das  Präsen- 
tations- (Emennungs-)  Recht  zu. 

§.7.  Ein  Präsentationsrecht,  welches  dem  Pfarrer  ohne  Verpflichtung  zur  Tra- 
gung der  Patronatslasten  zusteht,  erlischt  mit  dem  Beginnen  der  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes. 

§.  8.  Wenn  das  Präsentations-  (Emennungs-)  Recht  nicht  einer  Behörde  zusteht, 
welcher  der  Bezirksschulinspector  angehört,  hat  die  Bezirksschulbehörde  an  die 
Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigten  ein  ttber  jeden  einzelnen  Bewerber 
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sich  ansBprechendes  Gutachten  zn  erstatten,  welches  dem  Präsentations-  (Emen- 
nnngs-)  Acte  (§.  9)  beiznschliessen  ist. 

§.  9.  Der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  wählt  innerhalb  vier  Wochen 
vom  Tage  der  Zustellung  des  Bewerbungsactes ,  ohne  an  den  Vorschlag  der 
Ortsschalbehörde  oder  eine  von  ihr  aufgestellte  Reihenfolge  der  Candidaten  (§.  5) 
beziehungsweise  an  da\ Gutachten  der  Bezirksschulbehörde  (§.  8)  gebunden  zu 
seiu;  den  ihm  am  meisten  geeignet  scheinenden  Bewerber  aus,  und  zeigt  ihn  unter 
Vorlage  der  ihn  betreffenden  Acten  sofort  der  Landesschulbehörde  an. 

§.  10.  Die  Präsentation  (Ernennung)  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknttpft  wer« 
den;  jede  dieser  Bestimmung  zuwider  etwa  eingegangene  Verpflichtung  eines  Be- 
werbers ist  ungiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.11.  Wird  die  Präsentation  (Em  ennung)  von  der  Landesschulbehörde  beanstän- 
det (§.  50  Alinea  4  des  Seichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Verhandlung 
mit  Angabe  der  gesetzlichen  Gründe  j  welche  der  Anstellung  entgegenstehen,  an 
den  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigten  zurUckzuleiten^  welchem  es  über- 
lassen bleibt;  binnen  vierzehn  Tagen  eine  andere  Präsentation  (Emennung)  vor- 
zunehmen oder  den  Recurs  an  den  Minister  fürCultus  und  Unterricht  zu  ergreifen. 

§.  12.  Wird  die  Präsentation  (Emqnnung)  von  der  Landesschulbehörde  nicht 
beanständet,  so  fertigt  sie  unter  Berufung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret  aus, 
weist  dem  Ernannten  sein  Diensteinkommen  an,  und  erlässt  den  Auftrag  an  die 
Bezirksschnlbehörde,  entweder  durch  einen  Delegirten  aus  ihrer  Mitte,  oder  durch 
den  Vorsitzenden  der  Ortsschulbehörde  die  Beeidigung  des  Ernannten  und  seine 
Einführung  in  den  Schuldienst  vomehmen  zu  lassen. 

§.  13.  Der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  ist  einzuladen,  sich  bei 
der  Beeidigung  und  Einftthrang  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  durch  einen 
Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

§.  14.  Nimmt  der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  binnen  der 
gesetzlichen  Frist  (§§.  9  und  11)  keine  Präsentation  (Emennung)  vor,  so  tritt  für 
diesen  Fall  die  Landesschulbehörde  in  seine  Rechte  ein. 

§.  15.  Jede  in  Gemässheit  der  §§.  1^14  vorgenommene  Anstellung  eines 
mit  dem  LehrbefUhigungszeugnisse  versehenen  Unterlehrerg  ist  eine  definitive. 
Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Versetzung,  welche  die 
Bezirks-  oder  Landesschulbehörde  aus  Dienstesrücksichten  anordnet,  fügen, 
soferae  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  leidet. 

§.  16.  Auch  bei  solchen  Versetzungen  müssen  die  bestehenden  Vorschlags- 
und Präsentatiotisrechte  berücksichtigt  werden. 

§.  17.  Ueber  die  blos  nach  dem  Dienstrange  sich  richtende  Vorrückung  aus 
einer  niederen  Gehaltsstufe  in  eine  höhere  oder  die  Verleihung  einer  Dienstalters- 
zulage entscheidet  die  Bezirksschnlbehörde  ohne  Concursausschreibung. 

§.  18.  Soll  nicht  eine  einfache  Vorrückung  nach  dem  Dienstrange,  sondem 
eine  Befördemng  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  stattfinden,  so  muss  dasselbe  Ver- 
fahren eingehalten  werden,  welches  für  die  Besetzung  einer  erledigten  Dienst- 
stelle vorgezeichnet  ist  (§§.  1  —  14). 

§.  19.  Die  Emennung  von  Lehrcm  für  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869,  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise  wie 
jene  der  andem  Mitglieder  des  Lehrstandes,  jedoch  ohne  Concursausschreibung, 
von  der  Bezirksschnlbehörde  vorzunehmen. 
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§.  55.  Mit  dem  Begiiine  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  anf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  Gesetze  nnd  Verordnungen,  in- 
soweit solche  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  widersprechen 
oder  durch  dieselben  ersetzt  werden,  ausser  Kraft. 

§.  56.  Mit  der  DurchfUhrung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lamer  m,  p. 

Nr.  17. 

Gesetz  vom  17.  Jänner  1870 

zur  Regelung  der  Rechtsrerhältnisse  des  Lehrerstandes  an  den  öffentlichen 

Yolksscholen  des  Herzogthumes  Salzburg. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Salzburg  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt : 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Anstellung  des  Lehrpersonals. 

§.  1.  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  zeigt  die 
OrtsschulbehOrde  sofort  der  Bezirksschulbehörde  an,  welche  die  Concursaus- 
Schreibung  vornimmt. 

§.2.  Die  Goncursausschreibung  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  und  des 
Dienstortes  fttr  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbundenen  mindesten  Jahres- 
gehalt und  die  Modalitäten  seiner  eventuellen  Steigerung  ^  sowie  die  beizubrin- 
genden Behelfe  namhaft  machen  und  die  Bewerber  anweisen;  ihre  Gesuche  bei 
der  betreffenden  Ortsschulbehörde  einzubringen. 

§.3.  Die  Bekanntmachung  derjConcursausschreibung 'erfolgt  in  dem  amtlichen 
Landesblatte,  und  nach  dem  Ermessen  der  Bezirksschulbehörde  auch  in  einem 
oder  mehreren  von  ihr  zu  bestimmenden,  namentlich  fachmännischen  Organen  der 
öffentlichen  Presse. 

§.4.  Der  Termin  zur  Einreichung  der  Gesuche  muss  mindestens  auf  6  Wochen 
vom  Tage  der  ersten  Einschaltung  im  amtlichen  Landesblatte  festgesetzt  werden. 
Die  Bewerbungsgesuche  bereits  angestellter  Lehrindividuen  sind  im  Wege  der 
vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen,  welche  ihr  Gutachten  sofort  bei- 
zufttgen  hat.  Verspätet  einlangende  oder  innerhalb  des  Concurstermines  nicht 
gehörig  documentirte  Gesuche  dürfen  nicht  berttcksichtigt  werden. 

§.  5.  Die  Ortsschulbehörde  sammelt  die  Gesuche  und  erstattet  binnen  vier 
Wochen  nach  Ablauf  des  Bewerbungstermines  an  die  Bezirksschulbehörde  einen 
Vorschlag  zur  Einleitung  der  Besetzung  der  erledigten  Stelle. 

§.6.  Wird  eine  Schule  nicht  im  Sinne  des  §.37  des  Gesetzes  zur  Regelung  der 
Errichtung,  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen  vom 
Landesschulfonde  erhalten ,  so  steht  den\jenigen,  welcher  sie  erhält ,  das  Präsen- 
tations- (Emennungs-)  Recht  zu. 

§.7.  Ein  Präsentationsrecht,  welches  dem  Pfarrer  ohne  Verpflichtung  zur  Tra- 
gung der  Patronatslasten  zusteht,  erlischt  mit  dem  Beginnen  der  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes. 

§.  8.  Wenn  das  Präsentations-  (Emennungs-)  Recht  nicht  einer  Behörde  zusteht, 
welcher  der  Bezirksschulinspector  angehört^  hat  die  Bezirksschulbehörde  an  die 
Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigten  ein  ttber  jeden  einzelnen  Bewerber 
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sich  aussprechendes  Outachten  zn  erstatten,  welches  dem  Präsentations-  (Ernen- 
nnngs-)  Acte  (§.  9)  beizuschliessen  ist. 

§.  9.  Der  Präsentations-  (Emennnngs-)  Berechtigte  wählt  innerhalb  vier  Wochen 
vom  Tage  der  Zustellung  des  Bewerbungsactcs ,  ohne  an  den  Vorschlag  der 
OrtsschnlbehGrde  oder  eine  von  ihr  aufgestellte  Reihenfolge  der  Candidaten  (§.  5) 
beziehungsweise  an  dai^ Gutachten  der  Bezirksschulbehörde  (§.  8)  gebunden  zu 
sein,  den  ihm  am  meisten  geeignet  scheinenden  Bewerber  aus,  und  zeigt  ihn  unter 
Vorlage  der  ihn  betreffenden  Acten  sofort  der  Landesschulbehörde  an. 

§.  10.  Die  Präsentation  (Ernennung)  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknUpft  wer« 
den ;  jede  dieser  Bestimmung  zuwider  etwa  eingegangene  Verpflichtung  eines  Be- 
werbers ist  uogiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  11.  Wird  die  Präsentation  (Ernennung)  von  der  Landesschulbehörde  beanstän- 
det ^§.  50  Alinea  4  des  Seichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Verhandlung 
mit  Angabe  der  gesetzlichen  Gründe ,  welche  der  Anstellung  entgegenstehen,  an 
den  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigten  zurückzuleiten,  welchem  es  über- 
lassen bleibt,  binnen  vierzehn  Tagen  eine  andere  Präsentation  (Ernennung)  vor- 
zunehmen oder  den  Becurs  an  den  Minister  fUrCultus  und  Unterricht  zu  ergreifen. 

§.  12.  Wird  die  Präsentation  (Ernennung)  von  der  Landesschulbehörde  nicht 
beanständet,  so  fertigt  sie  unter  Berufung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret  aus, 
weist  dem  Ernannten  sein  Diensteinkommen  an,  und  erlässt  den  Auftrag  an  die 
Bezirksschulbehörde,  entweder  durch  einen  Delegirten  aus  ihrer  Mitte,  oder  durch 
den  Vorsitzenden  der  Ortsschulbehörde  die  Beeidigung  des  Ernannten  und  seine 
Einführung  in  den  Schuldienst  vornehmen  zu  lassen. 

§.  13.  Der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  ist  einzuladen,  sich  bei 
der  Beeidigung  und  Einführung  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  durch  einen 
Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

§.  14.  Nimmt  der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  binnen  der 
gesetzlichen  Frist  (§§.  9  und  11)  keine  Präsentation  (Ernennung)  vor,  so  tritt  für 
diesen  Fall  die  Landesschulbehörde  in  seine  Rechte  ein. 

§.  15.  Jede  in  Gtemässheit  der  §§.  1—14  vorgenommene  Anstellung  eines 
mit  dem  Lehrbefähigungszengnisse  versehenen  Unterlehrers  ist  eine  definitive. 
Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Versetzung,  welche  die 
Bezirks*  oder  Landesschulbehörde  aus  Dienstesrücksichten  anordnet,  fügen, 
sofeme  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  leidet.  • 

§.  16.  Auch  bei  solchen  Versetzungen  müssen  die  bestehenden  Vorschlags- 
und Präsentatiotisrechte  berücksichtigt  werden. 

§.  17.  lieber  die  blos  nach  dem  Dienstrange  sich  richtende  Vorrückung  aus 
einer  niederen  Gehaltsstufe  in  eine  höhere  oder  die  Verleihung  einer  Dienstalters- 
zulage  entscheidet  die  Bezirksschulbehörde  ohne  Concursausschreibung. 

§.  18.  Soll  nicht  eine  einfache  Vonückung  nach  dem  Dienstrange,  sondern 
eine  Befördemng  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  stattfinden,  so  muss  dasselbe  Ver- 
fahren eingehalten  werden,  welches  für  die  Besetzung  einer  erledigten  Dienst- 
stelle vorgezeichnet  ist  (§§.  1—14). 

§.  19.  Die  Ernennung  von  Lehrern  für  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869,  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise  wie 
jene  der  andem  Mitglieder  des  Lehrstandes,  jedoch  ohne  Concursausschreibung, 
von  der  Bezirksschnibehörde  vorzunehmen. 
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n.  Abschnitt. 

Von  dem  Diensteinkommeii  des  Lehrpersonal». 

§.20.  Um  den  Betrag- ansznmitteln,  auf  welchen  jede  Lehrstelle  Anspruch 
gibt,  werden  die  Schulgemeinden  nach  den  Durchschnittspreisen  der  wichtigsten 
Lebensbedürfnisse  und  anderen  Örtlichen  Verhältnissen  in  vier  Classen  getheilt. 
Diese  Eintheilnng  nimmt  die  Landesschulbehörde  im  Einvernehmen  mit  dem  Lan- 
(^esausschusse  vor  und  revidirt  sie  von  10  zu  10  Jahren,  ohne  dass  dadurch 
zwischenweilige  Berichtigungen  ausgeschlossen  sind. 

§.21.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgehaltes,  welchen  ein  Lehrer 
in  Gemeinden  der  L  (höchsten)  Classe  anzusprechen  hat,  beträgt  600  fl.,  in  Ge- 
meinden der  n.  Classe  500  fl.;  in  Gemeinden  der  IIL  Classe  400  fl.,  in  Gemeinden 
der  IV.  (untersten)  Classe  300  fl. 

§.  22.  Für  Lehrstellen  an  Bürgerschulen  ist  der  mindeste  Betrag  des  festen 
Jahresgehaltes  eines  Lehrers  ohne  Unterscheidung  der  eben  erwähnten  Classen 
(§.  21)  mit  600  fl.  festzustellen. 

§.  23.  Alle  fixen  Geldbezüge,  welche  dem  Lehrer  aus  Verbindlichkeiten 
einzelner  Personen,  aus 'Stiftungen  und  dergleichen  zufliessen,  werden  (vorbehalt- 
lich der  Wahrung  ihrer  Bestimmung  zu  einem  speciellen  Zwecke)  von  der  Ge- 
meinde für  Rechnung  des  Landesschulfondes  eingehoben. 

§.  24.  Die  veränderlichen  Geldgaben  sind  mit  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  letztverflossenen  drei  Jahre  sofort  in  einen  fixen  Bezug  für  Rechnung  des 
Landesschulfondes  umzuwandeln;  Collecturen  bei  den  einzelnen  Ortsinwohnern, 
Absammlungen  von  Neujahrsgeldern  und  dergleichen  dürfen  nicht  mehr  statt- 
finden. 

§.  25.  So  lange  die  Natural-Giebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie 
nach  dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  Jahren  1834—1863  (nach  Aus- 
scheidung des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedrigsten  Preisen), 
oder,  wo  keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung 
durch  Sachverständige  (unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in 
einen  fixen  Geldbezug  für  Rechnung  des  Landesschulfondes  verwandelt. 

§.  26.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten-,  Gras-  oder  Waldland,  dessen 
Besitz  mit  der  Lehrstelle  verbunden  ist,  werden  so  zu  Geld  veranschlagt,  dass 
vom  Katastral-Reinertrage  jeder  Parcelle  die  darauf  haftenden  Steuern  sammt 
Zuschlägen  abgezogen  werden. 

§.  27.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  2^  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  noch  Abgängige  muss  ihm 
vom  Landesschulfonde  in  baarem  Gelde,  und  zwar  in  monatlichen  Anticipativ- 
Raten  (vorhinein  zu  entrichtenden  Raten)  bezahlt  werden.  Ist  mit  einer  Lehrstelle 
bereits  gegenwärtig  ein  höheres  Einkommen  verbunden,  so  ist  dasselbe  ihrem 
jetzigen  Inhaber  ungeschmälert  zu  erhalten. 

§.  28.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Quartiergeld-Entschädigung,  femer  Remunerationen,  Aushilfen, 
Zulagen  und  dergleichen  dürfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug 
gebracht  werden. 

§.  29.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  fünf  Jahre  lang  an  einer 
öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben,  erhalten 
eine  in  monatlichen  Anticipativraten  flüssige  Dienstalterszuiage  mit  10  Percenten 
des  mindesten  Jahresgehaltes  (§§.  21 ,  22)  jener  Gemeinde ,  in  welcher  sie  am 
Tage  des  zurückgelegten  fünften  Dienstjahres  fungiren.  Unter  den  gleichen  Moda- 
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litäten  gibt  ihnen  jede  znrttckgelegte  weitere  flinQährige  Dienstesperiode  bis  zum 
▼oUendeten30.  Jahre  dieser  Dienstaeit  Anspruch  anfeine  weitere  Zulage,  welche  mit 
10  Percenten  des  mindesten  Jahresgehaltes  der  Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage 
des  zurückgelegten  neuen  Qninquenniums  angestellt  sind,  zu  bemessen  ist. 

Der  Betrag,  um  welchen  das  gegenwärtige  Einkommen  einer  Schulstelle 
den  gesetzlich  mindesten  Jahresgehalt  übersteigt  (§.  27),  darf  in  eine  solche 
Dienstalterszulage  nicht  eingerechnet  werden. 

§.  30.  Einem  Director  oder  Oberlehrer  gebtthrt  eineFnnctionszulage,  welche 
in  den  Gemeinden  der I.  und  II.  Gehaltsciasse  für  erstere  SOOfl.,  fttr  letztere  200fl. ; 
in  den  Gemeinden  der  III.  Gehaltsciasse  ftlr  erstere  200  fl.,  ftlr  letztere  100  fl.;  in 
jenen  der  IV.  Gehaltsclasse  fttr  erstere  100  fl.,  fttr  letztere  50  fl.  beträgt,  und  in 
den  gleichen  Raten  mit  dem  festen  Jahresgehalte  behoben  werden  kann.  Dort, 
wo  Gehaltsstufen  bestehen,  wird  ein  Director  oder  Oberlehrer  durch  seine  Ernen- 
nung zugleich  in  die  höchpte  Gehaltsstufe  eingereiht. 

§.  31.  Jeder  Leiter  einer  Schule  hat  das  Recht  auf  eine  mindestens  aus  zwei 
Zimmern  und  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm  wo  möglich  im  Schnigebäude  selbst  anzuweisen  ist.  ^ann  ihm  eine  solche 
nicht  ausgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  eine  Quartiergeld-Entschädigung, 
welche  in  den  Gemeinden  der  I.  und  IL  Gehaltsclasse  mit  40  Percent,  in  allen 
andern  mit  30  Percent  des  mindesten  Jahresgehaltes  in  der  entsprechenden  Schul- 
gcmeinde  (§.  21)  zu  bemessen  ist. 

§.  32.  Den  übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  freie  Wohnung  nur  insofeme 
zu,  als  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
solchen  standen.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Entschädigung,  in  deren 
Besitze  sie  bereits  stehen ;  eine  solche  muss  ihnen  auch  zuerkannt  werden,  wenn 
ihnen  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird, 

§.  33.  Eine  mit  Grundstücken  dotirte  Lehrstelle  (§.  26)  gibt  auch  Anspruch 
auf  den  Besitz  und  die  Benützung  der  erforderliehen  Wirthschaftsräume. 

§.  34.  Der  Gehalt  eines  Unterlehrers  ist  mit  60  Percent  des  mindesten 
Jahresgebaltes  eines  Lehrers  in  derselben  Gemeinde  (§.  21)  zu  bemessen.  Sollte 
hiedurch  ein  jährlicher  Betrag  von  250  fl.  nicht  erreicht  werden,  so  ist  der  Gehalt 
des  Unterlehrers  jedenfalls  mit  250  fl.  zu  bemessen. 

§.  35.  Ein  Recht  auf  freie  Wohnung  hat  ein  Unterlehrer  nur  dann,  wenn  er 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
Natural  Wohnung  sich  befindet.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Entschädi- 
gung, in  deren  Besitze  er  bereits  steht;  eine  solche  muss  ihm  auch  zuerkannt 
werden^  wenn  ihm  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.36.  So  lange  Unterlehrer  nicht  definitiv  angestellt  sind,  bedürfen  sie  zu  ihrer 
Verebelichong  die  Genehmigung  der  Bezirksschnlbehörde. 

§.  37.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonals  wird  nach  den  fttr  das 
numnlicbe  aufgestellten  Orundsätaen  (§§.  21 — 36)  geregelt,  doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  80  Pereent  jener  Ziffern  zu  normiren,  welche  nnter  gleichen  Verhältnissen 
anf  Männer  entfallen  würden. 

§.  38.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  Unterrichtsfächer,  sowie  die  Lehre- 
rinen der  weiblichen  Handarbeiten,  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reichs- 
gesetzes  vom  14.  Mai  1869,  bezeichneten  Fällen,  erhalten  eine  fixe  Remuneration, 
welehe  von  der  Bezirksschnlbehörde  nach  Massgabe  der  wochentlielien  Unter- 
ri  ehtsstnnden  bestinunt  wird. 

§.  39.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  provisorisch  oder  definitiv  an- 
gesteUlen  Lehrpersonen  haben  sich  jeder  Nebenbeschäftigang  zn  enthalten,  welche 
dem  Anatande  nnd  der  äusseren  Ehre  ihres  Standes  widerstreitet,  oder  ihre  Zeit 
anf  Kosten  der  g«naaen  Erflltlnng  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  die  Vor« 
anesetznng  einer  Befangenheit  in  Ausübung  des  Lehramtes  begründet, 
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§.  40.  Jedes  Mitglied  des  Lehrstandes  hat  sich  von  dem  Zeitpuncte  an,  mit 
welchem  die  Regalirung  seiner  Bezüge  nach  den  §§.  21 — 30  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  durchgeführt  ist^  der  Ertheilnng  des  sogenannten  Nachstonden-Unter- 
richtes  und  der  Yersehung  des  Messner-  (Küster-)  Dienstes  zu  enthalten   (§.  86). 

§.  41.  Die  Bezirksschttlbehörde  hat  bei  Ueberschreitnngen  des  im§.  40  ans- 
gesprochenen  Verbotes  sofort  strengstens  Amt  zu  handeln,  bei  Wahrnehmung  von 
Verletzungen  des  im  §.  40  enthaltenen  Verbotes  aber  dem  Betreflfenden  eine 
höchstens  sechswöchentliche  Frist  zu  setzen,  binnen  deren  er  entweder  dem 
Schuldienste  oder  der  Nebenbeschäftigung  zu  entsagen  hat.  Gegen  diese  Auffor- 
derung steht  der  Recurs  an  die  Landesschulbehörde  offen,  welcher  binnen  acht 
Tagen  zu  ergreifen  und  mit  aller  Beschleunigung  zu  erledigen  ist.  (§.  86.) 

m.  Abschnitt. 

Von  der  Disciplinar-Behandlung   un^  Entlassung   des  Lehrper- 
sonals. 

§.  42.  Jedes  pflichtwidrige  Verfahren  von  definitiv  oder  provisorisch  ange- 
stellten Lehrpersonen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Schule  oder  von  der  Bezirksschulbehörde  mündlich  oder  schriftlich  unter  Hin- 
weisung auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung  genügt,  oder 
durch  die  Landesschulbehörde  mittelst  einer  Disciplinarstrafe  geahndet. 

§.  43.  Solche  Disciplinarstrafen  sind : 

a)  der  Verweis ; 

b)  die  Entziehung  des  Vorrückungsrechtes  oder  des  Anspruches  auf  die 
Dienstalterszulage ; 

c)  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle. 

§.  44.  Der  Verweis  wird  stets  schriftlich  ertheilt  und  Mtt  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  für  den  Fall  wiederholter  Pflichtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betroffenen  wird  diese  Strafe  nicht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  45.  DieBe  willigung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszulage  (§.  29) 
kann  auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  gänzlich  abgesprochen 
werden. 

§.46.  Die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Directors 
und  hiedurch  erfolgte  Zurückversetzung  solcher  Personen  in  die  Kategorie  der 
Lehrer  kann  mit  oder  ohne  Aenderung  des  Dienstortes  stattfinden. 

§.  47.  Sowohl  in  diesem  Falle,  als  auch  bei  der  strafweisen  Versetzung  an  eine  an- 
dere Lehrstelle  desselben  Bezirkes  hat  das  Disciplinar-Erkenntniss  zugleich  den 
Rang  zu  bestimmen,  mit  welchem  der  Betroffene  in  das  Lehrpersonale  seines  Dienst- 
ortes künftighin  einzureihen  ist 

§.  48.  Bevor  gegen  ein  Mitglied  des  Lehrstandes  eine  Disciplinarstrafe  verhängt 
wird,  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten  zn 
seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten.  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlieh  vorge- 
bracht, so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden.  Stellt  sich  die  (mündliche 
oder  schriftliche)  Rechtfertigung  als  genügend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschuldig- 
ten schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  49.  Die  Landesschulbehörde  ist  bei  Verhängung  der  im  §.  43  bezeichneten  Dis- 
ciplinarstrafen an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  der  Disciplinarstrafen  ge- 
bunden. 

§.  50.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  jedoch  in  der  Regel  erst  dann  ver- 
hängt werden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgehens  mindestens  einer  Disciplinar- 
strafe neuerdings  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienst- 
pflichten stattfanden.  Nur  gegen  denjenigen  kann  die  Entlassung  sofort  Plats 
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greifcB,  welcher  sich  eines  groben  Missbranches  des   Ztichtigungsrechtes  oder 
einer  gröblichen  Verletzung  der  Religion  nnd  Sitte  schuldig  gemacht  hat 

§.51.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  der  Landesschulbehörde  ohne  Dis- 
ciplinar-Erkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  strafgerichtliche  Verurtheilung  er- 
folgte, welche  die  Ausschliessung  des  Betroffenen  von  der  Wählbarkeit  in  die 
Gemeindevertretung  nach  sieh  zieht.  (Abs.  3  des  §.  48  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.52.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Minister  fUrCultus  und  Unter- 
richt anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landesbehörden  der  übrigen  im  Reichsrathe 
vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 

§.  53.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  der  Bezirksschulbehörde  für  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinaren 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  für  die  Daner  der  Unter- 
suchung verlangt  Ein  Becurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschie- 
bende Wirkung. 

§.  54.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  gefähr- 
det, so  hat  die  Bezirksschulbebörde  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verabrei- 
chenden Alimentation  auszusprechen,  welcher  höchstens  zwei  Dritttheile  des  Jahres- 
gehaltes (§§.  21,  29,  30)  betragen  darf.  —  Erfolgt  späterhin  eine  Schuldk>serklä- 
rung,  so  gebührt  ihm  der  Ersatz  des  zeitweisen  Verlustes  am  Diensteinkonmien. 

IV.  Abschnitt. 

Von  der    Versetzung  des  Lehrpersonals  in    den  Ruhestand  und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§.  55.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrerstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  wegen  allzu  vorgerück- 
ten Lebensalters,  wegen  schwerer  körperlicher  oder  geistiger  Oebrechen  oder 
wegen  anderer  berücksichtigungswerther  Verhältnisse  zur  Erfüllung  der  ihm  ob- 
liegenden Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen  der 
betreffenden  Person,  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amtswegen  verfügt  werden. 

§.  56.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand.  Als  freiwillige  Dien- 
stesentsagung wird  auch  jede  Verehelichung  einer  Oberlehrerin  oder  Lehrerin, 
sowie  die  ohne  Genehmigung  der  Bezirksschulbehörde  (§.  36)  stattgefundene  Ver- 
heiratung eines  noch  nicht  definitiv  angestellten  Unterlenrers  angesehen. 

§.57.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zu  Folge  der  freiwilligen  Dienstentsagung 
oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  der  Landes- 
schulbehörde nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher  Zeit  auch 
die  Räumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehrstelle  ver- 
bundenen Besitzes  an  Grundstücken  stattzufinden  hat,  über  deren  Nutzung  nach 
§.  76  zu  entscheiden  ist. 

§.  58.  Das  Ausmass  des  Ruhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhestand 
Versetzten  abhängig. 

§.  59.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  deijenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Jene  Dienstalters-Zulagen 
(§.  29),  welche  dem  mindesten  Jahresgehalte  dort  zuwachsen,  wo  kein  Vor- 
rfickungsrecht  in  höhere  Gehaltsstufen  besteht,  sowie  die  Functions-Zulagen 
(§.  30)  der  Directoren  und  Oberlehrer  sind  als  Theile  dieses  Jahresgehaltes  zu 
betrachten. 
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§.  60.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  Lehrbeßlhigungsprttfnng  an  einer  öffentlichen  Schule  angebracht 
hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbreebnng  hebt  die 
Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesener- 
massen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrin^viduums  lag. 

§.61.  Denjenigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (%,  60)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  59)  zu  bemessen  ist. 

§.  62.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  eilften  bis  zur  Vollendung  des 
fünfzehnten  Dienstjahres  (§.  60)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  erhalten  ein 
Dritttheil  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem  vollendeten  fünf- 
zehnten Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Achttheile,  mit  jedem 
weiter  zurückgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil,  mit  dem  beendeten 
vierzigsten  Dienstjahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes 
(§.  59)  als  Pension. 

§.  63.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder  eine 
zeitweilige. 

In  letzterem  Falle  hat  der  Betroffene  nach  Behebung  des  jene  Versetznng 
begründenden  Hindernisses  seiner  Thätigkeit  sich  nach  der  Weisung  der  Landes- 
schulbeh^rde  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zn  lassen  oder  auf  seinen  Rnhe- 
genuss  zu  verzichten. 

Auch  im  ersteren  Falle  erlischt  der  Ruhegenuss,  wenn  der  in  dauernden  Ruhe- 
stand Versetzte  einen  mit  Gehalt  dotirten  definitiven  Dienst  übernimmt. 

§.  64.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  nur 
dann  einen  Versorgungsanspruch,  wenn  der  verstorbene  Gatte  oder  Vater  selbst  am 
einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  65.  Die  Witwen  und  Waisen  der  mit  dem  Lehrbefahiguogszeugnisse  ver- 
sehenen Unterlehrer,  welche  ohne  die  erforderliche  Bewilligung  (§.  36)  sich  ver- 
ehelichten, haben  keinen  Versorgungsansprueh. 

§.  66.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjabr  (§.60)  vollendet  hatte,  erhiilt 
eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  59). 

§.  67.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  C§.  60)  Dienst- 
jähr  vollendet  hat,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  aem  Dritttheile 
des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  59) 
zu  bemessen  ist. 

§.  68.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Gatten  erst  während  des  Ruhe- 
standes eingegangen,  oder  die  eheliche  Gemeinschait  ohne  Schuld  des  Gatten  vor 
seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  69.  Im  FaUe  einer  Wiederverehelichung  kann  die  Göttin  aich  für  einen 
abermaligen  Witwenstand  die  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweytthrigen  Betrag 
jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 

§.  70.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  eine  pensionsbereehtigle 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebührt  ihr  ein  Erziehungsbeitrag,  welcher  00  cu  bemessen 
ist,  dass  ihre  Pension  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom 
verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgebaltes 
(§.  59)  überschreitet. 

§.71.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Zurück- 
legung  des  18.  Lebensjahres  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  fraher  erlangten 
Versorgung. 
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§.  72.  Wena  nach  einem  verstorbenen Mitgliede  des  Lebrstandes  kehie  Wittwe 
vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Ansprach  auf  einen  Rnhegennss  hat  (§.68),  so 
gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Vorstorbenen,  welche  das  1 8.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  haben,  zusanunen  kn  Falle  des  §.  66  dieselbe  Abfertigung, 
welche  der  Witwe  zugestanden  wäre^  im  Falle  des  §.  67  aber  eine  Concretal- 
pension,  welche  mit  dem  Seohstheile  des  letzten  vom  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  73.  Diese  Coneretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
anversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Aller  von  18  Jahren  vorban- 
den ist. 

§.  74.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  ErziehungsbeitrSge  (§.  70)  ftlr  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Coneretalpension  (§.  72) ;  behält  sie  sich  f ttr  den  Fall  eines 
abermaligen  Witwenstandes  das  Wiederaufleben  ihrer  Pension  vor,  so  bezieht 
sich  dieser  Vorbehalt  auch  auf  die  EmehungsbeitrMge,  so  dass  bei  dem  Eintritte 
jenes  Falles  sofort  die  Coneretalpension  der  Kinder  erlischt. 

§.  75.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  haben  das  Recht,  die  Natura Iwohnung  desselben  noch 
ein  Vierteljahr  lang  zu  benutzen  oder  den  ihm  zustehenden  Quartiergeldbetrag  ittr 
den  nächstverfallenden  Erhebungstermin  zu  beziehen. 

§.  76.  Die  17utzungen  eines  zur  Dotation  der  Schulstelle  gehörigen  Grund- 
stückes (§.  26)  geboren  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lehrstandes  nur  dann,  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  1.  Juni 
und  31.  October  erfolgte. 

Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch  auf  den  Ersatz  jener 
Auslagen,  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen  gemacht  wurden. 

§.  77.  Wenn  der  letzte  von  einem  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliede  des  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgehalt  600  fl.  nicht  Über- 
stieg und  der  Nachlass  zugleich  nicht  hinreicht,  die  &ankheits-  und  Leicben- 
kosten  zu  bestreiten,  gebührt  den  Erben  des  Verstorbenen  ein  Viertel  jenes  Jahres- 
gehaltes als  Conductquartal. 

§.  78.  Zur  Deckung  d^r  RuhegeuUsse  für  dienstuntauglich  gewordene  Mit- 
glieder des  Lehrstandes,  sowie  zur  Befriedigung  der  Versorgungsansprüdne  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  eine  Fensionscassa  errichtet,  welche  die  Landesschol- 
behörde  verwaltet  (§.  57  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  79.  Sümmtliche  Mitglieder  des  Lehrpersonales,  welche  nach  abgelegter 
Lehrbeßlhigungsprttfung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  lOPercente 
ihres  ersten,  naeh  erfolgter  Regulirung  bezogenen,  fbr  den  Rnhegennss  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  md  eben  so  viel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu 
Theil  werdenden  Gehaltsaufbesserung,  Dienstalterzulage  oder  Fonotionszulage, 
überdiess  aber  jährlich  2  Percente  ihrer  fttr  den  Ruhegennss  anrechenbaren 
Jahresbezllge  an  die  Pensioiueassa  zu  entrichten. 

Wenn  ein  Lehrer  vor  dem  anrechenbaren  zehnten  Dienstjahre  abgefertigt 
wird  oder  stirbt,  so  erhalten  derselbe  oder  dessen  Erben  die  an  die  Pensionscassa 
einbezablten  Beträge  zurück. 

^  80.  Als  besondere  Zoflisse  werden  der  Pensionscassa  zugevriesen: 

1.  Jene  gesetzlichen  Beiträge  aus  Verlassensehaften,  welche  bisher  dem 
Normalsobnlfonde  znflossen. 

2.  Die  auf  das  Land  entfallenden  Gebamngsttberschisse  des  Bcholbllcher- 
Verlags. 

3.  Die  Intercalarien  fUr  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Erben 
eines  verstorbenen  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§§.  76,  77) oder 
durch  die  Remuneration  des  Hilfslehrers  in  Anspruch  genommen  werden. 
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4.  Die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  StrafverfUgnngen  der  SchnlbehQrden 
eingehen. 

§.  81.  Der  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  der  Pensionscassa  noch 
weiters  erforderliche  Betrag  wird  aus  Landesmitteln  zugeschossen. 

§.  82.  Ueberschttsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  der  Pensions- 
cassa (§§.  79 — 81)  ergeben,  sind  zu  capitalisiren  und  nur  die  Zinsen  derselben 
in  die  nächste  Jahresrechnung  einznbeziehen. 

§.  83.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zu  ihrer  Bestreitung  Ver- 
pflichteten auch  fernerhin  bezahlt  werden. 

Ebenso  bleiben  die  den  Lehrerwitwen  und  Waisen,  denen  nach  dem  gegen- 
wärtigen Gesetze  ein  Yersorgungsanspruch  nicht  eingeräumt  ist  (§.  64),  nach  den 
bisherigen  Oesetzen  zustehenden  Ansprüche  aufrecht. 

üebergangsbestimmuiigeii. 

§.  84.  Die  Landesschulbehörde  nimmt  im  Einvernehmen  mit  dem  Landesaus- 
schusse sofort  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  die  im  §.20  vorgesehene 
Eintheilung  sämmtlicber  Schulgemeinden  vor. 

§.  85.  Auf  Grund  dieser  Eintheilung  legt  die  Landesschulbehörde  einen  Ka- 
taster sämmtlicber  Lehrstellen  an,  und  stellt  dabei  das  Einkommen  fest,  welches 
einer  jeden  Lehrstelle  nach  den  §§.  21 — 38  gebührt. 

§.  86.  Während  der  nächsten  zehn  Jahre,  welche  vom  Beginne  der  Wirksam- 
keit des  vorstehenden  Gesetzes  zu  rechnen  sind,  kann  von  den  Lehrern  neben 
dem  Schuldienste  auch  der  Messnerdienst  versehen  werden,  soweit  es  ohne  Be- 
einträchtigung der  Schule  möglich  ist.  Dem  Lehrer  steht  es  jedoch  frei,  den 
Messnerdienst  jederzeit  aufzugeben,  in  welchem  Falle  das  vorstehende  Gesetz  auf 
die  Dotirung  der  betreffenden  Lehrstelle  volle  Anwendung  findet. 

Jenen  Lehrern,  welche  während  obiger  zehn  Jahre  den  Messnerdienst  bei- 
behalten, wird  nur  die  Hälfte  des  Einkommens  aus  dem  Messnerdienste  in  den 
nach  diesem  Gesetze  regulirten  Lehrergehalt  eingerechnet. 

§.  87.  Die  Bestimmungen  des  §.  29  des  vorstehenden  Gesetzes  hinsichtlich 
der  Dienstalterszulagen,  dann  die  Bestimmung  des*  IV.  Abschnittes  des  vor- 
stehenden Gesetzes,  betreffend  die  Versetzung  der  Lehrer  in  den  Ruhestand  und 
die  Versorgung  ihrer  Hinterbliebenen,  finden  nur  auf  jene  Lehrer  oder  ünter- 
lehrer  Anwendung,  welche  nach  der  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai 
1869  erlangten  Lehrbefähigung  nach  den  Bestimmungen  des  L  Abschnittes  des 
vorstehenden  Gesetzes  angestellt  worden  sind. 

Auf  die  bereits  angestellten  Lehrer  und  Unterlehrer  findet  der  §.  29  und  der 
IV.  Abschnitt  des  vorstehenden  Gesetzes  nur  dann  Anwendung,  wenn  sie  sich  der 
Lehrbefahigungsprttfung  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  14  Mai  1869  mit  Er- 
folg unterzogen  haben. 

Hinsichtlich  der  RuhegenUsse  jener  bereits  angestellten  Lehrer,  bei  welchen 
die  vorstehenden  Bedingungen  nicht  vorhanden  sind,  sowie  hinsichtiich  der  Ver- 
sorgung ihrer  Hinterbliebenen  wird  während  der  obigen  zehn  Jahre  der  letztge- 
nossene Gehalt,  jedoch  ohne  Einrechnung  von  Dienstalterszulagen  zur  Grundlage 
genommen,  auch  wird  hiebei  die  iu  den  Gehalt  eingerechnete  Hälfte  des  allenfalls 
mitversehenen  Messnerdienstes  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  88.  Die  auf  den  erwähnten  Kataster  (§.  85)  gegründete  Regulirung  der 
Bezüge  sämmtlicber  Mitglieder  des  Lehrstandes  musa  spätestens  ein  Jahr  nach 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vollständig  durchgeführt 
sein  (§.  87). 

§.  89.  Innerhalb  desselben  Zeitraumes  hat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions- 
cassa zu  beginnen.  Bei  der  Regulirung  der  Bezüge  jedes  Mitgliedes  des  Lehr- 
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Standes  ist  der  von  ihm  nach  §.  79  zu  entrichtende  Beitrag  bei  dem  Landessehul- 
fonde  in  Vorschreibnng  zu  bringen. 

Schlussbestimmungen. 

§.  90.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  der  Kundmachung  nach- 
folgenden Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  91.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, soweit  sie  mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  im  Widerspruche 
stehen;  ausser  Kraft. 

§«  92.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

fasner  m«  p. 


Nr.  18. 

Gesetz  vom  29.  Jänner  1870, 

wirksam  fUr  die  Markgrafachaft  latrien, 

betreffend  eine  Abändemng  des  §.  30  des  Landesgesetzes  vom  8.  Februar 

1869  Aber  die  Sehiilanfsieht. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  Markgrafschaft  Istrien  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt : 

§.1.  Der  §.30  des  Landesgeselzes  vom  S.Februar  1860  wird  in  seiner  gegen- 
wärtigen Fassung  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  und  hat  in  der  Folge  zu  lauten : 

Dem  Bezirksschulrathe  und  den  Bezirksschulinspectoren  kommt  das  Prädikat 
„kaiserlich-königlich^  zu. 

Der  Vorsitzende  vertheilt  die  einlangenden  GeschäftsstUcke  behufs  deren  Bear- 
beitung an  die  einzelnen  Mitglieder,  und  besorgt  mit  Benützung  der  Arbeitskräfte 
der  Bezirksbehörde  die  laufende  Geschäftsftthning.  Die  Kanzleierfordernisse 
besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  wird  dem  Bezirks- 
schulrathe das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige- 
geben und  der  Aufwand  fÜrEanzleierfordemisse  aus  der  Gemeindecasse  bestritten. 

Die  Bezirksschulinspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen  Schulen- 
inspectionen  und  Visitationen  als  Ersatz  fUr  Diäten-  und  Reisekosten  einen  Pau- 
schalbetrag aus  Staatsmitteln. 

Die  Wahlen  und  Ernennungen  des  Bezirksschulrathes  gelten  auf  die  Dauer 
von  sechs  Jahren. 

§.  2.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Verlautbarung  in  Wirksamkeit. 

Mein  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  wird  mit  der  Durchführung  dieses 
Gesetzes  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

■a9ier  n.  p. 
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Nr.  i9. 

Ministerialerlass  vom  26.  Jänner  1870,  Z.  260, 

an  den  Landesflchulrath  in  Böhmen, 
(aus  AnlasB  eines  speciellen  Falles) 

betreifend  die  Frage^  ob  die  Gemeinden^  welche  als  solche  Patrone  der 
Schulen  sind^  sich  als  Patrone  im  Ortsschulrathe  vertreten  lassen  können. 

Die  vom  k.  k.  Landesschulrathe  ausgesprochene  Ansicht  bezüglich  der  Schul* 
patrone,  welche  nach  §.  2  des  Schulaufsichtsgesetzes  fttr  Böhmen  vom  8.  Februar 
1 869  in  den  Ortsschulrath  einzutreten  berechtigt  sind,  findet  in  dem  Wortlaute 
des  §.  1  des  Schulpatronatsgesetzes  vom  13.  September  1864  ftlr  Böhmen  ihre 
volle  Begründung,  indem  nach  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  nur  diejenigen  Schul- 
patronate,  welche  auf  einem  Einverständnisse  der  Betheiligten  oder  anderen 
besonderen  Titeln  beruhen,  weiter  zu  bestehen  haben,  jene  Schulpatronate  aber, 
welche  lediglich  im  Gesetze  gegründet  waren,  aufgehoben  wurden. 

Wenn  daher  das  Patronatsgesetz  in  seinen  weiteren  Bestimmungen  die  Rechte 
und  Pflichten  der  aufgehobenen  Schulpatronate  den  Gemeinden  überwies,  so 
konnten  dadurch  keineswegs  neue  Schulpatronate  begründet,  sondern  nur  die 
Gemeinden  als  solche  in  dasjenige  Verhältniss  zur  Volksschule  gesetzt  werden, 
welches  denselben  durch  das  Gemeindegesetz  angewiesen  worden  ist  Es  besteht 
daher  kein  gesetzlicher  Anspruch  darauf,  dass  dort,  wo  nach  den  §§.  3  und  11 
des  angeführten  Gesetzes  die  mit  dem  Schulpatronate  verbundenen  lachten  und 
Rechte  an  die  Gemeinde  übergegangen  waren,  ausser  den  vom  Gemeindeausschusse 
gewählten  Mitgliedern  auch  noch  der  Gemeindevorsteher  als  Patronatsvertreter  in 
den  Ortsschulrath  berufen  werde. 


Nr.  20. 

Ministerialerlass  vom  26.  Jänner  1870,  Z.  602, 

an  die  Direction  der  k.  k.  Gymnasial-PrOfuugacommission  in  Krakau, 

betreifend  die  Modalität  der  Vornahme  der  Lehramtsprüftang  aus  der 

Naturgeschichte. 

Auf  die  gestellte  Anfrage,  in  welcher  Weise  die  Lehramtsprüfung  aus  der 
Naturgeschichte,  beziehungsweise  aus  den  drei  HauptiUchern  dieses  Gegenstandes : 

Zoologie,  Botanik  und  Mineralogie  vorzunehmen  sei,  finde  ich  der  k.  k 

zu  eröfliien,  dass  in  analoger  Anwendung  jener  Bestimmungen,  welche  im  §.  13 
der  Prüfungsvorschrift  In  Betreff  der  Prüfung  aus  der  Geographie  und  österreichi- 
schen Geschichte  getroffen  worden  sind,  auch  bezüglich  der  Naturgeschichte  in 
einem  der  zwei  schriftlichen  Prüfungsstadien  der  häuslichen  und  Klausuarbeit  j  e 
einer  der  drei  erwähnten  Gegenstände  vorzukommen  hat,  während  die  münd- 
liche Prüfung  in  Gemässheit  des  Punctes  5  (§.  8  der  PrUfungsvorschrift)  das 
geflammte  Gebiet  der  Naturgeschichte  zu  umfassen  hat. 
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Nr.  21. 

Ministerialerlass  vom  6.  Februar  1870,  Z.  12.128  ex  1869, 

an  BämmtUche  LänderchefS;  beziehungsweise  Landesschnlräthe^ 

betreffend  die  Erhöhung  der  Prflfongstaxe  fftr  die  Maturitätsprüfungen  an 

Saatsgymnasien  und  Staatsrealschulen. 

Ich  finde  mich  bestimmt;  die  Directionen  der  Staatsgymnasien  und  Staats* 
realscholen  zu  ermächtigen;  die  PrUfungstaxO;  welche  von  den  öffentlichen  Schttlern 
fftr  die  Matnritätsprtifung  in  dem  Betrage  von  2  fl.  10  kr.  zu  entrichten  ist;  auf 
den  Betrag  von  sechs  Gulden  zu  erhöhen.  Von  dem  Erläge  dieser  Prttfnngstaxe 
sind  jedoch  die  von  dem  Unterrichtsgelde  befreiten  Schttler  zu  dispensiren. 

Den  Erhaltern  jener  öffentlichen  Obergymnasien  oder  Oberrealschulen;  welche 
nicht  Staatsanstalten  sind,  bleibt  es  freigestellt;  diese  Verfügung  an  den  von  ihnen 
abhängigen  Mittelschulen  zur  Ausführung  bringen  zu  lassen. 


Nr.  22, 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom 

7.  Februar  1870,  Z.  184, 

an  den  Leiter  der  k.  k.  Statthalterei  für  Galizien; 

betreffend  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868^  B.  6.  Bl.  Nr.  49^ 
auf  den  Uebertritt  von  dem  Ritus  einer  Kirche  zu  dem  anderen. 

Die  bischöflichen  Ordinariate  der  drei  katholischen  Ritus  in  Galizien  haben 
bei  dem  Ministerium  ftlr  Cultus  und  Unterricht  eine  Vorstellung  ttberreicht;  in 
welcher  mit  Beziehung  auf  Art.  15  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Debember 
1867  (R.  G.  Bl.  Nr.  142)  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  der  Ueber- 
tritt von  einem  katholischen  Ritus  zu  dem  andern  als  eine  innere  kirchliche  Ange- 
legenheit bezeichnet  wird;  für  deren  Behandlung  nicht  das  Gesetz  vom  25.  Mai 
1868;  sondern  die  hierüber  vereinbarten  kirchlichen  Normen  zur  Richtschnur 
zu  dienen  hätten.  Ueberdiess  werden  in  dieser  Verstellung  die  mehrfachen  Unzu- 
kömmlichkeiten betont;  die  sich  in  Galizien  ergeben  würden;  wenn  behufs  der 
Bewerkstelligung  des  Uebertrittes  von  einem  katholischen  Ritus  zu  dem  andern 
blos  die  Bestimmungen  des  Artikels  6  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868  in  Vollzug 
gebracht  würden. 

Der  Erzbischof  ritus  latini  von  Lemberg  hat  in  einer  Gurrende  vom  18.  Sep- 
tember 1869  dem  Clerus  seiner  Erzdiöcese  die  Grundsätze  der  erwähnten  Vorstel- 
lung als  massgebend  für  die  Angelegenheit  des  Ritnswechsels  bezeichnet. 

Hierüber  finde  ich  Eurer  ...  im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn  Minister 
des  Innern  zu  eröffnen;  dass  die  ebenerwähnte  Anweisung  des  Erzbischofs  rit.  lat. 
von  Lemberg  für  das  Gewissen  derjenigen;  welche  von  einem  Ritus  zum  andern 
übertreten  woUeU;  ihre  Berechtigung  haben  mag,  in  welcher  Richtung  es  den 
kirchlichen  Organen  anheimgestellt  bleibt;  die  Vorschriften  der  in  Rede  stehenden 
Anweisung  innerhalb  der  ihrer  Wirksamkeit  durch  die  Staatsgrundgesetze  vorge- 
zeichneten Grenzen  in  Ausführung  zu  bringen. 

Die  kaiserliche  Regierung  muss  aber  für  den  Bereich  ihrer  diessfalligen  Amts- 
wirksamkeit die  gesetzlichen  Bestimmungen  zur  Richtschnur  nehmen;  nach  welchen 

7* 
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Niemand  zu  einer  kirchlichen  Handlang  oder  zur  Theilnahme  an  einer  kirchlichen 
Feierlichkeit  gezwungen  werden  kann  (Ai-t.  14  des  Staatsgrundgesetzefi  vom 
21.  December  1867,  B.  G.  Bl.  Nr.  142),  und  nach  vollendetem  14.  Lebensjahre 
Jedermann  die  freie  Wahl  des  Keligionsbekenntnisses  nach  seiner  eigenen  Ueber- 
zeugung  hat  und  in  dieser  freien  Wahl  von  der  Behörde  zu  schützen  ist  (Art.  4 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  R.  6.  BL  Nr.  49). 

Diesen  gesetzlichen  Anordnungen  würden  die  Organe  der  Staatsverwaltong 
zuwider  handeln,  wenn  sie  den  Angehörigen  eines  katholischen  Ritus  zwingen 
wollten,  bei  demselben  zu  verbleiben,  bis  ihm  der  Uebertritt  zu  einem  anderen 
gleichfalls  katholischen  Ritus  von  Jenen  gestattet  wird,  denen  diess  naeb  den 
kirchlichen  Vorschriften  zusteht.  Wenn  der  Betreffende  verlangt^  dass  sein  Aus- 
tritt aus  dem  Ritus,  zu  dem  er  bisher  zuständig  war^  gesetsliche  Wirkungen  habe, 
so  bedarf  es  hiezu  nach  der  klaren  Bestimmung  des  Art.  6  des  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  49)  nichts  weiter  als  der  Meldung  seines  Austrittes 
bei  der  politischen  Behörde. 

Was  aber  den  Eintritt  in  eine  andere  Kirche  oder  in  einen  anderen  Ritus 
derselben  Kirche  betrifft,  so  verlangt  das  mehrerwähnte  Gesetz  vom  25.  Mai  1868 
blos,  dass  der  Eintretende  seinen  beabsichtigten  Eintritt  in  die  neu  gewählte  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  (Ritus)  dem  betreffenden  Vorsteher  oder  Seelsorger 
persönlich  erkläre,  woraus  selbstverständlich  mit  Rücksicht  auf  Art.  15  des 
Gesetzes  vom  21.  December  1867  (R.  G.  Bl.  Nr.  142)  nicht  gefolgert  werden  kann, 
dass  die  neu  gewählte  Kirche  oder  Religionsgenossenschaft  gezwungen  werden 
könne,  sich  den  aus  einer  anderen  Kirche  oder  aus  einem  anderen  Ritus  derselben 
Kirche  Ausgetretenen  beizugesellen.  Derselbe  wird  vielmehr,  bis  er  die  Aufnahme 
erlangt ,  Angesichts  der  Staatsverwaltung  als  zu  keiner  Kirche  oder  Religions- 
gesellschaft gehörig  zu  behandeln  sein. 

Nur  auf  diese  Weise  kann  in  der  in  Rede  stehenden  Angelegenheit  die  durch 
die  Staatsgrundgesetze  Jedermann  gewährleistete  volle  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit  mit  der  jeder  gesetzlich  anerkannten  Kirche  und  Religionsgesellscbaft 
durch  dieselben  Gesetze  zugesicherten  selbststäudigen  Ordnung  und  Verwaltung 
ihrer  inneren  Angelegenheiten  vereinbart  werden. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntBchliessutig  vom 
2.  Februar  d.  J.  dem  Sectionschef  im  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht,  Dr.  Julius 
G  l  a  s  e  r,  in  Anerkennung  seiner  ausgezeichneten  Dienstleistung  das  Corothurkreuz  des  Franz 
Josephs-Ordens  mit  dem  Sterne  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
2.  Februar  d.  J.  dem  Ministerial-  und  Präsidialsecretär  im  Ministerium  fUr  Cultus  und 
Unterricht,  Johann  A  m  b  r  o  2 ,  in  Anerkennung  seiner  eifrigen  und  er8prie£>slicben  Dienste 
das  Ritterkreuz  des  Franz  Josephs-Ordens  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entachliessung  vom 
27.  Jänner  d.  J.  dem  Personaldechant  und  Bezirksschulvicar  Vicenz  S  c  h  1  e  i  n  zu  Gerdtz  in 
Anerkennung  seiner  vieljährigen  belobten  Leistungen  in  der  Seelsorge  und  Schule  das  goldene 
Verdienstkreuz  mit  der  Krone  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 
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Seiner  k.  und  k.  Apostoliecbe  Majestät  haben  mit  AUerböcfaBter  EntscUiesBuiig  Tom 
39.  Jfiftner  1.  J.  zum  Admiaistrator  des  erledigten  Carlovicser  gr.  or.  Erabiathiime  und  de«  eer- 
bifchen  PaferiarcbateB  -»  bia  au  der  im  Wege  der  üblichen  Wahl  za  erfolgenden  Besetzung 
dieser  kitel^icbea  Wftrde  --  den Oiher  grieoh.  Orient  Bischof  Araenius  Stojkovics  aller- 
gnädigst  au  eraeuißa  gerobl^ 


Der  Minister  für  Cnftus  und  Unterriebt  hat  die  am  Gymnasinm  in  Troppau  erledigten 
drei  Lehrstellen  extra  statum,  und  zwar  je  eine  dem  fWr  das  Gymnasium  zn  Czemowitz  ernann- 
ten FroiisSBor  Ignaz  P  r  a  m  m  e  r ,  dem  Gymnasialprofessor  zu  Hermannstadt  AugusCin  G 1  e  m- 
bek  nnd  dem  Gymnasiallehrer  zu  Czemowitz  Henirieh  H aekel;  ferner  eine  am  ersten 
Gjrmnasium  zu  Teschen  erledigte  Lehrstelle  dem  Gymnasialprofessor  zu  Lemberg  Vincenz 
Bl^nert  verliehen. 

Der  Minister  ftü*  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  wirklichen  Lehrer  an  der  k.  k.  Oberrsal* 
schule  in  Graz,  Wilhelm  U  r  b  a  s ,  eine  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Klageniurt  eriedigte  Lehr- 
steHe  TerHehen. 

.  In  Folge  der  Ernennung  des  Gymnasialprofessors  und  provis.  BezirksschuHnspectors 
Vincenz  Adam  zum  Dircctor  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Graz  hat  der  Minister  für  Cultus 
und  Unterricht  die  Inspection  der  di-utt<chen  Volksschulen  im  Bezirke  Auspitz  dem  proviso- 
rJBchen  Bezirksschulinspector  Ludwig  Lindner,  unter  Belassung  der  ihm  zugewiesenen 
Inspection  der  Schulen  im  slavischen  Theile  dieses  Bezirkes,  provisorisch  übertragen. 


Concurs-Ausschreibungen. 


Im  Neutitscheiner  Schulbezirke  sind  folgende  Lehrerstellen  erledigt: 

1.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  cxponirten  Lehrerstation  inJanowitz  (bühmisch),  mit 
dem  Gehalte  jährlicher  160  fl.,  nebst  Wohnung  und  Holz. 

2.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  inNesselsdorf  (böhmisch), 
mit  dem  Gehalte  jährlicher  126  fl.,  nebst  Wohnung  nnd  Holz. 

3.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  inAlttisohein  (böhmisch), 
mit  dem  Gehalte  jährlicher  180  fl.,  wegen  dessen  Erhöhung  die  Verhandlung  eingeleitet  ist, 
sammt  Wohnung  nnd  Holz. 

4.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  dreiclassigen  Volksschule  in  Botenwald  (deutsch), 
mit  dem  Gehalte  jähriicher  150  fl.,  ncb^t  Wohnnng  und  Holz. 

5.  Die  Stelle  eines  Unterlehrers  nls  Personalgehilfen  an  der  einclassigen  Volksschule  in 
P  0  h  o  r  z  (deutsch),  mit  dem  auf  die  Lebensdauer  des  alten  Lehrers  aus  dem  NormalschuMbnde 
bewilligten  Jahresgehalte  von  126  fl.,  sammt  Wohnung  und  Holz. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  mit  dem 
Nachweise  ihrer  Befähigung  und  Verwendung  documentirten  Gesuche  ehestens  bei  der  k.  k. 
Besirkshauptmannsehalt  Neutitschein  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  der  Gemeinde  B  r  i  e  s  a  u  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem  jähr- 
lichen Gehalte  von  126  fl.  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen über  ihr  Alter,  ilure  bisherige  Verwendung  und  über  die  Tollkommene  Kenntniss  der 
deutsehen  und  böhmischen  Sprache  bis  Ende  Februar  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshaupt- 
mannachaft  zu  Troppau  einzubringen. 
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An  der  Volksschnle  in  Gross-Heilendorf  in  Mfthren,  mit  sUvisoher  UnterrichtB- 
spräche,  ist  die  Unterlehrerstelle  tu  besetzen,  mit  welcher  nebst  Nataralwohntug  and  dem 
Beznge  des  nöthigen  Beheiznngsmaterials  ein  Gehalt  von  jifarlichen  200  fl.  ö.  W.  Terbanden  ist 

Bewerber  nm  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  yersehen  mit 
den  Nachweisen  über  ihr  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Verwendung  bisEodeFebruar 
1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Hohenstadt  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  inLoimersdorf,  Gerichtsbezirk  Marchegg,  ist  die  Lehrentelle 
mit  den  fassionsmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  docnmentirten  Gesuche  bis  28.  F  e  b  r  u  a  r  d.  J.  bei  der  k.  k.Bezirks- 
hauptmannschaft  in  Gross-Enzersdorf  lu  überreichen. 

An  der  Volksschule  zuKarnabrunnin  Niederösterreich  ist  eine  provisorische  Unter* 
lehrerstelle,  mit  welcher  ein  jährlicher  Gehalt  von  50  fl.  nebst  Wohnung  und  Verpflegung  ver- 
bunden ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  vorschriftsmässig 
instruirten  Gesuche  bis  E  n  d  e  Februar  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Kor- 
neuburg zu  überreichen. 

An  der  Korneuburger  Knaben-,  Volks-  und  Bürgerschule  ist  ein  pädagogfsches 
Stipendium  mit  dem  Genüsse  jährlicher  300  fl.  ö.  W.  erledigt. 

Dieses  Stipendium,  welches  auf  die  Dauer  zweier  Jahre  verliehen  wird,  hat  den  Zweck, 
absolvirten  Lehramtscandidaten  und  strebsamen  Unterlehrem  Gelegenheit  zu  einer  gründ- 
licheren Ausbildung  im  Schuldienste  zu  bieten,  und  es  hat  der  Stipendist  als  Gegenleistung 
keine  andere  Pflicht,  als  sich  bei  kürzerer  Verhinderung  eines  oder  des  anderen  Lehrers  zur 
Supplirung  unentgeltlich  verwenden  zu  lassen. 

Die  Bewerber  um  dieses  Stipendium  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  und  an  die 
niederösterreichische  Statthalterei  gerichteten  G  esuche  bis  Ende  Februar  I.  J.  bei 
der  Knaben-,  Volks-  und  Bürgerschule  und  Lehrerbildungsanstalt  in  Komeuburg  zu 
übergeben. 

Schliesslich  wird  bemerkt,  dass  solchen  Gandidaten,  welche  Zeugnisse  für  Bürgerschulen 
beibringen  können,  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  der  Vorzug  eingeräumt  werden  wird. 

An  der  Volksschule  zu  Leobendorf  in  Niederösterreich  ist  eine  provisorische  Unter- 
lehrerstelle  mit  der  Verpflichtung,  als  Excurrendo-Lehrer  iuTresdorf  Schule  zu  halten, 
erledigt. 

Mit  ihr  ist  ein  jährlicher  Gehalt  von  100  fl.  ö.  W.  nebst  Wohnung  und  Verpflegung  ver- 
bunden. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  vorschriftsmässig 
instruirten  Gesuche  bis  £  n  d  e  F  e  b  r  u  a  r  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  zu  Kor- 
neuburg zu  überreichen. 

An  der  bisher  einclassigen  Volksschule  in  Johnsdorf  (polit.  Bezirk  Brflx  in  Böhmen) 
ist  der  Lehrersposten  zu  besetzen. 

Mit  demselben  ist  verbunden :  1.  Ein  barer  Jahresgehalt  von  400  fl.  (beziehungsweise  — 
bis  zu  der  demnächst  zu  gewärtigenden  Anstellung  eines  Unterlehrers  —  ein  Jahresbezug  von 
4&0  fl.);  2.  Der  Genuss  der  vorhandenen  Naturalwohnung  sammt  Zugehör;  3.  Der  Genuss  zweier 
Gartengrundparcellen. 

Die  mit  den  gehörigen  Belegen  über  die  Lehrbefähigung  und  bisherige  Verwendung  ver- 
sehenen Gesuche  sind  bis  zum  3.  März  1.  J.  bei  dem  zur  Präsentation  berufenen  Schulaus- 
Bchusse  in  Johnsdorf  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  P  o  r  u  b  a  in  k.  k.  Schlesien  ist  die  Excurrendo-Onterlehrerstelle 
mit  einem  Jahresgehalte  von  126  fl.  nebst  Naturalwohnung  zu  besetzen. 
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Bewerber  um  diese  Lelirerstelle  haben  ihre  dociimentirten  Gesuche  mit  den  Bef&hi^ngs- 
sengnissen  und  dem  Nachweise,  dass  sie  sowohl  der  deutschen  als  auch  der  böhmischen  Sprache 
nichtig  sind,  bis  10.  März  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzu- 
bringen. 

An  der  katholischen  Schule  zu  P  o  g  o  r  z  in  k.  k.  Schlesien  ist  die  Lehrerstelle,  mit 
welcher  TorHufig  ein  Gehalt  von  155  fl.  ö.  W.  nebst  Naturalwohnnng  verbunden  ist,  zu 
besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  den  Dienstes- 
doeumenten  und  einer  kurzen  Schilderung  ihres  Lebens-  und  Bildungsganges  belegten  Gesuche 
bis  £  n  d  e  M  £  r  z  l  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Bielitz  einzubringen. 

Die  Kenntniss  der  polnischen  Sprache  ist  erforderlich. 

An  der  steier.  landsch.  technischen  Hochschule  zu  G  r  a  z  ist  die  Stelle  eines  Assistenten 
für  Wasser-,  Strassen-  und  Eisenbahnbau  IL,  Curs  erledigt. 

Diese  Stelle,  mit  welcher  dn  Gehalt  von  jährlich  800  fl.  ö.  W.  verbunden  ist,  wird  vor  der 
Hand  nur  auf  zwei  Jahre  verliehen  und  kann  bei  entsprechender  Verwendung  nur  einmal  auf 
zwei  Jahre  verlängert  werden. 

Diejenigen,  welche  sieh  um  diese  Stelle  bewerben  wollen,  haben  ihre  an  den  steierischen 
Landesausschuss  gerichteten  und  mit  den  erforderlichen  Nachweisen  Aber  die  zurückgelegten 
Studien  und  sonstigen  Behelfen  versehenen  Gesuche  bis    15.  März  1.  J.  der  Direction  der 
obgenannten  Hochschule  zu  überreichen. 

An  der  Volksschule  zuGarschOnthal  (polit.  Bezirk  Mistelbach)  ist  die  Lehrerstelle 
mit  den  fassionsmissigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  instruirten  Gesuche  bis  Ende  Februar  1.  J.  bei  der  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  in  Mistelbach  zu  überreichen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  M  o  s  s  b  r  u  n  n  ist  der  Posten  eines  Unterlehrers 
mit  dem  Bezüge  jährlicher  50  fl.  aus  der  Gemeindecasse,  40  fl.  aus  dem  Landesfonde,  freiem 
Quartier  und  Verköstigung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  beim  Gemeindevorstande  von  Mossbrnnn 
(Bezirk  Wiener-Neustadt)  bis  E  n  d  e  März  1.  J.  einzureichen. 

Zur  Besetzung  der  an  der  ezponirten  Unterlehrerstation  zu  P  o  d  o  1  i ,  Bezirk  Prachatic 
in  Böhmen,  erledigten  Unterlehrerstelle  (mit  böhmischer  Unterrichtssprache),  mit  welcher  ein 
Jahresgehalt  von  126  fl.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung  im  Schulhause  verbunden  ist^  wird  hiemit 
der  Concurs  ansgeschrieben. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  Gesuche  bis  15.  M  ä  r  z  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft Prachatic  einzureichen. 

Die  Lehrstelle  an  der  Volksschule  zu  Vorderberg  im  Schulbezirke  Hermagor  ist 
eriediget. 

Mit  der  Stelle  ist  (eingerechnet  die  Messner-  und  Organistenbezüge)  dermalen  ein  Jahres- 
einkommen von  108  fl.  97  Vt  kr.  verbunden. 

Zur  prov.  Besetzung  der  Stelle  wird  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben. 

Bewerber  haben  die  Kenntniss  der  slovischen  Sprache  nachzuweisen  und  ihre  Gesuche 
bis  25.  M  8  r  z  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Hermagor  einzubringen. 

Am  italienischen  Communal-Gymnasium  in  T  r  i  e  s  t  ist  eine  Lehrstelle  für  Lateinisch 
und  Griechisch  zu  besetzen. 

Jährlicher  Gehalt  1200  fl.  (eventuell  Vorrückung  in  1800  fl.),  nebst  fttn4>ercentiger  Quin- 
quennalzulage.  Concurs  bis  15.  M  ä  r  z  d.  J.  offen.  Vollkommene  Kenntniss  der  italienischen 
Sprache  und  Lehrbefahigung  für  das  ganze  Gymnasium  erforderlich.  Gesuche  sind  beim  Stadt- 
magistrate in  Triest  einzureichen. 
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An  der  Yolksschnle  za  Dornbach  bei  Wien  ist  die  Stelle  des  Unterlehren  für  die 
II.  Classe  zn  besetzen. 

Ifit  dieser  Stelle  ist  ein  JAhresgehalt  von  400  fl.  G.  W.  nebst  dem  Genosse  einer  Nutural- 
wohnnng  verbunden. 

Bewerber *nm  diese  Stelle  haben  unter  Nachweisung  ihres  Alters,  der  gesetzlichen  Lehr- 
befähigung,  insbesondere  auch  für  den  Turnunterricht,  ihrer  bisherigen  Verwendung  imd  son- 
stiger Kenntnisse  die  Gesuche  bis  10.  M  S  r  z  d.  J.  an  den  Gremeindevorstand  in  Dornbach 
gelangen  zu  lassen. 


Verfugungen, 

betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel. 

Warhanek's  geographischer  Leitfaden  für  Oberrealschulen.  WieU;  bei 
Sallmayer  &  Comp.,  1868. 

Mit  dem  Ministerialerlasse  vom  26.  Jänner  1870,  Z.  186,  zum  Unterrichtsgebraucbe  an 
Oberrealsohulen  allgemein  zugelassen. 

Mit  dem  Ministerialerlasse  vom  4.  Februar  1870,  Z.  «^44,  wurde  zum  Lehrgebraucbe  an 
Obergymnasien  mit  croatischer  Lehrsprache  für  zulässig  erklärt  : 

Dra.  Franje  Moönika:  Raönnica  i  algebra  za  velike  gimnazije.  U 
Zagrebu.L.  Goj,  1869.  Preis  1  fl.  50  kr.  (Zu  beziehen  von  der  Hilfsämter-Direction 
der  Landes-Begierungsabtheilung  ftlr  innere  Angelegenheiten  in  Agram.) 


Ha^ndAatsgaben  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Yolksgehalaaehen^ 

welche  durch  den  Schnlbttcherverlag  yeröffentlicht  worden  sind : 

Böhmisch:  Gesetz  vom  8.  Februar  1869,  betreffend  die  Schulaufsicht  im 
Königreiche  Böhmen.    Preis  2  kr.  ö.  W. 

(Zakon,  dan^  dne  8.  ünora  1 869  pro  krälorstvi  Öeski,  jen2  se  l^ce  dohUdky 
ku  ikol&m.   Cena  2  kr  r.  ö.) 


Pri  V  at-  .^nzeig'ei  u 


Bei  6«  Basse  in  Quedlinburg  ist  soeben  erschienen  und  in  allen  Buchhandlungen  zu  haben : 

Lateinische  Sprachlehr e. von  g.  w.  eoetraii .  42.  Bg.  Preis  1  Thir.  1 5  sgr. 

Eine  Recension  vom  Oberlehrer  Dr.  Lnsson  sagt  n.  A.:  i, Der  Verfasser,  den  Kennern 
des  Virgil  als  geschmackvoller  und  kenntnissreicher  Erklärer  des  grossen  römischen  Epikers 
bekannt,  hat  sich  das  höchste  Ziel  gesteckt :  er  hat  zugleich  die  wissensohaftliche  Kenntniss 
der  lateinischen  Sprache  und  die  Methode  des  Unterrichts  zu  fördern  unternommen.  Er  hat  sich 
in  die  Ansichten  der  Sprachvergleicher  hineingelebt,  ist  dem  Ursprung  und  der  Bedeutung  der 
Woitformen  sorgfaltig  und  nicht  selten  mit  eigenthümlicfaer  Untersuchung  nachgegangen,  und 
hat  in  der  Gruppirung  des  Stoffes  und  in  der  Formung  der  Regeln  oeae  und  inweilea  näher 
zum  Ziele  führende  Wege  eingeschlagen.  Auf  Einzelheiten  nüher  einzugeken,  ist  läer  nicht  der 
Ort.  Doch  weisen  wir  für  die  Formenlehre  z.  B.  auf  die  Behandlung  der  Conjugation  hin,  in  der 
sich  ein  besonnenes  Streben  offenbart,  Neues  und  Altes  mit  einander  zu  vermitteln,  dem  Wesen 
der  sprachlichen  Erscheinungen  nichts  zu  vergeben  und  doch  von  der  herkömmKehen  Anord- 
nung nicht  zu  weit  abzuweichen.* 
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Verlag  von  Fr«  Kortkampf  in  Berlin: 

lOnt^v^rui^reiiietpi  Uiitei*T*iolitH-OcNetKO«i  und  eines  Gresetases»  betreifend 
die  Aufliebung  der  letzten  Bestimmung  de8  Art.  2;')  der  Vertaä.sunKS-Urknnde  vom  3U.  Januar 
1K:V),  sowie  der  neue  £Int^%viu*r  «^luoipi  OeMetKeK,  betreffend  die  Erweiterung« 
Umwandlnng  und  Neuenichtnn^  vwi  Witwen-  und  WaismoasHen  für  Elementarlebrer.  Mit 
Motiven.  16  S^r. 

Separat-Au8gaben  der  amtlichen  Regierungs-Vorlagen. 


In  der  k.  k«  Hof-  und  Staatsdruekerel  in  Wien  i^t  erschienen  nnd  durch  diese,  sowie 
darch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Fitzinger,  Leopold  Joseph,  wissenschatilieh  populäre  Naturgeschichte  derSäugethiere  in  ihren 

»äumjtlichen  llauptformen.   Nebst  einer  Einleitung  in  die  Naturgeschichte  überhaupt  und  in 

die  Lehre  von  den  Thieren  insbesondere.  Ein  Hilfsbuch  flir  Lehrer,   gr.  8.  lirosch.  (>  Bände 

H  50  kr.,  complet  f)  ü. 

-  —  wissenschaftlich  popnläre  Naturgeschichte  der  Vögel.  Band  L  II.  gr.  8.  brosch. 

pr.  Band  a  50  kr.  (nicht  vollständig^ 
Obige  Naturgeschichte  der  Säugethiere  ist  nach  den  neuesten  naturgeschichtlichen 
Forschungen  in  leicht  verständlicher  und  höchst  unterhaltender  Manier  durchgeftlhrt.  Der 
Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  vorzüglich  die  Lebensweise  und  den  ganzen 
Haushalt,  mithin  die  eigentliche  Naturgeschichte  der  Säugethiere  in  grösster  Vollständig- 
keit darzustellen. 

Die  praktische  Idee,  nicht  nur  für  Lehrer  und  Lehranstalten  ein  naturgeschichtlichen« 
Handbuch,  sondern  auch  jeder  Familie  eine  äusserst  anziehende  und  belehrende  Lecture 
zu  vorschaffen,  ist  dem  Verfasser  hier  in  jeder  Weise  gelungen.  Der  unglaublich  billige 
Preis  von  3  fl.  für  6  starke  Bände  oder  191  Bogen  macht  dieselbe  jeder  Schule  und  jeder 
Familie  zugänglich. 

Dasselbe  günstige  Urtheil  haben  wissenschaftliche  Fachmänner  über  die  beiden  Bände 
der  Naturgeschichte  der  Vögel  abgegeben,  welche  zwar  kein  abgeschlossenes  Ganzes 
bilden,  aber  des  gediegenen  Inhaltes  und  des  enorm  billigen  Preisen  wegen  immerhin  eine 
sehr  interessante  und  belehrende  Unterhaltung  für  Jedermann  bieten. 

Handseiehnungen.  historische,  von  Job.  Nep.  Geiger,  mit  erklärendem  Texte  von  Oust. 
Adolf  Schimmer.  Mit  ^K)  Tafeln!  brosch.  5  fl. 

Wir  bieten  mit  diesem  prachtvollen  Album  jedem  Patrioten  und  Geschichtsfreunde  eine 
herrliche  Rundschau  in  der  vaterländischen  und  auch  allgt^meinen  Geschichte  in  ihrem 
Zusammenhange  dar.  Die  von  Johann  Nepomuk  Geiger  in  90  trefflichen  Umrissen 
meisterhaft  gezeichneten  Darstellungen  führen  jedem  Beschauer  die  interessantesten  und 
schönsten  Sagen  und  die  wichtigsten  geschichtlichen  Momente  der  Vorzeit  bis  atit'  jene 
iler  Gegenwart  vor  Augen.  Der  erklärende  Text  von  Gustav  Adolf  Schimmer  wechselt 
mit  dessen  anmuthiger  Prosa  und  mit  poetischen  Ergüssen  unserer  gefeiertsten  Dichter 
der  Neuzeit,  wie  Anastasius  Grün,  Halm,  Seidl,  Job.  N.  Vogl  und  Anderer.  Durch  dieses 
würdige  Znsammenwirken  wurde  es  ermöglicht,  eine  vaterländische  Gallerie  zu  schaffen, 
die  die  Liebe  zum  österreichischen  Vaterlande  mächtig  wecken  und  erheben  wird.  Der 
von  10  fl.  auf  5  fl.  ermässigte  Preis  macht  dieses  schöne  Album  der  grössten  Verbreitung 
.so  würdig,  das»  es  in  keiner  Schule  und  in  keiner  Familie  fehlen  sollte. 

Elfinger,  Dr.  Ant.  und  Dr.  Ferd.  Häuser,  der  physische  Mensch.  Wissenschaftlich-populäre 
Zusammenstellung  über  den  Bau  des  menschlichen  Körpers  und  seine  Lebensverrichtungen. 
AI»*  Hilfbuch  ftir  Lehrer  und  Erzieher,  auch  beim  Unterrichte  für  Blinde.  Mit  90  in  den  Text 
eingedruckten  Holzschnitten,  gr.  8.  brosch.  1  fl. 

Wissenschaft  nnd  Leben  gehen  in  unseren  Tagen  Hand  in  Hand.  Eigenthümlicher  Weise 
ist  gerade  derjenige  Zweig  der  Naturwissenschaften,  der  uns  am  nächsten  liegt  und  der 
auf  populäre  Behandlung  den  meisten  Anspruch  hat,  bisher  am  stiefmütterlichsten  behan- 
delt worden. 

Dieser  Grundgedanke  leitete  die  Verfasser  bei  Bearbeitung  obiger  populären  Anatomie 
und  Physiologie  des  Menschen.  Das  Werkchen  ist  mit  seltener  Klarheit  und  Gemein- 
fasslichkeit  geschrieben,  die  durch  90  in  den  Text  gedruckte  ausgezeichnete  Holzsohnitte 
noch  mehr  hervorgehoben  werden.  Es  eignet  sich  somit  als  vortrefflicher  Leitfaden  beim 
Unterrichte,  wie  es  ausserdem  jedem  Denkenden  zum  Selbststudium  bestens  empfohlen 
werden  kann. 
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Emladimg  zm  Fränimieratioii 

auf  die 

Zeitschrift  für  die  österreichischen  Gymnasien. 

Einundzwanzigster  Jahrgang  1870. 


Die  „Zeitschrift  für  die  österreichischen  Gymnasien'^  wird  in  diesem  ihren 
einundzwanzigsten  Jahrgange  dasselbe  Ziel  verfolgen,  wie  bisher,  nämlich  die  Reform  des 
österreichischen  Gymnasialwesens  in  der  Richtung,  in  der  dieselbe  im  Jahre  1B4U  begonnen  hat, 
durch  eingehende  Erörterung  der  darauf  bezüglichen  Fragen  nnd  durch  wissenschaftliche  Bei- 
träge zu  fördern,  und  von  dem  jeweiligen  Zustande  des  Gymnasialwesens  in  Oesterreich  und 
von  seinen  Veränderungen  ein  treues  und  genaues  Bild  zu  geben.  Durch  die  mit  jedem  Jahre 
steigende  thätige  Theilnahme  geachteter  Vertreter  der  Schule  und  der  Wissenschiift  innerhalb 
und  ausserhalb  Oesterreichs  darf  die  Redaction  hofifen,  der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  immer 
näher  zu  kommen. 

In  der  äusseren  Einrichtung  der  Zeitschrift  hatte  die  Redaction  mit  dem  Jahrgange  18i>5 
die  Veränderung  eintreten  lassen,  dass  den  Aufsätzen  „z ur  Didaktik  und  Paedagogik'' 
eine  besondere  Abtheilung  angewiesen  wurde.  Diese  Einrichtung  hat  sich  als  zweckmässig^ 
bewährt  und  wird  daher  beibehalten  werden.  Die  beiden  Classen  der  Mittelschulen,  die  Gym 
nasien  und  die  Realschulen,  haben  in  so  vielen  Puncten  gemeinsame  Interessen,  duss  es  nicht 
zweckmässig  erscheint,  die  Discussion  der  dahin  gehörigen  Fragen  vollkommen  zu  txeunen ; 
die  Zeitschrift  wird  daher  wie  bisher  in  der  Abtheilung  zur  „Didaktik  uud  Paedagogik*'  die 
auf  die  Reform  der  Realschulen,  auf  die  Organisation  der  Realgymnasien  u.  a.  bezüglichen 
Fragen  ebenso  wie  die  unmittelbar  die  Gymnasien  betreffenden  zur  Erörterung  briugen.  —  Diu 
Zeitschrift  gliedert  sich  hiernach  in  folgende  Abtheilungen : 

Erste  Abtheilung.  Abhandlungen  aus  den  in  den  Bereich  der  Mittelschulen, 
uamentlich  der  Gymnasien,  fallenden  wissenschaftlichen  Gebieten. 

ZweiteAbtheilung.  Liter  arisch  eAnzeigen,  sowohl  ausführliche  Receu- 
stonen  als  kurze  Notizen  über  Bücher  und  sonstige  Lehrmittel,  welche  fUr  deu  Gebi*7iuch  von 
Lehrern  oder  Schülern  an  Mittelschulen  von  Wichtigkeit  sind. , 

Dritte  Abtheilung.  Zur  Didaktik  und  Paedagogik. 

Vierte  Abtheilung.  Miscellen. 

Fünfte  Abtheilung.  Verordnungen  für  die  österreichischen 
Gymnasien  und  Realschulen;  Personal-Notizen-,  Statistik. 

Die  Zeitschrift  erscheint  in  Monatsheften;  der  Jahrgang  enthält  wenigstens  (»5  Bogen. 
Bestellungen  der  Zeitschrift  und  Zusendungen  von  Büchern,  deren  Besprechung  gewüni»cht 
wird,  bitten  wir  an  die  Verlagshandlung  derselben  (C*  Gerold*«  Sohn  in  Wien)  zu  richten, 
Beiträge  aber  zu  derselben  an  Prof.  J«  Vahlen  (Wieden,  Hauptstrahse  Nr.  51  j  oder  au  Dir. 
i**  Hoehe^^er  (Stadt,  akademisches  Gymnasium )  zu  adressiren. 

Wien,  am  31.  Dezember  18G9. 

Die  Redaction 

der  Zeitschrift  filr  die  österr*  Gymnasien* 

Der  Preis  des  Jahrganges  durch  den  Buchhandel  ist  für  die  österreichische  Monarchie 
8  fl.  40  kr.  österr.  Währ.,  für  das  Ausland  5  Rthlr.  10  Ngr.  Diejenigen  Herren  Abomieuten, 
welche  die  Zeitschrift  direct  durch  die  Post  zugesandt  wünschen,  ersuchen  wir  uui 
frankirte  Einsendung  von  9  fl.  50  kr.  öBt«rr.  Währ,  oder  t>  Rthlr.  10  Ngr.,  woför  ihnen  jedes 
Heft,  unmittelbar  nach  seinem  Erscheinen,  frankirt  durch  die  Post  zugehen  wird. 

Neu  eintretenden  Abonnenten,  welche  die  Zeitschrift  von  ihrem  Anfange  an  vollständig 
und  in  ihr  zugleich  eine  vollständige  Sammlung  der  Verordnungen  über  das  österreichische 
Gymnasialwesen  seit  dessen  Neugestaltung  zu  besitzen  wünschen,  sind  wir  bereit,  so  weit  die 
uoch  vorhandenen  Exemplare  reichen,  die  ersten  zwanzig  Jahrgänge  zusammen  für  &)  fl.  österr. 
Währung  oder  40  Rthlr.  zu  liefeiii. 

Damit  die  regelmässige  Zusendung  der  Zeitschrift  keine  Unterbrechung 
erleide,  werden  die  P.  T.  Abonnenten  ersucht,  Ihre  Bestellungen  rechtzeitig  zu 
erneuern. 

Wien,  am  31.  December  1HG9.  Die  VerlagShandlUllg. 

Carl  Gerold's  Sohn. 

SUdt,  Ballgasse  Nr.  1. 
Aus  der  kaiserlich-königUohen  Hof-  und  Stsatsdruokerei. 


Jahrgang  1870.  gtUck  V. 


Verordnungsblatt 


fir  dei  Dientbcreidi  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  L  k.  Hinisterinm  flir  Cultus  und  Unterriebt 


Augpegel^eB  am  4.  Min  1870. 


InliaJt:  Gesetz  fHr  Mähren,  betreffend  die  Schulanfsicht.  —  Gesetz  zur  Regelang  der  Er- 

ricbtang,der£rha)tung  and  des  Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen  in  Mähren.  — 

Gesetz  znrRegelung  derRechtsverhältnisse  des  Lehrstandes  an  den  öffentlichenYolks- 

Bchulen  der  Markgrafschaft  Mähren.  —  Ministerialerlass,  betreffend  die  Adjustirung 

der  Pfarrpfrttndenfassionen  bei  altgestifteten  Pfarren.  —  Ministerialerlass,  betreffend 

die  Gestattnng  des  freien  Zutrittes  fUr  Aerzte  und  Studirende  der  Medicin  zu  den 

medicinischen  Rigerosen  in  Krakau.  —  Ministerialerlass ,  betreffend  die  Beschluss- 

fähigkeit  der  Bezirksschulräthe.  —  Ministerialerlass,  betreffend  die  Ertheilung  von 

Fristverlängerungen  fUr  Einlieferung  der  häuslichen  Arbeiten  der  Gymnasial-Lehr- 

amtscandidaten.  —  Oeffentlichkeitsrecbtserklämng.  —  Personalnachrichten.  —  Gon- 

cnrs- Ausschreibungen.  —  Verfügungen,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  — 

Privat- Anzeigen. 


Nr.  23. 

Gesetz  vom  12.  Jänner  1870, 

wirksam  für  die  Markgrafschaft  Mähren, 

betreffend  die  Scholaufeicht. 

Mit  ZuBtiminQDg  des  Landtages  Meiner  Markgrafschaft  Mähren  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt : 

§.  1.  Das  dem  Staate  zustehende  Recht  der  Schulanfsicht  im  Lande  Mähren 
wird  ausgeübt : 

1.  durch  den  Ortsschulrath, 

2.  durch  den  Bezirksschulrath, 

3.  durch  den  Landesschulrath. 

I.  Der  Ortsschulrath. 

§.  2.  Die  aus  Staats-,   Landes-  oder  Gemeindemitteln  ganz  oder  theilweise 
erhaltenen  Volksschulen  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Ortsschulrathes. 
§.  3.  Der  Ortsschulrath  besteht; 

a)  aus  dem  Lehrer  der  in  der  Schulgemeinde  bestehenden  öffentlichen  Volks- 
schule,  oder  wenn  an  derselben  Schule  mehrere  Lehrer  angestellt  sind,  dem 
Director  oder  ersten  Lehrer: 

b)  aus  je  einen  Religionslehrer  der  in  der  Schulgemeinde  vertretenen  christ- 
lichen Religionsgenossenschafben  und  für  israelitische  oder  andere  vom  Staate 
anerkannten  Religionsgesellschaften  ausdemvonderCultusgemeinde  gewähl- 
ten Vertreter; 

e)  aus  der  im  §.  6  bestimmten  Zahl  von  Mitgliedern,  welche  von  den  Gemeinde- 
vertretungen in  den  Ortsschulrath  berufen  werden.   Nebst  diesen  sind  auch 

9 


64 

berechtigt,   in  den  Ortsscbnlrath  einzutreten  und  an  den  Verhandlungen  des- 
selben mit  Stimmrecht  theilzunehmen ; 

d)  der  Inhaber  des  auf  einem  privatrechtlichen  Titel  beruhenden  Schulpatronats; 

e)  der  Höchstbesteuerte,  wenn  er  mindestens  ein  Sechstheil  der  gesammten,  in 
der  Schulgemeinde  vorgeschriebenen  directen  Steuern  zu  entrichten  hat^  falls 
derselbe   nicht  schon  in  Folge    der  Wahl    dem  Ortsschulrathe  angehört. 

(§•  6.) 

Von  mehreren  derart  Höchstbesteuerten  übt  derjenige  das  Stimmrecht  aus, 

welchem  eine  grössere  Steuerquote  vorgeschrieben  ist. 

Bei  gleicher  Steuerhöhe  entscheidet  das  Los. 

Die  unter  d)  und  e  j  bezeichneten  Personen  sind  berechtigt;  sich  bei  den  Ver- 
handlungen des  Ortsschulrathes  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen. 

§.  4.  Unterstehen  dem  Ortsschulrathe  mehrere  Schulen,  so  tritt  der  Leiter 
der  nnter  diesen  Schulen, im  Rang  am  höchsten  stehenden,  bei  gleichem  Rang  der 
Schulen  der  dienstälteste  Leiter  dieser  Schulen  indenOrtsschulrath.  Doch  nehmen 
auch  die  Leiter  der  anderen  Schulen  an  den  ihre  eigene  Anstalt  betreffenden  Ver- 
handlungen des  Ortsschulrathes  mit  berathender  Stimme  Theil. 

Wenn  an  den  Volksschulen  eines  Ortes  nebst  dem  in  den  Ortsschulrath 
berufenen  Leiter  noch  mehr  als  drei  Lehrer  angestellt  sind,  so  tritt  in  den  Orts- 
schulrath überdiess  ein  zweiter  Vertreter  der  Schule  ein,  welcher  von  den  Lehrern 
aller  dieser  Schulen  aus  ihrer  Mitte  durch  absolute  Stimmenmehrheit  zu  wählen  ist. 

§.  5.  Befinden  sich  an  einer  Schule  zwei  oder  mehrere  Religionslehrer  des- 
selben christlichen  Glaubensbekenntnisses,  so  bezeichnet  die  kirchliche  Oberbe- 
hörde denjenigen,  welcher  als  Mitglied  in  den  Ortsschulrath  einzutreten  hat. 

§.  6.  Die  Vertreter  der  Gemeinde  im  Ortsschulrathe  werden  von  der  Gemeinde- 
vertretung, und  wenn  derselben  Schule  mehrere  Ortsgemeinden  oder  Theile  der- 
selben angehören,  von  den  betheiligten  Gemeindevertretungen  gewählt.  Bei  der 
Wahl  gebührt  jeder  der  betheiligten  Gemeinden  eine  Stimme.  Sind  in  einer  Ge- 
meinde mehr  als  1000  fl.  directer  Steuer  vorgeschrieben,  so  gebührt  ihr  fUr  jedes 
weitere  volle  Tausend  dieser  Steuer  eine  weitere  Stimme. 

Die  Zahl  dieser  Vertreter  beträgt  mindestens  zwei,  höchstens  sechs,  and 
wird  vom  Bezirksschulrathe  bestimmt,  wobei  dieser  darauf  Rücksicht  zu  nehmen 
hat,  dass  die  Zahl  der  Gemeindevertreter  mindestens  ebenso  gross  sei,  als  die 
Zahl  der  in  dem  §.  3  a),  b)  und  §.  4  erwähnten  Vertreter  zusammengenommen. 

Die  Wahl  erfolgt  durch  absolute  Stimmenmehrheit  und  gilt  für  die  Daner  von 
sechs  Jahren. 

Doch  tritt  nach  drei  Jahren  die  Hälfte,  und  bei  ungerader  Zahl  die  grössere 
Zahl  der  Mitglieder  aus.  Die  Wiederwahl  ist  zulässig. 

Ausserdem  wählen  die  Gemeindevertretungen  zwei  Ersatzmänner. 

§.  7.  Wählbar  sind  alle  Jene,  welche  fähig  sind,  in  die  Gemeindevertretung 
einer  dem  Ortsschulrathe  zugewiesenen  Gemeinde  gewählt  zu  werden.  Der  Ver- 
lust dieser  Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Ortsschulrathe  zur  Folge. 

Die  Wahl  in  den  Ortsschulrath  kann  nur  derjenige  ablehnen,  welcher  berech- 
tigt wäre,  die  Wahl  in  die  Gemeindevertretung  abzulehnen,  oder  welcher  die 
letzten  sechs  Jahre  hindurch  Mitglied  des  Ortsschulrathes  war.  Die  ungerechtfer- 
tigte Verweigerung  des  Eintrittes  oder  der  Fortführung  des  übernommenen  Amtes 
wird  vom  Bezirksschulrathe  mit  einer  Geldbusse  bis  zur  Höhe  von  100  fl.  bestraft. 

Die  Geldbusse  ist  für  Zwecke  der  Schule  zu  verwenden. 

§.  8.  Orte,  an  welchen  mehrere  Schulen  bestehen,  können  von  dec  Gemeinde- 
vertretung mit  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  in  mehrere  Schulsprengel 
getheilt  werden.  In  diesen  Fällen  wird  für  jeden  dieser  Schulkreise  ein  besonderer 
Ortsschulrath  mit  Beachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen  gebildet^ 
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Dagegen  steht  es  auch  mehreren  Gemeindevertretungen  frei,  sich  unter  Zu- 
stimmung des  Bezirksschulrathes  zu  einer  einzigen  Schulgemeinde  unter  der  Lei- 
tung eines  gemeinsamen  Ortsschulrathes  zu  vereinigen. 

§.  9.  Dem  Ortsschulrathe  kommt  es  zu,  fDr  die  Befolgung  der  Schulgesetze, 
sowie  der  Anordnungen  der  höheren  Schulbehörden  und  die  denselben  entsprechend 
zweckmässige  Einrichtung  des  Schulwesens  im  Orte  zu  sorgen. 

Insbesondere  hat  derselbe: 

1.  den  etwa  vorhandenen  Localschulfond,  sowie  das  Schulstiftnngsvermögen 
zu  verwalten,  soferne  darttber  nicht  andere  Bestimmungen  stiftungsgemäss  getroffen 
sind,  oder  die  Gemeinde  es  nicht  vorzieht,  die  Verwaltung  des  Fondes  selbst  zu 
behalten ; 

2.  das  Schulgcbäude,  die  Schulgründe  und  das  Schulgeräthe  zu  beaufsichti- 
gen, und  das  erforderliche  Inventar  zu  fttbren ; 

3.  über  die  Befreiung  von  der  Schulgeldzahlung  zu  entscheiden ; 

4.  die  Schulbücher  und  andere  Unterstützungsmittel  l\lr  arme  Schulkinder 
zu  besorgen,  für  die  Anschaffung  und  Instandhaltung  der  Schulgeräthe,  die 
Döthigen  Lehrmittel  und  sonstigen  Unterrichtserfordemisse  Sorge  zu  tragen ; 

5.  die  jährlichen  Voranschläge  für  die  Dotations-  und  sonstigen  Schulerfor- 
demisse,  soweit  hiefür  nicht  besondere  Organe  bestellt  sind,  zu  verfassen,  die- 
selben an  die  Gemeindevertietung  zu  leiten,  und  über  die  empfangenen  Gelder 
Rechnung  zu  legen ; 

6.  die  der  Schule  gehörigen  Werthpapiere,  Urkunden,  Fassionen  und  sonstige 
Documente  aufzubewahren ; 

7.  die  jährliche  Schulbeschreibung  zu  verfassen,  den  Schulbesuch  auf  jede 
mögliche  Art  zu  befördern,  und  wegen  Vernachlässigungen  die  Strafanträge  an 
den  Bezirksschulrath  zu  stellen,  beziehungsweise  über  Delegirung  des  Bezirks- 
schulrathes das  Strafamt  zu  üben ; 

8.  die  Unterrichtszeit  mit  Beachtung  der  vorgeschriebenen  Stundenzahl  zu 
bestimmen ; 

9.  die  Ertheilung  des  vorgeschriebenen  Unterrichtes  zu  überwachen; 

10.  die  Disciplin  in  den  Schulen,  sowie  das  Betragen  der  Schuljugend  ausser- 
halb der  Schule  zu  beaufsichtigen  ; 

11.  den  Lehrern  hinsichtlich  ihrer  Amtsführung  die  thunlichste  Unterstützung 
angedeihen  zu  lassen ; 

12.  Auskünfte  und  Gutachten  an  die  Gemeindevertretung  und  die  vorgesetz- 
ten Behörden  zu  erstatten,  an  welche  der  Ortsschulrath  auch  Anträge  zu  stellen 
jederzeit  berechtigt  ist  ; 

13.  die  Schulen  zu  besuchen,  um  von  den  Zuständen  derselben  Eenntniss  zu 
nehmen.  Das  gleiche  Recht  geniesst  auch  jedes  einzelne  Mitglied  des  Ortsschul- 
ratheSi  wogegen  die  Befugniss,  etwa  nothwendige  Anordnungen  zu  treffen,  nicht 
dem  einzelnen  Mitgliede,  sondern  nur  der  ganzen  Körperschaft  zusteht. 

8.  10.  Von  der  Wirksamkeit  des  Ortsschulrathes  sind  die  mit  Lehrerbildungs- 
anstalten in  Verbindung  stehenden  Uebungsschulen  ausgenommen,  nur  wo  sie  ganz 
oder  theilweise  auch  aus  Gemeindemitteln  erhalten  werden,  kommt  in  Bezug  auf 
sie  dem  Ortsschulrathe  die  im  §.  9  unter  1 — 6  bezeichnete  Wirksamkeit  zu. 

§.11.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes,  dessen  Constituirung  sowohl  der 
Gemeindevertretung  als  dem  Bezirksschulrathe  anzuzeigen  ist,  wählen  aus  ihrer 
Mitte  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  einen  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertre- 
ter auf  die  Daner  von  drei  Jahren. 

Der  Vorsitzende  ist  zugleich  Vollzugsorgan  des  Ortsschulrathes. 

Ist  sowohl  der  Vorsitzende  als  auch  dessen  Stellvertreter  verhindert,  so  führt 
der  Aelteste  unter  den  Mitgliedern  des  Ortsschulrathes  den  Vorsitz. 

§.  12.  Der  Ortsschulrath  vereanmielt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate  zu 
einer  ordentlichen  Sitzung.  Der  Vorsitzende  kann  aber  jederzeit,  und  er  muss. 
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wenn  zwei  Hitglieder  es  verlangen,  eine  ausserordentliche  Versammlung  einbe- 
rufen. 

§.  13.  Zur  Beschlussfähigkeit  des  Ort«schulrathes  wird  die  Anwesenheit  der 
Mehrheit  seiner  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt 
ist,  die  Ausführung  von  Beschlüssen,  welche  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze 
zuwiderlaufen  oder  das  Interesse  der  Schule  gefährden,  einzustellen  und  den 
Gegenstand  an  den  Bezirksschulrath  zur  Entscheidung  zu  leiten. 

Beschwerden  gegen  Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Ortsschnlrathes  gehen 
an  den  Bezirksschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Ortsschulratbe  einzubringen 
und  haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  vierzehn  Tagen  nach 
Eröffnung  der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

Gegen  die  Festsetzung  des  Präliminars  steht  lediglich  der  Gemeindevertre- 
tung das  Recht  der  BeschwerdefÜhrung  zu. 

§.  14.  Kein  Mitglied  des  Ortsschnlrathes  darf  an  der  Berathang  und  Abstim- 
mung von  Angelegenheiten  theilnehnien,  welche  seine  pörsönliohdii  Interessen 
betreffen. 

§.  15.  In  Angelegenheiten,  die  so  driüglich  sind,  dass  wedei*  di^  nächste 
ordentliche  Sitzung  abgewartet,  noch  eine  ausserordentliche  einberufen  Werden 
kann,  darf  der  Vorsitzende  selbständig  Verfügungen  treffen;  er  müss  jedoch  ohne 
Verzug  und  spätestens  in  der  nächsten  Sitzung  die  Genehmigung  des  Oftscehnl 
rathes  einholen. 

§.  16.  Zur  Beaufsichtigung  des  didactisch  -  pädagogischen  Zustandes  der 
Schule  kann  dort,  wo  örtliche  oder  persönliche  Verhältnisse  es  wünscÜensv^erth 
erscheinen  lassen,  eine  sachkundige  Person  vom  BezirkdscKülrathe  als  Scbul- 
inspector  bestellt  werden. 

Der  Ortsschulinspector  hat  sich  mit  dem  Leiter  der  Schule  in  stetem  £iliver- 
nehmen  zu  erhalten. 

Tritt  hiebei  eine  lÄeinungsverschiedenheit  hervor,  «o  ist  j'edör  Theil  berech- 
tigt, die  Entscheidung  des  Bezirksschuirathes  einzuholen. 

An  jenen  Schulen,  wo  sich  mehrere  Lehrer  befinden,  ist  der  Ortsschul- 
inspector den  Lehrerconferenzen  beizuwohnen  berechtigt. 

Wo  sich  die  Wirksamkeit  des  Ortsschnlrathes  auf  mehrere  Söhufeii  Erstreckt, 
können  zur  didactisch-pädagogischen  Beaufsichtigung  derselben  zwei  Ortiiächul' 
iuspectoren  bestellt  werden. 

Wird  der  Ortsschulinspector  nicht  dem  Ortsschulratbe  entlnömtii'en,  so  tritt  er 
kraft  seiner  Ernennung  als  Mitglied  in  denselben. 

§.  17.  Die  Mitglieder  des  Ortsschnlrathes  haben  auf  ein  Entgelt  fllr  die 
Besorgung  der  Geschäfte  keinen  Anspruch. 

Für  die  damit  verbundenen  baren  Auslagen  wird  ihnen  der  Ersatz  aus 
Gemeindemitlein  geleistet. 

n.  Dei  Bezirkiiclchalrath. 

§.  18.  Die  nächst  höhere  Aufsicht  über  die  Volksschulen  wird  von  dem 
Bezirksschulrathe  geführt. 

§.  19.  Die  Schulbezirke  fallen  dem  Umfange  nach  mit  den  politischen  Be- 
zirken zusammen. 

Städte,  welche  ein  eigenes  Gemeindestätut  haben,  bilden  je  einen  besonderen 
Schulbezirk. 

§.  20.  Der  bezirksschulrath  besteht . 
a)  aus  dem  Vorsteher  der  politischen  Bezirksb'ehörde  ä\h  Vorsitzenden ; 
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b)  aus  je  einem  Vertreter  jener  Glanbensgenossenschaften,  deren  Seelenzahl 
im  Bezirke  mehr  als  500  beträgt. 

Dieser  Vertreter  ist  bei  ehristlichen  Olanbensgenossenschaflen  ein  Geist- 
licher^  und  wird  von  der  Diöcesanbehörde,  beziehungsweise  dem  Seniorate 
ernannt.  Die  Vertreter  der  israelitischen  oder  einer  sonstigen,  vom  Staate 
anerkannten  ReHgionsgenossenschaft  werden  von  den  Vorstehern  der  betref- 
fenden Cultusgemeinden  gewählt, 
e)  ans  zwei  Fachmännern  im  Lehramte.  Ujer  eine  derselben  wird  von  der 
Lehrerversammlung  des  Bezirkes  gewählt.  Als  zweiter  Fachmann  tritt  der 
Director  der  etwa  im  Bezirke  befindlichen  Lehrerbildungsanstalt,  in  Ermang- 
lung einer  solchen  der  der  Mittelschule  des  Bezirkes,  und  wo  es  auch  an 
einer  sqlchen  fehlt,  der  der  BjUrgerschule  des  Bezirkes  ein.  Besitzt  der  Bezirk 
mehrere  Rohere  Schulen  ^gleicher  Art,  so  entscheidet  der  Landesschulrath, 
\Telcher  .^er  Directoren  in  den  Bezirksschulrath  einzutreten  habe.  Befindet 
sich  im  Bezirke  keine  Öffentliche  Lehranstalt  von  der  bezeich;neten  Art, 
dann  werden  beide  S'achmänner  von  der  Lehr^rversammlung  gewählt ; 
d)  aus  vier,  und  wenn  im  Schulbezirke  mehrere  ßezirksvertretungen  sind,  aus 
je  zwei  von  jeder  Bezirksvertretnng;,  und  in  Ermanglung  einer  isolchen  aus 
vier  vom  Landesausschusse  aus 'Gemeindemitgliedern  des  Bezirkes  gewählten 
Mitgliedern.  Wählbar  sind  alle  J^ne,  welche  fähig  sind,  in  die  Gemeinde- 
vertretung einer  im  Sch.ulbezirke  befindlichen  Gemeinde  gewählt  zu  werden. 
Der  Verlust  dieser  Wählbarkeit  hat  das  Ausscl;ieiden  ans  dem  Bezirksschulrath 
zur  Folge. 

per  ^^ellvertreter  des  Vorsitzenden  wird  von  diesem  aus  der  Mitte  des 
Bezirksschnlrathes  bestimmt. 

§.  21.  Niemand  kann  zugleich  Mitglied  cj^s  .Bezirksschnlrathes  und  eines 
diesem  letzteren  unterstehenden  Ort^s(fnu)ratbes  sefn. 

§.  22.  In  Städten,  welche  ein  eigenej9  GciU^ei^Q^tatut  haben^  treten  bei  der 
Znsammensetzung  des  Bezirksschnlrathes  fplgejade  Abweichungen  von  den  im 
§.  20  ertheilten  Vorschriften  ein : 

a)  Vorsitzender  ist  der  Bürgermeißter;  der  Stellvertreter  des  Vorsitzenden 
wird  vom  Bezirksschulrathe  aus  ^eiper  eigenen  Mitte  durch  Stinunenmehrheit 
gewählt ; 

b)  jene  Glaubensgenossensehaft,  deri^n  Seelenzahl  mehr  als  300  beträgt,  wird 
im  Bezirksschulrathe  durch  eitlen  Geistlichen,  die  israelitische,  sowie  jede 
andere  vom  Staate  anerkannte  ,  Glaubensgenossenschaft,  sofern  sie  diese 
Zahl  übersteigt,  durch  ihren  Vorsteher  vertreten ; 

c)  die  Bestimmung  des  §.  20,  lit.  d,  findet  hier  keine  Anwendung.  Dagegen 
wählt  die  Gemeindevertretung  aus  ihrer  Mitte  oder  aus  den  andern  zur 
Gemeindevertretung  wählbaren  sechs  Mitglieder  des  Bezirksschnlrathes.  Der 
Verlust  der  Wählbarkeit  zur  Gemeindevertretung  zieht  den  Austritt  aus  dem 
Bezirksschulrath  nach  sich. 

In  den  Städten  mit  eigenen  Gemeindestatuten  kann  über  Ansuchen  der 
Gemeindevertretung  der  Bezirksschulrath  auch  die  Functionen  des  Ortsschul- 
rathes  mit  Genehmigung  des  Landesschulrathes  Übernehmen. 

§.  23.  Zur  Wahrnehmung  der  religiösen  Interessen  jener  Bezirksbewohner, 
deren  Glaubensbekenntnisse  keines  der  Mitglieder  des  Bezirksschnlrathes  ange- 
hSrt,  wählt  der  letztere  je  einen  Beirath  dieses  Bekenntnisses. 

§.  24.  Alle  nach  den  §§.  20,  22,  23  stattfindenden  Ernennungen  und  .Wahlen 
onterliegen  der  Bestätigung  des  Landeschefs  und  gelten  auf  sechs  Jahre. 

§.  25.  Dem  Bezirksschulrath  kommt  in  Bezug  auf  alle  öffentlichen  Volks - 
Mahnten  and  die  in  dieses  Gebiet  gehörigen  Privatanstalten,  Specialschulen,  dann 
ttber  die  Kinderbewahranstalten  des  Bezirkes  jener  Wirkungski'eis  zu,  welcher 
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nach  den  früheren  Vorschriften  den  politischen  Bezirksbehörden  und  den  Schul- 
districtsanfsehern  zustand. 

Insbesondere  kommt  demselben  zu : 

1.  die  Vertretung  der  Interessen  des  Schulbezirkes  nach  aussen,  die  genaue 
Evidenzhaltung  des  Standes  des  Schulwesens  im  Bezirke,  die  Sorge  für  die  gesetz- 
liche Ordnung  im  Schulwesen  und  die  möglichste  Verbesserimg  desselben  über- 
haupt und  jeder  Schule  insbesondere ; 

2.  die  Sorge  für  die  Verlautbarung  der  in  Volksschulangelegenheiten  erlas- 
senen Gesetze  und  Anordnungen  der  höheren  Schulbehörden,  sowie  für  den  Voll- 
zug derselben ; 

3.  die  Leitung  der  Verhandlungen  über  die  Regulirung  und  Erweiterung  der 
bestehenden^  sowie  über  die  Errichtung  neuer  Schulen,  die  Entscheidung  in  erster 
Instanz  über  Aus-  und  Einschulungen,  die  Oberaufsicht  über  die  Schulbauten, 
insofeme  sie  nicht  aus  Landesmitteln  bestritten  werden,  und  Über  die  Anschaffung 
der  Erfordernisse  für  die  Localitäten  der  Volksschulen ; 

4.  die  Ausübung  des  Tutelrechtes  des  Staates  über  die  Localschulfonde  und 
Schulstiftungen,  insofeme  dazu  nicht  besondere  Organe  bestimmt  sind,  oder  diese 
Wirksamkeit  einer  höheren  Behörde  vorbehalten  ist ; 

5.  der  Schutz  der  Schulen  und  der  Lehrer  in  allen  ökonomischen  und  poli- 
zeilichen Beziehungen,  die  Sorge  für  die  Ausmittlung  und  Festsetzung  der  Lehrer- 
bezüge und  Versorgungsgel)ühren,  sowie  ihrer  pünktlichen  Ausfolgung,  weiters 
die  Verwaltung  der  Schulbezirkscassa; 

6.  die  Anwendung  der  Zwangsmittel  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen ; 

7.  die  provisorische  Besetzung  der  an  den  Schulen  erledigten  Dienststellen 
und  die  Mitwirkung  bei  der  definitiven  Besetzung  derselben,  beziehungsweise  bei 
der  Vorrückung  der  Lehrer  in  höhere  Gehalte ; 

8.  die  Untersuchung  der  Disciplinarfehler  des  Lehrpersonals  und  anderer 
Gebrechen  der  Schulen,  und  die  Entscheidung  darüber  in  erster  Instanz,  oder  die 
Antragstellung  an  den  Landesschnlrath ; 

9.  die  Beförderung  der  Fortbildung  des  Lehrpersonals,  Veranstaltung  der 
Bezirks-Lehrerconferenzen  und  Aufsicht  über  die  Schul-  und  Lehrerbibliotheken ; 

10.  die  Ausstellung  der  Verwendungszeugnisse  an  Lehrpersonen; 

11.  die  Anordnungen  zur  Constituirung  der  Ortsschulräthe  und  die  Förde- 
rungen und  Ueberwachung  der  Wirksamkeit  derselben ; 

12.  die  Veranlassung  ausserordentlicher  Inspectionen  der  Schulen ; 

13.  die  nach  Anhörung  des  Ortsschulrathes  vorzunehmende  Festsetzung  des 
den  Ortsverhältnissen  angemessenen  Zeitpunctes  fllr  die  geseztlichen  Ferien  bef 
den  öffentlichen  Volksschulen ; 

14.  Die  Erstattung  von  Auskünften,  Gutachten,  Anträgen  und  periodischen 
Schulberichten  an  die  höheren  Schulbehörden. 

§.  26.  Der  Bezirksschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate 
zur  ordentlichen  Berathung.  Der  Vorsitzende  kann  nach  Bedarf  und  muss  auf 
Antrag  zweier  Mitglieder  ausserordentliche  Versammlungen  einberufen. 

Alle  Angelegenheiten,  rücksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  ein 
Gutachten  oder  ein  Antrag  zu  erstatten  ist,  werden  collegialisch  behandelt. 

§.  27.  Zur  Beschlussfähigkeit  wird  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  Mit- 
glieder erfordert. 

Die  Beshlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stim- 
mengleichheit entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt  ist,  die 
Ausführung  von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze  zuwiderlau- 
fen, einzustellen  und  darüber  die  Entscheidung  des  Landesschnlrathes  einzuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten,  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen,  hat  dasselbe  nicht  theilzunehmen. 
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Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bezirksschulrathes  gehen  an  den 
Landes8chub*ath.  Dieselben  sind  bei  dem  Bezirksschnlrathe  einzubringen^  und  haben 
aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Eröffnung  der 
angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  28.  In  dringlichen  Fällen  (§.  15)  kann  der  Vorsitzende  auch  rttcksichtlich 
derjenigen  Angelegenheiten,  welche  collegialisch  zu  behandeln  sind,  unmittelbare 
Verftguiigen  treffen,  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  spätestens  in  der  nächsten 
Sitzung  die  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  einholen. 

§.  29.  Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  ernennt  für  jeden  Bezirk  einen 
Schulinspector  und  da,  wo  besondere  Umstände  es  nöthig  machen,  auch  mehrere 
Schulinspectoren. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Grundlage  eines  Ternavorschlages  des  Landes- 
schnlrathes  fllr  die  Dauer  von  sechs  Jahren. 

Wird  der  Schulinspector  nicht  ohnehin  dem  Bezirksschnlrathe  entnommen, 
80  tritt  er  kraft  seiner  Ernennung  als  ordentliches  Mitglied  in  denselben. 

Der  Bezirksschulinspector  übt  das  dem  Staate  nach  §.  2  des  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1868  zustehende  Aufsichtsrecht  über  den  Religionsunterricht  aus. 

§.  30.  Volksschuldirectoren  und  Lehrer,  welche  den  Unterricht  in  einer 
Schuldasse  zu  ertheilen  haben,  können  zu  dem  Amte  eines  Bezirksschnlinspec- 
tors  nnr  mit  Zustimmung  derjenigen,  welche  die  betreffende  Schule  dotiren,  berufen 
werden.  In  diesem  Falle  wird  ihnen  nach  Erforderniss  auf  die  Dauer  dieser  Function 
zu  der  zeitweise  nothwendigen  Aushilfe  bei  dem  Unterrichte  an  der  eigenen  Schule 
ein  Personalouterlehrer  auf  Kosten  des  Normalschulfondes  beigegeben, 

§.  31.  Der  Bezirksschulinspector  ist  zur  periodischen  Inspeetion  und  Visita- 
tion der  Sehulen  berufen.  Er  ist  berechtigt,  in  didactisch-pädagogischen  Gegen- 
ständen Rathschläge  zu  geben  undden  in  dieser BeziehungwahrgenommenenUebel- 
ständen  an  Ort  und  Stelle  durch  mündliche  Weisungen  abzuhelfen.  Auch  kommt 
ihm  die  Leitung  der  Bezirks-Lehrerconferenzen  zu. 

Bei  dem  Besuche  der  ihm  zugewiesenen  öffentlichen  Schulen  hat  der  Bezirks- 
schulinspector vorzugsweise  seine  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten: 

1 .  ob  die  Ortsschulräthe  und  die  Ortsschulinspectoren,  wo  solche  bestehen, 
ihren  Pflichten  bezüglich  der  Beaufsichtigung  der  Schule  nachkommen,  ferner 

2.  auf  die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  bei  Aufnahme  und  Ent- 
lassung der  Kinder ; 

3.  anf  die  Tüchtigkeit,  denFleiss,  überhaupt  auf  das  ganze  Verhalten  der  Lehrer 
und  auf  die  in  der  Schule  herrschende  Disciplin,  Ordnung  und  Reinlichkeit ; 

4.  auf  die  Einhaltung  des  Lehrplanes,  auf  die  Unterrichtsmethode  und  auf  die 
Fortachritte  der  Kinder  im  Allgemeinen  und  in  den  einzelnen  Fächern  insbesondere; 

5.  auf  die  eingeführten  Lehrmitteln  und  Lehrbehelfe  und  die  innere  Einrich- 
tung der  Schule ; 

6.  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Schule;  insbesondere  auf  die 
Besoldung  der  Lehrer ;  —  ob  der  Lehrer  das  ihm  zugesicherte  Einkommen  pttnct- 
lich  erhalte,  ob  und  welche  Nebenbeschäftigungen  er  betreibe. 

Beim  Besuch  der  Privatschul-  und  Erziehungsanstalten  hat  der  Bezirksschul- 
inspector darauf  zu  sehen,  ob  dieselben  den  Bedingungen,  unter  denen  sie  errich- 
tet wnrden,  entsprechen  und  die  Grenzen  ihrer  Berechtigung  nicht  überschreiten. 

§.  32.  Die  Bezirksschulinspectoren  haben  über  ihre  Wirksamkeit  Berichte 
an  den  Ortsschulrath  unter  Beiftlgung  der  erforderlichen  Anträge  und  Anzeige 
der  an  Ort  und  Stelle  ertheilten  Weisungen  zu  erstatten. 

Diese  Berichte  sind  sammt  den  darüber  gefassten  Beschlüssen  dem  Landes- 
schulrathe  vorzulegen,  welcher  auf  dieselben  auch  bei  den  an  den  Minister  fllr 
Cultus  und  Unterricht  zu  erstattenden  Schulberichten  die  angemessene  Rücksicht 
zu  nehmen  hat 
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§.  33.  Die  Beiräthe  des  Bezirksscbulrathes  (§•  23)  sind  bereohtifgft,  die  im 
Beziifke  etwa  «vorhandenen  Sebuleti  ihrer  Oonfession,  mn  von  dereo  ZESttnden 
KenntnisB  zu  nelhmen^  zu  besuchen,  den  periodischen  Inspeotionea  and  Visitetionen 
derselben  durch  den  Bezirksschulinspector  beizuwohnen,  die  gemachten  Wahr- 
nehmungen dem  Bezirksschulrälhe  anzuzeigen  und  an  denselben  auch  Anträge 
zur  Verbesserung  dieser  Schulen  zu  stellen. 

Sie  sind  vom  Bezirksschulrathe  in  allen  einschlägigen  Fragen  einzuvemeh- 
men  und  können  an  Verhandlungen  mit  Stimmberechtigung  theilnehmen. 

§.  34.  Dem  Bezirksschulrathe  und  den  Bezirkssohulinspectoren  kommt  das 
Prädicat  „kaiserlich-königlich^  zu. 

Der  Vorsitzende  vertheilt  die  einlangenden  Oeschäftsstttcke  behufs  deren 
Bearbeitung  an  die  Mitglieder,  und  besorgt  mit  Benützung  der  Arbeitskräfte  der 
kais.  kön.  Bezirksbehörde  die  laufende  Geschäftsführung. 

Die  Eanzleierfordemisse  besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  wird  dem  Bezirks- 
schulrathe das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beigege- 
ben, und  der  Aufwand  der  Kanzleierfordemisse  aus  Gemeindemitteln  bestritten 

Die  BezirksschuHnspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen. 
Schuleninspectionen  und  Visitationen  einen  Reisekosten-  und  DiäteUrPauschal- 
betrag  aus  Staatsmitteln. 

'III^  Der  XantteBscliulrath. 

§.  35.  Die  oberste  S($bti)atifsi<!;btsb^hörde  im  Lande  ist  d«r  Lanfdessobulrath. 
Demselben  unterstehen : 

1.  die  dem  Wirkungskreise  der  Bezirksschulrathe  zugewiesenen  Sohul- 
und  ErziehfürngnsHitalten ; 

2.  Die  BiMttngsanstaiteaillrLefhrerund'Lehrerianendjer  Yolk«8shttleii  savunt 
den  zu  denselben  gehörigen  UebuBgssohulen ; 

3.  die  Mittelschulen  (Gymnasien,  Realgymnasien  «und  «Kaalscfaulen),  sowie  alle 
in  das  Gebiet  derselben  fallenden  F^vat-  und  SpeciaMiehraoatiUt^,  «aiern  die* 
selben  unter« der  obersten  Leituag  des  Unterrichtsmioistieriaiiis  stehen. 

§.  36.  Der  Landesscfaulrath  besteht: 

1  aus  dem  Landeschef  oder  dem  von  ihm  ^[>estiiiimten  Stellvertreter  als  Vor- 
sitzenden ; 

2.  aus  zwei  vom  Landesaussehusse  aus -seiner  Mitte 'deiegvrten  Mitgliedern; 

3.  aus  einem  Vertreter  der  Stadt  Bilinn,  welcher  von  derGemeindervertretang 
derselben  gewählt  wird ; 

4.  aus  einem  Reiferenten  für  die  administrativen  und  ökonomisiihen  i^chulan- 
gelegenheiten ; 

5.  aus  den  Landesschulinspectoren ; 

6.  aus  zwei  katholischen  und  einem  evangelischen  Geistüchen,  ^und  einem 
Bekenner  des  israelitischen  Glaubens ; 

7.  aus  drei  Mitgliedern  des  Lehrstandes,  nämlich  einem  Vertreter  der  Volks- 
schule,  einem  der  Realschule  und  einem  des  Gynmasiums. 

§.  87.  Die  im  §.  36  unter  4,  5,  6  und  7' erwähnten  Mitglieder  des  Landessohul- 
rathes  werden  vom  Kaiser  auf  Antrag  des  Ministers  flir  Cultus  und  Unterriobt, 
der  sich,  soweit  die  Ernennung  der  geistlichen  Mitglieder  in  Frage  kommt,  mit 
den  betreffenden  kirchlichen  Oberbebörden,  und  in  Bezug  auf  die  Ernennung  des 
administrativen  Referenten  mit  dem  Minister  'des  Innern  ins  Einvernehmen  in 
setzen  hat,  ernannt. 

Die  Functionsdauer  der  im  §.  36,  Z.  6  und  7,  erwähnten  Mitglieder  des  Landes- 
sohulrathes  beträgt  sechs  Jahre ;  jene  der  im  gleichen  Paragraphe  unter  2  und  3 
angefahrten  dagegen  erlisch  mit  deren  Mandate  als  Landtags-,  beziehungsweise 
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Oemeindeabgeordnete.  Stetsbaben  jedoch  die  aasscheidenden  Mitglieder  ihre  Thä- 
tigkeit  bis  zum  Eintritte  ihner  Nachfolger  foittzaBet^en. 

Die  Mitglieder  des  LehrBtandes  erhalten  eine  Funetionsgebtthr  ans  Staats- 
mitteln. 

§.38.  DarLandesschnlrath  hat  in  den  Angelegenheiten  der  ihm  unterstehenden 
Sehulen  den  frttheren  Wirkongskreis  der  politischen  Landesstelle,  und  unbeschadet 
der  den  kirchlichen  Oberbehörden  im  Gesetze  vom  25.  Mai  1868,  B.  G.  Bl. 
Nr.  48,  vorbehahenen  Hechte,  —  den  der  kirchlichen  Oberbehörden  und  Schulen- 
oberaufseher. 

Insbesondere  kommt  dem  Landessohnlrathe  au : 

1.  die  Ueberwachung  der  Bezirks-  und  Ortssohnlräthe,  die  Au£sicht  und 
Leitnng  der  Lehrerbildungsanstalten  und  der  zu  denselben  gehörigen  Uebungs- 
schalen ; 

2.  die  Bestätigung  der  Directoren  und  Lehrer  an  aus  Gemeindemitteln  er- 
haltenen Mittelschulen  unter  Wahrung  der  den  Gemeinden,  Corporationen  und 
Priyatpersonen  zustehenden  speciellen  Rechte ; 

3.  die  Outachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln  und  Lehrbüchern  für  Mittel- 
schulen und  Fachschulen ; 

4.  die  Erstattung  Ton  Jahresberichten  über  den  Znstand  des  gesammten 
Schulwesens  im  Lande  an  das  Ministerium  fUr  Cultus  und  Unten-icht. 

§.  39.  Die  Sitzungen  des  Landesschulrathes  sind  entweder  ordentliche  oder 
ausserordentliche.  Eine  ausserordentliche  Sitzung  kann  der  Vorsitzende  jederzeit, 
and  mnss  es,  wenn  drei  Mitglieder  es  verlangen,  anordnen. 

Angelegenheiten,  rttcksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  oder 
ein  Gutachten,  oder  ein  Antrag  an  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  zu 
erstatten  ist,  werden  collegialisch  behandelt;  alle  anderen  unter  der  eigenen 
Verantwortung  des  Vorsitzenden  erledigt,  welcher  in  jeder  Sitzung  die  in  der 
Zwischenzeit  getroffenen  Verfügungen  dem  Landesschulrath  mitzutheilen  hat. 

Der  Landesschulrath  kann  sich  fttr  einzelne  Angelegenheiten  durch  Fach- 
männer verstärken,  welche  der  Sitzung  mit  berathender  Stimme  beiwohnen. 

§.  40.  Zur  Beschluasfidiigkeit  des  Landessobulratfies  wird  die  Anwesenheit 
der  Mehrheit  der  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt 
ist,  die  Ausführung  von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  gegen  die  bestehen- 
den Gesetze  Verstössen  würden,  einzustellen  und  darüber  die  Entscheidung  des 
Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  einzuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten,  welche  das 
persönliche  Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen,  hat  dasselbe  nicht  theilzu- 
nehmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Landesschulrathes  gehen  an  das 
Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht.  Sie  sind  beim  Landesschulrathe  einzu- 
bringen und  haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  14  Tagen  nach 
Erttflhung  der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  41.  In  dringlichen  Fällen  (§.  15)  kann  der  Vorsitzende  auch  rUcksichtlich 
deijenigen  Angelegenheiten,  welche  collegialisch  zu  behandeln  sind  (§.  39), 
unmittelbare  Verfügungen  treffen ;  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  spätestens 
in  der  nächsten  Sitzung  die  Genehmigung  des  Landesschulrathes  einholen. 

§.  42.  Den  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  didactisch-pädagogischen  Ange- 
legenheiten der  Schulen  durch  periodische  Inspectionen,  Leitung  der  Prüfungen, 
Überwachung  der  Wirksamheit  der  Schuldirectionen,  sowie  der  Orts-  und  Bezirks- 
schuhräthe  u.  s.  f.  sind  zunächst  die  Landessehulinapectoren  auszuüben  berufen, 
denen  der  Minister  fttr  Cultur  und  Unterricht  die  erforderlichen  Dienstinstructionen 
ertheilt 
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Der  Landeschef  kann  jedoch  fllr  einzelne  Fälle  Functionen  dieser  Art  auch 
anderen  Mitgliedern  des  Landesschulrathes  übertragen. 

Die  Inspectoren  erstatten  ttber  diese  ihre  Wirksamkeit  an  den  LandesschuU 
rath  Berichte,  welche  dieser  unter  Anzeige  der  darüber  gefassten  Beschlüsse  und 
getroffenen  Verfttgungen  dem  Minister  fttr  Cultns  und  Unterricht  vorzulegen  hat. 

Die  Landesschnlinspectoren  sind  verpflichtet,  auf  erhaltenen  Auftrag  auch 
direct  an  den  Minister  für  Cnltus  und  Unterricht  zu  berichten. 

§.  43.  Der  Vorsitzende  des  Landesschulrathes  vertheilt  die  Geschäfte  unter 
die  einzelnen  Mitglieder  und  ftihrt  die  Beschlüsse  aus. 

Die  erforderlichen  Hilfsarbeiter  und  Kanzleierfordemisse  werden  von  der 
politischen  Landesstelle  beigegeben. 

§.  44.  Vor  dem  Antritte  ihres  Amtes  haben  die  Mitglieder  des  LandesschuU 
rathes,  der  Bezirks-  und  Ortsschulräthe,  und  zwar  die  Mitglieder  des  Landes- 
schulrathes und  der  Bezirksschulräthe  in  die  Hände  des  Vorsitzenden,  die  Mit- 
glieder der  Ortsschulräthe  in  die  Hände  des  Bezirkshauptmannes  oder  dessen 
Stellvertreters  Treue  und  Gehorsam  dem  Kaiser,  Beobachtung  der  Staatsgrund- 
gesetze und  aller  anderen  Gesetze,  sowie  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
an  Eidcsstatt  zu  geloben. 


§.  45.  Sobald  der  Landesschulrath,  die  Bezirks-  und  Ortsschulräthe  con- 
stituirt  sind,  haben  diese  neuen  Organe  die  ihnen  durch  dieses  Gesetz  zugewiesenen 
Geschäfte  zu  übernehmen. 

Franz  Joseph  m.  p. 

■isaer  m.  f. 

Nr.  24. 

Gesetz  vom  24.  Jänner  1870, 

zur  Regelung  der  Errichtung^  der  Erhaltung  und  des  Besuehes  der  Sffent- 

lichen  Volksschulen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  Markgrafschaft  Mähren  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

I.  Abschnitt 

Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen. 

§.  1.  Eine  öffentliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Wegstunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  ftlnQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  Stunde  ent- 
fernte Schule  besuchen  müssen.  (§.  59  des  Keichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entfernung  die  localen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zugang  zu  einer  Schule  erheblich  erschweren, 
ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station,  Wenigstens  für  die 
ungünstigere  Jahreszeit  zu  exponiren  oder  im  äussersten  Falle  mindestens  drei 
Mal  in  der  Woche  zum  Excurrendo-Unterrichte  an  eine  solche  Station  zu  entsenden. 
Die  Expositur  oder  Excurrendo-Station  bildet  einen  Theil  jener  Schule,  an  welcher 
der  betreffende  Unterlehrer  angestellt  ist. 
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§.  3.  Sobald  es  die  Mittel  desjenigen^  welchem  die  Errichtung  und  Erhaltung 
jener  Schule  obliegt,  irgend  zulassen,  ist  die  Expositur  oder  Excurrendo-Station 
dnreh  eine  selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.4.  Soweit  es  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist  in  den  bevölkerteren  Orten 
die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den  Geschlechtern  und 
die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzustreben.  Dieselbe  mnss  überall  da 
erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlichen  Lehrkräfte  (§.  1 1  des  Keichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869)  sechs  übersteigt. 

§.  5.  In  jedem  Schiübezirke,  in  welchem  eine  Realschule  nicht  besteht,  ist 
mindestens  eine  Bürgerschule  zu  errichten. 

§.  6.  Die  SchulbehOrden  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§1, 5,  12),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  unnOthigen  Aufschub 
errichtet  und  hierbei  alle  Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen  Bestände 
derselben  sichergestellt  werden. 

§.  7.  Alle  für  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Commission  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderliehen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen ;  hiebei  ist  ein  Protokoll 
aufzunehmen. 

§.8.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der  zweck- 
mässigen Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen  Schulen 
(§§.  1,  5,  12)  bewilligt  werden. 

§.9.  Jeder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzuweisen,  welchen 
die  zu  demselben  eingeschulten  Ortschaften,  Ortschaftstheile  oder  Häuser  bilden. 
Massgebend  für  die  Abgrenzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die  Grenzen 
der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des  Schulbesuches 
die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benachbarten  Gemeinde 
zweckmässig  erscheint. 

§.  10.  Die  Einschulung  hat  zum  Zwecke,  sämmtlichen  innerhalb  des  Schul- 
sprengels  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Aufnahme 
in  eine  Schale  und  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern. 

§.11.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengels  wohnen,  dürfen  nur  inso- 
weit Auinahme  finden,  als  dadurch  keine  UeberfüUung  der  Lehrzimmer  herbei- 
geführt wird. 

Das  Gleiche  gilt  rttcksichtlich  der  Aufnahme  jener  Kinder,  welche  das  sechste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  Bewilligung  des  Ortsschulrathes  zum 
Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.  12.  Eine  Glasse  oder  Jahresstufe  ist  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen, 
wenn  die  Zahl  der  diese  Glasse  oder  Jahresstnfe  besuchenden  Kinder  80  erreicht. 

Eine  Schule,  welche  bereits  durch  ftlnf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer  Classen 
oder  Jahresstufen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war,  ist  nach 
Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  13.  Das  Schulhaus  soll  auf  einem  trockenen  Platze  und  wo  möglich  in  der 
Mitte  des  Schulsprengels  stehen.  Bei  der  Auswahl  der  Baustelle  sind  geräuschvolle 
Plätze  und  Strassen,  sowie  die  Nähe  lärmender  oder  solcher  Gewerbe,  welche 
einen  unangenehmen  oder  gesundheitsnachtheiligen  Geruch  verbreiten,  die  Nach- 
barschaft von  Sümpfen  und  anderen  Gewässern  u.  dgl.  zu  vermeiden.  Ebenerdige 
SobuUocalitäten  müssen  mindestens  zwei  Schuh  über  dem  Niveauder  Strasse  erhoben 
nnd  ihre  Fenster  so  angebracht  werden,  dass  die  Aufmerksamkeit  der  Kinder 
nicht  durch  Vorgänge  ausserhalb  des  Hauses  abgelenkt  werde.  Auch  soll  mit  einem 
Schulhause  kein  Zinshaus  in  Verbindung  gebracht  werden.  Die  Schulgebäude  sind 
gegen  Feuergefahr  zu  assekuriren. 

§•  14.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  für  die 
Schale  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 
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Sie  müssen  bei  einer  Höhe  von  mindestens  12'  für  jedes  Kind  einen  iPläobenranm 
Ton  6  Q'  besitzen,  nebstbei  aber  ausreichenden  Platz  (BXr  das  Lehrpalt  nnd  einen 
Kasten,  für  die  Schultafel  und  fttr  freie  Zugäuge  zu  den>Bttnk6n  darbieten,  wobei 
auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Sdhülem  Bedacht  zu  nehmen  ist. 
In  hoch  gelegenen,  besonders  allseitig  freistehenden  Sohalhäusem,  kann  eine 
Bednction  der  Höhe  bis  auf  10'  zugelassen  werden.  AileLehrzimmer  müssen  gehörig 
licht  sein  und  eine  entsprechende  Ventilation  besitzen;  mit  der  Wohnung  des  Leh- 
rers dürfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  stehen. 

§.  15.  Die  Schulbänke  müssen  so  construirt  jsein,  dass  ^eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  und 
Grösse  der  Kinder  jedes  Lehrzimmers  Rücksicht  zn  nehmen  ist.  Alle  PuUbänke 
sind  mit  Rttcklehnen  zu  versehen  und  so  einzuriehten,  daeis  die  ^Füsse  der  Sehul- 
kinder entweder  anf  dem  Fussboden  oder  auf  angebraehten  sehmalen  Brettern 
aufstehen. 

Die  Sitzbänke  sollen  wo  möglich  so  aufgestellt  werden,  dass  alles  Haaptlicht 
von  der  linken  Seite  oder  Rückseite  einfällt,  und  dass  die  Schüler  gegen  eine 
fensterlose  Wand  sitzen,  vor  welcher  die  Sehultafel  und  das  Lehrerpalt  ange* 
bracht  ist. 

§.  16.  Die  Stiegenhäuser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  and  licht,  die 
Stiegen  und  Gänge  mindestens  ß'  breit  sein  und  erstere  nie  mit  Spitzstafen  con  • 
struirt  werden.  Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen,  Gänge  und  Schnlloca- 
litäten  davon  nicht  belästigt  werden. 

Jede  Schule  eoU  einen  gedeckten  Tumraum  besitzen  und  mit  dem  nöthigen 
Trink-  und  Notzwasser  versehen  werden. 

§.17.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die -Beschaffenheit  der  Sehulgebäude 
und  ihrer  Theile,  sowie  über  die  erforderlichen  Sohuleinrichtangen  werden  in  einer 
Verordnung  festgesetzt,  welche  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  nach  Ein- 
vernehmung des  Landessohuirathes  erlassen  wird.  Diese  Verordnang  normirt  auch 
die  Modalitäten,  unter  denen  die  teehniscfaen  '  Orgiane  der  politisohen  iBehörden 
oder  die  Landesvertretung  bei  Approbirung  und  Aasführung  der  iBaupläne,  der 
Beschaffung  der  Schuleinrichtung,  Ueberwachung  des  zweckentsprechenden 
Zustandes  der  Gebäude  und  ihrer  Einrichtung  zu  interveniren  haben. 

§.  18.  Der  Ortsschulrath  fixirt  die  Auslagen  für  Beheizung,  Beleuchtung  nnd 
Reinigung  der  Schullocalitäten,  indem  er  fttr  jede  Schule  nach  Flächenranm,  kubi- 
schem Inhalt  und  Situirung  derselben  ein  Minimum  der  bezüglichen  Kosten  fest- 
stellt, unter  welches  nicht  herabgegangen  werden  darf. 

§.  19.  Eine  bestehende  öffentliche  Volkssehale  kann  nur  mit  Genehmignng 
des  Ministers  fttrCnltus  nnd  Unterricht,  und  zwar  nor  dann  .wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  za  den  nothwendigen  Schulen  (§§.  1,  5,  12)  gehört. 

n,  .^baohnitt 

Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschule. 

§.  20.  Unmittelbar  vor  Beginn  eines  jeden  Schn^ahres  nimmt  der  Ortsschul- 
rath die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden 'Kinder  des  Schal- 
sprengels   ohne  Unterschied  ihrer  Gonfession  und  Heimatsberechtigungen  vor. 

Wer  ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht  oder  bezüglich  desselben  eine 
unwahre  Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  1— 20fl.  zu  belegen  oder 
im  Falle  der  Unvermögenheit  mit  Einschliessung  auf  1—4  Tagen  zu  bestrafen. 

§.  21.  Kinder,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können,  oder  zu  Hause,  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich  befin- 
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den,  sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  sofort  dem 
Bezirksschnlrathe  yorzolegen  ist. 

§•  22.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  G-ewerben,  Berg. 
werken,  Torfstichen  n.dgl.  beschäftigt  sind  and  den  Unterricht  einer  Fabriksschale 
geniessen. 

§•  23.  Dem  Bezirksschnlrathe  steht  es  za,  Über  jene  Thatsachen,  welche 
die  in  den  §§.  21  and  22  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  allgemeinea  Volks- 
schule befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  24.  Sind  Kinder,  bezüglich  deren  ein  Befreiungsgrund  (%%.  31  und  22) 
nicht  eintritt,  nicht  binnen  der  ersten  vierzehn-  Tage  des  Schuljahres  in  eine 
öffentliche  Volksschule  aufgenommen,  so  hat  der  Ortsschulrath  die  Eltern  oder 
deren  Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern.  Wenn  sie  nicht  binnen  weiterer 
drei  Tage  die  Aufnahme  des  Elindes  in  eine  öffentliche  Volksschule  bewerkstel- 
ligen, so  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe,  welche  zwischen  I  und  5  fl.  zu  bemessen, 
im  Falle  der  Unvermöglichkeit  aber  in  Einschliessung  von  höchstens  24  Stunden 
umzuändern  ist. 

§.  25.  Wenn  dem  Ortsschulrathe  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
lung  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schulsprengel 
bekannt  wird,  hat  er  die  Mittheilung  hierüber  an  den  betreffenden  Ortsschulrath 
zu  richten.  Erhält  er  Kenntniss  von  der  Uebersiedlung  eines  schulpflichtigen  Kin- 
des aus  einem  anderen  in  den  eigenen  Schulsprengel,  so  hat  er  dasselbe  sofort 
in  das  Verzeichnids  der  schulpflichtigen  Kinder  aufzunehmen  und  nach  den  §§.  21 
bis  25  des  gegenwärtigenf  Gesetzes  Amt  zu  handele. 

§.  26.  Der  Ortsschtrlrath  revidirt  monatiich  Ait  Ahsentenverzeichnisse  der 
Schale  und  schreitiet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  NaeblttBsigkeit  der 
Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  dewelbe,  me  bei  gänzlich 
Tertfbsännter  Auftiahme  ehies  schulpflichtigen,  nicht  g^tsMich  befreiten  Kindes 
in  die  oibnfliche  Volksschvle  (§.  24).  Nicht  gehörig  eMschttidi^e  Schnlverstfiom- 
nisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleich  zu  halten. 

§.  27.  Das  Strafausmass  kann  bis  zu  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einsehlies- 
sang  gehen,  wenn  die  Eltern  das  Versäumniss  in  gewinnsttchtrger  Weiee  herbei- 
flkhrten. 

§.  28.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Strafausmasses  Statt,  wwn  die  Ehern 
oder  deren  Stellvertreter  bezttglich  einer  sclraldb»rett  VernachNiMigang  desSehul- 
besnehes  (§§.  24,  26)  der  Kinder  rückfällig  erscheiMi^.  In  diesem  Falle  kann  das 
Stritfaiismäss  bis  zu  20fl.  odef  einer  viertägigen  Einschliessung  gMien,  «ad  ausser- 
dem die  Vei'öffentlichung  der  Namen  der  sehttMtragenden  EHe¥ii  dder  deinen  StoH- 
vertreter  stattfinden.  Ethialteik  sotehe  Eltern  ans  der  ArmeneMsa  odei*  aus  sonstigen 
Wohlthttigkeitstnstaften  eine  Untersititdutifg,  so  kann  ihnen  dieselbe  von  der 
betreifenden  Behörde  entzogen  werden. 

§.  29.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbam^  TorfÜMhen,  welche  die 
bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässrgen  Selnilbesaoliie  anhalten, 
verfallen,  unbeschadet  der  Strafbestimmung  der  6ewerbeeirdnang,  in  die  in  den 
§§«  24  und  26—28  bezeichneten  Strafen. 

§.  30.  Die  Löschung  aus  der  Lidte  der  schnlpiflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 
danil;  WMn  der  Besitz  der  nothwendlgsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeugniss  einer 
öffentüeheiit  Volkssebnle  nachgewiesen  erscheint  (§.  21  des  Reiehsgesetzes  vom 
14.  Mäil869.) 

§.  31.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befielt,  welche  sich  an  einer  höheren  Sühnle  befinden  und  solche,  deren  geistiger 
oder  körperlicher  Zustand  erwiesenermassen  die  Erreichung  des  Zieles  der  Volks- 
schnle  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  92.  Ettem  oder  deren  Sfelltertreter,  welche  ausfl^r  diesen  beiden  Fällen 
(§.  81)  Kinder  ror  Eriangmrg  jenefi  Zeu^isses  ron  der  Schule  ferne  halten,  unter- 
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liegen  denselben  Verwamangen  und  Strafen^  wie  solche  für  Vernacblässigung  des 
Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezllglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen, 
Torfstichen  u.  dgL,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  vom  Schulbesuche 
abhalten. 

§.  33.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  20,  24,  26—28,  29  und  32  erwähnten 
Strafen  kommt  in  erster  Instanz  dem  Bezirksschulrathc  zu.  Das  Verfahren  richtet 
sich  nach  jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  im 
allgemeinen  Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertretungen  regeln. 

§.  34.  Recurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben,  soweit  sie 
nicht  gegen  Strafverftlgungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  35.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  177  und  178  des  a.  b.  6.  B.  zu  veranlassen. 

m.  Abschnitt. 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulwesen  und  von  den  Mitteln  zu 

seiner  Bestreitung. 

§.  36.  Die  Geldmittel  zur  Bestreitung  der  sachlichen  Bedürfnisse  und  der 
Bezüge  des  activen  Lehrpersonals  für  die  nothwendigen  Volksschulen  (§§.  I,  5,  12) 
sind  zunächst  von  den  Ortsschulgemeinden  des  Schulsprengels,  und  insoferne  diese 
hiedurch  überbürdet  erscheinen  (§.  44  und  47),  vom  Lande  aufzubringen. 

§.  37.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Gemeinde  noch  andere 
Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  und  Beiträgen  ftlr  die  sachlichen 
Bedürfnisse  oder  für  das  Diensteinkommen  des  Lehrpersonals  einer  Volksschule 
bisher  verpflichtet  hat,  sind  solche  Verpflichtungen  im  vollen  Umfange  aufrecht  zn 
erhalten. 

Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fonden. 

§.  38.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu- 
flüsse bestimmten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunlichster 
Auirechthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  wahren. 

§.  39.  Nur  jener  Verpflichtungen,  welche  dem  etwa  noch  fortbestehenden 
Schulpatronate  wkleben,  kann  der  verfügungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch 
einfache  Verzichtleistung  auf  das  Schulpatronat  sich  entschlagen;  die  mit  demselben 
verbundenen  Rechte  gehen  sodann  auf  den  Bezirksschulrath  über. 

§.  40.  Finden  die  sämmtlichen  Ortsgemeinden  des  Schulsprengels  die  Auf- 
hebung eines  noch  bestehenden  Schulpatronates  unter  Uebernahme  der  sämmt- 
lichen Patronatslasten  wünschenswerth,  und  ist  eine  gütliche  Verständigung  mit 
dem  Berechtigten  nicht  zu  erzielen,  so  kann  die  Aufhebung  des  Fatronates  dur<*.h 
ein  Landesgesetz  ausgesprochen  werden. 

§.  41.  Die  Kosten  für  die  sachlichen  Bedürfnisse  der  Schule,  insbesondere 
also  die  Kosten  für  die  Errichtung  und  Erhaltung  des  Schulgebäudes,  fttr  die 
Anschaffiing  und  Erhaltung  der  zum  Sehulgebrauche  bestimmten  Einrichtungs- 
stücke, für  die  Lehrmittel  und  sonstigen  Unterrichtserfordernisse,  daher  auch  für 
die  Armenschulbücher,  dann  die  Kosten  für  die  Beheizung,  Beleuchtung  und  Reini- 
gung der  Schullocalitäten,  endlich  die  Auslagen  fllr  die  Lehrerwohnungen  sind 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  und  des  wirklichen  Bedürfnisses  vom  Ortsschulrathe 
zu  präliminiren  und  zu  bestreiten. 

§.  42.  Insoweit  diese  Kosten  ftir  die  sachlichen  Bedürfnisse  aus  den  hiefllr 
bestimmten  eigenen  Einkünften  der  Schule  (§§.  37,  38)  nicht  bedeckt  erscheinen, 
sind  selbe  von  den  Ortsgemeinden  des  Schulsprengels  nach  Verhältniss  der  in 
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jeder  Gemeinde  vorgeschriebenen  directen  Steuern  anfzubringen.  Es  ist  desshalb 
die  Hohe  dieser  Kosten  rechtzeitig  vom  Ortsschnirathe  den  Oemeinden  bekannt  zu 
geben,  nnd  die  Gkmeindeyorstoher  sind  verpflichtet,  die  geforderten  Geldmittel  an 
den  Ortsschulrathf  abzuführen. 

§.  ^  3.  Die  Ür  die  sachlichen  Bedürfnisse  der  Schule  gemachten  Geschenke 
und  Legate  fliessen  in  die  Gasse  des  Ortsschnlrathes  und  ist  ihre  etwaige  specielle 
Bestimmung  möglichst  aufrecht  zu  erhalten. 

§.  44.  Eine  Ueberbttrdung  der  Gemeinden  durch  den  Aufwand  für  die  sach- 
lichen Bedürfnisse  der  Schule  und  sohin  eine  Uebemahme  der  betreffenden  Mehr- 
kosten auf  das  Land  findet  dann  statt,  wenn  diese  Mehrkosten  weder  aus  dem 
Gemeindevermögen,  noch  durch  eine  Gemeindenmlage  ohne  empfindlichen  Nach- 
theil flir  einen  geregelten  Gemeindehaushalt  aufzubringen  sind. 

Die  Gewährung,  sowie  die  Höhe  dieser  Unterstützung  aus  Landesmitteln 
bestimmt  der  Landesschulrath  nach  Anhörung  des  Orts-  und  Bezirksschulrathes. 

§.  45.  Die  Geldmittel  zur  Bestreitung  der  Bezüge  des  Lehrpersonals  eines 
jeden  Schulsprengels  werden  vom  Bezirksschulrathe ,  und  insoweit  Landesmittel 
hieflir  in  Anspruch  genommen  werden,  vom  Landesschulrathe  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  festgestellt  und  dem  Lehrerpersonale  ans  der  vom  Bezirksschulrathe  ver- 
walteten Gasse  (Schulbezirkscassse)  angewiesen. 

§.  46.  Die  nach  dem  Gesetze  zur  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrer- 
standes an  den  öffentlichen  Volksschulen  in  die  Lchrerbezüge  einzurechnenden 
Naturalgiebigkeiten  und  Nutzungen  sind  vom  Bezirksschulrathe  zu  ermitteln  und 
nur  die  auf  die  gesetzlichen  Jahresbezüge  abgängigen  Barbeträge  an  die  Lehrer 
aus  der  Schulbezirkscasse  auszufolgen. 

§.  47.  Die  Geldsummen  zur  Bestreitung  der  Bezüge  des  Lehrerpersonales 
werden,  insoweit  sie  nicht  durch  die  in  den  §§.  37  und  38  erwähnten,  für  das 
Diensteinkommen  des  Lehrpersonales  gewidmeten  Beiträge  und  Leistungen  ein- 
zelner Verpflichteten,  sowie  durch  das  Schulgeld  ihre  Bedeckung  finden,  von  den 
Ortsgemeinden  des  Schulsprengels  bis  zur  Höhe  von  acht  Procent  der  in  den 
Gemeinden  des  Schulsprengels  vorgeschriebenen,  ordentlichen,  directen  Steuern 
aufgebracht  und  durch  die  Gemeindevorsteher  an  die  Schulbezirkscasse  abgeführt. 
Der  erforderliche  Mehrbetrag  ist  aus  Landesmitteln  zu  bestreiten  nnd  die  bezüg- 
liche Bedeckung  aus  dem  Landesfonde  durch  den  Landesschulrath  zu  erwirken. 

§.  48.  Die  in  den  §§.  37  nnd  38  erwähnten,  für  das  Dien  steinkommen  des 
Lehrpersonales  gewidmeten  Beiträge  und  Leistungen  einzelner  Verpflichteten, 
sowie  die  zu  Zwecken  der  Lehrerdotation  gemachten  Geschenke  nnd  Legate 
fliessen  in  die  Schulbezirkscasse. 

§.  49.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  findet  ohne  Intervention  der  Lehrer, 
wöchentlich  oder  monatweise,  nnd  zwar  für  48  Wochen  in  jedem  Jahre,  durch  die 
Oemeindevorstehung  statt,  welche  die  erhobenen  Beträge  am  Ende  eines  jeden 
Monats  an  die  Schulbezirkscasse  abzuliefern  und  ordnungsmässig  zu  verrechnen 
hat  Schulgeldrttckstände  sind  nach  den  Vorschriften  über  Einhebung  rückstän- 
diger Gemeindeumlagen  zu  behandeln. 

§.  50.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Schulen  nach 
den  Verhältnissen  der  Gemeinden,  in  welchen  sie  sich  befinden,  in  drei  Glassen 
getheilt,  und  wird  das  Schulgeld  in  denselben  mit  12,  8  nnd  4  kr.  wöchentlich  für 
jedes  schnlbesuchende  Kind  festgesetzt. 

In  besonders  berücksichtigungswürdigen  Fällen  kann  die  Gemeindevertretung 
das  Schulgeld  über  oder  unter  dieses  gesetzliche  Ansmass  für  eine  bestimmte  Zeit- 
daner  mit  Genehmigung  des  Landesschulrathes  festsetzen. 

§.  51.  Dem  Ortsschulrathe  steht  es  zu,  die  schulbcsuchenden  Kinder  unbe- 
mittelter Eltern,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Fortgang,  ganz  oder  theilweise  von  der 
Schalgeldentrichtung  zu  befreien,  nnd  Eltern,  welche  gleichzeitig  für  mehr  als 
drei  die  öffentlichen  Schulen  besuchenden  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben, 
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liegen  denselben  Verwarnungen  und  Strafen^  wie  solche  für  Vernacblässigang  des 
Schulbesncbes  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezttglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen, 
Torfstichen  n.  dgl.,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  vom  Schulbesuche 
abhalten. 

§.  33.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  20,  24,  26—28,  29  und  32  erwähnten 
Strafen  kommt  in  erster  Instanz  dem  Bezirksschulrathc  zu.  Das  Verfahren  richtet 
sich  nach  jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  im 
allgemeinen  Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertretungen  regeln. 

§.  34.  Recurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben,  soweit  sie 
nicht  gegen  Strafverfügungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  35.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  177  und  178  des  a.  b.  6.  B.  zu  veranlassen. 

III.  Abschnitt. 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulwesen  und  von  den  Mitteln  zn 

seiner  Bestreitung. 

§.  36.  Die  Geldmittel  zur  Bestreitung  der  sachlichen  Bedürfnisse  und  der 
Bezüge  des  activen  Lehrpersonals  für  die  nothwendigen  Volksschulen  (§§.1,  5,  12) 
sind  zunächst  von  den  Ortsschulgemeinden  des  Schulsprengels,  und  insoferne  diese 
hiedurch  überbürdet  erscheinen  (§.  44  und  47),  vom  Lande  aufzubringen. 

§.  37.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Gemeinde  noch  andere 
Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  und  Beiträgen  ftlr  die  sachlichen 
Bedürfnisse  oder  für  das  Dien  steinkommen  des  Lehrpersonals  einer  Volksschule 
bisher  verpflichtet  hat,  sind  solche  Verpflichtungen  im  vollen  Umfange  aufrecht  zu 
erhalten. 

Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fonden. 

§.  38.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu* 
flüsse  bestimmten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunlichster 
Auft*echthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  wahren. 

§.  39.  Nur  jener  Verpflichtungen,  welche  dem  etwa  noch  fortbestehenden 
Schulpatronate  ankleben,  kann  der  verfügungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch 
einfache  Verzichtleistung  auf  das  Schulpatronat  sich  entschlagen ;  die  mit  demselben 
verbundenen  Rechte  gehen  sodann  auf  den  Bezirksschulrath  über. 

§.  40.  Finden  die  sämmtlichen  Ortsgemeinden  des  Schulsprengels  die  Auf- 
hebung eines  noch  bestehenden  Schulpatronates  unter  Uebemahme  der  sämmt- 
lichen Patronatslasten  wünschenswerth,  und  ist  eme  gütliche  Verständigung  mit 
dem  Berechtigten  nicht  zu  erzielen,  so  kann  die  Aufhebung  des  Patronates  durch 
ein  Landesgesetz  ausgesprochen  werden. 

§.  41.  Die  Kosten  für  die  sachlichen  Bedürfnisse  der  Schule,  insbesondere 
also  die  Kosten  für  die  Errichtung  und  Erhaltung  des  Schulgebändes,  für  die 
Anschaffiing  und  Erhaltung  der  zum  Sehulgebrauche  bestimmten  Einrichtungs- 
stücke, für  die  Lehrmittel  und  sonstigen  Unterrichtserfordemisse,  daher  auch  ftlr 
die  Armen  Schulbücher,  dann  die  Kosten  für  die  Beheizung,  Beleuchtung  und  Reini- 
gung der  Schullocalitäten,  endlich  die  Auslagen  ftlr  die  Lehrerwohnungen  sind 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  und  des  wirklichen  Bedürfnisses  vom  Ortsschnlrathe 
zu  präliminiren  und  zu  bestreiten. 

§.  42.  Insoweit  diese  Kosten  für  die  sachlichen  Bedürfnisse  aus  den  hieftlr 
bestimmten  eigenen  Einkünften  der  Schule  (§§.  37,  38)  nicht  bedeckt  erscheinen, 
sind  selbe  von  den  Ortsgemeinden  des  Schulsprengels  noeb  Verhältmss  der  in 
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jeder  Gemeinde  vorgeschriebenen  directen  Steuern  anfzubringen.  Es  ist  desshalb 
die  Hohe  dieser  Kosten  rechtzeitig  vom  Ortsschalrathe  den  Gemeinden  bekannt  zn 
geben,  und  die  Gemeindevorsteher  sind  verpflichtet,  die  geforderten  Geldmittel  an 
den  Ortsschulrathf  abznfllhren. 

§.  k  3.  Die  ür  die  sachlichen  Bedürfnisse  der  Hchnle  gemachten  Geschenke 
nnd  Legate  fliessen  in  die  Gasse  des  Ortsschulrathes  nnd  ist  ihre  etwaige  specielle 
Bestimmung  möglichst  aufrecht  zu  erhalten. 

§.  44.  Eine  Ueberbürdung  der  Gemeinden  durch  den  Aufwand  für  die  sach- 
lichen Bedürfnisse  der  Schule  und  sohin  eine  Uebernahme  der  betreffenden  Mehr- 
kosten auf  das  Land  findet  dann  statt,  wenn  diese  Mehrkosten  weder  aus  dem 
Gemeinde  vermögen,  noch  durch  eine  Gemeindenmlage  ohne  empfindlichen  Nach> 
theil  fUr  einen  geregelten  Gemeindehaushalt  aufzubringen  sind. 

Die  Gewährung,  sowie  die  Höhe  dieser  Unterstützung  aus  Landesmitteln 
bestimmt  der  Landesschulrath  nach  Anhörnng  des  Orts-  und  Bezirksschulrathes. 

§.  45.  Die  Geldmittel  zur  Bestreitung  der  Bezüge  des  Lehrpersonals  eines 
jeden  Schulsprengeis  werden  vom  Bezirksschulrathe ,  und  insoweit  Landesmittel 
hieftir  in  Anspruch  genommen  werden,  vom  Landesschulrathe  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  festgestellt  und  dem  Lehrerpersonale  aus  der  vom  Bezirksschulrathe  ver- 
walteten Gasse  (Schulbezirkscassse)  angewiesen. 

§.  46.  Die  nach  dem  Gesetze  znr  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrer- 
standes an  den  öffentlichen  Volksschulen  in  die  Lehrerbezttge  einzurechnenden 
Naturalgiebigkeiten  und  Nutzungen  sind  vom  Bezirksschulrathe  zu  ermitteln  und 
nur  die  auf  die  gesetzlichen  Jahresbezttge  abgängigen  Barbeträge  an  die  Lehrer 
aus  der  Schulbezirkscasse  auszufolgen. 

§.  47.  Die  Geldsummen  zur  Bestreitung  der  Bezüge  des  Lehrerpersonales 
werden,  insoweit  sie  nicht  durch  die  in  den  §§.  37  und  38  erwähnten,  für  das 
Diensteinkommen  des  Lehrpersonales  gewidmeten  Beiträge  und  Leistungen  ein- 
zelner Verpflichteten,  sowie  durch  das  Schulgeld  ihre  Bedeckung  finden,  von  den 
Ortsgemeinden  des  Schulsprengeis  bis  zur  Höhe  von  acht  Procent  der  in  den 
Gemeinden  des  Schulsprengels  vorgeschriebenen,  ordentlichen,  directen  Steuern 
aufgebracht  und  durch  die  Gemeindevorsteher  an  die  Schulbezirkscasse  abgeführt. 
Der  erforderliche  Mehrbetrag  ist  aus  I^andeRmitteln  zu  bestreiten  und  die  bezüg- 
liche Bedeckung  aus  dem  Landesfonde  durch  den  Landesschulrath  zu  erwirken. 

§.  48.  Die  in  den  §§.  37  nnd  38  erwähnten,  für  das  Diensteinkommen  des 
Lehrpersonales  gewidmeten  Beiträge  und  Leistungen  einzelner  Verpflichteten, 
sowie  die  zu  Zwecken  der  Lehrerdotation  gemachten  Geschenke  und  Legate 
fliessen  in  die  Schulbezirkscasse. 

§.  49.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  flndet  ohne  Intervention  der  Lehrer, 
wöchentlich  oder  monatweise,  und  zwar  für  48  Wochen  in  jedem  Jahre,  durch  die 
Gemeindevorstehung  statt,  welche  die  erhobenen  Beträge  am  Ende  eines  jeden 
Monats  an  die  Schulbezirkncasse  abzuliefern  und  ordnungsmässig  zn  verrechnen 
hat  Schnigeldrttckstände  sind  nach  den  Vorschriften  über  Einhebung  rückstän- 
diger Gemeindeumlagen  zu  behandeln. 

§.  50.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Schulen  nach 
den  Verhältnissen  der  Gemeinden,  in  welchen  sie  sich  befinden,  in  drei  Glassen 
getheilt,  und  wird  das  Schulgeld  in  denselben  mit  12,  8  nnd  4  kr.  wöchentlich  für 
jedes  schnibesnchende  Kind  festgesetzt. 

In  besonders  berücksichtigungswürdigen  Fällen  kann  die  Gemeindevertretung 
das  Schulgeld  über  oder  unter  dieses  gesetzliche  Ausmass  für  eine  bestimmte  Zeit- 
dauer mit  Genehmigung  des  Landesschnlrathes  festsetzen. 

§.51.  Dem  Ortsschulrathe  steht  es  zu,  die  schulbcsuchenden  Kinder  unbe- 
mittelter Eltern,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Fortgang,  ganz  oder  theilweise  von  der 
Schulgeldentrichtung  zu  befreien,  nnd  Eltern ,  welche  gleichzeitig  für  mehr  als 
drei  die  öffentlichen  Schulen  besuchenden  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben, 
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§.  8.  Ein  Präaentationsrecht,  welches  dem  Pfarrer  ohne  Verpflichtang  znr  Tra- 
gnng  der  Patronatslasten  zusteht,  erlischt  mit  dem  Beginnen  der  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes. 

§.  9.  Wenn  das  Präsentations-  (Ernennungs-)  Recht  nicht  dem  Bezirksschul- 
rathe  znsteht,  hat  der  Bezirksschulrath  an  die  Präsentations-  (Ernennongs-) 
Berechtigten  ein  über  jeden  einzelnen  Bewerber  sich  aussprechendes  Gutachten 
zu  erstatten,  welches  dem  Präsentations-  (Emennungs-)  Acte  (§.  9)  beizu- 
schliessen  ist. 

§.  10.  Der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  wählt  innerhalb  vier 
Wochen ,  ohne  an  den  Vorschlag  des  Ortsschulrathes,  beziehungsweise  an  das 
Gutachten  des  Bezirksschulrathes  (§.  8)  gebunden  zu  sein,  den  ihm  am  meisten 
geeignet  scheinenden  Bewerber  aus,  und  zeigt  ihn  unter  Vorlage  der  ihn  treffenden 
Acten  sofort  dem  Landesschulrathe  an. 

§.11.  Die  Präsentation  (Ernennung)  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknüpft  wer- 
den; jede  dieser  Bestimmung  zuwider  etwa  eingegangene  Verpflichtung  eines  Be- 
werbers ist  ungUtig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  12.  Wird  die  Präsentation  (Ernennung)  von  dem  Landesschulrathe  beanstän- 
det (§.  50  Alinea  4,  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Verhandlung 
mit  Angabe  der  gesetzlichen  Gründe,  welche  der  Anstellung  entgegenstehen,  an 
den  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigten  zurückzuleiten,  welchem  es  über- 
lassen bleibt,  binnen  vierzehn  Tagen  eine  andere  Präsentation  (Ernennung)  vor- 
zunehmen oder  den  Recurs  an  den  Minister  fÜrCultus  und  Unterricht  zu  ergreifen. 

§.  13.  Wird  die  Präsentation  (Ernennung)  von  dem  Landesschulrathe  nicht 
beanständet,  so  fertigt  er  unter  Berufung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret  aus, 
veranlasst  die  Anweisung  des  Diensteinkommens  an  den  Ernannten  und  erläsest 
den  Auftrag  an  den  Bezirksschulrath,  entweder  durch  einen  Delegirteu  aus  seiner 
Mitte,  oder  durch  den  Vorsitzenden  des  Ortsschulrathes  die  Beeidigung  des  Ernann- 
ten und  seine  Einführung  in  den  Schuldienst  vornehmen  zu  lassen. 

§.14.  Der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  ist  einzuladen,  entweder 
bei  der  Beeidigung  und  EiniUhrung  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  zu  erschei- 
nen oder  sich  durch  einen  Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

§.  15.  Nimmt  der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  binnen  der 
gesetzlichen  Frist  (§§.  10  und  12)  keine  Präsentation  (Ernennung)  vor,  so  tritt  für 
diesen  Fall  der  Landesschulrath  in  seine  Rechte  ein. 

§.  16.  Jede  in  Gemässheit  der  §§.  1—15  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  versehenen  Unterlehrers 
ist  eine  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Ver- 
setzung, welche  der  Landesschulrath  aus  Dienstesrüeksichten  anordnet ,  fügen, 
sofeme  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  leidet  und  der  Präsentations- 
(Emennungs-)  Berechtigte  (§.  7)  damit  einverstanden  ist. 

§.  17.  Bei  solchen  Versetzungen  müssen  auch  die  iVorschlags  berechtigten 
vernommen  werden. 

§.  18.  Ueber  die  blos  nach  dem  Dienstrange  sich  richtende  Vorrücknng  aus 
einer  niederen  Gehaltsstufe  in  eine  höhere  oder  die  Verleihung  einer  DienstiUters- 
zulage  entscheidet  der  Bezirksschulrath  ohne  Goncursausschreibung. 

§.  19.  Soll  ausser  dem  Falle  einer  einfachen  Vorrückung  nach  dem  Dienst* 
ränge  (§.  18)  eine  Befördemng  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  stattfinden,  so  muss 
dasselbe  Verfahren  eingehalten  werden,  welches  für  die  Besetzung  einer  erle- 
digten Dienststelle  vorgezeichnet  ist  (*§§.  1—15). 

§.  20.  Für  die  Anstellung  weiblicher  Lehrkräfte  an  den  Volksschulen  gelten 
gleichfalls  die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes,  doch  dürfen  sie  für  den  Unterricht 
der  Knaben,  seien  dieselben  in  eigene  Classen  gesondert,  oder  mit  den  Mädchen 
vereint,  nur  in  den  untersten  zwei  Jahrcsstufen  verwendet  werden. 
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§.  21.  Die  Ernennnng  von  Lehrern  ftlr  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Reichggesetzes  vom  14.  Mai  186Ü,  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise  wie 
jene  der  anderen  Mitglieder  des  Lehrstandes,  von  dem  Bezirksschnlrathe  vorzu- 
nehmen, kann  aber  auch  ohne  Concursausschreibung  stattfinden. 

n.  Abschnitt. 

Von  dem  Diensteinkomraen  des  Lehrpersonals. 

§.  22.  Um  das  Diensteinkommen  anszumitteln,  welches  mit  der  Lehrstelle 
verbunden  ist,  werden  die  Schulgemeinden  nach  den  Durchschnittspreisen  der 
wichtigsten  Lebensbedürfnisse  und  anderen  örtlichen  Verhältnissen  in  drei  Glassen 
getheilt.  Diese  Eintheilung  nimmt  der  Landesschulrath  vor  und  revidirt  sie  von 
10  zu  10  Jahren,  ohne  dass  dadurch  zwischenweilige  Berichtigungen  ausge- 
schlossen sind. 

§.  23.  Der  Jahresgehalt,  welchen  ein  Lehrer  in  Gemeinden  der  L  (höchsten) 
Classe  anzusprechen  hat,  beträgt  600  fl.,  in  Gemeinden  der  IE.  Glasse  500  fl.,  in 
Gemeinden  der  ni.  Glasse  400  fl. 

§.  24.  Für  Lehrstellen  an  Bürgerschulen  ist  der  Jahresgehalt  eines  Lehrers, 
ohne  Unterscheidung  der  eben  erwähnten  Glassen  (§.  23)  mit  600  fl.  festzustellen. 
Ueber  Antrag  der  Gemeinde,  wo  die  Bürgerschule  sich  befindet,  kann  der  Landes- 
schulrath eine  höhere  ZiflTer  festsetzen. 

§.  25.  Alle  fixen  Geldbezttge,  welche  dem  Lehrer  aus  Verbindlichkeiten* 
einzelner  Personen,  aus  Stiftungen  und  dergleichen  zufliessen,  werden  (vorbehalt- 
lich der  Wahrung  ihrer  Bestimmung  zu  einem  speciellen  Zwecke)  von  dem 
Bezirksschnlrathe  für  Rechnung  der  betreflfenden  Gemeinde  eingehoben. 

§.  26.  Die  veränderlichen  Geldgaben  sind  mit  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  letztverflossenen  drei  Jahre  sofort  in  einen  fixen  Bezug  für  Rechnung  des 
Schul sprengela  umzuwandeln.  Gollecten  bei  den  einzelnen  Ortsinwohnem, 
Absammlungen  von  Neujahrsgeldern  und  dergleichen  dürfen  nicht  mehr  statt- 
finden. 

§.  27.  So  lange  die  Natural-Giebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie 
nach  dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  Jahren  1834—1863,  nach  Aus- 
scheidung des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedrigsten  Preisen 
(oder  wo  keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung 
durch  Sachverständige,  unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in 
einen  fixen  Geldbezug  für  Rechnung  der  Gemeinde  des  Schulsprengels  verwandelt. 

§.  28.  Behufs  der  Anrechnung  in  den  Lehrergehalt  werden  die  Nutzungen 
der  zur  Dotation  der  Lehrerstelle  bestimmten  Grundstücke  vom  Katastralreiner- 
trage  jeder  Parcelle  unter  Abzug  der  darauf  haftenden  Steuern  sammt  Zuschlägen 
veranschlagt. 

§.  29.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  28)  auf  den  gesetz- 
lich bestimmten  Jahresgehalt  eines  Lehrers  (§§.  23  und  24)  noch  Abgängige  muss 
ihm  aus  der  Schulbezirkscasse  in  baarem  Gelde,  und  zwar  in  monatlichen  Anti- 
cipativraten  bezahlt  werden.  Ist  mit  einer  Lehrstelle  bereits  gegenwärtig  ein  höhe- 
res Einkommen  verbunden,  so  ist  dasselbe  ihrem  jetzigen  Inhaber  ungeschmälert 
zn  erhalten. 

§.  30.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
Howie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Quartiergeld-Entschädigung,  femer  Remunerationen,  Aushilfen, 
Zulagen  und  dergleichen  dürfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug 
gebracht  werden. 

10* 
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§.  31.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  fünf  Jahre  lang  an  einer 
öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben^  erhalten 
eine  in  monatlichen  Anticipativraten  flüssige  Dienstalterszulage  mit  10  Percenten 
des  gesetzlich  bestimmten  Jahresgehaltes  (§§.  23,  24)  jener  Gemeinde,  in  welcher 
sie  am  Tage  des  zurtlckgelegten  fltnften  Dienstjahres  fnngiren. 

Unter  den  gleichen  Modalitäten  gibt  ihnen  jede  zurückgelegte  weitere  fünf- 
jährige Dienstesperiode  bis  zum  volIendetenSO.  Jahre  ihrer  Dienstzeit  Anspruch  auf 
eine  weitere  Zulage,  welche  mit  10  Percenten  des  gesetzlich  bestimmten  Jahres- 
gehaltes der  Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage  des  zurückgelegten  neuen  Quin- 
quenniums  angestellt  sind,  zu  bemessen  ist.  Der  Betrag,  um  welchen  das  gegen- 
wärtige Einkommen  einer  Schulstelle  den  gesetzlich  bestimmten  Jahresgehalt 
übersteigt  (§.  29),  darf  in  eine  solche  Dienstalterszulage  nicht  eingerechnet 
werden. 

§.  32.  Auf  Ansuchen  der  Gemeinde  kann  der  Landesschulrath  den  Lehrern 
statt  der  Dienstalterszulage  das  Vorrückungs-  oder  BefÖrderungsrecht  in  höhere 
Gehaltsstufen  einräumen,  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  durch  die  Art  der 
Vertheilung  auf  die  einzelnen  Gehaltsstufen  mindestens  nach  jedem  Decennium 
bis  zur  Vollendung  des  30.  Jahres  eine  Steigerung  des  gesetzlich  bestimmten 
Jahresgehaltes  um  20  Percent  (§§.  23  und  24)  erhalten. 

§.  33.  Einem  Director  oder  Oberlehrer  gebührt  eine  Functionszulage,  welche 
in  den  Gemeinden  der  L  und  II.  Gehaltsciasse  flir  Ersteren  300  fl. ,  für  Letzteren 
200fl.;  in  den  Gemeinden  der  IIL  Gehaltsciasse  flir  Ersteren  200  fl.,  für  Letzteren 
100  fl.  beträgt  und  in  den  gleichen  Raten  mit  dem  festen  Jahresgehalte  behoben 
werden  kann.  Dort,  wo  Gehaltsstufen  bestehen,  wird  ein  Director  oder  Oberlehrer 
durch  seine  Ernennung  zugleich  in  die  höchf^te  Gehaltsstufe  eingereiht. 

§.  34.  Jeder  Leiter  einer  Schule  hat  das  Recht  auf  eine  mindestens  aus  zwei 
Zimmern  und  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm  wo  möglich  im  Schulgebände  selbst  anzuweisen  ist.  Kann  ihm  eine  solche 
nicht  ausgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  eine  Quartiergeld-Entschädigung, 
welche  in  den  Gemeinden  der  L  Classe  mit  20  Percent,  in  denen  der  IL  Classe 
mit  15  Percent  und  in  denen  der  IQ.  Classe  mit  10  Percent  des  mindesten  Jahres- 
gehaltes in  der  entsprechenden  Gemeinde  (§§.  23  und  24)  zu  bemessen  ist 

§.  35.  Den  übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  fi'eie  Wohnung  nur  insofeme 
zu,  als  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Genüsse  einer 
solchen  standen.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Eutschädigung,  welche 
sie  schon  beziehen ;  eine  solche  muss  ihnen  auch  zuerkannt  werden,  wenn  ihnen 
die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  36.  Eine  mit  Grundstücken  dotirte  Lehrstelle  (§.  27)  gibt  auch  Anspruch 
auf  die  Benützung  der  erforderlichen  Wirthschaftsräume. 

§.  37.  Der  Gehalt  eines  Unterlehrers  ist  mit  GO  Percent  des  mindesten 
Jahresgehaltes  eines  Lehrers  in  derselben  Gemeinde  (§§.  23  und  24)  zu  bemessen. 

§.  38.  Ein  Recjit  auf  freie  Wohnung  hat  ein  Unterlehrer  nur  dann,  wenn  er 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  schon  im  Genüsse  einer 
Naturalwohnung  sich  befindet.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Entschädi- 
gung, welche  er  bereits  bezieht,  eine  solche  muss  ihm  auch  zuerkannt  werden, 
wenn  ihm  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  39.  Lehrerinen  und  nicht  definitiv  angestellte  Unterlehrer  bedürfen  zu  ihrer 
Verehelichung  der  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes. 

§«  40.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonals  wird  nach  den  für  dus 
männliche  aufgestellten  Grundsätzen  (§§.  23 — 38^  geregelt;  doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  80  Percent  jener  Ziflfern  zu  nomiiren,  welche  nnt^r  gleichen  Verhältnissen 
auf  Männer  entfallen  würden. 
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§.  41.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  UnteiTichtsfficher,  sowie  die  Lebre- 
rlnen  der  weiblichen  Handarbeiten,  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reichs- 
gesetzes vom  14.  Mai  1869,  bezeichneten  Fällen,  erhalten  eine  fixe  Remuneration, 
welche  von  dem  Bezirksschulrathe  bestimmt  wird. 

§.  43.  AU^  an  einer  öffentlichen  Volksschule  provisorisch  oder  definitiv  an- 
gestellten Lehrpersonen  haben  sich  jeder  Nebenbeschäftigung  zu  enthalten,  welche 
dem  Anstände  und  der  Standesehre  widerstreitet,  oder  ilire  Zeit  auf  Kosten  der 
genauen  Erfüllung  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  eine  Befangenheit  in 
Ausübung  des  Lehramtes  annehmen  lässt. 

§.  43.  Jedes  Mitglied  des  Lehrstandes  hat  sich  von  dem  Zeitpuncte  an,  mit 
welchem  die  Regulirung  seiner  Beztige  nach  den  §§.  23 — 33  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  durchgeführt  ist,  der  Ertheilung  des  sogenannten  Nachstunden-Unter- 
richtes  und  der  Versehung  des  Messner-  (Küster-)  Dienstes  zu  enthalten. 

Der  Chorregenten-  und  Organistendienst  wird  nicht  zu  den  unerlaubten  Neben- 
beschäftigungen gerechnet. 

§.  44.  Der  Bezirksschulrath  hat  bei  Ueberschreitungen  des  im  §.  43  ausge- 
sprochenen Verbotes  sofort  strengstens  Amt  zu  handeln,  bei  Wahrnehmung  von 
Verletzungen  des  im  §.  42  enthaltenen  Verbotes  aber  dem  Betreffenden  eine 
höchstens  sechswöchentliche  Frist  zu  setzen,  binnen  deren  er  entweder  dem 
Schuldienste  oder  der  Nebenbeschäftigung  zu  entsagen  hat.  Gegen  diese  Auffor- 
derang steht  der  Recurs  an  die  Landesschulbehörde  offen,  welcher  binnen  acht 
Tagen  zu  ergreifen  und  mit  aller  Beschleunigung  zu  erledigen  ist. 

m.  Abschnitt. 

Von  der  Disciplinar-Behandlung   und  Entlassung   des  Lehrper- 
sonals. 

§.  45.  Jedes  pflichtwidrige  Verfahren  von  definitiv  oder  provisorisch  ange- 
stellten Lehrpersonen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Schule  oder  von  dem  Bezirksschulrathe  mündlich  oder  schriftlich  unter  Hin- 
Weisung  auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung  genügt^  oder 
darch  den  Landesschulrath  mittelst  einer  Disciplinarstrafe  geahndet. 
§.  46.  Solche  Disciplinarstrafen  sind : 
a)  der  Verweis ; 

bj  die  Entziehung  der  Function  eines  Directors  oder  Oberlehrers ; 
cj  die  Entziehung  des  Vorrückungsrechtes  oder  des  Anspruches  auf  die  Dienst- 
alterszulage ; 

d)  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle,  mit  oder  ohne  Herabsetzung  im 
Range; 

e)  die  Entlassung  vom  Schuldienste. 

§.  47.  Der  Vei*weis  wird  stets  schriftlich  ertheilt  und  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  für  den  Fall  wiederholter  Pflichtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betreffenden  wird  diese  Strafe  nicht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  48.  Die  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Directors  und  hie- 
dnrch  erfolgende  Zurückversetzung  solcher  Personen  in  die  Kategorie  der  Lehrer 
hat  in  der  Regel  mit  gleichzeitiger  Aenderung  des  Dienstortes  stattzufinden. 

§.  49.  Die  Vorrückung  in  eine  bestimmte  höhere  Gehaltsstufe  (§.  32j  oder 
die  Bewilligung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszulage  (§.  31)  kann 
auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  gänzlich  abgesprochen  werden. 

§.  50.  Sowohl  in  dem  Falle  des  §.  48^  als  auch  bei  der  strafweisen  Versetzung 
an  eine  andere  Lehrstelle  desselben  Bezirkes  hat  das  Discipliua(-Erkenntniss 
zugleich  den  Rang  za  bestimmen,  mit  welchem  der  Betroffene  in  das  Lehrpersonale 
seines  Dienstortes  künftighin  einzureihen  ist. 
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§.51.  Bevor  gegen  ein  Mitglied  des  Lchrstandes  eine  Disciplinarstrafe  verhängt 
wird,  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten  zu 
seiner  Rechtfertigung  vorzuhallen.  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlich  vorge- 
bracht, so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden.  Stellt  sich  die  (mündliche 
oder  schriftliche)  Rechtfertigung  als  genügend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschuldig- 
ten schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  52.  Der  Landesschulrath  ist  bei  Yerhängung  der  im  §.  46  bezeichneten  Dis 
ciplinarstrafen  an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  derselben  gebunden. 

§.53.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  jedoch  in  der  Regel  erst  dann  ver- 
hängt werden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgehens  mindestens  einer  Disciplinar- 
strafe  neuerdings  erhehliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienst- 
pflichten stattfanden. 

§.  54.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  sofort  von  dem  Landesschnlrathe 
ohne  Disciplinar-Erkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  rechtskräftige  strafgericht- 
liche Verurtheilung  erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  von  der  Wählbarkeit  in 
die  Gemeindevertretung  nach  sich  zieht.  (Abs.  3  des  §.  48  des  Reichsgesetzes 
vom  14.  Mai  1869.) 

§.55.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Minister  fUrCuItus  und  Unter- 
rieht  anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landesbehörden  der  übrigen  im  Reichsrathe 
vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 

§.  56.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  der  Bezirksschulbehörde  für  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinareu 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  für  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verlangt.  Ein  Recurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschie- 
bende Wirkung. 

§.  57.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  gefähr- 
det, so  hat  die  Bezirksschulbehörde  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verabrei- 
chenden Alimentation  auszusprechen,  welche  höchstens  zwei  Dritttheile  desJalires- 
gehaltes  (§§.22,  31,  32,33)  betragen  darf  -  Erfolgt  späterhin  eine  Sehuldloserklfi 
rung,  so  gebührt  ihm  der  Ersatz  des  zeitweisen  Verlustes  am  Diensteinkomnieu. 

IV.  Abschnitt. 

Von  der    Versetzung  des  Lehrpersonals  in    den  Ruhestand    und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§.  58.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrerstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  wegen  allzuvorgerUck- 
ten  Lebensalters,  wegen  schwerer  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  oder 
wegen  anderer  berücksichtigungswerther  Verhältnisse  zur  Erflillung  der  ihm  ob- 
liegenden Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen  der 
betreffenden  Person,  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amtswegen  verfügt  werden. 

§.  59.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand. 

Als  freiwillige  Dienstesentsagung  wird  auch  die  ohne  Genehmigung  des 
Bezirksschulrathes  stattgefundene  Verehelichung  einer  Oberlehrerin  oder  Lehrerin, 
oder  eines  noch  nicht  definitiv  angestellten  Unterlehrers  (§.  39)  angesehen. 

§.  60.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstentsagnng 
oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  der  Landes- 
Schulbehörde  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher  Zeit  auch 
die  Räumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabo  des  mit  der  Lehrstelle  ver- 
bundenen Besitzes  an  Grundstücken  stattzufinden  hat,  über  deren  Nutzung  naefa 
§.  79  zu  entscheiden  ist. 
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§.  61.  Das  Ansmass  des  Rnhegennsses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgebalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhestand 
Versetzten  abhängig. 

§.  62.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  derjenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Die  Dienstalters-Zulagen 
(§.  31),  sowie  die  Punctions-Zulagen  (§.  33)  der  Directoren  und  Oberlehrer  sind 
als  Theile  dieses  «{ahresgehaltes  zu  betrachten. 

§.  63.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  Lehrbefähigungsprttfung  an  einer  öffentlichen  Schule  zugebracht 
hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt  die 
Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesener- 
massen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrindividuums  lag. 

§.  64.  Denjenigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  63)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  62)  zu  bemessen  ist. 

§.  65.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  eilften  bis  zur  Vollendung  des 
fünfzehnten  Dienstjahres  (§.  62)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden^  erhalten  ein 
Dritttheil  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem  vollendeten  fllnf- 
zehnten  Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Achttheile,  mit  jedem 
weiter  zurückgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil,  mit  dem  beendeten 
vierzigsten  Dienstjahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes 
(§.  62)  als  Pension. 

§.  66.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder  eine 
zeitweilige.  Im  letzteren  Falle  hat  der  Betroffene,  sobald  die  Ursachen  seiner 
zeitweiligen  Versetzung  in  den  Ruhestand  behoben  sind,  sich  nach  der  Weisung 
der  Landesschulbehörde  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen  oder  auf 
seinen  Ruhegenuss  zu  verzichten.  Auch  im  ersteren  Falle  erlischt  der  Ruhegenuss, 
wenn  der  in  dauernden  Ruhestand  Versetzte  einen  mit  Gehalt  dotirten  öffentlichen 
Dienst  übernimmt. 

§.  67.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes,  sowie  auch 
die  vaterlosen  Waisen  einer  Oberlehrerin  oder  Lehrerin,  welche  sich  mit  Bewilli- 
gung des  Bezirksschulrathes  verehelicht  hat,  haben  nur  dann  einen  Versorgungs- 
anspruch, wenn  der  verstorbene  Gatte  oder  Vater,  beziehungsweise  die  Mutter, 
selbst  zu  einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  68.  Die  Witwen  und  Waisen  der  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  ver- 
sehenen Unterlehrer,  welche  ohne  die  erforderliche  Bewilligung  (§.  39)  sich  ver- 
ehelichten, haben  keinen  Versorgungsanspruch. 

§.  69.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.63)  vollendet  hatte,  erhält 
eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  62). 

§.  70.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr 
(§.63)  vollendet  hat,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem  Dritttheile 
des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  62) 
zu  bemessen  ist. 

§.71.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Gatten  erst  während  des  Ruhe- 
standes eingegangen,  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Gatten  vor 
seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  72.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  kann  die  Gattin  sich  für  einen 
abermaligen  Witwenstand  die  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweijährigen  Betrag 
jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 
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§.  73.  Fttr  jedes  Kindjdes  Verstorbenen,  welches  eine  pensionsberechtigte 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebührt  ihr  ein  Erziehungsbeitrag. 

Bei  Bemessung  der  Erziehungsbeiträge  ist  darauf  zu  achten,  dass  die  Pension 
sammt  allen  Erziehnngsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom  verstorbenen  Qatten 
oder  Vater  zuletzt  bezogenen,  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  62)  ttberschreitet. 

Die  Höhe  des  Erziehungsbeitrages  fUr  jedes  Kind  wird  vom  Landesschulrathe 
von  Fall  zu  Fall  festgesetzt.  ^ 

§.  74.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Zurtlck- 
legung  des  20.  Lebensjahres  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  früher  erlangten 
Versorgung. 

§.  75.  Allen  ehelich  erzeugten,  auch  von  Seite  der  Mutter  verwaisten  unver- 
sorgten Kindern  eines  Lehrers,  welche  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben,  gebührt  zusammen  im  Falle  des  §.  69  dieselbe  Abfertigung,  welche  der 
Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.  70  aber  eine  Concretalpension,  welche 
mit  dem  Sechstheile  des  letzten  vom  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

Von  diesen  Ansprüchen  ausgeschlossen  sind  nur  jene  Kinder,  welche  einer 
während  des  Ruhestandes  des  Lehrers  eingegangenen  Ehe  entstammen. 

§.  76.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  vorhan- 
den ist. 

§.  77.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (§.  73)  fllr  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Concretalp  en  sion  (§.  75) ;  behält  sie  sich  für  den  Fall  eines 
abermaligen  Witwenstandes  das  Wiederaufleben  ihrer  Pension  vor,  so  bezieht 
sich  dieser  Vorbehalt  auch  auf  die  Erziehungsbeiträge,  so  dass  bei  dem  Eintritte 
jenes  Falles  sofort  die  C  oncretalpension  der  Kinder  erlischt. 

§.  78.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit* 
gliedes  des  Lehrstandes  haben  das  Recht,  die  Naturalwohnung  desselben  noch 
ein  Vierteljahr  lang  zu  benutzen  oder  den  ihm  zustehenden  Quartiergeldbetrag  für 
dieselbe  Zeit  zu  beziehen. 

§.  79.  Die  Nutzungen  eines  zur  Dotation  der  Schulstelle  gehörigen  Grund- 
stückes (§.  28)  gehören  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lehrstandes  nur  dann,  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  1.  Juni 
und  31.  October  erfolgte. 

Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch  auf  den  Ersatz  jener 
Auslagen,  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen  gemacht  wurden. 

§.  80.  Wenn  der  letzte  von  einem  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliede  des  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgebalt  600  fl.  nicht  über- 
steigt und  der  Nachlass  zugleich  nicht  hinreicht,  die  Krankheits-  und  Leichen- 
kosten  zu  bestreiten,  gebührt  den  Erben  des  Verstorbenen  eine  Vergütung  dieser 
Kosten  bis  zur  Höhe  eines  Viertels  seines  Jahresgehaltes. 

§.  8L  Zur  Deckung  der  Ruhegenüsse  fttr  dienstuntauglich  gewordene  Mit- 
glieder des  Lehrstandes,  sowie  zur  Befriedigung  der  Versorgungsansprüche  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  eine  Pensionscassa  errichtet,  welche  die  Landesschul- 
behörde  verwaltet  (§.  57  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  82.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Lehrpersonales,  welche  nach  abgelegter 
Lehrbefähigungsprüfung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  lOPercente 
ihres  ersten  nach  erfolgter  Regulirung  bezogenen,  für  den  Ruhegenuss  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  und  eben  so  viel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu 
Theil  werdenden  Gehaltsaufbesserung,  Dienstalterszulage  oder  Functionszulage, 
ttberdiess  aber  jährlich  2  Percente  ihrer  für  den  Ruhegenuss  anrechenbaren 
Jahresbezttge  an  die  Pensionscassa  zu  entrichten. 
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Jene  Lehrer,  welche  vor  Regulirung  des  Gehaltes  (§.  90)  angestellt  wurden, 
haben  nnr  den  2percentigen  Betrag  jährlich  zn  entrichten,  und  die  obigen  10  Per- 
eent  nur  von  jener  Gehaltserhöhung  und  Dienstalterszulage,  welche  sie  nach  erfolg- 
ter Regulirung  der  Gehalte  (§.  90)  erlangen. 

§.  83.  Als  besondere  Zuflüsse  werden  der  Pensionscassa  zugewiesen : 

1.  Jene  gesetzlichen  Beiträge  ans  Verlassenschaften,  welche  bisher  dem 
Normalschalfonde  zuflössen. 

2.  Die  auf  das  Land  entfallenden  GebarungsUberschüsse  des  Schulbttcher- 
Ycrlags. 

3.  Die  Intercalariea  fUr  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Erben 
eines  yerstorbenen  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§§.  79,  80)  oder 
durch  die  Bemuneration  des  Hilfslehrers  in  Anspruch  genommen  werden. 

4.  Die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverftlgungen  der  SchulbebOrden 
eingehen. 

§.  84.  Der  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  der  Pensionscassa  noch 
weiters  erforderliche  Betrag  wird  aus  Landesmitteln  zugeschossen. 

§«  85.  Ueberschüsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  der  Pensions- 
cassa (§§.  82 — 84)  ergeben,  sind  zu  capitalisiren  und  nur  die  Zinsen  derselben 
in  die  nächste  Jahresrechnung  einznbeziehen. 

§.  86.  Pensionen  und  Versorgungsbeiträge,  welche  Mitglieder  des  Lehrstan- 
des oder  Hinterbliebene  derselben  schon  jetzt  beziehen,  werden  durch  das  gegen- 
wärtige Gesetz  nicht  berührt. 

§.  87.  Der  Landesschulrath  verwaltet  den  Pensionsfond  (§.  57  des  Reichs- 
gesetzes  vom  14.  Mai  1869)  und  hat  das  Präliminare  ftlr  denselben  rechtzeitig  dem 
Landesausschusse  zur  Vorlage  an  den  Landtag  mitzutheilen. 

üebergangsbestimmungen. 

§.  88.  Der  Landesschulrath  nimmt  sofort  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  die  im  §.  22  vorgesehene  Eintheilung  sämmtlicher  Schulgemeinden  vor. 

§.  89.  Auf  Grund  dieser  Eintheilung  legt  jeder  Landesschulrath  einen  Kata- 
ster sämmtlicher  Lehrstellen  an,  und  stellt  dabei  das  Einkommen  fest,  welches 
dem  gegenwärtigen  Inhaber  einer  jeden  Lehrstelle  nach  den  §§.  23 — 41  gebtlhrt. 

§.  90.  Die  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  bereits  definitiv  ange- 
stellten Directoren,  Oberlehrer  und  Lehrer,  welche  sich  einer  Nachprüfung  über 
ihre  Lehrbefähigung  aus  den  durch  das  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  neu 
hinzugekommenen  Lehrfächern  nicht  mit  Erfolg  unterzogen  haben,  oder  von  dem 
Landesschulrathe  auf  Grund  anderweitiger,  über  diese  Befähigung  gelieferten 
Nachweise  dieser  Prüfung  nicht  enthoben  wurden,  haben  blos  Anspruch  auf  Jahres- 
gehalte von  500  fl.,  400  fl.  und  300  fl.,  je  nachdem  sie  in  Gemeinden  L,  H.  oder 
in.  Classe  angestellt  sind  (§.  23). 

Solche  Lehrer  haben  auch  keinen  Anspruch  auf  Dienstalterszulagen  oder  auf 
Vorrttckung  in  eine  höhere  Gehaltsstufe.  Die  Functionszulagen  solcher  Directoren 
werden  mit  200  fl.,  150  fl.  und  100  fl.,  für  solche  Oberlehrer  mit  100  fl.,  75  fl.  und 
50  fl.  festgestellt  (§.  33). 

Die  Bestimmungen  der  §§.  25—30,  34—36,  40  und  41  kommen  auch  bei 
Bemessung  der  Gebühren  dieser  Lehrpersonen  in  Anwendung. 

Die  Bezüge  der  Unterlehrer  werden  ohne  allen  Unterschied  nach  den  Bestim- 
mungen der  §§.  37  und  38  bemessen. 

§.  91.  Jenen  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  definitiv  angestell- 
ten Mitgliedern  des  Lehrstandes,  welche  die  im  §.  90  geforderte  Befähigung  nach- 
weisen und  mindestens  15  Jahre  lang  an  einer  Ofifentlichen  Volksschule  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  Länder  ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge 
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gewirkt  haben,  kommt  die  erste  Dienstalterszulage,  sowie  das  Recht  auf  die  wei- 
teren Dienstalterszulagen  in  den  im  §.  31  erwähnten  Zeitabschnitten  zu. 

Solchen  Lehrpersonen,  welche  bereits  10  Jahre  dienen^  kömmt  mit  Zurtlck- 
legung  des  15.  Dienstjahres  die  erste  Dienstalterszulage  zu. 

Bei  kürzerer  Dienstzeit  tritt  das  Recht  auf  den  Bezug  der  ersten  Dienstalters 
Zulage  ftlnf  Jahre  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  ein. 

§.  92.  Die  auf  den  erwähnten  Kataster  (§.  89)  gegrtlndete  Regulirung  der 
Beztige  sämmtlicher  Mitglieder  des  Lehrstandes  muss  spätestens  ein  Jahr  nach 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vollständig  durchgeführt  sein. 

§.  93.  Innerhalb  desselben  Zeitraumes  hat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions- 
cassa  zu  beginnen.  Bei  der  Regulirung  der  Bezüge  jedes  Mitgliedes  des  Lehr- 
Standes  ist  der  von  ihm  nach  §.  82  zu  entrichtende  Beitrag  bei  dem  Landesschul- 
fonde  in  Vorschreibung  zu  bringen. 

Schlnssbestixnmnngen. 

§.  94.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  der  Kundmachung  nach- 
folgenden Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  95.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  Gesetze  und  Yerordnongen, 
ausser  Kraft. 

§.  96.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lA9Der  n.  p. 

Nr.  26. 

Ministerialerlass  vom  28.  Jflnner  1870,  Z.  560, 

an  den  Leiter  der   Stattbalterei  für  Steiermark . 

betreffend  die  Adjustirung  der  PfarrpfrilndenfasNionen  bei  altgestifteten 

Pfarren. 

Es  wird  gestattet,  das  fllr  die  Adjustirnng  der  Intcrcalarreehnungen  er- 
gangene Hofkanzleideeret  vom  M.  September  1831,  Z.  20.006  an  das  bestandene 
steierische  Gubemimn,  auch  auf  die  Adjustirnng  der  Pfari*pfrtlndenfa.s8ionen  anzu- 
wenden. 

Hiemach  dürfen  fllr  einen  Ca  plan,  welcher  die  Nnturalverpflegung  und  einen 
Gehalt  vom  Pfarrer  anzusprechen  hat,  210  fl.  (».  W.,  für  die  blosse  Naturalverpfle- 
gung  eines  Caplans  aber  157  fl.  r>0  kr.  aufgerechnet  werden. 

Nr.  27. 

Ministerialerlass  vom  5.  Februar  1870,  Z.  762, 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  in  Rrakau, 

betreffend  die  OeHtattung  des  freien  Zutrittes  fRr  Aerzte  und  Studirende 
der  Medicin  zu  den  mediciniHchen  Rigorosen  daselbst. 

In  Genehmigung  des  Beschlusses  des  Krakauer  medicinischen  Professoren- 
Collegiums  finde  ich  dasselbe  su  ermächtigen,  Ärzten  und  Studirenden  der  Medicin^ 
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soweit  es  der  Ranm  in  den  PrUfnngssälen  erlaubt,  freien  Zutritt  zu  den  medici- 
nischen  Rigorosen  zu  gestatten. 

Nr.  28. 

Ministerialeriass  vom  8.  Februar  1870,  Z.  12.257  ex  1869, 

an  den  Landesschulrath  für  Böhmen, 

betreffend  die  Beschlus»fähigkeit  der  Bezirksschulräthe. 

Die  in  Betreff  der  BeBchlussföliigkeit  der  Bezirkssehulräthe  gestellte  Frage 
steht  mit  der  Frage  der  Constituirung  dieser  Bezirkssehulräthe  in  Verbindung. 

Regelmässig  constitnirt  sich  der  Bezirksschulrath,  wenn  sämmtliche, 
vom  Oesetze  als  Mitglieder  Berufenen  die  Vocation  angenommen  und  die  gesetz- 
liche Angelobung  geleistet  haben.  —  Da  jedoch  das  Schulaufsichtsgesetz  weder 
Mittel  an  die  Hand  gibt,  die  Theilnahme  an  den  Geschäften  des  Bezirksschulrathes 
beziehungsweise  die  dieselbe  bedingende  Angelobung  zu  erzwingen,  noch  für 
eine  Substituirung  jener  Mitglieder,  welche  die  Theilnahme  versagen,  eine  Vor- 
sorge getroffen  hat,  so  ist  diesem  Oesetze  yollkommeu  entsprochen,  wenn  der 
Landesschulrath  zur  Constituirung  der  Bezirkssehulräthe  die  erforderlichen  An- 
ordnungen getroffen  hat  und  diese  durch  Vornahme  der  Ernennungen  beziehungs- 
weise Wahlen  ausgeführt  werden. 

Folgerecht  kann  ein  gesetzliches  Hinderniss  der  Constituirung  darin  nicht 
pefanden  werden,  wenn  einzelne  ernannte  oder  gewählte  Mitglieder  nachträglich 
die  Theilnahme  versagen  oder  wenn  eine  Wahl  erfolglos  geblieben  ist,  weil  es 
sich  indiesen  Fällen  nur  darum  handeln  kann,  die  Ernennungen,  beziehungsweise 
Wahlen  in  derselben  Weise  zu  erneuern,  wie  diess  mit  Ablauf  der  Functionsdauer 
der  ernannten  und  gewählten  Mitglieder  gesetzlich  erfordert  wird. 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  ein  Bezirksschulrath  als  constituirt  anzusehen  ist, 
wenn  dem  Gesetze  in  der  bezeichneten  Weise  entsprochen  wurde,  und  auch  nur 
der  Vorsteher  desselben  und  der  Bezirksinspector  die  ihnen  zugewiesenen  Amts- 
geschäfte übernommen  haben.  Ist  der  Bezirksschulrath  einmal  constituirt,  so 
genügt  nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Sehulaufsichtsgesetses  zur  Beschlussßihig- 
keit  desselben  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  seiner  wirklichen  Mitglieder. 
Personen,  welche  das  Gesetz  zwar  in  den  Bezirhsschulrath  beruft,  die  aber  die 
Theilnahme  beziehungsweise  die  Angelobung  verweigern,  können  nicht  als  Mit  • 
glleder  desselben  angesehen  werden. 

Hiemach  pflichte  ich  der  Ansicht  der  Majorität  des  k.k.  Landesschulrathes, 
dass  nämlich  zur  Beschlussfähigkeit  den  Bezirksschulrathes  die  Anwesenheit  der 
Mehrheit  der  wirklich  vorhandenen  Mitglieder  desselben  genüge,  mit  der  Modifi- 
kation unbedingt  bei,  dass  ich  das  Vorhandensein  der  Mehrzahl  der  durch  das  Gesetz 
Berufenen  zur  Constituirung  eine»  Bezirksschulrathes  als  ein  gesetzliches  Er- 
fordemiss  nicht  anerkennen  kann. 

Nr.  29. 

Ministerialeriass  vom  16.  Februar  1870,  Z.  1285, 

an    die   Direction    der    k.    k.   wissenschaftlichen    Gymnasial -PrUfungscommission    in 

Krakau, 

betreffend  die  Ertheilung  von  Fristverlängerungen  für  Einliefer ung  der 
häuslichen  Arbeiten  der  Oymnasial-Lehramtscandidaten. 

Auf  die  gestellte  Anfrage,  nach  welchen  Grundsätzen  bei  Ertheilung  von 
Fristerstreckungen  ftlr  Einlieferung  der  häuslichen  Arbeiten  derGymnasial-Lehramt«- 
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Candidaten  vorzagehen  sei,  eröffne  ich  in  der  k.  k.  Direction,  dass  da  in  dieser 
Richtung  eine  bestimmte  Anordnung  im  Prüfungsgesetze  nicht  enthalten  ist  und 
eine  solche  auch  gegenüber  der  Verschiedenheit  der  Gründe  für  Fristerstrecknngen 
kaum  getroffen  werden  könnte,  die  Erthcilungen  solcher  Fristen  dem  bi II igen 
Ermessen  der  Prüfungscommission  anheim  gestellt  bleibt. 


Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privatschule  der  Elise  von  Phillisdorf 
und  der  Rosalia  B  a  r  o  n  in  Wien  das  Oeflfentlichkeitsrecht  ertheilt. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliesaung  vom 
18.  Februar  1870  dem  Statthaltereirathe  und  Referenten  für  die  administrativen  und  ökono- 
mischen Schulangelegenheiten  bei  dem  Kämthncr  Landesschulrathe,  Adolf  Edlen  von  Pich  ler, 
aus  Anlass  der  über  sein  Ansuchen  erfolgten  Versetzung  in  den  zeitlichen  Ruhestand  die  AUer- 
höchste  Zufriedenheit  mit  seiner  stets  eifrigen  und  treuen  Dienstleistung  bekannt  geben  zu 
lassen  geruht. 

Seine  k*  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
18.  Februar  l870  den  Regierungsconcipisten  Josef  Feierabend  zum  Regierungsratbe  und 
Referenten  fOr  die  administrativen  und  ökonomischen  Schulangelegenheiten  bei  dem  Kamthner 
Landesschulrathe  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 


Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  zu  Bezirksschulinspectoren  in  Böhmen : 

fUr  den  Bezirk  Beneschau  den  Hauptlehrer  an  der  Prager  k.  k.  böhmischen  Lehrerbildungs- 
anstalt Josef  P  i  1  a  f ; 

für  den  Bezirk  Podjbrad  den  Gymnasialprofessor  in  Prag  Paul  Jedli^ka; 

und  für  den  Bezirk  Semil  den  Realschulprofessor  in  Rcichenberg,  Wilhelm  Smetaczek, 
ernannt. 

Der  Ministor  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  an  der  Krakauer  Universitätsbibliothek 
erledigte  Amanuensisstelle  dem  Aushilfs-Amanuensisan  dieser  Anstalt,  Dr.  Tliaddfius  Wojcie- 
c  h  o  w  s  k  i ,  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnasium  in  Iglau  erledigte  Lehrstelle 
dem  GymnasialprofesBor  Josef  K  r  a  6  m  a  r  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Supplenten  an  der  k.  k.  böhmischen  Ober- 
realschule  in  Prag,  Wilhelm  Baudys,  eine  am  Gymnasium  in  Pisek  erledigte  Lehrstelle  ver- 
liehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  an  der  k.  k.  Universitätsbibliothek  in  Wien 
erledigte  Vorsteherstelle  dem  ersten  Custos  dieser  Anstalt,  Johann  Wussin,  verliehen. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und .  Unterricht  hat  die  am  academischen  Gymnasium  in  Wien 
erledigte  Lehrstelle  extra  statum  für  Mathematik  und  Physik  dem  Gymnasialprofessor  in  Iglau, 
Johann  Hackspiel,  verliehen. 

Der  Bfinister  (Ür  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnasium  in  Zara  erledigte  Lehrstelle 
dem  Gymnasiallehrerin  Sebenico,  Stephan  Scarizza,  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasialprofessor  in  Marburg,  Josef  Essl, 
zum  Bezirksschulinspector  für  den  Schulbezirk  Stadt  Marburg  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasialprofessor  in  Leitmeritz,  Dr.  Josef 
P  a  r  t  h  e ,  zum  Director,  dann  die  Volksschullehrer  in  Brttnn,  Ludwig  V  a  s  i  e  a  und  Carl  S  c  h  m  i- 
de  k,  zu  Hauptlehrem  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Brttnn  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Volksschullehrer  in  Brttnn,  Johann  No  w  o  t  n  ^t 
zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  OlmUtz  ernannt. 
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Kundmachung. 


Laut  eingelangten  Anzeigen  sind  nachbenannte  Lehrindividuen  als  zur  weiteren  Ver- 
wendung an  Öffentlichen  Volksschulen  und  Privatlehranstalten  unfähig  erklärt  worden : 

1.  Mathias  Kernmayer,  zuletzt  Lehrer  zu  Lieseregg  in  Kämthen; 

2.  Johann  Wiesler,  25  J.  alt,  Unterlehrer  zu  Glödnitz  in  Kämthen;  endlich 

3.  Johann  Pfannhauser,  aus  Grömig  im  Bezirke  Salzburg  gebQrtig,  37  J.  alt,  ledig, 
zaiest  Lehrer  zu  Waidring  in  Tirol.  (C.  U.  M.  Z.  8636  ex  1869). 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  dreiclassigen  Volksschule  in  Miroio  v  ist  eine  Unt«rlehrersstelle  mit  157  fl.  Gehalt 
und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  Gesuche  bis  25.  März  1.  J.  beim  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Pilsen 
einzubringen,  und  haben  auch  ihre  musikalischen  Kenntnisse  auszuweisen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Grossgrosse,  polit  Bezirk  Freiwaldau«  ist  die 
Stelle  des  Unterlehrers  mit  einem  Jahresgehalte  von  150  fl.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  £n  de  März  1.  J.,  bei  dem  Gemeindevor- 
Stande  in  Grossgfrosse  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Hermannstadt,  polit  Bezirk  Freiwaldau,  ist  eine 
Cnterlehrerstelle  mit  einem  Jahresgehalte  von  200  fl.,  freier  Wohnung  und  dem  Bezüge  von 
zwei  Klaftern  Holz  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Beflhigungsnachweisen  belegten  Gesuche 
bis  31.  März  d.  J.  bei  dem  Gemeinde  vorstände  von  Hermannstadt  einzubringen. 

Zur  Besetznng  der  bei  der  Volksschule  in  Laschkau  erledigten  Unterlehrerstelle,  mit 
ftlavischer  Sprache,  mit  welcher  nebst  dem  Genüsse  einer  freien  Wohnung  im  Schulgebäude  ein 
Gehalt  jährlicher  126  fl.  verbunden  ist,  wird  hiemtt  der  Concurs  bis  25.  Mär  z  1.  J.,  ausgeschrieben. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  den  Sitten-,  Befahigungs-  und  Verwendungszeugnissen  versehenen 
Gesuche  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Littan  überreichen. 

An  der  steierisch-landschaftlichen  Oberrealschule  zu  Graz  sind  zwei  Lehrerstellen  erledigt, 
und  zwar  fOr  die  Hauptfacher: 

Freihandzeichnen,  dann  Geografie  und  Geschichte. 

Mit  diesen  Stellen  ist  ein  Jahresgehalt  von  840  fl.,  eventuell  die  Vorrückung  in  die  höhere 
Gehaltsstufe  von  1050  fl.  und  eine  zweimalige  Decennalzulage  k  210  fl.  nach  zurückgelegter 
zehn-,  respective  zwanzigjähriger  Dienstzeit  verbunden. 

Die  Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten  und  an  den 
steiermärkischen  Landesausschuss  stilisirten  Gesuche  bis  31.  März  1.  J.  bei  der  Direction  der 
genannten  Oberrealschule  einzureichen. 

Zur  Besetzung  der  Assistenstelle  bei  der  Lehrkanzel  für  Architectur  »m  deutschen  poly- 
technischen Landesinstitute  in  Prag  wird  hiemit  der  Concurs  wiederholt  ausgeschrieben: 

Mit  dieser  Stelle  ist  eine  jährliche  Renumeration  von  700  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Diese  Anstellung  ist  keine  stabile,  s  ondern  dauert  nur  2  Jahre,  nach  deren  Verlauf  der 
Landesausschuss  es  sich  vorbehält,  über  Ansuchen  des  Betheiligten  und  Antrag  des  Lehr- 
körpers die  Belassung  desselben  in  dieser  Stelle  auf  weitere  1  oder  2  Jahre  zu  bewilligen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  an  das  Rectorat  des  deutschen  polytechnischen 
Landesinstitiites  gerichteten  Gesuche,  in  w  elchem  ihre  Befähigung  im  Architecturfache  nach- 
zuweisen ist,  bis  12.  März  1.  J.,  in  der  Rectoratskanzlei  einzubrin  gen. 
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An  der  Volksschule  zu  Laubias  in  k.  k.  Schlesien  ist  die  Lehrerstellc  mit  einem  Jahres- 
gehalte von  210  fl.  90  kr.  ö.  W.  nebst  Naturalwohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Lehrcrstelle  haben  ihre  mit  den  Befähigungszeug^iissen  und  dem  Nach- 
weise, das£>  sie  sowol  der  deutschen  als  auch  der  böhmischen  Sprache  mächtig  sind,  documcn- 
tirten  Gesuche  bis  20.  März  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzu- 
bringen. 

Zur  Besetzung  einer  am  k.  k.  Gymnasium  der  Kleinseite  Prags  erledigten  Lehrstelle  extra 
statum  für  Naturgeschichte  im  ganzen  und  Mathematik  und  Fysik  im  Untergymnasium  mit 
deutscher  Unterrichtssprache  wird  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben : 

Der  Gehalt  beträgt  945  fi.  und  bei  Vorrückung  in  die  höhere  Gehaltsstufe  1050  fl.  ö.  W., 
wozu  noch  die  Decennalzulagen  kommen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  und  an  das  k.  k.  Unterrichtsministeriuin 
stilisirten  Gesuche  bis  Ende  März  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Lande sschulrathe  für  Böhmen  ein- 
zureichen. 

An  der  fünfclassigen  Real-  und  Volksschule  in  Brixen  ist  eine  durch  Versetzung  erledigte 
Lehrerstelle  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  450  fl.  ö.  W.,  im  Vorrück ungsfalle  eine  Lehrerstelle 
mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  400  fl.,  und  im  weiteren  Vorrückungsfallc  eine  Gehilfenstelle 
mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  300  fl.  ö.  W.  sogleich  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  der  Lehrbefähigung  mindestens  für 
frühere  Hauptsohulen,  sowie  allfalliger  weiterer  Befähigung  zur  Ertheilung  des  Unterrichtes  im 
Zeichnen.  Singen  und  Turnen  und  dem  Ausweise  über  ihre  anfälligen  bisherigen  geleisteten 
Dienste  zu  belegen  und  bis  25.  März  d.  J.  bei  der  Direction  der  obengenannten  Lehranstalt 
und  zwar,  wenn  sie  bedienstet  sind,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde  einzureichen. 


Verfügungen, 

betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel. 

Im  Wiener  k.  k.  Schulbücher- Verlage  ist  eine  neue  slovenische  Wand- 
fibel in  zwölf  Blättern  erschienen.  Ein  vollständiges  Exemplar  kostet  1  fl.  40  kr. 

Mit  Ministerialerlass  vom  10.  Februar  1870,  Z.  967,  wird  die  Verwendung  derselben  an 
Volksschulen  mit  slovenischer  Lebreprache  gestattet. 

Novakovid  Stojan.  Srpska  sintaksa  u  izvodu.  (Kurze  serbische  Syntax). 
Belgrad,  Staatsdruckerei  1869.  8.  (Preis  30  kr.) 

Mit  Ministerialerlass  vom  13.  Februar  1870,  Z.  1268,  für  Realschulen  allgemein  zugelassen. 

Elika  Jos.  Fysika  pro  gymnasia  a  realnö  dkoly  die  knihy  Dr.  Fr.  J.  Piska. 
V  Praze.  J.  L.  Kober,  1870.  Preis  3  fl.  ö.  W. 

Mit  Ministe rial-Erlass  vom  20.  Februar  1870,  Z.  1331,  znm  Unterrichtsgebrauche  an  selbst- 
standigen  Realschulen  mit  böhmischer  Unterrichtssprache  allgemein  zugelassen. 


Ha.nda»ix8^a»l>en  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Volksschulsachen^ 

welche  durch  den  Schulbttcherverlag  veröffentlicht  worden  sind : 

In  deutscher  Sprache. 

Nr.  1.  Gesetz  vom  25.  Mai  1868,  wodurch  grundsätzliche  ßestimmungen  über 
das  Verhältniss  der  Schule  zur  Kirche  erlassen  werden. 
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Gesetz  vom  14.  Mai  1869,  durch  welches  die  Grundsätze  des  Unterrichts- 
wesens  bezüglich  der  Volksschulen  festgestellt  werden.   Preis  S  kr. 

Nr.  3.  Verordnung  des  Ministers  fUr  Cultns  und  Unterricht  vom  12.  Juli  1869, 
hetrelfend  die  Bildungsanstalten  für  Lehrer  und  Lehrerinen.    Preis  2  kr. 

Nr.  4.  Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  15.  November 
l.st)0,  womit  Bestimmungen  für  die  Prüfungen  der  Lehrer  an  Volks-  und  Bürger- 
schulen erlassen  werden. 

Verordnung  des  Ministers  flir  Cultus  und  Unterricht  vom  13.  November  1869, 
betreffend  die  Zulassung  von  Lehr-  und  Lesebüchern  für  die  Volksschulen. 
Preis  2  kr. 

In   italienischer   Sprache. 

Nr.  1.  Legge  del  25.  Maggio  1868,  colla  quäle  vengono  emanate  le  dispo- 
sizioni  di  massima  sui  rapporti  dclla  Scuola  colla  Chiesa. 

Legge  del  14.  Maggio  1869,  nella  quäle  si  stabilisconole  massime  fondamen- 
tali  deir  azienda  d'istruzione  rispetto  alle  scuole  popolari.  —  Ordinanza  del  Mini- 
st ero  del  culto  e  deiristruzione  del  10.  Fcbbrajo  1869,  colla  quäle  vengono  ema- 
nate disposizioni  provisorie  sulla  sorveglianza  delle  scuole.   Preis  3  kr. 

Nr.  2.  Ordinanza  del  Ministro  del  culto  ed  istruzione  del  12.  Luglio  1869, 
colla  quäle  vengono  emanate  disposizioni  transitorie  per  l'esecuzione  della  Legge 
suUe  Scuole  popolari.   Preis  2  kr. 

Nr.  3.  Ordinanza  del  Ministro  del  culto  e  d'istruzione  del  12.  Luglio  1869, 
sugli  Istituti  d'insegnamento  pei  maestri  e  per  le  maestre.    Preis  2  kr. 

In  böhmischer  Sprache. 

Nr.  1.  Z4kon,  dan^dne  25.  kv6tna  1868,  jlm^to  se  vydävaji  zäkladni  pravidla 
0  postaveni  Skoly  k  cirkvi. 

Zäkon,  äsmf  dne  14.  kvfetna  1869,  jim^to  se  ustanovnji  pravidla  vyuioväni 
v  ikol&ch  obecn^ch.   Preis  3  kr. 

Nr.  2.  NaHzenl,  wydan6  od  ministra  zAleäitostl  duchovnich  a  vyu6ov4ni,  dne 
12,  öervence  1869,  jim^to  se  vydävaji  ustanoveni  pomljejici,  jak  se  mk  z4kon  o 
skol^h  obecn^ch  v  skutek  uv^sti.   Preis  2  kr. 

Nr.  3.  Nafizenl,  vydanöod  ministra  zale2itostiduchovnichavyucov4ni,  dne  12. 
cervence  1869,  jeäto  se  t;^6e  üstavü  pro  vzdSl&v^ni  uöitelä  a  uöitelek.   Preis  2  kr. 

Nr.  4.  Nafizenl  vydan^  od  ministra  zäleSitosti  duchovnich  a  vyuöovänl,  dne 
15.  listopadu  1869,  jim2to  se  ustanovuje,  jak  se  maji  konati  zkouSky  u6itelü  na 
äkol&ch  obecn;^ch  a  m&Sfansk^ch. 

Nafizeni,  vydanä  od  ministra  zÄlei^itosti  duchovnich  a  vyuöovani,  dne  23. 
listopada  1869,  je2to  se  tf6e  pKpoufitßnl  knih  vyucovacich  a  citanek  ku  potfebfe 
Skol  obecn^ch.   Preis  2  kr. 

In  slovenischer  Sprache: 

Nr.  1.  Postava  od  25.  maja  1868,  s  ktero  se  izdajö  naßeine  doloöbe  o  raz- 
merjn  med  fiolo  in  cerkvijo. 

Postava  od  14.  maja  1869,  s  ktero  se  ustanovljujejo  naßela  (vodila)  za  pod- 
nievanje  v  Ijudskih  Solah  (uöilnicah).   Preis  3  kr. 


Verlag  von  Fr.  Kortkampf  in  Berlin: 

I«::iit^virii]«reineei  XJntenriolits-Gcsetzes  und  eines  Gresetzes,  betreffend 
die  Anfhebung  der  letzten  Bestimmung  des  Art.  25  der  Verfassungs-Urkunde  vom  30.  Januar 
18.50,  sowie  der  neue  Eiit-vrxurr  eines  Gresetzes,  betreffend  die  Erweitening, 
Umwandlung  und  Neuerrichtung  von  Witwen-  und  Waisencassen  für  Elomcntarl ehrer.  Mit 
Motiven.  16  8gr. 

Separat-Ausgaben  der  amtlichen  Regierungs-Vorlagen. 
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Fhysicalischer  Apparat 

für  Yolksschulen 

nach  Wtirtembergischena  S3'stem  zusammengestellt 

and  angefertigt  von 

Franz  Batka  in  Prag. 


Dieses  Lehrmittel  umfasst  in  der  I.  Serie  die  nnerlfisslichen  Gegenstfinde  zur  Demon- 
stration der  allgemeinen  Eigenschaften  der  Körper,  des  Magnetismns,  der  Elektrloitit,  deB 
GalranisninSy  der  Optik,  ASrostatik,  Hydrostatik  etc.,  sowie  in  der  U.  melirere  Gerätliscliaften 
zu  chemisclien  Versuchen  nnd  einigen  ebenfalls  wichtigen  physicaÜschen  Experimenten.  Die 
III.  Serie  besteht  aus  einem  Telegrafen  nach  Mors6*8  System,  bei  welchem  der  Papierstreifen 
^dcr  zur  Bewegung  ein  Uhrwerk  erfordert,  welch  letzteres  von  don  Schülern  irrthttmlicherweise 
oft  für  den  Hauptbestandtheil  des  Apparates  angesehen  wird)  durch  eine  Metallglocke  substi- 
tuirt  ist,  welche  durch  ein  an  dem  Anker  befestigtes  Hämmerchen  beim  Telegraphiren  die 
Zeichen  gibt. 

Si&mmtliche  3  Serien  zusammen  kosten  inclusive  Emballage  fl.  27.—.  i)ooh  werden  die- 
selben auch  einzeln  abgegeben  und  dann  kostet  Serie  I.  fl.  14.—,  Serie  U.  fl.ö.öO,  Serie  HL  fl.9.50. 


LIEBIG'S  FLEISGH-EZTRAGT 

ausFRAY-BENTOS  (Süd- Amerika) 
LIEBIG'S   FLEISCH .  EXTRACT   GOMPAGNIE,    LONDON. 


Orosse  Erspajmisei  für  HauisHaltun^eii. 

Augenblickliche  Herstellung  von  kräftiger  Fleischbrühe  zu  1/3  des  Preises  derjenigen  aus 
frischem  Fleische.  —  Bereitung  und  Verbesserung  von  Suppen,  Saucen,  Gemüsen  etc. 

Stärkung  für  Schwache  und  Kranke, 

Zwei  Goldene  Medaillen,  Paris  1867 ;  Goldene  Medaille,  Hftvre  1868. 

Das  grosse  Ehreadiploa  —  die  hSehste  AnsxeirhnaBf  —  Ansterdaa  1869. 

Detail-Preise  für  ganz  Oesterreich: 

1  en^.  U  TopL       1/  3  engl.  U  Topf.       1/4  engl.  &  Topf.       f/S  eagl.  Ü  Topf. 
OestWhg.  fl.  5.80        fl.  3.—  fl.  1.70  fl.  0.92  Krz. 


Kur  äeht,  wenn  jeder 
Topf    nebenstehende 


Qr^^uu^      ..,.  

0  V         TIntenchriften  trägt. 

Zu  haben  in  den  renommtrte»ten  Handlungen  und  Apotheken, 

£n  groB-Lager  bei  den  Correspondenten  der  OesellBohafb : 
Herren  KLOGEB  k  Sohn,  Wien,  Herren  Jos.  YOIGT  k  Comp.,  Wien, 

SchoiUagaMe  Nr.  1.  »tua  eebwarieii  Hund*,  1  Hohtn  Markt. 


Au«  dtf  luii;Mrlioli-kdoigJicli«o  Hof-  und  ätaaUdrui'kvrri. 


Jahrgang  1870.  gtAek  VI. 

Verordnungsblatt 

lir  dei  DiMitbereidi  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht. 


Redigirt  im  k.  k.  Ministeriam  für  GultiLs  und  UnterrichL 


Aasgeirebeii  am  19.  ]Ura*1870. 


Inhalt;  Gesetz  för  Oberösterreich,  betreffend  die  Errichtung  und  Erhaltung  von  dreiclassi- 
gen  Bürgerschulen.  —  Gresetz  zur  Regelung  der  Errichtung^  der  Erhaltung  und  des 
Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen  in  Kfimthen.  —  Gesetz  zur  Regelung  der 
Reohtsyerhältnisse  des  Lehrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen  des  Berzog- 
thumes  Kämthen.  —  Gesetz  zur  Regelung  der  Errichtung,  der  Erhaltung  und  des 
Besuches  der  öffentlichen  Volkssdiulen  in  Vorarlberg.  —  Gresetz  zur  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  des  Lehrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen  des  Landes 
Vorarlberg.  —  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  in  Betreff  der  Abhal- 
tung von  öffentlichen  Prfifungen  an  Volksschulen  am  Schlüsse  des  Schuljahres.  — 
Ministerialerlass,  betreffend  die  Oeffentlichkeit  der  theologischen  Rigorosen  in  Wien. 
Ministerialerlass,  betreffend  den  Fortbestand  der  Vorträge  über  die  Staatsrechnungto- 
wissenschaft  an  der  Universität  in  Graz.  —  Verordnung  des  Ministers  iür  Cultus 
und  Unterricht,  betreffend  den  Wirkungskreis  der  akademischen  Senate  in  Angele- 
genheiten der  Universitäts-Bibliotheken.  —  Verordnung  des  Ministers  iür  Cultus 
und  Unterricht,  betreffend  einige  Abänderungen  des  Unterrichts-Ministerialerlasses 
vom  20.  December  1849,  Z.  6244,  ttber  das  Ausleihen  der  Bücher  aus  den  Univer- 
sitäts-  und  Studienbibliotheken  zu  Gunsten  der  Universitätsprofessoren  und  Privat- 
docenten.  —  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Berechti- 
gung der  Privatdocenten,  Vertreter  in  das  Professorencollegium  zu  wählen.  — 
Personalnachrichten.  —  Concurs- Ausschreibungen.  —  Verfügungen,  betreffend 
Lehrbücher  und  Lehrmittel.  —  Privat-Anzeigen. 


Nr.  30. 

Gesetz  vom  13.  Jänner  1870, 

betreffend  die  Errichtung  und  Erhaltung  von  dreiclassigen  Bürgerschulen^ 

wirksam  für  das  Erzherzogthnm  Oesterreich  ob  der  Enns. 

Mit  ZustimTnung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthnmes  Oesterreich  ob  der 
Enns  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 

§.  1.  In  der  Regel  ist  in  jedem  Schulbezirke  eine  Bürgerschule  zu  errichten. 

Ort  und  Zeit  der  Errichtung  bestimmt  der  Landtag  unter  Erwägung  der 
Anträge  des  Landesschulrathes  (§.  4  des  Gesetzes  über  die  Errichtung,  den 
Besuch  und  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Volksschulen). 

§.  2.  Die  Bürgerschulen  haben  die  Aufgabe,  im  Anschlüsse  an  den  filnften 
Jahrescurs  der  Volksschule  dei\jenigen,  welche  eine  Mittelschule  nicht  besuchen, 
eine  über  das  Lehrziel  der  allgemeinen  Volksschule  hinausreichende  Bildung  zu 
gewähren  (§§.  17  und  18  des  Beichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

11 
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§.  3.  Die  Unterriohts-Gegenstände  dieser  Schulen  sind  : 

aj  Religion, 

hj  deutsche  Sprache  und  Aufsatzlehre, 

e)  Geografie  und  Geschichte,  mit  besonderer  Rttcksicht  auf  das  Vaterland  und 

dessen  Verfassung, 
dj  Naturgeschichte, 
ej  Naturlehre, 
fj  Arithmetik, 
gj  Geometrie, 
hJ  Buchhaltung, 
tj  Freihandzeichnen, 
kj  geometrisches  Zeichnen, 
IJ  Schönschreiben, 
mj  Gesang  und  Leibesübungen  (§.  17  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  4.  Jeder  Schüler  hat  ein  Unterrichtsgeld  von  jährlich  4  fl«,  und  zwar  die 
Hälfte  am  Anfange  des  Schuljahres  und  die  zweite  Hälfte  am  1.  März  des  darauf- 
folgenden Jahres  zu  entrichten. 

Das  Unterrichtsgeld  fliesst  in  den  Landesschulfond. 

§.  5.  Von  der  Bezahlung  ded  Unterrichtsgeldes  können  diejenigen  Schüler 
befreit  werden,  welche  ihre  Mittellosigkeit  nachweisen  und  von  der  öffentlichen 
Unterrichtsanstalt,  die  sie  im  vorhergehenden  Schuljahre  besuchten,  ein  empfeh- 
lendes Zeugniss  erhalten  haben. 

Ueber  die  Befreiung  vom  Unterrichtsgelde  entscheidet  der  Bezirksschulratb. 

§.  6.  Die  Zahl  der  Schüler  in  einer  Classe  soll  in  der  Regel  50  nicht  ttber^ 
steigen.  Bei  besonderem  Andränge  können  jedoch  ausnahmsweise  bis  zu  60  auf- 
genommen werden.  Wenn  aber  die  Anzahl  der  Schüler  nach  einem  dreijährigen 
Durchschnitte  60  erreicht,  so  ist  für  Errichtung  einer  Parallelclasse  zu  sorgen. 

§.  7.  Das  Lehrpersonale  der  Bürgerschulen  besteht  aus  einem  Director  und 
drei  Lehrern  ohne  Unteriehrem  nach  Massgabe  des  §.13  des  Volksschulgesetzes 
vom  14.  Mai  1869. 

Für  einzelne  Gegenstände  können  im  Falle  des  Bedarfes  Hilfslehrer  auf 
bestimmte  Zeitdauer  zur  Verwendung  kommen. 

Ueber  die  Nothwendigkeit  der  Bestellung  von  Hilfslehrern  entscheidet  der 
Landesschulrath  im  Einverständnisse  mit  dem  Landesausschusse. 

§.  8.  Für  die  Ernennung  der  Directoren,  Lehrer  und  Unterl^hrer  der  Bürger- 
schulen gelten  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Lehrer  an  den  öffentlichen  Volksschulen. 

§.  9.  Die  Besoldung  des  Directors  wird  auf  1000  fl.,  jene  der  Lehrer  auf 
800  fl.  und  jene  der  Unterlehrer  auf  400  fl*  jährlich  festgestellt  Ausserdem 
beziehen  sowohl  der  Director,  als  die  Lehrer  und  Unterlehrer  die  im  Gesetze 
über  die  Rechtsverhältnisse  der  Lehrer  festgesetzten  Dienstalterszulagen  von  fttnf 
zu  fünf  Jahren. 

§.  10.  Die  Gehalte  der  Hilfslehrer  werden  nach  Massgabe  der  wöchentlichen 
Unterrichtsstunden  von  Fall  zu  FaU  nach  Einvernehmung  des  Landesschulrathes 
durch  den  Landesaussohuss  festgestellt. 

§.11.  Die  Besoldungen  der  Directoren,  Lehrer,  Unterlehrer  und  Hilfslehrer 
an  den  Bürgerschulen,  dann  die  Quinquennal-Zulagen  werden  ans  dem  Landes- 
schulfonde  bestritten. 

§.  12.  Wegen  Pensionirung  des  Directors,  der  Lehrer  und  Unterlehrer  an  den 
Bürgerschulen,  dann  wegen  des  Pensionsbezuges  derselben  nnd  ihrer  Witwen 
und  Waisen  gelten  die  in  dem  (besetze  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Lehrer  an 
öfiPentlichen  Volksschulen  hierüber  bestehenden  Anordnungen. 
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§.  13.  Wegen  Ertheilung  des  Religions-Unterrichtes  an  den  Bürgerscholen 
gelten  die  Anordnungen  der  §§.  5  and  19  (Alinea  2)  des  Volksschnlgesetzes 
vom  14.  Mai  1869. 

§.  14.  Die  Gemeinde,  in  welcher  eine  Bttrgerschnle  errichtet  wird,  hat  die 
Beistellnng  and  Adaptirang  des  Schalgebäades  mit  den  nöthigen  Localitäten, 
dann  der  Wohnangen  des  Directors  and  Lehrpersonales,  sowie  die  erste  Ein- 
richtung der  Schale  and  die  Anschaffung  der  Lehrmittel  selbst  za  besorgen.  Aus 
dem  Landesfonde  wird  zur  Errichtung  ftlr  jede  Bürgerschule  ein  Beitrag  von 
2000  fl.  nach  Massgabe  der  fortschreitenden  Aolage  und  Einrichtung  geleistet. 

Der  Anlageplan  und  der  Kostenvoranschlag  bedarf  der  Genehmigung  des 
Landesausschusses  und  ist  commissionell  mit  Zuziehung  von  Fachmännern  und 
Abgeordneten  des  Landesausschusses  und  der  Landes- Schulbehörde  festzustellen. 

§.  15.  Die  Kosten  der  Erhaltung  der  Schulgebäude,  Schullocalitäten  und  der 
Wohnungen  des  Directors,  Lehrpersonales  und  Schuldieners,  der  Reinigung, 
Beheizung  und  Beleuchtung  der  Schullocalitäten,  der  Beistellnng  der  Lehrmittel 
und  Unterrichtserfordemisse  sind  ebenfalls  von  der  Gemeinde  zu  tragen,  in 
welcher  eine  Bürgerschule  errichtet  wird. 

§.  16.  Insofeme  keine  besonderen  Anordnungen  fUr  Btlrgerschulen  getroffen 
werden,  kommen  auf  dieselben  die  für  die  allgemeine  Volksschule  bestehenden 
Vorschriften  zur  Anwendung. 

§.  1 7.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  der  Minister  für  Cultus  und  Unter- 
richt beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

■asaer  n.  p. 


Nr.  31. 

Gesetz  vom  17.  Jänner  1870, 

zur  Begelung  der  Errlehtnng^  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  dffent- 

lichen  Volksschulen^ 

wirkflam   für   das   Herzogthum    Kämthen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Kämthen  finde  Ich 
anzuordnen^  wie  folgt : 

« 
I.  Abschnitt. 

Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen. 

§.  1.  Eine  öffentliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  fllnQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  halbe  Meile 
entfernte  Schule  besuchen  müssen.  (§.  ö9  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entfernung  die  localen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zugang  zu  einer  Schule  erheblich  erschweren, 
ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station  wenigstens  ftlr  die 
ungünstigere  Jahreszeit  zu  exponiren  oder  im  äussersten  Falle  mindestens  drei 
Mal  in  der  Woche  zum  Excurrendo-Unterrichte  an  eine  solche  Station  zu  entsenden. 

11* 
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Die  Expositur  oder  Excarrendo-Station  bildet  einen  Theil  jener  Schule^  an  welcher 
der  betreffende  Unterlehrer  angestellt  ist. 

§.  3.  Sobald  es  die  Mittel  desjenigen,  welchem  die  Errichtung  und  Erhaltong 
jener  Schule  obliegt,  irgend  zulassen,  ist  die  Expositur  oder  Excurrendo-Station 
durch  eine  selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.  4.  Soweit  es  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist  in  den  bevölkerteren  Orten 
die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den  Geschlechtem  und 
die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzustreben.  Dieselbe  muss  überall  da 
erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlichen  Lehrkräfte  (§.  11,  Beichsgesetz  vom 
14.  Mai  1869)  sechs  übersteigt. 

§.  5.  In  jedem  Schulbezirke  ist  mindestens  eine  Bürgerschule  zu  errichten. 

§.  6.  Die  Schulbehörden  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§.  1,  5, 12),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  unnöthigen  Aufschub 
errichtet  und  hierbei  alle  Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen  Bestände 
derselben  sichergestellt  werden. 

§.  7.  Alle  für  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Commission,  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen;  das  Commissionsprotokoll 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§.8.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der  zweck- 
mässigen Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen  Schalen 
(§§.  1,  5,  12)  bewilligt  werden. 

§.9.  leder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzuweisen,  welchen 
die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  Ortschaftstheile  oder  Häuser  bilden. 
Massgebend  für  die  Abgrenzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die  Grenzen 
der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des  Schulbesuches 
die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benachbarten  Gemeinde 
zweckmässig  erscheint. 

§.  10.  Die  Einschulung  hat  zum  Zwecke,  sämmtlichen  innerhalb  des  Schul- 
sprengels  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Aufnahme 
in  eine  Schule  und  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern. 

§.11.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengels  wohnen,  dtlrfen  nur  inso- 
weit Aufiiahme  finden,  als  dadurch  keine  UeberfttUung  der  Lehrzimmer  herbei- 
geführt wird. 

Das  Gleiche  gilt  rücksichüich  der  Aufiiahme  jener  Kinder,  welche  das  sechste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  Bewilligung  der  Ortsschulbehörde 
(Ortsschulrath)  zum  Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.  12.  Eine  Schule,  welche  bereits  durch  fünf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war, 
ist  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  13.  Das  Schulhaus  soll  auf  einem  trockenen  Platze  und  wo  möglich  in  der 
Mitte  des  Schulsprengels  stehen.  Bei  der  Auswahl  der  Baustelle  sind  geräuschvolle 
Plätze  und  Strassen,  sowie  die  Nähe  lärmender  oder  solcher  Gewerbe,  welche 
einen  unangenehmen  oder  gesundheitsnachtheiligen  Geruch  verbreiten,  die  Nach- 
barschaft von  Sümpfen  und  anderen  Gewässern  u.  dgl.  zu  vermeiden.  Ebenerdige 
Schulzimmer  müssen  mindestens  zwei  Schuh  über  dem  Niveau  der  Strasse  angelegt 
und  ihre  Fenster  so  angebracht  werden,  dass  die  Aufmerksamkeit  der  Kinder 
nicht  durch  Vorgänge  ausserhalb  des  Hauses  abgelenkt  werde.  Auch  soll  mit  einem 
Schnlhause  kein  Zinshaus  in  Verbindung  gebracht  werden. 

§.  14.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  für  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 
Sie  müssen  bei  einer  Höhe  von  mindestens  12'  für  jedes  Kind  einen  Flächenraum 
von  6Q'  besitzen,  nebstbei  aber  ausreichenden  Platz  für  das  Lehrpult  und  einen 
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EaBten,  ftir  die  Schtiltafel  und  für  freie  Zugänge  zu  den  Bänken  darbieten,  wobei 
auch  anf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schülern  Bedacht  zu  nehmen  ist. 

In  hoch  gelegenen,  besonders  allseitig  freistehenden  Schulhäusem,  kann  eine 
Redttction  der  Höhe  bis  auf  10'  zugelassen  werden.  Alle  Lehrzimmer  müssen  gehörig 
licht  sein  und  eine  entsprechende  Ventilation  besitzen ;  mit  der  Wohnung  des  Leh- 
rers dürfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  stehen. 

§.  15.  Die  Schulbänke  müssen  so  constrnirt  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  und 
Grösse  der  Kinder  jedes  Lehrzimmers  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Alle  Pultbänke 
sind  mit  Rücklehnen  zu  versehen  und  so  einzurichten,  dass  die  Füsse  der  Schul- 
kinder entweder  auf  dem  Fussboden  oder  auf  angebrachten  schmalen  Brettern 
aufstehen. 

Die  Schulbänke  müssen  so  aufgestellt  werden,  dass  alles  Hauptlicht  von  der 
linken  Seite  oder  Rückseite  einfällt,  und  dass  die  Schüler  gegen  eine  fenster- 
lose Wand  sitzen,  vor  welcher  die  Schultafel  und  das  Lehrerpult  angebracht  ist. 

§.  16.  Die  Stiegenhäuser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  und  licht,  die 
Stiegen  und  Oänge  mindestens  6'  breit  sein  und  erstere  nie  mit  Spitzstufen  con- 
struirt  werden. 

Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen,  Gänge  und  SchuUocalitäten  davon 
Dicht  belästigt  werden. 

Jedes  Schulhaus  soll  einen  Tumraum  besitzen  und  mit  dem  nöthigen  Trink- und 
Natzwasser  versehen  werden.  Zugleich  ist  in  Landgemeinden  nach  Thunlichkeit 
ein  Garten  für  den  Lehrer  und  eine  Anlage  für  landwirthschaftliche  Schulzwecke 
zn  beschaffen  (R.  G.  vom  14.  Mai  1869,  §.  63). 

§.17.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Schulgebäude 
nnd  ihrer  Theile,  sowie  über  die  erforderlichen  Schuleinrichtungen  werden  in  einer 
Verordnung  festgesetzt,  welche  der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  nach  Ein- 
vernehmung der  Landesschulbehörde  (Landesschulrath)  erlassen  wird.  Diese  Ver- 
ordnung normirt  auch  die  Modalitäten,  unter  denen  die  technischen  Organe  der 
politischen  Behörden  oder  der  Landesvertretung  bei  Approbirung  und  Ausführung 
der  Baupläne,  Beschaffung  der  Schuleinrichtung,  Ueberwachung  des  zweck- 
entsprechenden Zustandes  der  Gebäude  und  ihrer  Einrichtung  zu  interveniren 
haben. 

%.  18.  Die  Bezirksschulbehörde  (Bezirkssschulrath)  fixirt  die  Auslagen  für 
Beheizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  SchuUocalitäten,  indem  sie  ffir  jede 
Schule  nach  Flächenraum,  kubischem  Inhalt  und  Situirung  derselben  ein  Minimum 
der  beztlglichen  Kosten  feststellt,  unter  welches  nicht  herabgegangen  werden  darf. 

§.  19.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  für  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Classen  gesondert  oder  mit  den  Mädchen  vereint,  darf 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  20.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministers  fttr  Cultus  und  Unterricht,  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  zu  den  nothwendigen  Schulen  (§§.  1,  5,  12)  gehört. 


n. 

Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschule. 

§.  21.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  ninunt  die  Ortsschulbehörde 
die  Au£ceichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kinder  des  Schul- 
sprengelfl  ohne  Unterschied  ihrer  Confession  und  Heimatsberechtigung  vor. 
Wer    ein   Kind    der  Aufzeichnung    entzieht   oder    bezüglich    desselben    eine 
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anwahre  Angabe  machte  ist  mit  einer  Geldstrafe  Ton  1— 20  fl.  zu  belegen  oder 
im  Falle  der  Unvermögenheit  mit  Einschliessnng  anf  1  —4  Tagen  zn  bestrafen. 

§.  22.  Kinder,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können,  oder  zu  Hanse,  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich  befin- 
den, sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusanunenznstellen,  welches  sofort  der 
Bezirksschulbehörde  yorzulegen  ist. 

§.  23.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg- 
werken, Torfstichen  u.dgl.  beschäftigt  sind  und  den  Unterricht  einer  Fabriksschule 
geniessen. 

§.  24.  Der  Bezirksschulbehörde  steht  es  zu,  über  jene  Thatsachen^  welche 
die  in  den  §§.  22  und  23  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  allgemeinen  Volks- 
schule befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  25.  Sind  Kinder,  bezüglich  deren  ein  Befreiungsgmnd  ^§§.  22  nnd  23) 
nicht  eintritt,  nicht  binnen  der  ersten  vierzehn  Tage  des  Schuljahres  in  eine 
öffentliche  Volksschule  aufgenonmien,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  die  Eltern  oder 
deren  Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern. 

Wenn  sie  nicht  binnen  weiteren  drei  Tage  die  Aufnahme  des  Kindes  in  eine 
öffentliche  Volksschule  bewerkstelligen,  so  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe,  welche 
zwischen  1  und  5  fl.  zu  bemessen,  im  Falle  der  Unvermöglichkeit  aber  in  Ein* 
Schliessung  von  höchstens  24  Stunden  umzuwandeln  ist. 

§.  26.  Wenn  der  Ortsschulbehörde  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
lung  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schulsprengel 
bekannt  wird,  hat  er  die  Mittheilung  hierüber  an  die  betreffende  Ortsschulbehörde 
zu  richten.  Erhält  sie  Kenntniss  von  der  Uebersiedlung  eines  schulpflichtigen  Kin- 
des aus  einem  anderen  in  den  eigenen  Schulsprengel,  so  hat  sie  dasselbe  sofort 
in  das  Verzeichniss  der  schulpflichtigen  Kinder  aufzunehmen  und  nach  den  §§.  22 
bis  25  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  27.  Die  Ortsschulbehörde  revidirt  wenigstens  einmal  monatlich  die  Absen- 
tenverzeichnisse der  Schule  und  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen 
Nachlässigkeit  der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe, 
wie  bei  gänzlich  verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigen,  nicht  gesetzlieb 
befreiten  Kindes  in  die  öffentliche  Volksschule  r§.  25).  Nicht  gehörig  entschuldigte 
Sehulversäumnisse  sind  den  gänzlich  unstatthatten  gleich  zu  halten. 

§.  28.  Das  Strafausmass  kann  bis  zn  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einschlies- 
sung  gehen,  wenn  die  Eltern  das  Versäumniss  in  gewinnsüchtiger  Absicht  herbei- 
iühren. 

§.  29.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Strafausmasses  statt,  wenn  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  bezüglich  einer  schuldbaren  Vernachlässigung  des  Schul- 
besuches (§§.  25,  27)  der  Kinder  rückfällig  erscheinen.  In  diesem  Falle  kann  das 
Strafausmass  bis  zu  20  fl.  oder  einer  viertägigen  Einschliessung  gehen. 

§.  30.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfstichen  u,  dgl.,  sowie 
sonstige  Dienst-  und  Arbeitgeber,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  aicht 
zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten,  verfallen  in  die  in  den  §§.  25  nnd 
27 — 29  bezeichneten  Strafen. 

§.  31.  Die  Löschung  aus  der  Liste  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erat 
dann,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeugniss  einer 
öffentlichen  Volksschule  nachgewiesen  erscheint.  (§.  21  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.  32.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befreit,  welche  sich  in  dem  bezeichneten  Termine  an  einer  höheren  Schule  befin- 
den, und  solche,  deren  geistiger  oder  körperlicher  Znstand  erwiesenermassen 
Erreichung  des  Zieles  der  Volksschule  nicht  mehr  erwarten  lässt 
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§.  33.  filtern  oder  deren  StellTertreter,  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(^.  32)  Kinder  Tor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schale  ferne  halten,  nnter- 
hegen  denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie  solche  ftlr  Vernachlässigung 
des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen, 
Torfiitichen  n.  dgl.,  sowie  sonstiger  Dienst-  und  Arbeitgeber,  welche  die  bei  ihnen 
beschäftigten  Kinder  Tom  Schulbesuche  abhalten. 

§.  34.  Die  Verhängnng  der  in  den  §§.  21,  25,  27—29,  30  und  33  erwähnten 
Strafen  konunt  in  erster  Instanz  dem  Bezirksschulrathe  zu.  Das  Verfahren  richtet 
sich  nach  jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  im 
allgemeinen  Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertretnngen  regeln. 

§.  35.  Recurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebroobenen  Schulbesuches  haben,  soweit  sie 
nicht  gegen  Straf^erftlgungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  36.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  176  und  177  des  a.  b.  G.  B.  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Rückfalle  des  Rechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt 
werden. 

« 

in.  Abschnitt. 

« 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulweseh  und  von  den  Mitteln  zu 

seiner  Bestreitung. 

§.  37.  Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  (§.  1,  5, 
12)  ist  eine  gemeinsame  Angelegenheit  eines  jeden  Schulbezirkes.  Dieser  hat  dem- 
nach sowohl  alle  sachlichen  Bedürfnisse  derselben,  als  auch  die  Bezüge  des  Lehr- 
personals zu  bestreiten,  insofern  hiezu  nicht  der  Landesfond  berufen  ist. 

§.  88.  Zur  Besorgung  der  hieraus  erwachsenden  (Geschäfte  wird  die  Bezirks- 
schulbehörde in  jenen  Schnlbezirken,  welche  aus  mehreren  Gemeinden  bestehen, 
durch  acht  Mitglieder  mit  entscheidender  Stimme  verstärkt,  welche  von  den  Vor- 
ständen der  im  Bezirke  inbegriffenen  Gemeinden  aus  den  Gemeindewahlberech- 
tigten mittelst  absoluter  Stimmenmehrheit  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt 
werden  und  ihr  Geschäft  unentgeltlich  versehen,  für  die  damit  verbundenen  Aus- 
lagen jedoch  den  Ersatz  aus  der  Gasse  des  Schulbezbkes  erhalten.  Für  je  zwei 
Mitglieder  wird  gleichzeitig  ein  Ersatzmann  gewählt,  welcher  im  Falle  des  Todes 
oder  dauernder  Verhinderung  eines  dieser  Mitglieder  an  dessen  Stelle  berufen 
wird. 

§.  39.  Besteht  der  Schulbezirk  aus  einer  einzigen  Gemeinde,  so  werden  die 
im  §.  37  erwähnten  Geschäfte  gleich  anderen  Gemeindeangelegenheiten  durch  die 
Gemeindevertretung  und  ihre  Executivorgane  besorgt. 

§.  40.  Auf  den  Schulbezirk  gehen  alle  Verpflichtungen  über,  welche  bezUglrch 
der  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  bisher  jeder  ein- 
zelnen Schulgemeinde  entweder  ftlr  sich  allein  oder  in  Concurrenz  mit  anderen 
Personen  oder  Corporationen  oblagen. 

§.  41.  Soweit  das  Gesetz,  ein  Vertrag  oder  ein  sonstiger  Privatreohtstitel 
nebst  der  Gemeinde  noch  andere  Personen  oder  Corporationen  oder  Fonde  zu  Lei- 
stungen und  Beiträgen  ftlr  die  sachlichen  Bedttr&isse  oder  ftlr  das  Dienstein- 
kommen  des  Lehrpersonals  verpflichtete,  oder  Stiftungen  mit  solchen  Widmungen 
bestehen,  sind  solche  Verpflichtungen  und  Widmungen  im  vollen  Umfange  aufrecht 
zu  erhalten. 
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Diess  gilt  insbesondere,  insofern  Stiftungsanordnnngen  nicht  dagegen  sind, 
von  der  bisherigen  gesetzlichen  Verpflichtung;  dem  Schnllehrer  das  Messnerein- 
kommen zuzuwenden;  wobei  jedoch  der  zur  Entlohnung  fllr  den  eigentlichen  Mess- 
nerdienst unumgänglich  nothwendige  Theil  desselben  auszuscheiden  und  der 
Eirchengemeinde  zu  belassen  ist. 

Ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Modalitäten  bestimmen^  nach  welchen  diese 
Ausscheidung  zu  erfolgen  hat. 

§.  42.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu- 
flttsse  bestimmten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunlichster 
Aufrechthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  wahren  und  dürfen  die 
stiftungsmässigen  Zuflüsse  in  die  vom  Schulbezirke  der  betreffenden  Schule  zu 
leistende  Datation  nicht  eingerechnet  werden. 

§.  43.  Wenn  die  Aufhebung  eines  noch  bestehenden  Schulpatronats  von  Seite 
des  verfügungsberechtigten  Inhabers  oder  vom  Schulbezirke  angestrebt  wird  und 
eine  gütliche  Verständigung  über  die  von  dem  Berechtigten  für  die  Entbindung 
von  den  Patronatslasten  zu  leistende  Entschädigung  nicht  zu  erzielen  ist,  so  können 
die  Aufhebung  des  Patronats  und  die  Modalitäten  der  Entschädigung  durch  ein 
Landesgesetz  ausgesprochen  werden. 

§.  44.  In  die  Gasse  des  Schulbezirkes  fliessen  die  für  Schulzwecke,  jedoch 
nicht  ftlr  eine  bestimmte  Schule  gemachten  Geschenke  und  Legate,  mit  möglichster 
Aufrechthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung,  das  Schulgeld  und  andere 
besondere  Einnahmen  für  Schulzwecke. 

§.  45.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Schulen  von 
der  Landesschulbehörde  über  Vorschlag  der  Bezirksschulbchörde  mit  Rücksicht 
auf  die  örtlichen  Verhältnisse  des  Schulsprengels  in  drei  Classen  getheilt.  Das 
Schulgeld  wird  darnach  für  jedes  schulpflichtige  und  nicht  vom  Schulbesuche 
befreite  Kind  (§§.  22  und  23)  an  der  allgemeinen  Volksschule  mit  10,  8,  6,  5  kr. 
für  jede  Woche  der  vorgeschriebenen  Unterrichtszeit  festgesetzt.  Bei  der  drei- 
classigen  Bürgerschule  ist  das  Schulgeld  in  gleicherweise  mit  12  kr.  wöchentlich 
für  jedes  schulbesuchende  Kind  einzuheben. 

§.  46.  Eine  Einhebung  des  Schulgeldes  findet  vorhinein,  ohne  Intervention 
der  Lehrer,  wöchentlich  oder  monatweise  durch  die  Gemeindevorstehung  statt, 
welche  die  erhobenen  Beträge  am  Ende  eines  jeden  Monats  an  die  Gasse  des 
Schulbezirkes  abzuliefern  und  ordnungsmässig  zu  verrechnen  hat.  SchulgeldrUck- 
stände  sind  nach  den  Vorschriften  überEinhebang  rückständiger  Gemeindeumlagen 
zu  behandeln. 

§.  47.  Der  Ortsschulbehörde  und  rücksichtlich  der  Bürgerschulen  der  Bezirks- 
schulbehörde steht  es  zu,  die  schulbesuchenden  Kinder  unbemittelter  Eltern  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  Fortgang  ganz  oder  theilweise  von  der  Schulgeldentrichtung 
zu  befreien,  und  Eltern,  welche  gleichzeitig  für  mehr  als  drei  die  öffentlichen 
Schulen  besuchenden  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben,  eine  Ermässigung 
zuzugestehen.  Der  hiedurch  bei  der  allgemeinen  Volksschule  veranlasste  Ausfall 
ist  aus  den  Gemeindemitteln  des  Schulortes  zu  ersetzen,  soweit  nicht  Stiftungen 
zur  vollen  oder  theilweisen  Bestreitung  des  Schulgeldes  an  der  betreffenden  Schule 
bestehen.  Die  Kinder  der  Lehrer  der  Schule  sind  an  derselben  von  der  Schulgeld- 
entrichtung frei,  ohne  weitere  Verpflichtung  der  Gemeinde  hiefür. 

§.  48.  Die  Gemeindevertretung  des  Schulortes  kann  auch  beschliessen,  dass 
die  Gemeindecasse  die  Schulgeldentrichtung  fttr  sänmitliche  schulpflichtige  und 
nicht  vom  Schulbesuche  befreite  Kinder  ganz  oder  theilweise  übernehme. 

§.  49.  Ebenso  kann  die  Landesschulbehörde  dem  Gemeindevorstande  gestat- 
ten, dass  er  zwar  die  Einzelnerhebung  des  Schulgeldes  vornehme,  an  die  Gasse 
des  Schulbezirkes  aber  einen  nach  dem  Gesammtertrage  der  letztverflossenen  drei 
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Jahre  ^§§.  46,  47^  ermittelten  Pauschalbetrag  abliefere,  dessen  Ziffer  nach  je 
drei  Janren  neneriich  festzustellen  ist. 

§.  50.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Aufhahmsgebtthr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  für  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Gegenstände, 
für  Benutzung  der  zum  Schulgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstücke,  Lehr- 
mittel und  Unterrichtserfordernisse,  für  Beheizung,  Beleuchtung  oder  Reinigung 
der  Schullocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  werden.  Die  Schulbücher  und  andere 
Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern  oder  deren  Stellyertreter  und  im 
Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch  die  Gfemeinde  des  Schulortes,  bei 
dreiclassigen  Bürgerschulen  aber  vom  Schulbezirke  beizuschaffen. 

§.  51.  Sind  die  schnlbesuchenden  Kinder,  für  welche  die  ganze  oder  theil- 
weise  Schulgeldbefreiung  (§.  47)  bewilUgt,  oder  der  Bedarf  an  Lehrmitteln  und 
Unterrichtserfordemissen  (§.  50)  beigeschaffi  wurde,  nicht  im  Schulorte  heimats- 
berechtigt, so  kann  die  Gemeinde  des  Schulortes  den  Ersatz  jener  Auslagen  von 
der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  52.  Zu  den  nothwendigen  Ausgaben  des  Schulbezirkes  gehören  auch : 
aj  Die  Dotation  der  Lehrerbibliothek ,  für  welche  von  den  Lehrern  ein  Beitrag 

mit  einem  halben  Percente  des  Jahresgehaltes  erhoben  werden  kann ; 
bj  die  Kosten  der  Abhaltung  von  Bezirkslehrerconferenzen  einschliesslich  der 

den  Mitgliedern  zu  gewälffenden  Reisekostenentschädigungen ; 
cj  die  Reisekostenentschädigungen  und  Taggelder  für  die  Abgeordneten  der 

Bezirksconferenzen  zu  den  Landesconferenzen. 

§.  53.  Reichen  die  Schuleinkünfte  (§§.  41,  42,  44)  voraussichtlich  nicht  hin, 
um  die  veranschlagten  Ausgaben  des  Schulbezirkes  für  das  nächste  Jahr  zu 
bestreiten,  so  ist  zur  Deckung  des  Restes  derselben  eine  Umlage  auszuschreiben, 
welehe  in  den  Städten  mit  eigenem  Statut  in  gleicher  Weise,  wie  die  anderen 
Gemeindeumlagen,  ausserhalb  jener  Städte  gleichzeitig  mit  dem  Landeserfordemiss- 
zaseblage  zu  den  directen  Steuern  erhoben  wird. 

§.  54.  Müsste  die  Umlage  für  Volksschulzwecke  r§.  53)  die  Ziffer  von  10  Per- 
cent des  Ordinariums  der  directen  Steuern  im  Schuloezirke  übersteigen,  so  hat 
die  Deckung  des  Mehrbedarfes  aus  Landesmitteln  zu  erfolgen,  aus  welchen  auch 
die  Gehalte  des  Lehrpersonals  der  dreiclassigen  Bürgerschulen  und  die  Lehrmittel 
für  alle  nothwendigen  Volksschulen  des  Landes  zu  bestreiten  sind. 

üebergangsbestiminungen. 

§.  55.  Die  bestehenden  Kothschnlen  sind  binnen  zwei  Jahren  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  den  anderen  öffentlichen 
Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand  nicht  mehr  als  nothwendig  er- 
scheint, aufzulassen. 

§.  56.  Die  bestehende  Eintheilung  der  Schulsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bezirks- 
schulbehörden  zu  unterziehen. 

§.  57.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
soll  die  Einschulung  sämmtlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Ein- 
schichten des  Landes  durchgeftihrt  sein. 

SchluBBbeatimmnngen. 

§.  58.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  seiner  Kundmachung 
nachfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§•  59.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Verord- 
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« 

nnngen^  insoweit  solche  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wider- 
sprechen oder  durch  dieselben  ersetzt  werden^  ausser  Kraft. 

§.  60.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  ftir  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

luier  ■•  f. 


Nr.  32. 

f 

Gesetz  vom  17.  Jänner  1870 

zur  Regelang  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstandes  an  den  öffentlichen 

Tolksschulen  des  Herzogthumes  Kämthen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Kämthen  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

I.  Abschnitt. 
Von  der  Anstellung  des  Lehrpersonals. 

§.  1.  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  zeigtdie 
Ortsschulbehörde  (Ortsschulrath^  sofort  der  Bezirksschulbehörde  (Bezirksschnlrath) 
an,  welche  die  Concursausschreibung  yomimmt. 

§.  2.  Die  Concursausschreibung  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  und  des 
Dienstortes  fUr  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbundenen  Jahresgehalt  nebst 
sonstigen  Bezügen  und  die  Modalitäten  seiner  eventuellen  Steigerung,  sowie  die 
beizubringenden  Behelfe  namhaft  machen  und  die  Bewerber  anweisen,  ihre* 
Gesuche  bei  der  betreffenden  Ortsschulbehörde  einzubringen.  Mit  Genehmigung 
der  Landesschulbehörde  (Landesschulrath)  können  weibliche  Lehrkräfte  in  den 
unteren  Classen  der  Volksschule  auch  flir  den  Unterricht  der  Knaben  zugelassen 
werden;  diess  ist  sodann  in  die  Concursausschreibung  ausdrücklich  aufzunehmen. 

Die  Bewerbungsgesuche  um  Lehrstellen  an  Bürgerschulen,  deren  Gehalt  aus 
dem  Landesfonde  bestritten  wird,  sind  bei  der  betreffenden  Bezirksschulbehörde 
einzubringen. 

§.  3.  Die  Bekanntmachung  der  Concursausschreibung  erfolgt  in  dem  ämtlichen 
Landesblatte  und  in  einem  oder  mehreren  anderen,  nach  dem  Ermessen  der 
Bezirksschulbehörde  zu  bestimmenden,  namentlich  fachmännischen  Organen  der 
öffentlichen  Presse. 

§.  4.  Der  Termin  zur  Einreichung  der  Gesuche  muss  mindestens  auf  sechs 
Wochen  festgesetzt  werden.  Die  Bewerbungsgesuche  bereits  angestellter  Lehr- 
individuen sind  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen, 
welche  ihr  Gutachten  sofort  beizufügen  hat. 

§.  5.  Die  Ortsschulbehörde  sanmielt  die  Gesuche  und  erstattet  binnen  vier 
Wochen  an  die  Bezirksschulbehörde  einen  Vorschlag  zur  Besetzung  der  erledigten 
Stelle.  Bei  Lehrstellen  der  Bürgerschulen  (§.  2)  hat  die  Bezirksschulbehörde  in 
gleicher  Frist  einen  Besetzungsvorschlag  an  die  Landesschulbehörde  zn  erstatten. 

§.  6.  Das  bisherige  Präsentations-  (Emennungs-)  Recht  der  Schulgemeinde 
geht  an  den  Schulbezirk  über  und  wird  von  denselben  Organen  ausgeübt,  welche 
zur  Besorgung  der  ökonomischen  Angelegenheiten  des  Schnlbezirkes  berufen  sfnd 
(§§.  38  und  39  des  Landesgesetzes  zur  Regelung  der  Errichtung  und  Erhaltung/ 
sowie  des  Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen). 
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§.  7.  Wird  eine  Schale  nicht  vom  Schalbezirke  erhalten,  so  steht  Demjenigen, 
welcher  sie  erhält,  das  Präsentationsrecht  zu. 

§.  8.  Ein  Präsentationsrecht,  welches  dem  Pfarrer  ohne  Verpflichtang  znr  Tra- 
gnng  der  Patronatslasten  znsteht,  erlischt  mit  dem  Beginnen  der  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes. 

§.  9.  Wenn  das  Präsentationsrecht  nicht  einer  Behörde  znsteht,  welcher  der 
Bezirksschnlinspector  angehört,  hat  die  Bezirksschalbehörde  an  die  Präsentations - 
berechtigten  ein  über  jeden  einzelnen  Bewerber  sich  aassprechendes  Gatachten 
zu  erstatten^  welches  dem  Präsentationsacte    (§.  10)  beiznschliessen  ist. 

§.  10.  Der  Präsentationsberechtigte  wählt  innerhalb  vier  Wochen ,  ohne  an 
den  Vorschlag  der  Ortsschalbehörde  oder  eine  von  ihr  aufgestellte  Reihenfolge 
der  Candidaten  (§.5),  beziehungsweise  an  das  Gatachten  der  Bezirksschalbehördo 
(§.  9)  gebunden  zu  sein,  den  ihm  am  meisten  geeignet  scheinenden  Bewerber  aus, 
und  zeigt  ihn  unter  Vorlage  der  ihn  betreffenden  Acten  sofort  der  Landesschul- 
behörde  an. 

§.11.  Die  Präsentation  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknüpft  werden;  jede 
dieser  Bestimmung  zuwider  etwa  eingegangene  Verpflichtung  eines  Bewerbers  ist 
nngiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  12.  Wird  die  Präsentation  von  der  Landesschulbehörde  beanständet  (§.  50, 
Alinea  4  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Verhandlung  mit 
Angabe  der  gesetzlichen  Gründe ,  welche  der  Anstellung  entgegenstehen,  an  den 
Präsentationsberechtigten  zurückzuleiten,  welchem  es  überlassen  bleibt,  binnen 
vienehn  Tagen  eine  andere  Präsentation  vorzunehmen,  oder  den  Recurs  an  den 
Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  ergreifen. 

§.  13.  Wird  die  Präsentation  von  der  Landesschulbehörde  nicht  beanständet, 
so  fertigt  sie  unter  Berufung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret  aus,  weist  dem 
Ernannten  sein  Diensteinkommen  an  und  erlässt  den  Auftrag  an  die  Bezirks- 
schnihehörde,  entweder  durch  einen  Delegirten  aus  ihrer  Mitte  oder  durch  den 
Vorsitzenden  der  Ortsschulbehörde  die  Beeidigung  des  Ernannten  und  seine  Ein- 
itlhrung  in  den  Schuldienst  vornehmen  zu  lassen. 

§.14.  Der  Präsentationsberechtigte  ist  einzuladen,  sich  bei  der  Beeidigung 
und  Einftlhrung  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  durch  einen  Abgeordneten  ver- 
treten zu  lassen. 

§.  15.  Nimmt  der  Präsentationsberechtigte  binnen  der  gesetzlichen  Frist 
(§§.  10  und  12)  keine  Präsentation  vor,  so  tritt  für  diesen  Fall  die  Landesschul- 
behörde in  seine  Rechte  ein.  . 

§.  16.  Jede  in  Gemässheit  der  §§.  1  bis  15  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  versehenen  Unterlehrers 
ist  eine  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Ver- 
setzung, welche  die  Bezirks-  oder  Landesschulbehörde  aus  Dienstesrücksichten 
anordnet,  fügen,  sofern  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  leidet.  Die  Ueber< 
siedlungskosten  sind  ihm  aus  der  Gasse  des  Schulbezirkes,  in  den  er  versetzt 
wird,  zu  vergüten. 

§.  17.  Bei  allen  Versetzungen  müssen  die  bestehenden  Vorschlags-  und  Prä- 
sentationsrechte berücksichtigt  werden. 

§.  18.  Ueber  die  Verleihung  einer  Dienstalterszulage  entscheidet  bei  den 
allgemeinen  Volksschulen  die  Bezirksschulbehörde,  bei  Bürgerschulen  die  Landes- 
schulbehörde ohne  Concursausschreibung. 

§.  19.  Die  Ernennung  von  Lehrern  für  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise,  wie 
jene  der  anderen  Mitglieder  des  Lehrstandes,  jedoch  ohne  Concursausschreibung, 
bei  den  allgemeinen  Volksschulen  von  der  Bezirksschnlbehörde,  bei  Bürgerschulen 
von  der  Landesschulbehörde  vorzunehmen. 
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n.  Abschnitt. 

Von  dem  Diensteinkommen  des  Lehrpersonals. 

§.  20.  Um  den  Betrag  auszumitteln;  auf  welchen  jede  Lehrstelle  Ansprach 
gibt,  werden  die  Schulgemeinden  nach  den  Durchschnittspreisen  der  wichtigsten 
Lebensbedttrfnisse  und  anderen  örtlichen  Verhältnissen  in  drei  Classen  getheilt 
Diese  £2intheilung  nimmt  die  Landesschulbehörde  vor  und  revidirt  sie  von  10  zu 
10  Jahren,  ohne  dass  dadurch  zwischenweilige  Berichtigungen  ausgeschlossen  sind. 

§.  21.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgehaltes,  welchen  ein  Lehrer 
in  Gemeinden  der  I.  (höchsten)  Clnsse  anzusprechen  hat,  beträgt  600  fl.,  in  Ge- 
meinden der  n.  Classe  500  fl.,  in  Gemeinden  der  IIL  (untersten)  Classe  400  fl. 

§.  22.  Für  Lehrstellen  an  Bürgerschulen  ist  der  mindeste  Betrag  des  festen 
Jahresgehalt  eines  Lehrers,  ohne  Unterscheidung  der  eben  erwähnten  Classen 
(§.  21)  mit  600  fl.  festzustellen;  der  Landesschulbehörde  steht  es  frei,  eine  noch 
höhere  Ziffer  fttr  diesen  Gehalt  auszusprechen. 

§.  23.  Alle  fixen  Geldbezttge,  welche  dem  Lehrer  aus  Verbindlichkeiten 
einzelner  Personen,  aus  Stiftungen  und  dergleichen  zufliessen,  werden  (yorbehalt- 
lich  der  Wahrung  ihrer  Bestimmung  zu  einem  speciellen  Zwecke)  von  der 
Gemeinde  fttr  Rechnung  des  Schulbezirkes  eingehoben. 

§.  24.  Die  veränderlichen  Geldgaben,  welche  auf  einem  im  §.  23  angeführten 
Titel  beruhen,  sind  mit  dem  Durchschnittserträgnisse  der  letztverflossenen  drei 
Jahre  sofort  in  einen  fixen  Bezug  für  Rechnung  des  Schulbezirkes  umzuwandeln ; 
CoUecturen  bei  den  einzelnen  Ortsinwohnem,  Absammlungen  von  Neujahrsgeldern 
und  dergleichen  dürfen  nicht  mehr  stattfinden. 

§.  25.  So  lange  die  Natural-Giebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie 
nach  dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  Jahren  1834—1863  (nach  Aus- 
scheidung des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedrigsten  Preisen) 
oder,  wo  keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung 
durch  Sachverständige  (unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in 
einen  fixen  Geldbezug  fttr  Rechnung  des  Schulbezirkes  verwandelt. 

§.  26.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten-  (Weingarten-),  Gras-  oder  Wald- 
land, dessen  Besitz  mit  der  Lehrerstelle  verbunden  ist ,  werden  so  zu  Geld  ver- 
anschlagt, dass  vom  Katastralreinertrage  jeder  Parcelle  die  darauf  haftenden 
Steuern  sammt  Zuschlägen  abgezogen  werden. 

§.  27.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  26)  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  noch  Abgängige  muss  ihm 
vom  Schulbezirke  in  baarem  Gelde,  und  zwar  in  monatlichen  Anticipatrateu 
bezahlt  werden. 

Ist  mit  einer  Lehrstelle  bereits  gegenwärtig  ein  höheres  Einkommen  verbun- 
den, so  ist  dasselbe  ihrem  jetzigen  Lihaber  ungeschmälert  zu  erhalten. 

§.  28.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Quartiergeld-Entschädigung,  femer  Remunerationen,  Aushilfen, 
Zulagen  und  dergleichen  dürfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug 
gebracht  werden. 

§.  29.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  ftlnf  Jahre  lang  an  einer 
öffenüichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  ununterbrochen  und  mit  gutem  Erfolge  gewirkt  haben,  erhalten  eine  in 
monatlichen  Anticipatraten  fiüssige  Dienstalterszulage  mit  10  Percenten  des  min- 
desten Jahresgehaltes  (§§.  21,  22)  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  am  Tage  des 
zurückgelegten  fllnften  Dienstjahres  ftingiren.  Unter  den  gleichen  Modalitäten  gibt 
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ihnen  jede  zurückgelegte  weitere  fttnQährige  Dienstperiode  bis  zum  vollendeten 
30.  Jahre  ihrer  Dienstzeit  Anspruch  auf  eine  weitere  Zulage,  welche  mit  10  Percent 
des  mindesten  Jahresgehaltes  der  Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage  des  zurück- 
gelegten neuen  Qainquenniums  angestellt  sind,  zu  bemessen  ist.  Der  Betrag,  um 
welchen  das  gegenwärtige  Einkommen  einer  Schulstelle  den  gesetzlich  mindesten 
Jahresgehalt  übersteigt  (§.  27),  darf  in  eine  solche  Dienstalterszulage  nicht 
eingerechnet  werden. 

§.  30.  Einem  Director  oder  Oberlehrer  gebührt  eine  Functionszulage,  welche 
in  den  Gemeinden  der  J.  Gehaltsclasse  fbr  Ersteren  300  fl.,  für  Letzteren  150  fl.; 
in  den  Gemeinden  der  U.  Gehaltsclasse  fttr  Ersteren  200  fl.,  für  Letzteren  100  fl., 
m  jenen  der  m.  Gehaltsclasse  für  Ersteren  JOO  fl.,  für  Letzteren  50  fl.  beträgt 
nnd  in  den  gleichen  Raten  mit  dem  festen  Jahresgehalte  behoben  werden  kann. 

§.  31.  Jeder  Leiter  einer  Schule  hat  das  Recht  auf  eine  mindestens  aus  zwei 
Zimmern  und  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm  wo  möglich  im  Schulgebäude  selbst  anzuweisen  ist.  Kann  ihm  eine  solche 
nicht  ansgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  ein  den  Loealverhältnissen  entspre- 
chendes Quartiergeld. 

§.  32.  Den  übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  fireie  Wohnung  nur  insofeme 
zn,  als  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
solchen  standen.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Entschädigung,  in  deren 
Besitze  sie  bereit  stehen ;  eine  solche  muss  ihnen  auch  zuerkannt  werden,  wenn 
ihnen  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  33.  Eine  mit  Grundstücken  dotirte  Lehrstelle  (§.  26)  gibt  auch  Anspruch 
anf  den  Besitz  und  die  Benützung  der  erforderlichen  Wirthschaftsräume. 

§.  34.  Der  Gehalt  eines  Unterlehrers  ist  mit  60  Percent  des  mindesten 
Jahresgehaltes  eines  Lehrers  in  derselben  Gemeinde  (§§.  21)  zu  bemessen. 

§.  35.  Ein  Recht  auf  freie  Wohnung  hat  ein  Unterlehrer  nur  dann,  wenn  er 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
Nataralwohnung  sich  befindet  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Eatschädi- 
gung,  in  deren  Besitze  er  bereits  steht;  eine  solche  muss  ihm  auch  zuerkannt 
werden,  wenn  ihm  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  36.  So  lange  Unterlehrer  nicht  definitiv  angestellt  sind,  bedürfen  sie  zu  ihrer 
Verehelichung  die  Genehmigung  der  Bezirksschnlbehörde. 

§»  37.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonals  wird  nach  den  für  das 
männliche  aufgestellten  Grundsätzen  (§§.  21 — 36)  geregelt;  doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  80  Percent  jener  Ziffern  zu  normiren,  welche  unter  gleichen  Verhältnissen 
anf  Männer  entfallen  würden. 

§.  38.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  Unterrichtsfächer,  sowie  die  Lehre- 
rinen der  weiblichen  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reichs- 
gesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen,  erhalten  eine  fixe  Remuneration, 
welche  bei  der  allgemeinen  Volksschule  von  der  Bezirksschulbehörde,  bei  Bürger- 
schnlen  von  der  Landesschulbehörde  nach  Massgabe  der  wöchentlichen  Unter- 
richtsstnnden  bestimmt  wird. 

§«  39.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  provisorisch  oder  definitiv  an- 
gestellten Lehrpersonen  haben  sich  jeder  Nebenbeschäftigung  zu  enthalten,  welche 
dem  Anstände  und  der  äusseren  Ehre  ihres  Standes  widerstreitet,  oder  ihre  Zeit 
anf  Kosten  der  genauen  Erfüllung  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  die 
Voranssetzung  einer  Befangenheit  in  Ausübung  des  Lehramtes  begründet. 

§^  40.  Jedes  Mitglied  des  Lehrstandes  hat  sich  von  dem  Zeitpuncte  an,  mit 
welchem  die  Regulirung  seiner  Bezüge  nach  den  §§.  21 — 30  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  durchgeführt  ist,  der  Ertheilung  des  sogenannten  Nachstunden-Unter- 
riehtes  und  der  Vorsehung  des  Messner-  (Küster-)  Dienstes  zu  enthalten. 
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§.41.  Die  Bezirksschnlbehörde  hat  bei  üeberschreitimgen  des  im  §.40  ansge- 
sprochenen  Verbotes  sofort  strengstens  Amt  zu  handeln^  bei  Wahmehmnng  von 
Verletzungen  des  im  §.  39  enthaltenen  Verbotes  aber  dem  Betreffenden  eine 
höchstens  sechswöchentliche  Frist  zu  setzen,  binnen  '  deren  er  entweder  dem 
Schaldienste  oder  der  Nebenbeschäftigung  zu  entsagen  hat.  Gegen  diese  Anffor- 
derong  steht  der  Recnrs  an  die  Landesschnlbehörde  offen^  welcher  binnen  acht 
Tagen  zn  ergreifen  und  mit  aller  Beschleunigung  zu  erledigen  ist« 

m.  AbBchnitt, 

Von  der  Disciplinar-Behandlung  und  Entlassung   des  Lehrper- 

Bonals. 

§.  42.  Jedes  pflichtwidrige  Verfahren  von  definitiv  oder  provisorisch  ange- 
stellten Lehrpersonen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Schule  oder  von  der  Bezirksschulbehörde  mündlich  oder  schriftlich  unter  Hin- 
weisung auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung  genügt,  oder 
durch  die  Landesschnlbehörde  mittelst  einer  Disciplinarstrafe  geahndet 

§.  43.  Solche  Disciplinarstrafen  sind : 
aj  der  Verweis ; 

h)  die  Entziehung  des  Anspruches  auf  die  Dienstaltersznlage ; 
cj  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle. 

§.  44.  Der  Verweis  wird  stets  schriftlich  ertheilt  und  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  ftlr  den  Fall  wiederholter  Pflichtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betroffenen  wird  diese  Strafe  nicht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  45.  Die  Bewilligung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszolage 
(§.  29)  kann  auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  gänzlich  abgesprochen 
werden. 

§.  46.  Die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Direc- 
tors  und  hiedurch  erfolgende  Znrttckversetzung  solcher  Personen  in  die  Kategorie 
der  Lehrer  kann  mit  oder  ohne  Aendernng  des  Dienstoiles  stattfinden. 

§.  47.  Sowohl  in  diesem  Falle  als  auch  bei  der  strafweisen  Versetzung  an  eine 
andere  Lehrstelle  desselben  Bezirkes  hat  das  Disciplinarerkenntniss  zugleich 
den  Rang  zu  bestinmien,  mit  welchem  der  Betroffene  in  das  Lehrpersonale  seines 
Dienstortes  künftighin  einzureihen  ist. 

§.48.  Bevor  gegen  ein  Mitglied  des  Lehrstandes  eine  Disciplinarstrafe  verhfogt 
wird,  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten  zu 
seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten.  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlich  Torge- 
bracht,  so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden. 

Stellt  sich  die  (mündliche  oder  schriftliche)  Rechtfertigung .  als  genügend 
heraus,  so  ist  diess  dem  Beschuldigten  schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  49.  Die  Landesschnlbehörde  ist  bei  Verhängung  der  im  §.  43  bezeichneten 
Disciplinarstrafen  an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  derselben  gebunden. 

§.  50.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  jedoch  in  der  Regel  erst  daan  ver- 
hängt werden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgehens  mindestens  einer  Disciplinar- 
strafe neuerdings  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienst- 
pflichten stattfanden«  Nur  gegen  Denjenigen  kann  die  Entlassung  sofort  Platz 
greifen,  welcher  sich  einer  rohen  Züchtigung  eines  SchfUers  oder  einer  gröblichen 
Verletzung  der  Religion  und  Sittlichkeit  schuldig  gemacht  hat. 

§.  51.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  der  Landesschnlbehörde  ohne 
Disciplinarerkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  strafgerichtliche  Verurtheilnng 
erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  des  Betroffenen  von  der  Wählbarkeit  in  die 
Gemeindevertretung  nach  sich  zieht.  (Abs.  3  des  §.  48  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 
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§.52.  Jede  EnflasBung  vom  Schuldienste  ist  dem  Blinister  flirCnltas  und  Unter- 
richt anzuzeigen^  welcher  davon  den  Landesbehörden  der  ttbrigen  im  Reichsrathe 
vertretenen  Länder  Hittheilung  macht. 

§.  53.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  der  Bezirksschulbehörde  flir  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinaren 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  für  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verlangt  Ein  Recurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschie- 
bende Wirkung. 

§.  54.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  gefähr- 
det, so  hat  die  Bezirksschulbehörde  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verabrei- 
chenden Alimentation  auszusprechen,  welche  höchstens  zwei  Dritttheile  des  zur 
Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  (§§.  21,  29,  30)  betragen  darf  — 
Erfolgt  späterhin  eine  Schuldloserklärung,  so  gebtthrt  ihm  der  Ersatz  des  zeitweisen 
Verlustes  am  Diensteinkonunen. 

IV.  Abschnitt 

Von  der   Versetzung  des  Lehrpersonals  in    den  Ruhestand  und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§.  55.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  wegen  allzuvorgerttck- 
ten  Lebensalters,  wegen  schwerer  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  oder 
wegen  anderer  bertlcksichtigungswerther  Verhältnisse  zur  Erfüllung  der  ihm  ob- 
liegenden Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen  der 
betreffenden  Person,  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amts  wegen  verftigt  werden. 
Nach  tadellos  zurttckgelegter  vierzigjähriger  Dienstleistung  darf  keinem  Lehrer 
die  Versetzung  in  den  Ruhestand  über  sein  Ansuchen  verweigert  werden. 

§.  56.  Freiwillige  Dienstenlsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand.  Als  fireiwillige 
Dienstesentsagung  wird  auch  jede  Verehelichung  einer  Oberlehrerin  oder  Leh- 
rerin, sowie  die  ohne  Genehmigung  der  Bezirksschulbehörde  (§.  36)  stattgefun- 
dene Verheiratung  eines  noch  nicht  definitiv  angestellten  Unterlehrers  angesehen. 

§.  57.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstentsagnng 
oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  der  Landes- 
schulbehörde  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher  Zeit  auch 
die  Räumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehrstelle  ver- 
bundenen Besitzes  an  Grundstücken  stattzufinden  hat,  ttber  deren  Nutzung  nach 
§.  76  zu  entscheiden  ist. 

§.  58.  Das  Ausmass  des  Ruhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhestand 
Versetzten  abhängig. 

§.  59.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  deijenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Jene  Dienstalterszulagen 
(§.  29),  welche  dem  mindesten  Jahresgehalte  zuwachsen,  sowie  die  Functions- 
znlagen  (§.  30)  der  Directoren  und  Oberlehrer  sind  als  Theile  dieses  Jahres- 
gehaltes zu  betrachten. 

§.  60.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Hitglied  des  Lehrstandes 
narb  bestandener  Lehrbefähigungsprttfnng  an  einer  öffentlichen  Schule  zugebracht 
hat  (9-  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt  die 
Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesener- 
massen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrindividuums. lag. 

§•  61.  Demjenigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  60)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
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eine  Abfertigung^  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  59)  zn  bemessen  ist. 

§.  62.  Diejenigen^  welche  vom  Beginne  des  eilften  bis  zur  Vollendung  des 
fünfzehnten  Diens^ahres  (§.  60)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  erhalten  ein 
Dritttheil  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem  vollendeten  ftnf- 
zehnten  Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Achttheile,  mit  jedem 
weiter  zurückgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil,  mit  dem  beendeten 
vierzigsten  Diens^ahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes 
(§.  59)  als  Pension. 

§.  63.  Die  Versetzung  in  den  Buhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder  eine 
zeitweilige.  Im  letzteren  Falle  hat  der  Betroffene  nach  Behebung  des,  jene  Ver- 
setzung begründenden  Hindernisses  seiner  Thätigkeit  sich  nach  der  Weisung  der 
Landesschulbehörde  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen  oder  auf  seinen 
Ruhegenuss  zu  verzichten.  Auch  im  ersteren  Falle  erlischt  der  Ruhegenuss,  wenn 
der  in  dauernden  Ruhestand  Versetzte  einen  mit  Gehalt  dotirten  Dienst  übernimmt. 

§.  64.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes,  haben  nur 
dann  einen  Versorgungsanspruch,  wenn  der  verstorbene  Gatte  oder  Vater  selbst 
zu  einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  65.  Die  Witwen  und  Waisen  der  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  ver- 
sehenen Unterlehrer,  welche  ohne  die  erforderliche  Bewilligung  (§.  36)  sich  ver- 
ehelichten, haben  keinen  Versorgungsanspruch. 

§.  66.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.60)  vollendet  hatte,  erhält 
eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  59). 

§.  67.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Diensljahr 
§.60)  vollendet  hat,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem  Dritttheile 
es  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  59) 
zu  bemessen  ist. 

§.  68.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Gatten  erst  während  des  Ruhe- 
standes eingegangen,  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Gatten  vor 
seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  69.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  kann  die  Gattm  sich  für  einen 
abermaligen  Witwenstand  die  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweijährigen  Betrag 
jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 

§.  70.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  eine  pensionsbereohtigte 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebührt  ihr  ein  Erziehungsbeitrag,  und  ist  so  zu  bemes- 
sen, dass  ihre  Pension  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom 
verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes 
(§.  59)  überschreitet. 

§.  71.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Zurück- 
legung  des  18.  Lebensjahres  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  früher  erlangten 
Versorgung. 

§.  72.  Wenn  nach  einem  verstorbenen  Mitgliede  des  Lehrstandes  keine 
Witwe  vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss  bat 
(§.  68),  so  gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche  das 
18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  66  dieselbe 
Abfertigung,  welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.  67  aber  eine 
Concretalpension,  welche  mit  dem  Sechstheile  des  letzten  vom  Verstorbenen 
bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  73.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  18  Jahren  vorban- 
den ist. 
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§.  74.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (§.  70)  fUr  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Concretalpension  (§.  72) ;  behält  sie  sich  für  den  Fall  eines 
abermaligen  Witwenstandes  das  Wiederaufleben  ihrer  Pension  vor,  so  bezieht 
sich  dieser  Vorbehalt  anch  auf  die  Erziehungsbeiträge,  so  dass  bei  dem  Eintritte 
jenes  Falles  sofort  die  Concretalpension  der  Kinder  erlischt. 

§.  75.  Witwe  und  Kinder  eines  in  aetiver  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  haben  das  Recht,  die  Naturalwohnung  desselben  noch 
ein  Vierteljahr  lang  zu  benutzen  oder  den  ihm  zustehenden  Quaitiergeldbetrag  ittr 
den  nfichst  verfallenden  Erhebungstermin  zu  beziehen. 

§.  76.  Erfolgt  der  Tod  eines  in  aetiver  Dienstleistung  verstorbenen  Mitglie- 
des des  Lehrstandes  zwischen  dem  1.  Juni  und  31.  October,  so  gehören  die 
Nutzungen  des  zur  Doti^tion  der  Schulstelle  gehörigen  Grundstückes  (§.  26)  vom 
Todesjahr  den  Erben,  und  ist  ihnen  die  etwaige  Winteraussaat  zu  ersetzen.  Ausser 
diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch  auf  den  Ersatz  aller  Auslagen^ 
welche  zur  Erzielung  der  Nutzungen  gemacht  wurden. 

§.  77.  Wenn  der  letzte  von  einem  in  aetiver  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliede  des  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgehalt  600  fl.  nicht  tiber- 
steigt und  der  Nachlass  zugleich  nicht  hinreicht,  die  Krankheits-  und  Leichen- 
kosten zu  bestreiten,  gebtthrt  den  Erben  des  Verstorbenen  ein  Viertel  jenes 
Jahresgehaltes  als  Conductquartal. 

§.  78.  Zur  Deckung  der  RuhegenUsse  fttr  dienstuntauglich  gewordene  Mit- 
glieder des  Lehrstandes,  sowie  zur  Befriedigung  der  VersorgungsansprUche  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  eine  Fensionseassa  errichtet,  welche  die  Landesschul- 
behörde  verwaltet  (§.  57  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  79.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Lehrpersonales,  welche  nach  abgelegter 
Lehrbefähigungsprtlfung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  lOPercente 
ihres  ersten,  nach  erfolgter  Reguliruug  bezogenen,  für  den  Ruhegenuss  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  und  eben  so  viel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu 
Theil  werdenden  Gehaltsaufbesserung,  Dienstalterszulage  oder  Functionszulage, 
Uberdiess  aber  jährlich  2  Percente  ihrer  für  den  Ruhegenuss  anrechenbaren 
JahresbezOge  an  die  Fensionseassa  zu  entrichten. 

§.  80.  Als  besondere  Zuflüsse  werden  der  Pensionscasse  zugewiesen : 

1.  Jene  gesetzlichen  Beiträge  aus  Verlassensehaften,  welche  bisher  dem 
Normalschulfonde  zuflössen ; 

2.  die  auf  das  Land  entfallenden  GebarnngsUberschUsse  des  Schulbücher- 
verlags ; 

3.  die  Intercalarien  für  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Erben 
eines  verstorbenen  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§§.  76,  77)  oder 
durch  die  Remuneration  des  Hilfslehrers  in  Anspruch  genommen  werden ; 

4.  die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverfllgungen  der  Schulbehörden 
eingehen. 

§.  81.  Der  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  der  Fensionseassa  noch 
weiters  erforderliche  Betrag  wird  aus  Landesmitteln  zugeschossen. 

§.  82.  Ueberschüsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  der  Pensions- 
casse (§§.  79,  81)  ergeben,  sind  zu  capitalisiren  und  nur  die  Zinsen  derselben 
in  die  nächste  Jahresrechnung  einzubeziehen. 

§.  83.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zu  ihrer  Bestreitung  Ver- 
pflichteten auch  fernerhin  bezahlt  werden. 
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üebergangsbestimmungen. 

§.  84.  Die  Landesschalbehörde  nimmt  sofort  bei  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  die  im  §.  20  vorgesehene  Eintheilnng  sämmtlicher  Schalgemein- 
den vor. 

§.  85.  Auf  Orund  dieser  Eintheilnng  legt  jede  Bezirksschnlbehörde  einen 
Kataster  sämmtlicher  Lehrstellen  des  Bezirkes  an  und  stellt  dabei  das  diesen 
Lehrstellen  gebührende  Einkommen  (§§.  21 — 38)  fest.  Auf  dasselbe  haben,  inso- 
fern es  das  gegenwärtige  Diensteinkommen  der  an  der  betreffenden  Schule  ange* 
stellten  Lehrer  UbertrifR^  nur  jene  unter  ihnen  sogleich  Anspruch,  welche  bisher 
mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben.  Die  Entscheidung  hierüber  steht  nach 
Anhörung  des  Orts-  und  Bezirksschulrathes  der  Landesschulbehörde  zu.  Allen 
anderen  definitiv  angestellten  Lehrern  gebührt  bis  zur  Einreihung  in  die  regulirte 
Lehrstelle  vom  Tage  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  ein  Jahresgehalt  von  300  fl. 

Das  einem  Mitgliede  des  Lehrstandes  gebührende  und  auf  den  Schulbezirk 
zu  übernehmende  Einkommen  bleibt  demselben  ungeschmälert  erhalten  und  ist 
ihm  bei  Versetzung  in  den  Buhestand  anzurechnen. 

§.  86.  Jenen  bereits  definitiv  angestellten  Mitgliedern  des  Lehrstandes,  welchen 
das  für  die  Lehrstelle  festgesetze  Einkommen  zuerkannt  wird  (§.  85)  und  welche 
bereits  15  Jahre  lang  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Beichsrathe 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge 
gewirkt  haben,  gebührt  nebst  dem  Lehrergehalte  die  erste  im  §.  29  bezeichnete 
Dienstalterszulage.  Alle  anderen  treten  unter  der  gleichen  Bedingung  erst  mit 
Zurücklegung  des  15.  Dienstjahres  in  den  Genuss  der  ersten  Dienstalterszulage. 

§.  87.  Die  auf  den  erwähnten  Kataster  (§.  85)  gegründete  Begulirung  der 
Bezüge  sämmtlicher  Mitglieder  des  Lehrstandes  muss  spätestens  ein  Jahr  nach 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vollständig  durchgeführt  sein. 

§.  88.  Innerhalb  dieses  Zeitraumes  hat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions- 
casse  zu  beginnen.  Bei  der  Begulirung  der  Bezüge  jedes  Mitgliedes  des  Lehr- 
standes ist  der  von  ihm  nach  §.  79  zu  entrichtende  Beitrag  bei  dem  Landesschul- 
fonde  in  Vorschreibung  zu  bringen. 


n. 

§.  89.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  der  Kundmachung  nach- 
folgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  90.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  Gesetze  und  Verordnungen, 
ausser  Kraft. 

§.  91.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

iMier  a.  p. 
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Nr.  33. 

Gesetz  vom  17.  Jänner  1870 

zor  Begelang  der  Errichtnng^  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffent- 
lichen Tolksschnlen. 

Mit  Ztistimninng  des  Landtages  Meines  Landes  Vorarlberg  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

L  AbBohxiitt. 

Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen. 

§.  1.  Eine  öffentliche  Volksschule  ist  tiberall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  fttnQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  halbe  Meile 
entfernte  Schule  besuchen  müssen.  (§.  59  des  Keichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entfernung  die  localen  Verhältnisse  periodisch  wieder- 
kehrend oder  dauernd  den  Zugang  zu  einer  Schule  erheblich  erschweren,  ist  ein  Unter- 
Ichrer  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station  wenigstens  ftlr  die  ungünstigere 
Jahreszeit  zu  exponiren,  oder  im  äussersten  Falle  mindestens  dreimal  in  der  Woche 
zum  Excnrrendo-Unterrichte  an  eine  solche  Station  zu  entsenden.  Die  Expositur 
oder  Excurrendo-Station  bildet  einen  Theil  jener  Schule,  an  welcher  der  betref- 
fende Unterlehrer  angestellt  ist.  Über  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  Expositur 
oder  Excurrendo-Station  hat  die  Bezirkschulbehörde  unter  Rücksichtnahme  auf 
die  Anzahl  der  auf  dieselbe  angewiesenen  Kinder  zu  entscheiden. 

§.  3.  Sobald  es  die  Mittel  Desjenigen,  welchem  die  Errichtung  und  Erhaltung 
dieser  Schule  obliegt,  irgend  zulassen,  ist  die  Expositur  oder  Excurrendo-Station 
durch  eine  selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.  4.  Soweit  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist  auch  besonders  in  den 
beyölkerten  Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den 
Greschlechtem  und  die  Errichtung^  eigener  Mädchenschulen  anzustreben.  Dieselbe 
mnss  überall  da  erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlich  erforderlichen  Lehrkräfte 
(§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  sechs  übersteigt. 

§.  5.  In  jedem  Schulbezirke  ist  mindestens  eine  Bürgerschule  zu  errichten. 
Die  Orte,  an  denen  diese  nothwendigen  Bürgerschulen  zu  errichten  sind,  bestimmt 
die  Landesschnlbehörde  im  Einverständnisse  mit  dem  Landesausschusse. 

§.  6.  Die  Schulbehörden  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§.  1 , 5, 1 2),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  nnnöthigen  Aufschub 
errichtet  und  hierbei  alle  Bedingungen  zu  einem  festen  nnd  gedeihlichen  Bestände 
derselben  sichergestellt  werden. 

§•  7.  Alle  fttr  die  Errichtung  nnd  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  dnrch  eine  Commission  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderlichen  Falles  mittelst  Augenscheines  festzustellen ;  das  Commissionprotokoll 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§•  8.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschiüen  darf  niemals  auf  Kosten  der 
zweckmässigen  Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen  Schulen 
(^§§«  I,  ö,  12)  bewilligt  werden. 

§.  9.  Jeder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzuweisen,  welchen 
die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  Ortschaftstheile  oder  Einschichten 
bilden.  Massgebend  für  die  Abgränzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die 
Gränzen  der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des 
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Scbulbesncfaes  die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benach- 
barten Gemeinde  zweckmässig  erscheint. 

§.  10.  Die  Einschnlnng  hat  zum  Zwecke,  sämmtlichen  innerhalb  des  Schnl- 
sprengels  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Anftiahme  in 
eine  Schule  und  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern. 

§.11.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengeis  wohnen,  dürfen  nur  in 
so  weit  Aufnahme  finden,  als  dadurch  keine  UeberfttUnng  der  Lehrzimmer  herbei- 
geführt wird. 

Das  Gleiche  gilt  rllcksichtlich  der  Aufnahme  jener  Kinder,  welche  das  sechste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  Bewilligung  der  Ortsschulbehörde  zum 
Eintritte  in  die  QiTentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.  1 2.  Eine  Schule,  welche  bereits  durch  fQnf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genOthigt  war,  ist 
nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  13.  Das  Schulhaus  soll  auf  einem  trockenen  Platze  und  wo  möglich  in  der 
Mitte  des  Schulsprengels  stehen.  Bei  der  Auswahl  der  Baustelle  sind  geräusch- 
volle Plätze  und  Strassen,  sowie  die  Nähe  lärmender  oder  solcher  Gewerbe,  welche 
einen  unangenehmen  oder  gesundheitsschädlichen  Geruch  verbreiten,  die  Nachbar- 
schaft von  Sümpfen  oder  anderen  Gewässern  u.  dgl.  zu  vermeiden.  Ebenerdige 
Schulgebäude  müssen  mindestens  zweiSchuh  über  dem  Niveau  der  Strasse  erhoben 
und  ihre  Fenster  so  angebracht  werden,  dass  die  Aufmerksamkeit  der  Kinder 
nicht  durch  Vorgänge  ausserhalb  des  Hauses  abgelenkt  werde.  Auch  soll  mit  einem 
Schulhaus  kein  Zinshaus  in  Verbindung  gebracht  werden. 

§.  1 4.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  für  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  14.  des  Reichsgesetzes  vom  14,  Mai  1869). 
Sie  müssen,  bei  einer  Höhe  von  mindestens  12  Schuh,  für  jedes  Kind  einen 
Flächenraum  von  6  Quadratschuh  besitzen,  nebstbei  aber  ausreichenden  Platz  fUr 
das  Lehrpult  und  einen  Kasten,  für  die  Schultafel  und  flir  freie  Zugänge  zu  den 
Bänken  darbieten,  wobei  auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schillern 
Bedacht  zu  nehmen  ist.  In  hoch  gelegenen,  besonders  allseitig  freistehenden 
Schulhäusem  kann  eine  Reduction  der  Höhe  bis  zu  10  Schuh  zugelassen  werden. 
Alle  Lehrzimmer  müssen  gehörig  licht  sein  und  eine  entsprechende  Ventilation 
besitzen ;  mit  der  Wohnung  des  Lehrers  dürfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Ver- 
bindung stehen. 

§.  15.  Die  Schulbänke  müssen  so  construirt  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  und 
Grösse  der  Kinder  jedes  Lehrzimmers  Rücksicht  zu  nehmen  ist  Alle  Pultbänke  sind 
mit  Rttcklehnen  zu  versehen  und  so  einzurichten,  dass  die  Fttsse  der  Schulkinder 
entweder  auf  dem  Fussboden  oder  auf  angebrachten  schmalen  Brettern  aufstehen. 

Die  Sitzbänke  müssen  so  aufgestallt  werden,  dass  alles  Hauptlicht  von  der 
linken  Seite  oder  Rückseite  einfällt,  und  dass  die  Schüler  gegen  eine  fensterlose 
Wand  sitzen,  vor  welcher  die  Schultafel  und  das  Lehrerpult  angebracht  ist 

§.  16.  Die  Stiegenhäuser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  und  licht,  die 
Stiegen  und  Gänge  mindestens  6  Schuh  breit  sein,  und  erstere  nie  mit  Spitzstufen 
construirt  werden. 

Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen,  Gänge  und  Schullokalitäten 
davon  nicht  belästigt  werden.  • 

Jedes  Schulhaus  soll  einen  gedeckten  Turnraum  besitzen  und  mit  dem  nöthigen 
Trink-  und  Nutzwasser  versehen  werden. 

§.  17.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  erforderlichen  Schuleinrichtungen 
werden  vom  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  nach  Einvernehmung  der  Landes-' 
Schulbehörde  erlassen. 
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§»  18.  Der  Ortsschiürath  bestimmt  die  Auslagen  fttr  Beheitznng,  Beleuchtung 
and  Reinigung  der  Schullocalitäten. 

§.  19.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  für  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Classen  gesondert  oder  mit  den  Mädchen  vereint,  darf 
Dar  in  den  unteren  yier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  20«  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  zu  den  nothwendigen  Schulen  (§§.  1,  5, 12)  gehurt. 

IL  Abschnitt. 
Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschulen. 

§•  21.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  nimmt  die  Ortsschulbehörde 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kinder  des  Schul- 
sprengeis  ohne  Unterschied  ihrer  Confession  und  Heimatsbereehtigung  vor.  Wer 
ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht,  oder  bezüglich  desselben  eine  unwahre  An- 
gabe macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  1 — 20  fl.  zu  belegen  oder  im  Falle  der 
Unvermögenheit  mit  einer  Einschliessung  von  1 — 4  Tage  zu  bestrafen. 

§.  22.  Kinder,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können  oder  zu  Hause  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich  befin- 
den, sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  sofort  der 
Bezirksschulbehörde  vorzulegen  ist 

§.  23.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg- 
werken, Torfstichen  u.  dgl«  beschäftigt  sind  und  den  Unterricht  einer  Fabriks- 
schnle  gemessen. 

§.  24.  Der  Bezirksschulbehörde  steht  es  zu,  ttber  jeneThatsachen,  welche  die 
in  den  §§.  22  und  23  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  allgemeinen  Volksschule 
befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  25.  Die  Landesschulbehörde  kann  mitRUcksicIit  auf  die  örtlichen  und  anderen 
Verhältnisse  bewilligen,  dass  unbeschadet  der  Bestimmung  des  §.  32  schulpflich- 
tige Kinder  während  der  Sommermonate  zeitweilig  von  dem  Schulbesuche  befreit 
werden. 

§.  26.  Sind  Kinder,  bezüglich  deren  ein  Befreiungsgrund  (§§.  22, 23, 25)  nicht 
eintritt,  nicht  binnen  den  ersten  vierzehn  Tagen  des  Schuljahres  in  eine  öffentliche 
Volksschule  aufgenommen,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  die  Eltern  oder  deren 
Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern.  Wenn  sie  nicht  binnen  weiteren  drei 
Tagen  die  Aufnahme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Volksschule  bewerkstelligen, 
so  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe,  welche  zwischen  1  und  5  fl.  zu  bemessen,  im 
Falle  der  Unvermögenheit  aber  in  Einschliessung  von  höchstens  24  Stunden  um- 
zuwandeln ist. 

§.  27.  Wenn  der  Ortsschulbehörde  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
Inng  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schul- 
sprengel bekannt  wird,  hat  sie  die  Mittheilung  hierüber  an  die  betreffende  Orts- 
schulbehörde zu  richten.  Erhält  sie  Kenntniss  von  der  Ucbersiedlung  eines  schul- 
pflichtigen Kindes  aus  einem  anderen  in  den  eigenen  Schulsprengel,  so  hat  sie 
dasselbe  sofort  in  das  Verzeichniss  der  schulpflichtigen  Kinder  aufzunehmen  und 
nach  den  §§.  22 — 26  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  28.  Die  Ortsschulbehörde  revidirt  halbmonatlich  die  Absentenverzeichnisse 
der  Schule  und  schreitet  nach  Hassgabe  derselben  sofort  gegen  Nachlässigkeit 
der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe  wie  bei  gänzlich 
verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigen.,  nicht  gesetzlich  befreiten  Kin- 
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des  in  die  öffentliche  Volksschule  (§.  26).  Nicht  gehörig  entsehuldigte  Schul- 
Versäumnisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleichzuhalten. 

§.  29.  Das  Strafausmass  kann  his  zu  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einschlies- 
sung  gehen^  wenn  die  Eltern  das  Versäumniss  in  gewinnsüchtiger  Absicht  herbei- 
führten. 

§.  30.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Strafausmasses  statt,  wenn  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  bezüglich  einer  schuldbaren  Vernachlässigung  des  Schul- 
besuches  (§§.  26,  28)  der  Kinder  rückfällig  erscheinen.  In  diesem  Falle  kann  das 
Sti'afausmass  bis  zu  20  fl.  oder  einer  viertägigen  Einschliessung  gehen.  Erhalten 
solche  Eltern  aus  der  Armencasse  oder  aus  sonstigen  Wohlthätigkeitsanstalten 
eine  Unterstützung,  so  ist  ihtien  dieselbe  von  der  betreffenden  Behörde  zu  ent- 
ziehen. 

§.  3  i .  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfstichen,  welche  die 
bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten, 
verfallen  in  die  in  den  §§.  26  und  28 — 30  bezeichneten  Strafen. 

§.  32.  Die  Löschung  aus  der  Liste  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 
dann,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeugniss  einer 
öffentlichen  Volksschule  nachgewiesen  erscheint.  (§.  21  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.  33.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befreit,  welche  sich  in  dem  bezeichneten  Termine  an  einer  höheren  Schule  befinden, 
und  solche,  deren  geistiger  und  körperlicher  Zustand  erwiesenermassen  die  Errei- 
chung des  Zieles  der  Volksschule  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  34.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(§.  33)  Kinder  von  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schule  ferne  halten, 
unterliegen  denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie  solche  für  Vernach- 
lässigung des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbaueu, 
Torfstichen  u.  dgl.,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  vom  Schulbesuche 
abhalten. 

§.  35.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  21,  26,  28—31  und  34  erwähnten 
Strafen  kommt  in  erster  Instanz  der  Bezirkschulbehörde  zu.  Das  Verfahren  richtet 
sich  nach  jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  im 
allgemeinen  Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertretungen  regeln. 

§.  36.  Recurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben,  so  weit  sie 
nicht  gegen  Strafverfttgungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  37.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  176  und  177  des  a.  b.  G.  B.  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Rückfalle  des  Rechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt 
werden. 

Dritter  AbBchnitt. 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulwesen  und  von  den  Mitteln  zu 

seiner  Bestreitung. 

§.  38.  Das  lediglich  im  Gesetze  begründete  Schulpatronat  hat  sammt  allen 
damit  verbundenen  Rechten  und  Pflichten  zu  entfallen ;  nur  Schulpatronate,  welche 
auf  anderen  Titeln  beruhen,  bleiben  aufrecht. 

Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  (§§.  I,  5,  12) 
ist  eine  Angelegenheit  einer  jeden  Ortsgemeinde,  welche  demnach  sowohl  allesach- 


117 

liehen  Bedttrihisse  derselben;  als  auch  die  Bezüge  des  Lehrpersonals  zu  bestrei- 
ten hat^ 

Falls  in  einem  Schnlsprengel  nebst  der  Ortsgemeinde  der  Schule  andere 
Gemeinden  oder  Theile  anderer  Gemeinden  incorporirt  sind^  so  sind  diese  Ausla- 
gen von  den  incorporirten  Gemeinden  und  Gemeindebestandtheilen  gemeinsam 
in  dem  Verhältnisse  der  von  denselben  zu  entrichtenden  directen  ärarischen  Steuern 
SU  ti*agen. 

Im  Falle  derUnyermögenheit  einer  Orts-  respective  Schulgemeinde  zur  vollstän- 
digen Deckung  der  erwähnten  Auslagen  hat  das  Land  den  Ausfall  zu  bestreiten, 
lieber  diese  ünvermögenheit  hat  die  Landesvertretung  von  Fall  zu  Fall  entschei- 
den und  zugleich  den  Beitrag,  den  das  Land  zu  tragen  hat,  sowie  die  Art  und  die 
Dauer  der  Beitragsleistung  festzusetzen. 

§.  39,  Die  hieraus  erwachsenden  Geschäfte  werden  gleich  anderen  Gemein- 
deangelegenheiten durch  die  Gemeindevertretung  der  Ortsgemeinde  der  Schule  und 
ihre  Executivorgane  besorgt. 

§.  40.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Orts-  und  respective- 
Schulgemeinde  noch  andere  Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  oder  Bei- 
trägen fttr  die  sachlichen  Bedürfnisse  oder  fttr  das  Dien  steinkommen  des  Lehrper- 
sonales einer  Volksschule  verpflichtete,  sind  solche  Verpflichtungen  in  vollem  Um- 
fange aufrecht  zu  erhalten.  Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fonden. 

§.  41.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  ihivatrechtstiteln  einzelne 
Zuflüsse  bestimmten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunlich- 
ster  Attfreehthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  wahren. 

§.  42.  Nur  jener  Verpflichtungen,  welche  dem  noch  fortbestehenden  Schul- 
patronate  ankleben,  kann  der  verfügungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch  ein- 
fache Verzichtleistung  auf  das  Schnlpatronat  und  die  damit  verbundenen  Rechte 
sich  entschlagen. 

§.  43.  Findet  die  Ortsgemeinde  die  Aufhebung  eines  noch  bestehenden 
Schulpatronates  unter  Uebernahme  der  sämmtlichen  Patronatslasten  auf  die  Ge- 
meinde wünschenswerth,  und  ist  eine  gütliche  Verständigung  mit  dem  Berech- 
tigten nicht  zu  erzielen,  so  kann  die  Aufhebung  des  Patronates  durch  ein  Landes- 
gesetz  ausgesprochen  werden. 

§.  44.  Die  Lehrer  haben  ihr  Diensteseinkommen  unmittelbar  von  der  Orts- 
schulbehörde zu  erhalten  (§.  55,  2.  des  Volkssehulgesetzes),  an  welche  daher  die 
Schulgemeinde  rechtzeitig  die  betre£Fende  Einzahlung  zu  leisten  hat. 

§.  45.  An  den  Volksschulen  darf  weder  ein  Schulgeld,  noch  eine  Aufnahms- 
gebühr,noch  eine  besondere  Zahlung  für  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten 
Gegenstände,  für  Benützung  der  zum  Schulgebrauche  bestimmten  Einrichtungs- 
stücke, Lehrmittel  oder  ünterrichtserfordernisse,  fttr  Beheizung,  Beleuchtung  oder 
Reinigung  der  Schullocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  .werden.  Die  Schulbücher  und 
andere  Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter, 
und  im  Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch  die  Gemeinde  des  Schulortes 
beizuschaffen. 

An  den  Bürgerschulen  ist  für  Kinder  von  Nichtgemeindemitgliedem  ein  Schul- 
geld von  4  Gulden  für  das  Semester  zu  entrichten. 

§.  46.  Sind  die  schulbesuchenden  Kinder,  für  welche  der  Bedarf  an  Lehr- 
mitteln und  Unterrichtserfordemissen  (§.45)  bei  geschafft  wurde,  nicht  Gemeindemit- 
glieder der  Gemeinde  des  Schulories,  so  kann  diese  den  Ersatz  jener  Auslagen  von 
der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  47.  Zu  den  nothwendigen  Schulauslagen  gehören  auch : 

a)  die  Dotation  der  Lehrerbibliothek,  für  welche  von  den  Lehrern  ein  Beitrag 
mit  einem  halben  Percente  des  Jahresgehaltes  erhoben  werden  kann ; 

b)  die  Kosten  der  Abhaliung  von  Bezirks-Lehrerconferenzen,  einschliesslich  der 
den  Mitgliedern  zu  gewährenden  Reisekosten-Entschädigungen ; 
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c)  die  Beisekosten-Entschädigüngen  und  Taggelder  für  die  Abgeordneten  der 
Bezirks  eonferenzen  zn  den  Lande  sconferenzen. 

Diese  Auslagen  werden  nach  einem  von  der  LandesschnlbehOrde  verfassten 
und  von  der  Landes  Vertretung  genehmigten  Präliminar  ans  Landesmitteln  bestritten. 
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§.  48.  Die  dermalen  bestehenden  Nothschulen  sind  binnen  zwei  Jahren  nach 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  den  anderen  öffent- 
lichen Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand  nicht  mehr  als  nothwen- 
dig  erscheint,  aufzulassen. 

§.  49.  Die  bestehende  Eintheilung  der  Schulsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bezirks- 
schulbehörden zu  unterziehen. 

§.  50.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
soll  die  Einschulung  sämmtlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Ein- 
schichten des  Landes  durchgeführt  sein. 

Schlnssbestimmungen. 

§.  51.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  seiner  Kundmachung 
nachfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  52.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  tre- 
ten alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, insoweit  solche  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wider- 
sprechen oder  durch  dieselben  ersetzt  werden,  ausser  Kraft. 

§.  53.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  für  Cultus  und  üntenicht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lasier  a.  p 

Nr.  34. 

Gesetz  vom  17.  Jänner  1870 

zur  Regelung  der  RechtsTerhältnisse  des  Lehrerstandes  an  den  öffentlichen 

Yolkschulen  des  Landes  Yorarlberg. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Landes  Vorarlberg  finde  Ich  anzu- 
ordnen; wie  folgt : 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Anstellung  des  Lchrpersonals. 

§.  1.  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öfientlichen  Volksschule  zeigt 
die  Ortsschulbehörde  sofort  der  Bezirksschulbehörde  an,  welche  die  Concursaus- 
Schreibung  vornimmt. 

§.  2.  Die  Concursausschreibung  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  und 
des  Dienstortes  für  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbundenen  mindesten  Jahres- 
gehalt und  die  Modalitäten  seiner  eventuellen  Steigerung^  sowie  die  beizabrin- 
genden Behelfe  namhaft  machen  und  die  Bewerber  anweisen^  ihre  Gesuche  bei 
der  betreffenden  Ortsschulbehörde  einzubringen. 
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§•  3.  Die  Bekanntmachung  der  ConcnrsaQSSchreibnng  erfolgt  in  dem  amtli- 
chen Landesblatte  nnd  in  einem  oder  mehreren  anderen,  nach  dem  Ermessen  der 
ficzirksschnlbehörde  zu  bestimmenden,  namentlich  fachmännischen  Organen  der 
öffentlichen  Presse. 

§.  4.  Der  Termin  zur  Einreichung  der  Gesuche  muss  mindestens  auf  6  Wochen 
festgesetzt  werden.  Die  Bewerbungsgesnche  bereits  angestellter  Lehrindividuen 
sind  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen,  welche  ihr 
Gutachten  sofort  beizufttgen  hat.  Verspätet  einlangende  oder  innerhalb  des  Con-. 
curstermines  nicht  gehörig  documentirte  Gesuche  dürfen  nicht  berücksichtigt 
werden. 

§.  5.  D!e  Ortsschulbehörde  sammelt  die  Gesuche  und  erstattet  binnen  4  Wo- 
chen an  die  Bezirksschulbehörde  zur  Besetzung  der  erledigten  Stelle  ein  Gut- 
achten an  die  Vertretung  der  Ortsgemeinde  der  Schule,  welche  binnen  weiteren 
14  Tagen  einen  Tema- Vorschlag  an  den  Bezirksschulrath  zu  erstatten  hat.  Die 
Bezirksschulbehörde  hat  den  an  sie  gelangten  Terna-Vorschlag  mit  ihrer  Begut- 
achtung der  Landesschulbehörde  vorzulegen. 

§.  6.  Der  Landesschulbehörde  steht  in  allen  Fällen,  in  welchen  bisher  der 
Schulgemeinde  das  Ernennungs-  (Präsentations-)  Rechtzustand,  sowie  tlberhaupt, 
wenn  die  Schule  von  der  Orts-  oder  beziehungsweise  Schulgemeinde  ganz  oder 
theilweise  erhalten  wird,  insoferne  nicht  ein  mit  einem  noch  fortbestehenden  Pa- 
tronate  (§.  38  des  Gesetzes  zur  Regelung  der  Errichtung  und  Erhaltung  der 
öffentlichen  Volksschulen)  verbundenes  Ernennungs-  (oder  Präsentations-)  Recht 
entgegensteht,  das  definitive  Ernennungsrecht  unter  Berücksichtigung  des  der 
Ortsgemeinde  eingeräumten  Vorschlagsrechtes  zu. 

Die  Landesschulbehörde  hat  demnach  aus  dem  Temavorschlage  der  Gemein- 
devertretung den  ihr  am  meisten  geeignet  scheinenden  Bewerber  fttr  die  erledigte 
Stelle  zu  ernennen  und  das  Decret  auszufertigen. 

Sind  in  dem  Vorschlage  nicht  drei  gesetzlich  zum  Lehramte  befähigte  Can- 
didaten  aufgenommen,  obwohl  mindestens  drei  solche  Candidaten  eingeschritten 
sind,  so  ist  die  Gemeindevertretung  aufzufordern,  binnen  14  Tagen  einen  anderen 
Vorschlag  zu  erstatten. 

Unterlässt  sie  dasselbe  oder  schlägt  sie  abermals  weniger  als  drei  gesetzlich 
zum  Lehramte  befähigte  Candidaten  vor,  so  hat  die  Landesschulbehörde  mit  der 
Ernennung  vorzugehen,  ohne  an  einen  Vorschlag  seitens  der  Gemeindevertretung 
gebunden  zu  sein. 

§.  7.  Wenn  eine  Schule  nicht  von  der  Orts-,  rttcksichtlich  Schulgemeinde  erhalten 
wird,  80  steht  Demjenigen,  welcher  sie  erhält,  das  Ernennungs-  (Präsentations) 
Recht  zu. 

§.  8.  Ein  Präsentationsrecht,  welches  dem  Pfarrer  ohne  Verpflichtung  zur 
Tragnng  der  Patronatslasten  zusteht,  erlischt  mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit 
des  gegenwärtigen  Gesetzes. 

§.  9.  Im  Falle  des  §.  7  hat  die  Ortsschulbehörde  ihr  Gutachten  zur  Besetzung 
der  erledigten  Stelle  an  die  Bezirksschulbehörde  zu  erstatten.  Letztere  hat  ihrer- 
seits ein  über  jeden  einzelnen  Bewerber  sich  aussprechendes  Gutachten  zu 
erstatten,  welches  dem  Ernennungs-  (Präsentations-)  Acte  beizuschliessen  ist. 

§.  10.  Der  Ernennungs-  (Präsentation-)  Berechtigte  (§.  7)  wählt  innerhalb 
4  Wochen,  ohne  an  das  Gutachten  der  Orts-,  rücksichtlicn  Bezirksschulbehörde 
gebunden  zu  sein,  den  ihm  am  meisten  geeignet  scheinenden  Bewerber  aus,  und 
zeigt  ihn  unter  Vorlage  der  betreffenden  Acten  sofort  der  Landesschulbehörde  an. 
§.11.  Die  Ernennung-  (Präsentation)  (§.  7)  darf  an  keinerlei  Bedingung 
geknüpft  werden.  Jede  dieser  Bestimmung  zuwider  etwa  eingegangene  Verpflich- 
tung eines  Bewerbers  ist  ungiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  12.  Wird  die  Ernennung  (Präsentation)  (§.  7)  von  der  Landesschulbehörde 
beanständet  (§.  50,  Alinea  4,  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die 
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Yerbandlting  mit  Angabe  der  gesetzlichen  Gründe,  welche  der  Austeilung  entge- 
genstehen, an  den  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigten  zurttckzuleiten,  wel- 
chem es  überlassen  bleibt,  binnen  14  Tagen  eine  andere  Präsentation  Ernennung) 
vorzunehmen  oder  den  Recurs  an  den  Minister  für  Caltos  und  Unterricht  zu 
ergreifen. 

§.  13.  Wird  die  Ernennung  (Präsentation)  von  der  Landesschulbefaörde  nicht 
beanständet,  so  fertigt  sie  unter  Berufung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret  aus. 

Die  Landesschulbehörde  weiset  dem  Ernannten  in  diesem  Falle,  sowie  wenn 
ihr  selbst  das  Emennungsrecht  zusteht,  das  Diensteinkommen  an,  und  erlässt  den 
Auftrag  an  die  Bezirksschulbehörde,  entweder  durch  einen  Delegirten  aus  ihrer 
Mitte  oder  durch  den  Vorsitzenden  der  Ortsschulbehörde  die  Beeidfgung  des  Er- 
nannten und  seine  Einführung  in  den  Schuldienst  vornehmen  zu  lassen« 

§.  14.  Der  Ernennungs-  (Präsentations-)  Berechtigte  ist  einzuladen,  sich  bei 
der  Beeidigung  und  Einführung  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  durch  einen 
Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

§.  15.  Nimmt  der  Ernennungs- (Präsentations-)  Berechtigte  binnen  der  gesetz- 
lichen Frist  (§§.  10  und  12)  keine  Ernennung  (Präsentation)  vor,  so  tritt  für  die- 
sen Fall  die  LandesschulbehOrde  in  seine  Rechte  ein. 

§.  IG.  Jede  in  Gemässheit  der  §§.  1 — 15  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefähigungs- Zeugnisse  versehenen  Unterlehrers 
ist  eine  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Verset- 
zung, welche  die  Bezirks-  oder  LandesschulbehOrde  aus  DienstesrUcksichten 
anordnet,  fügen,  sofern  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  und  anderweitigem 
Einkommen  erleidet. 

§.17.  Auch  bei  solchen  Versetzungen  müssen  die  bestehenden  Vorschlags- 
und Präsentationsrechte  berücksichtigt  werden. 

§.  18.  lieber  die  blos  nach  dem  Dienstrange  sich  richtende  Vorrüekung  aus 
einer  niederen  Gehaltsstufe  in  eine  höhere,  oder  die  Verleihung  einer  Dienstalters - 
Zulage  entscheidet  die  Bezirksschulbehörde  ohne  Concursausschreibung. 

§.  19.  Soll  nicht  eine  einfache  Vorrückung  nach  dem  Dienstrange,  sondern 
eine  Beförderung  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  stattfinden,  so  muss  dasselbe  Ver- 
fahren eingehalten  werden,  welches  für  die  Besetzung  einer  erledigten  Dienststelle 
vorgezeichnet  ist  (§§.  1 — 15). 

§.  20.  Die  Ernennung  von  Lehrern  für  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  in  den  §.  15,  Alinea  2  und  3,  des 
Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicherweise,  yrio 
jene  der  anderen  Mitglieder  des  Lehrstandes,  jedoch  ohne  Concursausschreibung, 
von  der  Bezirksschulbehörde  vorzunehmen. 

IL  AbBohnitt. 

Von  dem  Diensteinkommen  des  Lehrpersonals. 

§.  21.  Um  den  Betrag  auszumitteln,  auf  welchen  jede  Lehrstelle  Anspruch 
gibt,  werden  die  Schulgemeindcn  nach  den  Bevölkerungsziffern,  den  Durchschnitt^^- 
preisen  der  wichtigsten  Lebensbedürfnisse  und  anderen  örtlichen  Verhältnissen  in 
3  Classen  getheilt.  Diese  Eintheilnng  nimmt  die  LandesschulbehOrde  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Landesausschnsse  vor  und  revidirt  sie  von  10  zu  10  Jahren, 
dass  dadurch  zwischenweilige  Berichtigungen  ausgeschlossen  sind. 

§.  22.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgehaltes,  welchen  ein  Lehrer  in 
Gemeinden  der  L  (höchsten)  Olasse  anzusprechen  hat,  beträgt  600  fi.,  in  Gemein- 
den der  IL  Classe  400  fl.,  in  Gemeinden  der  IQ.  (untersten)  Classc  300  fl. 
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§.  23.  FOr  Lehrstellen  an  Btlrgerscbnlen  ist  der  mindeste  Betrag  des  festen 
Jahresgehaltes  eines  Lehrers^  ohne  Unterschied  der  eben  erwähnten  Classen 
(§.  22),  nut  600  fl.  festzustellen. 

§•  24.  Alle  fixen  Geldbezflge,  welche  dem  Lehrer  aus  Verbindlichkeiten  ein- 
zelner Personen,  aus  Stiftungen  u.  dgL  zufliessen,  werden  (rorbehaltlich  der  Wah- 
nmg  ihrer  Bestimmung  zu  einem  specicllen  Zwecke)  von  der  Gemeinde  eingehoben. 
§.  25.  Die  veränderlichen  Oeldgaben  sind  mit  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  letztverflossenen  drei  Jahre  sofort  in  einen  fixen  Bezug  für  Rechnung  der 
Orts-  bezüglich  Schulgemeinde  umzuwandeln;  Gollecturen  bei  den  einzelnen  Orts- 
einwohnern, Absammlungen  von  Neujahrsgeldem  u.  dgl.  dürfen  nicht  mehr  statt- 
finden. 

§•  26.  So  lange  die  Naturalgiebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie  nach 
dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  Jahpen  1834 — 1863  (nach  Ausschei- 
dung des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedersten  Fteisen)  oder  wo 
keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung  durch  Sach- 
verständige (unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in  einen  fixen 
Geldbezug  für  Bechnung  der  Orts-  bezüglich  Schulgemeinde  verwandelt. 

§.  27.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten-  (Weingarten-),  Gras-  oder  Wald- 
land, dessen  Besitz  mit  der  Lehrstelle  verbunden  ist,  werden  durch  Sachverstän- 
dige abgeschätzt  und  von  dem  durch  dieselben  erhobenen  Eatastralreinertrage 
jeder  Parzelle  die  darauf  haftenden  Steuern  sammt  Zuschlägen  abgezogen. 

§.  28.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  27)  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  noch  Abgängige  muss 
ihm  in  barem  Gelde,  und  zwar  in  monatlichen  Anticipativraten  bezahlt  werden. 
Ist  mit  einer  Lehrstelle  bereits  gegenwärtig  ein  höheres  Einkommen  verbunden, 
so  ist  dasselbe  ihrem  jetzigen  Inhaber  ungeschmälert  zu  erhalten. 

§*  29.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung,  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Quartiergeldentschädigung,  ferner  Remunerationen,  Aushilfen, 
Zulagen  u.  dgl.  dürfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

§•  30.  Lehrer,  welche  in  definiti?er  Anstellung  10  Jahre  lang  an  einer  öfient- 
liehen  Volksschule  eines  der  im  Beichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben,  erhalten  eine  in 
monatlichen  Anticipativraten  flüssige  Dienstalterszulage  mit  10  Perzenten  des 
mindesten  Jahresgehaltes  (§§.  22,  23)  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  am  Tage  des 
zurückgelegten  zehnten  Dienstjahres  fungiren.  Unter  den  gleichen  Modalitäten 
gibt  ihnen  jede  zurücklegte  weitere  zehnjährige  Dienstesperiode  bis  zum  vollen- 
deten 30.  Jahi*e  dieser  Dienstzeit  Anspruch  auf  eine  weitere.  Zulage,  welche  mit 
10  Percent  des  mindesten  Jahresgehaltes  der  Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage  des 
zurückgelegten  neuen  Decenniums  angestellt  sind,  zu  bemessen  ist  Der  Betrag, 
um  welchen  das  gegenwärtige  Einkommen  einer  Schnistelle  den  gesetzlich  min- 
desten Jahresgehalt  übersteigt  (§  28),  darf  in  eine  solche  Dienstaltersznlage  nicht 
eingerechnet  werden. 

§.  31.  Den  Ortsgemeinden,  welche  es  vorziehen,  den  Lehrern  statt  der 
Dienstaltersznlage  das  Vorrttckungs-  oder  Beförderungsrecht  in  höhere  Gehalts- 
stufen einzuräumen,  ist  diess  unter  der  Voraussetzung  gestattet,  dass  sie  durch 
die  Art  der  Vertheilung  an  die  einzelnen  Gehaltsstufen  mindestens  nach  jedem 
Deeennium  bis  zur  Vollendung  des  30.  Jahres  eine  Steigerung  des  festen  Jahres- 
gehaltes um  10  Percent  seines  mindesten  Betrages  (§.  22^  sicherstellen. 

§.  32.  Dem  Director  einer  Bürgerschule  oder  Oberlehrer  einer  Volksschule 
gebührt  eine  Functionszulage,  welche  für  Ersteren  mit  300  fl.,  für  Letzteren  in 
einer  Gemeinde  der  L  Classe  200  fl.,  in  einer  Gemeinde  IL  Classe  100  fl.  und  in 
einer  Gemeinde  der  IIL  Classe  50  fl.  beträgt  und  in  den  gleichen  Raten  mit  dem 
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festen  Jahresgehalte  behoben  werden  kann.  Dort,  wo  Gehaltsstufen  bestehen, 
wird  ein  Direetor  oder  Oberlehrer  durch  seine  Ernennung  zugleich  in  die  höchste 
Gehaltsstufe  eingereiht. 

§.  33.  Jeder  Leiter  einer  Schule  hat  das  Recht  auf  eine  mindestens  aus  zwei 
Zimmern  und  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm,  wo  möglich,  im  Schulgebände  selbst  anzuweisen  ist.  Kann  ihm  eine  solche 
nicht  ausgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  ein  Quartiergeld- Beitrag,  welcher  in 
den  Gemeinden  der  I.  Klasse  mit  15  Pereent  und  in  den  anderen  Gemeinden  mit 
10  Percent  des  mindesten  Jahresgehaltes  in  der  entsprechenden  Schulgemeinde 
(§.  22)  zu  bemessen  ist. 

§.  34.  Den  übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  freie  Wohnung  nur  insofeme 
zu,  als  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
solchen  standen.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeldentschädigung,  in  deren 
Besitz  sie  bereits  stehen ;  eine  solche  muss  ihnen  auch  zuerkannt  werden,  wenn 
ihnen  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  35.  Der  Gehalt  eines  Unterlehrers  ist  mit  60  Percenten  des  mindesten  Jah- 
resgehaltes eines  Lehters  in  derselben  Gemeinde  (§.  22)  zu  bemessen. 

§.  36.  Ein  Recht  auf  freie  Wohnung  hat  ein  Unterlehrer  nur  dann,  wenn  er 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
Naturalwohnung  sich  befindet.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeldentsehädi- 
gung,  in  deren  Besitze  er  bereits  steht ;  eine  solche  muss  ihm  auch  zuerkannt 
werden,  wenn  ihm  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  37.  So  lange  Unterlehrer  nicht  definitiv  angestellt  sind,  bedürfen  sie  za 
ihrer  Verehelichung  die  Genehmigung  der  Bezirksschulbehörde. 

§.  38.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonales  wird  nach  den  fttr  das 
männliche  aufgestellten  Grundsätzen  (§§.22 — 37)  geregelt; doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  60  Percent  jener  Ziflfern  zu  normiren,  welche  unter  gleichen  Verhältnissen 
auf  Männer  entfallen  würden. 

§.  39.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  Unterrichtsfächer,  sowie  die  Ijchrerin- 
nen  der  weiblichen  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reichs- 
gesetzes vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  erhalten  eine  fixe  Remuneration, 
welche  von  der  Bezirksschulbehörde  nach  Massgabe  der  wöchentlichen  Unter- 
richtsstunden bestimmt  wird. 

§.  40.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  provisorisch  oder  definitiv  an- 
gestellten Lehrpersonen  haben  sich  jeder  Nebenbeschäftigung  zu  enthalten,  welche 
dem  Anstände  und  der  äusseren  Ehre  ihres  Standes  widerstreitet,  oder  ihre  Zeit 
auf  Kosten  der  genauen  Erfüllung  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  die 
Voraussetzung  einer  Befangenheit  in  Ausübung  des  Lehramtes  begründet. 

§.  41.  Jedes  Mitglied  des  Lehrstandes  hat  sich  von  dem  Zeitpuncte  an,  mit 
welchem  die  Regulirung  seiner  Bezüge  nach  den  §§.  22  —  32  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  durchgeführt  ist,  der  Ertheilung  des  sogenannten  Nachstunden-Unter- 
richtes  und  der  Versehung  des  Messner-  (Küster-)  Dienstes  zu  enthalten. 

§.  42.  Die  Bezirksschulbehörde  hat  bei  Ueberschreitungen  des  im  §.  40 
ausgesprocheneu  Verbotes  sofort  strengstens  Amt  zu  handeln,  bei  Wahrnehmung 
von  Verletzungen  des  im  §.41  enthaltenen  Verbotes  aber  dem  Betreffenden  eine 
höchstens  sechswochentlichc  Frist  zu  setzen,  binnen  deren  er  entweder  dem  Schul- 
dienste oder  der  Nebenbeschäftigung  zu  entsagen  hat. 

Gegen  diese  Aufforderung  steht  der  Recurs  an  die  Landesschulbehörde 
offen,  welcher  binnen  acht  Tagen  zu  ergreifen  und  mit  aller  Beschleunigung  zu 
erledigen  ist. 


123 


m.  Abschnitt, 

Von  der  Disciplinarbehandlang  und  Entlassung  des 

Lebrpersonales. 

§.  43.  Jedes  pflichtwidrige  Verhalten  von  definitiv  oder  provisorisch  ange- 
stellten Lehrpersonen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Schule  oder  von  der  Bezirksschulbehörde  mündlich  oder  schriftlich  unter  Hin- 
Weisung  auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholtet  Pflicht^'erletzung  gerügt  oder 
doreb  die  Landesschulbehörde  mittelst  einer  Disciplinarstrafe  geahndet. 

§.  44.  Solche  Disciplinarstrafen  sind  : 

a)  der  Verweis, 

b)  die  Entziehung  des  Vorrüeknngsrecbtes  oder  des  Anspruches  auf  die  Dienst- 
alterszulage, 

e)  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle. 

^.  45.  Der  Verweis  wird  stets  schriftlich  ertheilt  und  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  ftlr  den  Fall  wiederholter  Pflichtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betroffenen  wird  diese  Strafe  nicht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  46.  Die  Vorrückung  in  eine  bestimmte  höhere  Gehaltsstufe  (§.  31)  oder 
die  Bewilligung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszulage  (§.  30)  kann 
auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  gänzlich  abgesprochen  werden. 

§.  47.  Die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Direc- 
tors  und  hiednrch  erfolgende  ZurUekversetzung  solcher  Personen  in  die  Kategorie 
der  Lehrer  kann  mit  oder  ohne  Aenderung  des  Dienstortes  stattfinden. 

§.  48.  Sowohl  in  diesem  Falle  als  auch  bei  der  strafweisen  Versetzung  an 
eine  andere  Lehrstelle  hat  das  Disciplinarerkenntniss  zugleich  den  Rang  zu  be* 
stimmen,  mit  welchem  der  Betroffene  in  das  Lchrpersonale  seines  Dienstortes 
künftighin  einzureihen  ist. 

§<.  49.  Bevor  gegen  ein  Mitglied  des  Lehrstandes  eine  Disciplinarstrafe  ver- 
hängt wird,  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten 
zu  seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten.  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlich  vor- 
gebracht, so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden.  Stellt  sich  die  (mündliche 
oder  schriftliche)  Rechtfertigung  als  genügend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschul- 
digten sehriftlicb  bekannt  zu  geben. 

§.  50.  Die  Landesschulbehörde  ist  bei  Verhängung  der  (§.  44)  bezeichne- 
ten Disciplinarstrafen  an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  der  Disciplinar- 
strafen gebunden. 

§.  51.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  jedoch  in  der  Regel  erst  dann 
verhängt  werden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgehens  mindestens  einer  Discipli- 
narbestrafung  neuerdings  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von 
Dienstpflichten  stattfinden.  Nur  gegen  Denjenigen  kann  die  Entlassung  sofort 
Platz  greifen,  welcher  sich  eines  groben  Missbrauches  des  ZUchtigungsrechtes, 
einer  gröblichen  Verletzung  der  Religion  und  Sitte,  oder  eines  mit  der  dienstlichen 
Stellnng  unvereinbaren  staatsbürgerlichen  Verhaltens  schuldig  gemacht  hat. 

§.  52.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  der  Landesschulbehörde 
ohne  Disciplinarerkenntniss  anzuordnen,  wenn  eioe  strafgerichtliche  Verurtheilung 
erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  des  Betroffenen  von  der  Wählbarkeit  in  die 
Oemeindevertretung  nach  sich  zieht  (Absatz  3  des  §.  48  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869). 

§.  53.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Minister  fllr  Cultns  und 
Unterricht  anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landesschulbehörden  der  übrigen  im 
Reicbarathe  vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 
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§.  54.  Die  Saspension  vom  Amte  nnd  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  der  Bezirksschulbehörde  für  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinaren 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  für  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verlangt.  Ein  Becurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschie- 
bende Wirkung. 

§,  55.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  ge- 
fährdet, so  hat  die  Bezirksschnlbehörde  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verab- 
reichenden Alimentation  auszusprechen,  welcher  höchstens  zwei  Drittheile  des  zur 
Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  (§§.  22, 30,  31,  32)  betragen  darf. 
Erfolgt  späterhin  eine  Schuldloserklärung,  so  gebtlhrt  ihm  der  Ersatz  des  zeit- 
weisen Verlustes  am  Diensteinkommen. 

IV.  AbBchnitt. 

Von  der  Versetzung  des  Lehrpersonales  in  den  Ruhestand  nn^der 

Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§.  56.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  oder  wegen  allzu  vorgerück- 
ten Lebensalters,  wegen  schwerer  köi^perlicher  oder  geistiger  Gebrechen  zur  Er- 
füllung der  ihm  obliegenden  Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf 
Ansuchen  der  betreffenden  Person  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amts- 
wegen verfügt  werden. 

§.  57.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand. 

Als  freiwillige  Dienstesentsagung  wird  auch  jede  Verehelichung  einer  Ober- 
lehrerin oder  Lehrerin,  sowie  die  ohne  Genehmigung  der  Bezirksschalbehörde 
(§.  37)  stattgefundene  Verheiratung  eines  noch  nicht  definitiv  angestellten  Unter- 
lehrers angesehen. 

§.  58.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstent- 
sagung oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung 
der  Landesschulbehörde  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher 
Zeit  auch  die  Räumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehr- 
stelle verbundenen  Besitzes  an  Grundstücken  stattzufinden  hat,  über  deren 
Nutzungen  nach  §.  77  zu  entscheiden  ist. 

§.  59.  Das  Ausmass  des  Ruhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  andererseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhe- 
stand Versetzten  abhängig. 

§.  GO.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  derjenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Jene  Dienstalterszulagen  (§.  30), 
welche  dem  mindesten  Jahresgehalte  dort  zuwachsen,  wo  kein  Vorrttckungsrecht 
in  höhere  Gehaltsstufen  besteht,  sowie  die  Functions-Zulagen  (§.  32)  der  Direc- 
toren  und  Oberlehrer  sind  als  Theile  dieses  Jahresgehaltes  zu  betrachten. 

§.  61.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandea 
nach  bestandener  Lehrbefähigungsprüfung  an  einer  öffentlichen  Schule  zuge- 
bracht hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt 
die  Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiese- 
nermassen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrindividuums  lag. 

§.  62.  Demjenigen  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  61)  von  10  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  60)  zu  bemessen  ist. 
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§.  63.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  11.  Mb  zur  Vollendung  des  15. 
anrechenbaren  Dienstjahres  (§.  61)  in  den  Ruhestand  versettt  werden,  erhalten 
ein  Drittheil  des  anrechenbaren  Janresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem  vollendeten 
15.  Diensfjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Achttheile;  mit  jedem  weiter 
zurückgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil,  mit  dem  beendeten  40. 
Diens^ahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  60) 
als  Pension. 

§.  64.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder 
eine  zeitweilige.  In  letzterem  Falle  hat  der  Betroffene  nach  Behebung  des  jene 
Versetzung  begründenden  Hindernisses  seiner  Tbätigkeit  sich  nach  der  Weisung 
der  Landessohulbehörde  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen,  oder  auf 
seinen  Ruhegenuss  zu  verzichten.  Auch  im  ersteren  Falle  erlischt  der  Ruhegenuss, 
wenn  der  in  dauernden  Ruhestand  Versetzte  einen  mit  Gehalt  dotirten  Dienst 
fibemimmt 

§.  65.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  nur 
dann  einen  Versorgungsanspruch;  wenn  der  verstorbene  Gatte  und  Vater  selbst 
zu  einem  Ruhegenasse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  66.  Die  Witwen  und  Waisen  der  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  ver- 
sehenen Unterlehrer,  welche  ohne  die  erforderliche  Bewilligung  (§.  37)  sich  ver- 
cbelichten,  haben  keinen  Versorgungsanspruch. 

§.  67.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.  61)  vollendet  hatte,  er- 
hält eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  be- 
zogenen, anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  60). 

§.  68.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr 
(§.  61)  vollendet  hatte,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem 
Drittheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahres- 
gehaltes (§.  60)  zu  bemessen  ist. 

§.  69.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Gatten  erst  während  des  Ruhe- 
standes eingegangen  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Gatten  vor 
seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen 
Ansprach  auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  70.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  verliert  die  Gattin  von  dem  Tage 
derselben  jeden  Pensions-  und  Abfertigungs-Anspruch. 

§.  71.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  eine  pensionsberechtigte 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebührt  ihr  ein  Erziefaungsbeitrag,  und  ist  so  zu  bemes- 
sen, daas  ihre  Fenl^ion  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom 
verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jaresgehaltes 
(§.  60)  überschreitet. 

§•  72.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Zurttckle- 
gung  des  20.  Lebensjahres,  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  frllher  erlangten  Ver- 
sorgung. 

§.  73.  Wenn  nach  einem  verstorbenen  Mitglie de  des  Lehrstandes  keine  Witwe 
vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss  hat  (§.  69), 
so  gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche  das  20.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  67  dieselbe  Abferti- 
gung, welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §•  68  aber  eine  Concre- 
talpension,  welche  mit  dem  Sechstheile  des  letzten  vom  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  74.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage»  an  welchem  kein 

nnversoi^es  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  vorhanden  ist. 

§.   75.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sieh  wieder  ver- 

eheliebt,  so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (§.  71)  für  die  Kinder  des 

Verstorbenen,  die  Concretalpension  (§•  73). 


126 

§.  76.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistang  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  haben  das  Recht,  die  Natnralwohnung  desselben  noch 
ein  Vierteljahr  lang  zu  benützen,  oder  den  ihm  zustehenden  Quartiergeldbetrag 
fUr  den  nächst  verfallen  Erhebungstermin  zu  beziehen. 

§.  77.  Die  Nutzungen  eines  zur  Dotation  der  Schalstelle  gehörigen  Grund- 
stückes (§.  27)  gehören  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lehrstandes  nur  dann,  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  1.  Juni 
und  31.  October  erfolgte.  Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch 
auf  den  Ersatz  jener  Auslagen^  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen  gemacht 
wurden. 

§.  78.  Znr  Deckung  der  RahegenUsse  für  dienstuntauglich  gewordene  Mit- 
glieder der  Lehrstandes,  sowie  znr  Befriedigung  der  Versorgnngsansprttche  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  eine  Pensionscasse  errichtet,  welche  die  Landessehulbe- 
hörde  verwaltet  (§.  bl  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  79.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Lehrpersonales,  welche  nach  abgelegter 
Lehrbefähigungsprlifung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  10  Percent 
ihres  ersten,  nach  erfolgter  Regulirung  bezogen,  f\lr  den  Ruhegennss  anrechen- 
baren Jahresgefaaltes  und  ebensoviel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zuTheil 
werdenden  Gehaltsaufbesserung,  Dienstalterszulage  oder  Functionsznlage,  über- 
diess  aber  jährlich  2  Percent  ihrer  fUr  den  Ruhegennss  anrechenbaren  Jahresbe- 
zttge  an  die  Pensionscasse  zu  entrichten. 

§-  80.  Als  besondere  Zuflüsse  werden  der  Pensionscasse  zugewiesen: 

1.  Jene  gesetzlichen  Beiträge  aus  Verlassenschaften,  welche  bisher  dem  Nor- 
malschulfonde  zuflössen ; 

2.  die  auf  das  Land  entfallenden  GebarungsüberschUsse  des  Schulbücherver- 
lages ; 

3.  die  Intercalarien  für  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Erben  eines 
verstorbenen  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§.  77)  oder  durch  die 
Remuneration  des  Hilfslehrers  in  Anspruch  genommen  werden; 

4.  die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverfügungen  der  Schulbehörde 
eingehen. 

§.  81.  Der  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  der  Pensionscasse  noch 
weiters  erforderliche  Betrag  wird  aus  Landesmitteln  zugeschossen. 

§.  82.  Ueberschüsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  der  Pensionscasse 
(§§.79 — 81)  ergeben,  sind  fruchtbringend  anzulegen  und  nur  die  Zinsen  derselben 
in  die  nächste  Jahresrechnung  einzubeziehen. 

§.  83.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrerstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zu  ihrer  Bestreitung  Ver- 
pflichteten auch  fernerhin  bezahlt  werden. 

Uebergangsbestimmungen: 

§.  84.  Die  Landesschulbehörde  nimmt  sofort  bei  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  die  im  §.  21  vorgesehene  Eintheilung  sämmtlicher  Schulgemein- 
den vor. 

§.  85.  Die  Mitglieder  des  Lehrstandes,  welche  vom  Beginne  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  an  angestellt  werden,  sowie  jene  dann  bereits  angestellten  Mit- 
glieder der  Lehrstandes,  welche  durch  eine  vor  der  LehrerprüAings-Commission 
abzulegende  Prüfung  ihre  Befähigung  zum  Lehramte  nach  den  Bestimmungen  des 
Volksschulgesetzes  vom  14.  Mai  1869  darthun,  haben  und  zwar  die  ersteren  vom 
Tage  ihrer  Anstellung,  die  letzteren  von  dem  Zeitpnncte  der  von  ihnen  mit  Erfolg 
abgelegten  Prüfung  Anspruch  auf  das  Einkommen  nach  den  §§.22— 39  dieses  Ge- 
setzes. —  Bereits  angestellte  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  auf  dieses  Ein- 
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kommen  jedoch  anch  dann  Anspruch,  wenn  die  Landesschnlbehörde  nach  Ablauf 
eines  Jahres  von  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes,  dieselben  ohne  Ablegnng  einer 
Prttfung  mit  Rücksicht  auf  ihre  Leistungen  nnd  insbesondere  auf  den  Znstand 
ihrer  Schulen  als  zur  ferneren  Ausübung  des  Lehramtes  (§.  53  des  Volksschnlge- 
setzes  vom  14.  Mai  1869)  für  geeignet  erklärt  und  zwar  beginnt  der  Anspruch  für 
diese  Mitglieder  des  Lehrstandes  auf  das  Einkommen  nach  den  §§.22 — 39  mit  dem 
Zeilpnncte^der  eb^i  erwähnten  Erklärung. 

§.  t^6.  Schon  definitiv  angestellten  Mitgliedern  des  Lehrstandes  ist  die  erste 
im  §,  30  bezeichnete  Dienstalterszulage  dann  zuzugestehen,  wenn  sie  bereits 
lo  Jahre  lang  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertre- 
tenen Königreiche  und  Länder  ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolg 
gewirkt  haben. 

Alle  anderen  treten  erst  mit  Znrücklegung  des  Alnfzehnten  Dienstjahres  in 
den  Genuss  der  ersten  Dienstalterszulage. 

Der  Anspruch  auf  die  Dienstalterszulage  ist  übrigens  an  die  Voraussetzung 
geknüpft,  dass  die  betreffenden  Mitglieder  des  Lehrstandes  der  im  vorhergehen- 
den Paragraphe  bezeichneten  Anforderungen  entsprochen  haben. 

§.  87.  Spätestens  innerhalb  zweier  Jahre  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  hat  auf  Grund  der  Classeneintheilung  der  Schnlgemeinde 
(§.  21)  jede  Bezirksschulbehördc  einen  Kataster  sämmtlicher  Lehrstellen  des  Be- 
zirkes anzufertigen  und  der  Landesschnlbehörde  vorzulegen,  in  welchem  die  Be- 
züge festzustellen  sind,  welche  jedem  Inhaber  eines  Lehramtes  nach  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  und  den  im  §,  85  gemachten  Vorbehalten  gebühren. 

§.  88.  Innerhalb  desselben  Zeitraumes  bat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions- 
casse  zu  beginnen.  Bei  der  Regulirung  der  Bezüge  eines  jeden  Mitgliedes  des 
Lehrstandes  ist  der  von  ihm  nach  §.  79  zu  entrichtende  Beitrag  bei  der  Gasse,  an 
welcher  er  sein  Einkommen  zu  beziehen  hat,  in  Vorschreibung  zn  bringen. 

Kücksichtlich  der  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  bereits  defi- 
nitiv angestellten  Mitglieder  des  Lehrstandes  tritt  die  Fensionsf&higkeit  nach  Mass- 
gabe des  gegenwärtigen  Gesetzes  dann  und  in  der  Weise  ein,  dass,  wenn  sie  unter 
den  Voraussetzungen  des  §.  85  nebst  einer  früheren  wenigstens  10jährigen  Dienst- 
zeit noch  weitere  fünf  Jahre  in  entsprechender  Dienstleistung  zugebracht  haben, 
ihnen  die  Dientszeit  bis  zu  dem  Zeitpuncte,  an  welchem  sie  nach  §.  85  in  das 
Einkommen  nach  den  Bestimmungen  der  §§.22—39  eintreten,  zur  Hälfte  ange- 
rechnet wird.  Dasselbe  gilt  bezüglich  der  Versorgungsansprüche  ihrer  Angehö- 
rigen. 

In  allen  anderen  Fällen  ^It  bezüglich  der  bereits  angestellten  Mitglieder  des 
Lehramtes  lediglich  der  Zeitpunct,  von  welchem  an  dieselben  das  Dienstesein- 
kommen nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  beziehen,  als  Beginn  der  anrechen- 
baren Dienstzeit. 

SchluBsb  68  tinimungen. 

§.  89.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  der  Kundmachung  nach- 
folgenden Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  90.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sieh  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Verord- 
nungen ausser  Kraft. 

§•  91.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Inairaetionen  ist  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lasier  m*  p. 

13 
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Nr.  35. 

Erlass  des  Ministers  fürCultus  und  Unterricht  vom  18.  Februar  1870, 

Z.448, 

an  die  k.  k.  Landesschnlräthe  in  Böhmen,  Salzburg,  Vorarlberg,  Steiermark  und  Kim- 
then ;  dann  die  Länderchefs  von  Mähren,  Tirol,  Ober-  und  Niederösterreichy  Triest  und 

Schlesien  *), 

in  Betreff  der  Abhaltung  von  öffentlichen  Prüftangen  an  Yolkssehulen  am 

Schlüsse  des  Schuljahres. 

Schon  die  Ministerial -Verordnung  vom  12.  Juli  1869  (R.  G.  Bh  Nr.  130) 
deutet,  indem  sie  im  §.  30  die  Annual-  und  Semestralzeugnisse  beseitigt,  darauf 
hin,  dass  die  Abhaltung  der  öffentlichen  SchuIprUfungen  beziehungsweise  der  s.  g. 
jährlichen  Schulvisitationen  in  der  früheren  Weise  nicht  als  angemessen  erkannt 
werde. 

Daran  knüpfend,  bespricht  der  IX.  Abschnitt  der  mit  Ministerial-Erlass  vom 
31.  Jänner  1870,  Z.  941  den  Landesschulbehörden  zur  Begutachtung  mitgetheilten 
Schul-  und  Unterrichtsordnung  ausführlicher  die  Frage  der  Prüfungen  und  Zeug- 
nisse und  soll  die  definitive  Bestimmung  darüber  erst  nach  Einlangung  der  Gut- 
achten der  verschiedenen  Landesschulbehörden  getroffen  werden.  Diese  definitive 
Bestimmung  wird  flir  die  Folge  bindend  sein. 

Hiernach  ist  die  von  verschiedenen  Seiten  gestellte  Anfrage,  ob  und  in  wie 
weit  am  Schlüsse  des  Schuljahres  öffentliche  Prüfungen  an  den  Volksschulen  noch 
abzuhalten  und  ob  hiefür  die  in  der  politischen  Schulverfassung  §.  89  etc.  etc. 
enthaltenen  Anordnungen  noch  massgebend  seien,  nur  für  das  laufende  Schuljahr 
von  Bedeutung  und  ich  glaube  dieselbe  nach  dem  bisherigen  Gange  der  Volks- 
schulgesetzgebung nicht  richtiger  beantworten  zu  können,  als  indem  ich  lediglich 
dem  eigenen  Ermessen  des  k.  k.  Landesschulrathes  (Eurer  .  .  .  .)  anheimstelle, 
mit  Berücksichtigung  der  Landes-  und  selbst  der  Localverhältnisse  die  Jahres- 
schulprüfungen  für  das  laufende  Schuljahr  entweder  abhalten  zu  lassen  und  über 
den  Vorsitz  bei  denselben  die  geeigneten  Anordnungen  zu  treffen  oder  an  Stelle 
dieser  Prüfungen  angemessene  Schulfeierlichkeiten  veranstalten  zu  lassen,  die  zu- 
nächst den  Zweck  hätten,  das  Interesse  der  Bevölkerung  an  der  Schule  wach 
zu  erhalten. 

Nr.  36. 

Ministerialerlass  vom  22.  Februar  1870,  Z.  949, 

an  das  k.  k.  Professoren-CoUegium  der  theologischen  Facnltät  in  Wien, 
betreffend  die  Oeffentlichkeit  der  theologischen  Rigorosen. 

Die  erstattete  Anzeige  über  den  vom  k.  k.  Professoren-CoUegium  gefassteu 
BeschlusB,  dass  der  Zutritt  zu  den  theologischen  Rigorosen  nach  Massgabe  des 
Raumes  allen  Professoren ,  Doktoren  und  Doktoranden  der  Theologie  fireistehen 
solle  und  vom  Präses  des  Rigorosums  auch  anderen  Personen  gestattet  werden 
dürfe,  deren  Anwesenheit  er  erspriesslich  findet,  —  wird  genehmigend  xur  Kennt- 
niss  genommen. 


«)  Anmerkung.  Dieser  ErlasB  wurde  gleichzeitig  auch  den  Übrigen  Ländercbefs  and 
LandesschulrätheD)  mit  Ausnahme  jenes  für  GaJizien,  zur  Damachachtung  mitgetheilt 
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Nr.  37. 

Ministerialerlass  vom  22.  Februar  1870,  Z.  1253, 

an  das  rechts-  nnd  staatawissenschaftliche  Professoren-Collegium  der  k.  k.  Universitäten 

in  Graz, 

betreffend  den  Fortbestand  der  Vorträge  über  die  Staatsrechnnngswissen- 

sehaft  an  der  Universität  in  Graz. 

Seine  k.  undk.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster Entschliessang 
Tom  9.  Febmar  d.  J.  allergnädigst  zu  genehmigen  geruht,  dass  die  Staatsrech- 
nnngs Wissenschaft  an  der  Orazer  Universität  auch  künftighin  regelmässig  durch 
einen  facfagebildeten  Docenten  vertreten  werde. 

Nr.  38. 

Verordnung  des  Ministers  fOrCultus  und  Unterricht  vom  1.IWärz1870, 

Z.  7330  ex  1869, 

betreffend 

den  Wirkungskreis    der   akademischen  Senate    in  Angelegenheiten  der 

Universitäts-Bibliotheken. 

Wenngleich  die  Universitäts-Bibliotheken  nach  §.18  der  prov.  Bibliotheks- 
Instmetion  die  gemeinschaftlichen  Büchersammlungen  aller  k.  k.  Bildungsanstalten 
desselben  Ortes  sind,  so  erscheint  es  doch  bei  dem  überwiegenden  Einflüsse, 
welchen  die  Hochschulen  auf  die  wissenschaftliche  Thätigkeit  zu  üben  berufen 
sind,  angezeigt,  den  Organen  der  letzteren  eine  weiter  gehende  Ingerenz  einzu- 
räumeni  als  jene  ist,  welche  ihnen  zufolge  der  bezüglichen  Bestimmungen  jener 
Instruction  (§§.  64,  68,  74,  98,  126  und  128)  und  des  Ministerialerlasses  vom 
12.  Au^st  1862,  Z.  7392,  bis  nun  zugestanden  wurde. 

Ich  finde  mich  demnach  bestimmt,  den  Wirkungskreis  des  Universitäts-Consi- 
storinras  (akademischen  Senates)  diessbezüglich  in  nachfolgender  Weise  zu  erwei- 
tern, nnd  zwar : 

1.  Der  Jahresbericht  über  den  Zustand  der  Bibliothek  (§.  119 
der  Bibliotheks-Instruction)  ist  auf  dem  Wege  des  Universitäts-Consistoriuras 
(akademischen  Senates)  zu  erstatten,  welchem  hiedurch  die  Gelegenheit  geboten 
wird,  seine  Wahrnehmungen  über  die  Anstalt  zur  Kenntniss  des  Unterrichtsministers 
zu  bringen  und  im  Interesse  der  Bibliothek  allfällige  Wünsche  auszusprechen. 

2.  Bei  Besetzung  von  Beamtenstellen  steht  dem  Universitäts-Consi- 
storium  (akademischen  Senate)  das  Recht  zu,  auf  dem  Wege  der  Statthalterei 
einen  Vorschlag  an  den  Unterrichtsminister  zu  erstatten,  welchem  bei  allen  Stellen, 
mit  Ausnahme  jener  des  Bibliotheksvorstandes,  der  vom  Bibliothekare  gestellte 
Antrag  zu  Grunde  zu  legen  ist. 

3.  Dem  Universitäts-Consistorinm  (akademischen  Senate)  steht  das  Recht  zu, 
Abänderungen  bestehender,  auf  das  Bibliothekswesen  Bezug  neh- 
mender Vorschriften,  sowie  die  Erlassung  neuer  Verordnungen 
beim  Unterrichtsminister  in  Antrag  zu  bringen.  Solche  vom  Bibliotheksvorstande 
ausgehende  Anträge  sind  in  jedem  Falle  dem  Universitäts-Consistorium  (akade- 
mischen Senate)  vorzulegen. 

4.  Das  Universititts-Consistorium  (akademischer  Senat)  hat  nach  Einverneh- 
mung der  Professorencoilegien  die  Form  festzusetzen,  in  welcher  diese   ihre 

13« 
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Wünsche  rttcksichtlich  der  Auswahl  der  anzakaufenden  Werke 
dem  Bibliotheksvorstande  kundgeben  wollen.  Insofern  letzterer  nicht  in  der  Lage 
ist,  den  ihm  auf  diesem  Wege  zur  Kenntniss  gebrachten  Wünschen*  zu  entsprechen, 
hat  er  die  Gründe  hiefÜr  dem  Universitäts-Consistorium  (akademischen  Senate) 
bekannt  zu  geben,  wodurch  eine  theilweise  Modification  des  §.  64  der  Bibliotbeks* 
Instruction  eintritt. 

Im  Uebrigen  bleiben  die  bisherigen,  dasVerhältniss  der  Landesstellen  zu  den 
Universitäts-Biblioth^ken  regelnden  Bestimmungen  aufrecht. 


Nr.  39. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  3.  März 

1870,  Z.  1958, 

betreffend 

einige  Abftiideningen  des  Unterrichts-Miniaterialerlasses  vom  30.  Beoember 
1849^  Z.  6244^  Aber  das  Ausleihen  der  Btteher  ans  den  Unirersltäts-  und 
Stndienblbllotheken  zn  Gunsten  der  Uni?ersitätsprofes8oren  und  Privat- 

docenten. 

Um  den  Professoren  und  Docenten  au  den  Universitäten  die  mögliehst  freie 
Benützung  der  Universitätsbibliotheken  einzuräumen,  finde  ich  für  dieselben  die 
bisherigen  Bestimmungen  der  §§.  7,  8,  13  und  19  des  Unterrichts-Ministerial- 
erlasses  vom  2Q.  December  1849,  Z.  6244,  über  das  Ausleihen  der  Bücher  aus 
den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  ausser  Kraft  zu  setzen  und  an  deren 
Stelle  nachfolgende  Anordnungen  zu  treffen: 

§.  7.  Die  Frist  für  Entlehnung  eines  Werkes  verlängert  sich  flJr  Professoren 
und  Docenten  stillschweigend  von  einem  Monate  zum  andern,  wenn  sich  inzwi- 
schen kein  anderer  Bezugsberechtigter  um  dasselbe  gemeldet  hat. 

§.  8.  Wenn  nach  Ablauf  eines  Monates  Bücher,  welche  Professoren  und 
Docenten  entlehnt  haben,  von  einem  anderen  Bezugsberechtigten  dringend 
gewünscht  werden,  so  sind  die  Entlehner  durch  ein  Schreiben  des  Bibliotheks- 
Vorstandes  zur  Rttckstellnng  aufzufordern*  Im  Falle  dieseAuffordemng  ohne  Erfolg 
bleibt,  hat  der  Bibliotheksvorstand  nach  Ablauf  von  acht  Tagen  dem  betreffenden 
Decauate  Anzeige  zu  erstatten,  welches  dann  die  ihm  geeignet  scheinenden 
Schritte  behufs  Reclamation  der  entlehnten  Werke  zu  veranlassen  hat. 

§.  13.  Professoren  und  Docenten  sind  berechtigt,  auch  während  der  Herbst- 
ferien die  von  ihnen  entlehnten  Werke  zn  benützen,  und  nnr  in  dem  Falle,  als 
diese  für  die  Vornahme  der  Bibliotheksrevision  dringend  ben<5thiget  werden,  zur 
Rückstellung  auf  deren  Dauer  zn  verhalten. 

§.  19.  Professoren  und  Docenten  haben  das  Recht,  mit  Zustimmung  des 
Bibliotheksvorstandes  die  in  der  Bibliothek  anfliegenden  Kataloge  persönlich  und 
unmittelbar,  die  in  derselben  aufgestellten  Bücher  jedoch  nur  unter  Intervenimng 
eines  Bibliotheksbeamten  durchzusehen. 
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Nr.  40. 

Eriass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  4.  März  1870, 

Z.  7453  ex  1869, 

an  das  Dekanat  des  pliilosophisehen  Profeflsoren-CoUegiams  in  Oraa» 

(aus  Anlass  eines  speciellen  Falles) 

betreffend  die  Bereehtlgimg  der  PriTatdocenten^  Tertreter  in  das  Professoren- 

CoUeglnm  zn  wUden. 

Rttcksichtlich  der  gestellten  Anfrage^  ob  das  Recht  der  Privatdocenten,  ihre 
Vertreter  zu  wählen^  aneh  als  Pflicht  aufzufassen  sei,  bemerke  ich^  dass,  so  wttn- 
Achenswerth  nnd  im  Sinne  des  provisorischen  Gesetzes  vom  30.  September  1849  ttber 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden  gelegen  die  Betbeiligung  der  Privat- 
docenten  an  der  Wahl  ihr^r  Vertreter  in  die  Lehvk(^rper  erscheint,  dooh  von  einer 
amtlichen  Verpflichtung  hiezu,  wie  diess  bei  den  Professoren  hezttglich  der  Deka- 
nats- und  Rektoratswahlen  der  Fall  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  ihrer  Stellung 
{%  3  de»  oben  citirten  Gesetzes)  nicht  wohl  die  Rede  sein  kann. 

Selbstverständlich  kann  jedoch  kein  Privatdocent  an  der  Ausübung  seines 
Wahlrechtes  dadurch  gehindert  werden,  dass  Andere,  und  wäre  es  selbst  die  Mehr- 
zahl der  Privatdocenten,  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch  machen. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  ApostoUscIie  Majestät  haben  mit  AUerhOebster  Entschllessung  vom 
17.  Febmarl.  J.  den  ansssrOTdentiieheu  Professor  Simon  Spitzer  zum  ordentlichen  Professor 
der  analytischen  Mechanik  am  k.  k.  polytechnischen  Institute  in  Wien  allergnftdigst  zu  ernennen 
geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
20.  Febmar  i.  J.  dem  ordentlichen  Professor  am  k.  k.  polytechnischen  Institute  in  Wien,  Johann 
H  0  n  i  g,  ans  Anlass  der  aufsein  Ansuclien  erfolgten  Versetzung  in  den  wohlverdienten,  dau- 
ernden Rnhestand,  In  Anericcnnung  seiner  vieljfihrigen,  treuen  und  vorzüglichen  Dienste,  den 
Titel  und  Charakter  eines  Regierungsrathes  taxfrei  allergnadigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  nnd  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
24.  Febmar  d.  J.  den  Gymnasialprofessor  in  Marburg,  Johann  Gntscher,  zum  Director  des 
dortigen  Gymnasiums  allergnidigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
2.  Marx  d.  J.  den  Gymnasialprofessor  Johann  L  i  s  s  n  e  r  in  Eger  zum  Director  des  dortigen 
Gymnasiums  allergnftdigst  zu  ernennen  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntschUessung  vom 
2.  März  d.  J.  dem  Professor  der  Handels-  und  nautischen  Alcademie  in  Triest,  Dr.  Franz  de 
Fiori,  aus  Anlass  der  nber  dessen  Ansuchen  erfolgten  Versetzung  in  den  bleibenden  Ruhe- 
stand, in  Anerkennung  seiner  vieljfihrigen  erspriesslichen  Wirksamkeit  das  Rittorkreuz  des 
Franz  Josephs-Ordens  allergnadigst  zu  verleihen  geniht 


k.  nnd  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
6.  Märad.  J.  den  Professor  an  der  Josephs- Akademie  Dr.  Evald  Hering  zum  ordentlichen 
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öffentlichen  Professor  der  Physiologie  an  der  Prager  Universität,  und  den  an  dieser  Universitfit 
zur  Verwendung  zugewiesenen  Professor  Dr.  Max  Ritter  v.  Vintschgau  zum  ordentltchen 
Öffentlichen  Professor  desselben  Faches  an  der  Innsbrucker  UniversitSt  allergnädigst  zu 
ernennen  geruht 

Der  Minister  fllr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasialprofessor  in  Prag,  Andreas 
Bauer,  zum  BezirksschuHnspeetor  für  die  deutschen  Schulen  des  Teplitzer  und  Launer 
Schulbezirkes  ernannt. 

Der  Minister  ittr  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Pr(rfessor  an  der  Commnnal-Oberreal- 
schule  zu  Ellbogen,  Joseph  Hoffmann,  eine  Lehrerstelle  an  der  k. k.  Oberrealschule  in 
Troppau  verliehen. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  provisorischen  Director  des  Gymnasiums 
zu  Leitomischl,  Hilarius  D  6  d  i  n  a,  zum  BezirksschuHnspeetor  für  die  böhmischen  Schalen 
des  Leitomischler  und  Po1i2kaer  Bezirkes  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Lehrer  am  k.  k.  Gymnasium  in  Pisek, 
Theodor  A  r  d  e  1 1,  zum  Bezirksschulinspector  far  den  Schulbezirk  Blatna  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Director  der  Oberrealschule  in  Ellbogen, 
Dr.  Ignaz  Mache,  zum  Director,  und  den  Realschnllehrer  in  Eger,  August  Wejmann,  zum 
Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Bregenz  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Realschuldirector  zugleich  prov.  Bezirks- 
schuHnspeetor in  Steyr.  Joseph  Berger,  zum  Director  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Linz 
ernannt,  und  zwei  Hauptlehrerstellen  an  dieser  Anstalt  dem  Schuldireotor  in  Linz  zugleich 
prov.  BezirksschuHnspeetor  Florian  Satt  leger  und  dem  Oberrealschullehrer  in  Wien  Ignaz 
Baukenhaider  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  Ernennung  der  Dlrectoren  und  MitgUeder 
der  in  Gem&ssheit  der  Ministerialverordnung  vom  15.  November  1869,  Z.  10.864,  einzusetzenden 
Prüfungscommissionen  für  allgemeine  Volks-  und  Bürgerschulen  für  die  Zeit  bis  zum  Schlüsse 
des  Schuljahres  1871/72  vollzogen,  wie  folgt: 

Prüfungscommission  in  Wien. 

Director :  Dr.  Joseph  Weiser,  Director  der  k.  k.  Oberrealschule  auf  der  Landstrasse. 
Dessen  Stellvertreter:  Theodor  Vernaleken,  Director  der  Lehrerbildungsanstalt  bei 
St  Anna  und  provisorischer  BezirksschuHnspeetor.  Mitglieder:  Dr.  Friedrich  D  i  t  te  s,  Direc« 
tor  des  Wiener  Pädagogiums;  Robert  Niedergesaes.s,  provisorischer  Director  der  Lehre- 
rinenbildungsanstalt  und  provisorischer  BezirksschuHnspeetor;  Michael  Schenk,  Director 
der  Lehrerbildungsanstalt  in  Komenburg  und  provisorischer  Bezirksschulinspector;  Dr.  Johann 
W  o  1  d  f  i  c h,  Professor  am  akademischen  Gymnasium;  Joill  Deutsch,  kais.  Rath,  Director 
des  Wiener  israelitischen  Taubstummeninstituts ;  Dr.  Anton  K  a  u  e  r,  Professor  am  Communal» 
Realgymnasium  in  Mariahilf;  Wenzel  Ernst,  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule  am  Schot- 
tenfelde ;  Carl  Sehubert,  Lehrer  an  der  Lehrerbildungsanstalt  bei  St.  Anna  und  provisori- 
scher Bezirksschulinspector  und  Paul  Bernhart,  Oberlehrer  und  provisorischer  Bezirks- 
schulinspector. 

Prüfungscommission  in  Linz. 

Director :  Realschulprofessor  und  prov.  Bezirksschulinspector  Johann  A  p  r  e  n  t.  Dessen 
SteU  vertretet;  Der  Jeweilige  Director  der  Lehrerbildungsanstalt,  zur  Zeit  Florian  Sattegge  r. 
Mitglieder:  Der  prov.  Realschuldirector  Dr.  Richard  Rotte  r;  Gymnasialprofessor  Thomaa 
Hohenwarter;  Gymnasialprofessor  und  prov.  Bezirksschulinspector  Carl  Haefele; 
Realschulprofessor  und  prov.  Bezirksschulinspector  Joseph  Frank;  Realschuldirector  Joseph 
B  e  r  g  e  r ;  Realschulprofessor  Joseph  G  e  y  1  i  n  g  und  der  Lehrer  an  der  Lehrerbildnngsschiile 
Johann  0  r  t  n  e  r. 
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PrüfungscommisBion  in  Salsburg. 

Director :  Joseph  Wögerbaner,  Realschuldirector.  DesBeo  Stellvertreter:  Ludwig 
S  c  h  m  u  e  d ,  Director  der  LelirerbildnngsHiistalt.  Mitglieder :  Eduard  S  a  o  b  e  r ,  Hauptlebrer 
der  LebrerbilduDgaauBtalt ;  Ferdinand  A  x  m  a  n  n ,  Realscbulprofessor  und  Joaeph  Hohen- 
w  a  r  t  e  r  I  Lehrer  an  der  Uebungsscbule. 

Prüfungsconimission  in  Bregens. 

Director:  LandeBBcbaUnspector  Theodor  Wolf.  Dessen  Stellvertreter:  Dr.  Ignaz 
Mache,  Director  der  Lebreibildungsanstalt  Mitglieder :  Realschuldirector  Joseph  G  a  n  t  n  e  r ; 
Reabehulprofessor  nnd  Mitglied  des  Landesscbnlraibes  Dr.  Carl  Nachbauer  und  der  Haupt- 
lebrer der  k.  k.  Lebrerblldnngsanstalt  August  W  e  j  m  a  n  n. 

Prttfungscomniission  in  Innsbruck. 

Director:  Dr.  Alfons  Hub  er,  Universit&tsprofessor  und  prov.  Besirksschulinspector. 
Dessen  Stellvertreter:  Der  jeweilige  Director  der  Lehrerbildungsanstalt,  zur  Zeit  Joseph 
M  ö  s  s  m  e  r.  Mitglieder:  Joseph  D  u  r  i  g,  Realschulprofesssor  und  prov.  Bczirksschulinspector ; 
Johann  B 1 1 1  e  k ,  Lehrer  der  Lehrerbildungsanstalt  und  prov.  Besirkssehulinspector ;  Gabriel 
▼.  K a  1  e r ,  Realschnlprofessor;  Dr.  Christian  Lechleitner,  Gymnasialprofessor;  Joseph 
Weiler,  Realschulprofessor  nnd  Johann  N  i  g  g ,  Leiter  der  Volksschule  in  Hall  und  prov. 
Bezirksschulinspector. 

Prüfungscommission  In  Klagenfurt. 

Director:  Dr.  Johann  Bürge r,  Gymnasialdirector.  Dessen  Stellvertreter :  Dr.  Joseph 
B  r  a  n  d  1 ,  Director  der  Lehrerbildungsanstalt.  Mitglieder:  Joseph  P  a  y  e  r ,  Realschuldirector 
und  Mitglied  des  Landesschulrathes ;  Dr.  Joseph  Hartmann  und  Ferdinand  K o s m a z h , 
Realschalprofessoren;  Dr.  Cajetan  Dittl.  Hauptlebrer  an  der  Lehrerbildungsanstalt ;  Peter 
Posch!)  Leiter  der  Communal-Volkssohule  in  Klagenfurt  und  Carl  T  h  o  r  i  n  e  k ,  Volksschnl- 
lehrer  in  Prftvall. 

Prttfungscommission  In  Graz. 

Director :  Landesschulinspector  Dr.  Mathias  Wretschko.  Dessen  Stell  Vertreter:  Direc- 
tor der  Lehrerbildungsanstalt  in  Graz  Vincenz  Adam.  Mitglieder:  Anton  Spinner,  Haupt- 
lehrer an  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Graz ;  Dr.  Anton  E 1  s  c  h  n  i  g,  Director  und  Johann 
Dominkusch,  Hauptlehrer  an  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Marburg ;  Heinrich  K  o  6 ,  Gym- 
nasialprofessor; Dr.  Joseph  G  o  b  a  n  z,  Dr.  Franz  II  w  o  f  und  Vincenz  Chocholouiek, 
RealschulprofesBoren. 

Prttfungseommission  in  Triest 

Director:  Anton  Zhismann,  Professor  an  der  Handels-  und  nautischen  Akiidemie. 
Desaen  Stellvertreter:  Der  jeweilige  Director  der  Lehrerbildungsanstalt,  zur  Zeit  Johann 
Revelante.  Mitglieder:  Ferdinand  0  s  n  a  g  h  i  und  Carl  Äusserer,  Professoren  an  der 
Handels- und  nautischen  Akademie ;  Nikolaus  VI aco  vi ch,  Realschuldirector;  Maximilian 
Peteranik,  Gymnasialprofessor;  Oberlehrer  Franz  T  i  m  e  u  s  und  Eugen  M  e  d  a  n  i  c  h. 

Prttfungscommission  In  Prag. 
Director:  Johann  §  f  a  s  t  n  ^,  Director  der  böhmischen  Oberrealschule  und  Mitglied  des 
böhmischen  Landesschulrathes.  Dessen  Stellvertreter:  Der  jeweilige  Director  der  deutschen 
Lehrerbildungsanstalt,  anr  Zeit  Joseph  Knappe.  Mitglieder:  Der  jeweilige  Director  der 
böhmischen  Lehrerbildungsanstalt«  aur  Zeit  Joseph  V  ;i  1 1  e  r ;  Michael  A  c  h  t  n  e  r,  Gymnaslal- 
professornnd  Bezirksschulinspector;  Vincenz  BIba,  Lehrer  an  der  böhmischen  Lohrerbil- 
dnngaanatalt  und  Bezirksschulinspector ;  Dr.  Andreas  Bauer,  Gymnasialprofessor;  Joseph 
Pt  Imf ,  Hauptlehrer  an  der  böhmischen  Lehrerbildungsanstalt;  Stefan  D  o  m  a  s,  Sohuldireotor; 
Paol  Jehlidka  und  Dr.  Ludwig  Chevalier,  Gymnaslalprofesaoren;  Johann  Lepaf, 
Gymnasinlprofessor  und  Besirksschulfaispector;  Dominik  R  y  ü  a  v  t  f  Realschulprofessor  und 
BeairksBchulinspector ;  Donat  H  tt  b  n  e  r ,  Volkssohailehrer. 
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PrüfungscommiBsi  on  in  Leitmeriiz. 

Director:  Heinrich  Kluük,  Gymnasialfirector.  Dessen  Stell  vortreier:  Der  Jeweilige 
Difector  der  dortigen  Jjehrerbildongsanstalt.  Mitglieder:  Ignas  P  e  1 1  e  r  s  und  Alois  Langer, 
GjnanHsfalprofesBoren ;  Dr.  Ludwig  Schlesinger,  Realsdiuldireetor ;  FrAnz  Wolf  ▼. 
W  o  1  f  i  n  a  u,  Realschulprofessor ;  Franz  C  i  z  e k,  Bealschulprofessor  und  Bozirksschullnspee- 
tur  und  Joseph  M  a  n  z  e  r,  Lehrerbildner  und  Bezirksschulinspector. 

Prflfungscommission  in  Brfinn. 

Director :  Franz  S  t  a  n  6  k ,  Gymnasialprofessor  und  prov.  Bezirkssehnlinspector.  Dessen 
Stellvertreter:  Dr.  Joseph  P  a  r  t  b  e ,  Director  der  Lehrerbildungsanstalt  Mitglieder:  FridoHn 
Krasser,  Realschuidirector  und  prov.  BezSfksachnHnspeetor ;  Anton  M  a  y  s  s  1 ,  Realscbul- 
professor;  Ludwig  V  a  §  i  c  a  und  Carl  Schmiedek,  Hauptlehrer  an  der  Lehrerbildungs- 
anstalt; Dr.  Franz  Kretschmaier,  Director  der  höheren  Tochterschule  in  Brunn  und 
Adolph  Perm,  Schuldirector  in  Zwittau  und  prov.  Bezirkseohnlinspector. 

Prttfungscommission  in  Olmütz. 

Director:  Dr.  Erasmus  Schwab,  Oymnasialprofeasor  und  prov.  Bezirksschulinspector. 
Dessen  Stellvertreter:  Gustav  Zeynek,  Director  der  Lehrerbildungsanstalt.  Mitglieder: 
Blasius  K  o  z  e  n  n,  Gymnastalprofessor;  Valentin  K  u  b  i  e  n  a,  Realschulprofessor  und  prov. 
BczirkAschulinspector-,  Franz  Schmied  und  Johann  K  o  v  o  t  n  ^,  Hauptlehrer  an  der  Lehrer- 
bildungsanstalt und  Joseph  D  r  a  b  e  k ,  I^citer  der  Volkschule  in  Littau. 

Prüfungscommission  in  Troppau. 

Director:  Dr.  Anton  Schmied,  Gymnasialdireetor.  Dessen  Stellvertreter:  Adolph 
K  u  n  e  r  t  h ,  Director  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Troppau.  Mitglieder :  Carl  Riedel,  Direc- 
tor des  evangelischen  Lehrerseminars  in  Bielitz*,  Joseph  Wurm,  Realschulprofessor  und  prov. 
Bezirksschuliüspector;  Dr.  Joseph  Mich,  Gymnasialprofessor;  Anton  Peter,  Gymnasial- 
professor und  prov.  Bezirksschulinspector  und  Tobias  K  i  e  n  e  1 ,  Lehrer  an  der  Uebongaschulc 
imd  prov.  Bezirksschulinspector. 

(Die  Zusammensetzung  der  Prttfungscommissionen  Hlr  Trient  und  Budweis  wird  dem- 
nächst nachfolgen.) 

Die  Beiziehung  von  Hilfskräften  ftir  specielle  Fächer,  wie  Landwirthschaftslehre,  Turnen , 
Musik,  weibliche  Handarbeiten  u.  dgl.,  wurde  überall  den  LandessohulbchOrden  llberlassen. 

Alle  diese  Prüfungscommissionen  haben  ihre  Wirksamkeit  sofort  zu  beginnen,  da  die 
nächsten  Lehrerbefahigungsprttfungen  normgcmäss  schon  im  Monate  April  d.  J.  abzuhalten  sind. 

Von  der  im  Verordnungsblatte  d.  J.,  Stück  IV,  verlautbarten  Versetzung  des  Lehrers  an 
der  k.  k.  Oberrealschule  in  Görz,  Wilhelm  U  r  b  a  s,  an  die  k.  k.  Oberrealschule  in  Klagenfurt 
erhält  es  sein  Abkommen. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  Volksschule  zuDlaschkowitz,  polit.  Bezirk  Leitmeritz,  ist  die  Lehrerstelle 
erledigt. 

Bewerber  um  diesen  Dienstposten,  mit  welchem  ein  fassionsmässiges  Einkommen  von 
jÄhriichen  224  fl.  36  kr.  Ö.  W.  nebst  freier  Wohnung  und  Beheizung  verbunden  ist,  wollen  ihre 
Torschriftsmftssig  docuraentirten  Gesuche  bis  31.  M  ä  r  z  d.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  DIasch* 
kowitz  enibringen. 

An  der  Volkssehnle  in  d«r  Stadt  Hohenstadt,  mit  deutscher  und  slavischer  Unter- 
riohtasprache, —  ferner  an  der  katholischen  Volksschule  in  der  Stadt  A  u  s  s  e  e  (M&hren),  mit 
deutscher  Unterrichtssprache,  ist  je  eine  Unterlehremtelle  zu  besetzen. 
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Mit  ersterer  Stelle,  welche  vorläufig  nur  provisorisch  besteht,  ist  ein  jährlicher  Gehalt 
▼Ott  200  fl.  ö.  W.  und  freie  Wohnung,  -  mit  letzterer  ein  jährlicher  Gehalt  von  180  fl.,  freie 
Wohnung  und  eine  Klafter  Beheizungsholz  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  verschen  mit 
den  Nachweisen  Ober  ihr  Alter,  Befähigung  und  btshevige  Verwendung  bis  E  n  d  e  M  ä  r  z  d,  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Hohenstadt  einzubringen. 

Die  Stelle  des  dirigirenden  Oberlehrers  an  der  vierclassigen  Volksschule  zu  Hainburg  • 
in  NiederOsterreich  ist  zu  besetzen. 

Hit  dieser  Stelle  ist  ein  Jahresgehalt  mit  700  fl.  ö.  W.,  eine  Naturalwohnung  und  ein 
Bofzdeputat  vOn  6  Klaftern  weichen  Scheitern  jährlich  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  über  ihr  Alter,  ihre  Befähigung  und  Kenntnisse, 
sowie  über  die  im  Schulfache  zurückgelegte  Dienstzeit  belegten  Gesuche  bis  15.  Ap  ril  d.  J. 
bei  dem  Gemeindevorstande  der  1.  f  Stadt  Hainburg  einzubringen. 

Bei  der  zweidassigen  Volksschule  zu  T  h  a  y  a  (Niederösterreich)  ist  die  Oberlehrerstelle 
za  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  entsprechenden  Befähigungsnachweisen  belegten  Gesuche 
bis  15.  A  p  r  i  1  d.  J.  beim  Schulausschusse  in  Thaya  einzubringen. 

Am  Realobergymnasium  der  kOnigl.  Stadt  U  n  g.  -  H  r  a  d  1  s  c  h  ist  eine  Lehrstelle  fttt 
Mathematik,  vorzugsweise  darstellende  Geometrie,  mit  den  an  Staatsgymnasien  zweiter  ClasBft 
systemisirten  Bezügen  erledigt. 

Bewerber  haben  ihre  nach  §.  101  des  org.  Entwurfes  instruirten  Gesuche  im  Wege  der 
vorgesetzten  Behörde  bis  Ende  April  d.  J.  bei  dem  Gemeinderathe  zu  Ung.-Hradiseh  z« 
fiberreichen. 

Bewerber,  welche  eineLehrbefahigung  aus  der  deutschen  oder  böhmischen  Sprache  nach- 
saweisen  vermögen,  werden  vorzugsweise  berücksichtigt. 

Wirklichen  Lehrern  wird  bei  deren  Uebertritte  an  die  hierstädtische  Lehranstalt  die  an 
Staats-  oder  anderen  gleichartigen  Anstalten  zurückgelegte  Dienstzeit  angerechnet  werden. 

Am  k.  k.  Gymnasium  in  I  gl  au  ist  eine  Lehrerstelle  für  Mathematik  und  Physik  mit  den 
•für  Gymnasien  zweiter  Claase  systemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  vorschriftsgemäss  instruirten  Gesuche  sind  bis  zum  15.  April  d.  J.  im  Dienstwege 
bei  der  Statthalterei  für  Mähren  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  Ob  er- St. -Veit  bei  Wien  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem 
Gehalte  von  250  fl.,  eventuell  300  fl^  nebst  Naturalwobnung  erledigt 

Bewerber  wollen  ihre  Gesuche  bis  15.  A  p  r  i  I  d.  J.  beim  Bürgermeisteramte  daselbst 

Qberrelcben. 

» 
Am  k.  k.  Gymnasium  in  Znaim  ist  eine  Lebrerstelle  für  Lateinisch  und  Griechisch  in 

Verbindung  mit  deutscher  und  eine  zweite  Lehrerstelle  für  Lateinisch  und  Griechisch  in  Ver- 
bindung mit  böhmischer  Sprache  mit  den  für  Gymnasien  zweiter  Classe  systemisirten  Beziigüp 

xu  besetzen. 

<  * 

Die  vorschriftsgemäss  instruirten  Gesuche  sind  bis  znm  20.  April  d.  J.  im  Dienstwege 
bei  dev  k.  k.  Statthalterei  in  Brunn  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Schönwald  (Mähren),  mit  deutscher  und  slavischer  Unterrichts- 
sprache, ist  die  üb^riebrerstelle  mit  dem  Gehalte  jährlicher  315  fl.  nebst  freier  Wohnung  in 
Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle,  mit  weicherauch  der  Organistendienst  verbunden  ist,  wt)llen 
ibie  in  deutscher  vod  slavischer  bprache  verfassten  und  mit  den  Sitten-,  BcfiUrigungs-  nnd 
Verwendungszeugnissen  versehenen  Gesuche  bis  3.  April  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshaupt» 
mannschafl  in  Littau  Überreichen. 

14 
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Bei  der  öffentlichen  VolksBcholc  2a  Rammersdorf  (NiederöBterreioh)  ist  emeUnter- 
lebrerstelle  zu  besetzen. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  dem  BefShi^ngsdecrete  belegten  Gesuche  bis  15.  April  d.  J, 
bei  der  Bezirksbauptmannscbaft  in  Oberhollabronn  einbringen. 

In  der  Volksschule  zuGaudenzdorfbei  Wien  ist  eine  Lehrerstelle  zu  besetzen,  womit 
ein  Jahresgehalt  von  300  fl.  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  wollen  ihre  mit  den  Befähigungsnachweisen  belegten  Gresuche 
bis  16.  April  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmann schaft  Sechshaus  überreichen. 

An  der  bisher  einclassigen  deutschen  Volksschule  in  Johndorf  (BrUxer  Bezirkes)  wird 
ein  Unterlehrersposten  errichtet,  mit  welchem  ein  fixer  Jahresgehalt  von  230  fl.  ö.  W.  nebst 
dem  Genüsse  der  freien  Wohnung  im  Schulgebäude  verbunden  ist 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Nachweisungen  über  das  Alter,  ihre  Befähi- 
gung und  bisherige  Verwendung  versehenen  Gesuche  bis  zum  30.  April  d.  J.  bei  dem  zur 
Präsentation  berechtigten  Schulausschusse  in  Johnsdorf  (Bezirk  Brüx)  zu  fiberreichen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  zu  Kom  or  au  in  k.  k.  Schlesien  ist  die  Lehrerstelle  mit 
einem  Jahresgehalte  von  210  fl.  0.  W.  nebst  Naturalwohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Lehrerstelle  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche,  unter  Nach- 
weisung der  deutschen  und  böhmischen  Sprachekenntniss,  bis  20.  A  p  r  i  1  d.  J.  bei  der  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzubringen. 

An  den  Wiener  Communal-Volkssohulen  sind  Oberlehrer-,  Lehrerstellen  erster  und 
zweiter  Classe,  dann  ständige  Aushilfslehrerstellen  zu  besetzen. 

Oberlehrer  800  fl.,  eventuell  1000  fl.  Gehalt,  Naturalwohnung  oder  Quartiergeld. 

Lehrer  erster  Claase  üOO  fl.  bis  600  fl. ; 

Lehrer  zweiter  Classer  300  fl.  bis  400  fl.  Gehalt. 

Standige  Aushilfslehrer  250  fl.  Gehalt. 

Gesuche  bis  15.  April  d.  J.  bei  dem  Wiener  Magistrate  zu  überreichen. 

Das  Nähere  im  Amtsblattc  der  Wiener  Zeitung. 


Verfügungen, 

betreffend  Lehrbflcher  und  LehrmitteK 

Mit  dem  Ministerialerlasse  vom  7.  März  1870,  Z.  1175,  wurden  nachstehende  Bücher  aua 
Unterrichtsgebranche  an  nautischen  Schulen  für  zulässig  erklärt: 

Dr.  Francesco  Mocnik.  Trattato  di  algebra  pel  Ginnasio  snperiorC;  tra* 
'dotto  per  cnra  del  Dr.  Pietro  Magrini;  2a.  edizione.  Viennai  1863  (Gerold). 
Preis  1  fl. 

Corso  di  Geometria  ad  uso  dei  Ginnasi  snperiori,  tradazione  fatta  sulIa 

2a.  edizione.  Viennai  1 865  (Schulbttcherverlag).  Preis  1  fl.  5  kr. 

Carlo  Zamira.  Elementi  di  matematica  ad  uso  deUa  Marina  mercantile^ 
IL  parte;  Geonietria.  Finme,  1864  (Mofaovicb).  Preis  2  fl.  75  kr, 

'        Dr.  Francesco  Schau b.  Guido  allo  studio  deirAstronoinia nantica.  Trieste^ 
1856  (österr.  Lloyd).  Preis  1  fl.  70  kr. 
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Francesco  Pellegrini.  Antologia  italiana  per  le  scnole  commerciali, 
naoticlie  e  reali  superiori^  2a.  ediz.  Trieste,  1866  (Coen):  Preis  1  fl.  50  kr. 

Yincenzo  Conte  de  DominL  Lezione  di  manovra  navale  ad  nso  delle 
«enole  nantiche.  Finme,  1862  (im  Selbstverlage  des  Verfasserg).  Preis  2  fl. 

Julius  Prömmel.  Benennung  der  hauptsächlichsten  Theile  eines  Schiffes 
o.  s.  w.  Deutsch  und  italienisch.  Triest,  1864  (Weis).  Preis  1  fl. 

Oiaeomo  Scherber.  Contabilitä  semplice  e  di  bordo.  (Im  „Prospetto  degli 
studj^  der  Akademie  fttr  1867/68  aufgenommen.)  Triest,  1868  (Hermannsdorfer). 
Preis  des  Sonderabdruckes  1  fl.  50  kr. 

demente  Dr.  Lunardelli.  Brevi  trattato  delle  cambiali  secondo  la  lege 
austriaca,  per  ubo  delle  seuole  di  commercio  e  nautica.  (Im  ^Prospetto  degli  studj^ 
der  Akademie  ftlr  1868/69  aufgenommen.)  Triest,  1869  (Hermannsdorfer).  Preis 
des  Sonderabdruckes  80  kr. 


Im  Wiener  k.  k.  Schulbttcherverlage  ist  eine  neue  vervollständigte  Ausgabe 
der  „Anleitung  zum  Lateinlesen  und  Schreiben  nebst  einem  Anhange  mit  Bei- 
spielen zur  Einübung  der  lateinischen  Formen^  erschienen.  Der  Preis  eines  gebun- 
denen Exemplars  dieser  Ausgabe  beträgt  21  kr. 


Pidvat-^^Ljazeigreii« 


In  der  lu  k.  Hof-  'und  Staatsdraekerei  in  Wien  ist  erschienen. und  durch  diese,  sowie 
dnreh  alle  Bachhandlnugen  zu  beziehen : 

Bilder-Atlas  zur  wissenschafUicb-populären  Naturgeschichte  der  Wirbekbiere.  Quart-Format. 
Der  ganze  Atlas  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  ausgeführten  Blattern  und  kostete 
complet  früher  126  fl.  —  jetzt  nur  mehr  60  fl. 

Hieraus  ist  auch  zu  haben: 

Bilder-Atlas  der  Sftugethlere,  in  11  Heften,  früher  84  fl.  65  kr.  ~  jetzt  18  fl. 

„             „   VGgel,  in  14  Heften,  früher  44  fl.  10  kr.  —  jetzt  20  fl. 

,              ,   Fische,  in  6  Heften,  fHiher  18  fl.  90  kr.  —  jetzt  10  fl. 

„              y,   Amphibien,  in  9  Heften,  früher  28  fl.  85  kr.  —  jetzt  12  fl. 

Jedes  einzelne  Heft  enthält  9  bis  12  Blfttter,  kostete  früher  3  fl.  15  kr.  —  jetzt  nur  2  fl. 

Hierzu  als  erl&utemde  Beigabe : 

Kurzer  erläuternder  Text  zaxa  Bilder-Atlas  der  wissenschaftlich-populären  Natur- 
geschichte der  Wirbelthiere  von  Dr.  M.  Wretschko,  k.  k.  Professor  der  Naturgeschichte  am 
akademischen  Gymnasium  zu  Wien.  Gross-Quart,  br.  1  fl. 

BiotfraphiaelieB  Lezikon  des  Kaiserthumes  Oesteireich,  enthaltend  die  Lebensskizzen  der 
denkwürdigen  Personen,  welche  seit  1750  in  den  österr.  Kronländem  geboren  wurden  oder 
darin  gelebt  und  gewirkt  haben.  Von  Dr.  Constant.  von  Wurzbach.  1.—20.  Theil.  gr.  8. 
brosch.  Dieselben  sind  zu  den  nachstehend  bezeichneten,  bedeutend  ermässigten  Preisen  zu 
beziehen :  1.— 5.  Band  statt  4  2  fl.  -  &  1  fl.  6.— 10.  Bd.  sutt  &  3  fl.  —  a  2  fl.  11.-20.  Bd. 
wie  bisher  ä  3  fl. 

14* 
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(In  Sachen  der  Id.  allgemeinen  deutschen  Lehrerversammlung.) 

Zur  Beachtung! 

Mit  det  am  9.,  10.  und  11.  Juni  d.  J.  in  Wien  abzuhaltenden  19.  atlgomeinen  deutschen 
Lehrerversammhing.wird  eine  LehnnittelaoBsteHung  rerbunden  werden,  die  darauf  l>ereoh&i||t 
ist,  die  Theilnehmer  mit  allen  neuen  besseren  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens 
i^  mögen  diese  in  Büchern,  Karten,  Anschauungsmitteln,  naturwissenschaftlioben  Sammlangen 
oder  Utensilien  bestehen  —  bekannt  zu  machen. 

£s  ergeht  somit  an  Alle,  die  sich  mit  der  Anfertigung  von  Apparaten  und  Lehrmittelm 
befassen,  insbesondere  an  die  P.  T.  Vorsteher  von  Anstalten,  sowie  überhaupt  an  alle  Schul- 
männer, ohne  Unterschied  der  Nationalität,  die  Aufforderung,  sich  an  der  AuasteUung  nach 
Kräften  zu  betheiligen. 

Vorläufige  Anmeldungen,  unter  genauer  Angabe  der  zur  Einsendung  bestimmten  Objecto, 
werden  bis  Ende  April  entgegengenommen.  Jene  Herren,  welche  die  von  ihnen  ausgesteUten 
Gegenstiinde  in  einem  besonderen  Vortrage  zu  besprechen  wünschen,  wollen  diess  gleichzeitig 
mit  der  Anmeldung  bekannt  geben. 

Der  Einsendungstermin  ist  bis  zum  15.  Mai  festgesetzt.  —  Der  Her-  und  Rücktransport 
hat  auf  Kosten  des  Aasstellers  zu  ffescbehen ;  das  Comitö  behält  sich  jedoch  vor,  in  berflckr 
sichtigungswerthen  Fällen  und  nach  vorhergegangenen)  Ansuchen  die  gemachten  Auslagen  au 
vergüten. 

Etwaige  Anfragen  werden  schleunigst  beantwortet  werden.  Nicht  beantwortete  Antffige 
sind  als  zurückgewiesen  zu  betrachten.  Alle  die  Ausstellung  betreffenden  Zuschriften  sind  an 
<len  Obmann  des  Comitö's  (Director  Josef  Szäntö,  IL,  grosse  Mohrengasse  Nr.  12),  die  Sen- 
dungen von  Ausstellungsgegenständen  an  die  Buchhandlang  Sallmayeru.  Comp.  (Kärnthner- 
strasse  Nr.  30)  mit  der  Bezeichnung:  „in  Austellungsangelegenheiten"  zu  richten. 

Für  Rückgabe  der  bis  Ende  Juni  nicht  reclamirten  Gegenstände  wird  keine  Bürgschaft 
übernommen. 

Wien,  im  Februar  1870. 

Für  den  Ortsausschuss : 
F.  Bobies^  Dir.  Josef  Szäntö^ 

Obmann  des  Centralcomitö*s.  Obmann  des  Ausstellungscomitö's. 


Preisausschreibung 

für  eine  kämthiscbe  Heimatskunde  zum  Gebraudie  in  den  Volksschulen. 

Der  kärnthische  Landtag  hat  mit  Beschluss  vom  28.  October  1869  einen  Preis  von  ö.  W. 
ü.  400. —  für  das  beste  durch  eine  Concursausschreibung  zu  erzielende  Manuscript  einer  kam- 
thischen  Heimatskunde  bewilliget,  welche  die  Heimatsgesohiohte  mit  besonderer  H&cksicht 
auf  die  Culturentwicklung  und  die  Elemente  des  Verfassungswesens  lehrt,  den  Stoff  aber  in 
einer  für  die  Zwecke  der  Volksschule  angemessenen  Weise  behandelt. 

Indem  diess  hiemit  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  wird,  werden  jene  SehrlftsteUer, 
welche  eine  kärnthische  Heimatskunde  in  dem  oben  angedeuteten  Sinne  au  verfassen  gedenken, 
eingeladen,  die  fertigen  Mannscripte  bis 

unmittelbar  an  den  kärnthischen  Landesausschuss  einzusenden. 

Jedes  Manuscript  ist  mit  einem  beliebigen  Motto  zu  bezeichnen  und  demselben  der  Name 
und  Wohnort  des  Autors  unter  versiegeltem  das  gleiche  Motto  mit  dem  Mannscripte  tragendem 
Couverte  beizugeben.  Nach  Ablauf  des  obgenannten  Termins  wird  der  Landesausschuss  die 
eingelangten  Mannscripte  dem  Preisrichtercollegium,  bestehend  aus  einem  vom  kämthiaohen 
Oeschichtsvereine  zu  deligirenden  Mitgliede,  einem  Vertreter  des  kärnthischen  Volksschul- 
lehrstandes  und  aus  einem  bewährten  mit  der  Kenntniss  unseres  Heimatlandes  vertrauten 
Schulmanne,  zur  Prüfung  übermitteln,  u.  s.  z.  das  Preisurtheil  in  geeigneter  Weise  kundmachen. 

Die  durch  die  Einsendung  von  bezüglichen  Manuscripten  als  Bewerber  um  den  hiemit 
ausgeschriebenen  Preis  auftretenden  Schriftsteller  vi?rpftichten  sich,  ihr  Manuscript,  wenn  es 
von  dem  Preisrichtercollegium  des  Preises  würdig  befunden  wird,  für  den  zuerkannten  Preis 
von  0.  W.  fl.  400. —  dem  Lande  Käratbcn  in  Veilag  mit  dem  Rechte  za  überlassen,  davon  so 
viele  Auflagen  und  in  solcher  Höhe  zu  veranstalten,  als  der  Bedarf  es  nöthig  machen  wird.  Die 
nicht  preisgekrönten  Manuscripte  können  von  den  Verfassern  binnen  Jahr  und  Tag,  vom  Ta^e 
der  Verkündigung  des  Urthcils  der  Preisrichter  gerechnet,  bei  der  kärnthischen  landschaft- 
lichen Kanzleidirection  gegen  einfachen  Empfangsschein  erhoben  werden,  fallen  jedoch,  wenn 
inner  dieser  Zeit  nicht  abgeholt,  dem  Lande  Kärnthen  anheim. 

Klagenfprt,  am  26.  Februar  1870. 

Tem  kämthlschea  laadesaisscIioMe. 


Au»  der  k.  k.  Hof-  und  btaiUsdryokerei. 


JahrgMg  1870.  gtück  VlI. 


Verordnungsblatt 


Air  d«  lieoslbiniek  Jes 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht. 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  für  Galtos  und  UnterrichL 


Ansgregeben  am  5.  April  1870« 


Inlittlt:  Geaeis  8ur  Regelung  der  Errichtang,  der  Erhaltung. und  des  Besuches  der  öffent- 
lichen Volksschulen  in  Dalmstien.  —  Gesetz  zur  Regelung  dorErriohtung,  der  Erhal- 
tung und  des  Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen  in  Steiennark.  -^  Gesetz  zur 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen 
des  Herzogthumes  Steiermark.  —  Gesetz  für  Ober-  und  NiederschlesieD,  betreffend 
die  Realschulen.  —  Ministerialerlass^  betreffend  die  den  Abiturienten  gestatteten 
Reparaturprfifungen  aus  einem  einzelnen  Gegenstande.  —  Hinfsterialerlass,  betref- 
fend den  Vorgang  bei  Einführung  von  Lehrbüchern  und  Lehrmitteln  an  nautiachen 
Schulen.  —  Verordnung  des  Ministers  för  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die 
Aufiiahmsprttfungen  für  die  unterste  Classe  der  IM ittelschulen.  —  Mintsterialer- 
lüsse,  betreffend  die  Sprache,  in  welcher  die  Studienzeugnisae  an  Mittelschulen 
auszufertigen  sind.  —  Ministerialerlass,  betreffend  den  Vorgang  bei  der  Immatri- 
ettlation  von  InUmdem  auf  Grund  des  Abgangszengniasefl  einer  auawirtigen  üni- 
vvMitiL  «-^  Pimnnalnarhrichteo«  —  Conours-Ausachreibangeu.  —  Ver^tguagen« 
Iwiwluiid  LehrMeher  und  LehmuMel.  -—  Frivat-Anzeigen. 


Nr.  41. 

Gesetz  vom  24.  Jänner  1870, 

zur  Begelnng  der  Errichtang^  der  Erhaltung  und  des  fiesnchei  der  dffent* 

liehen  Yolksschulen. 

Mit  ZastimmuDg  des  LAndtages  Meines  Königreiches  Dalmatien  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

I.  Abeohnitt. 
Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen. 

§.  1.  Eine  öffentliche  Volksschule  ist  Überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  ftlnfjährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  halbe  Meile 
entfernte  Schule  besuchen  mOssen.  (§.  59  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entfernung  die  localen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zugang  zn  einer  Schale  erheblich  erschweren, 
ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station  wenigstens  fttr  die 
itngtlnstigere  Jahreszeit  zu  exponiren  oder  im  äussersten  Falle  mindestens  drei 
Mal  in  der  Woche  zum  Excorrendo-Unterrichte  an  eine  solche  Station  zu  entsenden. 

15 
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Die  Ezpositnr  oder  Exanrrendo-Station  bildet  einen  Tfaeil  jener  Schule,  an 
welcher  der  betreflfende  Dnterlehrer  angestellt  ist. 

Mit  Zastimmnng  der  Ortsschalbehörde  kann  auch  der  Lehrer  einer  Schule 
den  Unterricht  vormittags  in  dem  einen  und  nachmittags  in  dem  anderen,  vrie 
auch  den  einen  Tag.  in  dem  einen  und  den  anderen  Tag  in  dem  anderen  Orte 
ertheilen. 

g.  3.  Sobald  es  die  Mittel  desjenigen,  welchem  die  Errichtung  und  Erhaltung 
dieser  Schule  obliegt,  irgend  zulassen,  ist  die  Expositur  oder  Excurrendo-Station 
durch  eine  selbst  ständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.  4.  Soweit  es  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist  auch  besonders  in  den 
bevölkerten  Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den 
Geschlechtern  und  die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzustreben. 

Dieselbe  muss  überall  da  erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlich  erforderlichen 
Lehrkräfte  (§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  sechs  Hbersteigt. 

§.  5.  In  jedem  Schulbezirke  ist  mindestens  eine  Bürgerschule  zu  errichten. 

§.  6.  Die  Schulbehörden  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§.  1,  5, 11),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  nnnöthigen  Aufschub 
errichtet  und  hiebe!  alle  Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen  Bestände 
derselben  sichergestellt  werden. 

§.  7.  Alle  fllr  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Commission,  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen;  das  CommissionsprotokoU 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§.8.  Jeder  Öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzuweisen,  welchen 
die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  Ortschaftstheile  oder  Häuser  bilden. 
Massgebend  für  die  Abgrenzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die  Grenzen 
der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des'Schulbesaches 
die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benachbarten  Gemeinde 
zweckmässig  erscheint. 

§.  9.  Die  Einschulung  hat  zum  Zwecke,  sämmtlichen  innerhalb  des  Schnl- 
sprengels  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Aufnahme 
in  eine  Schule  und  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern. 

§.  10.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengels  wohnen,  dürfen  nur  inso- 
weit Aufnahme  finden,  al«  dadurch  keine  UeberfUllung  der  Lehrzimnier  herbei- 
geführt wird. 

Das  Gleiche  gilt  rücksichtlich  der  Aufnahme  jener  Kinder,  welche  das  sechste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  Bewilligung  der  Ortssohulbehörde 
zum  Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.  11.  Eine  Schule,  welche  bereits  durch  ftlnf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war, 
ist  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  12.  Die  Bestbnmuugen  über  die  Beschaffenheit  der  Schulgebände  nnd 
ihrer  Theile,  sowie  über  die  erforderlichen  Schuleinrichtungen  werden  in  einer 
Verordnung  festgestellt,  welche  vom  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  nach  Ein- 
vernehmung der  Landesschulbehörde  erlassen  wird.  Diese  Verordnung  normirt 
auch  die  Modalitäten,  unter  denen  die  technischen  Organe  der  politischen  Behör- 
den oder  der  Landesvertretung  bei  Approbirung  und  AusfUhrnng  der  Baupläne, 
Beschaffung  der  Schuleinrichtung,  Ueberwachung  des  zweckentsprechenden 
Zostiandes  der  Gebäude  und  ihrer  Einrichtung  zu  interveniren  haben. 

§.  13.  Die  BezirksBohulbehörde  fixirt  die  Auslagen  fUr  Bebeis^wg,  Belench- 
tuiig  nnd  Reinigung  der  Schullocalitäten,  indem  sie  für  jede  Schule  nach  Flächen* 
raufiQ,  kubischem  Inhalt  und  Sitnirung  derselben  ein  Minimum  der  bezüglichen 
Koeten  feststellt,  unter  welches  nicht  berabgegangen  werden  darf. 
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§.  14.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  ftir  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Classen  gesondert  oder  mit  den  M<Hdchen  vereint,  darf 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  15.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  zu  den  nothwendigen  Schulen  (§§.  1,  5,  11)  gehört. 

n,  Abschnitt. 

Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschule. 

§.  16.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  nimmt  die  Ortsschulbehörde 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kinder  des  Schul- 
sprengels  ohne  Unterschied  ihrer  Confession  und  Heiraatsberechtigung  vor. 
Wer  ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht  oder  bezüglich  desselben  eine 
unwahre  Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  1--20  fl.  zu  belegen  oder 
im  Falle  der  Unvermögenheit  mit  Einschliessung  auf  1  —4  Tagen  zu  bestrafen. 

§.  17.  Kinder,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können,  oder  zu  Hause,  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich  befin- 
den, sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen;  welches  sofort  der 
ßczirksschulbehörde  vorzulegen  ist. 

§.  18.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg- 
werken, Torfstichen  u.dgl.  beschäftigt  sind  und  den  Unterricht  einer  Fabriksschule 
gemessen. 

§.  19.  Der  Bezirksschulbehörde  steht  es  zu,  ttber  jene  Thatsachen,  welche 
die  in  den  §§.  17  und  18  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  allgemeinen  Volks- 
schule befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  20.  Sind  Kinder,  bezüglich  deren  ein  Befreinngsgrund  (§§.  17  und  18) 
nicht  eintritt,  nicht  binnen  der  ersten  vierzehn  Tage  des  Schuljahres  in  eine 
öffentliche  Volksschule  aufgenommen,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  die  Eltern  oder 
deren  Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern.  Wenn  sie  nicht  binnen  weiteren 
drei  Tage  die  Aufnahme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Volksschule  bewerkstelli- 
gen, so  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe,  welche  zwischen  1  und  5  fl.  zu  bemessen, 
im  Falle  der  Unvermöglichkeit  aber  in  Einschliessung  von  höchstens  24  Stunden 
umzuwandeln  ist.  ^ 

§.  21.  Wenn  der  Ortsschulbehörde  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
lung  eines  Kchuipflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schulsprengel 
bekannt  wird,  hat  sie  die  Mittheilnng  hierüber  an  die  betreffende  Ortsschulbehörde 
zu  richten.  Erhält  sie  Kenntniss  von  der  Uebersiedlung  eines  schulpflichtigen  Kin- 
des ans  einem  anderen  in  den  eigenen  Schulsprengel,  so  hat  sie  dasselbe  sofort 
in  das  Verzeichnibs  der  schulpflichtigen  Kinder  aufzunehmen  und  nach  den  §§.  17 
bis  20  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  22.  Die  Ortsschulbehörde  rcvidirt  halbmonatlich  die  Absentenverzeich- 
nisse der  Schule  und  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  Nach- 
lässigkeit der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe, 
wie  bei  gänzlich  verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigen,  nicht  gesetzlich 
befreiten  Kindes  in  die  öffentliche  Volksschule  (§.  20).  Nicht  gehörig  entschuldigte 
Schulversäumnisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleich  zu  halten. 

§.  2«S.  Das  Strafausmass  kann  bis  zu  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einschlies- 
sung gehen,  wenn  die  Eltern  das  Versäumniss  in  gewinnsüchtiger  Absicht  herbei- 
fuhren. 

15* 
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§.  24.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Strafausmasses  statt^  wenn  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  bezüglich  einer  schnldbaren  Vernachlässigung  des  Schul- 
besuches (§§.  20;  22)  der  Kinder  rückfällig  erscheinen.  In  diesem  Falle  kann  das 
Strafausmass  bis  zu  20  fl.  oder  einer  viertägigen  Einschliessnng  gehen.  Erhalten 
solche  Eltern  aus  der  Armencasse  oder  ans  sonstigen  Wohlthätigkeitsanstalten 
eine  Unterstützung;  so  ist  ihnen  dieselbe  von  der  betreffenden  Behörde  zu  ent* 
ziehen. 

§.  25.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfstichen  u.  dgl.,  welche 
die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten, 
terfallen  in  die  in  den  §§.  20  und  22 — 24  bezeichneten  Strafen. 

§.  26.  Die  Löschung  aus  der  Liste  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 
dann,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zengniss  einer 
öffentlichen  Volksschule  nachgewiesen  erscheint. 

§.  27.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befreit,  welche  sich  in  dem  bezeichneten  Termine  an  einer  höheren  Schule  befin- 
den, und  solche,  deren  geistiger  oder  körperlicher  Zustand  erwiesenermassen  die 
Erreichung  des  Zieles  der  Volksschule  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  28.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(§.  27)  Kinder  vor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schule  ferne  halten,  unter- 
liegen denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie  solche  fttr  Vernachlässigung 
des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen, 
Torfstichen  u.  dgl.,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  vom  Schulbesuche 
abhalten. 

§.  29.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  16,  20,  22—24,  25  und  28  erwähnten 
Strafen  kommt  in  erster  Instanz  der  Bezirksschulbehörde  zu.  Das  Verfahren  richtet 
sich  nach  jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  im 
allgemeinen  Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertretungen  regeln. 

§.  30.  Recurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten  oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben,  soweit  sie 
nicht  gegen  Straf^erftigungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.31.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  176  und  177  des  a.  b.  G.  B.  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Rttckfalle  des  Rechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt 
werden. 

m.  Abschnitt. 

Vom  Aufwände  fttr  das  Volksschulwesen  und  von  den  Mitteln  zn 

seiner  Bestreitung. 

§.  32.  Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  (§.  1,  b, 
11)  ist  eine  gemeinsame  Angelegenheit  eines  jeden  Schulbezirkes,  welcher  demnach 
sowohl  alle  sachlichen  Bedürfnisse  derselben,  als  auch  die  Bezüge  des  Lehrper- 
sonals zu  bestreiten  hat. 

§.  33.  Zur  Besorgung  der  hieraus  erwachsenden  Geschäfte  wird  die  Bezirks- 
schulbehördc  in  jenen  8chulbezirken,  welche  aus  mehreren  Gemeinden  bestehen, 
durch  acht  Mitglieder  mit  entscheidender  Stimme  verstärkt,  welche  von  den  Vor- 
ständen der  im  Bezirke  inbegriffenen  Gemeinden  aus  den  Gemeindewahlberech- 
tigten mittelst  absoluter  Stimmenmehrheit  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt 
werden  und  ihr  Geschäft  unentgeltlich  versehen. 
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§•  34.  Besteht  der  Schnlbezirk  aus  einer  einzigen  Gemeinde,  so  werden  die 
im  §•  32  erwähnten  Geschäfte  gleich  anderen  Gemeindeangelegenheiten  durch  die 
Gemeindevertretung  und  ihre  Exeeutivorgane  besorgt. 

§.  35.  Auf  den  Schulbezirk  gehen  alle  Verpflichtungen  über,  welche  bezüglich 
der  Errichtung  und  Erhaltung  der  uothwendigen  Volksschulen  bisher  jeder  ein- 
zelnen Schulgemeinde  entweder  fllr  sich  allein  oder  in  Concurrenz  mit  anderen 
Personen  oder  Corporationen  oblagen. 

§.  36.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Schulgemeinde  noch 
andere  Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  oder  Beiträgen  ftlr  die  sach- 
lichen BedttrfiiiBse  oder  itir  das  Diensteinkommen  des  Lehrpersonals  einer  Volks- 
schule verpflichtete,  sind  solche  Verpflichtungen  im  vollen  Umfange  aufrecht  zu 
erhalten.  Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fonden. 

§.  37.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu- 
flüsse bestimmten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunlichster 
Aufrecbthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  wahren. 

§.  38.  Nur  jener  Verpflichtungen,  welche  dem  noch  fortbestehenden  Schul- 
patronate  ankleben,  kann  der  verfügungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch 
einfache  Verzichtleistung  auf  das  Schulpatronat  sich  entschlagen ;  die  mit  demselben 
verbundenen  Bechte  gehen  sodann  auf  den  Schulbezirk  über. 

§.  39.  Findet  der  Schulbezirk  die  Aufhebung  eines  noch  bestehenden  Schul- 
patronatcs  unter  Uebernahme  der  sämmtlichen  Patronatslasten  auf  den  Bezirk 
wünschenswerth,  und  ist  eine  gütliche  Verständigung  mit  dem  Berechtigten  nicht 
zu  erzielen,  so  kann  die  Aufhebung  (tes  Patronates  durch  ein  Landesgesetz  ausge- 
sprochen werden. 

%,  4Ü.  In  die  Casse  des  Schulbezirkes  fliessen  die  für  Schulzwecke  gemach- 
ten Geschenke  und  Legate  (mit  Aufrechthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestim 
mnng),  das  Schulgeld  und  andere  besondere  Einnahmen  für  Schulzwecke. 

§.41.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Schulen  nach 
den  Verhältnissen  der  Gemeinden,  in  welchen  sie  sich  befinden,  in  zwei  Classen 
getheilt,  und  das  Schulgeld  in  denselben  wird  mit  12  und  6  kr.  wöchentlich  fUr 
jedes  schulbesuchende  Kind  festgesetzt.  Dürftigen  Gemeinden  kann  die  Landes- 
schulbehörde  bezüglich  der  vier  untersten  Jahrescurse  eine  zeitweilige  Herab- 
setzung des  Schulgeldes  auf  6  und  3  kr.  wöchentlich  für  jedes  schulbesuchende 
Kind  gestatten. 

§.  42.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  findet  ohne  Intervention  der  Leh- 
rer wöchentlich  oder  monatweise  durch  die  Gemeindevorstehung  statt,  welche 
die  erhobenen  Beträge  am  Ende  eines  jeden  Monats  an  die  Casse  des  Schul- 
bezirkes  abzuliefern  und  ordnungsmässig  zu  verrechnen  hat.  Schnlgeldrück- 
stände  sind  nach  den  Vorschriften  über  Einhebung  rückständiger  Gemeindeumlagen 
zu  behandeln. 

§.  43.  Der  Ortsschulbehörde  steht  es  zu,  nöthigenfalls  nach  Anhörung  des 
Gemeindevorstandes,  die  schulbesuchenden  Kinder  unbemittelter  Eltern  ohne  Bück- 
sicht auf  ihren  Fortgang  ganz  oder  theilweise  von  der  Schulgeldentrichtung  zu 
befineien,  und  Eltern,  welche  gleichzeitig  für  mehr  als  drei  die  öffentlichen  Schulen 
besuchenden  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben,  eine  Ermässigung  zuzuge- 
stehen. Der  hiedurch  veranlasste  Ausfall  ist  aus  den  Gemeindemitteln  des  Schul- 
ortes zu  ersetzen,  soweit  nicht  Stiftungen  zur  vollen  oder  theilweisen  Bestreitung 
des  Schulgeldes  an  der  betreffenden  Schule  bestehen. 

§.  44.  Die  Gemeindevertretung  des  Schulortes  kann  auch  beschliessen,  dass 
die  Gemeindecasse  die  Schulgeldentrichtung  ftir  sämmtliche  schulbesuchende 
Kinder  im  vollen  oder  in  einem  bestimmten  Betrage  übernehme. 

§.  45.  Ebenso  kann  die  Landesschulbehörde  dem  Gemeindevorstande  gestat- 
ten, dass  er  zwar  die  Einzelnerhebuug  des  Schulgeldes  vornehme,  an  die  Casse 
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des  Schalbezirkes  aber  einen  nach  dem  Qesammtertrage  der  letztrerflossenen  drei 
Jahre  (§§.  42,  43)  ermittelten  Pauschalbetrag:  abliefere,  dessen  Ziffer  nach  je 
drei  Jahren  neuerlich  festzustellen  ist. 

§.  46.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Aufnahmsgebtthr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  für  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Oegenstllnde, 
fUr  Benützung  der  zum  Schnlgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstücke,  Lehr- 
mittel und  Unterrichtserfordernisse,  für  Beheizung,  Beleuchtung  oder  Reinigung 
der  SchuUocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  werden.  Die  Schulbücher  und  andere 
Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eitern  oder  deren  Stellvertreter  und  im 
Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch  die  Gemeinde  des  Schulortes  beizn- 
schaffen. 

§.  47.  Sind  die  schulbesuchenden  Kinder,  fUr  welche  die  ganze  oder  theil* 
weise  Schulgeldbefreiung  (§.  42)  bewilligt,  oder  der  Bedarf  an  Lehrmitteln  und 
Unterrichtserfordemissen  (§.  46)  beigeschafit  wurde,  nicht  im  Schulorte  heimats- 
berechtigt, so  kann  die  Oemeinde  des  Schulortes  den  Ersatz  jener  Auslagen  von 
der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  48.  Zu  den  nothwendigen  Ausgaben  des  Schulbezirkes  gehören  auch : 

n)  Die  Dotation  der  Lehrerbibliothek,  für  welche  von  den  Lehrern  ein  Beitrag 
mit  einem  halben  Percente  des  Jahresgehaltes  erhoben  werden  kann ; 

bj  die  Kosten  der  Abhaltung  von  Bezirkslehrerconferenzen  einschliesslich  der 
den  Mitgliedern  zu  gewährenden  Reisekostenentschädigungen; 

cj  die  Reisekostenentschädigungen  und  Taggelder  für  die  Abgeordneten  der 
Bezirkseonferenzen  zu  den  Landesdouferenzen. 

§.  49.  Reichen  die  Schuleinkünfte  r§§.  36,  37,  40)  voraussichtlich  nicht  hin, 
um  die  veranschlagten  Ausgaben  des  Sehulbezirkes  für  das  nächste  Jahr  zu 
bestreiten,  so  ist  zur  Deckung  des  Restes  derselben  eine  Umlage  auszuschreiben, 
welche  in  Städten  mit  eigenem  Statut  in  gleicher  Weise,  wie  die  anderen 
Gemeindeumlagen,  ausserhalb  jener  Städte  gleichzeitig  mit  dem  LandeserfordemisR- 
zuschlage  zu  den  directen  Steuern  erhoben  wird. 

§.  50.  Müsste  die  Umlage  für  Volksschulzwecke  (§.  49)  die  Ziffer  von  10  Per- 
cent des  Ordinariums  der  directen  Steuern  im  Schulbezirke  Obersteigen,  so  hat 
die  Deckung  des  Mehrbedarfes  auft  Landesmitteln  zu  erfolgen. 

* 

üebergangsbestimmungen. 

§.  51.  Die  bestehenden  Nothschulen  sind  binnen  zwei  Jahren  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  den  anderen  öffentlichen 
Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand  nicht  mehr  als  nothwendig  er- 
scheint, aufzulassen. 

§.  52.  Die  bestehende  Eintheilung  der  Schul sprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bezirks- 
schulbehörden zu  unterziehen. 

§.  53.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
soll  die  Einschulung  sämmtlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Ein- 
schichten des  Landes  durcbgeftlhrt  sein. 

Sohlu88be8timmting6n. 

§.  54.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  seiner  Kundmachung 
nachfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  55.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetse  und  Yerord- 
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Hangen,  insoweit  solche  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wider- 
sprechen oder  durch  dieselben  ersetzt  werden,  ausser  Kraft. 

§.  56.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gresetzes  und  der  Erlassung  der  nüthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lasiif  r  M.  p. 

Nr.  42. 

Gesetz  vom  4.  Februar  1870, 

zur  Regelnng  der  Errichtung^  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffent- 
lichen Tolksschulen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Steiermark  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

L  Abachnitt. 

Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  der  öffentlichen  Volksschulen. 

Ausdehnung  der  Schulsprengel. 

§.  1.  Eine  öffentliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  fUnQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  halbe  Meile 
entfernte  Schule  besuchen  müssen.  (§.  59  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entfernung  die  Ortsverhältnisse  periodisch  oder 
dauernd  den  Zugang  zu  einer  Schule  erschweren,  ist  ein  ünterlehrer  derselben  an 
einem  dazu  passenden  Orte  wenigstens  für  die  ungünstige  Jahreszeit  zu  bestellen, 
oder  im  äussersten  Falle  wenigstens  dreimal  in  der  Woche  zum  Unterrichte  an  einen 
solchen  Ort  zu  entsenden.  . 

Eine  solche  Nothschule  bildet  einen  Theil  jener  Schule,  an  welcher  der  betref- 
fende Unterlehrer  angestellt  ist. 

§•  3.  Sobald  die  Mittel  Derjenigen^  denen  die  Errichtung  und  Erhaltung 
dieser  Schule  obliegt,  es  irgend  zulassen,  ist  die  Nothschule  durch  eine  selbst- 
atttndige  Schule  zu  ersetzen. 

Mfidchenschnlen. 

§.  4.  Soweit  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist  die  Trennung  der  beste- 
henden gemischten  Schulen  nach  den  (leschlechtem  und  die  Errichtang  eigener 
Mädchenschulen  anzustreben.  Dieselbe  muss  überall  da  eriblgen,  wo  die  Anzahl 
der  gesetzlich  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai 
1869)  sechs  übersteigt. 

Weibliche  Lehrkräfte. 

§.  5.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  flir  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Classen  gesondert  oder  mit  den  Mädchen  vereint,  darf 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

Bttrgerachttlen.   , 

§.  6.  Wo  und  mit  welchen  Mitteln  Büi^erschulen  zu  errichten  sei^n,  stellt  die 
Laodeagesetzgebung  von  Fall  zu  Fall  fest  (§.  61  des  Reichsgesetze«  vom  14.  Mai 
1669). 
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Erriehtong  ond  Aufhebong  von  Schuleo. 

§.  7.  Die  Schulbehörden  haben  darüber  zu  wachen,  daas  die  nothwendigan 
Volksschulen  (§§.  1;6, 12),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  unnOthigenAnfschub 
errichtet  und  hierbei  alle  Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen  Bestände 
derselben  sichergestellt  werden. 

§.  8.  Alle  ftlr  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  maasgebenden 
Umstände  sind  unter  Zuziehung  aller  Betheiligten  und  erforderlichen  Falles  mit- 
telst  Augenscheines  festzustellen  (§.  27,  Abs.  3,  Landesgesetz  rom  8.  Februar 
1869).  Die  Erhebungen  hierttber  bilden  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§.  9.  Jeder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzuweisen,  wel- 
chen die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  Ortschaftstheile  oder  Häuser 
bilden.  Massgebend  fiir  die  Abgränzung  der  Sohulsprengel  sind  in  der  Regel  die 
Gränzen  der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des 
Schulbesuches  die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benach- 
barten Gemeinde  zweckmässig  erscheint. 

§.  10.  Die  Einschulung  hat  zum  Zwecke,  sämmtiichen  innerhalb  des  Schul- 
sprengels  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Aufnahme  in 
eine  Schule  und  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern. 

§.11.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengels  wohnen,  dürfen  nur  in 
so  weit  Auffaahme  finden,  als  dadurch  keine  Ueberftlllnng  der  Lehrzimmer  herbei- 
geführt  wird. 

Das  Gleiche  gilt  rltcksichtlich  der  Aufnahme  jener  Kinder,  welche  das  sechste 
Lebensjahr  noch  nicht  yollendet,  aber  die  Bewilligung  des  Ortsschnlrathes  zum 
Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.  1 2.  Eine  Schule,  welche  bereits  durch  fünf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war,  ist 
nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  1 3.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschnle  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministers  flir  Cultus  und  Unterricht,  und  zwar  nur  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  die  gesetzlichen  Bestimmungen  (§.  1,  6,  12)  nicht  mehr  vorban- 
den sind. 

Beschaffenheit  der  Schalhäuser  und  deren  Einrichtnng. 

§.  14.  Das  Schulhaus  soll  wo  möglieh  in  der  Mitte  des  Schulsprengels  stehen. 
Bei  der  Auswähl  der  Baustelle  und  der  Ausführung  des  Baues  ist  Alles  zn  ver- 
meiden, was  schädlich  fttr  die  Gesundheit  oder  störend  auf  den  Unterricht  wirken 
könnte.  Ebenerdige  Schulgebäude  müssen  mindestens  zwei  Schuh  Über  dem  Niveau 
der  Strasse  erhoben  und  ihre  Fenster  so  angebracht  werden,  dass  die  Aufmerk- 
samkeit der  Kinder  nicht  durch  Vorgänge  ausserhalb  des  Hauses  abgelenkt  werde. 

§•  15.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  fttr  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  des  Beichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 
Sie  müssen,  hei  einer  Höhe  von  mindestens  12  Schuh,  fUr  jedes  Kind  einen 
Flächenraum  von  6  Quadratschuhen  besitzen,  nebstbei  aber  ansreiohenden  Platz  fttr 
freie  Zugänge  zn  den  Bänken,  fttr  die  Schnltafel,  das  Lehrpult  und  einen  Kasten 
darbieten,  wobei  auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schülern  Bedacht 
zu  nehmen  ist. 

In  hoch  gelegenen  oder  allseitig  freistehenden  Schulhänsem  kann  eine 
Verminderung  der  Höhe  bis  zu  10  Schuh  zugelassen  werden.  Alle  Lehrzim- 
mer müssen  gehörig  licht  sein  und  eine  entsprechende  Ventilation  besitzen ;  mit 
der  Wohnung  des  Lehrers  dürfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  stehen« 

§•  16.  Die  Schulbänke  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  nnd 
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OrOsse  der  Kinder  jedes  LehrzimuiersRtlcluiicht  zu  nehmen  ist.  AUePalibänke  sind 
mit  Rllcklehnen  zn  versehen  und  so  einzurichten,  dass  die  FUsse  der  Schulkinder 
entweder  auf  dem  Fussboden  oder  auf  angebrachten  schmalen  Brettern  aufstehen. 
Die  Sitzbftnke  mttssen  so  aufgestallt  werden,  dass  alles  Hauptlicht  von  der 
Unken  Seite  oder  Rttckseite  einfällt^  und  dass  die  SehUler  gegen  eine  fensterlose 
Wand  sitzen,  Tor  welcher  die  Schultafel  und  das  Lebrerpult  angebracht  sind. 

§.  17.  Die  Stiegenhäuser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  und  licht,  die 
Stiegen  und  Gänge  mindestens  6  Fuss  breit  sein,  und  erstere  nie  aus  Spitzstiifen 
bestehen. 

Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen,  Gänge  nrid  Schullokalitäten 
da?on  nicht  briästigt  werden. 

Jedes  Schulhaus  soll  mit  dem  nOthigen  Trink-  und  Nutzwasser  yersehen 
werden. 

Bei  jeder  Schule  ist  auch  ein  Turnplatz  und  in  Landgemeinden  nach  Thun- 
Kchkeit  ein  Garten  ftlr  den  Lehrer  und  eine  Anlage  für  landwirthschaftliche  Ver- 
suchszwecke zu  beschaffen  (§.  63  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  18.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Schnlgebäude 
und  ihrer  Theile,  sowie  über  die  erforderlichen  Schuleinriehtungen  werden  in 
einer  Vorordnung  festgestellt,  welche  yom  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  nach 
Einvernehmung  des  Landesschulrathes  erlassen  wird. 

Diese  Verordnung  wird  zugleich  bestimmen,  wie  die  technischen  Organe  der 
politischen  Behörden  oder  der  Landesvertretung  bei  Genehmigung  und  Ausftlh- 
rung  der  Baupläne,  Besehafltang  der  Schuleinricbtung  und  bei  Uet^rwachung  des 
zweckentsprechenden  Zustandes  der  Gebäude  und  ihrer  Einrichtung  vorzugehen 
haben. 

§.  19.  Die  bereits  bestehenden  Schulhäuser  und  deren  Einrichtung  sind  nach 
Möglichkeit  und  jedenfalls  bei  Um-  und  Zubauten  nach  den  Vorschriften  der  vor- 
stehenden  §§.  14  bis  17  zu  umstalten. 

§.  20.  Der  Bezirksschulrath  bestimmt  das  Mass  des  Bedarfes  ftlr  Beheizung, 
Beleuchtung  und  Reinigung  der  Schullocalitäten,  indem  er  ftlr  jede  Schule  nach 
Plächenraum,  kubischem  Inhalt  und  Lage  derselben  das  Mindesterfordemiss 
feststellt,  unter  welches  bei  der  Bemessung  der  bezüglichen  Ausgaben  nicht 
berabgegangen  werden  darf 

IL  Abschnitt. 
Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschulen. 

Evidenzhaltung  ttber  die  Schulpflichtigen. 

8. 21.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  nimmt  der  Ortsschulrath 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kinder  des  Schul- 
sprengels  ohne  Unterschied  der  Confession  und  Heimatsberechtigung  vor.  Wer 
ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht,  oder  zu  diesem  Ende  eine  unwahre  Angabe 
macht,  ist  mit  einer  Ordnungsbusse  zu  belegen. 

§.  22.  Kinder,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  (Gebrechens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können  oder  zu  Hause  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich  befin- 
deB|  sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  demBezirks- 
sebulrathe  vorzulegen  ist 

§•  23.  Ein  solches  Verzeiehniss  ist  auch  bezüglich  jener  Kinder  vorzulegen, 
welebd  in  Fabriken,  Gtewerben,  Bergwerken,  Torfttichen  u.  dgl.  Unternehmungen 
beschäftigt  sind  und  den  Unterrieht  einer  Fabriksschule  geniessen. 
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§,  24.  Dem  Bezirkssehulrathe  steht  es  zu^  über  jene  Thaisacben^  welche  die 
in  den  §§.  22  nnd  23  erwähnten  Kinder  vom  Besaefae  der  allgemeinen  Volkgae hnle 
befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  2ö.  Ist  ein  Kind,  bezüglich  dessen  ein  Befreiungsgrand  (§§.  22,  23)  nicht 
eintritt,  binnen  der  ersten  vierzehn  Tagen  des  Schuljahres  in  eine  öffentKche  Volks- 
schule nicht  aufgenommen,  so  hat  der  Ortssehulrath  die  Eltern  oder  deren  Stell- 
vertreter unter  Androhung  einer  Ordnungsbusse  aufzufordern,  binnen  drei  Tagen 
die  Aufnahme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Volksschule  zu  bewerkstelligen* 

§.  2C.  Wenn  dem  Ortsschulrathe  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
lung  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schni- 
sprengel  bekannt  wird,  hat  er  die  Mittheilung  hierüber  an  die  betreffende  Orts- 
schulbehörde zu  richten.  Erhält  er  Kenntodssvon  der  Uebersiedlung  eines  «chul- 
Pflichtigen  Kindes  aus  einem  anderen  in  den  eigenen  Schulsprenge],  so^  hat  er 
dasselbe  sofpii;  in  das  Verzeichniss  der  seholpAiehtigen  Kinder  aufzunehmen  und 
nach  den  §§.  22 — 2ö  des  gegenwärtigen  Gesetzes  yorzngehen. 

§.  27.  Der  Ortsschnlaufseher  prtlft  halbmonatlich  die  Verzeichnisse  derSchnl- 
versäumnisse.  Nach  Massgabe  derselben  sehreitet  der  Ortssehulrath  gegen  die 
nachlässigen  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe,  wie 
bei  gänzlich  verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigeE,  nicht  gesetzlich 
befreiten  Kindes  in  die  öffentliche  Volksschnle  (§.  25).  Nicht  gehörig  entschul- 
digte SchnlverSänmnisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleichznhalten. 

§.  28.  Auch  gegen  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfstichen 
und  .dergleichen  Unternehmungen,  welche  die  beiihnen  beschäftigten  Kinder  nicht 
zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten,  ist  mit  der  Verhängung  von  Ordaungs- 
bussen  vorzugehen. 

§.  29.  In  den  Listen  des  Ortsschulrathes  sind  die  Namen  der  schulpflichtigen  Kin- 
der solange  fortzufUhren,bis  derBesitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeug- 
niss  einer  öffentlichen  Volksschule  oder  einer  Privatlehranstalt  mit  Oeffentlichkeita- 
reeht  nachgewiesen  erscheint  (§§.21  und  72  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  30.  Von  der  Beibringung  des  oben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befreit,  welche  sich  an  einer  höheren  Schule  befinden,  oder  deren  geistiger  oder 
körperlicher  Zustand  erwiesenermassen  die  Erreichung  des  Zieles  der  Volksschule 
nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  31.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche,  ausser  dem  Falle  des  §.  30, 
Kinder  vor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  (§.  29)  von  der  Schule  ferne  halten, 
unterliegen  denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  welche  für  Vernachlässi- 
gung des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen, 
Torfstichen  u.  dgl.  Unternehmungen,  wenn  sie  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder 
vom  Schulbesuche  abhalten. 

Ordnungsbussen. 

§.  32.  Die  nach  den  vorstehenden  §§.  21,  25 — 28  und  31  zu  verhängenden 
Ordnungsbussen  sind  vom  Ortsschulrathe  von  1  bis  20  fl.  zu  bemessen,  und  im 
Falle  der  Unvermöglichkeit  in  Einschliessung  von  12  Stunden  bis  zu  vier  Tagen 
umzuwandeln. 

Die  Ocldbussen  fallen  &em  Ortsschulfonde  zu. 

§.  33.  RecuTse  gegen  E^ntseheidnngen  wegen  des  nicht  begoniieDen,  des  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schnlbesnehes  haben,  so  weit  sie 
nieht  gegen  6At  Verliängung  einer  Oinlnnngsbusse  geriohtet  sind,  keine  anfticbie* 
bende  Wirkung. 

§.  34.  Gegeo  EUtern,  welche  trete  wiederlidlter  Ahndungen  bekartlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  djes  ScbitlbeBaehe«  ihriBr  Kinder  nicht-  naehkommeti,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§«  17G  und  177  des  a.  b.  G.  B.  so  vecanlaaten. 
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Die  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfstieben  u.  dgl;  Unter- 
nehmungen können  schon  bei  dem  ersten  Büekfalle  des  Rechtes,  schulpflichtige 
Kinder  dabei  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt  werden. 

Dritter  Abschnitt. 

Vom  Aufwände  fUr  das  Volksschulwesen  und  von   den  Mitteln  zu 

seiner  Bestreitung. 

Pflicht  znr  Errichtung  und  Erhaltung  der  Schulen. 

§.  35.  Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  ist  zu- 
nächst eine  Angelegenheit  der  Gemeinden  (§-62  des  R.  G.  vom  14.  Mai  1869).  Sie 
haben  insbesondere  die  sachlichen  Bedlirftiisse  derselben  zu  bestreiten. 

§.  36.  Die  Bezüge  des  Lehrpersonals  sind  in  der  Regel  aus  dem  Bezirksschul- 
fonde  zu  decken. 

Es  steht  jedoch  dem  Ortsschulrathe  zu,  mit  Rücksicht  auf  die  Zuflüsse  des 
Ortsschnlfondes  und  die  Steuerfilhigkeit  der  Schulgemeinde,  sämmtliche  Lehrer- 
dotationen auf  den  Ortsschulfond  zu  übernehmen. 

§.  37.  Wenn  zu  einer  Volksschule  mehrere  Ortsgemeinden  oder  Theile  der 
selben  eingeschult  sind,  so  wird  das  Verhältniss,  in  welchem  dieselben  zu  den 
Schnllasten  beizutragen  haben,  im  Wege  desUebereinkommens  derselben  geregelt. 

Kommt  ein  solches  Ueberein kommen  nicht  zu  Stande,  so  entscheidet  über 
die  Auftheilung  der  Ortsschulrath. 

Gegen  diese  Entscheidung  steht  jeder  der  betheiligten  Ortsgemeinden  der 
Recurs  an  den  Landesausschuss  zu. 

§.  38.  Sobald  nebst  der  Schulgemeinde  noch  andere  Personen  oder  Köi-per- 
schaften  aus  dem  Gesetze,  aus  einem  Vertrage  oder  sonstigen  Reohtslitel  zu  Lei- 
stungen oder  Beiträgen  für  die  sachlichen  Bedürfnisse  oder  für  das  Dienstein- 
kommen  des  Lehrerpersonales  einer  Volksschule  verpflichtet  sind,  haben  diese 
Verpflichtungen  im  vollen  Umfange  aufrecht  zu  verbleiben. 

Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fonden  (§.  62  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869). 

§.  39.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne 
Zuflüsse  bestimmten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunlich- 
stcr  Aufrechthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  wahren. 

OrtsBchulfond. 

§.  40.  Für  jede  Schulgemeinde  ist  ein  Ortsschulfond  zu  bilden,  der  vom  Orts- 
schulrathe vei-waltet  wird  (§.  14  des  Landesgesetzes  vom  8.  Februar  1869). 

§.41.  Die  Zuflüsse  des  Ortsschnlfondes  sind: 
a)  Freiwillige  Gaben  zu  den  Zwecken  desselben ; 
hj  Erbschaften  oder  Legate  zu  denselben  Zwecken ; 
r)  Stiftungen  für  eine  oder  mehrere  Schulen  der  Schulgemeinden ; 
dj  die  Zuschüsse  der  Gemeinden  (§§.  35  und  36) ; 
«y/  die  Beiträge  von  einzelnen  Personen  oder  Körperschaften  nach.  Massgabe 

des  §.  38. 
f)  die  Schulgelder,  im  Falle  als  die  Lehrerdotationen  ans  dem  Ortsschulfonde 

gedeckt  werden ; 
gj  die  zugewiesenen  Geldbussen  (§.  31); 
hJ  andere^  durch  besondere  Gesetze  für  den  Ortsschulfond  bestimmte  Beiträge. 

§.  42.  Die  Widmungen  der  im  §.  41,  lit.  a),  b)y  c)^  bezeichneten  Zuflüsse  des 
Ortsschnlfondes  sind  strenge  aufrecht  zu  erbalten,  und  es  haften  für  die  Aufreebt- 
baltung  dieser  Widmungen  die  Verwalter  dea  Ortsschnlfondes  solidarisch. 
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Die  Oberaufsicht  ttber  die  Ortsschnlfonde  and  Sohulfltiftangen  ftlhrt  der 
Bezirksscbulrath.  (§.  27,  Abs.  4  des  Landesgesetzes  vom  8.  Februar  1869). 

§.43.  Ist  eine  in  den  Ortssehulfond  fliessende  freiwillige  Gabe  (§.41,  lit.ajybjy 
ohne  nähere  Angabe  einer  Widmung  nur  im  Allgemeinen  fUrSehulzwecke  bestimmt, 
so  ist  der  geleistete  Betrag,  wenn  er  100  fl.  Übersteigt,  zu  kapitalisiren. 

§.  44.  Für  jeden  Ortssehulfond  ist  ein  Gedenkbuch  zu  halten  und  sind  iudas< 
selbe  der  mit  Schluss  des  Jahres  bestehende  Kapitalsstand,  sowie  die  Namen  der 
Personen  einzutragen,  welche  den  Kapitalsstand  vermehrt  haben. 

Schulgeld. 

§.  45.  Für  jedes  Kind,  welches  eine  öffentliche  Volksschule  besucht,  ist  ein 
Schulgeld  zu  entrichten. 

§.  46.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Schulen  nach 
den  Verhältnissen  der  Gemeinden,  in  welchen  sie  sich  befinden,  in  vier  Classen 
getheilt,  und  das  Schulgeld  in  denselben  wird  mit  20,  15,  12  und  10  kr.  wöchent- 
lich fbr  jedes  schulbesuchende  Kind  festgesetzt.  Dürftigen  Gemeinden  der  IV.  und 
III.  Classe  kann  der  Landesscbulrath  bezüglich  der  vier  untersten  Jahrescurse 
eine  zeitweilige  Herabsetzung  des  Schulgeldes  auf  5  und  6  kr.  wöchentlich  für 
jedes  schulbesuchende  Kind  gestattet. 

§.  47,  Daa  Schulgeld  kann  wöchentlich  oder  monatweise  eingehoben  werden ; 
die  Einhebung  hat  nicht  durch  die  Lehrer,  sondern  durch  die  Gemeindevorstebung 
zu  geschehen,  welche  die  erhobenen  Beträge  am  Ende  jeden  Monates  an  den 
Bezirks-,  beziehungsweise  Ortssehulfond  (§§.  36  und  41)  abzuliefern  und  ord- 
nungsmässig  zu  verrechnen  hat.  Schulgeldrückstände  sind  nach  den  Vorschriften 
über  Einhebung  rückständiger  Gemeindeumlagen  zu  behandeln. 

§.  48.  Dem  Ortsschulrathe  steht  es  zu,  die  schulbesuchenden  Kinder  unbe- 
mittelter Eltern,  ohne  Bücksicht  auf  ihren  Fortgang,  ganz  oder  theilweise  von  der 
Schalgeldentrichtung  zu  befreien,  und  Eltern,  welche  gleichzeitig  für  mehr  als 
zwei,  die  öffentlichen  Schulen  besuchende  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben, 
eine  Ermässigung  zuzugestehen.  Der  hiedurch  veranlasste  Auslass  ist  ans  den 
Gemeindemitteln  des  Aufenthaltortes  der  Kinder  zu  ersetzen,  soweit  nicht  Stiftun- 
gen zur  Vollen  oder  theilweisen  Bestreitung  des  Schulgeldes  an  der  betreffenden 
Schule  bestehen. 

§.  49.  Die  Gemeindevertretung  kann  auch  beschliessen,  dass  die  Gemeinde- 
casse  die  Schulgeldentrichtung  für  sämmtliche  schulbesuchende  Kinder  im  vollen 
oder  in  einem  bestimmten  Betrage  übernehme. 

§.  50.  Ebenso  kann  der  Landesscbulrath  dem  Gemeindevorstande  gestatten, 
dass  er  zwar  die  Einzelerhebung  des  Schulgeldes  vornehme,  an  den  Schulfond 
aber  einen  nach  dem  Gesammtertrage  der  letztverflossenen  drei  Jahre  (§§.  47  und 
48)  ermittelten  Pauschalbetrag  abliefere,  dessen  Ziffer  nach  je  drei  Jahren  neuer- 
lich festzustellen  ist. 

§.  51.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Aufnahmsgebtthr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  für  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Gegen- 
stände, für  Benützung  der  zum  Schulgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstücke, 
Lehrmittel  oder  Unterrichtserfordemisse,  ftlr  Beheizung,  Beleuchtung  oder  Reini- 
gung der  SchuUocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  werden.  Die  Schulbücher  und 
andere  ftlr  die  einzelnen  Kinder  nöthigeu  Lehrmittel  sind  durch  die  Eltern  oder 
deren  Stellvertreter,  und  im  Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch  die 
Gemeinde  beizuschaffen,  welche  das  Schulgeld  zu  bezahlen  hat 

§.  52.  Sind  die  schulbesuchenden  Kinder,  fQr  welche  die  ganze  oder  theil- 
weise Schulgeldbefreiung  (§.  48)  bewilligt,  oder  der  Bedarf  an  Lehrmitteln  und 
Unterrichtserfordemissen  (§.  51)  beigeschafft  wurde,  in  der  Gemeinde  ihres  Anf- 
enthaltes  nicht  beimatberechtigt,  so  kann  diese  Gemeinde  den  Ersatz  jener  Aus- 
lagen von  der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspmchen. 
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BezirksBOhtüfond. 

§.  53.  Für  jeden  Schnlbezirk  ist  ein  BezirksBchnlfond  zn  bilden  (§.  64  des 
Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

Die  Zuflüsse  des  Bezirksschnlfondes  sind: 

a)  Freiwillige  Gaben  zu  den  Zwecken  desselben ; 

bj  Stiftungen^  Erbschaften  nnd  Legate  ftir  die  aus  dem  Bezirksfonde  erhaltenen 
Schulen  oder  ftlr  die  Schulen  mehrerer  Schulgemeinden  des  Bezirkes ; 

cj  die  auf  besonderen  Bechttiteln  beruhenden  Beiträge  einzelner  Personen  oder 
Körperschaften ; 

dj  die  Schulgelder,  insoweit  sie  nicht  in  den  Ortsschulfond  fliessen  (§.  36,  Abs.  2) ; 

ej  die  Zuschüsse  aus  der  Bezirkscasse ; 

fj  Zuschüsse  aus  Landesmitteln; 

ffj  andere,  durch  besondere  Gesetze  für  den  Bezirksschulfond  bestimmte  Beiträge. 

§•  54.  Aus  dem  Bezirksschulfond  sind  zu  bestreiten : 
aj  Die  Lehrerdotation ; 

b)  die  Dotation  der  Lehrerbibliothek ; 

rj  die  Kosten  der  Abhaltung  von  Bezirks-Lehrerconferenzen,  einschliesslich  der 
den  Mitgliedern  zu  gewährenden  Reisekosten-Entschädigungen ; 

dJ  die  Reisekosten-Entschädigungen  und  Tagj^elder  ftlr  die  Abgeordneten  der 
Bezirksconferenzen  zu  den  Landeslehrercon^renzen. 

§.  55.  Die  Widmungen  der  im  §.  53,  lit,  aJ  und  bJ,  bezeichneten  Zuflüsse 
des  Bezirksschnlfondes  sind  strenge  aufrecht  zu  erhalten,  und  es  haften  ftlr 
die  Aufrechthaltung  dieser  Widmungen  die  Verwalter  des  Bezirksschnlfondes 
solidarisch. 

Die  Oberaufsicht  über  die  Bezirksschulfonde  und  Stiftungen  steht  unmittelbar 
dem  Landesschulrathe  zu. 

§.  56.  Wenn  die  im  §.  53,  lit.  aJ  und  bj^  bezeichneten  Zuflüsse  vom  Geber 
nicht  ausdrücklich  ftlr  die  laufenden  Auslagen  gestattet  sind,  so  sind  sie  zu  capi- 
talisiren. 

§•  57.  Der  Bezirksschulrath  kann  mit  Genehmigung  des  Landesschulrathes, 
nnd  ebenso  der  Ortsschuh'ath  mit  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes,  das 
Stammvermögen  des  Schulfondes  ftlr  Schulbaukosten  verwenden,  jedoch  sind  die 
daftir  verwendeten  Beträge  von  den  Baupflichtigen  in  Jahresraten  an  den  Schul- 
fond rückzuersetzen  nnd  bis  dahin  landesüblich  zu  verzinsen. 

§.  58.  Sind  die  Jahresauslagen  des  Bezirksschnlfondes  durch  dessen  andere 
Jahreseinktlnfte  nicht  vollständig  gedeckt^  so  ist  der  Abgang  aus  der  Bezirkscasse 
zu  decken  (§.  53,  lit.  eJ.  Die  hiezn  erforderlichen  Zuflüsse  sind  in  vierteljährigen 
Raten  vorhinein  an  den  Bezirksschulfond  ahzuftlhren. 

§.  59.  Der  Bezirksschulrath  hat  über  die  Einkünfte  und  Auslagen  des  Bezirks- 
schnlfondes einen  Jahresvoranschlag  festzustellen  und  dem  Bezirksschulansschusse 
rechtzeitig  mitzutheilen.  Gegen  den  Voranschlag  des  Bezirksschulrathes  steht 
sowohl  dem  Bezirksschulansschusse  als  den  sonstigen  Beitragspflichtigen  (§.  53, 
lit.  c)  der  Recurs  an  den  Landesschulratb  zu  (§.  40  des  Landesgesetzes  vom 
«.  Februar  1869). 

§.  60.  Der  Bezirksschulfond  ist  vom  Bezirksschulrathe  zu  verwalten  und 
darüber  jährlich  Rechnung  zu  legen.  Diese  Rechnung  ist  durch  den  Bezirksaus- 
Bcbuss  mit  dessen  allftiUigen  Bemerkungen  an  den  Landesschulratb  zu  leiten. 

§.61.  Müsste  die  Bezirksumlage,  um  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes 
(§.  58)  zu  entsprechen,  um  mehr  als  zehn  Percent  des  Ordinarinms  der  directen 
Steuern  erhöht  werden,  so  bat  die  Deckung  des  Mehrbedarfes  aus  Landesmitteln 
zu  erfolgen. 

Der  Jahresvoranschlag  über  die  Bezirksumlagen  ist  in  diesem  Falle  dem 
Landesausschnsse  zur  Genehmigung  vorzulegen. 


152 

LandesBchulfond. 

§.  62.  Bis  die  Verhältnisse  des  Landesschulfondes  durch  ein  besonderes 
Gesetz  geregelt  sind,  werden  die  für  den  Zweck  der  Volksschulen  erforderlichen 
Zuflüsse  aus  Landesmitteln  durch  den  Jahresvoranschlag  über  den  Landesfond 
festgestellt. 

XJebergangsbestimmungen. 

§.  63.  Die  demials  bestehenden,  nicht  organisirten  öflfentlichen  Volksschulen 
sind  binnen  zwei  Jahren  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzen 
gleich  den  anderen  öflfentlichen  Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand 
nicht  mehr  als  nothwendig  erscheint,  aufzulassen. 

§.  64.  Die  bestehende  £intheilang  der  Schulsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  zu  unterziehen, 

§.  6ö.  Bis  zum  Beginne  des  Schuljahres  1870/71  ist  die  Einschulung  sänunt- 
licher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Einschichten  des  Landes  durch- 
zuführen. 
« 

Soblussbestimmungen. 

§.  66.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetze;?  treten  alle  auf 
Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Verordnungen, 
inso^fÄt*  solche  den  Bestimn\ungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  widersprochen 
oder  durch  dieselben  ersetzt  werden,  ausser  Kraft 

§.  67.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instmetionen  ist  der  Minister  tllr  Cultns  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Strcmayr  in.  p 


Nr.  43. 

Gesetz  vom  4-.  Februar  1870, 

znrBegelung  der  Kechtsverhältiiisse  des  Lehrerstaudes  an  den  öffeutlielien 

Yolksschiiloii  des  UerKOgtliumes  8teierinai*k, 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Steiermark  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

I.  Abschnitt. 
Von  der  Anstellung  des  Lehrpersonals. 

Erledigung  einer  Lehrstelle. 

§.  T.  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  zeigtder 
Ortsschulrath  sofort  dem  Bezirksschutrathe  an,  welcher  die  Concnrsaussohreibung 
vornimmt. 

§.  2.  Die  Concursaussehreibung  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  und  des 
Dienstortes  fttr  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbundenen  Jahresgehalt  und 
die  Bestimmungen  über  die  allßillige  Steigerung  desselben,  sowie  die  beizubrin- 
genden Behelfe  namhaft  machen  und  die  Bewerber  anweisen,  ihre  Gesuche 
bei  dem  betreffenden  Ortsschulrathe  einzubringen. 
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§.  3.  Die  BekaimtmachQng  der  Goncnraaiiflschreibang  erfolgt  in  dem  amtUchen 
Landesblatte  und  in  einem  oder  mehreren  anderen  nach  dem  Ermessen  des 
Bezirksschulrathes  zu  bestimmenden,  namentlich  fachmännischen  Organen  der 
öffentlichen  Presse. 

§.  4.  Die  Frist  zur  Einreichung  der  Gesuche  muss  mindestens  auf  sechs 
Wochen  festgesetzt  werden.  Die  Bewerbungsgesuch^  bereits  angestellter  Lehrer 
sind  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen,  welche  ihr 
Gutachten  beissufQgen  hat. 

§.  5.  Der  Ort&schulrath.  sammelt  die  Gesuche  und  erstattet,  insoferne  ihm 
nicht  die  Ernennung  selbst  zusteht  (§.  6),  binnen  vier  Wocheli  an  den  Bezirks- 
schulratb  einen  Vorsehlag  zur  Besetzung  der  erledigten  Stelle. 

Ernennung  der  Lehrer. 

§.  6.  Das  bisherige  Ernennnngsrecht  derSchulgemeindc  geht  an  den  Bezirks- 
schulratb  ttber.  In  dem  Falle  aber,  dass  nebst  den  sachlichen  Bedürfnissen  für 
eine  Schule  auch  die  gesammte  Lehrerdotation  aus  dem  Ortsschulfond e  bestritten 
wird,  steht  dem  betrefieudeu  Ortsschulrathe  das  Ernennungsrecht  zu  (§§.  35,  36 
des  Landesgesetzes  zur  Regelung  der  Errichtung  imd  Erhaltung  und  des  Besuches 
der  öffentlichen  Volksschulen. 

§.  7.  Wenn,  und  insolange  die  Dotation  des  Lehrpersonals  an  einer  öffent- 
lichen Volksschule  wegen  Unzulänglichkeit  der  Mittel  des  Orts-  oder  Bezirksschul- 
fondes  ganz  oder  zum  grösseren  Theile  vdm  Lande  bestritten  wird  (§.  66  des 
R.  6.  vom  14.  Mai  1869),  geht  das  Ernennungsrecht  für  diese  Schule  an  den  Lan- 
dessehulrath  über. 

§.  8.  Wenn  das  Eruennungsrecht  nicht  dem  Bezirksschnlrathe  zusteht,  hat 
derselbe  an  den  Ernenoungsberechtigten  ein  über  jeden  einzelnen  Bewerber  sich 
aussprechendes  Gutachten  zu  erstatten,  welches  dem  ErHeuntingacte  (§.  9)  beizu- 
schliessen  ist. 

§.  ö.  Der  Ernennungsberechtigte  wählt  innerhalb  vier  Wochen  unter  den 
Bewerbern  Denjenigen  aus,  welcher  ihm  am  geeignetsten  scheint,  und  zeigt  die 
Ernennung  unter  Vorlage  der  den  Ernannten  betreffenden  Acten  sofort  dem  Lan- 
dcsschulrathe  an.  Der  Ernennende  ist  weder  an  den  Vorschlag  des  Ortsschulrathes 
oder  an  eine  von  diesem  aufgestellte  fieihenfolge  der  Bewerber  (§.  5),  noch  an  das 
Gutachten  des  Bezirksschulrathes  (§.  8)  gebunden. 

§.  10.  Die  Ernennung  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknüpft  werden;  jede 
gegen  diese  Bestimmung  etwa  eingegangene  Verpflichtung  eines  Bewerbers  ist 
ungiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.11.  Wird  die  Ernennung  von  dem  Landesschulrathe  beanständet  (§.  50, 
Alinea  4  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Verhandlung  mit 
Angabe  der  gesetzlichen  Gründe,  welche  der  Anstellung  entgegenstehen,  an  den 
Ernenniingsberechtigten  zurückzuleiten,  welchem  es  überlassen  bleibt,  binnen 
vierzehn  Tagen  eine  andere  Einennung  vorzunehmen,  oder  den  Recurs  an  den 
Minister  für  Cultus  und  Unten*icht  zu  ergreifen. 

AusteHung  der  Lehrer.- 

§.  12.  Wird  die  Ernennung  von  dem  Landesschulrathe  nicht  beanständet,  so 
fertigt  er  das  Anstellungsdecret  au.<«,  welches  die  Berufung  auf  die  erfolgte  Ernen- 
nung und  die  Bezeichnung  der  Drensthezüge  des  Ernannten  zu  enthalten  hat: 
zugleich  erlässt  er  den  Auftrag  an  den  Bezirksschulrath,  entweder  durch  einen 
Abgeordneten  ans  seiner  Mitte  oder  durch  den  Vorsitzenden  des  Ortsschulrathes 
die  Beeidigung  des  Ei'nannten  und  dessen  Einführung  in  den  Schuldienst  vor- 
nehmen zu  lassen. 

§.  13.  Nimmt  der  Ernennungsberechtigle  binnen  der  gesetzlichen  Frist 
(§§.  9,  11)  keine  Ernennung  vor,  so  hat  dieselbe  durch  den  Landesschulrath  zu 
erfolgen. 
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§.  14.  Wenn  der  Landesschnlratb  das  Ernennangsrecht  selbst  Msttbt  (§§.  7, 
1 3)f  80  fertigt  er  das  Anstellnngsdecret  sofort  aus  und  Ittsst  die  Beeidigung  und 
Einführung  durch  einen  von  ihm  ernannten  Abgeordneten  romehmen. 

Versetzung  der  Lehrer. 

§.  15.  Jede  in  Gemtssheit  der  §§.  1 — 14  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefabigungszeugnisse  rersehenen  Dnterlehrers 
ist  eine  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sieh  einer  Ver- 
setzung, welche  der  Landesschnlratb  aus  Dienstesrttcksichten  anordnet,  fügen, 
sofeme  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  erleidet 

§.  16.  Auch  bei  solchen  Versetzungen  mttssen  die  bestehenden  Vorschlags- 
und  Emennungsrechte  berücksichtigt  werden. 

•      Ernennung  ohne  ConcursansBchreibung. 

§.  17.  Die  Ernennung  von  Lehrern  fttr  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Keichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise,  wie 
jene  der  anderen  Mitglieder  des  Lehrstandes,  jedoch  ohne  Concursausschreibnng, 
von  dem  Ernennungsberechtigten  vorzunehmen. 

n.  Absohaitt. 

Von  dem  Diensteinkommen  des  Lehrpersonals. 

Lehrergehalte. 

§.  18.  Um  den  Betrag  auszumitteln,  auf  welchen  jede  Lehrstelle  Anspruch 
gibt,  werden  die  Schulen  mit  Rücksicht  auf  die  Durchschnittspreise  der  wichtigsten 
Lebensbedürfnisse  und  auf  die  anderen  örtlichen  Verhältnisse  in  vier  Classen 
getheilt. 

Diese  Eintheilung  nimmt  der  Landesschnlratb  vor  und  revidirt  sie  von  10  zu 
10  Jahren,  ohne  dass  dadurch  frühere  Berichtigungen  ausgeschlossen  sind. 

§.  19.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgebaltes,  welchen  ein  Lehrer 
anzusprechen  hat,  beträgt  an  Schulen  I.Classe  700  fl.,  Il.Classe  600  fl.,  in.Cla88e 
500  fl.,  IV.  Classe  400  fl. 

§.  20.  Für  Lehrstellen  an  Bürgerschulen  ist  der  mindeste  Betrag  des  festen 
Jahresgehalt  eines  Lehrers,  ohne  Unterscheidung  der  oben  erwähnten  Classen 
(§.  19)  mit  700  fl.  festzustellen. 

Behandlung  der  bisherigen  Geld-  und  Naturalbezüge. 

§.21.  Alle  festen  Geldbezüge,  welche  fttr  Lehrstellen  aus  Verbindlichkeiten 
einzelner  Personen,  aus  Stiftungen  u.  dgl.  bestimmt  sind,  fliessen  (vorbehaltlich 
ihrer  Bestimmung  zu  einem  speciellen  Zwecke)  in  den  Sohulfond,  aus  welchem 
die  Dotation  des  Lehrpersonals  bestritten  wird. 

§.  22.  Die  veränderlichen  Geldgaben  sind  mit  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  letztverflossenen  drei  Jahre  sofort  in  einen  festen  Bezug  für  Rechnung  des 
Schulfondes  umzuwandeln ;  Collecturen  bei  den  einzelneu  Ortsinsassen,  Ahsamni- 
lungen  von  Nei^ahrsgeldern  u.  dgl.  dürfen  nicht  mehr  stattfinden. 

§.  23.  So  lange  die  Natnral-Giebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie 
nach  dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  Jahren  1 860 ->  1869  oder  wo 
keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung  durch  Sach- 
verständige (unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in  einen  festen 
Geldbezug  ftbr  Rechnung  des  Schulfondes  verwandelt. 

§.  24.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten-  (Weingarten),  Gras-  oder  Wald- 
land, dessen  Besitz  mit  der  Lehrerstelle  verbunden  ist ,  werden  so  zu  Geld  ver- 
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anschlagt,  dass  vom  Katastralreinertrage  jeder  Parcelle  die  darauf  haftenden 
ßtenem  sammt  Zuschlägen,  insoweit  diese  Lasten  vom  Nutzungsberechtigten 
getragen  werden,  abgezogen  werden. 

§.  25.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  24)  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  noch  Abgängige  muss  ihm 
in  baarem  Gelde  monatlich  voraus  bezahlt  werden. 

Ist  mit  einer  Lehrstelle  gegenwärtig  ein  höheres  Einkommen  verbunden,  so 
ist  dasselbe  ihrem  jetzigen  Inhaber  ungeschmälert  zu  erhalten. 

§.  26.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
gebührenden  Quartiergeldentschädigung ,  ferner  Remunerationen ,  Aushilfen, 
Zulagen  u.  dgl.  dttrfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

DienstalterszulageD. 

§.  27.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  ftlnf  Jahre  lang  an  einer  öffent- 
lichen Yolksschttle  ununterbrochen  und  mit  entsprechdem  Erfolge  gewirkt  haben, 
erbalten  eine  monatlich  vorauszahlbare  Dienstalterszulage  mit  10  Percenten 
des  mindesten  Jahresgehaltes  (§§.  19,  20)  jener  Schule,  in  welcher  sie  am  Tage 
des  zartlckgelegten  fünften  Dienstjahres  wirken. 

Unter  den  gleichen  Bedingungen  gibt  ihnen  jede  zurückgelegte  weitere  fünf- 
jährige Dienstperiode  bis  zum  vollendeten  30.  Jahre  ihrer  Dienstzeit  Anspruch  auf 
eine  weitere  Zulage,  welche  mit  10  Percenten  des  mindesten  Jahresgebaltes  der 
Schule^  in  der  sie  bei  Ablauf  der  weiteren  fttnf  Dienstjahre  angestellt  sind,  zu 
bemessen  ist.  Der  Betrag,  um  welchen  das  gegenwärtige  Einkommen  einer  Schul* 
stelle  den  gesetzlich  mindesten  Jahresgehalt  übersteigt  (§.  25),  darf  in  eine 
solche  Dienstalterszulage  nicht  eingei^chnet  werden. 

Diese  Dienstalterszolagen  werden  aus  Landesmitteln  bestritten,  und  ent 
scheidet  über  deren  Verleihung  der  Landessehulrath. 

Fanctionszulage. 

§.  28.  Einem  Director  oder  Oberlehrer  gebührt  eine  Functionszulage,  welche 
für  Ersteren  200  fl.,  ftir  Letzteren  in  den  Schulen  der  I.  und  II.  Gehaltselasse 
100  fl.,  bei  Schulen  HI.  und  lY.  Gehaltselasse  50  fl.  beträgt  und  in  den  gleichen 
Katen  mit  dem  festen  Jahresgehalte  behoben  werden  kann. 

Naturalwohnung  für  Lehrer. 

§.  29.  Jeder  Leiter  einer  Schule  hat  das  Recht  auf  eine  mindestens  aus  zwei 
Zimmern  und  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm  wo  möglich  im  Schulgebäude  selbst  anzuweisen  ist.  Kann  ihm  eine  solche 
nicht  ansgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  eine  Quartiergeldentschädigung,  welche 
wenigstens  mit  25  Percent  des  mindesten  Jahresgehaltes  an  der  betreffenden  Schule 
(§•  1 9)  zu  bemessen  ist. 

§.  30.  Den  übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  freie  Wohnung  nur  insofeme 
zn,  als  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
solcben  standen.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Entschädigung,  in  deren 
Besitze  sie  bereits  stehen ;  eine  solche  muss  ihnen  auch  zuerkannt  werden,  wenn 
ihnen  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.31.  Eine  mit  Grundstücken  dotirte  Lehrstelle  (§.  24)  gibt  auch  Anspruch 
auf  den  Besitz  und  die  Benützung  der  erforderlichen  Wirthschaftsräume. 

Gehalt  und  Nataralwohnang  der  Unterlehrer. 

§.  32.  Der  Gehalt  eines  Unterlehrers  ist  mit  60  Percent  des  mindesten 
Jahresgehaltes  eines  Lehrers  an  derselben  Schule  (§§.  19)  zu  bemessen. 
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§.  33.  Ein  Recht  auf  freie  Wohnang  hat  ein  Unterlebrer  nur  dann,  wenn  er 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
Nataralwohnung  sich  befindet.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Entschädi* 
gung,  in  deren  Besitze  er  bereits  steht;  eine  solche  muss  ihm  auch  znerkannt 
werden,  wenn  ihm  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  34.  Wenn  ein  Unterlebrer  bei  einer  Nothschule  in  Gemässheit  des  §•  2  des 
Gesetzes  über  die  Errichtung  öflentlicher  Volksschulen  bleibend  bestellt  wird,  bat 
er  den  Anspruch  auf  eine  freie  Wohnung  an  dem  Orte  der  Nothschule  flir  die 
Dauer  seiner  dortigen  Dienstleistung. 

Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonals. 

§.  35.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonals  wird  nach  den  für  das 
männliche  aufgestellten  Grundsätzen  (§§.  19,  34)  geregelt;  doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  60  Percent  jener  Ziflfern  zu  normiren,  welche  unter  gleichen  Verhältnissen 
auf  Männer  entfallen  würden. 

§.  36.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  Unterrichtsfiicher,  sowie  die  Lehre- 
rinen  der  weiblichen  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reichs- 
gesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen,  erhalten  eine  feste  Remuneration, 
welche  von  dem  Bezirks-,  beziehungsweise  Ortsschulrathe  nach  Massgabe  der 
wöchentlichen  Unterrichtsstunden  bestimmt  wird. 

Verbotene  Nebenbeschäftigungen. 

§.  37.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  provisorisch  oder  definitiv  an- 
gestellten Lehrpersonen  haben  sich  jeder  Nebenbeschäftigung  zu  enthalten,  welche 
dem  Anstände  und  der  äusseren  Ehre  ihres  Standes  widerstreitet,  oder  ihre  Zeit 
auf  Kosten  der  genauen  Erfttllung  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  die 
Voraussetzung  einer  Befangenheit  in  Ausübung  des  Lehramtes  begründet. 

§.  38.  Jedes  Mitglied  des  Lehrstandes  bat  sich  von  dem  Zeitpuncte  an,  mit 
welchem  die  Regulirung  seiner  Bezüge  nach  den  §§.  19 — 28  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  durchgeführt  ist,  der  Ertheilung  des  sogenannten  Nachstunden-Unter- 
richtes  und  der  Versehung  des  Messner-  (Küster-)  Dienstes  zu  enthalten. 

§.  39.  Der  Bezirksschulrath  hat  bei  Wahrnehmung  von  Uebertretungen 
des  in  den  §§.37  und  38  ausgesprochenen  Verbotes  dem  Betreffenden  eine  höch- 
stens sechswöchentliche  Frist  zu  setzen,  binnen  deren  er  entweder  dem  Schal- 
dienste oder  der  Nebenbeschäftigung  zu  entsagen  hat.  Gegen  diese  Anfforderang 
steht  der  Recurs  an  den  Landesschulrath  innerhalb  acht  Tagen  offen. 

m.  Abschnitt. 

Von  der  Disciplinar-Behandlung   und  Entlassung   des 

Lehrpersonals. 

Rügen. 

§•  40.  Jedes  pflichtwidrige  Verfahren  von  definitiv  oder  provisorisch  ange- 
stellten Lehrpersonen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Schale  oder  vom  Bezirksschulrathe  mündlich  oder  schriftlich,  unter  Hinweisang 
auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung  gerügt,  oder  durch  den 
Landesschulrath  mittelst  einer  Disciplinarstrafe  geahndet. 

DiscfplinarBtrafen. 

§.  41.  Solche  Disciplinarstrafen  sind: 
n)  der  Verweis ; 

b)  die  Entziehung  des  Anspruches  auf  die  Dienstaltersznlage; 
cj  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle. 
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Verweis. 

§.  42.  Der  Verweis  wird  stets  schriftlicli  ertheilt  und  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  für  den  Fall  wiederholter  Michtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betroffenen  wird  diese  Strafe  nicht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht. 

Entziehung  der  DienstaltorszulHge. 

§.  43.  Die  Bewilligung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszulage 
(§.  27)  kann  auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  gänzlich  aufgehoben 
werden, 

Entziehung  einer  höheren  Function. 

§.  44.  Die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Directors  oder  Ober- 
lehrers und  hiednrch  erfolgende  Zurttckversetzung  in  die  Kategorie  der  Lehrer 
kann  nur  mit  Aenderung  des  Dienstortes  stattfinden. 

Disciplinaruntersuchung. 

§.45.  Bevor  gegen  ein  Mitglied  des  Lehrstandes  eine  Disciplinarstrafe  verhängt 
wird,  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten  zu 
seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten. 

Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlich  vorgebracht,  so  muss  sie  zu  Protokoll 
genommen  werden.  Stellt  sich  die  (mündliche  oder  schriftliche)  Rechtfertigung 
als  genügend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschuldigten  schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  46.  Der  Landesschulrath  ist  bei  Verhängung  der  im  §.  41  bezeichneten 
Disciplinarstrafen  an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  derselben  gebunden. 

Entlassung. 

§.47.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  jedoch  in  der  Regel  erst  dann  ver- 
hangt worden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgehens  mindestens  einer  Disciplinar- 
bestrafung  neuerdings  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von 
Dienstpflichten  stattfanden.  Nur  gegen  Denjenigen  kann  mit  Disciplinarerkennt- 
niss  sofort  auf  Entlassung  erkannt  werden,  welcher  sich  einer  groben  Misshand- 
lung der  Schulkinder  oder  einer  gröblichen  Verletzung  der  Religion  und  Sitte 
schuldig  gemacht  hat. 

§.  48.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  dem  Landesschulrathe  ohne 
Diseiplinarerkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  strafgerichtlichc  Verurtheilung 
erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  des  Betroffenen  von  der  Wälilbarkeit  in  die 
Gemeindevertretung  nach  sich  zieht.  (Abs.  3  des  §.  48  des  Rcichsgesctzcs  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.49.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Minister  für  Cultus  und  Unter- 
richt anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landessehulbehörden  der  übrigen  im  Reichs- 
rathc  vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 

Suspension. 

§.  50.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  dem  Bezirksschulrathe  für  die  Daner  der  gerichtlichen  oder  disciplinaren 
Untersnchnng  verhängt  worden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  fttr  die  Daner  der  Unter- 
snchnng verlangt.  Ein  Recurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschie- 
bende Wirkung. 

§*  51.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  geßlhr- 
dety  80  hat  der  Bezirksschulrath  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  oder  seiner 
Familie  zu  verabreichenden  Alimentation  auszusprechen,  welcher  höchstens  zwei 
Dritttheilc  des  zur  Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  (§§.  19,  27,  28, 
29)  betragen  darf.  Erfolgt  späterhin  eine  Schuldloserklärung,  so  gebührt  ihm  der 
Ersatz  des  zeitweisenVerlustes  an  Diensteinkommen. 
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IV.  Abschnitt. 

Von  der   Versetzung  des  Lehrpersonals  in    den  Ruhestand   und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

AUgemeiDe  Vorachriften. 

§.  52.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  wegen  allzuvorgertick- 
ten  Lebensalters,  wegen  geistiger  oder  schwerer  körperlichen  Gebrechen  oder 
wegen  anderer  berücksichtigungswerther  Verhältnisse  zur  Erfüllung  der  ihm  ob- 
liegenden Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen  der 
betreffenden  Person,  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amtswegen  verfttgt  werden. 

§.  53.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
hat  den  Verlust  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  zur  Folge. 

Als  freiwillige  Dienstesentsagung  wird  auch  jede  Verehelichung  einer  Ober- 
lehrerin oder  Lehrerin  angesehen. 

§.  54.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstesentsa- 
gung oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  des 
Landesschulrathes  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher  Zeit 
auch  die  Räumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehrstelle 
verbundenen  Besitzes  an  Grundstücken  stattzufinden  hat,  tlber  deren  Nutzung 
nach  §.  72  zu  entscheiden  ist. 

Ausmass  des  Ruhegenusses. 

§.  55.  Das  Ausmass  des  Ruhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Rahestand 
Versetzten  abhängig. 

Anrechenbarer  Jahresgehalt. 

§.  56.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  deijenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Functionszulagen  der  Directoren 
und  Oberlehrer  (§.  28)  und  Dienstalterszulagen  (§.  27)  sind  als  Theile  dieses 
Jahresgehaltes  zu  betrachten. 

Anrechenbare  Dienstzeit. 

§.  57.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  LehrbeföhigungsprUfung  an  einer  öffentlichen  Schule  zugebracht 
hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt  die 
Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesener* 
massen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  Betreffenden  lag. 

Bemessung  der  Pension. 

§.  58.  Demjenigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  57)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  56)  zu  bemessen  ist. 

§.  59.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  eilften  bis  zur  Vollendung  des 
fünfzehnten  Dienstjahres  (§.  57)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  erhalten  ein 
Dritttheil  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem  vollendeten  fUnf> 
zehnten  Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Aohttheile,  mit  zurück- 
gelegten  je  weiteren  itlnf  Dienstjahren  auf  ein  ferneres  Aehttheii,  mit  dem  been- 
deten vierzigsten  Dienstjahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechenbaren  Jahres- 
gehaltes (§.  56)  als  Pension. 
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Zeitweilige  Pensionirang. 

§.  60.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder  eine 
zeitweilige.  Nach  Behebung  des  die  zeitweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand 
begründenden  Hindernisses  seiner  Thätigkeit  hat  der  Betreffende  sich  nach 
Weisung  ,de8  Landesschnlrathes  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen  oder 
auf  seinen  Ruhegenuss  zu  verzichten. 

Versorgung  der  Hinterbliebenen. 

§.61.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes,  haben  nur 
dann  einen  Versorgungsanspruch;  wenn  der  Oatte  oder  Vater  selbst  zu  einem 
Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  62.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.57)  vollendet  hatte,  erhält 
eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  56). 

§.  63.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr 
§.57)  vollendet  hat,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem  Dritttheile 
es  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  56) 
zu  bemessen  ist. 

§.  64.  Wurde  die  Ehe  erst  während  des  Ruhestandes  eingegangen,  oder  die 
eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Gatten  vor  seinem  Tode  durch  gericht- 
liche »Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen  Anspruch  auf  einen  Ruhe- 
genuss. 

§.  65.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  kann  die  Gattin  sich  für  einen 
abermaligen  Witwenstand  ^ie  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweijährigen  Betrag 
jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 

§.  66.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  eine  pensionsberechtigte 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebührt  ihr  ein  Erziehuugsbeitrag ;  dieser  ist  so  zu  bemes- 
sen, dass  ihre  Pension  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  die  Hälfte  des  vom 
Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  nicht  über- 
schreitet 

§.  67.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Rindes  erlischt  mit  der  ZurUck- 
legung  des  20.  Lebensjahres  oder  mit  dem  Tjige  einer  noch  früher  erlangten 
Versorgung. 

§.  68.  Wenn  nach  dem  Tode  eines  Mitgliede  des  Lehrstandes  keine 
Witwe  vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss  hat 
(§.  64),  so  gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche  das 
20.  Lebeu^ahr  noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  62  dieselbe 
Abfertigung,  welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.  63  aber  eine 
Gesammtpension,  welche  nach  dem  Sechstheile  des  letzten,  vom  Verstorbenen 
bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  69.  Diese  Gesammtpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  vorhan- 
den ist. 

§.  70.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (§.  66)  für  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Gesammtpension  (§.  68);  behält  sie  sieh  für  den  Fall  eines 
abermaligen  Witweustandes  das  Wiederaufleben  ihrer  Pension  vor,  so  bezieht 
sich  dieser  Vorbehalt  auch  auf  die  Erziehuugsbeiträge,  so  dass  bei  dem  Eintritte 
dieses  Falles  sofort  die  Krziehungsbeiträge  der  Kinder  an  die  Stelle  der  Gesammt- 
pension derselben  treten. 

§.71.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  haben  das  Recht,   die  Katnraiwohnung  desselben  noch 
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ein  Vierteljahr  lang  zn  benutzen  oder  den  ihm  ziiRtehenden  Quartiergeldbetrag  iQr 
den  nächst  verfallenden  Erhebnngstermin  zu  beziehen. 

§.  72.  Die  stehenden  Früchte  eines  zur  Dotation  der  Sehulstelle  gehörigen 
Grundstückes  (§.  24)  gehören  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstor- 
benen Mitgliedes  des  Lehrstandes  nur  danu^  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem 
1.  Juni  und  31.  October  erfolgte.  Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos 
Anspruch  auf  den  Ersatz  jener  Auslagen,  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen 
gemacht  wurden. 

§.  73.  Wenn  der  letzte,  von  einem  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliede  des  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgehalt  700  fl.  nicht  über- 
stieg und  der  Nachlass  zugleich  nicht  hinreicht,  die  Krankheits-  nnd  Leichen- 
kosten zn  bestreiten,  gebührt  der  Witwe  und  den  Kindern  des  Verstorbeneu 
ein  Viertel  jenes  Jahresgehaltes  als  Conduotqnartal. 

Pensionscasse. 

§.  74.  Zur  Deckung  der  Ruhegenüsse  für  dienstnntanglich  gewordene  Mit- 
glieder des  Lehrstandes,  sowie  zur  Befriedigung  der  Versorgnngsansprüche  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  eine  Pensionscasse  emchtet,  welche  der  Landesschul- 
rath  verwaltet  (§.  r)7  des  Reichsgesetzes  vom  14,  Mai  1S09). 

§.  75.  Säramtliche  Mitglieder  des  Lehrpersonales,  welche  nach  abgelegter 
Lehrbefähignngsprttfung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  lOPercente 
ihres  ersten,  nach  erfolgter  Regulirnng  bezogenen,  für  den  Rnhegennss  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  und  eben  so  viel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zn 
Theil  werdenden  Gehaltsaufbesserung,  Dienstalters-  oder  Functionszulage,  Uber- 
diess  aber  jährlich  2  Pevcente  ihrer  für  den  Ruhegenuss  anrechenbaren  Jahres- 
bezüge an  die  Pensionscasse  zn  entrichten. 

§.  7ü.  Die  weiteren  Zuflüsse,  sowie  die  Einrichtung  der  Schnllehrer-Pensioiis- 
casse  werden  durch  ein  besonderes  Landesgesetz  geregelt. 

§.  77.  Insofern  die  Pensionscasse  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben 
nicht  zureicht,  ist  der  Mehrbedarf  aus  Landesmitteln  zn  decken. 

§.  78.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zn  ihrer  Bestreitung  Ver- 
pflichteten auch  fernerhin  getragen  werden. 

üebergangsbestimmungen. 

§.  79.  Der  Landesschulrath  nimmt  sofort  bei  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  die  im  §.  18  vorgesehene  Eintheiinng  sUmmtlicher  Schulgemein- 
den  vor. 

§.  80.  Auf  Grund  dieser  Eintheiinng  legt  jeder  Bezirksschulrath  einen 
Kataster  sämmtlicher  Lehrstellen  des  Bezirkes  an  nnd  stellt  dabei  das  Ein- 
kommen iest,  welches  dem  gegenwärtigen  Inhaber  einer  jeden  derselben  nach 
den  §§.  19—36  gebührt. 

§.  8J.  Hiebei  ist  nur  jenen  Lehrern  und  Lehrerinen  die  erste  Dienstalters- 
zulage  (§§.27  nnd.-)f))  znzugestehen,  welche  bereits  ir>  Jahre  in  definitiver  Anstel- 
lung an  einer  üfTentlichcn  Volksschule  nnunterbrochen  nnd  mit  entsprechendeni 
Erfolge  gewirkt  haben.  Alle  anderen  bereits  definitiv  angestellten  Lehrer  nnd 
Lehrerinen  treten  erst  nach  fünf  Jahren,  vom  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  gerechnet,  in  den  Gennss  der  ersten  Dienstalterazulage,  sofern 
sie  nicht  niittlei'weile  das  If).  Dienstjahr  zurückgelegt  haben. 

§.  82.  Die  auf  den  erwähnten  Kataster  (§.  80)  gegründete  Regnlirnng  der 
Bezüge  sämmtlicher  Mitglieder  des  Lehrstandes  muss  spätestens  ein  Jahr  nach 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vollständig  dnrobgefllhrt  sein. 


161 

Schlussbestimmungen. 

§,  83.  Mit  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten  alle  auf  Gegen- 
stände desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Verordnungen  aus- 
ser Kraft. 

§.  84.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
iDstructionen  ist  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Strenayr  ■.  p. 


Nr.  44. 

Gesetz  vom  15.  Februar  1870, 

wirksam  für  das  Herzogthnm  Ober-  und  Niederschlesien, 

betreffend  die  Realschulen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthums  Schlesien  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  Der  Zweck  der  Realschule  ist: 

1.  Eine  allgemeine  Bildungmit  besonderer  Berücksichtigung  der  mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Disciplinen  zu  gewähren ; 

2.  die  Vorbereitung  für  die  höheren  Fachschulen  (polj'technische  Institute, 
Forstakademien,  Bergakademien  u.  s.  w.). 

§.  2.  Vollständige  Realschulen  bestehen  aus  sieben  Classen,  deren  jede  einen 
Jahrescurs  bildet  und  zerfallen  in  der  Regel  in  Unter-  und  Oberrealschulen. 

§.  3.  Die  Unterrealschule  bereitet  auf  die  Oberrealschule  vor  und  bezweckt 
zugleich  illr  Jene,  welche  nach  Absolv  irung  derselben  ins  praktische  Leben  über- 
treten, eine  bis  zu  einem  gewissen  Grade  abzuschliessende  allgemeine  Bildung. 
Sie  besteht  aus  vier  Jahrgängen. 

§.  4.  Als  Vorbereitungsschule  für  die  Oberrealschule  kann  auch  das  vier- 
elassise  Realgymnasium  dienen. 

§.  5.  Mit  den  Unterrealschulen  können  mit  Rücksicht  auf  die  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  des  Landes  Facheurse  zur  Ertheilung  eines  gewerblichen  oder  land- 
wirthschaftlichen  Unterrichtes  in  Verbindung  gebracht  werden,  unbeschadet  des 
Hauptzweckes  der  Realschulen. 

§.  6.  Die  Oberrealschule  besteht  aus  drei  Jahrgängen.  Sie  setzt  den  in  der  Unter- 
realschule begonnenen  Unterricht  fort  und  ist  specielle  Vorbereitungsschule  für  die 
höheren  technischen  Fachstudien.  Sie  besteht  nirgends  für  sich,  sondern  überall 
in  Verbindung  mit  einer  Unterrealschule  oder  einem  vierciassigen  Realgymnasium. 

Beide  zusammen  bilden  eine  einzige  Lehranstalt  unter  einem  gemeinsamen 
Director.  Wohl  aber  könuen  Unterrealschulen  ohne  eine  Oberrealschule  gegründet 
werden. 

§.  7.  Die  Realschulen  sind  entweder  öffentliche  oder  Privatrealschulen.  Als 
öffentliche  Realschulen  gelten  diejenigen,  welche  das  Recht  haben, '  staatsgiltige 
Zengnisae  auszustellen  (§.  27).  Nur  die  Zeugnisse  öffentlicher  Realschulen  haben 
Giftigkeit  in  jenen  Fällen,  in  welchen  überhaupt  Zeugnisse  über  Realseh ulbildung 
gesetzlich  gefordert  werden. 
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Privatschttler  haben  sicb^  um  solche  Zeugnisse  zu  erlangen^  der  Prüfung  an 
einer  öffentlichen  Realschule  zu  unterziehen. 

Die  ausschliesslich  oder  zum  grösseren  Theile  aus  Staatsmitteln  erhaltenen 
Realschulen  sind  Staatsrealschulen.  Die  Leitung  dieser  Anstalten  liegt  ganz  und 
in  jeder  Beziehung  in  der  Hand  der  k.  k.  Schulbehörden. 

n.  Die  Lehrgegenstände. 

§.  8.  Unterri eh tsgegen stände  der  Realschulen  sind : 

AJ  Obligate  Lehrgegenstände.  • 

aj  Religion  und  Sittenlehre^  auf  welche  in  der  Unterrealschule  höchstens  zwei, 

in  der  Oberrealschule  eine  Stunde  der  Woche  zu  verwenden  sind; 
hj  Sprachen,  und  zwar  von  den  Laudessprachen  jene,  welche  für  die  betreffende 

Realschule  (§.  9)  Unterrichtssprache  ist,  dann  die  französische  und  englische 

Sprache. 

In  der  Oberrealschule  ist  der  deutsche  Sprachenunterricht  auch  auf  die 

deutsche  Literatur  auszudehnen ; 
cj  Geographie,  Statistik  und  österreichische  Staatsverfassung; 
dj  allgemeine  und  österreichische  Geschichte ; 
ej  Mathematik  (Arithmetik,  Algebra,  Geometrie) ; 
fj  darstellende  Geometrie; 
gj  Naturgeschichte; 
hJ  Physik ; 
t)  Chemie ; 

kj  geometrisches  und  Freihandzeichnen ; 
IJ  Kalligraphie,  endlich 
m)  Turnen. 

B)  Freie  Lehrgegenstände. 

Jene  Landessprachen,  welche  nicht  UnteiTichtHspracbe  sind,  Modelliren, 
Stenographie,  Gesang. 

Andere  freie  Gegenstände  können  an  den  Realschulen  nach  Bedtlrfniss  mit 
Genehmigung  der  k.  k.  Landesschulbehörde  eingefltiirt  werden. 

Die  Vertheilung  der  Lehrgegenstände  auf  die  einzelnen  Classeu  und  die 
darauf  zu  verwendende  Stundenzahl  wird  nach  Anhörung  der  Landesschulbehörde 
im  Verordnungswege  festgesetzt. 

§.  9.  Die  Bestimmung  der  Unterrichtssprache  steht  Demjenigen  zu,  der  die 
Unterrichtsanstalt  erhält. 

Tragen  Mehrere  hiezu  bei,  so  wird  die  Unterrichtssprache  durch  Verein- 
barung festgestellt.  K(»mmt  keine  Vereinbarung  zu  Stande,  so  entscheidet  die 
Landesschulbehörde. 

§.  10.  Ob  ein  Schüler  ausser  der  Unterrichtssprache  auch  eine  der  anderen 
Landessprachen  zu  erlernen  hat,  bestimmen  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter 
bei  dessen  Eintritte  in  die  Schule.  Diese  Sprache  tritt  sodann  fUr  den  Schttler  in 
den  Kreis  der  obligaten  Lebrgegenstände,  insolange  die  Eltern  oder  deren  Stell- 
vertreter keine  andere  Bestimmung  treffen. 

IIL  Von  der  Aufnahme  und  Entlassung  der  Schüler. 

§.11.  Die  regelmässige  Aufnahme  der  Schttler  findet  im  Herbste,  unmittelbar 
vor  dem  Beginne  des  Schnljahres  statt. 

Zur  Aufnahme  in  die  unterste  Classe  ist  erforderlich : 
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1.  Dag  Yollendete  oder  in  dem  ersten  Quartale  des  betreffenden  Schuljahres 
zur  Vollendung  gelangende  zehnte  Lebensjahr; 

2.  der  Nachweis  über  den  Besitz  der  erforderlichen  Vorkenntnisse,  welcher 
durch  eine  Anfnahmsprttfung  geliefert  wird.  / 

Von  der  subl  geforderten  Bedingung  kann  die  LaudessohulbeliOrde  in  beson- 
ders berttcksiehtigungswerthen  Fällen  Kachsicht  ertheilen,  wenn  der  Anfnahms- 
werber  bei  der  Aufnahnisprttfung  yorzUgliche  Kenntnisse  an  den  Tag  legt.  Eine 
Aufnahmsprttfung  ist  zum  Eintritte  in  eine  höhere  Classe  auch  in  allen  den- 
jenigen Fällen  erforderlich,  in  welchen  der  Aufnahmswerber  ein  Zeugniss  Über  die 
Zurücklegung  der  unmittelbar  vorhergehenden  Classe  an  einer  üßentlichen  Lehr- 
anstalt der  im  Reichsrathe  veitretenen  Königreiche  und  Länder  nicht  beige- 
bracht hat. 

Die  bei  den  AufuahnisprUfungen  zu  stellenden  Anforderungen  werden  nach 
Anhörung  der  Landesschulbehörde  im  Verorduungswege  geregelt. 

Bei  Beurtbeiluag  des  PrUfungsergebnisses,  sowie  die  Entscheidung  über  die 
Aufnahme  steht  dem  Lehrkörper  zu. 

§.  12.  Der  Uebertritt  aus  einer  Lehranstalt  in  eine  andere  am  Schlüsse  des 
ersten  Semesters  ist  nur  in  besonders  wichtigen  Fällen  zu  gestatten. 

Wenn  Schiller  während  des  Semesters  die  Aufnahme  in  eine  Realschule  nach 
suchen,   so  steht,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Uebersiedlung  der  Eltern  oder 
ihrer  Stellvertreter,   in  welchen  einem  Schiller  die  Aufnahme  in  eine  öffentliche 
Lehranstalt  nicht  verweigert  werden  kann,  die  Entscheidung  dem  Lehrkörper  zn. 

§.  13.  Ausserordentliche  Schüler,  welche  nicht  an  dem  gesammten  Unter- 
richt theilzunehmen,  sondern  nur  einzelne  Lehrgegönstände  zu  hören  wünschen, 
dUrfei)  in  den  unteren  Classen  nicht  aufgenommen  werden.  In  den  oberen  Classen 
steht  die  Entscheidung  dem  Lehrkörper  zu. 

In  keinem  Falle  darf  aber  die  j^csetzlich  vorgeschriebene  Maximalzahl  der  in 
eine  Classe  aufzunehmenden  Schüler  überschritten  werden  (§.  14). 

§.  14.  Die  Zahl  der  Schüler  in  einer  Classe  soll  in  der  Regel  nicht  über  fünfzig 
steigen.  Wo  die  Anzahl  der  Schüler  nach  einem  dreijährigen  Durchschnitte  sech- 
zig erreicht,  darf  eine  weitere  Aufnahme  nur  unter  der  Voraussetzung  stattfinden, 
dass  Parallelclassen  errichtet  werden. 

§.  15.  Semestral-  und  Jahresprüfungen  finden  für  öffentliche  Schüler  nicht  statt. 

Am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  erhält  jeder  Schüler  ein  Schulzeugniss. 

Auf  Grund  der  Gesammtleistnngen  eines  Schülers,  während  des  Schuljahres 
entscheidet  die  Lebrerconferenz  über  das  Vorrücken  desselben  in  den  nllchst 
höheren  Jahrgang. 

Wenn  ein  sicheres  Urtheil  über  die  Reife  eines  Schülers  zum  Aufsteigen  in  die 
höhere  Classe  nicht  gefällt  werden  kann,  wird  in  Gegenwart  des  Direotors  eine 
Versetzungsprüfuug  gehalten. 

Besteht  das  Hinderuiss  der  Versetzbarkeit  in  den  ungenügenden  Leistungen 
in  einem  einzigen  Gegenstände,  so  kann  dem  Schüler  die  Erlaubniss  zur  Ablegung 
einer  Wiederholungsprüfung  vor  Beginn  des  neuen  Schuljahres  ertlieilt  werden, 
von  deren  günstigem  Erfolge  das  Vorrücken  in  die  höhere  Classe  abhängt. 

§.  1().  Zum  Behufe  des  Nachweises,  dass  die  Realschüler  sich  die  f^ir  das 
Aufsteigen  in  die  technische  Hochschule  erforderlichen  Kenntnisse  erworben  haben, 
werden  Maturitätsprüfungen  eingeführt. 

Mit  der  Vornahme  derselben  werden  besondere  Comrnissionen  betraut.  Die 
Mitglieder  derselben  werden  vom  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  ernannt,  wo- 
bei ab*  Grundsatz  zu  gelten  hat,  dass  Professoren  der  technischen  Studicuanstalten, 
Sehulinspectoren,  Direetoren  und  Pwfessoren  der  Realschulen  Mitglieder  der  Cora- 
niission  sein  sollen. 

§^17.  Jeder  Realschüler  wird  am  S(*hlusse  des  letzten  Jahres  des  Realschnl- 
curses  zur  Maturitätsprüfung  zugelassen.    Er  hat  sich  zu  diesem  Zwecke  drei 
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Monate  vor  dem  Schlüsse  des  Seboljahres  bei  dem  Director  der  Lehranstalt,  der 
dem  Vorsitzenden  der  PrUfungscommission  die  Mittheilung  zn  machen  hat,  zu 
melden. 

Privatstudirende,  welche  an  keiner  öfFentlichen  Realschule  eingeschrieben 
waren  nnd  kein  öffentliches  Zeugniss  erhalten  haben,  haben  sich  ebenfalls  zu  der- 
selben Zeit  bei  dem  Vorsitzenden  der  PrUfungscommission  zu  melden,  und  werden 
zur  Maturitätsprüfung  zugelassen,  wenn  sie  das  1 7.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben. 

§.  18.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Maturitätsprüfungen  werden  naefa 
Anhörung  der  Landesschulbehörde  im  Verordnungswege  geregelt. 

IV.  Von  den  Lehrkräften. 

§.  19.  Die  Befähigung  der  Lehrer  wissenschaftlicher  Fächer  an  den  Real- 
schulen wird  durch  eine  Prüfung  ermittelt,  mit  deren  Abhaltung  eigene  vom  Minister 
für  Cultus  und  Unterricht  bestellte  Prüfungscommissionen  betraut  sind. 

Die  zu  Mitgliedern  derselben  ernannten  Männer  sollen  die  verschiedenen 
Zweige  des  Unterrichtes  in  wissenschaftlicher  und  zugleich  in  didaktischer  Rich- 
tung vertreten. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Befahigungsprüfung  fUr  das  Lehramt, 
insbesondere  das  Mass  der  Anforderungen  in  den  einzelnen  Lehrgegenständen, 
wetden  im  Verordnungswege  geregelt. 

§.  20.  Nur  diejenigen,  welche  sich  ein  Lehrbeßlhigungszeugniss  erworben 
haben,  können  als  wirkliche  Lehrer  an  den  Realschulen  angestellt  werden. 

Die  Anforderungen,  welche  an  die  Lehrer  für  Gesang,  Turnen  und  ähttltche 
Gegenstände  zu  stellen  sind,  werden  im  Verordnungswege  geregelt. 

Lehramtskandidaten,  welche  während  ihres  Probejahres  oder  nach  demselben 
zum  Lehren  verwendet  werden,  heissen  Hilfslehrer. 

§.21.  Für  die  obligaten  Lehrfächer  werden  an  einer  vollständigen  Real- 
schule neben  dem  Religionslehrer  noch  in  der  Regel  zwölf,  an  einer  vierclassigen 
Unterrealschule  sieben  wirkliche  Lehrer  mit  Binachluss  des  Directors  bestellt. 

Die  Vermehrung  der  Lehrkräfte  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  erscheint 
hiedurch  nicht  ausgeschlossen. 

§.  22.  Der  Director  ist  mit  der  unmittelbaren  Leitung  der  Realschule  nnd 
eventuell  der  damit  in  Verbindung  gesetzten  Facheurse  betraut. 

Die  sämmtlichen  wirklichen  Lehrer  bilden  unter  dem  Vorsitze  des  Directors 
die  Lehrerconferenz,  deren  Befugnisse  im  Verordnungswege  nach  Anhörung  der 
Landesschulbehörde  normirt  werden. 

§.  23.  Der  Director  ist  an  vollständigen  Realschulen  zu  6  bis  8  Unterrichts- 
stunden, an  Unterrealschulen  zu  8  bis  10  Stunden  wöchentlich  verpflichtet. 

Den  wirklichen  Lehrern  wissenschaftlicher  Fächer  sollen  in  der  Regel  nicht 
mehr  als  20  Stunden  wöchentlich  zugewiesen  werden. 

Nur  im  Falle  einer  zeitweiligen  Supplirung  eines  Lehrers  kann  ein  Mitglied 
des  Lehrkörpers,  jedoch  nicht  länger  als  zwei  Monate  hindurch,  zu  mehr  als 
20  Lehrstunden  verhalten  werden.  Tritt  die  Nothwendigkeit  einer  längereu  Snppli- 
rung  ein,  so  hat  der  Lehrer  einen  Anspruch  auf  die  normalmässige  Substituüons- 
gebühr.  Die  Lehrer  des  Zeichnens  können  bis  zu  24  Stunden  wöchentlich  ver- 
halten werden. 

Dem  Director  steht  es  zu,  die  wöchentliche  vorschriftsmässige  Zahl  der 
Unterrichtsstunden  mit  Rücksicht  auf  das  Lehrfach,  die  Menge  der  Schüler  oder 
der  Correcturen,  überhaupt  des  Lehrbedüifnisses,  um  wöchentlich  2  bis  3  Lehr- 
stunden für  einzelne  Lehrer  zu  ermässigen,  von  welcher  Verfügung  er  an  die 
Landesschulbehörde  die  Anzeige  zn  erstatten  hat. 
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§.  24.  Jeder  Besetzung  einer  Lebrerstelle  hat  eine  Concursverlautbarung 
voranzugehen,  welche  von  der  Landesachulbehördc  veranlasst  wh-d.  Die  Aus- 
schreibung des  erledigten  Postens,  in  welcher  dieLehrfacher  nebst  der  Unterrichts- 
sprache, in  welcher  der  Unterricht  zu  ertheilen  ist,  sowie  der  mit  der  Lehrstelle 
verbundene  Gehalt  zu  bezeichnen  sind,  erfolgt  in  der  officiellen  Wiener-  und  der 
officiellen  Landeszeitung. 

Die  Gesuche  werden  von  der  Landesschnlbehörde  gesammelt  und  dem  Lehr- 
körper zur  Erstattung  eines  Gutachtens  übermittelt.  Auf  Grundlage  desselben 
erstattet  die  Landesschulbebörde  ihren  Vorschlag,  und  zwar  bei  Staatsschulen  an 
den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht,  bei  Landesschulen  an  den  Landesaus- 
sebuss. 

Ist  an  einer  Staats-  oder  Landesrealschule  eine  Stelle  erledigt,  fllr  welche 
eine  Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelnperson  den  Besetzungsvorschlag  zu 
machen  berechtigt  ist ;  so  ist  die  Anzeige  sowohl  der  Landesschulbebörde  als 
dieser  Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelnpersou  zu  erstatten. 

§.  25.  Die  Ernennung  der  Lehrer  erfolgt  bei  Staatsschulen  auf  Antrag  der 
Landesschnlbehörde  vom  Minister  flir  Cultus  und  Unterricht,  bei  Landesschulen 
von  dem  Landesausschusse.  Hilfslehrer  und  Lehrer  nicht  wissenschaftlicher  Fächer 
werden  bei  Staatsschulen  von  der  Landesschulbebörde  auf  Vorschlag  des  Lehr- 
körpers bestellt. 

V.  Von  den  Privatanstalten, 

§.  2G.  Die  Errichtung  einer  Realschule  ist  Jedermann  unter  der  Voraussetzung, 
gestattet,  dass  die  Einrichtung  derselben  nicht  den  allgemeinen  Lehrzweeken  die- 
ser Anstalten  Widersprechendes  enthält. 

Ihre  Errichtung  ist  daher  an  folgende  Bedingungen  geknüpft: 

1.  Statut  und  Lehrplan,  sowie  jede  Aenderung  desselben,  bedüifen  der  über 
Autrag  der  Landesschulbebörde  erthcilten  Genehmigung  des  Ministers  für  Cultns 
und  Uutenicht. 

2.  Als  Directoren  können  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche 
ihre  volle  Befähigung  zum  Unterrichte  an  einer  derartigen  Lehranstalt  dargethan 
haben. 

§.  27.  Das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  kann  den  von 
Gemeinden,  Corporationen  oder  Privaten  errichteten  Lehranstalten  zuerkannt  wer- 
den»  wenn  der  Lehrplan  nicht  in  wesentlichen  Puncten  von  dem  für  die  staatlichen 
und  Landesanstalten  vorgeschriebenen  abweicht  und  für  jede  Ernennung  des  Di- 
rectors,  der  Lehrer  und  Hilfslehrer  die  Bestätigung  der  Landesschulbebörde  ein- 
geholt wird. 

§.  28.  Der  Director  einer  derartigen  Realschule  ist  für  den  Zustand  derselben 
den  Schnlbehörden  verantwortlich.  Die  Landesschulbebörde,  und  in  höherer  Instanz 
der  Minister  flIr  Cultus  und  Unterricht,  sind  berechtigt,  nach  vorangegangener 
Disciplinarbehandlung  die  Entfernung  eines  untauglichen  oder  seines  Amtes  sich 
unwUrdig  erweisenden  Lehrers  oder  Directors  zu  fordern. 

§.  29.  Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  kann  jede  derartige  Lehranstalt 
nach  Anhörung  der  Landesschulbebörde  schliessen  lassen,  wenn  ihre  Einrichtung 
oder  Wirksamkeit  mit  den  bestehenden  Gesetzen  in  Widerspruch  tritt. 

§.  30.  Die  von  Corporationen  oder  Privaten  errichteten  Lehranstalten,  welche 
im  Be.sitze  des  Rechtes  sind,  staatsgiltige  Zeugnisse  aiisznzlellen,  haben  unter 
Voraussetzung  ihrer  erwiesenen  Zweckmässigkeit  nach  Mass  des  unabweisslichen 
Bedürfnisses  einen  Anspruch  auf  Unterstützung  aus  Landesmitteln, 
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SchluBsbestimmungen. 

I 

§.31.  Die  Ei-weiterung  der  bestehenden  dreiclassigen  Unterrealschulen  in 
vierclassige  und  jene  der  sechsclassigen  Oberrealschulen  in  siebenclaßsige  hat  hh 
zum  Beginne  des  Schuljahres  1870/1  stattzufinden. 

§.  32.  Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  ist  mit  dem  Vollzöge  dieses 
Gesetzes  betraut  und  hat  die  weiteren  nothwendigen  Uebergangsbestimmungen 
zu  erlassen. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Strenayr  m,  p. 

Nr.  45. 

Ministerialerlass  vom  7.  März  1870,  Z.  1175, 

an  den  Statthalter  des  Küstenlandes,   dann   an   die  Landesschnlräthe  fUr  latrien  n&d 

Dalmatien, 

betreffend  die  Einführung  von  Lehrbficliern  und  Lehrmitteln  au  nautischen 

Schulen. 

Ich  finde  die  Verordnung  des  bestandenen  Staatsministerinms,  Abtheilung 
ftlr  Cultus  und  Unterricht,  vom  25.  Juni  1805,  Z.  2065,  betreffend  die  Einfuhrung 
von  Lehrbüchern  und  Lehrmitteln  an  Mittelschulen,  auch  auf  die  nautischen 
Schulen  auszudehnen. 

Anmerkung.  Die  erwähnte  Mmisterial Verordnung  vom  25.  Juni  1865,  Z.  2<)65,  lautet: 

Um  den  Lehrkörpern  an  Mittelschulen  den  Ueberblick  über  die  auf  die  Ein- 
fllbrung  von  Lehrbüchern  bezüglichen  Bestimmungen,  welche  bisher  in  einer 
Anzahl  verschiedener  Verordnuu^eu  vertheilt  waren,  zu  erleichtern  und  an  ein- 
zelnen Bestimmungen  die  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  als  zweckmässig 
erkannte  Modification  zur  Geltung  zu  bringen,  findet  das  Staatsministerium  im 
Einvernehmen  mit  dem  Unterrichtsrathe  Folgendes  festzusetzen: 

§.  1.  Dem  Unterrichte,  welcher  an  Mittelschulen  (Gymnasien,  Realgymnasien 
und  selbssständigen  Realschulen)  in  der  Religionslehre,  in  der  Grammatik  der 
classischen  Sprachen,  der  Muttersprache,  der  Landessprachen  und  anderer  leben- 
der Sprachen,  soferne  dieselben  obligater  T^ehrgegenstand  sind,  in  der  Geschichte 
und  Geografie,  in  der  Mathematik  und  den  Naturwissenschaften  und  in  der  philo- 
s(»phischen  Propädeutik  ertheilt  wird,  sind  Lehrbücher  zu  Grunde  zu  legen,  welche 
den  durch  den  Lehrplan  erforderten  Lehrstoff  in  der  yollständigkeit  enthalten, 
duss  sie  den  Schülern  ohne  Hinzunahme  von  Dictaten  zur  Grundlage  ihrer  bäUH- 
liehen  Repclition  dienen  können.  —  Alle  Schüler  sind  verpflichtet,  die  an  einer 
Mittelschule  für  eine  bestimmte  Classe  gesetzlich  eingeführten  Lehrbücher  zn  besitzen. 

§.  2.  Die  Wahl  der  Lehrbücher  für  die  einzelnen  Classen  und  Gegenstände 
(mit  Ausnahme  der  Religionslehre  §.  S)  geschieht  au  jeder  Mittelschule  durch 
ConfercnzheschlusR  des  Lehrkörpers  (§.  3—7). 

§.  ii.  Fällt  die  Wahl  eines  an  der  Lehranstalt  bisher  nicht  gebrauchten  Lehr- 
buches auf  ein  solches,  welches  für  den  betreffenden  Gegenstand  und  die 
betreffende  Classe  bereits  für  allgemein  zulässig  erklärt  ist,  so  ist  zur  Ausführung 
des  ConferenzbeschlnsHes  nnr  erforderlich,  dass  derselbe  bei  der  Eiureichung  des 
Lehrplanes  illr  das  folgende  Schuljahr  der  Landesstelle  zur  Kenntnissnahme  an- 
gezeigt werde. 
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§.  4.  Fällt  dagegen  diese  Wahl  auf  ein  solches  Lehrbuch,  das  bisher  noch 
nicht  für  aUgemein  zulässig  erklärt  ist,  so  hat  der  Lehrkörper  desshalb  ein  moti- 
virtes  Gesuch  um  Zulassung  an  die  höchste  l  nterrichtsbehörde  zu  stellen. 

§.  5.  Innerhalb  eines  Schulcurses  kann  eine  Aenderung  in  dem  Gebrauche 
eines  Schulbuches  nicht  eintreten. 

Ebenso  ist  jedes  Schulbuch,  welches  bestimmt  ist,  dem  Unterrichte  durch 
mehrere  auf  einander  folgende  Cnrse  zur  Grundlage  zu  dienen,  (z.  B.  Gramma- 
tiken, mathematische  Lehrbtteher)  im  Gebrauche  derjenigen  Schttler  zu  belassen, 
mit  denen  der  Unterricht  nach  Anleitung  des  betreffenden  Schulbuches  begonnen 
ist,  und  eine  Aenderung  darin  darf  flir  die  regelmässig  in  die  höheren  Classen 
aufsteigenden  Schiller  nicht  stattfinden.  Eine  Ausnahme  von  diesen  beiden  Ver* 
boten  der  Aenderung  tritt  dann  ein,  wenn  durch  Verordnnng  der  höchsten 
Unterrichtsbehörde  die  sofortige  Beseitigung  eines   Lehrbuches  verftigt  wird. 

§.  6.  Die  Erklärung  der  Zulässigkeit  geschieht  durch  die  höchste  Unter- 
richtsbehörde. Sie  erfolgt  in  der  Regel  so,  dass  sie  für  den  fragliehen  Gegenstand 
und  die  betrefiende  Lehrstnfc  allgemeine  Giltigkeit  hat,  und  wird  in  diesem  Falle 
amtlich  bekannt  gegeben.  Ausnahmsweise  kann  ein  Schulbuch  fttr  den  Gebrauch 
eiuer  einzelnen  Lehranstalt  auf  Grund  der  besonderen  Verhältnisse  derselben  fllr 
zulässig  erklärt  werden^  in  welchem  Falle  die  darttber  ausges])rochene  Geneh- 
migung nicht  weiter  bekannt  gegeben  wird. 

§.  7.  Die  Approbation  eines  Schulbuches  gilt  zunächst  nur  fttr  diejenige 
Auflage  desselben,  ftlr  welche  sie  ertheilt  ist,  und  etwaige  folgende  Auflagen 
bedürfen  der  ausdrücklichen  Bestätigung  dieser  Approbation  seitens  der  höchsten 
Unterrichtsbehörde. 

Gesuche  um  Zulassung  von  Schulbttchern  zu  stellen,  welche  bisher  noch 
nicht  allgemein  approbirt  waren,  steht  nur  den  Lehrkörpern  der  Mittelschulen  zu, 
und  die  von  anderen  Seiten  insbesondere  den  Verlegern  oder  Verfassern  gestellten 
derartigen  Gesuche  werden  nicht  in  Behandlung  genommen. 

Dagegen  ist  es  bei  neuen  Auflagen  bisher  approbirter  Schulbücher  auch  den 
Verfassern  oder  Verlegern  gestattet,  die  Bestätigung  der  Approbation  nachzu- 
suchen, und  es  ist  zu  diesem  Zwecke,  wenn  Unterbrechung  in  der  Zulassung 
vermieden  werden  soll,  ein  Exemplar  der  approbirten  und  eines  der  neuen  Auf- 
lage bis  1.  Juni  an  die  höchste  Unterrichtsbehörde  einzureichen. 

§•  8.  In  der  Wahl  der  dem  Religionsunterrichte  zu  Grunde  zu  legeuden 
Lehrbücher  haben  die  Religionslehrer  den  Weisungen  ihrer  zuständigen  kirch- 
lichen Oberen  Folge  zu  leisten,  und  von  dieser  Weisung  der  Lehrenconferenz 
Anzeige  zu  machen. 

Diese  Lehrbücher  können  erst  dann  in  Verwendung  kommen,  wenn  hiezu  die 
Beistimmung  von  der  höchsten  Unterrichtsbehörde  ertheilt  wird.  Von  der  Lehrer- 
confcrenz  wird  daher  die  vom  Religionslehrer  gemachte  Anzeige  unter  Mittheilung 
des  zur  Einführung  vorgeschlagenen  Buches  im  Wege  der  Landesstelle  an  die 
Oberste  Unterrichtsbehörde,  welche  über  die  Zweckmässigkeit  des  Buches  hin- 
sichtlich der  Form  und  Methode  zu  erkennen  hat,  geleitet.  Wofeme  gegen  die 
Zulassung  des  Buches  ein  Bedenken  obwalten  sollte,  so  wird  hierüber  mit  dem 
Bischöfe  oder  der  Kirchenbehörde  das  Einvernehmen  gepflogen,  immer  jedoch 
kann  nur  ein  von  dem  Bischöfe  oder  der  Kirchenbehörde  approbirtes  Lehrbuch  zum 
Gebrauche  beim  Religionsunterrichte  zugelassen  werden. 

§.  ü.  Was  speciell  den  Unterricht  in  den  classischen  Sprachen  betrifft,  so 
wird  die  bisherige  Verpflichtung  der  Gymnasien,  bei  der  classischen  Leetüre  die 
approbirten  Auswahlen  zu  gebrauchen,  aufgehoben,  und  den  Lehrkörpern  frei 
gestellt,  entweder  die  vollständigen  Texte  in  Gebrauch  zu  nehmen,  oder  bei  den 
bisher  auBschliesslich  approbirten  Auswahlen  zu  verharren. 

Dagegen  wird  die  Verpflichtung,  in  Betreff  der  Leetüre  von  O  v  i  d  i  u  s ,  sich 
einer  blossen  Auswahl  zu  bedienen  aufrecht  erhalten. 
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Insoweit  vollständige  Schriftsteller  gelesen  werden,  bedürfen  weder  die 
blossen  Texte,  noch  die  commentirten  Ausgaben,  noch  die  Lexica  einer  beson- 
deren Zulässigkeitserklärung. 

Es  steht  den  Lehrkörpern  nicht  zu,  für  die  LectUre  der  Classiker  von  den 
Schülern  mehr  als  die  Anschaffung  blosser  Textausgaben  zu  fordern;  aber  es 
steht  ihnen  auch  nicht  zu,  den  Gebrauch  von  Schulcommentaren^  auf  deren  pas- 
sende Wahl  sie  einzuwirken  haben,  auszuschliessen. 

Dagegen  bedürfen  Chrestomatien  und  Uebungsbücher  ehenso  wie  Gramma- 
tiken der  ausdrücklichen  Approbation. 

§.  10.  Auf  dem  Gebiete  des  mathematischen  Unterrichtes  bedürfen  Logarith- 
mentafeln keiner  ausdrücklichen  Approbation,  doch  steht  es  keinem  Lehrkörper 
zu,  grössere  als  fünfstellige  zu  fordern. 

In  den  unteren  Classen  der  Mittelschulen  kann  für  den  Rechnungsunterricht 
statt  eines  Lehrbuches  ein  blosses  Uebnngsbuch  eingeführt  werden. 

Uebungsbücher  ebensowohl  wie  Lehrbücher  bedürfen  einer  ausdrücklichen 
Approbation. 

§.  11.  Für  den  historisch-geograüschen  Unterricht  bedürfen  nicht  blos  die 
historischea  und  geografischen  Lehrbücher,  sondern  auch  die  geografischen 
Atlanten,  deren  Anschaffung  von  den  Schülern  zu  beanspruchen  ist,  und  histo- 
rische Tabellen,  falls  deren  Anschaffung  den  Schülern  sollte  empfohlen  werden, 
der  ausdrücklichen  Approbation. 

§.  12.  Die  Approbation  der  Lehrbücher  und  Lehrmittel  für  nicht  obligate 
Lehrgegenstände  geschieht  durch  den  Schulrath  des  Kronlandes ;  der  Director  der 
Lehranstalt  hat  auf  Vorschlag  des  betreffenden  Lehrers  den  erforderlichen  Antrag 
an  den  Schulrath  zu  richten. 

§.  13.  Es  steht  den  Lehrkörpern  nicht  zu,  von  den  SchMlem  die  Anschaffung 
anderer  Lehrbücher  oder  Lehrmittel,  als  der  zu  dem  Untenichte  unmittelbar  er- 
forderlichen direct  oder  indirect  zu  beanspruchen.  Wohl  aber  haben  dieselben, 
wenn  Schüler  selbst  Bücher  zu  weiterem  Studium  über  den  unmittelbaren  Bedarf 
hinaus  (sogenannte  Hilfsbücher)  sich  anzuschaffen  wünschen,  auf  deren  passende 
Wahl  durch  ihren  Rath  einzuwirken. 

§.  14.  Von  denjenigen  Lehrmitteln,  welche  nicht  in  den  Händen  der  Schüler 
sich  befinden,  sondern  welche  die  Schulanstalt  selbst  zu  den  Zwecken  des  Unter- 
richtes anschafft,  bedürfen  AVandkarten  (geografische,  historische,  statistische 
u.  a.),  naturhistorische  Bilder  und  Zeichnungsvorlagen  (insoweit  der  Zeichnungs- 
unterricht obligat  ist),  der  Approbation  der  höchsten  Unterrichtsbehörde,  welche 
auf  dieselbe  Weise  wie  bei  Schulbüchern  (§§.  2 — 7)  nachzusuchen  ist. 

§.  15.  Die  höchste  Unterrichtsbehörde  behält  sich  jederzeit  vor,  Unzweck- 
mässiges und  Nachtheiliges  auf  dem  Gebiete  der  Schulliteratur  ausser  Gebrauch 
zu  setzen. 

Nr.  46. 

Ministerialerlass  vom  10.  März  1870,  Z.  12.024  ex  1869, 

an  den  k.  k.  Laudcsschulrath  für  Böhmen, 

betreffend  die  den  Abiturienten  gestatteten  Beparaturprftf^ingen  aus  einem 

einzelnen  Gegenstände. 

Der  k.  k.  Landesschulrath  hat  die  Entscheidung  der  Frage  beantragt:  ob 
ein  Abiturient,  welchem  auf  Grund  der  Vorschrift  vom  2.  März  1866,  Z.  4634,  eine 
Reparaturprttfung  aus  einem  Gegenstande  bewilligt  ward  and  bei  derselben 
nicht  entspricht,  zu  einer  abermaligen  Wiederholung  dieser  einzelnen  Prüfung 
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zugelassen  werden  könne  oder  verhalten  werden  müsse,  sich  nach  einem  oder 
zwei  Semestern  einer  Wiederholungsprüfung  aus  allen  Gegenständen  zu  unter- 
ziehen. 

Hierauf  wird  eröffnet,  dass  bei  einer  Wiederholung  der  Maturitätsprüfung, 
welcher  sich  ein  Abiturient  nach  Verlauf  von  einem  Semester  oder  einem  Jahre 
zu  unterziehen  hat,  nicht  die  obige  Norm  vom  2.  März  1866  Anwendung  finden 
kann,  sondern  die  Bestimmungen  des  Organ.  Entw.  §.  86,  Punct  6  und  7,  mass- 
gebend sind. 

Bei  diesem  Anlasse  ist  ferner  zu  bemerken,  dass  bei  jenen  Abiturienten,  die 
in  Gemässheit  der  citirten  Norm  nach  den  Ferien  aus  einem  Gegenstände  wieder- 
holt geprüft  werden,  rücksichtlich  der  Ausstellung  des  Prüfungszeugnisses  die  am 
Schlüsse  des  Unterrichtes-Ministerialcrlasses  vom  12.  Novomber  1852,  Z.  11.339, 
enthalteneWeisung  in  Anwendung  zu  bringen  sei,  und  dass  die  betreffenden  Prüf- 
linge die  aus  einem  Gegenstande  gestattete  Verbesserungsprüfung  an  jenem  Gym- 
nasium, an  welchem  sie  sich  der  ersten  Maturitätsprüfung  unterzogen,  abzulegen 
haben. 

1.  Anmerkung.  Der  erstbezogene  Ministerialerlass  vom  2.  März  1866,  Z.  4634-C.  U.  ex 
1865,  lautet: 

Nachdem  es  zur  Kenntniss  des  Staatsministeriums  gelangt  ist,  dass  in  den 
Schulzengnissen  verschiedener  dem  Staatsministerium  unterstehender  Mittelschu- 
len, verschiedene  Bezeichnungen  fUr  dieselben  Schülerleistungen  gebraucht  wer- 
den, ja  dass  ein  und  derselbe  Ausdruck  bald  eine  höhere,  bald  eine  mindere  Stel- 
lung in  der  Stufenfolge  der  Glassen  einnimmt,  und  nachdem  es  desshalb  wttn- 
schenswerth  erscheint,  eine  gleichartigere  Form  dieser  Documente  zu  Stande  zu 
bringen,  wird  mit  Nachstehendem  eine  allgemein  giltige  Norm  zur  Abfassung  von 
Schulzeugnissen  fUr  sämmtliche  dem  Staatsministerium  unterstehende  Mittel- 
schulen, Gymnasien  und  Realgymnasien,  dann  selbstständige  Realschulen 
erlassen. 

Die  äussere  Form  der  Zeugnisse  ist  beizubehalten,  wie  sie  im  Organisations- 
entwurfe für  Gymnasien  und  Realschulen  vom  Jahre  1849  angegeben  ist,  nur  hat 
unter  den  Rubriken  der  allgemeinen  Urtheile  jene  über  Aufmerksamkeit  zu 
entfallen.  Eine  Classification  des  Fleisses  in  jedem  einzelnen  Gegenstande  ist 
nicht  gestattet 

Für  die  Classification  gilt  ferner  folgende  Notenscala: 

Für  die  Sitten:  musterhaft,  lobenswerth,  entsprechend,  minder  entspre- 
chend, nicht  entsprechend. 

Für  den  Fleiss  :  ausdauernd,  befriedigend,  hinreichend,  ungleichmässig, 
gering. 

Für  den  Fortgang:  ausgezeichnet,  vorzüglich,  lobenswerth,  befriedigend, 
genügend,  nicht  genügend,  ganz  ungenügend. 

Auf  jedem  Zeugnisse  soll  für  Sitten,  Fleiss  und  Fortgang  die  Notenscala 
abgedruckt  werden. 

Die  Aufstellung  glcichmässiger,  allgemein  giltiger  Normen  für  die  Abfassung 
von  Schulzeugnissen  hat  vornehmlich  den  Zweck,  diese  Documente  gleichartiger 
zu  gestallten,  als  es  bisher  der  Fall  war,  und  so  dem  betheiligten  Publicum,  so  wie 
den  Behörden  feste  Anhaltspuncte  für  deren  Beurtheilung  zu  geben.  Dieser  Zweck 
aber  würde  trotz  der  Gleichförmigkeit  der  für  die  einzelnen  Rubriken  vorgeschla- 
genen Bezeichnungen  nur  unvollständig  erreicht,  wenn  nicht  zugleich  in  Bezug 
auf  die  Geltung  dieser  Bezeichnungen  für  die  Ertheilung  der  allgemeinen  Fort- 
gangsclasse  ein  gleichartiger  Vorgang  einträte,  wenn  also  z.  B.  die  Summe  gewisser 
Prädicate  für  die  einzelnen  Schülerleistungen  an  der  einen  Lehranstalt  eine  all- 
gemeine Fortgangsciasse  mit  Vorzug  mit  sich  brächte,  wührend  dieselbe  Summe 
an  einer  andern  L^brann^tnlf;  nur  ^ine  eiafacbe  erste  Fortgangsciasse  im  Gefolge 
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hätte  u.  8.  w.  —  um  einer  solchen  Ungleichheit  vorzubeugen,  ist  es  notbwendig, 
dass  den  betreffenden  Lehrkörpern  behufs  der  gleichmässigen  Anwendung  und 
Werthbestimmung  der  bezeichneten  Prädicate  folgende  Instruction  an  die  Hand 
gegeben  werde,  durch  welche  bestimmt  wird,  welche  Prädicate  die  Ertheilung  der 
ersten  Fortgangsciasse  mit  Vorzug,  welche  jene  der  ersten,  zweiten  und  dritten 
Fortgangsciasse  bedingen;  ferner  in  welchen  Fällen  bei  zweiter  Fortgangsclasse 
eine  Wiederholungsprüfung  gestattet  werden  kann;  endlich  wie  bei  Characterisi- 
rung  der  Schlllerleislungen  in  solchen  Gegenständen,  die  zwar  nur  ein  (xebiet 
umfassen,  aber  in  zwei  Paiüen  geschieden  werden  können,  wie  z.  B.  Geschichte 
und  Geografie,  Arithmetik  und  Geometrie,  bei  Sprachen,  schriftliche  und  mtlnd- 
liehe  Leistung,  vorzugehen  ist. 

Im  allgemeinen  reichen  nun  für  air  die  eben  erwähnten  Beziehungen,  die  im 
§.  7ö — 77  enthaltenen  Normen  des  Organisationsentwurfes,  und  die  darauf  be- 
züglichen Instructionen  Nr.  XI  und  XII  aus,  und  es  wird  somit  auf  diese  Normen, 
so  wie  auf  die  seither  erschienenen  Ministerial-Erlässe  verwiesen,  durch  welche 
diese  Normen  näher  erläutert  und  bestimmt  wurden. 

Im  einzelnen  aber  haben  sich  die  Lehrkörper  an  nachstehende  Bestimmun- 
gen zu  halten. 

1,  Für  die  Bezeichnung  besonders  guter  Schtilerleistungen  gelten  drei  Prä- 
dicate :  ausgezeichnet,  vorzüglich,  lobenswerth,  so  dass  den  Lehreni  der  einzelnen 
Fächer  zu  passender  Abstuifung  ihres  ürtheiles  eine  angemessene  Auswahl  gegönnt 
ist.  Hiebei  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Note  „ausgezeichnet**  nur  in  solchen 
seltenen  Fällen  anzuwenden  ist,  wo  die  Leistungen  eines  Schülers  in  dem  be- 
treffenden Fache  über  das  von  der  Schule  in  dieser  Classe  geforderte  Mass 
hinausgehen  und  so  eine  Auszeichnung  begründen. 

Für  Leistungen,  die  sieh  über  dass  gewöhnliche  erheben,  ohne  deshalb  über 
das  von  der  »Schule  geforderte  Mach  hinauszugehen,  besteht  die  Bezeichnung 
„vorzüglich",  ftlr  Leistungen,  endlich  die  als  Durchweg  gut,  aber  doch  nicht  als 
hervorragend  bezeichnet  zu  werden  verdienen,  ist  die  Note  „lobenswerth"  bestimmt, 
die  somit  die  Grenzscheide  zwischen  den  Prädicaten  fltr  die  Classe  mit  Vorzug 
und  für  die  erste  Fortgangsclasse  bildet,  für  welch'  letztere  die  beiden  Prädicate 
„befriedigend"  und  „genügend"  gelten. 

Die  allgemeine  erste  Fortgangsclasse  mit  Vorzug  ist  dann  zu  er- 
theilen,  wenn  in  einem  Zeugnisse  kein  Prädicat  unter  „befriedigend"  und  wenig- 
stens eines  über  „lobenswerth"  lautet,  ferner  wenn  jedes  darin  befindliche  „befrie- 
digend" entweder  durch  ein  „vorzüglich"  oder  durch  ein  „ausgezeichnet"  auf- 
gewogen wird,  und  noch  als  Rest  eine  Note  übrig  bleibt,  die  über  „befriedigend** 
lautet. 

2.  Für  die  erste  Classe  sind  ausser  dem  eventuell  eintretenden  Prädicate 
„lobenswerth"  die  Ausdrücke  „befriedigend"  und  „genügend**  bestimmt,  von 
denen  der  erstcre  einen  höheren  Grad  der  Reife  des  Schülers  in  dem  betreffenden 
Gegenstande  bezeichnet,  der  zweite  als  Durchschnittsnote  ittr  solche  Leistungen 
zu  gelten  hat,  die  für  ein  Aufrücken  des  Schülers  in  die  nächste  höhere  Classe 
unbedingt  gefordert  werden  müssen.  Bezeichnungen  wie  „eben  genügend"  „kaum 
genügend"  und  ähnliche  sind  zu  vermeiden,  weil  sie  zu  schwankend  in  ihrer 
Bedeutung  sind,  um  auf  sie  ein  entscheidendes  Urtheil  über  die  Reife  oder  Nicht- 
reife des  Schülers  zum  Aufsteigen  in  die  nächst  höhere  Classe  zu  begründen. 

Für  die  zweite  Fortgangsclasse  ist  das  Prädicat  „nicht  genügend** 
und  eventuell  das  Prädicat  „ganz  ungenügend"  bestimmt.  Es  ist  hiebei  an  der 
Bestimmung  des  Organisations-Entwurfes,  dass  einem  Schüler  der  auch  nur  in 
einem  Gegenstande  für  den  Unterricht  in  der  nächst  höheren  Classe  unreif  ist, 
die  zweite  Fortgangsclasse  ertheilt  werde,  so  wie  an  der  weitern  Bestimmung 
desselben  Organisationsentwurfes,  dass  eine  Wiederholungsprttfting  nur  in  dem 
Falle  zu  gestatten  ist,  wenn  sich  die  nicht  genügenden  Leistungen  auf  einen 
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einzigen  Gegenstand  beschränken,  unverrUekt  festzuhalten.  —  Demgemäss  hat  die 
zweite  allgemeine  Fortgangsciasse  schon  bei  einem  „nicht  genügend^'  im  Zeugnisse 
zu  erfolgen. 

Die  dritte  allgemeine  Fortgangsciasse  ist  bei  drei  „nicht  genügenden«*  Noten 
zu  ertheilen,  oder  wenn  zu  einem  „nicht  genttgend^  in  einem  Gegenstande  sich 
noch  ein  „ganz  ungentlgend^  in  einem  zweiten  Gegenstande  gestellt. 

3.  In  mehreren  Lehranstalten  hat  sich  der  Gebrauch  festgesetzt,  dass  in 
Fällen,  wo  sich  an  einem  Lehrgegenstande  deutlich  unterscheidbare  Partien 
erkennen  lassen,  ftlr  jede  dieser  Partien  ein  gesondertes  Urtheil  mit  einem 
eigenen  hiefttr  bestimmten  Prädicate  abgegeben  wird,  wenn  nämlich  die 
Leistungen  des  Schülers  in  diesen  Partien  nicht  auf  gleicher  Stufe  stehen.  So  ist 
es  gewöhnlich,  dass  bei  den  Sprachen,  namentlich  bei  den  classischen, 
mündliche  nnd  schriftliche  Leistungen  nnterschieden  werden,  ferner  dass  im 
historiqch-geografischen  Unterrichte,  wo  dieser  in  einer  Classe  vereinigt  auftritt, 
für  Geschichte  nnd  Geografie,  und  ebenso  beim  mathematischen  Unterrichte  für 
Arithmetik  und  Geometrie  gesonderte  Noten  eingetragen  werden,  wenn  diese 
Nöten  auch  in  eine  nnd  dieselbe  Rubrik  zu  stehen  kommen. 

Dieser  Vorgang  kann  nicht  gebilliget  werden.  Es  soll  vielmehr  fllr  einen 
Gegenstand  nur  eine  Gesammtnote  gegeben  werden,  die  bei  Beuilheilung  der 
Reife  oder  Nichtreife  des  Schülers  zum  Uebertritte  in  die  nächst  höhere  Classe  als 
massgebend  anzusehen  ist.  Die  minderen  Leistungen  in  der  einen  oder  andern 
Partie  eines  Gegenstandes  haben  in  dem  Falle,  als  sie  den  Schüler  als  unreif  zum 
Aufsteigen  in  die  nächst  höhere  Classe  erweisen,  in  der  Gesammtnote  selbst  ihren 
Yollgiltigen  Ausdruck  zu  erhalten,  im  entgegengesetzten  Falle,  wenn  sie  das  Auf- 
steigen des  Schülers  nicht  hindern,  können  sie  nach  Umständen  ihre  motivirte 
Beurtheilung  neben  der  entscheidenden  Gesammtnote  finden. 

Hiebei  wird  noch  bemerkt,  dass  eine  nähere  Motivirung  des  Urtheiles  über 
die  Leistungen  eines  Schülers  nur  dann  gerechtfertigt  nnd  zulässig  erscheint, 
wenn  ein  Mangel  in  denselben  zu  bezeichnen  ist,  bei  genügenden  oder  gar  lobens- 
werthen  Leistungen  ist  eine  Motivirung  des  Urtheiles  unstatthaft. 

4.  In  Bezug  auf  die  Location  der  Schüler  reichen  die  bestehenden  Vor- 
schriften ans;  nur  wird  zum  Behufe  ihrer  strengen  Durchführung  auf  folgende 
Pnncte  speciell  hingewiesen.  Als  allgemeiner  Grundsatz  hat  zu  gelten :  erstens, 
dass  jeder  Schüler  mit  einer  minder  entsprechenden  Sittennote  hinter  einem 
seiner  Mitschüler  gleicher  Kategorie,  welcher  in  den  Sitten  entsprechend  zu 
lociren  ist,  nnd  zweitens,  dass  kein  Schüler  mit  minder  entsprechenden  Sitten- 
noteo  Unter  die  Vorzugsschüler  eingereiht  werden  darf. 

Die  Locirung  sämmtlicher  Schüler  einer  Classe,  ist  von  allen  in  dieser  Classe 
beschäftigten  Lehrern  unter  Vorsitz  des  Directors  in  der  hieftlr  bestimmten  Classen- 
Conferenz  gemeinschaftlich  vorzunehmen. 

Da  für  jene  Schüler,  welche  vom  Gymnasium  an  die  Universität  Übertreten,  am 
Schlosse  des  zweiten  Semesters  der  achten  Classe  an  die  Stelle  der  Versetzüngs- 
prüftang  die  Maturitätsprüfung  tritt  und  für  diese  Prüfung  ein  eigenes  Zeugniss 
anstatt  des  Semestralzeugnisses  auszustellen  ist,  so  haben  die  oben  für  die  Semestral- 
zefignistre  festgesetzten  Ausdrücke  auch  für  die  Maturitätszeugnisse  aHgemeine 
Anwendung  zu  finden  und  für  die  Znerkennung  der  Reife  mit  Auszeichnung,  der 
*^  einfaclken  Reife  nnd  der  Nichtreife  gilt  derselbe  Massstab,  der  bei  Erthcilung  der 
allgemeinen  ersten  Fortgangsciasse  mit  Vorzug,  der  ersten  und  zweiten  Fortgangs- 
classe  zum  Schlüsse  eines  Semesters  zu  gelten  hat. 

Analog  zu  dem  bei  der  Reparation  eines  Semestralzeugnisses  mit  zweiter 
Fortgangsclasse  einzuhaltenden  Vorgange  kann  einem  Abiturienten,  der  bei  der 
Maturitätsprüfung  aus  einem  einzigen  Gegenstande  nicht  genügt,  von  der  Prüfungs- 
commission die  Ablegnng  einer  wiederholten  Prüfung  aus  diesem  einem  Gegen- 
stände noch  vor  Beginn  des  neuen  Schuljahres  gestattet  werden,  wenn  nämlich 
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das  minder  entsprechende  der  Leistungen  in  diesem  Gegenstande  mehr  einer 
mangelhaften  Uebung  des  Gedächtnisses  als  einem  vollkommenen  Abgange  des 
nöthigen  Verständnisses  zuzuschreiben  ist.  Die  Prlifungscommission  zu  bestimmen, 
vor  welcher  eine  solche  vor  Beginn  des  neuen  Schuljahres  abzulegende  Wieder- 
holungsprüfung stattzufinden  hat,  wird  Sache  des  Schulrathes  sein. 

Im  übrigen  werden  die  bestehenden  Verordnungen  über  die  Abhaltung  und 
Wiederholung  der  Maturitätsprüfung  aufrecht  erhalten. 

Die  Bestimmungen  dieses  Ministerialerlasses  haben  mit  Beginn  des  Schul- 
jahres 1866/67  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

2.  Anmerkung.  Der  berührte  MinisterialerlasB  vom  12.  November  1852,  Z.  11.339, 
lautet : 

Es  ist  von  einer  Landesschulbehörde  die  Frage  angeregt  worden,  ob  ein  vom 
Schulgelde  befreiter  Schüler  des  Gymnasiums  diese  Befreiung  ohne  weiters 
behalte,  wenn  er  bei  einer  durchaus  guten  Classifikation  im  I.  Semester  im  darauf- 
folgenden II.  Semester  mit  einer  ungenügenden  Note  aus  einem  Gegenstände 
bezeichnet  'worden  ist,  ihm  jedoch  gestattet  wird,  nach  Znlass  des  §,  73  des 
Organisationsentwurfes  noch  vor  Beginn  des  neuen  Schu^ahres  diese  Note 
dadurch  su  verbessern,  dass  er  sich  aus  dem  betreffenden  Gegenstande  einer 
Prüfung  unterzieht,  so  dass  er,  sofern  er  gut  bestanden  ist,  zum  Aufsfeigen  in  die 
höhere  Classe  für  reif  erkannt  wird. 

Um  für  solche  Fälle  einem  verschiedenartigen  Vorgange  vorzubeugen,  hat 
die  k.  k.  Landesschulbehörde  die  Gynmasialdirection  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  dass  auf  die  Schulgeldbefreiung  die  allgemeine  Zeugnissclasse  den  ent- 
scheidenden Einfluss  übe,  wozu  auch  ganz  besonders  der  Ausspruch  gehört,  ob 
der  Schüler  zum  Aufsteigen  in  eine  höhere  Classe  ftir  reif  befunden  worden  sei. 
Konnte  dieser  Ausspruch  nach  der  Summe  der  Leistungen  in  einem  einzelneu 
Gegenstande  oder  selbst  nach  den  Ergebnissen  einer  speciellen  Prüfung  am 
Schlüsse  des  Schuljahres  nicht  mit  Beruhigung  gethan  werden  und  ist  der  Fall 
vorhanden,  dass  man  dem  Schüler  nachZulass  des  §.  73,P.  7  Organisationsentwurf 
einer  wiederholten  Prüfung  aus  diesem  Gegenstande,  den  er  sich  während  der  Ferien- 
zeit vollkommen  eigen  machen  konnte, unterziehen  kann,  so  bleibt  die  Frage  der  Schul- 
geldbefreiung aus  dem  doppelten  Grunde  unberührt,  weil  erstens  die  Classification 
dieses  Schülers  noch  nicht  abgeschlossen  und  zweitens  auch  der  Zeitpnnct  noch 
nicht  eingetreten  war,  wo  über  die  Zahlungspflicht  des  Schülers  entschieden  wird, 
und  letzterer  befindet  sich  ganz  in  dem  Falle,  wie  ein  Krankgewesener,  der  vor 
Entscheidung  über  die  Zahlungspflichtigkeit,  d.  i.  während  der  ersten  vier  Wochen 
des  nächsten  Semesters  die  Prüfungen  nachträgt,  auf  welchen  Fall  das  Gesetz 
vom  1.  Jänner  1.  J.,  Z.  12912,  §.  12  (iür  Tirol  undDalmatien  vom  15.  Augusit  L  J., 
Z.  6145,  §.  15)  ausdrücklich  vorgedacht  hat. 

Daraus  geht  von  selbst  hervor,  dass  einem  Schüler,  der  nach  den  Ferien  aus 
einem  Gegenstande  wiederholt  geprüft  werden  soll,  kein  förmliches  Zeugniss, 
sondern  nur  ein  vorläufiges  Abgangszeugniss ,  wenn  er  ein  solches  verlangen 
sollte,  verabfolgt  werden  könne,  in  welchem  keine  allgemeine  Zeugnissclasse 
anzusetzen,  hingegen  zu  bemerken  ist,  dass  er  das  eigentliche  Studienzeugniss 
erst  nach  Ablegung  der  aus  dem  betreffenden  Gegenstande  gestatteten  Wieder- 
holungsprüfung, am  Schlüsse  der  Ferienzeit  erhalten  werde.  Hat  er  diese  Prüfung 
gut  bestanden,  so  wird  gegen  Zurücknahme  des  Interimszeugnisses  das  gehörig 
ausgefertigte  Versetzungszeugniss  dem  Schüler  erfolgt  und  der  Fortgeuuss  der 
Befreiung  unterliegt  keinem  Zweifel. 
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Nr.  47. 


Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  14.  März 

1870,  Z.  2370  *), 

betrefSBnd  die  Anfnahmsprfifangen  für  die  unterste  Glasse  der  Mittel  schulen. 

§•  1»  Vom  Beginne  des  Schuljahres  1870/1  an  ist  von  Denjenigen,  welche  die 
Aufnahme  in  die  erste  Classe  einer  Mittelschule  (Gymnasium,  Realgymnasium 
oder  Realschule)  nachsuchen,  ein  Zeugniss  der  Volksschule  nicht  zu  fordern,  da- 
gegen haben  sie  sich  einer  AufnahmsprUfung  zu  unterziehen. 

§.  2.  Diese  Prüfung  wird  unter  der  Aufsicht  des  Directors,  dann  der  von  ihm 
hieza  bestimmten  Lehrer  abgehalten. 

§.  3.  Bei  der  Prttfung  sind  folgende  Anforderungen  zu  stellen :  Jenes  Mass 
von  Wissen  in  der  Religion,  welches  in  den  ersten  vier  Jahrescursen  der  Volks- 
schule erworben  werden  kann,  Fertigkeit  im  Lesen  und  Schreiben  der  Unterrichts- 
sprache und  eventuell  der  lateinischen  Schrift,  Kenntniss  der  Elemente  aus  der 
Formenlehre  der  Unterrichtssprache,  Fertigkeit  im  Analysiren  einfacher  beklei- 
deter Sätze,  Bekanntschaft  mit  den  Regeln  der  Orthographie  und  Interpunction 
und  richtige  Anwendung  derselben  beim  Dictandoschreiben,  Uebung  in  den  vier 
Grundrechnungsarten  in  ganzen  Zahlen. 

Strenayr  ■•  p. 

Nr.  48. 

Ministerialerlässe  vom  23.  Februar  1870,  Z.  1411,  und  vom  19.  März 

1870,  Z.  2369, 

an  den  k.  k.  Landesschulrath  für  Böhmen, 

betreffend  die  Sprache^  in  welcher  die  Studienzeugnisse  an  Mittelschulen 

auszufertigen  sind. 

Kttnftighin  sind  Studienzengnisse  an  Mittelschulen  immer  nur  in  jener  Sprache, 
welche  die  Unterrichtssprache  der  betreffenden  Anstalt  ist,  auszufertigen. 

Wenn  dem  Besitzer  des  Zeugnisses  daran  liegt,  den  Inhalt  desselben  Per- 
sonen zugänglich  zu  machen,  die  der  Sprache,  in  welcher  es  ausgestellt  ist,  nicht 
kundig  sind,  so  wird  er  sich  eine  beglaubigte  Uebersetzung  zu  verschaffen  haben. 

Nr.  49. 

Ministerialeriass  vom  25.  INärz  1870,  Z.  1974, 

betreffend  den  Vorgang  bei  der  Immatriculatioii  von  Inländern  auf  Grand 
des  Abgangszeugnisses  einer  auswärtigen  Universität. 

Dnrcb  vorgekommene  Fälle  sehe  ich  mich  veranlasst,  den  akademischen 
Behörden  ttber  die  Anwendung  der  Verordnung  vom  8.  März  1869,  R.  6.  Bl.  Nr.  31 
(Verord.  Bl.  fttr  den  Dienstbereich  des  Ministeriums  fttr  Cultus  und  Unterricht 
V.  J.  1869,  Nr.  28),  und  der  lit.  b)  des  §.  9  der  Stud.  Ord.  vom  1.  October  1850, 
R.  O.  Bl.  Nr.  370,  Folgendes  zu  eröfihen: 


*)  Anmerkung.  Enthalten  ipa  {l*  (^-  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  32. 
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Im  §.  9  der  Stud.  Ord.  vom  1.  Octobcr  1850  sind  zwar  als  hinreichende 
Belege  der  Universitätsreife  neben  den  Maturitätszeugnissen  auch  Universitäts- 
zeugnisse  über  den  Abgang  vqn  /einer  Universität  anerkannt.  AUeip  diese  Bestim> 
mung,  bei  welcher  man  zunächst  Jene  vor  Augen  hatte,  welche  befeitö  vor  Ein- 
führung der  Maturitätsprüfungen  an  eine  UnivergitW;  aufgenommen  waren,  kann 
und  darf  nicht  so  ausgelegt  werden,  dass  sie  die  Umgehung  der  für  die  Maturitäts- 
prüfungen der  Inländer  erlassenen  Vorschriften  möglich  macht.  Dass  ttbrigeiiB  das 
Abgangszeugniss  ein£r  Universität  nicht  unbedingt  die  Immatriculation  ermögliche, 
geht  schon  daraus  hervor,  das  im  §.  11,  Sind.  Ord.,  selbst  von  den  Angehörigen 
fremder  Staaten  ein  „genügendes  Universitätszeugniss"  gefordert  wird. 

Die  Decane  der  Professorencollegien  werden  daher  angewiesen,  in  allen 
jenen  Fällen,  wo  Inländer  auf  Grund  des  Abgangszeugnisses  einer  auswärtigen 
Universität  die  Immatriculation  nachsuchen,  dieselbe  nur  dann  zu  gewähren,  wenn 
sie  sich  davon  überzeugt  haben,  dass  der  Studirende  die  Maturitätsprüfung  in 
giltiger  Weise  (Min.  Erl.  vom  8.  März  1869)  abgelegt  haben. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
6.  März  d.  J.  dem  Piaristenordenspriester  und  Gymnasialdirector  in  Kremsier,  AthanaBias 
Mayer,  in  Anerkennung  seiner  vieljährigen  verdienstlichen  Berufsthätigkeit  das  goldene  Ver- 
dienstkreuz  mit  der  Krone  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
10.  März  d.  J.  dem  Niederlangenauer  Pfarrer  Joseph  feiner  aus  Anlass  seines  fünfzigjährigen 
Priesterjubilänms  in  Anerkennung  seiner  berufseifrigen  seelsorgllehcn  Wirksamkeit  das  gol- 
dene Verdienstkreuz  mit  der  Krone  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 


Der  Hinister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  zum  Pirector  der  in  Gemässheit  der  Ministe- 
rialverordnung  vom  15.  November  1869,  Z.  10.864,  inTrient  zu  activirenden  Prttfnngscommis- 
sion  für  allgemeine  Volks-  und  Bürgerschulen  den  Realschuldirector  in  Roveredo  Nikolaus 
Tes  sari,  zu  dessen  Stellvertreter  den  jeweiligen  Director  der  Lehrcrbildungsanftalt  in  Trient, 
zur  Zeit  Jacob  Ceola,  endlich  au  Commissionsmitgliodem  die  Gymnaaialprofessoren  in  Trient 
Bartholomäus  Marini  imd  Simon  Dellagiacomo,  den  pensionirten  Gymnasialprofessor 
Joseph  Sicher,  den  Realschulprofessor  in  Roveredo  Stephan  Schenk,  den  BeakcbuUehrer 
in  Trient  Franz  Maser a  und  den  Volksschullehrer  daselbst  Franz  Holzor,  sämmtlich  für  die 
Zeit  bis  zum  Schlüsse  des  Schuljahres  1871/2  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  zu  Bezirkssohulinspeetoren  (Ür  den  Besirk 
Sebenico  den  pensionirten  Normalschullehrer  Franz  Dorchich,  für  den  Schulbezirk  Spalato 
den  Wcltprieste^  Johann  De  vi  ch  und  für  den  Schulbezirk  Biigusa  d«n  Gymnaiialsuppleoten 
Peter  B  u  d  m  a  n  i  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  an  der  Oberroalschule  in  Par- 
dubitz,  Franz  Gaksch,  zum  Bezirksschulinspector  für  den  Schulbezirk  Reichenau  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Universitätsprofossor  Dr.  Robert  Roesler 
zum  Mitglicdo  der  Prüfungscommission  für  Candidaten  des  Gymnasiallehramtes  in  Lemberg 
als  Examinator  für  österrei(;hi6chc  Geschichte  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  an  der  nautischen  Behole  in 
Spalato,  Alois  Farolfi,  die  Lehrstelle  der  mathematisch-nautischen  Fächer  an  der  genannten 
Anstalt  verliehen. 
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Der  Minister  IHr  Citltos  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnaaiam  zu  Krainburg  eriedigte 
Lehrstelle  dem  Gymnaeialmipplenten  zu  Triest,  Heinrich  Pirker,  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultns  und  Unterricht  hat  auf  Vorschlag  des  Ordinariates  der  Lemberger 
röm.  kathol.  Erzdiöcese  den  supplirenden  katholisohen  Beligionslehrer  an  dem  gr.  or.  G3rmna- 
sium  zu  Suczawa,  Thomas  Dfbrowski^  zum  wirklichen  Religionslehrer  daselbst  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultiw  und  Unterricht  hat  die  Stelle  des  Vorstandes  an  d^  k.  k.  Univer- 
sttfttsbibliothek  in  Prag  dem  ersten  Scriptor  dieser  Bibliothek,  Anton  Z eidler,  die  erste 
SariptorssteUe  dem  zweiten  Scriptor  Wenzel  Schulz,  die  Stelle  des  zweiten  Scriptors  dem 
dritten  Scriptor  Franz  Charipar,  sowie  die  dritte  Scriptorsstelle  dem  Amanuensis  dieser 
Bibfiotkek,  Joseph  Trulaf ,  verliehen* 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  den  Wiener  Gommunal- Volksschulen  sind  Oberlehrer-,  Lehrerstellen  erster  und 
zweiter  Classe,  dann  ständige  Aushilfslehrerstellen  zu  besetzen. 

Oberlehrer  800  fl.,  eventuell  1000  fl.  Gehalt,  Naturalwohnung  oder  Quartiergeld. 

Lehrer  erster  Classe  500  fl.  bis  600  fl. ; 

Lehrer  zweiter  Classer  300  fl.  bis  400  fl.  Gehalt. 

Standige  Aushilfslehrer  250  fl.  Gehalt. 

Gesuche  bis  15.  April  d.  J.  bei  dem  Wiener  Magistrate  zu  überreichen. 

Das  Nähere  iui  Amtsblatte  der  Wiener  Zeitung. 

In  Folge  der  Erri^htuag  einer  dritten  Classe  an  der  Volksschule  in  K  u  n  e  w  a  l  d  ist 
die  Stelle  eines  zweiten  Unterlehrers  daselbst  provisorisch  zu  besetzen,  mit  weleher  der 
Gehalt  von  ICC  fl.  «tu»  Gemeindemitteln  nebst  Quartiergeld  von  90  fl.  oder  Natnralqosftier  und 
BefaeiasBgaMs  verbunden  ist 

BaweitMr  un  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhäadig  geschriebenen,  mit  dem  Nachweise 
ihrer  Befähigung  und  Verwendung  documentirten  Gesuche  ehestens  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hanptmaniwehaft  Nbutitschein  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  ffir  Ober-  und  Unter-Ddbling  ist  die  Stelle  eines 
ständigen  Aushilfslehrers  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  300  fl.  und  dem  Quartiergelde  von 
190  fl.  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  im  ersten  Jahre  provisorische  Stolle  haben  ihre  mit  den  BefiUiigungs- 
nachweisen  belegten  Gesuche  bis  10.  April  d.  J.  beim  Schulconcurrenzausschusse  für  Ober- 
tind  Unter-PöbliDg  (zu  Händen  des  Obmannes  Frans  Leibenfrost)  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  inTattenitz  (Mähren),  mit  deutscher  Unterrichtssprache,  ist  eine 
provisorische  Unterlehrerstello  mit  einem  Gehalte  jährlicher  200  fl.  ö.  W.  nebst  freier  Wohuung 
zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  versehen  mit 
den  Nachweisen  über  ihr  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Verwendung,  bis  15.  April  d.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschait  in  Hohenstadt  einzubringen. 

« 

An  der  zweicIassIgen  deutschen  Volksschule  in  Obergeorgenthal  (Böhmen)  ist  der 
Unterfehrersposten  erledigt,  wit  welchem  ein  Jahresgehalt  von  250  fl.  0.  W.  und  der  Genuss 
der  freien  Wohnung  fm  Schulhause  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Nachweisungen  ttber  das  Alter,  die  Befahl- 
gungi  die  frflhere  und  gegenwärtige  Verwendung  belegten  Gesuche  bis  zum  15.  April  d.  J. 
bei  dem  präsentatfoQsberechtl^en  Schulausschusse  in  Georgenthal  (Bezirk  BrUx)  zu  über- 
reichen. 
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Ab  der  Haaptvchule  in  Praehatitz  (Böhmen)  kommt  eine  UnterlehreravteUe»  mit 
welcher  ein  Gehalt  yon  250  fl.  und  ein  Qaartiergeld  von  50  fl.  verbunden  ist,  aur  provisoriBchen 
Besetzung. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  Gesuche,  mit  den  Befihigungsausweisen  belegt, 
bis  20.  April  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Praehatitz  einzubringen. 

Zur  Besetzung  der  am  k.  k.  Gymnasium  zu  £  g  e  r ,  dessen  Unterrichtssprache  die  dentsche 
ist,  erledigten  Lehrstelle  der  Geschichte  und  Greographie  wird  hiemit  der  Concurs  ausge- 
sohriebeih. 

Der  Gehalt  beträgt  840  fl.,  resp.  945  fl.  ö.  W.,  wozu  die  3  Decennatzulagen  a  105  fl. 
kommen. 

Gehörig  belegte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  stilisirte  Gesuche 
sind  bis  zum  10.  Mai  d.  J.  auf  dem  yorschriftsmässigen  Wege  dem  k.  k.  Landesschulrathe  für 
Böhmen  zu  überreichen. 

Zur  Besetzung  zweier  am  k.  k.  Prag-Kleinseitner  Gymnasium  (mit  deutscher  Unter- 
richtssprache) erledigten  Lehrstellen  der  classischen  Philologie  extra  statum  wird  der  Concurs 
ausgeschrieben  und  bemerkt,  dass  der  höhere  Grad  subsidiarischer  Verwendbarkeit  für 
Geschichte  auf  die  eine  und  fEUr  deutsche  Sprache  auf  die  andere  Stelle  unter  Übrigens  gleichen 
Umständen  mehr  Anspruch  gewähren  würde. 

Der  Gehalt  beträgt  945  fl.,  resp.  1050  fl.  ö.  W.,  wozu  die  3  Decennalzulagen  mit  je  105  fl. 
kommen. 

Crehörig  belegte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  stilisirte  Gesuche 
sind  bis  zum  10.  Mai  d.  J.  dem  k.  k. Landesschulrathe  für  Böhmen  auf  dem  yorschriftsmässigen 
Wege  zu  überreichen. 

An  der  in  Verbindung  mit  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Czernowitz  stehenden 
vierclassigen  Uebungs-  und  zweiclassigen  Unterrealsehnle  kommen  mit  Begiün  des  Schuljahres 
1870/1  nachstehende  Lehrerposten  zur  Besetzung,  für  welche  der  Concurs  bis  30.  Mai  d.  J. 
mit  dem  Beifügen  ausgeschrieben  wird,  dass  für  die  sub  Nr.  1,  5,  6  und  7  angeführten  Lehr* 
stellen  der  Commune  der  Landeshauptstadt  Czernowitz  das  Präsentationsrecht  zusteht,  während 
die  übrigen  auK  dem  Staatsschatze  gezahlt  und  vom  k.  k.  Landessohnlrathe  besetzt  werden, 
und  «war: 

1.  Die  Stelle  des  ersten  Lehrers  an  der  Unterrealsehnle  mit  dem  jähriichen  Gehalte  von 

800  fl. 

2.  Die  Stelle  des  zweiten  Lehrets  an  der  Unterrealschule  mit  dem  jährliehen  Gehalte  von 
700  fl. 

3.  Die  Stelle  des  Adjuncten  an  der  Unterrealschule  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  500  fl. 

4.  Die  Stelle  des  ersten  Lehrers  an  der  Uebungsschule  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von 
700  fl. 

5.  Die  Stelle  des  zweiten  Lehrers  an  der  Uebungsschule  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von 
600  fl. 

6.  Die  Stelle  des  dritten  Lehrers  an  der  Uebungsschule  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von 
600  fl. 

7.  Die  Stelle  des  vierten  Lehrers  an  der  Uebungsschule  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von 
500  fl. 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirtcn  Gesuche  bis  zu  dem  angegebepen  Termine, 
und  zwar  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  ihrer  Vorgesetzten,  sonst  unmittelbar  an 
den  k.  k.  Landesschulrath  des  Herzogthumes  Bucowina  zu  richten«  worin  sie  nebst  dem  Alter, 
den  zurückg<)legten  Studien  oder  allfälligen  Verdiensten,  sich  insbesondere  auszuweisen  haben,, 
dass  sie  an  der  vierclassigen  Uebungsschule  den  Unterricht  in  allen  drei  Landessprachen,  der 
deutschen,  romanischen  und  ruthenischen,  zu  ertheilen  im  Stande  sind. 

Die  Bewerber  um  die  Lehrstelle  an  der  zweiclassigen  Unterrealschule  haben  «ich  ausser 
dem  Deutscheni  ala  Unterrichtssprache,  noch  über  die  vollkommene  Kenntniss  wenigstens 
einer  zweiten  Landessprache  glaubwürdig  auszuweisen.  Auf  später  einlangende  Blttgeaneho 
wird  keine  Büoksicht  genommen  werden« 
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•  

An  der  zweiclusigen  V^lkssehml«  cn  .OberwaHerjidorf  (Bezirk  Wiener-Neustadt) 
ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers  erledigt,  mit  welcher  eine  Dotation  von  150  fl.  ö.  W.  aus  der 
Gemelndecasse  nebst  freier  Wohnung  und  einer  Klafter  harten  Hohes  verbanden  ist. 

.  Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  €k)SHche  bis  20.  April  d.  J.  bei  dem  Gemeinde- 
vorstande in  Oberwaltersdorf  einzureichen.  '  '   ' 

An  der  Volksschule  zuRudelzau  in  Mähren  ist  die  Lehrerstelle,  mit  welcher  auch  der 
Organistendienst  verbunden  ist,  und  bei  der  Volksschule  in  Bautsch  in  Mähren  eine  Unter- 
lehrerstelle, mit  deutscher  Unterrichtssprache,  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Lehrer,  und  Unterlehrerposten,  mit  welchem  Ersteren  ein  Gehalt 
von  210  fl.  und  mit  dem  Letzteren  ein  Gehalt  von  150  fl.  jährlich,  sowie  liatiicalwohiiiiug^rar- 
bundea  ist,  wollen  ihre  Gesuche,  versehen  mit  dem  Tanfscheine,  den  Lehrbefahignngs-,  Sitten- 
ttnd  Verwendnngszeugnissen,  dann  bezüglich  der  Lehrerstelle  zu  Rudelzau  mit  der  Nachwei- 
sung der  Kenntniss  des  Orgelspieles,  bis  30.  April  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft 
in  Sternberg  einbrii^gen« 

Vom  Stadtvorstande  zu  Sfcot schau  in  k.  k.  Schlesien  wird  bekannt  gemacht,  dass  an 
der  Volksschule  daselbst  zwei  Unterlehrerstellen  mit  dem  jährlichen  fixen  Gehalte  von 
250  fl.  ö.  W.  zu  besetzen  sind. 

Bewerber  haben  sonach  ihre  mit  den  nMtigen  Belegen  versehenen  Gesuche  bis  15.  April 
d.  J.  beim  Stadtvorstande  zu  Skotschan  einzureichen. 

An  der  biaher  zweielaasigen  deutschen  Volksschule  der  kön.  Bergstadt  Katharina* 
berg  in  Böhmen  wird  ein  Unterlehrerposten  mit  dem  Jahresgehatte  von  200  fl.  ö.  W.  und  dem 
Gennsse  einer  Naturalwohnung  im  Schulhause  errichtet. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  an  die  Vertretung  der.  präseutationsberechtigten 
Stadtgemeinde  Katharinaberg  gerichteten  und  mit  den  Nachweisen  über  das  Alter,  die  Lehr- 
befiihigung  und  ihre  bisherige  Verwendung  belegten  Genuche  bis  zum  25.  April  d.J.  bei  dem 
Bttrgermeisteramte  in  Katharinaberg  zu  fiberreichen. 


<i 


Verfugungen, 

betreffend  Lehrbftcher  und  Lehrmittel. 

Hand  Ausgaben  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Tolksschulsachen^ 

welche  durch  den  SchulbOcherverlag  yeröffentlicht  worden  sind : 

In  Wien: 

ItalieniBch:  Nr,  4.  Ordinanza  del  Ministro  del  cnlto  ed  istruzione  del 
15.  November  1869,  colla  quale  riene  emanato  un  Regolamento  per  gli  esami  dei 
Maestri  delle  scuole  popolari  e  civiche. 

Ordinanza  del  Ministro  del  cnito  ed  istruzione  del  23.  November  1869  snir 
aunBisaione  di  Ubri  di  testo  e  dl  lettura  per  le  scuole  popolari.  (Preia  2  kr.) 

In  Prag: 
Deutsch:  Gesetz  vem  21.  Jänner  1870,  wirksam  flir  das  Königreich  Böhmen, 
zurBegelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstandes  an  den  öffentlichen  Volks- 
sekulen  des  Köaigreiehes  Böhmen.  (Preis  2  kr.) 

Böhmisch:  Z&kon  dan:^  dne  21.  ledna  1870,  pro  kr41ovstvi  Cesk^  kierfm 
so  upravnjl  pr4vnl  svazky  uSitelstva  Vef  ejn^ch  Skol  n&rodntch  r  krilostvl  Öesköm. 

(Prcia^M)        .  . 
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In  nnaereai  Verlane  dad  eraebiineo : 

StösBaer,  Dr.  Ed.,  Direetor  der  k^l.  Bealschole  zu  Döbeln,  Blemeate  der  Oeo« 

graphie«  in  Karten  und  Text  methodisch  dargesti^lU.  In  3  coooentriacb  ajoh  erveiteraden 
Ursen.  Quer  4^  ö.  Auflage.  ErsterCurs  enthält  11  Karten  mit  Text,  Preis  96  kr.  6.  W. 
(Partbiepreis  bei  20  Expl.  k  90  kr.)  Zweiter  Curs,  mit  13  Karten  und  Text  i  1  fl.  45  kr. 
(Parthiepreis  4  1  fl.  35 kr.)  Dritter  Curs,  mit  18  Karten  und  Text  k  1  0.68  kr.  (Parthiepreis 
A  1  fl.  56  kr.) 

Hierzu  als  Uebungsmaterial : 

StOssner,  Dr.  Ed.,  Geo^AphUehe  Fragen  för  Achiiler  cur  ISiniibunc  der 

fileatearte  il«r  0«i»grapkie.  3  C^firse  8<».  2.  Auflage.  Erster  Curs  enthSH 600  Fragen, 
4  12  kr.  (Partkiepreis  i  9  kr.)  Zweiter  Curs  enih&lt  1000  Fragen,  4  15  kr.  (PartiiiepTels 
4  12  kr.)  Dritter  Curs  enthiUt  1075  Fragen,  4  18  kr.  (Partbiepreis  4  15  kr.) 


Wandkarte  von  Mittel-Europa 

enthaltend :  die  Staaten  des  NorddentaclMii  Bnndesy  die  SflddeHtselieii  SUale»f  da«  Kaiser- 
thum  Oesterreich^  die  Schweia,  die  Königreiche  Belgien  and  Hollamd^ 

bearbeitet  tob 

Gustav  HObscfafflaan, 

Vicedirector  der  Bfiryeracliiile  a»  Aenaber^. 

Dritto,  irölli|r  iiiii|rea.i*l>eitete  A.ufiafl^e. 

Sauber  eolorirt,  mit  Blandroek  des  Wascers  and  Angabe  der  BisenlMilmaD,  aiMserdem 
sind  Han()^I,  Sehifffahrt,  Uaiversitäten,  sowie  die  Gewerbszweige  und  Prodoeto  der  etnietean 
Gegenden  und  Städte  durch  Figuren  und  Zeichen  veranschaulicht  und  die  Daten  wichtiger 
geschichtlicher  Ereignisse  beigefügt. 

12  Blatt  gr.  Polio.    Preis  3  fl.  0.  W. 

Annaberg,  im  Februar  18T0.  Rudolph  &  DieteilcL 

Preisausschreibung 

fiir  eine  kärntbische  Heimatskunde  zum  Gebrauche  in  den  Volksschulen. 

Der  kfimthische  Landtag  hat  mit  Beschluss  vom  28.  October  1869  einen  Preis  von  ö.  W. 
fl.  400.—  für  das  beste  dnrch  eine  ConoorMaMalweibang  zu  erzielende  Ifanuacrlpt  einer  kirn- 
thischen  Heimatskunde  bewilliget,  welche  die  Heimatsgeschichte  mit  besonderer  Rücksicht 
anf  die  Cnltttrentwickbiog  und  die  EleneaCe  das  Yerfiiasaiigawesena  lehrt,  den  Stoff  aber  in 
einer  fQr  die  Zwecke  der  Volksschule  angemessenen  Weise  behandelt. 

lindem  diess  hiemit  zur  allgemeinen  Kenotniss  gebracht  wird,  wesden  jei|^  Sohriltsf^tr, 
Welche  eine  kärnthische  Heimatskunde  in  dem  oben  angedeuteten  Sinne  zu  verfassen  gedenien» 
eingeladen,  die  fertigen  Mamiscripte  Ma 

Ende  A-UGT^iBt  d«  JT« 

unmittelbar  an  den'kämthischen  Landesausschuss  einzusenden. 

Jedes  ManiMcript  ist  mit  einem  beliebigen  Motto  en  bezeichnen  und  demseYben  der  Name 
und  Wohnort  des  Autors  unter  versiegeltem  das  gleiche  Motto  mit  dem  M annseripte  tragendem 
Couverte  beizugeben.  Nach  Ablauf  des  obgenannten  Termins,  wird  der  Landesausschuss  die 
eingelangten  Manuscripte  dem  Preisrichtercollegim,  bestellend  wb  einem  vom  kKrotfaiselien 
Geschichtsvereine  zu  delegirenden  Mitgliede,  einem  Vertreter  des  kämtbiaehen  Volkasehitl- 
lehrstandes  und  aus  einem  bewährten  mit  der  Kenntniss  unseres  Heimatlandes  vertrauten 
Schulmaime,  z«r  Pfttfuog  ftkermitteln,  a.  s.  z.  das  Preieartkeil  in  geeigneter  Welse  kvntoaolWQ. 

Die  dnrch  die  Einsendung  von  bezüglichen  Manuscripten  als  Bewerber  um  den  biemit 
ausgeschriebenen  Preis  auftretenden  Schriftsteller  verpflichten  sich,  ihr  Mannscript,  wenn  ea 
von  dem  PreisrichtereoUeyim  dos  Preises  würdig  beninden  wird,  Ur  den  siiM'kamiten  Preis 
von  ö.  W.  fl.  400.—  dem  Lande  Kämthen  in  Verlag  mit  dem  Rechte  zu  überlassen,  dayon  so 
viele  Auflagen  und  in  solcher  HOhc  zu  veranstalten,  als  der  Bedarf  es  ndthig  machen  wM.  Die 
nicht  preisgekrönten  Manuscripte  können  von  den  Verfassern  binnm  Jahr  «od!  Tagi  vom  Tage 
der  Verkündigung  des  Urthcils  der  Preisrichter  gerechnet,  bei  der  kfimthischen  landschaft- 
liehen  Kaaileidireetion  geg^n  einfachen  BmpfangsscheiA' erbeben  werden,  Aillea  jeloek,  wenn 
inner  dieser  Zelt  nicht  abgeholt,  dem  Lande  Kimtb^n  anheim. 

Klagenflirt,  am  26.  Februar  1670. 

Yen  kinlhlaehei  UBdeiiestchtsit. 


Brix  &  Anders, 

lu  k.  H«j^  and  btrgtriich«  Bronc«-  nad  Silktrarketler 

in  "Wien, 

KirUhllferstrKSBe  Sr.  18. 

ErzengeQ 

Kirchenarbetten, 

Bisbeatecke, 

Pala-steinrich-tun  g'en, 

Hililairartikel, 

■ire  Arten 

Wappen-EmbI  eMe 

za  den  bilUgsten  Fabrikapreisen. 
Alt«  Oe^enatSude  werden  neu  hergerichtet, 
vergoldet   und   versilbert.    Prets-Conruite, 
ZeichnuDgen,  üeberschllLge  des  Preieee  wer- 
den bereitwilligst  eingesendet. 
Etebllrt  1847. 


Elastische  Schnltafeln. 

Die  Tafeln  haben  vor  jenen  aua  Holz  den  Vorcug 
der  Leichtigkeit  und  grOsBeren  Dauerhaftigkeit;  wir 
übeniehmen  10  Jiihre  Giarautie.  Die  matte  Fläche  der 
Tafel  erleichtert  dae  Schreiben  und  kann  daa  Oeiobrie- 
bene  leicht  entfernt  werden. 


1  Tafel,FonDat  3'— 4'  fl.  4.80 
1  Tafel,  Format  4'— 5'  8.9.— 
1  Bahmen  incloeive 

Spannnng fl.2.50 

iStaffelei  inclHahmeDfl.7.50 


1   Seite  Linien  oder 

stigmografiBcbe 

Pnnkte fl.— .60 

Anatrich  der  Staffelei 

schwurz  oder  bronn  fi.  S.äO 


Stigmografische  Tafeln  fUr  ÄnSoger  im  Schreiben 
oder  Zeichnen  von  voriügUchster  Qualität,  auf  einer  Seite 
liuiirt,  anderseits  mit  Pnncten,  Format  G" — 9",  liefern 
wir  100  Stftok  su  15  fl.  0.  W.  Bei  beaonderen  Linia- 
menten  sind  500  Stack  einer  Qattung  zu  bestellen,  um 
den  Preis  nicht  erhöhen  zu  mUaaen.  Den  Verkauf  unserer 
Fabricate  fUr  den  Export  und  Detail  haben  wir  deo 
Herren  J.  Hajr  ft  A.  Fesater,  Wien,  KSmtbnerstiasBe 
Mr.  37,  übertragen.' 

vorm  als  Badler. 


H 


Seit  2  Jahren  betreiben  wir  unsere  Bcisszeug-Fabrication  in  bedeu- 
tend grosserem  Hassstabe  und  sind  nun  in  der  Lage,  bei  einem  permanen- 
ten Vorrathe  von  2  bis  5000  StQck,  jeden  Auftrag  in  feiner  und  Hittelwaare 
zu  nachstehenden  Preisen  sofort  zu  effectniren. 

Nr.  1         Nr.  2      Nadlsp.      Nr.  3        Nr.  5        Nr.  7       Nr.  B 

fein  fl.2.B0      fl.2.80      fl.2.20      fl.l.ao      fl.1.20      90  kr.      80  kr. 

mittelfein . . ~^  —  =        WaM      OÖÖ     WkF.      TÖkT 

Obige  Ptdae  sind  anf  grössere  Parthien  berechnet  und  wird  der  Preis 
en  detui  etwas  hoher  gehatten.  —  Terklohr  erhalten  B«l»tL 
Zeichnung.  1  Nr.  7     „    5  ohne  Handfeder. 

1  ohne  EinUge  im  Deckel.  Nt.  6    „7  doch  um  Vi  kleiner. 

"  " Nr.  2    ,    3  und  a 


Hr.  1 
Hr.  S 

Nadlsp.,    3  StoekzirkeTmitHadel. 

Nr.  -^    H    3  ohne  Handzirkel  und  VerlKngat. 

Fakrlks-Hlriariagt  *i»  Aaraiur  RaisaHtigM. 


J.  Hajrr  &  A.  Fessler, 

,tMr  Sladt  Rom',   KlrBthnantnita  Nr 
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LISBIG'S  FLEISGH-EZTRACT 

aus  FRAY-BENTOS  (SOd-Amerika) 
LIEBIG'S  FLEISCH  -  EXTRACT   COMPAGNIE,   LONDON. 

Angenblickliche  Herstellung  von  kräftiger  Fleischbrtthe  so  1/3  des  Preises  derjenigen  ans 
frischem  Fleische.  —  Bereitung  und  Verbessening  von  Sappen,  Saucen,  Gemflsen  eto. 

Stärkung  für  SehuMche  und  KttuJte. 

Zwei  Goldene  Medaillen,  Paris  1867 ;  Goldene  Medaille,  HAvre  1868. 

Das  grtise  8hr«i4if  loii  —  die  hickste  Aisselekmg  —  Ansterdaii  186f . 

Detail-Preise  für  ganz  Oesterreicli: 

1  eigl.  S  TopL       1/3  eo^  S  Tepf.       1/4  eDgl.  S  Topf.       1/8  engl.  S  Ttpf. 
OestWhg.  II.  5.80        fl.  3.-  11. 1.70  fl.  0.92  Krz. 


fr^"^^ 


Vnr  äohty  wenn  jeder 
Topf  nebensteliende 
üntersohriften  trägt. 


Ztt  haben  in  den  renommirtesten  Handiungen  und  Apotheken. 

En  gros-Lager  bei  den  Gorrespondenten  der  Oesellaoliaft : 
Herren  KL06EB  &  Sohn^  Wien,  Herren  Jos.  YOIfiT  A  Comp.,  Wien, 

SchottengaMe  Nr.  1.  »tom  achwarzeii  Rand",  i  Hohen  Markt. 


Ungarischer  Schulbote. 

Zeitschrift  für  das  gesammte  vaterländische  Volksschalwesen. 

r 

HerauBgegeben  und  redigirt  von 

Joh.  H.  Schwicker  und  Jos.  Rfll. 

III.  Jahrgang.  Preis  jährlich  (24  Nummern  in  gr.  S.)  2  Rthl.  =  3  fl.  ö.  W., 

halbjährlich  1  Ethl.  2  Ngr.  =  1  fl.  60  kr.  0.  W. 

In  dem  Vorworte  zum  dritten  Jahrgänge  sagen  die  Redacteure :  „EmancipatioQ  der 
Schule  von  allen  unrechtmftssigen  und  unnatürlichen  Einflüssen,  Volksheil  durch  Volksbil- 
dung ist  die  Grundbedingung  der  Hebung  der  Volksschule  und  des  VolkssehuUehrerstan- 
des."  Unddass  sie  diesen  Standpunct  auch  bisher  verfochten,  beweisen  die  anerkennenden 
Urtheile  der  angesehendsten  Fachblätter  des  In-  und  Auslandes,  wie  die  Bbetnisohen 
Blätter,  Allgemeine  deutsche  Lehreneitung,  Freie  pädagogiscbe  Blätter,  Nord- 
dentsehe  Sehulzeitnng  etc.  Lttben's  Jahresbericht  endlich  reiht  den  „Ungarischen 
Schulboten''  Deutschlands  besten  pädagogischen  Journalen  an.  Der  ,,Ungarische  Bohul- 
bote<<  sollte  in  keiner  Lehrervereins-Bibliothek  fehlen. 

Probeniimmem  gratis  durch  Jede  BoehhandluBg,  sowie  auf  Verlangen  direet 
franeo.  *-  Jahrgang*  1869  ist  mm  Preise  ran  8  BthL  «>  8  fl«  6.  W.  vorräthig.  Jahr- 
gang 1868  ist  gtoiUeh  vergrUEsn. 


Pest,  Januar  1870. 


Ludwig  Aigner. 


Aus  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 


Jahrgang  1870.  Stück  VIII. 


Verordnungsblatt 


fnr  den  ßicnsdbcreich  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht. 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  für  Galtus  und  Unterricht 


Aasyeyeben  am  20.  April  1870« 


Inlialt:  AllerhOohBte  Handschreiben  Sr.  Majestät  des  Kaisers.  —  Gesetz  fftr  OberÖsterreleh, 
betreffend  die  Schnlaufsicht.  —  Gesetz  für  OberOsterreich,  betreffend  die  Errieb- 
tong,  den  Besuch  und  die  Erhaltung  der  Öffentlichen  Volksschulen.  —  Gesetz  für 
Oberösterreich,  zur  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrstandes  an  den  öffent- 
lichen Volksschulen.  —  Gesetz  fllr  Kämthen,  betreffend  die  Realschulen.  —  Erlass 
des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  das  Organisationsstatnt  für 
die  Administration  der  Güter  des  Bukowinaer  griech.  Orient«  Religionsfondes.  ~ 
Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  im  Jahre  1870  in 
Wien  abzuhaltende  19.  allgemeine  Lehrerrersammlung. — Verordnung  des  Ministers 
für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  gottesdienstlichen  Üebungen  für  katholi- 
sche Schüler  an  Mittelschulen.  —  Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unter- 
richt, betreffend  die  Fortbildungscurse  der  Volksohullehrer.  —  Gesetz,  betreffend 
die  Gehalte  der  Professoren  an  den  weltliehen  FacultRten  der  Universitäten  und 
das  Quartiergeld  der  Facultäts-Professoren  in  Wien.  —  Gesetz  über  die  Pensions- 
behandlung des  Lehrpersonals  der  vom  Staate  erhaltenen  Lehranstalten.  —  Oeffent- 
lichkeitsrechtsverleihung.  —  Personalnachrichten.  —  Concurs-Ausschreibungen.  •— 
Verfügungen,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  -^  Privat-Anzeigen. 


Seine  k.  und  k.  Apostolisehe  Majestät  haben  nachstehende  Allerhöchste  Hand- 
schreiben allergnädigst  zn  erlassen  geruht : 

» 

Lieber  Dr.  v.  Slremayr!  lieber  Ihr  Ansuchen  enthebe  Ich  Sie  unter  Aner- 
kennung Ihrer  treuen  und  eifrigen  Dienste  in  Gnaden  von  dem  Amte  als  Mein 
Minister  für  Cultus  und  Unterricht  und  verleihe  Ihnen  auf  Ihren  Wunsch  eine  Hof- 
rathsstelle  bei  Meinem  Obersten  Gerichtshofe. 

Wien,  am  12.  April  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lasaer  m.  p. 

Lieber  Bitter  v.  Tschabuschnigg!  Ich  ernenne  Sie  zu  Meinem  Jnstiz- 
minister  nnd  übertrage  Ihnen  die  Leitung  des  Ministeriums  ftr  Cultus  und  Unterricht. 

Wien,  am  12.  April  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Potoeki  m.  p. 
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Nr.  50. 

Gesetz  vom  21.  Februar  1870, 

wirksam  für  das  Erzherzogthum  Oesterreich  ob  der  Enns^ 

betreffend  die  Schulauftiicht. 

Mit  Zustimmnng  des  Landtages  Meines  Erzherzogtbumes  Oesterreich  ob  der 
Enns  finde  Ich  zn  verordnen,  wie  folgt : 

§.  1 .  Zur  Leitung  und  Aufsicht  Über  das  Erziehungswesen,  dann  die  Volks- 
schulen und  Lehrerbildungsanstalten  haben  im  Erzherzogthume  Oesterreich  ob 
der  Enns  zu  bestehen : 
a)  Ein  Landesschulrath  als  oberste  Landesschulbehörde ; 
bj  ein  Bezirksschulrath  fUr  jeden  Schalbezirk; 

cj  ein  Ortsschulrath  fttr  jede  Schulgemeinde  (§.  10  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1 868, 
Nr.  48  R  G.  Bl.). 

Die  Besorgung,  Leitung  und  unmittelbare  Beaufsichtigung  des  Religions- 
unterrichtes und  der  ReligionsUbungen  fUr  die  verschiedenen  Glaubensgenossen 
in  den  Volks-  und  Mittelschulen  wird  der  betreffenden  Kirche  oder  Beligionsge- 
nossenschaft  überlassen  (§«  2  B.  G.  Bl.  vom  25.  Mai  1 868)  unbeschadet  der  Ver- 
fügungen: a)  de9  Artikels  14  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allgemeinen  Rechte 
der  Staatbttrger  vom  21.  December  1867  R.  G.  Bl.  Nr.  148;  b)  des  §.  1  des  Ge- 
setzes vom  25.  Mai  1868  R.  G.  Bl.  Nr.  48. 

I.  Der  Ortsschulrath. 

§.  2.  Der  bisherige  Wirkungskreis  der  Ortsseelsorger  und  Ortsschulaufseher 
geht  an  den  Ortsschulrath  Über  (§.  1]  R.  G.  vom  25.  Mai  1868). 

§.  3.  Die  aus  Staats-,  Landes-  und  Gemeindemitteln  ganz  oder  theilweise 
erhaltenen  Volksschulen  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Ortsschulrathes. 

§.  4.  Im  Ortsschulrathe  haben  die  Interessen  der  Gemeinden  des  religiösen 
und  weltlichen  Unterrichtes  ihre  Vertretung  zu  finden.  Der  Schulpatron  ist  berech- 
tigt, in  den  Ortsschulrath  mit  Stimmrecht  einzutreten. 

§.  5.  Die  Interessen  des  religiösen  Unterrichtes  der  Jugofid  werden  vertreten 
durch  je  einen  Religionslehrer  jeder  Glaubensgenossenschaft,  deren  Kinder  die 
Schule  besuchen. 

Wo  sich  zwei  oder  mehrere  zum  Religionsunterrichte  geeignete  Personen 
desselben  Glaubensbekenntnisses  finden,  bezeichnet  die  konfessionelle  Ober- 
behörde denjenigen,  welcher  als  Mitglied  in  den  Ortsschulrath  einzutreten  hat. 
Zur  Wahrnehmung  der  religiösen  Interessen  der  israelitischen  Jugend  tritt  der 
von  der  Cultusgemeinde  bestimmte  Vertreter  in  den  Ortsschulrath  ein. 

Der  Unterricht  in  den  weltlichen  Lehrgegenständen  ist  jedoch  unabhängig 
von  dem  Einflüsse  jeder  Kirche  oder  Religiousgenossenschaft  (§.  2  Gesetz  vom 
25.  Mai  1868). 

§.  6.  Der  Vertreter  der  Interessen  der  Schule  als  Anstalt  flir  den  Unterricht 
ist  deren  Leiter  (der  Lehrer,  und  wenn  an  derselben  Schule  mehrere  Lehrer,  an- 
gestellt sind,  der  Director  oder  erste  Lehrer). 

Untersteben  dem  Ortsschulrathe  mehrere  Schulen ,  so  tritt  der  Leiter  der 
unter  diesen  Schulen  im  Range  am  höchsten  stehenden,  bei  gleichem  Range  der 
Schulen  der  dienstälteste  Leiter  dieser  Schulen  in  den  Ortsschulrath.  Doch 
nehmen  auch  die  Leiter  der  anderen  Schulen  an  den  ihre  eigene  Anstalt  betref- 
fenden Verhandlungen  des  Ortsschulrathes  mit  berathender  Stimme  TheiL 
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§.  7.  Zur  Wahning  der  Interessen  der  Gemeinde  an  der  Schule  sind  in  den 
Ortsschnlrath  zn  berufen : 

1.  Der  YorstAer  derjenigen  Ortsgemeinde,  wo  die  Schule  sich  befindet; 

2.  mindestens  noch  zwei,  höchstens  fUnf  vom  Gemeindeansschusse  zn  wäh- 
lende Glieder. 

In  StädteU;  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  deren  Bürgermeister 
Vorsitzender  des  Bezirksschulrathes  ist  (§.  20);  werden  zur  Wahrung  der 
Interessen  der  Gemeinde  an  der  Schule  yom  Gemeinderathe  mindestens  drei, 
höchstens  fttuf  Glieder  in  den  Ortsschulrath  mit  Ausschluss  des  Bürgermeisters 
gewählt. 

Wenn  jedoch  mehrere  Gemeinden  oder  Theile  derselben  der  Sehnle  ange- 
hören, 80  hat  jede  betheiligte  Gemeinde  durch  ihren  Ausschuss  mindestens  Ein 
Mitglied  in  den  Ortsschulrath  zu  wählen. 

Der  Bezirksschulrath  bestimmt  nach  Mass  der  Verhältnisse  und  der  gegen- 
wärtigen Anordnung  die  nöthige  Zahl  der  Vertreter  der  Gemeinden  im  Ortsschul- 
rathe  und  nimmt  hierbei  Rücksicht,  dass  auch  die  Vertretung  der  verschiedenen 
Religionsbekenntnisse  möglich  gemacht  werde. 

Die  Wahl  erfolgt  durch  absolute  Stimmenmehrheit  und  gilt  ftir  die  Daner 
Yon  drei  Jahren.  Die  Wiederwahl  ist  zulässig. 

Ausserdem  wählt  die  Gemeindevertretung  am  Sitze  des  Ortsschulrathes  zwei 
Ersatzmänner. 

§.  8.  Wählbar  sind  alle  Jene,  welche  fähig  sind,  in  die  Gemeindevertretung 
einer  dem  Ortsschnlrathe  zugewiesenen  Gemeinde  gewählt  zu  werden.  Der  Ver- 
lust dieser  Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Ortsschnlrathe  zur  Folge. 

Die  Wahl  in  den  Ortschulrath  kann  nur  deijenige  ablehnen,  welcher  berech- 
tigt wäre,  die  Wahl  in  die  Gemeindevertretung  abzulehnen,  oder  welcher  die 
letzten  drei  Jahre  hindurch  Mitglied  des  Ortsschulrathes  war.  Die  ungerechtfertigte 
Verweigerung  des  Eintrittes  wird  vom  Bezirksschulrathe  mit  einer  Geldbusse  von 
25  bis  300  fl.  bestraft. 

Die  Geldbusse  ist  für  Zweke  der  Schule  zu  verwenden. 

§.  9.  Dem  Ortsschnlrathe  kommt  es  zu,  für  die  Befolgung  der  Schulgesetze, 
sowie  der  Anordnungen  der  höheren  Schulbehörden  und  die  denselben  entspre- 
chende zweckmässige  Einrichtung  des  Schulwesens  im  Orte  zn  sorgen. 

Insbesondere  hat  derselbe : 

1.  Die  den  Lehrern  zugewiesenen  Bezüge  in  Evidenz  zu  halten; 

2«  den  etwa  vorhandenen  Localschulfond,  sowie  das  Schulstiftungsvermögen, 
soweit  darüber  nicht  andere  Bestimmungen  stiftungsgemäss  getroffen  sind,  zu 
verwalten ; 

3.  das  Schulgebäude,  die  Scbulgründe  und  das  Schulgeräthe  zu  beaufsich- 
tigen und  das  erforderliche  Inventar  zu  führen ; 

4.  das  Schulgeld  von  den  zahlungspflichtigen  Gemeinden  einzuheben  und  an 
den  Landesschulfond  abzuführen ; 

5.  die  Schulbücher  und  andere  Unterstützungsmittel  für  arme  Kinder  zu  be- 
soiigen,  für  die  Anschaffung  und  Instandhaltung  der  Schulgeräthe,  die  nöthigen 
Lehrmittel  und  sonstigen  Ueterrichtserfordemisse  Sorge  zu  tragen; 

6.  die  jährlichen  Voranschläge  für  die  Dotationen  und  sonstigen  Erforder- 
nisse, soweit  hlefür  nicht  besondere  Organe  bestellt  sind,  zu  verfassen,  dieselben 
an  die  Gemeindevertretung  zu  leiten,  und  über  die  empfangenen  Gelder  Rechnung 
zn  legen ; 

7.  die  der  Schule  gehörigen  Werthpapiere,  Urkunden,  Fassionen  u.  s.  w. 
an&ubewahren; 

8.  die  jährliche  Schulbeschreibung  zu  verfassen,  den  Schulbesuch  auf  jede 
mögliche  Art  zn  befördern  und  die  Strafanträge  gqgen  die  Vernachlässigung  des- 
selben an  den  Bezirksschulrath  zu  stellen ; 
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9.  die  Unterrichtszeit  mit  Beachtnng  der  yorgeBchriebenen  Stundenzahl  zu 
bestimmen ; 

10.  die  Ertheilnng  des  vorgeschriebenen  Unterrichtes  zu  Überwachen; 

11.  die  Disciplin  in  den  Schulen,  sowie  das  Betragen  der  Schuljugend 
ausserhalb  der  Schule  zu  überwachen^  Beschwerden  über  den  Lebenswandel  des 
Lehrpersonals  zu  prüfen,  beziehungsweise  die  geeigneten  Schritte  zu  ihrer  Abhilfe 
einzuleiten ; 

12.  den  Lehrern  hinsichtlich  ihrer  Amtsführung  die  thunlichste  Untersttttznng 
angedeihen  zu  lassen ; 

1 3.  Streitigkeiten  der  Lehrer  unter  sich  und  mit  der  Gemeinde  oder  mit  ein- 
zelnen Gtomeindegliedem  (soweit  sie  aus  den  Schulverhätnissen  erwachsen)  nach 
Thnnliohkeit  auszugleichen; 

14.  Auskünfte  und  Gutachten  an  die  Gemeindevertretungen,  den  Landesans- 
Bchuss  und  die  vorgesetzten  Behörden  zu  erstatten,  an  welche  der  Ortssohnlrath 
auch  Anträge  zu  stellen  jederzeit  berechtigt  ist. 

An  den  Ortsschulrath  gehen  weiters  die  kraft  des  Landesgesetzes  vom 
10.  Juni  1864,  §§.  12,  13,  14,  15  den  Schulkonkurrenzaussohttssen  zugewiesenen 
Schulgeschttfte  über.  Der  Ortsschulrath  ist  das  beschliessende  und  überwachende, 
der  Vorsitzende  das  vollziehende  Organ. 

§.  10.  Von  der  Wirksamkeit  des  Ortsschulrathes  sind  die  mit  Lehrerbildungs- 
anstalten in  Verbindung  stehenden  Uebungsschulen  ausgenommen ;  nur  wo  sie  ganz 
oder  theilweise  auch  aus  Gemeindemitteln  erhalten  werden,  kommt  in  Bezug  auf 
sie  dem  Ortsschulrathe  die  im  §.  9  unter  1  bis  7  bezeichnete  Wirksamkeit  zu. 

§.  11.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes,  dessen  Oonstituirung  sowohl  der 
Gemeindevertretung  wie  auch  dem  Bezirksscbulrathe  anzuzeigen  ist,  wählen  aus 
den  Gemeindevertretern  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  einen  Vorsitzenden  und 
dessen  Stellvertreter  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

.    Ist  sowohl  der  Vorsitzende  als  auch  dessen  Stellvertreter  verhindert,  so  führt 
der  Aelteste  unter  den  Mitgliedern  des  Ortsschulrathes  den  Vorsitz. 

Die  zur  Vertretung  des  religiösen  Unterrichtes  der  Jugend  in  den  Ortsschul- 
rath berufenen  Mitglieder,  dann  die  Lehrer  der  Ortsschnlen  können  als  Vorsitzende 
oder  Stellvertreter  in  den  Ortsschulrath  nicht  gewählt  werden. 

Ebensowenig  kann  einem  blos  zur  Wahrnehmung  der  Interessen  des  religiösen 
Unterrichtes  berufenen  Vertreter  eine  andere  als  auf  den  Religionsunterricht  sich 
beziehende  Schulinspection  übertragen  werden. 

§.  12.  Der  Ortsschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate  zu 
einer  ordentlichen  Sitzung.  Der  Vorsitzende  kann  aber  jederzeit  und  er  muss, 
wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  eine  ausserordentliche  Versammlung  ein« 
berufen. 

§.  13.  Zur  Beschlussftlhigkeit  des  Ortsschulrathes  wird  die  Anwesenheit  der 
Mehrzahl  der  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  ge£ssst. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt 
ist,  die  Ausftlhrung  von  Beschlüssen,  welche  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze 
zuwiderlaufen  oder  das  Interesse  der  Schule  gefithrden,  einzustellen  und  den 
Gegenstand  an  den  Bezirksschulrath  zur  Entscheidung  zu  leiten. 

Das  ungerechtfertigte  Ausbleiben  eines  Mitgliedes  von  der  Sitzung  wird  vom 
Ortsschulrathe  mit  einer  Geldbusse  von  1  bis  10  fl.  geahndet. 

Beschwerden  gegen  Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Ortsschulrathes  gehen 
an  den  Bezirksschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Ortssehulratiie  einsabringen  und 
haben  aufschiebende  Wirkung,  sofeme  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung  der 
angefochtenen  Entscheidung  geschieht 

§.  14.  Kein  Mitglied  des  Ortsschnlrathes  darf  an  der  Berathang  and  Abstim- 
mung von  Angelegenheiten  theilnehmen,  welche  seine  persönlichen  lateressen 
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oder  jene  seiner  Gattin^  dann  dessen  Vei'wandten  oder  Verschwägerten  bis  ein- 
schliesslich znm  2.  Grade  betreffen. 

§.  15.  Zur  Beaufsichtigung  der  Lehr-  und  Erziehungsmethode  in  der  Schule 
wird  vom  Bezirksschulrathe  ein  Ortssohulinspector  bestellt. 

Wird  der  Ortsschnlinspector  nicht  dem  Ortsschulrathe  entnommen,  so  tritt 
er  kraft  seiner  Ernennung  als  ordentliches  Mitglied  in  denselben  ein. 

Der  Ortsschnlinspector  hat  sich  mit  dem  Leiter  der  Schule  in  stetem  Einver- 
nehmen zu  erhalten. 

Tritt  hiebei  eine  Meinungsverschiedenheit  hervor,  so  ist  jeder  Theil  berech- 
tigt, die  Entscheidung  des  Bezirksschulrathes  einzuholen. 

An  jenen  Schulen,  wo  sich  mehrere  Lehrer  befinden,  ist  der  Ortsscbulin- 
spector  berechtigt,  den  Lehrerkonferenzen  beizuwohnen. 

Wenn  sich  die  Wirksamkeit  des  Ortsschulrathes  auf  mehrere  Schulen  er- 
streckt, können  zur  Beaufsichtigung  derselben  zwei  Ortsschulinspectoren  bestellt 
werden. 

Die  Schulen  zu  besuchen,  um  von  den  Zuständen  derselben  Kenntniss  zu 
nehmen,  sind  auch  die  übrigen  Mitglieder  des  Ortschulrathes  berechtigt.  Das  Be- 
fngniss,  etwa  nothwendige  Anordnungen  zu  treffen,  steht  jedoch  nicht  einem  ein- 
zelnen Mitgliede,  sondern  blos  der  gesammten  Körperschaft  zu. 

§.  16.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes  haben  auf  ein  Entgelt  fUr  die  Be- 
sorgung der  Geschäfte  keinen  Anspruch.  Fflr  die  damit  verbundenen  Baarauslagen 
wird  ihnen  der  Ersatz  aus  der  Schuldotation  geleistet. 

n.  BenrkBBohulrath. 

§.  1 7.  Die  nächst  höhere  Aufsicht  über  die  Volksschulen  wird  von  dem  Be- 
zirksschulrathe geftihrt. 

§.  18.  Die  Schulbezirke  fallen  dem  Umfange  nach  mit  den  politischen  Bezir- 
ken zusammen. 

Städte,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  bilden  je  einen  beson- 
deren Schulbezirk. 

Der  Bezirksschulrath  besteht : 
aj  Ans  dem  Vorsteher  der  politischen  Bezirksbehörde  als  Vorsitzenden.  Der 
Stellvertreter  des  Bezirksvorstandes  wird  vom  Bezirksschulrathe  aus  seiner 
Mitte  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gewählt ; 
hj  aus  je  einem  Religionslehrer  jener  Glaubensgenossenschaften,  deren  Seelen- 
zahl im  Bezirke  mehr  als  500  beträgt.  Die  Ernennung  kommt  der  confes- 
sionellen  Oberbehörde  zu.  Der  allftillige  Vertreter  der  israelitischen  BeUgiou 
wird  von  den  Vorstehern  der  Eultusgemeinden  des  Bezirkes  gewählt. 

Zur  Wahrnehmung  der  religiösen  Interessen  jener  Bezirksbewohner,  deren 
Glaubensbekenntnisse  keines  der  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes  ange- 
hört, wählt  der  Letztere  je  einen  Beirath  dieses  Bekenntnisses ; 
cj  ans  zwei  Fachmännern  im  Lehramte,  deren  Einer  vom  Landesschulrathe  er- 
nannt, der  Andere  von  der  Lehrerversammlung  des  Bezirkes  gewählt  wird ; 
dj  aus  vier  vom  Landesausschusse  gewählten  Mitgliedern. 

Wählbar  sind  alle  Jene,  welche  fähig  sind,  in  die  Gemeindevertretung  einer 
im  Schnlbezirke  befindlichen  Gemeinde  gewählt  zu  werden. 

Der  Verlust  dieser  Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Bezirksschul- 
rathe zur  Folge. 

§.  20.  In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  treten  bei  der 
Zusammensetzung  des  Bezirksschulrathes  folgende  Bestimmungen  ein : 
a)  Vorsitzender  ist  der  Bürgermeister ;  der  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  wird 
vom  Bezirksschulrathe  aus  seiner  eigenen  Mitte  durch  absolute  Stimmen- 
mehrheit gewählt; 
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9.  die  Unterrichtszeit  mit  Beacbtang  der  Torgeschriebenen  8tondenzahl  zu 
beBtimmen ; 

10.  die  Ertheilang  des  vorgeschriebenen  Unterrichtes  zu  ttberwachen; 

11.  die  Disciplia  in  den  Schulen,  sowie  das  Betragen  der  Schii\|agend 
ansserhalb  der  Schule  zu  ttberwachen,  Beschwerden  ttber  den  Lebenswandel  des 
Lehrpersonals  zn  prüfen,  beziehungsweise  die  geeigneten  Schritte  zu  ihrer  Abhilfe 
einzuleiten ; 

12.  den  Lehrern  hinsichtlich  ihrer  Amtsführung  die  thunlichste  Unterattttznng 
angedeihen  zu  lassen ; 

1 3.  Streitigkeiten  der  Lehrer  unter  sich  und  mit  der  Gemeinde  oder  mit  ein* 
zelnen  Gkmeindegliedem  (soweit  sie  aus  den  Schulverhätnissen  erwachsen)  nach 
Thunlichkeit  auszugleichen ; 

14.  Ausktinfte  und  Gutachten  an  die  GemeindcTertretungen,  den  Landesaas- 
schuss  und  die  vorgesetzten  Behörden  zu  erstatten,  an  welche  der  Ortsschnlrath 
auch  Anträge  zu  stellen  jederzeit  berechtigt  ist. 

An  den  Ortsschnlrath  gehen  weiters  die  kraft  des  Landesgesetzes  vom 
10.  Juni  1864,  §§.  12,  13,  14,  15  den  Schulkonkurrenzaussohttssen  zugewiesenen 
Scbulgeschttfte  ttber.  Der  Ortsschnlrath  ist  das  beschUessende  und  ttberwachende, 
der  Vorsitzende  das  vollziehende  Organ. 

§•  10.  Von  der  Wirksamkeit  des  Ortsschulrathes  sind  die  mit  Lehrerbildungs- 
anstalten in  Verbindung  stehenden  Uebungsschulen  ausgenommen ;  nur  wo  sie  ganz 
oder  theUweise  auch  aus  Gemeindemitteln  erhalten  werden,  kommt  in  Bezug  auf 
sie  dem  Ortsschulrathe  die  im  §.  9  unter  1  bis  7  bezeichnete  Wirksamkeit  zu. 

§.11.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes,  dessen  Gonstituirung  sowohl  der 
Gemeindevertretung  wie  auch  dem  Bezirksschulrathe  anzuzeigen  ist,  wählen  aus 
den  Gemeindevertretern  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  einen  Vorsitzenden  und 
dessen  Stellvertreter  auf  die  Daner  von  drei  Jahren. 

.    Ist  sowohl  der  Vorsitzende  als  auch  dessen  Stellvertreter  verhindert,  so  ftthrt 
der  Aelteste  unter  den  Mitgliedern  des  Ortsschulrathes  den  Vorsitz. 

Die  zur  Vertretung  des  religiösen  Unterrichtes  der  Jugend  in  den  Ortsschnl- 
rath berufenen  Mitglieder,  dann  die  Lehrer  der  Ortsschulen  können  als  Vorsitzende 
oder  Stellvertreter  in  den  Ortsschnlrath  nicht  gewählt  werden. 

Ebensowenig  kann  einem  blos  zur  Wahrnehmung  der  Interessen  des  religiösen 
Unterrichtes  berufenen  Vertreter  eine  andere  als  auf  den  Religionsunterricht  sich 
beziehende  Schulinspection  Übertragen  werden. 

§.  12.  Der  Ortsschnlrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate  zu 
einer  ordentlichen  Sitzung.  Der  Vorsitzende  kann  aber  jederzeit  und  er  mnss, 
wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  eine  ausserordentliche  Versammlung  ein- 
berufen. 

§.  13.  Zur  Beschlussfähigkeit  des  Ortsschulrathes  wird  die  Anwesenheit  der 
Mehrzahl  der  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlttsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  ge&sst 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  weleher  auch  berechtigt 
ist,  die  Ausfuhrung  von  Beschlttssen,  welche  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze 
zuwiderlaufen  oder  das  Interesse  der  Schule  gefährden,  einzustellen  und  den 
Gegenstand  an  den  Bezirksschulrath  zur  Entscheidung  zu  leiten. 

Das  ungerechtfertigte  Ausbleiben  eines  Mitgliedes  von  der  Sitzung  wird  vom 
Ortsschulrathe  mit  einer  Geldbusse  von  1  bis  10  fl.  geahndet. 

Beschwerden  gegen  Beschlttsse  und  Verfügungen  des  Ortsschulrathes  gehen 
an  den  Bezirksschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Ortssehnhrathe  einzubringen  und 
haben  aufschiebende  Wirkung,  sofeme  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung  der 
angefochtenen  Entscheidung  geschieht 

§.  14.  Kein  Mitglied  des  Ortssehdrathes  darf  an  der  Beralhung  und  Abstim« 
mung  von  Angelegenheiten  theilnehmen^  welche  seine  persönlichen  Ititeressen 
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oder  jene  seiner  Gattin,  dann  dessen  Verwandten  oder  Verschwägerten  bis  ein- 
schliesslich zum  2.  Grade  betreffen. 

§.  15.  Zar  Beaufsichtigung  der  Lehr-  und  Erziehungsmethode  in  der  Schule 
wird  vom  Bezirksschulrathe  ein  Ortssohulinspector  bestellt. 

Wird  der  Ortsschnllnspector  nicht  dem  Ortssohulrathe  entnommen,  so  tritt 
er  kraft  seiner  Ernennung  als  ordentliches  Mitglied  in  denselben  ein. 

DerOrtsschulinspector  hat  sich  mit  dem  Leiter  der  Schule  in  stetem  Einver- 
nehmen zu  erhalten. 

Tritt  hiebei  eine  Meinungsverschiedenheit  hervor,  so  ist  jeder  Theil  berech- 
tigt, die  Entscheidung  des  Bezirksschulrathes  einzuholen. 

An  jenen  Schulen,  wo  sich  mehrere  Lehrer  befinden,  ist  der  Ortsscbulin- 
spector  berechtigt,  den  Lehrerkonferenzen  beizuwohnen. 

Wenn  sich  die  Wirksamkeit  des  Ortsschnirathes  auf  mehrere  Schulen  er- 
streckt, können  zur  Beaufsichtigung  derselben  zwei  Ortsschulinspectoren  bestellt 
werden. 

Die  Schulen  zu  besuchen,  um  von  den  Zuständen  derselben  Kenntniss  zu 
nehmen,  sind  auch  die  übrigen  Mitglieder  des  Ortschulrathes  berechtigt.  Das  Be- 
fugniss,  etwa  nothwendige  Anordnungen  zu  treffen,  steht  jedoch  nicht  einem  ein- 
zelnen Mitgliede,  sondern  blos  der  gesammten  Körperschaft  zu. 

§.  16.  Die  Mitglieder  des  Ürtsschulrathes  haben  auf  ein  Entgelt  für  die  Be- 
sorgung der  Geschäfte  keinen  Ansprach.  Für  die  damit  verbundenen  Baaraaslagen 
wird  ihnen  der  Ersatz  aus  der  Schuldotation  geleistet. 

n.  BesirkBSohulrath. 

§.  1 7.  Die  nächst  höhere  Aufsicht  ttber  die  Volksschulen  wird  von  dem  Be- 
zirksschulrathe geführt. 

§.  18.  Die  Schulbezirke  fallen  dem  Umfange  nach  mit  den  politischen  Bezir- 
ken zusammen. 

Städte,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  bilden  je  einen  beson- 
deren Schulbezirk. 

Der  Bezirksschulrath  besteht: 
aj  Aus  dem  Vorsteher  der  politischen  Bezirksbehörde  als  Vorsitzenden.  Der 
Stellvertreter  des  Bezirksvorstandes  wird  vom  Bezirksschulrathe  aus  seiner 
Mitte  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gewählt ; 
h)  aus  je  einem  Beligionslehrer  jener  Glaubensgenossenschaflen,  deren  Seelen - 
zahl  im  Bezirke  mehr  als  500  beträgt.  Die  Ernennung  kommt  der  confes- 
sionellen  Oberbehörde  zu.  Der  allföllige  Vertreter  der  israelitischen  Beügion 
wird  von  den  Vorstehern  der  Eultusgemeinden  des  Bezirkes  gewählt. 

Zur  Wahrnehmung  der  religiösen  Interessen  jener  Bezirksbewohner,  deren 
Glaubensbekenntnisse  keines  der  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes  ange- 
hört, wählt  der  Letztere  je  einen  Beirath  dieses  Bekenntnisses ; 
cj  aus  zwei  Fachmännern  im  Lehramte,  deren  Einer  vom  Landesschulrathe  er- 
nannt, der  Andere  von  der  Lehrerversammlung  des  Bezirkes  gewählt  wird ; 
dj  aus  vier  vom  Landesausschusse  gewählten  Mitgliedern. 

Wählbar  sind  alle  Jene,  welche  fähig  sind,  in  die  Gemeindevertretung  einer 
im  Schnlbezirke  befindlichen  Gemeinde  gewählt  zu  werden. 

Der  Verlust  dieser  Wählbarkeit  bat  das  Ausscheiden  aus  dem  Bezirksschul- 
rathe zur  Folge. 

§«  20.  In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  treten  bei  der 
Zusammensetzung  des  Bezirksschulrathes  folgende  Bestimmungen  ein : 
aJ  Vorsitzender  ist  der  Btlrgermeister ;  der  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  wird 
vom  Bezirksschulrathe  aus  seiner  eigenen  Mitte  durch  absolute  Stimmen- 
mehrheit gewählt; 
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bj  jede  GlaubeqsgenoBsenschaft,  deren  Seelenzahl  mehr  als  100  beträgt^  ist  im 
BezirksBchnlrathe  durch  einen  Religionslehrer ,  die  israelitische  Knltnsge- 
meinde  durch  ihren  Vorsteher  zn  vertreten. 

Znr  Wahrnehmung  der  Interessen  des  religiösen  Unterrichtes  jener  Be- 
zirksbewohner, deren  Glaubensbekenntnisse  keines  der  Mitglieder  des  Schul- 
rathes  angehört,  wählt  der  Letztere  je  einen  Beirath  dieses  Bekenntnisses ; 

cj  zwei  Lehrer  als  Fachmänner,  von  denen  der  Eine  vom  Landesschnli^athe  er- 
nannt, der  Andere  von  der  Lehrerversanmdung  des  Stadtgemeindebezirkes 
gewählt  wird,  treten  als  Mitglieder  ein ; 

dj  die  Gemeindevertretung  wählt  aus  ihrer  Mitte  oder  aus  den  anderen  zur 
Gemeindevertretung  Wählbaren  vier  Mitglieder  des  Bezirksschubrathes. 

Der  Verlust  der  Wählbarkeit  zur  Gemeindevertretung  zieht  den  Austritt  aus 
dem  Bezirksschulrathe  nach  sich. 

§.  21.  Die  im  §.  19  ft^  und  cJ,  dann  im  §.  20  bJ  cJ  bezeichneten  Ernennungen 
und  Wahlen  unterliegen  der  Bestätigung  des  Landeschefs  und  gelten  sowie  die 
§.  19  d)  und  20  dJ  bezeichneten  Wahlen  auf  drei  Jahre. 

§.  22.  Dem  Bezirksschulrathe  kommt  in  Bezug  auf  alle  öffentlichen  Volks- 
schulen und  die  in  dieses  Gebiet  gehörigen  Privatanstalten  und  Specialschulen, 
dann  tlber  die  Einderbewahranstalten  des  Bezirkes  jener  Wirkungskreis  zu,  wel- 
cher nach  den  früheren  Vorschriften  den  politischen  Bezirksbehörden  und  den 
Scholdistrictsaufsehem  zustand. 

Insbesondere  kommt  denselben  zu : 

1.  Die  Vertretung  der  Interessen  des  Schulbezirkes  nach  Aussen,  die  genaue 
Evidenzhaltung  des  Standes  des  Schulwesens  im  Bezirke,  die  Sorge  für  die  ge- 
setzliche Ordnung  im  Schulwesen,  und  die  möglichste  Verbesserung  desselben 
tlber haupt  und  jeder  Schule  insbesondere ; 

2.  die  Sorge  fUr  die  Verlautbarung  der  in  Volksschulangelegenheiten  erlas- 
senen Gesetze  und  Anordnungen  der  höheren  Schulbehörden,  sowie  flir  den  Voll- 
zug derselben ; 

3.  die  Leitung  der  Verhandlungen  tlber  die  Regulirung  und  Erweiterung  der 
bestehenden,  sowie  über  die  Errichtung  neuer  Schulen,  die  Entscheidung  in  erster 
Instanz  über  Aus-  nnd  Einschulungen,  die  Oberaufsicht  über  die  Schulbauten,  in- 
sofeme  sie  nicht  aus  Landesmitteln  bestritten  werden,  und  über  die  Anschaffung 
der  Erfordernisse  fUr  die  Localitäten  der  Volksschulen ,  die  Richtigstellung  und 
Bestätigung  der  Schulfassionen ; 

4.  die  Ausübung  des  Schutzrechtes  des  Staates  über  die  Localschulfonde  und 
Schulstiftungen,  insofeme  dazu  nicht  besondere  Organe  bestimmt  sind,  oder  diese 
Wirksamkeit  einer  höheren  Behörde  vorbehalten  ist ; 

5.  Schutz  der  Schulen  in  ökonomischen  Beziehungen ;  dann  Entscheidung  in 
erster  Instanz  über  die  Lehrmittel ; 

6.  die  Anwendung  der  Zwangsmittel  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen ; 

7.  die  provisorische  Besetzung  der  an  den  Schulen  erledigten  Dienststellen, 
die  Abgabe  von  Gutachten  über  die  Bewerber  um  definitive  Anstellung ; 

8.  die  Untersuchung  der  Disoiplinarfehler  des  Lehrpersonales  und  anderer 
Gebrechen  der  Schulen,  und  die  Entscheidung  darüber  in  erster  Instanz  oder 
nach  Erfordemiss  die  Antragstellung  an  den  Landesschulrath ; 

9.  die  Beförderung  der  Fortbildung  des  Lehrpersonales,  Veranstaltung 
der  Bezirkslehrerconferenzen  und  Aufsicht  über  die  Schul-  und  Lehrerbibliotheken ; 

10.  die  Ausstellung  der  Verwendungszeugnisse  an  Lehrpersonen ; 

11.  die  Anordnungen  zur  Constituirung  der  Ortsschulräthe  und  die  Förderung 
und  Ueberwachung  der  Wirksamkeit  derselben  (§§.  7,  8, 13,  16); 

12.  die  Veranlassungen  ausserordentlicher  Inspectionen  der  Schulen; 
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13.  die  nach  Anhörung  des  Ortsschnlrathes  vorzunehmende  Festsetzung  des 
den  Ortsverhältnissen  angemessenen  Zeitpunctes  fttr  die  gesetzlichen  Ferien  bei 
den  Volksschulen ; 

14.  die  Erstattung  von  Gutachten,  Anträgen  und  periodischen  Schulbe- 
richten an  den  Landesschulrath  und  Ertheilung  von  Auskünften  an  den  Landes- 
ausschuss ; 

15.  die  Ernennung  der  Ortsschulinspectoren  (§.  15). 

§.  23.  Der  Bezirksschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate 
zur  ordentlichen  Berathnng.  Der  Vorsitzende  kann  nach  Bedarf  und  muss  auf 
Antrag  zweier  Mitglieder  ausserordentliche  Versammlungen  einberufen. 

Alle  Angelegenheiten,  rttcksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  ein 
Gutachten  oder  ein  Antrag  zu  erstatten  ist,  werden  coUegialisch  behandelt. 

§.  24.  Zur  Beschlussfähigkeit  wird  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  Mit- 
glieder erfordert  Die  Beschltlsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt  ist, 
die  Ausführung  von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze  zuwider- 
laufen, einzustellen  und  darüber  die  Entscheidung  des  Landesschulrathes  ein- 
zuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten,  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes,  oder  seiner  Gattin,  dann  der  Verwandten  oder 
Verschwägerten  bis  einschliesslich  zum  2.  Grade  betreffen,  hat  derselbe  nicht 
theilzunehmen. 

Das  ungerechtfertigte  Ausbleiben  eines  Mitgliedes  von  der  Sitzung  wird  von 
dem  Bezirksschulrathe  mit  einer  Geldbusse  von  5  bis  20  fl.  geahndet. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bezirksschülrathes  gehen  an  den 
Landesschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  BezirksBchulrathe  einzubringen  und 
haben  aufschiebende  Wirkung,  sofeme  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung 
der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  25.  Der  Minister  ftlr  Cultus  und  Unterricht  ernennt  ftlr  jeden  Bezirk  einen 
Schulinspector,  und  da,  wo  besondere  Umstände  es  nöthig  machen,  auch  mehrere 
Schulinspectoren. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Grundlage  eines  Temavorschlages  des  Landes- 
schulrathes fttr  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

Wird  der  Bezirksschulinspector  nicht  ohnehin  dem  Bezirksschulrathe  entnom- 
men, so  tritt  er  kraft  seiner  Ernennung  als  ordentliches  Mitglied  in  denselben. 

Das  dem  Staate  nach  §.  2  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868  und^.  5  des  ge- 
genwärtigen Gesetzes  zustehende  Aufsichtsrecht  über  den  Religionsunterricht 
wird  durch  den  Bezirksschulinspector  ausgeübt. 

§.  26.  Volksschuldirectoren  und  Lehrer,  welche  den  Unterricht  in  einer 
Schulclasse  zu  ertheilen  haben,  können  zu  dem  Amte  eines  Bezirkschulinspectors 
nur  mit  Zustimmung  derjenigen,  welche  die  betreffende  Schule  dotiren,  berufen 
werden.  In  diesem  Falle  wird  ihnen  nach  Erfordemiss  auf  die  Dauer  dieser  Func- 
tion zu  der  zeitweise  nothwendigen  Aushilfe  bei  dem  Unterrichte  an  der  eigenen 
Schule  ein  Personalunterlehrer  auf  Kosten  des  Normalschulfondes  beigegeben. 

§.  27.  Der  Bezirksschulinspector  ist  zur  periodischen  Inspection  und  Visi- 
tation der  Schulen  berufen. 

Er  ist  berechtigt,  in  didactisch-pädagogischen  Gegenständen  Rathschläge  zu 
geben  und  den  in  dieser  Beziehung  wahrgenommenen  Uebelständen  an  Ort  und 
Stelle  durch  mündliche  Weisungen  abzuhelfen. 

Auch  kommt  ihm  die  Leitung  der  Bezirkslehrerconferenzen  zu. 
Bei  dem  Besuche  der  ihm  zugewiesenen  öffentlichen  Schulen  hat  der  Bezirks- 
schulinspector vorzugsweise  seine  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten : 

1.  Ob  die  Ortsschulinspectoren  ihren  Pflichten  bezüglich  der  Beaufsichtigung 
der  Schulen  nachkommen ;  ^ 
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2.  auf  die  Einhaitang  der  gesetzlichen  Bestimmungen  bei  Anftiahme  und  Ent- 
lassung der  Kinder ; 

3.  auf  die  Thätigkeit,  den  Fleiss,  überhaupt  auf  des  ganze  Verhalten  des  ge- 
sammten  Lehrpersonales,  und  auf  die  in  der  Schule  herrschende  Discipliu,  Ord- 
nung und  Beinlichkeit ; 

4.  auf  die  Einhaltung  des  Lehrplanes,  auf  die  Unterrichtsmethode  und  auf 
die  Fortschritte  der  Kinder  im  Allgemeinen  und  in  den  einzelnen  Fächern  insbe- 
sondere ; 

5.  auf  die  eingeführten  Lehrmittel  und  Lehrbehelfe  und  die  innere  Einrich- 
tung der  Schule ; 

6.  auf  die  Sconomischen  Verhältnisse  der  Schule,  insbesondere  auf  die  Besol- 
dung der  Lehrer;  ob  der  Lehrer  das  ihm  zugesicherte  Einkommen  pQnctlich  er- 
halte, ob  und  welche  Nebenbeschäftigungen  er  betreibe. 

Beim  Besuche  der  Privat-,  Schul-  und  Erziehungsanstalten  hat  der  Bezirks- 
schulinspector  darauf  zu  sehen,  ob  dieselben  den  Bedingungen,  unter  denen 
sie  errichtet  wurden,  entsprechen  und  die  Grenzen  ihrer  Berechtigung  nicht  über- 
schreiten. 

§.  28.  Die  Bezirksschulinspectoren  haben  über  ihre  Wirksamkeit  Berichte  an 
den  Bezirksschulrath  unter  Beifügung  der  erforderlichen  Anträge  und  Anzeige  der 
an  Ort  und  Stelle  ertheilten  Weisungen  zu  erstatten. 

Diese  Berichte  sind  sammt  den  darüber  gefassten  Beschlüssen  dem  Landes- 
schulrathe  vorzulegen,  welcher  auf  dieselben  auch  bei  den  an  den  Minister  fUr 
Cultus  und  Unterricht  zu  erstattenden  Schulberichten  die  angemessene  Rücksicht 
zu  nehmen  hat. 

§.  29.  Die  Beiräthe  des  Bezirksschulrathes  (§.  19  und  20)  sind  berechtigt, 
die  im  Bezirke  etwa  vorhandenen  Schulen  ihrer  Confession,  um  von  deren  Zu- 
ständen Kenntniss  zu  nehmen,  zu  besuchen,  den  periodischen  Inspectionen  und 
Visitationen  derselben  durch  den  Bezirksschulinspector  beizuwohnen,  die  ge- 
machten Wahrnehmungen  dem  Bezirksschulrathe  anzuzeigen  und  an  denselben 
auch  Anträge  zur  Verbesserung  dieser  Schulen  zu  stellen. 

Sie  sind  vom  Bezirksschulrathe  in  allen  einschlägigen  Fragen  einzuvemehmen 
und  können  an  den  Verhandlungen  über  dieselben  auch  persönlich  mit  entschei- 
dender Stimme  theilnehmen. 

§.  30.  Dem  Bezirksschulrathe  und  den  Bezirksschulinspectoren  kommt  das 
Prädicat  „kaiserlich  königlich^  zu. 

Der  Vorsitzende  vertheilt  die  einlangenden  Geschäftsstücke  behufs  deren 
Bearbeitung  an  die  Mitglieder  und  besorgt  mit  Benützung  der  Arbeitskräfte  der 
k.  k.  Bezirksbehörde  die  laufende  Geschäftsftlhrung. 

Die  Kanzleierfordemisse  besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatnt  haben,  wird  dem  Bezirks- 
schulrathe das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige- 
geben und  der  Aufwand  für  Kanzleierfordemisse  aus  Gemeindemitteln  bestritten. 

Die  Bezirksschulinspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen  Schulen* 
inspectionen  und  Visitationen  einen  Reisekosten-  und  Diätenpauschalbetrag  aus 
Staatsmitteln. 

m   Der  LandesBchulrath, 

§.  31.  Die  oberste  Schulaufsichtsbehörde  im  Lande  ist  der  k.  k.  Landes- 
Bchulrath. 

Demselben  unterstehen : 

1.  Die  dem  Wirkungskreise  der  Bezirksschulrathe  zugewiesenen  Schul-  und 
Erziehungsanstalten ; 

2.  die  Bildungsanstalten  fUr  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Volksschulen  sammt 
den  zu  denselben  gehörigen  Uebungsschalen  ; 
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3.  die  Mittelschnlen  (Gymnasien,  Bealgymnasien  und  Bealschnlen),  sowie  alle 
in  das  Gebiet  derselben  fallenden  Privat-  nnd  Speciallehranstalten,  sofern  diesel- 
ben unter  der  obersten  Leitung  und  Aufsicht  des  Unterrichtsministerium  stehen. 

§.  32.  Der  Landesschulrath  besteht : 

1.  Aus  dem  Landeschef  oder  dem  von  ihm  bestimmten  Stellvertreter  als  Vor- 
sitzenden ; 

2.  aus  zwei  Abgeordneten  des  Landesausschusses ; 

3.  ans  einem  Beferenten  fttr  die  administrativen  und  Oconomischen  Schul- 
angelegenheiten ; 

4.  aus  den  Landesschulinspeetoren ; 

5.  aus  zwei  katholischen  und  einem  evangelischen  Geistlichen^  femer  aus 
einem  Vertreter  der  israelitischen  Cultusgemeinden ; 

6.  aus  zwei  Mitgliedern  des  Lehrstandes ; 

7.  aus  einem  Vertreter  der  Stadtgemeinde  Linz. 

§.  33.  Die  im  §.  32  unter  Zahlen  3^  4,  5  und  6  erwähnten  Mitglieder  de« 
Landesscliulrathes  werden  vom  Kaiser  ernannt.  Der  Minister  fttr  Cultus  und  Un- 
terricht erstattet  den  bezüglichen  Vorschlag,  soweit  die  Ernennung  der  geistlichen 
Mitglieder  in  Frage  kommt,  nach  Anhörung  der  confessionellen  Oberbehörden 
und  in  Bezug  auf  die  Ernennung  des  administrativen  Beferenten  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern. 

Der  Abgeordnete  der  Stadt  Linz  wird  von  dem  Gemeinderathe  aus  seiner 
Mitte  oder  aus  den  anderen  zur  Gemeindevertretung  Wählbaren  durch  Wahl  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit  in  den  Landesschulrath  berufen. 

Die  Functionsdauer  der  im  §.  32,  Z.  5,  6,  7  erwähnten  Mitglieder  des  Lau- 
desschulrathes  beträgt  drei  Jahre. 

Die  Mitglieder  des  Lebrstandes  erhalten  eine  Functionsgebtthr  aus  Staats- 
mitteln. 

§.  34.  Der  Landesschulrath  hat  in  den  Angelegenheiten  der  ihm  unterstehen- 
den Schulen  den  bisherigen  Wirkungskreis  der  politischen  Landesstelle,  der  con- 
fessionellen Oberbehörden  und  Schulenoberaufseher  unbeschadet  der  den  confes- 
sionellen Oberbehörden  im  Gesetze  vom  25.  Mai  1 868  B.  G.  Bl.  Nr.  48,  §.  2  vor- 
behaltenen Bechte. 

Ausserdem  kommt  dem  Landesschulrathe  zu : 

1.  Die  Ueberwachung  der  Bezirks-  und  Ortsschulräthe,  die  Aufsicht  und 
Leitung  der  Lehrerbildungsanstalten  und  der  zu  denselben  gehörigen  Uebungs- 
schulen ; 

2.  die  Bestätigung  der  Directoreu  und  Lehrer  an  aus  Gemeindemitteln  erhal- 
tenen Mittelschulen  unter  Wahrung  der  den  Gemeinden,  Corporationen  und  Privat- 
personen zustehenden  speciellen  Bechte ; 

3.  die  Begutachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln  nnd  Lehrbüchern  für  Mittel- 
schulen und  Fachschulen ; 

4.  die  Erstattung  von  Jahresberichten  Über  den  Zustand  des  gesammten 
Schulwesens  im  Lande  an  das  Ministerium  fUr  Cultus  und  Unterricht. 

§.  35.  Die  Sitzungen  des  Landesschulrathes  sind  entweder  ordentliche  oder 
ausserordentliche.  Eine  ausserordentliche  Sitzung  kann  der  Vorsitzende  jederzeit, 
nnd  muss  er,  wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  anordnen. 

Angelegenheiten ,  rtlcksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  ein  Gut- 
achten oder  ein  Antrag  an  das  Ministerium  ftlr  Cultus  und  Unterricht  zu  erstatten 
ist,  werden  collegialisch  behandelt,  alle  anderen  unter  der  eigenen  Verantwortung 
des  Vorsitzenden  erledigt,  welcher  in  jeder  Sitzung  in  der  Zwischenzeit  getroffe- 
nen Verfügungen  dem  Landesschulrathe  mitzutheilen  hat 

Der  Landesschulrath  kann  sich  für  einzelne  Angelegenheiten  durch  Fach- 
m&nner  verstärken,  welche  der  Sitzung  mit  berathender  Stimme  beiwohnen« 


190 

§.  36.  Zar  BeBchlnssfUhigkeit  des  Landesschnirathes  wird  die  Anwesenheit 
der  Mehrheit  der  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleich- 
heit entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt  ist,  die  Auaführang  von 
Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  gegen  die  bestehenden  Gesetze  Verstössen 
würden,  einzustellen,  und  darüber  die  Entscheidung  des  Ministeriums  fllr  Cnltas 
und  Unterricht  einzuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten ,  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes,  seiner  Gattin,  dann  der  Verwandten  und  Ver- 
schwägerten bis  einschliesslich  zum  zweiten  Grade  betreffen,  hat  dasselbe  nicht 
theilzunehmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Landesschulrathes  gehen  an  das 
Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht.  Sie  sind  beim  Landesschulratbe  einzubrin- 
gen, und  haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröff- 
nung der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  37.  Den  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  didactisch-pädagogischen  Angele- 
genheiten der  Schulen  durch  periodische  Inspectionen,  Leitung  der  Prüfungen, 
Ueberwachung  der  Wirksamkeit  der  Schuldirectionen ,  sowie  der  Orts-  und 
Bezirksräthe  u.  s.  f.  zu  üben,  sind  zunächst  die  Landesschulinspectoren  berufen, 
denen  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  die  erforderlichen  Dienstinstructionen 
ertheilt.  Der  Landeschef  wird  nach  Massgabe  der  Geschäftsordnung  oder  der 
diessfalls  gefassten  CoUegialbeschlüsse  für  einzelne  Fälle  Functionen  dieser  Art 
anderen  Mitgliedern  des  Landesschulrathes  übertragen. 

Die  Inspectoren  erstatten  über  diese  ihre  Wirksamkeit  an  den  Landesschul- 
rath  Berichte,  welche  dieser  unter  Anzeige  der  darüber  gefassten  Beschlüsse  und 
getroffenen  Verfügungen  dem  Minister  fllr  Cultus  und  Unterricht  vorzulegen  hat. 

Die  Landesschulinspectoren  sind  verpflichtet,  auf  erhaltenen  Auftrag  auch 
direct  an  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  berichten. 

§.  38.  Der  Vorsitzende  des  Landesschulrathes  vertheilt  die  Geschäfte  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  und  führt  die  Beschlüsse  aus. 

Die  erforderlichen  Hilfsarbeiter  und  Kanzleierfordemisse  werden  von  der 
politischen  Landesstelle  beigegeben. 

SohlaBsbestimmungen. 

§.  39.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit 

§.  40.  Mif  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  im  Erzher- 
zogthum  Oesterreich  ob  der  Enns  alle  auf  Gegenstände  dieses  Gesetzes  sich  bezie- 
henden bisherigen  Gesetze  und  Verordnungen,  insoweit  sie  den  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  widersprechen  oder  durch  dieselben  ersetzt  werden, 
ausser  Kraft. 

§.  41.  Sobald  der  Landesschulrath,  die  Bezirks-  und  Ortsschulräthe  consti- 
tuirt  sind,  haben  diese  neuen  Organe  die  ihnen  durch  dieses  Gesetz  zugewiesenen 
Geschäfte  zu  übernehmen. 

§.  42.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  der  Minister  ftlr  Cultus  und 
Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Strenajr  m»  p. 
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Nr.  51. 

Gesetz  vom  23.  Jänner  1870, 

wirksam  für  das  £rzherzogthnm  Oesterreich  ob  der  Enns, 

betreffend  die  Erriehtang^  den  besuch  und  die  Erhaltung  der  öffentUchen 

Yolkssehulen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthumes  Oesterreich  ob  der 
Enns  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 

I.  Absolmitt 

Von  der  Errichtung  und  Erhaltnng  öffentlicher  Volksschulen. 

§•  1.  Eine  öffentliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  ftlnQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  ttber  eine  halbe  Meile 
entfernte  Schule  besuchen  mtlssen.  (§.  59  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 
§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entfernung  die  localen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zugang  zu  einer  Schule  erheblich  erschweren, 
ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station  wenigstens  fUr  die 
ungttnstigere  Jahreszeit  zu  exponiren  oder  im  äussersten  Falle  mindestens  drei- 
mal in  der  Woche  zum  Exeurrendo-Unterrichte  an  eine  solche  Station  zu  entsenden. 
Die  Expositur  oder  Excurrendo-Station  bildet  einen  Theil  jener  Schule,  an 
welcher  der  betreffende  Unterlehrer  angestellt  ist,  und  ist  nach  Zulässigkeit  der 
Mittel  durch  eine  selbstständige  zu  ersetzen. 

§.  3.  Soweit  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist,  namentlich  in  den  höheren 
Classen  und  in  den  bevölkerten  Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten 
Schulen  nach  den  Geschlechtem,  und  die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzu- 
streben. 

Dieselbe  muss  ttberall  da  erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlich  erforderlichen 
Lehrkräfte  (§.  11  des  Beichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  sechs  ttbersteigt 

§.  4.  In  der  Regel  ist  in  jedem  Schnlbezirke  Eine  Bürgerschule  zu  errichten. 
Ort  und  Zeit  der  Errichtung  bestimmt  der  Landtag  unter  Erwägung  der  Anträge 
des  Landesschulrathes. 

§.  5.  Dem  Bezirksschulrathe  liegt  es  ob,  die  Verhandlungen  wegen  Errichtung 
neuer  Schulen  zu  leiten,  und  alle  jene  Anträge  zu  stellen,  welche  den  festen  und 
gedeihlichen  Bestand  derselben  sicherzustellen  geeignet  sind. 

§.  6.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der 
zweckmässigen  Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortftlhrung  der  noth wendigen  Schulen 
(§§.  1  und  2)  bewilligt  werden. 

§.  7.  Alle  für  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Conmiission,  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen;  das  Commissionsprotokoll 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§.  8.  Jeder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzuweisen,  welchen 
die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  Ortschaftstheile  oder  Häuser  bilden. 
Massgebend  für  die  Abgrenzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die  Grenzen 
der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des  Schulbesuches 
die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benachbarten  Gemeinde 
zweckmässig  erscheint. 
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§.  9.  Die  Einschulung  hat  zum  Zwecke,  sämmtlichen  innerhalb  des  Schul- 
sprengels  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Aufbahme 
in  eine  Schale  und  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern. 

%.  10.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengels  wohneu;  dürfen  nur  inso- 
weit Aufnahme  finden,  als  dadurch  keine  UeberfUUung  der  Lebrzimmer  herbei- 
geführt wird.  Das  Gleiche  gilt  rücksichtlich  der  Aufhabne  jener  Kinder,  welche 
das  sechste  Lebensjahr  noch  nicht  ToUendety  aber  die  Bewilligung  der  Orts- 
schulbehörde  zum  Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.11.  Eine  Schule,  welche  bereits  durch  fünf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilnngen  zu  trennen  genOthigt  war^ 
ist  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  12.  Das  Schulhaus  soll  auf  einem  trockenen  Platze  und  wo  möglich  in  der 
Mitte  des  Schulsprengels  stehen.  Bei  der  Auswahl  der  Baustelle  sind  geräuschvolle 
Plätze  und  Strassen,  sowie  die  Nähe  lärmender  oder  solcher  Gewerbe,  welche 
einen  unangenehmen  oder  gesundheitsnachtheiligen  Geruch  verbreiten,  die  Nach- 
barschaft von  Sümpfen  oder  anderen  Gewässern  u.  dgl.  zu  vermeiden.  Ebenerdige 
Schnlgebände  mttssen  mindestens  zwei  Schuh  ttber  dem  Niveau  der  Strasse  erhoben 
und  ihre  Fenster  so  angebracht  werden,  dass  die  Aufmerksamkeit  der  Kinder 
nicht  durch  Vorgänge  ausserhalb  des  Hauses  abgelenkt  werde. 

Auch  soll  mit  einem  Schulhause  kein  Zinshaus  in  Verbindung  gebracht 
werden. 

§.  13.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  für  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte   (§.11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

Sie  sollen  bei  einer  Höhe  von  mindestens  12'  fttr  jedes  Kind  einen  Flächen- 
raum von  6  Q'  besitzen,  nebstbei  aber  ausreichenden  Platz  für  das  Lehrpult  und 
einen  Kasten,  fUr  die  SchuHafel  und  für  freie  Zugänge  zu  den  Bänken  darbieten, 
wobei  auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schttlem  Bedacht  zu 
nehmen  ist. 

In -hoch  gelegenen,  besonders  allseitig  freistehenden  Schulhäusem,  kann  eine 
Reduction  der  Höhe  bis  auf  10'  zugelassen  werden. 

Alle  Lebrzimmer  müssen  gehörig  licht  sein  und  eine  entsprechende  Ventilation 
besitzen ;  mit  der  Wohnung  des  Lehrers  dttrfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Ver- 
bindung stehen. 

§.  14.  Die  Schulbänke  müssen  so  constrnirt  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  und 
Grösse  der  Kinder  jedes  Lehrzimmers  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Alle  Pultbftnke 
sind  mit  Rücklehnen  zu  versehen  und  so  einzurichten,  dass  die  Füsse  der  Sehul- 
kinder entweder  auf  dem  Fussboden  oder  auf  angebrachten  schmalen  Brettern 
aufstehen.  Die  Sitzbänke  müssen  so  aufgestellt  werden,  dass  alles  Hauptlicht 
von  der  linken  Seite  oder  Rückseite  einfällt,  und  dass  die  SchUler  gegen  eine 
fensterlose  Wand  sitzen,  vor  welcher  die  Schultafel  und  das  Lchrerpult  ange- 
bracht ist. 

§.  15.  Die  Stiegenhäaser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  und  licht,  die 
Stiegen  und  Gänge  mindestens  6'  breit  sein  und  erstere  nie  mit  Spitzstufen  con- 
struirt  werden.  Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen,  Gänge  und  SchuUoca- 
litäten  davon  nicht  belästigt  werden. 

Jedes  Schulhaus  soll  einen  gedeckten  Turnraum  besitzen  und  mit  dem  nöthigen 
Trink*  und  Nutzwasser  versehen  werden. 

§.  1 6.  Die  näheren  Anordnungen  ttber  die  Beschaffenheit  der  Schulgebftade 
und  ihrer  Theile,  sowie  ttber  die  erforderlichen  Schaleinrichtungen  werden  von 
Fall  zu  Fall,  nach  Mass  der  Verhältnisse  vom  Landesschulrathe  im  Einverständ- 
nisse mit  dem  Landesausschusse  erlassen. 
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Bei  Prttftmg  nnd  Genehmigung  der  Pläne,  sowie  bei  Ueberwnchong  der  Ans- 
ftthning  und  CoUaudirung  der  Bauten,  sofeme  biefttr  Landesmittel  in  Anspruch 
genommen  werden,  hat  der  Landesausschuss  durch  seine  technischen  Organe  mit- 
zuwirken. 

In  Fällen,  wo  Landesmittel  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  sind  die 
näheren  Anordnungen  im  Yerordnungswege  zu  erlassen, 

§.  1 7,  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  fUr  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Glassen  gesondert  oder  mit  den  Mädchen  vereint,  darf 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  18.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  vom  Minister  für 
Cnltus  und  Unterricht  über  einverständlichen  Antrag  des  Landesschulrathes  und 
des  Landesausschusses  geschlossen  werden. 


n,  Absohiiitt. 

Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschulen. 

§.  19.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  nimmt  der  Ortsschuh*atb 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Rinder  des  Schul- 
sprengeis   ohne   Unterschied    ihrer   Confession   und  Heimatsberechtigung    vor. 

Eltern  und  deren  Stellvertreter  sind  vei^pflichtet,  dem  Gemeindevorstande, 
dem  Lehrer  und  dem  Ortsscbulrathe  genaue  Auskunft  über  ihre  in  die  Schulpflicht 
eintretenden  Kinder  zu  geben  und  rechtzeitig  diese  Kinder  zur  Aufzeichnung  und 
znm  Eintritte  in  die  Schule  anzumelden. 

In  gleicher  Weise  haben  die  Besitzer  von  Fabriken,  Gewerben  u.  s.  w.,  wo 
Kinder  mit  Arbeit  beschäftigt  sind,  ein  Verzeichniss  der  im  schulpflichtigen  Alter 
befindlichen  Kinder  dem  Ortsscbulrathe  zu  übergeben  und  dabei  zu  bemerken,  ob 
und  welcher  Unterricht  ihnen  in  einer  Fabriksschule  geboten  werde.  Wer  ein  Kind 
der  Aufzeichnung  entzieht  oder  bezüglich  desselben  eine  unwahre  Angabe 
macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  l--20fl.  zu  belegen  oder  im  Falle  der  Zah- 
longsunfähigkeit  mit  Einsehliessung  auf  1  —4  Tagen  zu  bestrafen. 

§.  20.  Es  ist  weiters  ein  Verzeichniss  Über  jene  Kinder,  welche  wegen  eines 
geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens  die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen 
können,  welche  zu  Hause,  in  einer  Privatanstalt  oder  in  einer  Fabriksschule  unter- 
richtet werden,  dann  über  jene,  welche  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich 
befinden. 

Dieses  Verzeichniss  ist  sofort  dem  Bezirksschulrathe  vorzulegen. 

§.  21.  Dem  Bezirksschulrathe  steht  es  zu,  Über  jene  Thatsaehen,  welche 
die  im  §.  20  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  aligemeinen  Volksschule  befreien, 
weitere  Naohweisungen  zu  verlangen. 

§.  22.  Sind  Kinder,  fUr  welche  kein  Befreiungsgrund  vorliegt,  binnen  der 
ersten  vierzehn  Tage  des  Schuljahres  zur  Auihahme  in  eine  öffentliche  Yolks- 
sehnle  nicht  angemeldet  worden,  so  hat  der  Ortsschulrath  die  Eltern  oder  deren 
Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern. 

Wenn  sie  nicht  binnen  weiteren  drei  Tage  die  Aofhahme  des  Kindes  in  eine 
Öffentliche  Volksschule  bewerkstelligen,  so  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe,  welohe 
swiscben  1  und  6  fl.  zu  bemessen,  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  aber  in  Ein- 
schliessQhg  von  höchstens  24  Stunden  umzuwandeln  ist: 

§.  23.  Wenn  dem  Ortsscbulrathe  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
hiDg  eiaes  scholpfiichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schulsprengel 
Wlumat  wird,  hat  er  die  Mittheilung  hierüber  an  den  betreffenden  Ortsschulrath 
n  riditen.  Erhält  sie  Kenntniss  von  der  Uebersiedlmig  eines  schulpflichtigen  Kin- 
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des  aus  einem  anderen  in  den  eigenen  Sehulsprengel;  so  hat  er  dasselbe  sofort 
in  das  Verzeichniss  der  schnipflichtigen  Kinder  anf^nnehmen  und  nach  obigen 
Anordnungen  Amt  zu  handeln. 

§.  24.  Der  Ortsschulrath  revidirt  halbmonatlich  die  Absentenverzeichnisse 
der  Schule  und  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  Nachlässigkeit 
der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe,  wie  bei 
gänzlich  verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigen,  nicht  gesetzlich  befreiten 
Kindes  in  die  öffentliche  Volksschule. 

Nicht  gehörig  entschuldigte  Sehulversänmnisse  sind  den  gänzlich  unstatt- 
haften gleichzuhalten. 

§.  25.  Das  Strafausmass  kann  bis  zu  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einschlids- 
sung  geheu;  wenn  die  Eltern  das  Versäumniss  in  gewinnsüchtiger  Absicht  herbei- 
ftlhrten. 

§.  26.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Strafausmasses  statt,  wenn  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  bezüglich  einer  schuldbaren  Vernachlässigung  des  Schul- 
besuches (§§.  22  und  24)  der  Kinder  rückfällig  erscheinen.  In  diesem  Falle  kann 
das  Strafausmass  bis  zu  20  fl.  oder  einer  viertägigen  Einsehliessung  gehen. 

§.  27.  Eltern  und  deren  Stellvertreter,  deren  Kinder  zu  Hause  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  dann  die  Besitzer  von  Fabriken,  Gewerbsunter- 
nehmungen u.  dgl.,  welche  Fabriksschulen  unterhalten,  sind  dafHr  verantwortlich, 
dass  den  Kindern  mindestens  der  für  öffentliche  Volksschulen  vorgeschriebene 
Unterricht  in  genügender  Weise  zu  Theil  werde. 

§.  28.  Der  Ortsschulrath  hat  bezüglich  jener  Kinder,  welche  in  Fabriken, 
Gewerbsuntemehmungen  u.  dgl.  beschäftigt  sind,  darüber  zu  wachen,  dass  die- 
selben den  nöthigen  Unterricht  entweder  in  der  Volksschule  oder  in  Fabriksschulen 
erhalten  (§.  60,  R.  G.  vom  14.  Mai  1869). 

§.  29.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfsticheo,  welche  die 
bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten, 
verfallen  in  die  in  den  §§.  22,  dann  24 — 26  bezeichneten  Strafen. 

§.  30.  Der  Austritt  aus  der  Schule  darf  nur  dann  erfolgen,  wenn  die  Schüler 
den  Besitz  der  für  die  Volksschule  vorgeschriebenen  nothwendigsten  Kenntniase^ 
als :  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen  durch  ein  Zeugniss  einer  öffentlichen  Volks- 
schule nachweisen. 

§.31.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befreit,  welche  sich  an  einer  höheren  Schule  befinden,  und  solche,  deren  geistiger 
oder  körperlicher  Zustand  erwiesenermassen  die  Erreichung  des  Zieles  der  Volka- 
schule  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  32.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(|§.  31)  Kinder  vor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schule  ferne  halten,  unter- 
liegen denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie  solche  für  Vernachlässigung 
des  Schutbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbanen, 
Torfstichen  u.  dgl.,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Sander  vom  Schulbesuche 
abhalten. 

§.  33.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  19,  22,  24,  25,  26,  29,  32  und  35 
erwähnten  Strafen  konunt  in  erster  Instanz  dem  Bezirksschulrathe  zu. 

Das  Verfahren  richtet  sich  nach  jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung 
und  Entscheidung  über  im  allgemeinen  Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertre* 
tüngen  regeln. 

§.  34.  Recurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten oder  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben,  soweit  sie  nielit 
gegen  StrafVerfÜgungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 
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§.  35.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlieh  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  176  und  177  des  a.  b.  6.  B.  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Bückfalle  des  Rechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt 
werden. 

m,  Abschnitt. 

Vom  Aufwände  fttr  das  Volksschulwesen  und  von  den  Mitteln  zu 

seiner  Bestreitung. 

§,  36.  Der  Aufwand  für  die  öffentlichen  nothwendigen  Volksschulen  wird  unter 
Aufrechthaltung  zu  Recht  bestehender  Verbindlichkeiten  dritter  Personen,  Corpo- 
rationen,  Fonde  oder  Stiftungen,  von  den  Schulgemeinden  oder  dem  Landesschul- 
fonde  gedeckt. 

§.  37.  Die  Herstellung,  Erhaltung,  Einrichtung,  Miethe,  Beheizung  und  Rei- 
nigung der  SchuUocalitäten,  die  Ausmittlung  und  Beistellung  der  Lehrerwohnungen, 
der  Gärten  und  Turnplätze,  der  Anlagen  für  landwirthschaftliche  Versuchszwecke, 
die  Anschaffung  der  Lehrmittel  und  Unterrichtserfordernisse  liegt  der  Schul- 
gemeinde ob. 

§.38.  Die  Gehalte  und  Ruhegenüsse  des  Lehrpersonales,  der  Witwen  und . 
Waisen  desselben,  werden  aus  dem  Landesschulfonde  bestritten  (§.  36). 

§.  39.  Zur  Deckung  des  Dotationsaufwandes  für  die  Gehalte  und  Pensionen 
der  Lehrer,  Unterlehrer  und  provisorischen  Lehrer,  dann  für  die  Pensionen  ihrer 
Witwen  und  Waisen  ¥nrd  ein  Landesschulfond  gebildet  und  werden  demselben 
nachfolgende  Zuflüsse  gewidmet: 

a)  Das  Schulgeld ; 

b)  die  bisherigen  fassionsmässigen  Geldbeiträge  der  Gemeinden,  Fonde  und 
Stiftungen,  Corporationen  und  einzelner  Personen  Air  das  Lehrpersonale  und 
ftlr  die  Lehrerswitwen  und  Waisen ; 

c)  die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverfügungen  der  Schulbehörden 
eingehen ; 

d)  das  Vermögen  des  Normalschulfondes  und  dessen  Zuflüsse,  dann  jene  Zu* 
flUsse,  welche  nach  §.  66  des  R.  G.  vom  14.  Mai  1869  zu  demselben  aus 
den  allgemeinen  Staatseinkünften  beigetragen  werden ; 

e)  die  Landessehulnmlagen. 

§.  40.  Jene  fassionsmässigen  Geldbeiträge,  welche  bisher  von  einzelnen  Per- 
sonen, Gemeinden  und  Corporationen  aus  Localschnlfonden,  Stiftungen  u.  dgl. 
oder  aus  was  immer  für  einem  anderen  Grunde  zur  Bedeckung  oder  Aufbesserung 
der  Gehalte  des  Lehrpersonales  und  der  Lehrerpensionen  entrichtet  wurden, 
bleiben  vorläufig  unverändert  aufrecht,  sind  aber  von  dem  Tage,  an  welchem  die 
Dotirung  der  betheiligten  Personen  aus  dem  Landesschulfonde  beginnt,  in  den 
letzteren  abzuführen. 

Jene  Untersttttzungsbeiträge,  welche  bisher  für  Lehrerswitwen  und  Waisen 
aus  Gemeindemitteln  aus  dem  Titel  der  Armenversorgnng  entrichtet  wurden,  sind 
von  den  fassionsmässigen  Geldbeiträgen  der  Gemeinden  abzuziehen  und  werden 
aus  dem  Landesschulfonde  geleistet. 

Die  Einzahlung  der  nach  einem  ft^ttheren  Uebereinkommen  zur Pauschalirung 
des  Schulgeldes  von  den  Gemeinden  bisher  geleisteten  Geldbeiträge  hören  mit  dem 
Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  auf. 

§•41.  Die  im  §.40  bezeichneten  Beiträge  sind  nach  dem  Durchschnitts- 
Erträgnisse  der  letztverflossenen  drei  Jahre  berechnet,  in  halbjährigen  Raten  nach- 
hinein an  den  Landesschulfond  abzuftihren. 
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Stlhren  solche  Beiträge  ans  Stiftungen  her,  so  sind  sie  zu  ihren  stiftsbrief- 
mässigen  Zwecken  zn  verwenden  und  den  Percipienten  an  jenen  Bezügen  abzu- 
rechnen, welche  sie  aus  dem  Landesschulfonde  erhalten.  Sollte  ein  solcher  Stif- 
tungsbeitrag den  Gehalt  oder  die  Pension  übersteigen,  welche  nach  dem  gesetz- 
massigen  Gesetze  gebtthrt,  so  bleibt  der  Ueberrest  den  Bezugsberechtigten. 

§.  42.  Der  Landtag  sorgt  fllr  die  Erfüllung  der  dem  Lande  bezüglich  des 
Schulwesens  obliegenden  Verpflichtungen ;  er  berathet  und  beschliesst  über  die 
Auibringung  der  hiezu  erforderlichen  Mittel,  insofeme  das  StammvermOgen  und 
die  Einkünfte  des  Landesschulfondes  nicht  zureichen. 

Er  ist  berechtigt,  zu  diesem  Zwecke  Zuschläge  zu  den  direeten  landesfttrst- 
liehen  Steuern  umzulegen. 

§.  43.  Der  Voranschlag  des  Landesschulfondes  und  die  nach  demselben  er* 
forderlichen  Landesschulumlagen  sind  alljährlich  durch  den  Landtag  festzustellen. 

§.  44.  Der  Landtag  verwaltet  den  Landesschulfond  und  den  Normalschulfond 
durch  den  Landesausschuss. 

§.  45.  Der  Voranschlag  des  Normalschulfondes  ist  mit  jenem  des  Landesschul- 
fondes zu  vereinigen. 

Die  bisherigen  Beiträge  des  Normalschulfondes  zu  jenen  Zwecken,  fllr  welche 
durch  gegenwärtiges  Gesetz  aus  dem  Landesschulfonde  gesorgt  wird,  haben  auf- 
zuhören und  sind  in  dem  Präliminare  desselben  nicht  mehr  einzustellen. 

Die  übrigen  Verbindlichkeiten  des  Normalschulfondes,  welche  auf  demselben 
rflcksichtlich  der  Verwendung  für  Schulzwecke  oder  aus  besonderen  Privatrechts- 
titeln haften,  bleiben  dagegen  aufrecht,  und  sind,  sowie  das  Vermögen  des  Normal- 
schulfondes, im  Landesschulfonds-Präliminare  abgesondert  auszuzeigen. 

Die  Anweisung  der  Ausgaben  fllr  Erfüllung  solcher  Verbindlichkeiten  kommt 
auf  Grund  des  vom  Landtage  festgestellten  Präliminars  dem  Landesschulrathe  zu. 

§.  46.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu- 
flüsse bestimmten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thimlichster 
Aufrechthaltuug  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  wahren, 

Legate  und  Geschenke  ohne  eine  bestinmite  Widmung  sollen  der  Schul- 
gemeinde zur  Bestreitung  der  ihr  allein  obliegenden  Auslagen  zufliessen. 

§.  47.  Findet  der  Landesschulrath  die  Aufhebung  eines  noch  bestehenden 
Schulpatronates  wünschenswerth,  und  ist  eine  gütliche  Verständigung  mit  dem 
Berechtigten  nicht  zu  erzielen,  so  kann  die  Aufhebung  des  Patronates  durch  ein 
Landesgesetz  ausgesprochen  werden. 

§.  48.  Die  Zahlung  eines  Schulgeldes  wird  vorläufig  aufrecht  erhalten. 

Es  ist  diess  für  jedes  schulpflichtige,  beziehungsweise  die  Schule  besuchende 
Kind  auf  zwei  Gulden  jährlich  und  vierteljährig  vorhinein  zahlbar  festgesetzt. 

Das  Schulgeld  für  die  schulpflichtigen  Kinder  hat  die  Aufenthaltsgemeinde 
derselben  vierteljährig  verfallen  unter  eigener  Haftung  an  den  Ortsschulrath,  und 
dieser  an  den  Landesschulfond  abzuführen. 

Die  das  Schulgeld  abführende  Gemeinde  hat  das  Becbt  auf  Ersatz  desselben) 
sie  kann  dasselbe  von  den  eigenen  Schnlgeldpflichtigen  im  Wege  einer  durch 
Gemeindebeschluss  im  selbstständigen  Wirkungskreise  nach  den  VermOgensver- 
hältnissen  statthabenden  Bepartition  einheben ;  auch  kann  sie  Arme  gänzUch  odeY 
theilweise  von  dem  Ersätze  derselben  entheben. 

Schulgeldrückstände  sind  wie  Gemeindeumlagen  zn  behandeln. 

§.  49.  .Die  Gemeindevertretung  des  Schulortes  kann  auch  besohliessen,  dass 
die  Gemeindecasse  die  Schulgeldentrichtung  fär  sämmtliche  schalbesucdiende 
Kinder  im  vollen  oder  in  einem  bestimmten  Betrage  übernehme.  - 

§.  50.  Der  Landesausschuss  kann  dem  Gemeindevorstande  gestatten,  dass  er 
zwar  die  Einzelnerhebung  des  Schulgeldes  vornehme ,  aber  an  den  Landesaus- 
schuss einen  nach  dem  gesammten  Ertrage  der  letztverflossenen  drei  Jahre  emit' 
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teilen  PaiüBChalbetrag  abliefere,   dessen  Ziffer  nach  je  drei  Jahren  neuerlich  fest- 
zustellen ist 

§.  51.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Aufnahmsgebtthr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  für  den  Unterricht  iii  irgend  einem  der  obligaten  Gegenstände, 
fUr  Benützung  der  zum  Sehulgebrauche  bestimmten  Einrichtungssttlcke ,  Lehr- 
mittel und  UnterrichtserfordernissC;  für  Beheismug,  Beleuchtung  oder  Reinigung 
der  Schullocalittttea  a^  dgl.  abgefordert  werden. 

Die  Schulbttcher  und  andere  Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  und  im  Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch 
die  Gemeinde  des  Schulortes  beizuscha£fen. 

§.  52.  Sind  die  schu!U)e9ucliw^eg;Kfai4er,  ftfr  Wf>Mk^  die  ganze  oder  theil- 
weise  Schulgeldbefreiung  (§.  48)  bewilligt,  oder  der  Bedarf  an  Lehrmitteln  und 
UnterrichtserfordemisBen  (§.  61)  beigeaehaffl;  wnrde^  nicbt  im  Sehulorte  heimats- 
berechtigt^  so  kann  die  Gemeinde  des  Schulortes  den  Ersatz  jener  Auslagen  von 
der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  53.  Zur  Dotation  der  Lehrerbibliothek  ^§.  44,  R.  G.  vom  14.  Mai  1869) 
haben  die  Lehrer  jedes  Sehulbezirkes  einea  Beitrag  vqu  V«  Percent  des  Jahres- 
gehaltes zu  leisten. 

§.  54.  Reichen  die  besonderen,  der  Gemeinde  zufliessenden  Beiträge  für  die 
im  §.  37  benannten  sachlichen  Ausiag^n  nicht  hin,  um  den  veranschlagten  Auf- 
wand der  öffentlichen  Volksschulen  zu  decken,  so  wird  der  Rest  in  gleicherweise 
durch  eine  Gemeindramlage  gefleckt,  wie  dieses  bezOgBch  der  übrigen  Gemeinde- 
bedOrihisse  gesetzlich  vorgeschrieben  ist. 

Der  Ortsschulrath  präliminirt  die  Auslagen  für  die  Erfordernisse,  betreffend 
Beheizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Schullocalitäten,  benimmt  sich  diess- 
falls  mit  den  betheiligten  Gemeinden  und  schreitet  wegen  reststellung  der  Ziffer 
beim  Bezirksschulrathe  eiu. 

§.  55.  Würden  die  im  §.  37  benannten  sachlichen  Auslagen  zu  den  öffentlichen 
Volksschulen  naeh  Mass  der  gelegten  Reohnungen  eine  Ziffer  von  20  Percent  der 
directen  Steuern  einer  Gemeinde  überstiegen  haben,  so  wird  der  Mehrbedarf  aus 
Mittel«  des  Landesfondes  vergütet. 

üebergangabestimmungen. 

§.  S>6.  Die  bestehende  Eintheilung  der  Schulsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bezirks- 
schulbebörden  zu  unterziehen. 

§.  57.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
soll  die  Einschulung  sämmtlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Ein- 
schichten des  Landes  durchgeführt  sein. 

SeMtasabestimmungen. 

%4  &&  Das  gegenwlbrtige  Gesetz  tritt  mit  1.  Jlänaer  1870  in  Wirksamkeit. 
Ftir  den  F&U,  ala  bs»  duhin  das  SQ^uIa^f sich tpg^aetz  für  das  Erzherzogthum 
Oesterreich  ob  der  Enns  nocj»  nicht  in  Wirksamkeit  ,getret^n  sein  sollte,  beginnt 
die  WirJkaamkeit  des  gei;enw>rtigen  Gesetzes  zugleich  mit  jener  des  Schulauf- 
sichtsgesetzes. 

§u  59.  Mit  dem  Beginne  der  Wirkaamkeit  dieses  Gesetzes  treten  im  Erzher- 
zogthame  Oesterreich  ob  der  Enns  Mt  acf  Gegenstäsnde  dieses  Gesetzes  sich 
begehenden  bialierigen  Gesetze  und  Verordnungen,  insoweit  sie  den  Bestimmungen 
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des  gegenwärtigen  Gesetzes  widersprechen  oder  dnrch  dieselben  ersetzt  werden, 
ausser  Kraft. 

§.  60.  Mit  der  DarchfUhrong  dieses  Gesetzes  nnd  Erlassang  der  nötbigen 
Instructionen  ist  der  Minister  ftir  Coltus  nnd  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

■isier  wä.  p. 
Nr.  52. 

Gesetz  vom  23.  Jänner  1870, 

wirksam  für  das  Erzherzogthum  Oesterreich  ob  der  Enns, 

zur  Regelung  der  BeehtsyerhUtnisse  des  Lehrstandes  an  den  SffentUeken 

Tolkssehnlen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzberzogthumes  Oesterreich  ob  der 
Enns  finde  Ich  anzuoi*dnen,  wie  folgt: 

I.  Absclmitt* 

Von  der  Anstellung  des  Lehrpersonales. 

§.  1.  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  zeigt  der 
Ortsschulrath  sofort  dem  Bezirksschulrathe  und  dem  Landesausschnsse  an. 

Der  Bezirksschulrath  schreibt  sogleich  den  Concurs  zur  Wiederbesetzung  aus. 

§.  2.  Die  Concursausschreibung  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  und  des 
Dienstortes  fUr  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbundenen  mindesten  Jahres- 
gehalt und  die  Modalitäten  seiner  Steigerung,  sowie  die  beizubringenden  Behelfe 
namhaft  machen  und  die  Bewerber  anweisen ,  ihre  Gesuche  beim  Bezirksschul- 
rathe einzubringen. 

§.  3.  Die  Bekanntmachung  der  Concursausschreibung  erfolgt  in  dem  amtliehen 
Landesblatte  und  in  einem  oder  mehreren  anderen  nach  dem  Ermessen  des 
Landesschulrathes  zu  bestimmenden,  namentlich  fachmännischen  Organen  der 
öffentlichen  Presse. 

§.  4.  Der  Termin  zur  Einreichung  der  (besuche  muss  mindestens  auf  sechs 
Wochen  festgesetzt  werden. 

Die  Bewerbungsgesuche  bereits  angestellter  Lehrindividuen  sind  im  Wege 
des  vorgesetzten  Bezirksschulrathes  einzubringen,  welcher  sein  Outachten  sofort 
beizuftigen  hat. 

Verspätet  einlangende  oder  innerhalb  des  Concurstermlnes  nicht  gehörig 
documentirte  Gesuche  dürfen  nicht  berücksichtigt  werden. 

§.  5.  Der  Bezirksschulrath  hat  die  einlangenden  Gesuche  zu  begutachten 
und  binnen  acht  Tagen  nach  Ablauf  des  Concurstermines  dem  Ortsschulrathe 
zuzumitteln,  welcher  mit  Berücksichtigung  der  vom  Bezirkaschulrathe  beigegebenen 
Qualificationstabelle  binnen  Tierzehn  Tagen  zur  Besetzung  der  erledigten  Stellen, 
bei  nur  fQnf  oder  weniger  Bewerbern,  die  Reihenfolge  der  Berücksichtigung  und 
bei  mehreren  Bewerbern  fünf  derselben  vorzuschlagen  hat. 

Der  Vorschlag  ist  nach  Ablauf  dieser  vierzehn  Tage  an  den  Lan4eBau08eha8B 
einzusenden. 

Dort,  wo  das  Schulpatronat  noch  anfrecht  steht,  wählt  der  Präsentations- 
berechtigte innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  Zustellung  der  Compeftenzgeaadie 
durch  den  Bezirksschulrath,  ohne  an  das  Gutachten  desselben  gebunden  zu  sein. 
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den  ihm  am  meisten  geeignet  erscheinenden  Bewerber  ans  und  zeigt  ihn  unter 
Vorlage  der  ihn  betreffenden  Acten  sofort  dem  Landesschulrathe  an. 

§.  6.  Das  nach  den  §§.  11  und  12  des  Schulpatronatsgesetzes  vom  10.  Jnni 
1864  den  Gemeinde-  und  Schulconcurrenzausschttssen  zustehende  Präsentations- 
recht  der  Lehrer  nnd  Unterlehrer  geht  auf  den  Landesausschnsa  als  Emennungs- 
recht  ttber. 

Ein  Prlisentationsrechty  welches  bisher  Einzelnen  oder  Corporationen  ohne 
VerpiUchtong  zur  Tragong  der  Patronatskosten  zustand,  erlischt  mit  dem  Beginne 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  geht  in  gleicher  Weise  auf  den 
Landesaiisschuss  als  Emennungsrecht  Über. 

§.  7.  Der  Landesausscbuss  ernennt  aus  den  vom  Ortsschulrathe  vorgeschla- 
genen Bewerbern  den  Lehrer  oder  Unterlehrer  ftlr  die  erledigte  Lehrstelle  nnd 
gibt  die  Ernennung  dem  Landesschulrathe  bekannt. 

§*  8.  Die  Ernennung  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknüpft,  werden;  jede 
dieser  Bestimmung  zuwider  eingegangene  Verpflichtung  eines  Bewerbers  ist 
ungUlig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  9.  Wird  die  Ernennung  von  dem  Landesschulrathe  beanständet  (§.  50, 
Alinea  4  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Verhandlung  mit 
Angabe  der  gesetzlichen  Gründe,  welche  der  Anstellung  entgegenstehen,  an  den 
Emennungsberechtigten  zurückzuleiten,  welchem  es  überlassen  bleibt,  binnen 
vierzehn  Tagen  eine  andere  Ernennung  vorzunehmen,  oder  die  Entscheidung  des 
Ministers  ftlr  Cultus  und  Unterricht  zu  verlangen. 

§.  10.  Wird  die  Ernennung  vom  Landesschulrathe  nicht  beanständet,  so 
fertigt  er  unter  Berufung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret  aus,  verständigt  hie- 
von  den  Landesausscbuss  zum  Behufe  der  Anweisung  des  Diensteinkommens,  und 
erlässt  den  Auftrag  an  den  Bezirksschulrath,  entweder  durch  einen  Delegirten 
auB  seiner  Mitte  oder  durch  den  Vorsitzenden  des  Ortsschulrathes  die  Beeidigung 
dea  Ernannten  und  seine  Einfllhrung  in  den  Schuldienst  vornehmen  zu  lassen. 

§.  11.  Uebt  der  Ortsschulrath  sein  Vorschlags-  oder  der  Patron  sein  Präsen- 
tationsrecht binnen  der  gesetzlichen  Frist  (§§.  5,  9)  nicht  aus,  so  geht  für  diesen 
Fall  der  Landesausscbuss  mit  der  Ernennung  vor. 

§.  12.  Jede  in  Gemässheit  der  §§.  1 — 11  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  versehenen  Unterlehrers 
ist  eine  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Ver- 
setzung, welche  der  Bezirks-  oder  Landesschulrath  aus  Dienstesrücksichten  anord- 
net|  fügen,  sofeme  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  erleidet. 

Zu  solchen  Versetzungen  ist  die  Zustimmung  des  Ortsschulrathes,  des  Lan- 
desausschnsses  oder  des  präsentationsberechtigten  Patrones  erforderlich. 

§.  13.  Der  Landesschulrath  kann  mit  Zustimmung  der  betheiligten  Ortsschul- 
rathe und  des  Landesausschusses  oder  der  präsentationsberechtigten  Patrone  den 
Diensttaasch  gestatten. 

§.  14.  Die  Ernennung  von  Lehrern  für  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  ftUr  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise,  wie 
jene  der  anderen  Mitglieder  des  Lehrstandes  vorzunehmen.  Die  Concursausschrei- 
bcuig  kann  unterbleiben. 

n.  Abschnitt. 

* 

Von  dem  Diensteinkpmmen  des  Lehrpersonales. 

6. 15.  Die  an  öffentlichen  Volksschulen  angestellten  Lehrer  werden  nach  ihren 
Gtebahsabstnfungen  in  drei  Classen  eingereiht. 

In  die  erste  Classe  gehören  die  Lehrer  in  Schulgemeinden  mit  nicht  mehr 
ala  2000  Einwohnern ;  sie  beuchen  einen  Jahresgehalt  von  600  fi.  —  In  die 
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zweite  C lasse  gehören  die  Lehrer  in  Schulgemeinden  mit  2001  big  4000  Ein- 
wohnern; sie  beziehen  einen  Jahresgehalt  von  700  fl.  —  In  die  dritte  Classe 
gehören  die  Lehrer  in  Sehulgemeinden  mit  mehr  als  4000  Einwohnern ;  sie  bezie- 
hen einen  Jahresgehalt  Ton  800  fl. 

Der  leitende  Oberlehrer  an  Schalen,  wo  mehr  als  zwei  Lehrkräfte  angestelll 
sind,  erhält  100  fl.  Gehaltszulage. 

§.  16.  Definitiv  angestellte  Lehrer  erhalten  ausser  ihrem  im  §.  15  festgesetzten 
Gehalte,  beginnend  mit  dem  Zeitpunete  ihrer  ersten  definitiyen  Anstdlnng  ab 
Lehrer  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Keichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder,  bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Jahre  ihrer  Dienstlei- 
stung, von  fünf  zu  fttnf  Jahren  eine  Gehaltserhöhung  jährlicher  fünfzig  Gulden. 

§.  17.  Sämmtliche  an  öffentlichen  Schulen  angestellte  Unterlehrer  beziehen 
einen  Jahresgehalt  von  vierhundert  Gulden. 

§.  18.  Definitiv  angestellte  Unterlehrer  erhalten  ausser  ihrem  im  §«17  festge- 
setzten Gehalte,  beginnend  mit  dem  Zeitpunete  ihrer  ersten  definitiven  Anstellung 
als  Unterlehrer  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Beichsrathe  vertre- 
tenen Königreiche  und  Länder,  bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Jahre  ihrer 
Dienstleistung  von  fünf  zu  fünf  Jahren  eine  Gehaltserhöhung  jährlicher  fünf  und 
zwanzig  Gulden. 

§.  19.  Unterlehrer,  welche  provisorisch  bis  zur  Besetzung  erledigter  Lehr- 
stellen verwendet  werden  (§.  49  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1869),  beziehen  wäh- 
rend der  provisorischen  Verwendung  den  mindesten  Gehalt  eines  Lehrers. 

§.  20.  Die  Gehalte  des  Lehrpersonales  werden  den  Bezugsberechtigten  aus 
dem  Landcsschulfonde  durch  die  mit  Einhebung  der  Landesumls^e  betrauten 
Aemter  in  monatlichen  Raten  in  vorhinein  verabfolgt. 

§.21.  Alle  sogenannten  Schullehrersammlungen,  Absammlungen  von  Neu- 
jahrsgeldem,  Naturalien  und  dergleichen  dUrfen  nicht  mehr  stattfinden,  und  sind 
von  dem  Zeitpunete  an,  mit  welchem  die  Begulirnng  der  Gehaltsbeztige  des  betref- 
fenden Lehrers  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  durchgeführt  ist,  ohne  Ablösung 
aufgehoben. 

§.  22.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonales  wird  nach  den  fttr  das 
männliche  aufgestellten  Grundsätzen  (§§.15—20)  geregelt;  doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  80  Procent  jener  Ziffer  zu  normiren,  welche  unter  gleichen  Verhältnissen 
auf  Männer  entfallen  wtlrden. 

§.  23.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  Unterrichtfäcber,  sowie  die  Lehrerinen 
der  weiblichen  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Beichsgesetzea 
vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  erhalten  eine  fixe  Remuneration,  welche 
von  dem  Bezirksschulrathe  nach  Massgabe  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden 
mit  Zustimmung  des  Landesausschnsses  festgestellt  wird. 

§.  24.  Jeder  an  einer  öffentlichen  Volksschule  angestellte  Lehrer  und  Unter* 
lehrer  hat  während  seiner  activen  Dienstleistung  Anspruch  auf  Beistellung  einer 
freien  Wohnung.  Das  Recht  des  Lehrers  erstreckt  sich  auf  eine  freie  mindestens 
aus  zwei  heizbaren  Zimmern  sammt  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  beste- 
hende Wohnung  für  sich  und  seine  Familie ;  der  Unterlehrer  kann  dagegen  nur 
fUr  seine  Person  die  Beistellung  einer  freien  Wohnung,  bestehend  in  einem  heiz- 
baren Wohnzimmer  beanspruchen. 

§.  25.  Die  Wohnungen  des  Lehrpersonales  sind  wo  möglich  im  Schulgebäude 
anzuweisen,  und  dem  Lehrer  in  Landgemeinden  ist  nach  Tbunlichkeit  ein  Garten 
zur  unentgeltlichen  Benützung  zu  beschaffen  (§.63  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  26.  Kann  eine  entsprechende  Wohnung  weder  hn  Schulgebäude  noch  im  Schm- 
orte ausgemittelt  werden,  so  gebührt  dem  Lehrpersonale  ein  Quartiergeld)  welches 
mit  15  Percent  des  fixen  Gehaltes  mit  Ausschluss  der  Zulagen  zu  bemessen  ist, 

§.27.  Ausser  den  in  §§.  15  bis  26  bezeichneten  Ansprüchen  haben  Lehrer  und 
Untenehrer  kein  Recht  auf  Nebenbezfige. 
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§.28.  Auf  Untznngen  vonGebänden  oderGrnndstQcken,  insoferne  sie  nicht  als 
Wohmttg  oder  Garten  für  den  Lehrer  dienen,  hat  derselbe  keinen  Ansprach. 

Das  Erträgniss  jener  Gebäude  und  Grundstücke,  welche  Eigenthum  der 
Schule,  aber  in  Gemässheit  des  §.  63  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  zu 
Sckatewecken  nicht  erforderlich  sind,  ist  znr  Bestreitung  jener  8ehulauslagen  zu 
verwenden,  welche  den  Schulgemeinden  zur  Last  fallen. 

§.  29.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  provisorisch  oder  definitiv  ange- 
stellten Lefarpensonen  haben  sich  jeder  Nebenbeschäftigung  zu  enthalten,  welche  der 
Wttrde  and  dem  Ansehen  ihres  Amtes  widerstreitet  oder  ihre  Zeit  auf  Kosten  der 
genauen  ErflUlung  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  die  Voraussetzung 
einer  Befangenheit  in  Ausübung  des  Lehramtes  begründet. 

§.  SO.  Der  Messnerdienst  ist  mit  dem  Lehramte  an  öffentlichen  Volksschulen 
unvereinbar. 

§.  31«  Jeder  Lehrer  und  Unterlehrer,  welcher  bisher  auch  als  Messner  fungirte, 
hat  binnen  drei  Monaten  von  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  an  gerechnet,  die 
Messnerstelle  niederzulegen  oder  beim  Ortsschulratbe  die  bindende  Erklärung 
abzugeben,  dass  er  auf  das  Lehramt  verzichte.  Erfolgt  innerhalb  dieser  Zeit  keine 
Erklärung,  so  wird  der  betreffende  Schuldienst  als  erledigt  angenommen  und  neu 
besetzt,  ungeachtet  der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Verzichtleistung 
auf  das  Lehramt  sind  aber  die  bisherigen  Lehrer  und  Unterlehrer  verpflichtet,  ihr 
Lehramt  insolange  anszuüben,  bis  die  Neubesetzung  ihres  Schulpostens  und  ihre 
Dienstenthebung  erfolgt 

§.  32.  Jene  Lehrer  und  Unterlehrer,  welche  bisher  den  Messnerdienst  mit  dem 
Lehramte  vereinigten,  haben  auf  den  nach  gegenwärtigem  Gesetze  auszumittelnden 
Gehalt  erst  von  dem  Zeitpuncte  angefangen  einen  Anspruch,  in  welchem  sie  die 
Messnerstelle  niedergelegt  haben  werden.  Lehrer  und  Unterlehrer  sind  innerhalb 
der  nächsten  fünf  Jahre,  von  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  an  gerechnet,  nicht 
beftigt,  mit  einem  Pensionsbeznge  aus  dem  Landesschulfonde  die  Uebemahme 
eines  Messnerdienstes  zu  vereinigen.  Wird  dieser  Vorschrift  zuwider  gehandelt, 
so  bleibt  innerhalb  dieser  fünf  Jahre  der  Pensionsbezug  so  lange  eingestellt,  als 
die  Ausübung  des  Messnerdienstes  dauert. 

§•33.  Der  Organisten-  und  Chordienst  kann  mit  dem  Lehramte  vereinigt  wer- 
den; durch  Ausübung  dieser  Nebenbeschäftigung  darf  jedoch  während  der  gewöhn- 
liehen Schulstunden  den  Lehramtsfunctionen  kein  Abbruch  geschehen. 

§.  34.  Die  Ertheilung  des  Nachstundenunterrichtes  ist  nicht  gestattet. 


m.  Abschnitt. 

Von  der  Disciplinar-Behandlung   und  Entlassung   des 

Lehrpersonales. 

§.  35.  Jedes  pflichtwidrige  Verhalten  von  definitiv  oder  provisorisch  ange- 
«telUen  Lebrpersonen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Sefaide  oder  von  dem  Beeirksschulratbe  mtndlich  oder  schriftlich,  unter  Hinweisung 
auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter  Pfliehtverletzung  gerttgt,  oder  durch  den 
Landesaehulrath  mittelst  einer  DiscipHnarstrafo  geahndet. 

§.  36.  Disciplinarstrafen  sind : 
aj  der  Verweis ; 

h)  die  Verwirkung  des  Anspruches  auf  Dienstalterszulagen ; 
ej  die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Directors ; 
dj  die  strafweise  Versetzung  an  einen  gleich  oder  minder  dotirten  Schulposten 

$.  12,  Alinea  2); 
Dienstesentlassung. 


(§.  12, 
eJ  dieDii 
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§.  37.  Der  Verweis  wird  stets  schrifilieh  ertheilt  und  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  fUr  den  Fall  wiederholter  Pflichtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  wird  diese  Strafe  nicht  weiter  in  Anrech- 
nung  gebracht 

§.  38.  Der  Anspruch  int  eine  Dienstalterszulage  kann  auf  ein  oder  mehrere 
Jahre  oder  auch  gänzlich  abgesprochen  werden. 

§.  39.  Die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Direc- 
tors  und  die  hiedurch  erfolgende  Zurttckversetzung  solcher  Personen  in  die  Kate- 
gorie der  Lehrer  kann  mit  oder  ohne  Aenderang  des  Dienstortes  stattfinden. 

§.  40.  BcTor  gegen  ein  Mitglied  des  Lehrstandes  eine  Disciplinarstrafe  verhängt 
wird^  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten  zu 
seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten.  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlich  vorge- 
brachty  so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden.  Stellt  sich  die  (mttndliche 
oder  schriftliche)  Rechtfertigung  als  gentlgend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschul- 
digten schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  41.  Der  Landesschulrath  ist  bei  Yerhängung  der  im  §.  36  bezeichneten 
Strafen  in  der  Regel  an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  derselben  gebunden. 
Die  Verwirkung  des  Anspruches  auf  die  Dienstalterszulage  soll  jedoch  in  der 
Regel  nur  nach  vorausgegangener  Yerhängung  einer  der  im  §.  36  o)  und  c^  bezeich- 
neten Disciplinarstrafen  ausgesprochen  werden. 

§.  42.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  in  der  Regel  erst  dann  verhängt 
werden,  wenn  ungeachtet  des  Yorausgehens  mindestens  Einer  Disciplinarstrafe 
neuerdings  erhebliche  Yemachlässigungen  oder  Yerletzungen  von  Dienstpflichten 
stattfanden.  Nur  gegen  Denjenigen  kann  die  Entlassung  sofort  Platz  greifen, 
welcher  sich  eines  groben  Missbrauches  des  Zttchtigungsrechtes,  einer  gröblichen 
Yerletzung  der  Religion  und  Sitte  schuldig  gemacht  hat. 

§.  43.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  der  Landesschulbehörde  ohne 
Disciplinarerkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  strafgerichtliche  Yerurthdlung 
erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  des  Yerurtheilten  von  der  Wählbarkeit  in  die 
Gemeindevertretung  nach  sich  zieht  (Abs.  3  des  §.  48  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.  44.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Landesausschusse  und  dem 
Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landesschal- 
räthen  der  übrigen  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 

§.  45.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
vom  Bezirksschulrathe  für  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinaren 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  für  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verlangt 

Ein  Recurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  46.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  gefähr- 
det, so  hat  der  Bezirksschulrath  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verab- 
reichenden Alimentation  auszusprechen,  welcher  höchstens  zwei  Dritttheile 
des  zur  Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  (§§.  15,  16,  17,  18, 
1 9)  zu  betragen  hat  Erfolgt  späterhin  eine  Schuldloserklärung,  so  gebührt  ihiii 
der  Ersatz  des  zeitweisen  Yerlustes  am  Diensteinkonmaen. 

§.  47.  Jede  Yerhängung  einer  Disciplinarstrafe,  Entlassung  oder  die  Suspen* 
sion  des  Lehrpersonales  ist  dem  Landesausschusse  bekannt  zu  geben. 
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17.  Abflchnitt. 

Yon  der  Versetzung  des  Lehrpersonales  in  den  Rahestand  und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§,  48.  SSmmtliche  definitiv  angestellte  Lehrer  und  mit  dem  Lehrbefähigangs- 
xengnisse  versehene  Unterlehrer  sind  pensionsberechtigt. 

§.  49.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  wegen  vorgerückten  Lebensalters,  wegen  schwerer 
kOrperiieher  oder  geistiger  Gebrechen  oder  wegen  anderer  berttcksichtigungs- 
wertber  Verhältnisse  zur  ErflUlung  der  ihm  obliegenden  Pflichten  untauglich 
erscheint  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen  der  betreffenden  Person,  oder  ohne 
ein  solches  Ansuchen  von  Amtswegen  verfilgt  werden. 

§.  50.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand. 

Zur  Verehelichung  einer  Oberlehrerin  oder  Lehrerin  und  eines  nicht  definitiv 
angestellten  Unterlehrers  bedarf  es  der  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes.  Die 
ohne  diese  Genehmigung  eingegangene  Verehelichung  wird  als  freiwillige  Dienstes- 
entsagung angesehen. 

§.51.  Die  Verfassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstesentsa- 
gung  oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  des 
Landesschulrathes  nur  mit  dem  ^de  eines  Schu^ahres  erfolgen,  zu  welcher  Zeit 
aaeh  die  Rilumung  der  Dienstwonnung  und  die  Uebergabe  des  Gartens  stattzu- 
finden bat. 

§.  52.  Die  Berechnung  der  Lehrerpensionen  hat  nach  dem  Gehalte  sammt 
Qoinquennalzulagen  zu  geschehen. 

§«  53.  Das  Ausmass  des  Ruhegenasses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhestand 
Versetzten  abhängig. 

§.  54.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  derjenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Die  Dienstalterszulagen  (§§.  16, 
18),  sowie  die  Gehaltszulagen  (§.  15)  der  Directoren  und  Oberlehrer  sind  alsTheile 
dieses  Jahresgehaltes  zu  betrachten. 

§.  55.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  Lehrbefähigungsprttfung  in  definitiver  oder  provisorischer  Anstel 
long  an  einer  Öffentlichen  Schule  zugebracht  hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Hai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt  die  Anreclmung  der  bereits  vollstreckten 
Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesenermassen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des 
Betheüicten  uur 

§•  56.  DeiQenigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  55)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjkhrigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  54)  zu  bemessen  ist. 

§.  57.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  eilften  bis  zur  Vollendung  des 
ftnfzehnten  DiensQahres  (§.  55)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  erhalten  ein 
Drittthefl  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem  vollendeten  fttnf- 
zehnten  Diensljahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Achttheile,  mit  jedem 
weiter  znrttckgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil,  mit  dem  been- 
deten vierzigsten  DiensQahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechenbaren  Jahres - 
gehattes  als  Pension. 

§•  58.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder  eine 
sdtweffige.  In  letzterem  Fulle  hat  der  Bethefligte  nach  Behebung  des  jene  Ver- 
eetrang  begründenden  Hindernisses  seiner  Thätigkeit  sich  nach  der  Weisung 
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des  Landesfichulrathes  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen  oder  auf  seinen 
Rnhegennss  zu  verzichten.  Auch  im  ersteren  Falle  erlischt  der  Ruhegenuss,  wenn 
der  in  dauernden  Ruhestand  Versetzte  einen  mit  Gehalt  dotirten  Dienst  übernimmt 

§.  69.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  nur 
dann  einen  Yersorgungsanspruch,  wenn  der  verstorbene  Oatte  und  Vater  selbst 
zu  einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  60.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.55)  volletidet  hatte,  erhält 
eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  54). 

§.  61.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehtte  anrechenbare  Dienstjahr 
vollendet  hat,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem  Dritttheile 
des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jaliresgehaltes  zu 
bemessen  ist. 

§.  62.  Wurde  die  Ehe  erst  während  des  Ruhestandes  des  Ehegutten  einge- 
gangen, oder  die  eheliche  Gemeinschaft  vor  seinem  Tode  ans  Verschulden  der 
Gattin  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keineü  Anspruch 
auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  63.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  kann  die  Gattin  sich  flir  einen 
abermaligen  Witwenstand  die  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweijährigen  Betrag 
jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 

§.  64.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  eine  penslonsbereclitigte 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebtthii;  ihr  ein  Erziehni^gsbeitrag  und  ist  so  2U  bemessen, 
dass  ihre  Pension  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom 
verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgebaltes 
überschreitet. 

§.  65.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Zurttck* 
legung  des  20.  Lebeniyahres  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  früher  erlangten 
Versorgung. 

§.  66.  Wenn  der  Verstorbene  keine  Witwe  hinterlässt,  oder  dieselbe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss  bat  (§.  62),  so  gebührt  allen  unversorgten  ehe- 
lichen Edndem  des  Verstorbenen,  wekhe  das  20.  Lebenqahr  noch  nicht  vollendet 
haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  60  dieselbe  Abfertigung,  welche  der  Witwe 
zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.61  aber  eine  Gonoretalpension,  welche  mit 
dem  Seehstheile  des  letzten  vom  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahres- 
gehaltes zu  bemessen  ist. 

§.  67.  Die  Concretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  yothaor 
den  ist. 

§.  68.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  fttr  die  Kinder  des  Verstor- 
benen die  Concretalpension;  behält  sie  sich  für  den  FaU  eines  abermaligeii 
Witwenstandes  das  Wiederanfleben  ihrer  Pension  vor,  so  bezieht  siok  dieser 
Vorbehalt  auch  auf  die  Erziehungsbeiträge,  so  dass  bei  dem  Eintritte  jenes  Falles 
sofort  die  Concretalpension  der  Kinder  erlischt. 

§.  69.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit» 
gliedes  des  Lehrstandes  haben  das  Recht,  die  Naturalwofanong  desselben  noob 
ein  Vierteljahr  lang  zu  benützen  oder  den  ihm  zustehenden  Quartiergeldbetrag  für 
den  nächst  verfallenden  Erhebangstermin  zu  beziehen* 

§.  70.  Die  Nutzungen  eiaes  dem  Schullehrer  zugewiesen^i  Qartens  gehören 
den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mitgliedes  des  ttehrataade« 
nur  dann,  wenn  der  Todesfall  s&wischen  dem  1.  Juni  und  31.  Octolfer  eiiblgte. 
Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  Mos  Aasprueb  auf  den  Ersaitz  Jener  Ao«: 
lagen,  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen  gemacht  wur^äen.         -^    a. 
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§.  71.  Wenn  der  letzte^  von  einem  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliede  des  Lebrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgehalt  600  fl.  nicht  über- 
stieg nnd  der  Nachlass  zugleich  nicht  hinreicht,  die  Krankheits-  und  Leichen- 
kosten zu  bestreiten,  gebührt  den  Erben  des  Verstorbenen  ein  Viertel  jenes 
Jahresgehaltes  als  Conductquartal  ans  dem  Landesschulfonde. 

§.  72.  Die  in  den  §§.  56  bis  68  bezeichneten  Pensionen  und  Unters tUtzungs- 
beiträge  werden  ans  dem  Landesschulfonde  bestritten  nnd  den  Bezugsberechtigten 
durch  die  mit  Einhebung  der  Landesumlage  betrauten  Aemter  in  monatlichen 
Raten  im  Vorhinein  ansbezahlt. 

§.  73.  Auf  PensionsbezUge  nach  Massgabe  des  §.  48  haben  nur  die  beim 
Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  in  activer  Dienstleistung  befindlichen 
Lehrer  und  Unterlehrer,  sowie  deren  Witwen  und  Weisen  einen  Anspruch. 

Witwen  und  Waisen  der  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Oesetzes  verstorbenen 
liehrer  and  Unterlebrer  an  öflfentlichen  Volksschulen  erhalten  Untersttttzungen, 
nnd  zwar  die  ersteren  je  100  fl.,  die  letzteren  je  30  fl.  jährlich,  wogegen  «ie  a^if 
den  Bezug  jener  Pensions^  nnd  Untersttttzungsbeiträge,  welche  den6elb6n  bisher 
aus  dem  Normalschulfonde,  aus  Local-  und  Stiftangsibnden  oder  aiu  Oei&einde- 
mitteln  geleistet  wurden,  keinen  Ansprach  erheben  können. 

Kttcksichtlich  der  Untersttttaungsdauer  für  «olche  Witwen  nnd  Waisen  sind 
die  obigen  Pensionsvorschriften  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Vebergangsbestiminungen. 

§.  74.  Die  Einreihnng  der  Schulposten  nach  Massgabe  des  §.  15  steht  dem 
Landesschulrathe  im  Einverständnisse  mit  dem  LandesansselniiBe  va. 

§.  75.  Jenen  definitiv  angestellten  Mitgliedern  des  Lehrstandes,  welche  bereits 
15  Jahre  lang  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertre- 
tenen Königreiche  und  Länder  ununterbrochen  gewirict  haben,  gebtihrt  mit  dem 
Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  die  erste  Quinquennalszulage  nnd  werden 
diese  verflossenen  fünfzehn  Dienstjahre,  insoweit  es  den  Bezug  der  weiteren 
Dienstaltersznlagen  betrifil,  von  diesem  Tage  an  für  fllnf  Dienstjahre  berechnet. 

SchlussbeBtimmiuigen. 

§.  76.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  1.  Jänner  1870  in  Wirksamkeit.  Für 
den  Fall,  als  bis  dahin  das  Schulaufsichtsgesetz  fUr  das  Erzherzogthum  Oesterreich 
ob  der  Enns  noch  nicht  in  Wirksamkeit  getreten  sein  sollte,  beginnt  die  Wirksam- 
keit des  gegenwärtigen  Gesetzes  zugleich  mit  jener  des  Schulaufsichtsgesetzes. 

§.  77.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  im  Erzherzog- 
tbnme  Oesterreich  ob  der  Enns  alle  auf  Gegenstände  dieses  Gesetzes  sich  bezie- 
henden bisherigen  Gesetze  und  VerordnungeUi  insoweit  sie  den  BestimmnngeQ 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  widersprechen  oder  durch  dieselben  ersetzt  werden, 
ausser  Kraft. 

§.  78.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassnng  der  nOthigra 
Instmctionen  ist  der  Minister  für  Cultus  nnd  Unterricht  beauftragt 

Franz  Joseph  m.  p. 

lasier  ■•  p. 
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Nr.  53. 

Gesetz  vom  18.  Februar  1870| 

wirksam    fttr   das  Herzogthnm    Kärnthen, 

betreffend  die  Bealseliiileii« 

Hit  ZoBtimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthomea  Kämthen  finde  Ich 
anzuordnen^  wie  folgt: 

I.  Allgemeine  Bestiimnnngen, 

§.  1.  Der  Zweck  der  Bealgchnle  ist: 

1.  Eine  allgemeine  Bildung  mit  besonder  er  Berlicksicbtigiing  der  mathematisch- 
natarwigsenschaftlichen  Disciplinen  zu  gewähren ; 

2.  die  Vorbereitung  für  die  höheren  Fachschulen  (polytechnische  Institute, 
Forstakademien,  Bergakademien  n.  s.  w.). 

§.  2.  Vollständige  Bealschulen  bestehen  aua  sieben  Classen,  deren  jede  einen 
Jahrescurs  bildet  und  zerfallen  in  der  Hegel  in  Unter-  und  Oberrealschulen. 

§.  3.  Die  Unterrealschule  bereitet  auf  die  Oberrealschule  yor  und  bezweckt 
zugleich  fUr  Jene,  welche  nach  Absolvirung  derselben  ins  praktische  Leben  Über- 
treten, eine  bis  zu  einem  gewissen  Grade  abschliessende  allgemeine  Bildung. 
Sie  besteht  aus  vier  Jahrgängen. 

§.  4.  Als  Vorbereitungsschule  ftir  die  Oberrealschule  kann  auch  das  vier- 
classige  Bealgymnasium  dienen. 

§.  5.  Mit  den  Unterrealschulen  können  mit  Rücksicht  auf  die  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  des  Landes  Facheurse  zur  £rtheilung  eines,  gewerblichen  oder  land- 
wirthschaftlichen  Unterrichtes  in  Verbindung  gebracht  werden. 

§.  6.  Die  Oberrealschule  besteht  aus  drei  Jahrgängen  und  ist  specielle  Vorberei- 
tungsschule ftir  die  höheren  technischen  Fachstudien.  Sie  besteht  nirgends  ftir 
sich^  sondern  überall  in  Verbindung  mit  einer  Unterrealscbule  oder  einem  vier- 
classigen  Realgymnasium. 

Beide  zusammen  bilden  eine  einzige  Lehranstalt  unter  einem  gemeinsamen 
Director.  Wohl  aber  können  Unterrealschnlen  ohne  eine  Oberrealschule  gegründet 
werden. 

§.  7.  Die  Realschulen  sind  entweder  öffentliche  oder  Priyatrealschulen.  Als 
öffendiche  Realschulen  gelten  diejenigen,  welche  das  Recht  haben,  staatsgUtige 
Zeugnisse  auszustellen  (§.  27).  Nur  die  Zeugnisse  öffenüicher  Realschulen  haben 
Giltigkeit  in  jenen  Fällen,  in  welchen  überhaupt  Zeugnisse  über  Realschulbildung 
gesetzUcb  gefordert  werden. 

Privatschttler  haben  sich,  um  solche  Zeugnisse  zu  erlangen,  der  Prüfung  an 
einer  öffentlichen  Realschule  zu  unterziehen.  Die  ausschliesslich  oder  zum  grös- 
seren Theile  aus  Staatsmitteln  erhaltenen  Realschulen  sind  Staatsrealschulen. 

Die  Leitung  dieser  Anstalten  liegt  ganz  und  in  jeder  Beziehung  in  der  Hand 
der  k.  k.  Sehulbehörden. 

n.  Die  Lehrgegenstände. 

§.  8.  Unterrichtsgegenstände,  welche  an  allen  Realschulen  gelehrt  werden 
müssen,  sind: 

aj  Religion ; 

hj  Sprachen,  und  zwar  die  Landessprachen,  dann  die  französische  und  italienische 
Sprache ; 
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c)  Geographie; 

dj  Geschichte,  mit  besoaderer  Bttckaicht  der  Culturentwicklong  und  Einbezie- 
hung der  Elemente  des  österreichisehen  Verfassnngswesens ; 

ej  die  Elemente  der  Nationalökonomie ; 

()  Mathematik  (Arithmetik,  Algebra,  Geometrie) ; 

gj  darstellende  Geometrie ; 

h)  Naturgeschichte; 

%J  Physik ; 

Je)  Chemie ; 

l)  geometrisches  und  Freihandzeichnen ; 

m)  Kalligraphie ; 

nj  Turnen. 

Ausserdem  kOnnen  nachstehende  Gegenstände  gelehrt  werden :  die  englische 
Sprache,  dann  Modelliren,  Stenographie,  Gesang. 

Andere  freie  Gegenstände  können  an  den  Realschulen  nach  Bedttrfhiss  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Landesschulrathes  eingeftihrt  werden. 

Der  Religionsunterricht  wird  auf  die  ünterrealschule  beschränkt.  Der  Unter- 
rieht in  der  französischen  Sprache  hat  in  allen  Classen  ertheilt  zu  werden.  Die 
Yertheilnng  der  ttbrigen  Lehrgegenstände  auf  die  einzelnen  Classen  und  die 
Bestimmung  der  auf  alle  Lehrgegenstände  zu  verwendenden  Stundenzahl  wird 
nach  Anhörung  des  Landesschulrathes  im  Yerordnungswege  festgesetzt. 

§.  9.  Die  Bestimmung  der  Unterrichtssprache  steht  Demjenigen  zu,  der  die 
Unterrichtsanstalt  erhält  Tragen  Mehrere  hiezu  bei,  so  wird  die  Unterrichts- 
sprache durch  Vereinbarung  festgestellt. 

§.  10.  Fttr  jeden  Schüler  sind  alle  im  ersten  Absätze  des  §.  8  bezeichneten 
Gegenstände  obligat,  nnr  was  die  im  §.  8,  lit.  hj^  angeführten  Sprachen  betrifft, 
so  ist  die  zweite  Landessprache  nur  ftlr  jene  Schüler  obligat,  deren  Eltern  oder 
Vormünder  es  verlangen. 

in.  Von  der  Aufnahme  und  Entlassung  der  Schüler. 

§.11.  Die  regelmässige  Aufiiahme  der  Schüler  findet  im  Herbste,  unmittelbar 
vor  dem  Beginne  des  Schu^ahres  statt. 

Zur  Aufnahme  in  die  unterste  Classe  ist  erforderlich : 

1 .  Das  vollendete  oder  in  dem  ersten  Quartale  des  betreffenden  SchuQahres 
zur  Vollendung  gelangende  zehnte  Lebensjahr ; 

2.  der  Kachweis  über  den  Besitz  der  erforderlichen  Vorkenntnisse,  welcher 
durch  eine  Au&ahmsprüfung  geliefert  wird. 

Eine  solche  Aufoahmsprüfnng  ist  zum  Eintritte  in  eine  höhere  Classe  auch  in 
allen  den  jenigen  Fällen  erforderiich,  in  welchen  der  Aufnahmswerber  ein  Zeugniss 
über  die  Zurücklegung  der  unmittelbar  vorhergehenden  Classe  an  einer  Öffent- 
lichen Lehranstalt  der  im  Reicbsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  nicht 
beigebracht  hat. 

Die  bei  den  Anfnahmsprüfungen  zu  stellenden  Anforderungen  werden  nach 
AnböruDg  des  Landesschulrathes  im  Verordnungswege  geregelt. 

§.  12.  Der  Uebertritt  aus  einer  Lehranstalt  in  eine  andere  am  Schlüsse  des 
ersten  Semesters  ist  nur  in  besonders  wichtigen  Fällen  zu  gestatten. 

Wenn  Schüler  während  des  Semesters  die  Aufiiahme  in  eine  Realschule  nach- 
saehen,  so  steht,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Uebersiedlüng  der  Eltern  oder 
ihrer  Stellvertreter,  in  welchen  einem  Schüler  die  Aufnahme  in  eine  öffentliche 
Lehranstalt  nicht  verweigert  werden  kann,  die  Entsoheidnog  dem  liebrkOcper  zu. 

§•  13.  AttsserordefttKche  Schüler,  welche  aer  einzelne  Lehiigeeenstliiide  zu 
hören  wünschen,  können  vom  Lehrkörper  unter  Wahm^g  4er  SolraldisoipUn  auf- 
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genommen  werden,  nur  darf  durch  solche  Schüler  die  gesetzliche  Maximalzahl  der 
4m  einer  Classe  anzunehmenden  Schiller  nicht  Überschritten  werden. 

§.  14.  Die  Zahl  der  Schiller  in  einer  Classe  soll  in  der  Regel  nicht  ttber  (Unfzig 
steigen.  Wo  die  Anzahl  der  Schüler  in  drei  aufeinander  folgenden  Jahren  im 
Durchschnitte  sechzig  erreicht,  ist  Fürsorge  zu  treffen,  dass  schon  fBr  den  Beginn 
des  darauf  folgenden  Schuljahres  Parallelclassen  errichtet  sind. 

Keinem  sonst  geeigneten  Schüler  darf  blos  aus  Bücksicht  der  Ueberfttllung 
die  Aufnahme  verweigert  werden. 

§.  15.  Semestral-  und  Jahresprüfungen  finden  ftir  öffentliche  Schüler  nicht  statt 

Am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  erhält  jeder  Schüler  ein  Schulzeugniss. 

Auf  Grund  der  Gesammtleistungen  eines  Schülers  während  des  Schuyah'es 
entscheidet  die  Lehrerconferenz  über  das  Vorrücken  desselben  in  den  nächst 
höheren  Jahrgang. 

Wenn  ein  sicheres  Urtheil  über  die  Beife  eines  Schülers  zum  Anfsteigen  in  die 
höhere  Classe  nicht  gefällt  werden  kann,  wird  in  Gegenwart  des  Directora  eine 
Yersetzungsprüfang  gehalten. 

Besteht  das  Hinderniss  der  Versetzbarkeit  in  den  ungenügenden  Leistungen 
in  einem  einzigen  Gegenstande,  so  kann  dem  Schüler  die  Erlaubniss  zur  Ablegung 
einer  Wiederholungsprüfung  vor  Beginn  des  neuen  Schuljahres  ertheilt  werden, 
von  deren  günstigem  Erfolge  das  Vorrücken  in  die  höhere  Classe  abhängt 

§.  16.  Zum  Behufe  des  Nachweises,  dass  die  Bealschttler  sich  die  ftr  das 
Aufsteigen  in  die  technische  Hochschule  erforderlichen  Kenntnisse  erworben  haben, 
werden  Maturitätsprüfungen  eingeführt. 

Die  Mitglieder  derselben  werden  vom  Minister  für  Cultus  und  Unterricht 
ernannt,  wobei  als  Grundsatz  zu  gelten  hat,  dass  in  der  Begel  die  im  letzten  Jahre 
des  Bealschulcurses  beschäfkigten  Professoren  und  Lehrer  Mitglieder  der  Commis- 
sion  sein  sollen,  die  durch  Professoren  der  technischen  Studienanatalten,  Schul* 
inspectbren  und  Directoren  der  Bealschulen  verstärkt  werden  kann. 

§.  17.  Jeder  Bealschüler  wird  am  Schiasse  des  letzten  Jahres  des  Bealschul- 
curses zur  Maturitätsprüfung  zugelassen.  Er  hat  sich  zu  diesem  Zwecke  zwei 
Monate  vor  dem  Schlüsse  des  Schuljahres  bei  seinem  Director  zu  melden,  welcher 
das  Verzeichniss  aller  Angemeldeten  dem  Vorsitzenden  der  Prüfungscommission 
(§.  16),  vor  welcher  die  Prüfung  abzulegen  ist,  sogleich  vorzulegen  hat. 

Privatstudirende,  welche  an  keiner  öffentlichen  BeaUchule  eingeschrieben 
waren  und  kein  öffentliches  Zeugniss  erhalten  haben,  haben  sich  ebenfalls  zu  der- 
selben Zeit  bei  jenem  Landesschulrathe  zu  melden,  dem  die  Bealschule  untersteht, 
und  werden  zur  Maturitätsprüfung  zugelassen,  wenn  sie  das  17*  Lebensjahr  zorttek- 
gelegt  haben. 

§•  18.  Die  näheren  Bestimmungen  ttber  die  Maturitätsprüfimgen  werden  nach 
AnhVmng  des  Landesschnlrathes  im  Verordnungswege  geregelt 

IV.  Von  den  Lehrkräften. 

§.  19.  Die  Beflihignng  der  Lehrer  wissenschaftliofaer  Fächer  an  den  Real- 
schulen wird  durch  einel^fung  ermittelt,  mit  deren  Abhaltung  eigene  Tom  Minister 
Ittr  Cultus  und  Unterricht  bestellte  Prttfungscommissionen  betraut  sind« 

IHe  zo  Mitgliedern  dertdben  ernannten  Männer  soDen  die  veredaedenen 
Zweige  den  Unterriohtes  in  wlssensdiaftlicher  und  zugleich  in  didaktisoher  Bioh* 

Die  «VheroB  Bestimmungen  über  die  Beinbignngsptllfomg'  ftlr  das  Lehramt, 
inabesondere  im  Mass  der  Anibrdernngen  in  den  einaetaen  LrtigegenstBnden, 
Wf^iden  (m  Vererdnungswege  geregelt  :  •   :;* 
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§.  20.  Nur  diejenigen^  welche  rieh  ein  Lehrbeftbigungszengniss  erworben 
haben,  können  als  wirkliche  Lehrer  an  den  Realschulen  angestellt  werden. 

Die  Anfordentngen,  welche  an  die  Nebenlebrer  fUr  Gesang  nnd  ähnliobe 
Oegenstände  zn  stellen  sind,  werden  im  Yerordnangswege  geregelt.  Lebramts- 
candidaten,  welche  während  ihres  Probejahres  oder  nach  demselben  zim  Lehren 
verwendet  werden,  heissen  Hilfslehrer. 

§.21.  Für  die  obligaten  Lehrfächer  werden  an  einer  vollständigen  Real- 
schule neben  dem  Religionslehrer  noch  zwölf,  an  einer  yierclassigen  Unterreal- 
schole  sieben  wirkliche  Lehrer  mit  Einschlnss  des  Direetors  bestellt. 

§•  22.  Der  Director  ist  mit  der  unmittelbaren  Leitung  der  Realschule  und 
eventuell  der  damit  in  Verbindung  gesetzten  Facheurse  betrauf.  ' 

Die  sämmtlichen  wirklichen  Lehrer  bilden  unter  dem  Vorsitze  des  Direetors 
die  Lehrerconferenz,  deren  Befugnisse  nach  Anhörung  des  Landesschnlrafhes  im 
Verordnungswege  nonnirt  werden. 

§.  23.  Der  Director  ist  an  vollständigen  Realschulen  zu  6  bis  8  ünterriehta- 
stunden,  an  Unterrealschulen  zu  8  bis  10  Stunden  wöchentlich  verpflichtet. 

Den  wirklichen  Lehrern  wissenschafUicher  Fächer  sollen  in  der  Regel  aieht 
mehr  als  20  Stunden  wöchentlich  zugewiesen  werden.  Nur  im  Falle  einer  zeitwei- 
ligen Supplirung  eines  Lehrers  kann  ein  Mitglied  des  Lehrkörpers,  jedoch  nicht 
länger  als  zwei  Monate  hindurch,  zu  mehr  als  20  Lehrstunden  verhalten  werden. 
Tritt  die  Nothwendigkeit  einer  längeren  Supplirung  ein,  so  hat  der  Lehrer  einen 
Ansprach  auf  die  normalmässige  Snbstitutionsgebtihr.  Die  Lehrer  des  Zeichnens 
können  bis  zu  24  Stunden  wöchentlich  verhalten  werden. 

Dem  Director  steht  es  zu,  die  wöchentliche  vorschriftsmässige  Zahl  der 
Unterrichtsstunden  mit  Rücksicht  auf  das  Lehrfach,  die  Menge  der  Schüler  oder 
der  Correcturen,  überhaupt  des  Lehrbedttrfnisses,  um  wöchentlich  2  bis  3  Lehr- 
stunden f&r  einzelne  Lehrer  zu  ermässigen,  von  welcher  Verfügung  er  an  den 
Landesschulrath  die  Anzeige  zu  erstatten  hat. 

§.  24.  Jeder  Besetzung  einer  Lehrerstelle  hat  eine  Concursverlautbarung 
voranzugehen,  welche  von  dem  Landesschub'athe  veranlasst  wird.  Die  Aus- 
schreibung des  erledigten  Postens,  in  welcher  die  Lehrfächer  nebst  der  Unterrichts- 
Sprache,  in  welcher  der  Unterricht  zu  ertheilen  ist^  sowie  der  mit  der  Lehrstelle 
verbundene  Gebalt  zu  bezeichnen  sind,  erfolgt  in  der  officiellen  Wiener-  und  der 
officiellen  Landeszeitung. 

Die  Gesuche  werden  vom  Landesschulrathe  gesammelt  und  dem  Direeter  zur 
Erstattung  eines  Gutachtens  übermittelt.  Auf  Grundlage  desselben  erstattet  der 
Landesschulrath  seinen  Vorschlag,  und  zwar  bei  Staatsschulen  an  den  Minister 
für  Cultus  und  Unterricht,  bei  Landesschulen  an  den  Landesausschuss. 

Ist  an  einer  Staats-  oder  Landesschule  eine  Stelle  erledigt,  iUr  welche 
eine  Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelnperson  den  Besetzungsvorschlag  zu 
machen  berechtigt  ist,  so  ist  die  Anzeige  sowohl  dem  Landesschulrathe  als 
dieser  Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelnperson  zu  erstatten. 

§,25.  Die  Ernemmiig  der  Lehrer  und  Poefeaseren' erfolgt  bei  Staalisehulen- 
auf  ^trag  des  Landesscbulrathes  vop.  Minister  für  Cultus  und  Unterricht,   bei 
Landesschulen  von  dem  Landesausschusse.  Gßlfs-  und  Nebenlehrer  werden  bei 
Staatsachiilen  vom.  Landeeschnlmihe  anf  Versehbtg  des  DireiAors /boflriftllLf    ...>>) 

V.  Von  den  Privatanstalteii.  , 

%.36.  Df0£rrich*img«]nerReidteobide}stJ«ck^^  unter  der  Vö^fttfss6tzung^ 
gcMrtattet,  dasa  die  IBmrieUtitiig  dertMlten  mchtB  den  aHgeweinenLelirsK^clBeii  die^ ' 
ser  Anstalten  Widersprechendes  enthUt. 
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Ihre  Errichtong  ist  daher  aA  folgende  Bedingungen  geknflpft: 

1.  Statut  und  Lehrplan,  sowie  jede  Aenderung  desselben,  bedürfen  der  aber 
Antrag  des  Landesschubrathes  ertbeilten  Genehmigung  des  Ministers  flir  Cultns 
und  Unteiricht. 

2.  Als  Directoren  können  nur  solche  Personen  rerwendet  werden,  welche 
ihre  volle  Befähigung  zum  Unterrichte  an  einer  derartigen  Lehranstalt  dargethau 
haben. 

§.  27.  Das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  kann  den  von 
Gemeinden,  Corporationen  oder  Privaten  errichteten  Lehranstalten  zuerkannt  wer- 
den, wenn  der  Lehrplan  nicht  in  wesentlichen  Puncten  von  dem  fttr  die  staatlichen 
und  Landesanstalten  vorgeschriebenen  abweicht  und  für  jede  Ernennung  des  Di* 
rectors,  der  Lehrer  und  Hilfslehrer  die  Bestätigung  des  Landesschulrathes  ein- 
geholt wird.  , 

§.  28.  Der  Director  einer  derartigen  Realschule  ist  den  SchulbefaOrden  flir  den 
Zustand  derselben  verantwortlich.  Der  Landesschulrath^  und  in  höherer  Instanz 
der  Minister  flir  Cultus  und  Unterricht,  sind  berechtigt,  nach  vorangegangener 
Disciplinarbiehandlung  die  Entfernung  eines  untauglichen  oder  seines  Amtes  sich 
unwürdig  erweisenden  Lehrers  oder  Directors  zu  fordern. 

§.  29.  Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  kann  nach  Anhörung  des  Lan- 
desschulrathes jede  derartige  Lehranstalt  schliessen  lassen,  wenn  ihre  Einrichtung 
oder  Wirksamkeit  mit  den  bestehenden  Gesetzen  in  Widerspruch  tritt 

§.  30.  Die  von  Corporationen  oder  Privaten  errichteten  Lehranstalten,  welche 
im  Besitze  des  Rechtes  sind,  staatsgiltige  Zeugnisse  auszustellen,  können  von 
Landesmitteln  eine  Unterstützung  erbalten,  falls  die  Nothwendigkeit  eines 
ungeschmälerten  Fortbestandes  derselben  nachgewiesen  ist,  und  wenn  das  in 
gleicher  Höhe  wie  fllr  Staatsrealschulen  festgesetzte  Schulgeld  in  Verbindung  mit 
den  ttbrigen  Mitteln  der  Anstalt  zur  Bestreitung  der  Kosten  nicht  ausreicht. 

SchluBsbestimmungen. 

§.  31.  Die  Erweiterung  der  bestehenden  dreiclassigen  Unterrealschulen  in 
vierclassige  und  jene  der  sechsclassigen  Oberrealschulen  in  siebenclassige  hat  bis 
zum  Beginne  des  Schuljahres  1870/1  stattzufinden. 

§.  32.  Der  Minister  fttr  Cultns  und  Unterricht  ist  mit  dem  Vollzuge  dieses 
Gesetzes  betraut  und  hat  die  weiteren  nothwendigen  Uebergangsbestimmungen 
zu  erlassen. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Sireaajr  ■.  p. 

Nr.  64. 

Eriass  des  Ministers  fllr  Cultus  und  Unterricht  vom  2G.  März  1870, 

Z.  141-Pr., 

betreffend  das  Organlsationsstatnt  fAr  die  Administration  der  Gitter  des 

Bokowinaer  griech.  Orient.  Beligionsfondes. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  Laben  mit  AllerhOehster  Entsehliessnng 
Yom  18.  Mftrz  1870  das  naohateliende  Organisationsstatut  fttr  die  Administration 
der  Guter  des  Bnkowi&aer  grieehisoh-orientaliscben  Beligionsfondes  zu  genefa- 
migen  geruht. 
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7.  Die  oberste  Leitung  und  Ueberwachong  der  Administration  der  in  dem  Her- 
zogtbnme  Bukowina  befindliehen  Ottter  des  Bukowinaer  griechisch-orientalischea 
Religionsfondes  übergeht  mit  1.  Juli  1870  von  dem  k.  k.  Finanzministerium  an 
das  k«  k.  llinlsteriam  fllr  Cnitus  und  Unterricht. 

IL  Seine  Majestät  der  Kaiser  bestimmt  die  allgemeinen  Grundsätze  für  die 
Administration  dieser  Güter.  Insbesondere  werden  der  Allerhöchsten  Schlussfassung 
Torbebalten : 

Die  Feststellung  des  Wirkungskreises  sowohl  des  k.  k.  Ministeriums  für 
Cultus  und  Unterricht  als  der  zur  Administration  der  Güter  berufenen  Organe,  die 
Feststellung  des  Personal-  und  Besoldungsstandes  derselben,  die  Ernennung  der 
leitenden  Beamten,  die  Genehmigung  des  JahresYoranschlages  und  die  Genehm- 
haltung  des  Rechnungsabschlusses  flir  alle  Zweige  der  Gttterverwaltung. 

m.  Unter  der  Obeileitung  und  Autsicht  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und 
Unterrieht  wird  die  Verwaltung  der  Güter  von  einer  eigenen  Direction  besorgt, 
welche  in  der  Landeshauptstadt  Czernowitz  ihren  Sitz  hat  und  den  Titel  führt : 
„K.  K.  Direction  der  Güter  des  Bukowinaer  griechisch-orientalischen  Religions- 
fondes. << 

IV.  Der  politische  k.  k.  Landeschef  in  der  Bukowina  ist  zugleich  Vorstand  der 
Direction. 

F.  Unter  der  Leitung  der  genannten  Direction  stehen  alle  Organe,  welche  zur 
Verwaltung  der  einzelnen  Güter,  dann  der  dazu  gehörigen  Waldcompleze  und 
sonstiger  Gerechtsamen  bestellt  sind. 

VI.  Der  Aufwand  der  Güterverwaltung  wird  ans  den  Renten  der  Güter  des 
griechisch-orientalischen  Religionsfondes  unmittelbar  bestritten. 

VIL  Alle  Angestellten  der  Direction  und  der  derselben  unterstehenden  Aemter 
sind,  soweit  durch  besondere  Normen  nicht  anders  bestimmt  wird,  den  k.  k. 
Staatsbeamten  und  Dienern  vollkommen  gleichgestellt. 

VlIL  Das  Centralcassageschäft  des  griechisch-orientalischen  Religionsfondes 
wird  auch  fernerhin  von  der  k.  k.  Landeshauptcassa  in  Czemowitz  besorgt ;  die- 
selbe ttbeminunt  auch  alle  Cassageschäfte  der  Direction. 

Für  den  hiedurch  bedingten  Aufwand  erhält  die  Staatsverwaltung  aus  den 
Renten  der  Güter  des  Bukowinaer  griechisch-orientalischen  Religionsfondes  eine 
angemessene  Vergütung. 

IX.  Die  Ingerenz  der  k.  k.  Finanzprocurator  in  Bezug  auf  die  Vertretung  der 
Fondsgüter  überhaupt,  die  Erstattung  von  Rechtsgutachten  und  die  Mitwirkung 
bei  der  Zustandebringung  von  Rechtsgeschäften  und  Rechtsurkunden,  wenn  diese 
von  der  Direction  ausdrücklich  verlangt  wird,  bestimmt  die  Dienstesinstruction 
für  die  Finanzprocuratoren  vom  16.  Februar  1855.  Auch  für  diese  Dienstleistung 
und  für  die  hieraus  erwachsenden  Auslagen  erhält  die  Staatsverwaltung  aus  den 
Güterrenten  eine  angemessene  Vergütung. 

X.  Die  Mitwirkung  des  Bukowinaer  griechisch-orientalischen  Bisdiofs  und 
des  griechisch-orientalischen  Consistoriums  bei  der  Administration  der  Güter  ist 
dnrdk  die  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  2.  Februar  1869  genehmigte 
Geschäftsordnung  für  das  Consistorium  des  griechisch-orientalischen  Bitthums 
in  der  Bukowina  normirt. 
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Nr.  55. 


Eriass  des  Ministers  fUr  Culti»  und  Unterriclit  vmr  27.  Milrz  1870, 

Z.  2298, 

an  sämmtliche  LandeBschalbehurden,  beziehungsweise  Länderchefs,  mit  Ansoalime  jener 

für  Galizien,  Dabnatien,  Bukowina  und  Nraderösterreieb, 

betreffend  die  im  Jahre  1870  in  Wien  abznlialtende  19.  allgemeine  Lelirer- 

rersammlnng. 

Am  8.,  9.  und  10.  Juni  d.  J.  wird  in  Wien  die  19.  allgemeine  dentsche  Lehrer- 
versammlmig  abgehalten  werden. 

Um  die  Tbeilnahme  an  dieser  Versammlung  thunlichst  eu  fördern,  finde  ich 
auf  Ansuchen  des  Ortsausschusses  der  genannten  Versammlung  anzuordnen,  dass 
dem  Lehrpersonale  der  Staatsmittelschulen,  sowie  der  Volksschulen,  welches  an 
der  Lehrerversammlung  Theil  zu  nehmen  beabsichtigt,  zu  diesem  Zwecke  der  er- 
forderliche Diensturlaub  zu  gewähren  sei. 

Demzufolge  gestatte  ich  auch,  dass  der  Unterricht  an  den  bezeichneten  An- 
stalten während  der  ganzen  Pfingstwoche  insoweit,  als  nicht  durch  Supplirnngen 
gesorgt  werden  kann,  beschränkt  werde  und  bei  einclassigen  Volkssohnlen,  deren 
einziger  Lehrer  an  der  Lehrerversammlung  theilnimmt,  gao2  unterbleibe. 

Anmerkung.  Der  abgesondert  an  den  Statthalter  in  Niederösterreich  erflossene  Mini- 
sterialeriass  vom  gleioheii  Datum  lautet : 

In  Betreffdes  Ansuchens  des  Ortsausschusses  fllr  die  am  8.,  9.  und  10.  Juni  1870 
in  Wien  tagende  1 9.  allgemeine  dentsche  Lehrerversammlung  um  Unterstützung 
dieses  Unternehmens  finde  ich  Eurer Folgendes  zu  eröflftien : 

Zur  Aufstellung  der  Lehrmittel  und  zu  den  Sectionsberatliungen  der  Lehrer- 
versammlung sind  dem  Ortsausschnsse  die  ausgemittelten  disponiblen  Rinmlich- 
keiten  in  den  versehiedenen  Stadien*  and  Schulgebluden  verfügbar  zn  machen, 
wobei  bemerkt  wird,  dass  es  nicht  nnmöglich  sein  dürfte,  namentlich  in  dem 
Schulgebäude  zu  St.  Anna  eine  grössere  als  die  bezeichnete  ZaU  von  Localitäten 
und  auch  im  polytechnischen  Institute  einige  Bäumlichk^ten  während  der  Pfingst^ 
Woche  zur  Verfügung  zu  stellen.  Diessbezüglich  erlasse  ich  unter  Einem  das  Er- 
forderliche an  das  Rectorat  des  Polytechnikums,  mit  dem  sich  Euer  .  •  »  .  . 
in  das  Einvernehmen  setzen  wollen. 

Um  die  Tbeilnahme  an  dieser  Lehrersammlung  thunlichst  zu  fördern,  bewil- 
lige i6h  die  angesuchten  ausserordentfichen  Ferien  in  der  ganzen  Pfingstwoche 
für  die  Mittel-  und  Volksschulen  in  Wien,  und  gestatte,  dass  auch  an  den  iStaats- 
mittelschulen  und  an  den  Volksschulen  in  Niederösterreich  ausserhalb  Wiens  der 
Unterricht  während  dieser  Pfingstwoche  insoweit  als  nicht  durch  Supplirung  je- 
sorgt  werden  kann,  beschränkt  werde,  und  bei  einclassigen  Volksschulen,  deren 
einziger  Lehrer  an  der  Lehrerversammlang  tfaeilbinmit,  ganz  nnterbleibd.  — 
Dem  Lehrerpersonale  dieser  Anstalten,  welches  an  der  Lefarerversamnliing  Theil 
zn  nehmen  die  Absieht  hat,  wird  zn  diem  bezeiehMten  ZWeoke  d^r  ei4br(lerttehe> 
DienitOTlaub  anstandslos  zu  gewähren  sein. 
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Nr.  56. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  5.  April 

1870,  Z.  2916, 

« 

an  sämmtliche  Landesschulräthe,  beziehungsweise  Statthalter  und  Landespräsidenten, 

betreffend  die   gottesdienstlichen  üebnngen  für  katbolisehe  Schfiler  an 

Mittelschulen« 

Ans  Anlass  der  mehrseitig  gestellten  Anträge  in  Betreff  der  Begelung  der 
goitesdienstliehen  Uebungen  fttr  katholische  Schtiler  an  Mittelschulen  verordne 
ich  in  Folge  der  mir  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  30.  März  d.  J.  er- 
theilten  Ermächtignng,  dass  in  Fällen^  wo  sich  tM)er  das  Mass  der  bezeichneten 
Üebnngen  zwischen  dem  Lehrkörper  einer  Mittelschule  und  der  kirchlichen  Be- 
hörde Differenzen  ergeben,  die  Landesscbulbehörde  selbstständig  zu  entscheiden, 
hiebei  jedoch  sich  den  Grundsatz  gegenwärtig  zu  halten  hat,  dass  an  dem  Schul- 
gottesdienste zu  Anfang  und  zu  Ende  des  Schuljahres,  dann  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen, endlich  an  dem  Empfange  des  heiligen  Sacramentes  der  Busse  und  des 
Altars  zu  Anfang  und  zu  Ende  des  Schuljahres  nnd  zur  österlichen  Zeit  festzu- 
halten ist. 

Bei  diesem  Anlasse  l)emerke  ich,  dass  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  zur 
disciplinaren  Ueberwachung  der  zu  Andachtstibungen  versammelten  Schüler  ihres 
Glaubensbekenntnisses  allerdings  verpflichtet  sind. 

Nr.  57. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  6.  April 

1870,  Z.  3169  *), 

betreffend  die  Fortbildnngscnrse  der  Yolksschnllehrer. 

Zur  Durchführung  des  §.  47  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1869  (R.  G.  Bl. 
Nr.  62)  verordne  ich,  wie  folgt: 

§.  1.  Die  Fortbildungscurse  werden  alljährlich  in  den  Ferienmonaten  abge* 
halten.  Die  Dauer  derselben  beträgt  4—6  Wochen. 

g.  2.  Der  Unterricht  erstreckt  sich  auf  alle  jene  Lehrgegenstände,  welche  an 
den  Lehrerbildungsanstalten  gelehrt  werden ;  in  den  ersten  Jahren  sollen  jedoch 
vornehmlich  die  realistischen  Lehrfächer  der  Volksschule  berücksichtigt  werden. 

§.  3*  Die  Bezirksschulingpectoren  haben  al^äbrlich  am  Schlüsse  des  ersten 
Semesters  der  Landesscholbehörde  ein  Yerzeichniss  jener  Volksschullehrer,  deren 
Betheiligung  an  dem  Fortbildungscurse  wünschenswerth  ist,  zu  übergeben. 

§.  4.  Die  Landesscbulbehörde  bestimmt  mit  Bücksicht  auf  die  ftlr  diesen 
Zweck  im  Budget  präliminirte  Snmme  die  Anzahl  der  zurTheilnahme  zu  verpflich- 
tenden Lehrer  und  bezeichnet  zugleich  jene  Lehrerbildungs»ostalten,  an  welchen 
in  dem  betreffenden  Jahre  die  Fortbildungscurse  abgehalteo  werden  sollen. 

Die  Landesscbulbehörde  hat  bei  der  Auswahl  der  einzuberufenden  Lehrer 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  thunlichst  nur  solche  Lehrer  gleichzeitig  einbe- 
rnien  >Yerden,  die  in  denselben  Gegenständen  Unterricht  erhalten  können. 

g.  5.  Die  Zahl .  der  einzuberufenden  Lehrer  soll  in  der  Regel  für  dieselbe 
Gruppe  von  Lehrgegenständen  20  nicht  übersteige)). 


*)  Anmerkuag.  Enthalten  im  K.  G.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  50. 
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§.  6.  Der  UnterrichtsstofF  nnd  die  specielle  Organisation  der  einzelnen  Cnrse 
wird  alljährlich  nach  eingeholtem  Gutachten  des  Lehrkörpers  der  Lehrerbildnngs- 
anstalt  von  der  Laudesschulbehörde  fest^gesetzt. 

§.  7.  Die  Lehrer,  welche  von  der  Landesschulbehörde  zur  Utltearriehtserthei- 
lung  an  dem  Fortbildnngscurse  bestimmt  >^erdeQ>  erhalten  von  der  Landesschal- 
behörde  aus  den  zu  diesem  Behufe  zur  Verfügung  gestellten  Mitteln  eine  Remune- 
ration. 

§.  8.  Jene  Lehrer,  welche  zur  Theilnahme  an  den  Fortbildungscursen  ver- 
piBicbtet  werden,  erhalten  nebst  einer  Vergütung  fllr  die  Reisekosten  einen  Pau- 
schalbetrag fUr  Zehrkosten. 

§.  9.  Ausser  den  von  der  Landesschulbehörde  zur  Theilnahme  Verpflichteten 
steht  es  jedem  Lehrer  fi*ei,  sich  an  den  Fortbildungscursen  als  Zuhörer  la  bethei- 
ligen, soweit  dies  ohne  Beeinträchtigung  des  Fortbildnngsnnterriehtds  flir  die  zur 
Theilnahme  daran  Verpflichteten  zulässig  erscheint. 

§.  10.  Am  Schlüsse  des  Fortbildnogscurses  erhalten  jene  Tbeilnehmer,  welche 
sich  regelmäjssig  an  demselben  betheiligt  haben,  hierltber  eine  Bestätigung. 

§.11.  Ausser  den  in  den  Ferienmonaten  abzuhaltenden  Fortbildangscnrsen 
kann  die  Landesschulbehörde  insbesondere  in  den  Städten,  wo  sich  eine  grössere 
Anzahl  von  Lehrern  vorfindet,  während  des  Schaljahres  besondere  Canse  anordnen, 
an  welchen  sich  jedoch  blos  die  Lehrer  der  Stadt,  ohne  ihrem  eigentlichen  Berufe 
entzogen  zu  werden,  hetheiligen  können. 

Streiiajr  n«  f. 

Anmerkung,  trleichzeiti^  wurden  die  Lundcsschiilräthe,  beziehungsweise  die  Länder* 
cbefs  aufgefordert,  dns  Erforderliche  vorzukehren,  daiis  die  angeordneten  regelmässigen  Fort- 
bildungscurse  schon  im  Laufe  der  diessjährigen  Herbst ferien  abgehalten  werden. 


Nr.  58. 

Gesetz  vom  9.  April  1870  ^)j 

betreffend  die  Gehalte  der  Professoren  an  den  weltlichen  Facultaten  der 
Universitäten  und  das  Quartiergeld  der  Faeultats-Pi*ofes8oren  in  Wien. 

Mit  Zustimmung  beider  Hänser  des  Reicbsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt : 

§.  1.  Die  systemmässige  erste  Gehaltsstufe  der  ordentlichen  Professoren  an 
den  weltlichen  Facultaten  wird  flir  Wien  mit  2200  fl.,  ftlr  Pl-ag  mit  2000  fl-  und 
für  alle  übrigen  Orte  mit  1 800  fl.  festgesetzt. 

§.  2.  Dieser  systemmässige  Gehalt  eines  jeden  der  im  §.  1  erwähnten  Pro> 
fessoren  wird  nach  je  fllnf  Jahren,  die  derselbe  als  ordentlicher  Professor  an  Oster- 
reichischen Universitäten  zugebracht  hat,  bis  einschliesslich  zum  fllnfnndzwan- 
zigsten  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  200  fl.  (Quinquennalzulagen)  erhSht. 

Eine  Dienstzeit,  welche  diesen  Bedingungen  nicht  entspricht,  konirot  hiebei 
nur  dann  in  Betracht,  wenn  sie  durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  als  zum  Behufe 
der  Vorrttckung  in  höhere  Gehaltsstufen  anrechenbar  anerkannt  wurde. 

§.  3.  Nach  Lage  nnd  Erforderniss  der  Verhältnisse  kOnnen  einzelnen  Pro- 
fessoren auch  höhere,  als  die  systemmässigen  BezUgc  und  andere  Begünstigungen 
zugestanden  werden. 

§.  4.  Die  im  §.  1  erwähnten  Professoren  treten  in  den  Gennss  des  Gehaltes 
am  1.  Mai  1870  und  in  den  der  ersten  der  im  §.2  bezeichneten  Quinquennalzulagen 
am  1.  Mai  1875.  Diejenigen,  welche  eine  zehnjährige  Dienstzeit  von  der  im  §.  2 


<»}  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  G.  Bi.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  45. 
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bezeichneten  Beschaffenheit  bereits  am  1.  Mai  1870  zurückgelegt  haben  oder 
innerhalb  der  nächsten  fünf  Jahre  vollenden,  treten  im  ersten  Falle  an  jenem Tage^ 
im  zweiten  nach  Vollendung  des  zehnten  Diens^hres  in  den  Genuss  der  ersten 
Qninqnenn^lzuiage.  Diejenigen,  welche  eine  solche  zwanzigjährige  Dienstzeit  vor 
dem  1«  Mai  1875  ^siurücUegen,  treten  mit  dem  ToUendeten  zwanzigsten  Dienstjahre 
in  den  Genuss  der  zweiten  Quinquennalzulage. 

§.  5.  H^  ein  Professor  schon  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  einen  Anspruch  darauf,  in  irgend  einer  Beziehung  gttn^tiger  behandelt  zu 
werden,  als  diess  in  den  §§.  1,  2  und  4  vorgezeichnet  ist,  so  finden  diese  Bestim- 
mungen nur  insoferne  Anwendung  auf  ihn,  als  er  selbst  verlangt,  in  jeder  Beziehung 
nach  denselben  behandelt  zu  werden. 

Ein  solches  Verlangen  kann  er  zu  jeder  Zeit  stellen,  so  lange  er  sich  noch  in 
activer  Dienstleistung  befindet, 

§.  6.  Bei  Durchführung  der  aus  den  §§.  4  und  5  entspringenden  Verhand- 
lungen werden  Personalzulagen,  den  bestehenden  Normen  gemäss  bei  Anweisung 
eines  höheren  Gehaltes  oder  der  VorrUckung  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  verhält- 
nissmässig  reducirt  oder  ganz  eingezogen. 

Remunerationen  oder  Gehaltszulagen  aber,  welche  ein  ordentlicher  Professor 
für  eine  ihm  übertragene ,  seine  ursprüngliche  lehrämtliche  Verpflichtung  über- 
steigende Mehrleistung  bezieht,  bleiben  von  dieser  Beschränkung  unberührt. 

§.  7.  Die  ausserordentlichen  Professoren  werden  entweder  ohne  Gehalt  oder 
mit  von  Fall  zu  Fall  zu  bestimmenden  fixen  Gehalten  angestellt. 

Die  ausserordentlichen  Professoren  haben  als  solche  kein  Recht  auf  Vor- 
rUckung in  höhere  Gehaltsstufen. 

§.  8.  Das  Qnartiergeld  für  die  ordentlichen  Professoren  aller  Facultäten  in 
Wien,  welche  sich  nicht  vermOge  ihres  Amtes  im  Genüsse  eiiier  Naturalwohnuug 
befinden^  wird  vom  1.  April  1870  auf  400  fl.  erhöht.  In  gleicherweise  wird  für  die 
mit  Gehalt  angestellten  ausserordentlichen  Professoren  der  Wiener  Universität  das 
Quartiergeld  im  Betrage  von  300  fl.  bestimmt.  Dieses  kommt  vom  1.  April  1870 
weiterhin  auch  den  bereits  mit  Gehalt^  aber  ohne  Quartiergeld  oder  mit  einem 
geringeren  Quartiergelde  angestellten  ausserordentlichen  Professoren  zu. 

§.  9.  Die  ordentlichen  Universitätsprofessoren  stehen  in  der  VI.  und  die 
ausserordentlichen  in  der  VIL  Diätenclasse. 

§.  10.  Der  Unterrichtsminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes 
beauftragt 

Wien,  am  7.  April  1870. 

Ftaam  Joiepk  m.  p. 

ßtamtr  ■•  ft  S^najr  n.  p. 

Nr.  59. 

Gesetz  vom  9.  April  1870  % 

Aber  die  Pensionsbehandlung  des  Lehrpersonals  der  Toni  Staate  erhaltenen 

Lehranstalten. 

Hit  Zustimmung  beider  ÜKtiser  des  SiJDbflntbes  finde  lob  anzuordnen^  wie 
folgt: 

§•  1.  Für  die  Penstonsbebandhiiig  des  Lehrpersonals  der  vom  Staate  erhal- 
tenen Lehranstalten,  mit  Einschlnss  der  bei  solefaen  angestellten  Ordensgeistlichen 


♦)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  O.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  47. 
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und  mit  AudschlusB  der  Professoren  d^r  theologfisoben  Facnltät  züKrakan^  ist  die 
Pensionsvorschrift  vom  9.  December  1866^  R,  G.  Bl.  Nr.  157,  mj 

Dabei  ist  jedoch  die  an  den  Staatslehranstalten,  rniF^snabnje  der  mit^den^ 
Lehrerbildungsanstalten  verbundenen  üebungsschnlen  oder  arict^en  Volksscliiilen' 
zngebraehte  Zeit  in  der  Weise  zn  berechnen,  dass  ff>  dri>i  in  dipuw  Pi^n*^tHfftnnp: 
vollständig  zurückgelegte  Jahre  fttr  vier  gezählt  werden,  nnd  zwar  anch  dann, 
wenn  ein  Uebertritt  ans  einer  anderen  Staatsanstellnng  in  ein  solehes  Lehramt 
oder  umgekehrt  stattgefunden  hat. 

§.  2.  Für  die  Witwen  der  ordentlichen  üniversitäts-  und  Facultätsprofessoren, 
der  ordentlichen  Professoren  der  neuorganisirten,  unter  der  unmittelbaren  Leitung 
der  Regierung  stehenden  technischen  Institute  und  der  k.  k.  Akademie  der  bilden- 
den Künste  in  Wien  wird  hiemit  unter  Voraussetzung  der  Erftlllung  der  sonstigen 
normalmässigeu  Bedingungen  eines  Pensionsgenusses  eine  charaktermässige 
Pension  von  fünfhundert  Gulden  festgesetzt. 

Eine  charaktermässige  Pension  erhalten  ferner  noch  die  Witwen  der  ausser- 
ordentlichen Professoren  an  den  genannten  Lehranstalten  und  der  Direetoren  an 
Staats-Mittelschulen  im  Betrage  von  400  fl.,  sowie  der  Professoren  an  Staats- 
Mittelschnlen  im  Betrage  von  350  fl. 

§.  3.  Jeder  Professor,  welcher  daß. 70.  Lebensjahr  zurückgelcjgt  hal^,.ist  von 
Amtswegen  mit  seinem  ganzen,  zuletzt  genossenen  Gehalte  uiia  mit  Beibehaltung 
einer  ihm  etwa  zukommenden  Personalzulage  in  den  Ruhestand  zu  versetzen. 

Er  behält  jedoch,  ungeachtet  er  authört  Mitglied  des  betreffenden  Professoren- 
collegiums  zu  sein,  nicht  nur  die  passive  WahlfUhigkeit  zu  den  akademischen 
Würden,  sondern  auch  das  Recht,  als  Honorarprofessor  über  seine  Nominaliächer 
an  der  Universität  unter  den  von  dem  Unterrichtsministerium  festzustellenden 
Modalitäten  Vorlesungen  anzukündigen  und  zu  halten. 

Soweit  es  das  Interesse  des  fortlaufenden  Unterrichtes  erfordert^  bleibt  es  dem 
Minister  des  Unterrichtes  vorbehalten,  den  definitiven  Eintritt  eines  solchen  Pro- 
fessors in  den  Ruhestand  erst  mit  dem  Amtsantritte  seines  Nachfolgers  spätestens 
am  Schlüsse  des  nächstfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit  zu  setzen. 

§.4.  Alle  Professoren  künnen,  sobald  sie  das^gg.  l^lJtfin^iahr.^uidlckgelegt 
haben,  ebenfalls  in  der  im  §.3  bezeichneten  Art  in  den  Ruhestand  versetzt  werden. 

§.  5.  Der  Unterrichtsminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauf- 
tragt. 

Wien,  am  9.  April  1870. 

Fraiu  Joseph  m.  p. 

lataer  ■•  f.  S^vayr  m.  f. 


Der  Minister  (tir  Cultns  und  Unterricht  hat  der  Privat  Mädchenschule  derVictorine  Rebn 
in  Laibach  das  Oeffentlichkeitsrecht  verlieben. 

,  ___  i  ■    „ 

Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostoliflcbe  Majestät  habeä  mit  Allerhöchster  Snt«eUieft8iitig  vom 
19.  März  d.  J.  den  Docenten  der  Fnudamental-Theologie  an  der  theolag.  Faonltät  d^r  Wieder 
Universität,  Dr.  Martin  Bauer,  znm  wirklichen  besoldeten  ausserordentlichen  Professor  der 
genannten  Facnltät  allerg^nädigst  £u  e^eraien  genibt. 
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Sein«  k.  und  k.  ApostoliMhe  Majesfit  haben  mit  Allerhöchster  Entscbliessung  vom 
21.  Hftrs  d.  J.  den  Privatdocenten  an  der  UniversitHt  zn  Graz,  t>r.  Gregor  R rek,  zum  an^ser- 
ordentliehen  Profbssor  fftr  slavische  Philologie  an  dieser  Eochschnle  allergnädigst  zn  ernennen 
gi'ruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostoliaefae  Majestfit  haben  diit  AHerhöebatar  BaiaehlieaBiiBg  vom 
23.  März  d.  J.  den  anaterordentilohen  Pnofeasor  der  StaadsrechnnngBwisflanaehaft  sa  Prag, 
Dr.  Joseph  Schrott,  znm  ausserordentlichen  Professor  desMlben  LekTfiMhes  an  der  Wiener 

Hochschule  allergnSdigst  zu  ernennen  geniht. 

. .  * 

Seine  k.  und  k»  Ai^oatolisobe  MajettSt  haben  mit  Allerbdcbster  fibtaohliesaung  vom 
28.  H&rz  d.  J.  zum  Gttterdirector  bei  der  Direction  der  Güter  des  Bukowinaer  griechisch-orien- 
tauschen  B^ligionsfondes  den  FInanidirector  in  der  Bnkowhia,  Oberfliianzrath  ffngo  Pram- 
berger  allergnädigst  zu  ernennen  gernht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
27.  M&rt  d.  J.  den  Dr.  Joseph  Ocz.ipowski  z  m  ausserordentlichen  Professor  für  Verwal- 
tnngslehre  nnd  Eneyklopädie  der  Staatswissenschafteü  an  der  Krakauer  Universitüt  allergnä- 
digst zn  ernennen  geruht. 

Seine  k.  nnd  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchstem  Cabinetsschreiben  vom 
2.  April  d.  J.  AllerhOchstibren  Oberhofkapltui  Dr.  Ludwig  Maurer  znm  Doniherm  des  Wiener 
MetropoHtancapitels  allergnädigst  zu  ernennen  gernht. 


Der  Minister  filr  Cultus  nnd  Unterricht  hat  znm  Director  der  in  Qemfissheit  der  Ministe- 
rialverordnung  vom  15.  November  1869,  Z.  10.864,  inBudweis  zu  aotivirenden  Prilfungscommis- 
sion  für  allgemeine  Volks-  nnd  Bürgerschulen  den  Director  der  dortigen. Lehrerbild ungaschule 
und  Bezirksschulinspector  Leonhard  Hradil,  zu  dessen  Stellvertreter  den  Realschnlprofessor 
Dr.  Mathias  Koch,  endlich  zu  Commissionsmitgliedern  den  Schuldirector  Julius  Lippert, 
den  Gymnasialprofessor  Reinhold  S  transky,  den  Realschnlprofessor  Joseph  Hawelka  und 
die  Realsobullehrer  Anton  Fri  ebl  nnd  Franz  Weide,  sämmtlicb  für  die  Zeit  bis  zum  Schlüsse 
des  Schuljahres  1871/2  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasialprofessor  in  Troppan  und  pro- 
visorischen Bezirksschulinspector  Joseph  Nepomnck^^  zumMitgliede  der  dortigen  Prüfungs- 
commission für  allgemeine  Volks-  und  Bürgerschulen  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  an  der  Oberrealschnle  in  Graz, 
Wenzel  Podrazil,  zum  Mitgliede  der  dortigen  Prüfnngscommission  für  allgemeine  Volks-  und 
Bürgerschulen  ernannt. 

Der  Minister  fir  Cnltns  nnd  Unterricht  hat  dem  Lehrer  an  der  Brfinner  Oberrealschnle 
Joseph  Mikusch,  die  einstweilige  Versehung  der  Functionen  eines  BezirksschnKnspectors 
im  Bezirke  Kiomau  übertragen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnasium  in  Cilli  erledigte  Lehrstelle 
dem  Gymnasfaleupplenten  zn  Graz,  Geoig  Lukas,  'verliehen. 

Dec  Minister  fl&r  Cnltus  und  Ui^terncht  hat  :den  Supplentei^  an  der  .Oberreakwhule  am 
Schottenfelde,  Friedrich  Müller,  zum  wirklichen  Lehrer  an  dieseir  Amtait  e?nannjt. 

Der  Minister  für  Cnltns  nnd  Unterricht  hat  dem  Oberlehrer  an  der  f)lnfc1aäsigen  Volks- 
schule in  Enns,  Mathias  Antensteiner,  den  Directorstitel  verliehen. 

Der  Minister  für  Cuttna  nnd  Uaterridil  hat  dem  Unterlehrer  Adalbert  ^chm  i  d  in  Schär- 
ding den  Lehrertitel  verliehen. 
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Der  Minister  Air  Cultua  und  Unterricht  hat  anf  Vorschlag  der  GentralcommlMlon  zur 
Erforschong  und  Erhaltung  der  Bandenkmale  den  Präsidenten  des  Landesenltunrereines  in 
Czemowitz,  Otto  Freiherm  y.  Petrinö,  zum  zweiten  Gonflervator  fttr  die  Bukowina  ernannt. 

Der  Minister  f&r  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Supplenten  an  der  nautischen  Schule  in 
Lussua  pieeoloy  Dr.  Joseph  Naaor,  die  LehrsteBe  der  mathevatiseb-naiitischen  Fächer  an  der 
genannten  Anstalt  Terliehen  and  demselfoen  Tom  Schuljahre  1870/1  angefangen  bis  auf  weiteres 
die  Leitung  dieser  Schule  ttbertrsgen. 

» 

Der  Minister  fElr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  provisorischen  Lehrer  am  Gymnasium  zu 
Pisek,  Theodor  Ar  de  It,  zum  wirklichen  Lehrer  an  derselben  Lehcanstalt  ersannt. 

Der  Minister  f&r  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gflrzer  Gymnasium  erledigte  Lehr- 
stelle dem  Lehramtscandidaten  Heinrich  Ritter  v.  Egg  er  verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  BechnungsoiRcialen  in  der 
Montan-Abtheilnng des  Rechnungsdepartements  des  k.  k.  Finanzministeriums  Joseph  Krispin 
zum  Buchhalter  bei  der  Direotion  der  GQter  des  gr.  or.  Bukowinaer  Beligionsfondes  ernannt. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Ober-Thomasdorf  (k.  k.  Schlesien)  ist  die 
Lehrerstelle  mit  einem  jährlichen  Gehalte  von  210  fl.  und  Natural wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  SteHe  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  belegt  mit 
den  Nachwetaen  Aber  ihr  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Verwendung,  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannscfaaffc  in  Freiwaldan  bis  15.  Mai  d.  J.  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  zu  Milbe  s  (Mähren)  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  deutscher  Unter- 
richtssprache zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Posten,  mit  welchem  ein  Gehalt  von  150  fl.  0.  W.  jährlich  und  Natu- 
ralquartier  verbunden  ist,  wolle  ihre  Gesuche,  versehen  mit  dem  Taufscheine,  dann  den  Lebr- 
befäbigungs-,  Sitten-  und  Verwendungszengnissen,  bis  10.  Mai  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshaupt- 
mannschalt  in  Stemberg  einbringen. 

Zur  Besetzung  der  bei  der  Volksschule  in  Laschkau  (Mahren)  erledigten  Unterlehrer- 
stelle,  mit  slavischer  Sprache,  mit  welcher  nebst  dem  Genüsse  einer  freien  Wohnung  im  Schnl- 
gebäude  ein  Gehalt  jährlicher  126  fl.  verbunden  ist,  wird  hiemit  der  Concurs  bis  30.  April  d.J. 
ausgeschrieben. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  den  Sitten-,  Befähignngs-  und  Verwendungszeugnissen  ver- 
sehenen Gespcbe  binnen  der  festgesetzten  Frist  bei  der  k«  k.  Besirkshauptmannachaftin  Littau 
überreichen. 

An  der  Volksschule  zu  Ollersbach  in  NiederOsterreich  ist  die  Unterlehrerstelle  zu 
besetzen. 

Dotation  derselben:  Jährlich  €3  fi  Gehalt,  Verpflegung  beim  Lehrer,  Einkünfte  der  soge- 
nannten kleinen  Stola. 

Die  4nstm!rten  Bewerbungsgesuche  können  bis  Ende  Mai  d.J.  bei  der  k.  k.  Bezirfcs - 
hauptmannsehaft  St  F5lten  efngebraeht  werden. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Dalleschitz,  Bezirk  Gablonz  (Böhmen),  ist  die 
Lehrerstelle  mit  einem  Jahresgehalte  von  210  fl.  nebst  Wohnung  und  Beheizung  erledigt. 

Bewerber  hierum  haben  ihre  gehörig  docomentirten  Gesuche  bis  lum  10.  Maid.  J.  bei 
dem  Gemeindeamte  Dalleschitz  einzubringen. 
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An  der  k«  k.  Akademie  für  Handel  und  Nautik  in  T  r  i  e  8 1  ist  die  Lehrstelle  der  deut- 
Bchen  Sprache  und  Literatur  zu  besetzen,  mit  v^her  ein  Jahresgehalt  von  1200  fl.,  das  Vor- 
räckungarecht  in  die  höhere  Gehaltsstufe  von  1400  fl.  und  1600  fl.  nach  10,  respective  2  '  im 
Lehrfache  an  der  obigen  Anstalt  surttckgelegten  Dienstjahren,  dann  der  Jahresquartierbeitrag 
von  126  fl.  6.  W.  verbunden  ist 

Die  Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  dem  Geburtsscheine,  mit  den  Studienzeug- 
nissen,  den  Documenten  über  ihre  bisherige  Beschäftigung  und  Dienstleistung,  dem  Nachweise 
ihrer  Boliihigang  für  die  erledigte  Lehrstelle,  vorzsgsweise  dnroh  legale  Zeugnisse  der  QvaH- 
iioation  für  Mittelschnlen,  dann  der  vollständigen  Kenntniss  der  italienischen  als  Uvierrichta- 
spräche  und  eventuell  der  Kenntniss  anderer  Sprachen  belegten  Gesuche  bis  Ende  Mai  d.  J. 
bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Triest  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörden  einzubringen. 

An  der  cinclassigen  Volksschule  zu  Ober-Morawka  (k.  k.  Schlesien)  ist  die  Lehrer- 
stelle, mit  welcher  ein  jährlicher  Gehalt  von  210  fl.  Ö.W.  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  uro  diesen  Posten  haben  ihre  mit  den  vorgeschriebenen  Nachweisen  versehenen 
(.'ompetenzgesuche  bis  Ende  Mai  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Teschen  zu 
überreichen. 

An  Jedem  der  beiden  Communal-Real-  und  Obergymnasien  in  W  i  e  n  ist  vom  Schuljahre 
1871  angefangen  eine  Lehrerstelle  für  lateinische  and  griechische  Sprache  zo  besetzen. 

Gehalt  1200  fl.  0.  W.,  eventuell  1000  fl..  zweimalige  Deoennalzulage  von  200  fl.  ö.  W.; 
seiner  Zeit  Antheil  am  Schulgelde. 

Gesuche  bis  6.  Mai  d.  J.  bei  dem  Wiener  Magistrate  zu  überreichen. 

Das  Nähere  im  Amtsblatte  der  Wiener  Zeitung. 

An  der  Meidlinger  Hanptschule  ist  die  Stelle  des  dingiieaden  Oberlehi'ers  zu  besetzen. 

Mit  dieser  Stelle  Ist  ein  Jahresgehalt  von  700  fl.  ö.  W.,  ferners  der  Bezug  von  jährlichen 
2  Klaftern  harten  und  1  Klafter  weichen  Brennholzes  und  20  Centner  Kohlen,  dann  ein  Natural- 
qnartier  im  Meidlinger  Schulgebände,  bestehend  ans  1  Tamtaef,  2  grossen  Cabineten,  1  Küche, 
Boden  und  Keller,  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  Wollen  ihre  mit  dem  Nachweise  über  Alter,  Keligion,  Stand, 
blaherlge  Verwendung,  dann  insbesonders  über  die  praktische  Befähigung  zum  Unterrichte 
und  der  Leitung  an  Bürgerschulen  versehenen  Gesuche  bis  Ende  April  d.  J.  beim  Bürger- 
meisteramte in  Ünter-Meidling  überreichen. 

An  der  Volksschnle  luMariabrnnn  (Niederösterreich)  ist  eine  Unterlehrerstelle  vor- 
Imafllg  provisorisch  zu  besetzen,  mit  weleher  nebst  der  Natnralwohnung  ein  Jahresgehalt  von 
200  fl.  verbunden  ist. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  bis  12.  Mai  d.  J.  bei  dem  Bürgermeister- 
amte Hadersdorf^  Post  Weidlingau  nächst  Wien,  zu  überreichen. 

An  der  Volksschule  in  Loukow,  mit  böhmischer  Unterrichtssprache,  Ist  eine  Unter- 
lehrersstelle zu  besetzen,  mit  welcher  ein  Gehalt  jährlicher  50  fl.  ö.  W.,  dann  freie  Wohnung 
and  freie  Kost  bei  dem  Lehrer  verbunden  ist 

Bewerber  nm  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  den  Sitten-,  Befähi- 
gungs-  und  Verwendnngszeugnissen  versebenen  Gesuche  bis  5.  Mai  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft Holleschau  zu  überreichen. 
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Verfügungen^ 

betreffend  Lehrbfleher  and  Lebrmittel. 

Im  Wiener  k.  k.  SchnlbUcherlage  sind  vom  Professor  des  Kirchengesanges 
an  der  gr.  or.  theologischen  Lehranstalt  in  Gzernowitz,  Isidor  Worobkiewicz, 
Notensätze  fttr  den  Ghorgesang  der  gr.  or.  Liturgie  des  h.  Johannes  Chrysostomns 
mit  romanischem  nnd  kirchenslavischem  Texte  erschienen.  Ein  Exemplar  der 
romanischen  Ansgabe  kostet  75  kr.,  ein  Exemplar  der  kirchenslavischen  Texte 
70  kr. 

Uajida.u.sgAl>eix  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Yolkssehulsachen^ 

welche  durch  den  Schulbttcherverlag  veröffentlicht  worden  sind : 

In  Prag: 
Deutsch:  Gesetz  vom  19.  Februar  1870,  wirksam  fttr  das  Königreich  Böh- 
men, zur  Regelung  der  Errichtung,  der  Erhaltung  und  des  Besnches  der  öffent- 
lichen Volkschulen.   (Preis  2  kr.  ö.  W.) 

Böhmisch:  Z&kon,  dany  dne  19.  Anora  1870,  pro  kr&lorstvl  Öeskä,  kter^ 
sc  upravige  zHzov&ni,  vydr2ovini  a  nav$t6voväni  vefejn^ch  fikol  närodnich.  (Gena 
2  kr.  r.  6.) 
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Preisansschreibniig 

für  eine  kärnthische  Heimatsknnde  zum  Gebrauche  in  den  Volksschulen. 

Der  kürotbische  Landtag  hat  mit  Beschluss  Yom  28.  Oetober  1809  einen  Preis  von  ö.  W. 
fl.  400.—  fiir  das  beste  durch  eine  CoocursauBBebreiboiig  zu  ersielende  Manuacript  einer  kam- 
thischcn  Heimatsknnde  bewilliget,  welche  die  UeimatsgeBchichte  mit  besonderer  RttckBicht 
auf  die  Culturentwicklung  und  die  Elemente  des  VerfaBsungBwesenB  lehrt,  den  Stoff  aber  in 
einer  für  die  Zwecke  der  Volksschule  angemessenen  Weise  behandelt. 

Indem  diess  hiemit  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  wird,  werden  jene  Schriftsteller, 
welche  eine  kämthiBohe  Heimatskunde  in  dem  oben  angedeuteten  Sinne  so  verfasaen  gedenken, 
eingeladen,  die  fertigen  Manuscripte  bis 

E3nde  A.ixg^ixst  d.  «!• 

unmittelbar  an  den  kärnthischen  Landesausschuss  einzusenden. 

Jedes  Manuscript  ist  mit  einem  beliebigen  Motto  zu  bezeichnen  und  demselben  der  Name 
und  Wohnort  des  Autors  unter  versiegeltem  das  gleiche  Motto  mit  dem  Mannsoripte  tragendem 
Couverte  beizugeben.  Nach  Ablanf  des  obgenannten  Termins  wird  der  LAndesausschuea  die 
eingelangten  Manuscripte  dem  Preisrichtercollegium,  bestehend  aus  einem  vom  kärnthischen 
Geschieh  ts  vereine  zu  delegirenden  Mitgliede,  einem  Vertreter  des  k&rnthischcm  Volks  schul* 
lehrstandes  und  aus  einem  bewährten  mit  der  Kenntniss  unseres  Heinilitlandes  vertrauten 
Schulmanne,  zur  Prfifiing  übermitteln,  u.  s.  z.  das  Preisurtbeil  in  geeigneter  Weise  Irondmachen. 

Die  du(ch  die  £inaondimg  von  bezflgUchen  Manuscripten  als  Bewerber  um  den  hiemit 
ausgeschriebenen  Preis  auftretenden  Schriftsteller  verpflichten  sich,  ihr  Manuscript,  wenn  es 
von  dem  Preisrichtercollegium  des  Preises  wftrdig  befunden  wird,  ftir  den  zuerkannten  Preta 
von  ö.  W.  fl.  400.—  dem  L«nde  Kämthen  in  Verlag  mit  dem  Rechte  zu  überiassen,  davon  ao 
viele  Auflagen  und  in  solcher  Höhe  zu  veranstalten,  als  der  Bedarf  es  nöthig  machen  wird.  Die 
nicht  preisgekrönten  Manuscripte  Icönnen  von  den  Veifassem  binnen  Jahr  und  Tag,  vom  Tage 
der  Verknndignng  des  Urthcils  der  Preisrichter  gerechnet,  bei  der  kärnthischen  landschali- 
liehen  Kanzleidirection  gegen  einfachen  Empfangsschein  erhoben  werden,  fallen  Jedoch,  wenn 
inner  dieser  Zeit  nicht  abgeholt,  dem  Lande  K&mthen  anheim. 

Klagenfurt,  am  26.  Februar  1870. 

Yen  kiratUsehei  LandesMssfhiMe. 
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Die  Lungentaberkulose 

wird  naturgemäss  ohne  Innerliche  Medicamente  geheilt  Gegenseitig  franco.  Ausiuhrl.  Heilver- 
fahren versendet  recoiumandlrt  Dr.  Rottmanxi*  Aschaffenbnrg  a«  M* 


fjf.  Langenscheidt's  Yerlagshandlmig)  Berlin,  Hallesche  Strasse  17. 

Lehrbuch  der  französischen  Sprache  für  Schulen. 

iMit  besonderer  Berücksichtigung  derAussprache  und  Angabe  letzterer  nach  dem  phonetischen 

System  der  Methode  Toussaint-Langenscheidt. 

Von 

Charles  Toussaint  und  G.  Langenscheidt. 


Cursus  I. 

Von 

T#«sgtiiit  und  Laigenseheidt 

2.  Auflage.    15  Bogen. 
Ungeb.  10  Sgr. 


Cursus  III. 

Von 
Hr.  C.  BnueiiaBU, 

Directur  der  RealMhut«  1.  Ordonng 

25  Bogen.  Ungeb.  20.  Sgr. 


Cursus  II. 

Von 

Tenisaint  und  LaigeMscheidt. 

18  Bogen. 
Ungeb.  If)  fcfgr. 

Nach  den  einstimmigen  Urtheilen  aller  Fachmänner,  welche  Gelegenheit  hatten,  dieses 
Huch  durch  praktische  Anwendung  in  der  Schule  näher  kennen  zn  lernen,  leistet  dasselbe  zur 
Erzielung  einer  guten  nationalen  Aussprache  Ausserordentliches,  steht  in  methodischer 
Beziehung  keinem  ähnlichen  Werke  nach  und  bietet  überhaupt  einem  auch  auf  praktische 
Resultate  bedachten  Unterricht  Yorthelle,  welche  sich  durch  kein  anderweites  Hilfsmittel 
erzielen  lassen: 

es  dürfte  daher  für  jede  Anstalt,  welche  die  Fortschritte  der  Literatur  dieses 
Faches  im  Auge  behält,  mindestens  geboten  erscheinen,  der  Sache  näher  zu  treten 
und  eine  unbefangene  Prüfung  derselben  zu  veranlassen. 


„Die  methodische  Anordnung  ist  vortrefflich.''  —  „Die  Veranschaulichung  der  Aus- 
sprache ist  ausgezeichnet  und  sie  ermöglicht  es,  dass  der  Schüler  sich  auch  hierin  prä pa- 
ri ren  kann.^  (Nordd.8chulatg,j  — . . .  „Bei  etwaiger  Einführung  von  franz.  Lehrbüchern  werden 
wir  das  Werk  nicht  unberücksichtigt  lassen.*'  (Aachen,  Königl,  Regierung. J  — . . .  „Für  mich 
liegt  die  Uauptempfehinng des  Buches  in  der  praktischen  Vertheilnng  des  reichen  grammat. 
Materials,  in  der  präcisen  Fassung  der  Regeln,  in  der  Hervorhebung  besonderer 
Schwierigkeiten  durch  Schrift,  Gruppirnng  und  in  der  Uebersichtlichkeif  fUerrig'a 
Archiv,)  —  „Dieses  Buch  hilft  einem  wirklichen  Bedürfnisse  ab ;  es  erleichtert  dem  Lehrer  und 
Schüler  die  Arbeit.**  (Oestr.  Schulhote.)  —  „Das  T.-L.sche  System  der  Aussprachebezeichnung 
an  sich  ist  ausgezeichnet.  Wer  von  demselben  Einsicht  genommen  hat,  kann  der  Vollen- 
dung, mit  welcher  die  Verf.  die  feinsten  Nuancen  des  fremden  Idioms  zur  Darstellung  zu  bringen 
gewusst  haben,  seine  Anerkennung  nicht  versagen. <<  (Ällg.  Deut$che  Leikrerztg,)  —  „Das  Buch 
zeichnet  sich  aus  durch  sorgfaltige,  graphische  Bezeichnung  der  Aussprache,  durch  streng 
methodischen  Gang  und  klare  Darstellungs weise."  (Fürst/,  WdfdeeWaches  Oonstst.)  —  „Die  Ein- 
fühnmg  dieses  Buches  halten  wir  aus  doppeltem  Grunde  für  sehr  empfehleQSwerth,  denn  1.  wird 
durch  Benutzung  dieses  Buches  Schwankungen  in  der  Ausspr.  so  viel  als  möglich  vorgebeugt 
und  der  Schüler  lernt  sich  früh  an  die  feineren  Nüancimngen  der  Aussprache  gewöhnen  und 
2.  ist  die  Methode  des  Buches  gut"  CAllg.8ehulstg\J  —  „Die  Anerkenmmg,  welche  dem  I.  Cursus 
gebührt,  kann  auch  dem  IL  nicht  versagt  werden."  fSehuiarchiv.j  —  „Einen  Vorzug  Vor  Ahn, 
Plötz  etc.  hat  dieses  Buch  noch  in  der  sorgfaltigen  Berücksichtigung  der  Ausspr."  (Zeitaehr. 
/.  £rz.  u.  Unierrj  —  „Die  Ministerial-Abth.  hat  mit  Interesse  von  dem  Lehrbnche  Einsicht 
genommen  und  sich  vorbehalten,  bei  geeignet  erscheinender  Gelegenheit  auf  das  Werk  auf- 
merksam zu  machen."  ('K.  Württemb,  CuUua-Miniat,) 

In  der  k«  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien  ist  erschienen  and  durch  diese,  sowie 
f^rch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Biographisohea  Lexikon  des  Kaiserthnmes  Gestenreich,  enthaltend  die  Lebensskizzen  der 
denkwürdigen  Personen,  welche  seit  1750  in  den  österr.  Kronläudem  geboren  wurden  oder 
darin  gelebt  und  gewirkt  haben.  Von  Dr.  Constant.  von  Warzbach.  1.— 20.  Theil.  gr.  8. 
brosch.  Dieselben  sind  zu  den  nachstehend  bezeichneten,  bedeutend  ermässigten  Preisen  zu 
bezieben :  1.— f).  Band  statt  4  2  fl.  -  ä  1  fl.  G.— 10.  Bd.  statt  ä  3  fl.  —  ä  2  fl.  11.— 20.  Bd. 
wi**  bisher  ä  3  fl. 
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In  unserem  Couimissioiisverlage  ist  soeben  erschienen: 

Schematismus  der  Mittelschulen 

der  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  und  der  Militärgrenze. 

Herausgegeben  von 

Johann  Dassenbacher^ 

ProfcMor  101   n.  A.   Laodfa-Realgymnisiiiai   tu  Obcrtoliabraaa. 

1870.  Taschenfoniiat.  Preis  1  fl.  10  kr.  ~-  Bei  frankirter  Einsendong  ober  bei  Postanzahlang 
von  1  fl.  16  kr.  erfolgt  die  Zusendung  des  »Schematismus  franco  unter  Kreuzband. 

*  °'  Birehhandliiig  tom  L  W.  SeMel  &  Seki, 

(Iraben  Nr.  SO. 

Im  Verlage  von  E.  Wengler's  Nachfolger  in  Leipzig  erschien  soeben  in  fünfter,  vermehrter 
und  verbesserter  Auflage : 

Naumann,  Hermann  (Lehrer  an  der  IL  Bürgerschale  in  Leipzig). 
'W^öi*tei*se]iatz.  Leitfaden  fUr  den  Unterricht  in  der  deutschen  Recht- 
schreibung. Fünfte,  vermehrte  und  verbesserte  Auflage,  5  Bogen,  gr.  8.  Gebunden 

0  Ngr. 

Dieses  Schulbuch,  welches  bereits  seit  Jahren  in  vielen  Bärgerschnlen  und  Privat-Insti- 
tuten  eingeführt  ist,  wird  nur  gebunden  geliefert,  und  bei  Aussicht  auf  Absatz  steht  hievon 

1  Ex.  a  cond.  zu  Diensten. 

Neue  Gresprächbücher 

mit  Grammatiken  und  Leseübung^en, 

Wer  die  frsinzösische,  englische,  spanische  oder  italienische  Geschäfts-  und  Umgangs- 
sprache rasch  erlernen  will,  dem  sind  zu  empfehlen : 

Parlez-vous  Franpais? 

Französisch-deutsches  Gesprächbuch. 

Zehnte,  durch  Prof.  de  Castros  verbesserte  Auflage. 

Geh.  12  Sgr.,  geb.  16  Sgr. 


Do  you  speak  English? 

Knglisch-deutsches  Gesprächbuch. 
Zehnte,  durch  Dr.  0.  Fiebig  verbesserte  Auflage. 

Geh.  12  Sgl'.,  geb.  10  Sgr. 


?  Habla  V.  Castellaaio? 

Spanisch-deutsches  Oespräehbneh. 
Von  Prof.  de  Castros.  —  Zweite  Auflage  von  Dr.  H.  Lotze. 

Geh.  12  Sgr.,  geb.  16  Sgr. 


Parlato  italiano? 

Italienisch-deutsches  Oesprächbnch. 

Von  Prof.  Ammann  und  Booch-Arkossy. 

Vierte  Auflage  von  G.  D.  Pozzati,  Lelirer  der  ital.  Sprache  und  Literatur, 

Geh.  12  Sgr.,  geb.  16  Sgr. 

B.  Wengler'a  Nichbiger  ii  Leipilg. 


-^ 


Aus  der  kaiserllch-königtiehen  Hof-  und  Staatsdniokerei. 


Jahrgang  1870.  ^^^^  IX. 


Verordnungsblatt 


Kr  deo  Dieoslbereich  des 

Ministeriums  für  Cultus  und   Unterricht. 


Redigirt  im  k.  k.  Hinisteriuni  für  Cultus  und  UnterrichL 


Aasgregreben  am  !•  Mal  1870. 


Inhalts  Gesetz  fttr  BOhmen,  zur  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrstandes  an  den 
Öffentlichen  Volksschulen.  -—  Gesetz  für  Böhmen,  betreffend  die  Regelung  der 
Errichtung,  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen.  — 
Gesetz  für  Krain,  betreffend  die  Schulaiifsicht.  —  Gesetz  für  Niederösterreicfa, 
betreffend  die  Realschulen.  ~  Erlass  des  Ministers  ftir  Cultus  nnd  Unterricht,  betref- 
fend die  Bedingungen,  unter  welchen  die  vom  Bresslaner  Rabbinatsseminar  ausge- 
stellten Zeugnisse  für  österreichische  Staatangehörige  den  Anspruch  auf  die  Ent- 
hebung derPrasen/^dienstpflicht  nach  §.25  des  Wehrgesetzes  begründen.  ~  Gesetz, 
für  Istrien,  womit  auf  Grund  des  Artikels  75  des  Reiohsgesetzes  von  14.  Mai  1869 
die  Absätze  1  und  3  des  Artikels  21,  der  Absatz  2  des  Artikels  22  und  die  Artikel 
28  und  38  des  bezogenen  Gesetzes  abgeändert  werden.  —  Verordnung  des  Mini- 
sters für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Feststellung  der  Diatenclassen  fUr 
das  Lehrpersonale  an  staatlichen  Lehrerbildungsanstalten.  >-  Gesetz  über  die  Ehen 
von  Personen,  welche  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religionsgeseil- 
schaft angehören  und  Über  die  Führung  der  Geburts-,  Ehe-  und  Sterberegister  für 
dieselben.  —  Ministerialerlass,  betreffend  die  Oeffentlichkeit  der  medicinischen Rigo- 
rosen in  Prag.  —  Verordnung  des  Leiters  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unter- 
richt, betreffend  die  Ausdehnung  der  Verordnung  vom  8.  August  1869  über  die 
Befähigung  für  das  Lehramt  der  italienischen,  französischen  und  englischen  Sprache 
an  Realschulen  auch  auf  Oberösterreich.  —  Erlass  des  Leiters  des  Ministeriums  fttr 
Cultus  und  Unterricht  zur  Durchführung  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870,  betref- 
fend die  Gehalte  der  Professoren  an  den  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen.  — 
^  Gesetz,  betreffend  die  Gehalte  der  Professoren  an  den  vom  Staate  erhaltenen  Mittel- 
schulen. —  Verordnung  des  Leiters  des  Ministeriums  fttr  Cultus  und  Unterricht, 
betreffend  die  Durchführung  dos  die  Gehalte  der  Professoren  an  den  vom  Staate 
erhaltenen  Mittelschulen  regelnden  Gesetzes  vom  9.  April  1870.  —  Personalnaob- 
richten.  —  Concurs-Ausschreibungen.  —  Verfügungen,  betreffend  Lehrbücher  und 

Lehrmittel.  --  Privat-Anzeigen. 

-'  -  -  ' — 

Nr.  60. 

Gesetz  vom  21.  Jänner  1870, 

wirksam   für   das    Königreich   Böhmen, 

zur  Regelang  der  Rechtsyerhältnlsse  des  Lehrstandes  an  den  öffentlichen 

Tolksschnlen  des  Königreiches  Böhmen. 

Mit  ZastimmaDg  des  Landtages  Meines  Königreiches  Böhmen  finde  Ich  anzn- 
ordneni  wie  folgt : 

I.  Abaohnitt. 

Von  der  Anstellnng  des  Lehrpersonals. 

§.  1.  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  zeigt  der 
OrtsBclmlrAtb  sofort  dem  Bezirksschulrathe  an,  welcher  die  Concursansscb'eibnng 
vornimmt 

3S 
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keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung  darek  Sach- 
verständige (unter  Berttcksicbtigung  der  obigen  Ourohschnittszeit)  in  einen  fixen 
Geldbezug  für  Rechnung  des  Schulbezirkes  verwandelt. 

§.  27.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten- (Weingarten-),  Gras- oder  Waldlanä, 
dessen  Besitz  mit  der  Lehrstelle  verbunden  ist,  werden  so  zu  Geld  veranschlagt, 
dass  vom  Katastralreinertrage  jeder  Parzelle  die  darauf  haftenden  Steuern 
sammt  Zuschlägen  abgezogen  werden. 

§.  28.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  27)  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  noch  Abgängige  muss  ihm 
vom  Schulbezirke  in  barem  Gelde,  und  zwar  in  monatlichen  Anticipativraten 
bezahlt  werden. 

Ist  mit  einer  Lehrstelle  bereits  gegenwärtig  ein  höheres  Einkommen  ver- 
bunden, so  ist  dasselbe  ihrem  jetzigen  Inhaber  ungeschmälert  zu  erhalten. 

§•  29.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnimg,  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Quartiergeldentsehädigung,  femer  Remunerationen,  Aushilfen, 
Zulagen  u.  dgl.  dtlrfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

§.  30.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  5  Jahre  lang  an  einer  öffent- 
lichen Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben,  erhalten  eine  in 
monatlichen  Anticipativraten  flüssige  Dienstalterszulage  mit  10  Percenten  des 
mindesten  Jahresgehaltes  (§§.  22,  23)  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  am  Tage 
des  zurttckgelegten  fUnften  Dienstjahres  fungiren. 

Unter  den  gleichen  Modalitäten  gibt  ihnen  jede  zurückgelegte  weitere  ftlnf- 
jährige  Dienstperiode  bis  zum  vollendeten  30.  Jahre  dieser  Dienstzeit  Anspruch 
auf  eine  weitere  Zulage,  welche  mit  10  Percent  des  mindesten  Jahresgehaltes  der 
Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage  des  zurttckgelegten  neuen  Qninquenniums  ange- 
stellt sind,  zu  bemessen  ist.  Der  Betrag,  um  welchen  das  gegenwärtige  Einkommen 
einer  Schulstelle  den  gesetzlich  mindesten  Jahresgehalt  übersteigt  (§.  28),  darf 
in  eine  solche  Dienstalterszulage  nicht  eingerechnet  werden. 

§.  31.  Den  Schulbczirken,  welche  es  vorziehen,  den  Lehrern  statt  der  Dienst- 
alterszulage das  Vorrttckungs-  oder  Beförderungsrecht  in  höhere  Gehaltsstufen 
einzuräumen,  ist  diess  unter  der  Voraussetzung  gestattet,  dass  sie  durch  die  Art 
der  Vertheilung  an  die  einzelnen  Gehaltsstufen  mindestens  nach  jedem  Decenninni 
bis  zur  Vollendung  des  30.  Jahres  eine  Steigerung  des  festen  Jahresgebaltes  um 
20  Percent  seines  mindesten  Betrages  (§.  22)  sicherstellen. 

§.  32.  Einem  Director  oder  Oberlehrer  gebührt  eine  Funetionszulage,  welche 
in  den  Gemeinden  der  I.  und  II.  Gehaltsciasse  fttr  Erstere  mit  300  fl.^  fltr  Letztere 
200  fl.,  in  den  Gemeinden  der  IIL  Gehaltsciasse  für  Erstere  200  fl.,  ftlr  Letztere 
100  fl.,  in  jenen  der  IV.  Gehaltsciasse  fttr  Erstere  100  fl.,  fUr  Letztere  50  fl. 
beträgt  und  in  den  gleichen  Raten  mit  dem  festen  Jahresgehalte  behoben  werden 
kann.  Dort  wo  Gehaltsstufen  bestehen,  wird  ein  Director  oder  Oberlehrer  durch 
seine  Ernennung  zugleich  in  die  höchste  Gehaltsstufe  eingereiht» 

§.  33.  Jeder  Leiter  einer  Schule  bat  das  Recht  auf  eine  mindestens  aus  zwei 
Zimmern  und  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm,  wo  möglich,  im  Schulgebäude  selbst  anzuweisen  ist. 

Kann  ihm  eine  solche  nicht  ansgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  eine  Qnar* 
tiergeldentschädigung,  welche  in  den  Gemeinden  der  I.  und  II.  Gehaltsciasse  mit 
40  Percent,  in  allen  anderen  mit  30  Percent  des  mindesten  Jahresgebaltes  in  der 
entsprechenden  Schulgemeinde  (§.  22)  zu  bemessen  ist. 

§.  34.  Den  Übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  freie  Wohnung  nur  insofeme 
zu,  als  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
solchen  standen.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeldentsohädigungi  in  deren 
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§.  14,  Der  Prtlsentations-  (Ernennungs-)  Berechtigte  ist  einzuladen,  sich  bei 
der  Beeidigung  und  Einftthrnng  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  durch  einen 
Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

§.  15.  Nimmt  der  Präsentations-  (Ernennungs-)  Berechtigte  binnen  der  ge- 
setzlichen Frist  (§§.  10  und  12)  keine  Präsentation  (Ernennung)  vor,  so  tritt  iPür 
diesen  Fall  der  Landcsschulrath  in  dessen  Rechte  ein. 

§.  16.  Jede  in  Oemässheit  der  §§.  1 — 15  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefthigungszeugnisse  versehenen  ünterlehrers 
ist  eine  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Ver- 
setzungi  welche  der  Bezirks-  oder  Landcsschulrath  aus  Dienstesrücksichten  anord- 
net; Algen,  sofern  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  erleidet. 

§.  17.  Auch  bei  solchen  Versetzungen  müssen  die  bestehenden  Yorschlags- 
und  Präsentationsrechfe  berücksichtigt  werden. 

§.  18.  Ueber  die  blos  nach  dem  Dienstrange  sich  richtende  YorrUckung  aus 
einer  niederen  Gehaltsstufe  in  eine  höhere,  oder  die  Verleihung  einer  Dienst- 
altcrszulage  entscheidet  der  Bezirksschulrath  ohne  Goncmsausschreibung. 

§.  19.  Soll  nicht  eine  einfache  Vorrückung  nach  dem  Dienstrange,  sondern  eine 
Beförderung  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  stattfinden,  so  muss  dasselbe  Verfahren 
eingehalten  werden,  welches  für  die  Besetzung  einer  erledigten  Dienststelle  vor- 
gezeichnet ist  (§§.  1 — 15). 

§.  20.  Die  Ernennung  von  Lehrern  für  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise,  wie 
jene  der  anderen  Mitglieder  des  Lehrstandes,  jedoch  ohne  Concursausschreibung, 
von  dem  Bezirksschulrathe,  beziehungsweise  von  den  Präsentations-  (Ernennungs-) 
Berechtigten  vorzunehmen. 

n.  AbBohnitt. 

Von  dem  Diensteinkommen  des  Lehrpersonals. 

§.  21.  Um  den  Betrag  auszumitteln,  aufweichen  jede  Lehrstelle  Anspruch  gibt, 
werden  die  Schulgemeinden  nach  den  Durchschnittspreisen  der  wichtigsten 
Lebensbedürfnisse  und  anderen  örtlichen  Verhältnissen  in  4  Glassen  getheilt. 
Diese  Eintheilung  nimmt  der  Landcsschulrath  vor  und  revidirt  sie  von  10  zu  10 
Jahren,  ohne  dass  dadurch  zwischenweilige  Berichtigungen  ausgeschlossen  sind. 

§.  22.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgehaltes,  welchen  ein  Lehrer  in 
Gemeinden  der  L  (höchsten)  Glasse  anzusprechen  hat,  beträgt  600  fl.,  in  Gemein- 
den der  n.  Classe  500  fl.,  in  Gemeinden  der  III.  Classe  400  fl.,  in  Gemeinden  der 
IV.  (untersten)  Classe  300  fl. 

§.  23.  Für  Lehrstellen  an  Bürgerschulen  ist  der  mindeste  Betrag  des  festen 
Jahresgehaltes  eines  Lehrers,  ohne  Unterschied  der  eben  erwähnten  Glassen 
(§.  22),  mit  600  fl.  festzustellen;  den  zur  Besorgung  der  ökonomischen  Angele- 
genheiten  des  Schulbezirkes  berufenen  Organen  (§.  6)  steht  es  frei,  eine  noch 
höhere  Ziffer  für  diesen  Gehalt  auszusprechen. 

§.  24.  Alle  fixen  Geldbezüge,  welche  dem  Lehrer  aus  Verbindlichkeiten  ein- 
reiner Personen,  aus  Stiftungen  u.  dgl.  zufliessen,  werden  (vorbehaltlich  der  Wahrung 
ihrer  Bestimmung)  von  der  Gemeinde  für  Rechnung  des  Schnlbezirkes  eingehoben. 

§.  25.  Die  veränderlichen  Geldgaben  sind  mit  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  letztverflossenen  drei  Jahre  sofort  in  einen  fixen  Bezug  für  Rechnung  des 
Schnlbezirkes  umzuwandeln;  Collecturen  bei  den  einzelnen  Ortseinwohnem,  Ab- 
sammlnngen  von  Neujahrsgeld em  u.  dgl.  dürfen  nicht  mehr  stattfinden. 

§.  26.  So  lange  die  Naturalgiebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie  nach 
dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  Jahren  1834—1863  (nach  Ausschei- 
dung des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedersten  Preisen)  oder  wo 
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c)  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle ; 

d)  die  Entlassung. 

§.  46.  Der  Verweis  wird  stets  schriftlich  ertheilt  und  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  für  den  Fall  wiederholter  Pflichtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betroffenen  wird  diese  Strafe  nicht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  47.  Die  Vorrttckung  in  eine  bestimmte  höhere  Gehaltsstufe  (§.  31)  oder 
die  Bewilligung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszulage  (Jg.  30)  kann 
auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  auch  gänzlich  angesprochen 
werden. 

§.  48.  Die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Direc- 
tors  und  die  hiedurch  erfolgende  Zurttckversetzung  solcher  Personen  in  die  Kate* 
gorie  der  Lehrer  kann  mit  oder  ohne  Aendernng  des  Dienstortes  stattfinden. 

§.  49.  Sowohl  in  diesem  Falle  als  auch  bei  der  strafweisen  Versetzung  an 
eine  andere  Lehrstelle  desselben  Bezirkes  hat  das  Disciplinarerkenntniss  zugleich 
den  Rang  zu  bestimmen,  mit  welchem  der  Betroffene  in  das  Lehrpersonale  seines 
Dienstortes  künftighin  einzureihen  ist. 

§.50.  Bevor  gegen  ein  Mitglied  des  Lehrstandes  eine  Disciplinarstrafe  verhängt 
wird,  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten  zu 
seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten.  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mttndlich  vorge- 
bracht, so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden.  Stellt  sich  die  (mündliche 
oder  schriftliche)  Rechtfertigung  als  genügend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschul- 
digten schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  51.  Der  Landesschulrath  ist  bei  Verhängung  der  im  §.  45  bezeichneten 
Disciplinarstrafen  an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  der  Disciplinarstrafen 
gebunden. 

§.  52.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  in  der  Regel  erst  dann  verhängt 
werden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgfehens  mindestens  e  i  n  e  r  Disciplinarstrafe 
neuerdings  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienstpflichten 
stattfanden.  Nur  gegen  Denjenigen  kann  die  Entlassung  sofort  Platz  greifen, 
welcher  sich  eines  groben  Missbrauches  des  Züchtigungsrechtes,  einer  gröblichen 
Verletzung  der  Religion  und  Sitte  oder  eines  mit  der  dienstlichen  Stellung  unver- 
einbaren staatsbürgerlichen  Verhaltens  schuldig  gemacht  hat. 

§.  53.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  der  Landesschulbehörde  ohne 
Disciplinarerkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  strafgerichtliche  Verurtheilung 
erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  des  Betroffenen  von  der  Wählbarkeit  in  die 
Gemeindevertretung  nach  sich  zieht.  (Abs.  3  des  §.  48  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.  54.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Minister  fUr  Cultus  und 
Unterricht  anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landesschulbehörden  der  übrigen  im 
Reichsrathe  vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 

§.  55.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  dem  Bezirksschulrathe  ftlr  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinareu 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  für  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verlangt  Ein  Recurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschie- 
bende Wirkung. 

§.  56.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Snspendirten  oder  seiner  FamiUe  gefthr- 
det,  so  hat  der  Bezirksschnlrath  gleiehzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verab- 
reichenden Alimentation  auszusprechen,  welcher  höchstens  zwei  Dritttheiie 
des  zur  Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  (§§.  22,  30,  31,  32) 
betragen  darf.  Erfolgt  späterhin  eine  Schuldloserklärung,  so  gebührt  ihm  der 
Ersatz  des  zeitweisen  Verlustes  am  Diensteinkommen. 
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lY.  Abschnitt. 

Von  der  Versetznng  des  Lehrpersonales  in  den  Ruhestand   nnd 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§•  57.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  wegen  allzu  vorgerück- 
ten Lebensalters,  wegen  schwerer  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  oder 
wegen  anderer  berücksichtigungswerther  Verhältnisse  zur  Erfüllung  der  ihm 
obliegenden  Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen 
der  betreffenden  Person,  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amtswegen  verfllgt 
werden. 

§.  58.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand.  Als  freiwillige 
Dienstesentsagung  wird  auch  jede  Verehelichung  einer  Oberlehrerin  oder  Lehrerin, 
sowie  die  ohne  Genehmigung  der  Bezirksschulbehörde  (§.  38)  stattgefundene  Ver- 
heiratung eines  noch  nicht  definitiv  angestellten  Unterlenrers  angesehen. 

§.  59.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstesentsa- 
gung  oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  des 
Landesschulrathes  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher  Zeit 
auch  die  Räumung  der  Dienstwohnung  nnd  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehr- 
stelle verbundenen  Besitzes  an  Grundstücken  stattzufinden  hat,  über  deren  Nutzun- 
gen nach  §.  78  zu  entscheiden  ist 

§.  60.  Das  Ausmass  des  Rnhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhestand 
Versetzten  abhängig. 

§.  61.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  deijenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Jene  Dienstalterszulagen  (§.  30), 
welche  dem  mindesten  Jahresgehalte  dort  zuwachsen,  wo  kein  Vorrückungsrecht 
in  höhere  Gehaltsstufen  besteht,  sowie  die  Functionssznlagen  (§.32)  der  Directoren 
und  Oberlehrer  sind  als  Theile  dieses  Jahresgehaltes  zu  betrachten. 

§.  62.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  Lehrbefiihigungsprttfiing  an  einer  öffentlichen  Schule  zugebracht 
hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt  die 
Anreehnnng  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesener- 
massen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrindividiums  lag. 

§.  63.  Deiyenigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  62)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jabresgehaltes  (§.  61)  zu  bemessen  ist. 

§.  .64.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  cilften  bis  zur  Vollendung  des 
flinfzehnten  anrechenbaren  Dienstjahres  (§.  63)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden, 
erhalten  ein  Dritttheil  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem 
vollendeten  itlnfzehnten  Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  lauf  drei  Acht- 
tbeile,  mit  jedem  weiter  zurückgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil, 
mit  dem  beendeten  vierzigsten  Dienstjahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  (§.  61)  als  Pension. 

§.  65.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder  eine 
zeitweilige.  In  letzterem  Falle  hat  der  Betroffene  nach  Behebung  des  jene  Ver- 
setzung begründenden  Hindernisses  seiner  Thätigkeit  sich  nach  der  Weisung 
des  LandetBebalrathefl  im  Sehnldienste  wieder  verwenden  zu  lassen  oder  auf  seinen 
Rnhegennss  am  verziebten« 


880 

§.  66.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  nnr 
dann  einen  Versorgungsansprnch,  wenn  der  verstorbene  Gatte  and  Vater  selbst 
zu  einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  67.  Die  Witwen  nnd  Waisen  der  mit  dem  Lehrbefthignngszeugnisse  Ter- 
sehenen  Unterlehrer^  welche  ohne  die  eiforderlicbe  Bewilligoug  (§.  38)  sieh  ver- 
ehelichten, haben  keinen  Versorgungsanspruch. 

§.  68.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.  62)  vollendet  hatte,  erhält 
eine  Abfertigung  mit  einem  Yiertheil  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  61). 

§.  69.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr 
(§.  62)  vollendet  hatte,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem 
Drittheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahres- 
gehaltes (§.  61)  zu  bemessen  ist. 

§.  70.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Gatten  erst  während  des  Ruhe- 
standes eingegangen  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Gatten 
vor  seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  71.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  erlischt  der  Pensionsanspruch  der 
Witwe. 

§.  72.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  eine  pensionsberechtigte 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebührt  ihr  ein  Erziehungsbeitrag  und  ist  so  zu  bemessen, 
dass  ihre  Pension  samnit  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom 
verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltea 
(§.  61)  Überschreitet. 

§.  73.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Zurttck- 
legung  des  20.  Lebensjahres  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  früher  erlangten 
Versorgung. 

§.  74.  Wenn  nach  einem  verstorbenen  Mitgliede  des  Lehrstandes  keine 
Witwe  vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss  hat 
§§.  70  und  71),  so  gebUhrt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche 
as  20.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  68 
dieselbe  Abfertigung,  welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.  69 
aber  eine  Concretalpension,  welche  mit  dem  Viertheile  des  letzten  vom  Verstor- 
benen bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  75.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  vorban- 
den ist. 

§.  76.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver« 
ehelicht,  so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (§.  72)  fttr  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Concretalpension  (§.  74). 

§.  77.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  haben  das  Recht,  die  Na4;uralwohnttng  desselben  noch 
ein  Vierteljahr  lang  zu  benutzen  oder  den  ihm  zustehenden  Quailiergeldbetrag  itlr 
den  nächst  vei'fallenden  Erhebuugstermin  zu  beziehen. 

§.  78.  Die  Nutzungen  eines  zur  Dotation  der  Schnlstelle  gehörigen  Grund^ 
Stuckes  (§.  27)  gehüren  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lehrstandes  nur  dann,  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  L  Juni 
und  31.  Oetober  erfolgte.  Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  btos  Auapruch 
auf  den  Ersatz  jener  Auflagen,  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen  gemacht 
wurden. 

§.  79.  Wenn  der  letzte,  von  einem  in  activer  Dienstleistang  verstorbenen  Mit- 
gliede des  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahreagebalt  600  fl.  nidbt  Ober- 
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IV.  Abschnitt. 

Von  der  Versetznng  des  Lehrpersonales  in  den  Ruhestand   und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§.  57.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Rnhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistang  wegen  allzu  vorgerück- 
ten Lebensalters,  wegen  schwerer  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  oder 
wegen  anderer  bertlcksichtigungswerther  Verhältnisse  zur  EriHllung  der  ihm 
obliegenden  Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen 
der  betreffenden  Person,  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amtswegen  verfügt 
werden. 

§.  58.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand.  Als  freiwillige 
Dienstesentsagung  wird  auch  jede  Verehelichung  einer  Oberlehrerin  oder  Lehrerin, 
sowie  die  ohne  Genehmigung  der  Bezirksschulbehörde  (§.  38)  stattgefundene  Ver- 
heiratung  eines  noch  nicht  definitiv  angestellten  Unterlenrers  angesehen. 

§•  59.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstesentsa- 
gung oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  des 
Landesschulrathes  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher  Zeit 
auch  die  Räumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehr- 
stelle verbundenen  Besitzes  an  Grundstücken  stattzufinden  hat,  über  deren  Nutzun- 
gen nach  §.  78  zu  entscheiden  ist. 

§.  60.  Das  Ausmass  des  Ruhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhestand 
Versetzten  abhängig. 

§.  61.  Der  anrechenbare  Jabresgehalt  ist  deijenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Jene  Dienstalterszulagen  (§.  30), 
welche  dem  mindesten  Jahresgehalte  dort  zuwachsen,  wo  kein  Vorrückungsrecht 
in  höhere  Gehaltsstufen  besteht,  sowie  die  Functionsszulagen  (§.  32)  der  Directoren 
und  Oberlehrer  sind  als  Theile  dieses  Jahresgehaltes  zu  betrachten. 

§.  62.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  LehrbefHhigungsprüfring  an  einer  öffentlichen  Schule  zugebracht 
hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt  die 
Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesener- 
massen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrindividiums  lag. 

§.  63.  Denjenigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  62)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  61)  zu  bemessen  ist. 

§.  ß4.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  cilften  bis  zur  Vollendung  des 
fünfzehnten  anrechenbaren  Dienstjahres  (§.  62)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden, 
erhalten  ein  Dritttheil  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem 
vollendeten  fllnfzehnten  Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Acht- 
theile,  mit  jedem  weiter  zurückgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil, 
mit  dem  beendeten  vierzigsten  Dienstjahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  (§.  61)  als  Pension. 

§.  65.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder  eine 
zeitweilige.  In  letzterem  Falle  hat  der  Betroffene  nach  Behebung  des  jene  Ver- 
setzung begründenden  Hindernisses  seiner  Thätigkeit  sich  nach  der  Weisung 
des  Laadessebulrathes  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen  oder  auf  seinen 
Rnhegenuss  zu  verziebten. 
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§.  66.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  nur 
dann  einen  Versorgungsanspruch,  wenn  der  verstorbene  Gatte  und  Vater  selbst 
zu  einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  67.  Die  Witwen  und  Waisen  der  mit  dem  Lefarbeftbignngszengnisse  ver- 
sehenen Unterlehrer^  welche  ohne  die  erforderliche  Bewilligung  (§.  38)  sieh  ver- 
ehelichten^  haben  keinen  Versorgnngsanspruch. 

§.  68.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.  62)  vollendet  hatte^  erhält 
eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheil  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jabresgehaltes  (§.  61). 

§.  69.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr 
(§•  62)  vollendet  hatte,  so  gebtthrt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem 
Drittheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahres- 
gehaltes (§.  61)  zu  bemessen  ist. 

§.  70.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  vorstorbenen  Gatten  erst  während  des  Ruhe- 
standes eingegangen  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Gatten 
vor  seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  71.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  erlischt  der  Pensionsanspruch  der 
Witwe. 

§.  72.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  eine  pensionsberechtigte 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebulirt  ihr  ein  Erziehnngsbeitrag  und  ist  so  zu  bemessen, 
dass  ihre  Pension  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom 
verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jabresgehaltea 
(§.61)  überschreitet. 

§.  73.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  ZuiUck- 
legung  des  20.  Lebensjahres  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  Aüher  erlangten 
Versorgung. 

§.  74.  Wenn  nach  einem  verstorbenen  Mitgliede  des  Lehrstandes  keine 
Witwe  vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss  hat 
§§.  70  und  71),  so  gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche 
as  20.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  68 
dieselbe  Abfertigung,  welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.  69 
aber  eine  Concretalpension,  welche  mit  dem  Viertheile  des  letzten  vom  Verstor- 
benen bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  75.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  voriian- 
den  ist. 

§.  76.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver« 
ehelicht,  so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (§.  72)  ftir  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Concretalpension  (§.  74). 

§.77.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  haben  'das  Recht,  die  Naturalwohnung  desselben  noch 
ein  Vierteljahr  lang  zu  benützen  oder  den  ihm  zustehenden  Qnaitiergeldbetrag  <ür 
den  nächst  verfallenden  Erhebungstermin  zn  beziehen. 

§.  1^.  Die  Nutzungen  eines  zur  Dotation  der  SehuUtelle  gehörigen  Grund* 
Stückes  (§.  27)  gehören  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lehrstandes  nur  dann^  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  1«  Joni 
und  31.  Oetober  erfolgte.  Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch 
auf  den  Ersatz  jener  Auslagen,  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen  gemacht 
wurden. 

§.  79.  Wenn  4er  letzte,  von  einem  in  activer  Dienstleistung  verstorbeDen  Mit- 
gliede des  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgebalt  600  fl.  niebt  Über- 
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stieg  und  ier  Naohlaim  zugleich  nicht  hinreicht,  die  Krankheits-  und  Letohen- 
koBten  zu  bestreiten,  gebtthrt  den  Erben  des  Verstorbenen  ein  Viertel  jenes 
Jahresgebaltes  als  Conductquartal. 

§.  80.  Znr  Deckung  der  Rnhegentlsse  fttr  nntauglicfa  gewordene  Mitglieder 
des  LehrstandeS;  sowie  znr  Befriedigung  der  VersorgungsansprUche  ihrer  Hinter- 
bliebenen wird  eine  Pensionscasse  errichtet,  welche  der  Laudessohulrath  verwaltet 
(§.  57  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  81.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Lehrstandes,  welche  nach  abgelegter  Lehr- 
befShignngsprttfung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  10  Percent  ihres 
ersten  nach  erfolgter  Segulirung  bezogenen,  für  den  Rahegennss  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  und  ebensoviel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu  Theil  wer- 
denden Gehaltsanfbesserung,  Dienstalterszniage  oder  Functionszulage,  überdiess 
aber  jährlich  2  Percent  ihrer  für  den  Ruhegennss  anrechenbaren  Jahresbezüge  an 
die  Pensionscasse  zu  entrichten. 

§.  82.  Als  besondere  Zuflüsse  werden  der  Pensionscasse  zugewiesen : 

1.  Jene  gesetzlichen  Beiträge  aus  Verlassenschaften,  welche  bisher  dem  Nor- 
nialschulfonde  zuflössen ; 

2.  die  auf  das  Land  entfallenden  GebarungsUberschüsse  des  Schulbücher- 
Verlages ; 

3.  die  Intercalarien  für  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Erben  eines 
verstorbenen  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§§.  78,  79)  oder  durch 
die  Remuneration  des  Hilfslehrers  in  Anspruch  genommen  werden ; 

4.  die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverfügungen  der  Schulräthe 
eingehen. 

§.  83.  Der  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  der  Pensionscasse  noch 
weiters  erforderliche  Betrag  wird  aus  I^ndesmitteln  zugeschossen. 

§.  84.  Ueberschüsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  der  Pensions- 
casse (§§.  81 — 83)  ergeben,  sind  zu  capitalisiren,  und  nur  die  Zinsen  derselben 
in  die  nächste  Jahresrechnung  einzubeziehen. 

§.  85.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zu  ihrer  Bestreitung  Ver- 
pflichteten auch  fernerhin  bezahlt  werden. 

s 

ITebergangBbeBtiinmnngen. 

§«  86.  Der  Landessehulrath  nimmt  sofort  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Geselxes  die  im  §.  21  vorgesehene  Eintheilnng  sämmtlicher  Schalgemeinden  vor. 

§•  87.  Auf  Grund  dieser  Eintheilung  legt  jeder  Bezirk»9ehalrath  einen  Kata- 
ster sämmtlicher  Lehrstellen  des  Bezirkes  an  und  stellt  dabei  das  Einkommen 
fest,  welches  dem  gegenwärtigen  Inhaber  einer  jeden  derselben  nach  den  §§.  22 
bis  40  gebtthrt 

§w  88*  Hiebei  ist  nur  jenen  bereits  definitiv  angestellten  Mitgliedern  des  Lehr- 
standes die  erste  im  g.  30  bezeichnete  Dienstalterszalage  zuzugestehen,  welche 
bereits  15  Jahre  lang  an  einer  Öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  üeiebsrathe 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  unnnterbroohen  und  mit  entsprechendem 
Erfolge  gewirkt  haben.  Alle  anderen  bereits  definitiv  angestellten  Hitglieder  des 
Lehratandes  treten  erst  mit  Zurttcklegnng  des  15.  Diensljahres  in  den  Genuss  der 
ersten  Dienstalterszniage. 

§.  89.  Die  auf  den  erwähnten  Kataster  (§.  87)  gegründete  Begulirung  der 
Bestge  fiämmtlicher  Hitglieder  des  Lehrstandes  mnss  spätestens  eil  Jahr  nach 
Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  vollständig  dnrehgefUhrt  sein. 

§.  90.  Innerhalb  desselben  Zeitraumes  hat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions- 
easse  zn  beginnen.  Bei  der  Begulirung  der  Beselige  jedes  Hitgliedes  des  Lehr- 
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Standes  ist  der  von  ihm  nach  g.  81  zn  entrichtende  Beitrag  bei  d«r  Gasse  des 
Schalbezirkes  in  Yorschreibung  zu  bringen.  Den  vor  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
bereits  definitiv  angestellten  Mitgliedern  des  Lehrstandes  ist  die  Dienstzeit  vom 
Zeitpnncte  ihrer  definitiven  Anstellung  zur  Pensionsfähigkeit  anznreehnen. 

SchlusBbestiinmniigen. 

§.91.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  Beginne  des  der  Knndmachang 
nachfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  92.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  nnd  Ver- 
ordnungen ausser  Kraft. 

§.  93.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassnng  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  fttr  Gultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lasier  m.  p. 


Nr.  61. 

Gesetz  vom  19.  Februar  1870, 

wirksam  für  das  Königreich  Böhmen, 

asnr  Regelung  der  Errichtung^  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  fiffent- 

Uehen  Yolkssehulen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Königreiches  Böhmen  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

I.  Abschnitt. 
Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen. 

§.  1.  Eine  öffentliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  fttnQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  hiUbe  Meile 
entfernte  Schule  besuchen  müssen.  (§.  59  des  Beichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entfernung  die  localen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zngang  zu  einer  Schule  erheblich  erschweren, 
ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station  wenigstens  ftir  die 
ungünstigere  Jahreszeit  zu  exponiren  oder  im  äussersten  Falle  mindestens  drei- 
mal in  der  Woche  zum  Excurrendo-Unterrichte  an  eine  solche  Station  zu  entsenden^ 

Die  Expositur  oder  Excurrendo-Station  bildet  einen  Theil  jener  Schnle,  an 
welcher  der  betreffende  Unterlehrer  angestellt  ist. 

§.  3.  Sobald  es  die  Mittel  desjenigen,  welchem  die  Errichtung  nnd  Erhal- 
tung dieser  Schule  obliegt,  irgend  zulassen,  ist  die  Expositnr  oder  Excurrendo- 
Station  durch  eine  selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.  4.  Soweit  die  vorhandenen  Mittel  gestatten ,  ist  auch  besonders  in  den  be- 
völkerten Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den  Ge- 
schlechtern nnd  die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzustreben.  Dieselbe 
mnss  Überall  da  erfolgen ,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlich  erforderiichen  Lehrkräfte 
(§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  sechs  übersteigt. 
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§.  5.  In  dem  Gebiete  eines  jeden  politischen  Verwaltungsbezirkes  hat  min- 
destens eine  Btirgerschnle  zu  bestehen. 

§.  6,  Die  Schnlbebörden  haben  darüber  zu  wachen ,  dass  die  nothwendigen 
Volksschnlen  (§§.  1,  2,  5,  12),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  nnnöthigen  Anf- 
schnb  errichtet  nnd  hierbei  alle  Bedingungen  zn  einem  festen  nnd  gedeihlichen 
Bestände  derselben  sichergestellt  werden. 

§.  7.  Alle  für  die  Errichtung  nnd  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Gommission  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen;  das  Commissionsprotokoll 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§•  8.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der 
zweckmässigen  Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen  Schulen 
(§§.  1,  5,  12)  bewilligt  werden. 

§«9.  Jeder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzuweisen,  welchen 
die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  ürtschaftstheile  oder  Häuser  bilden. 
Massgebend  für  die  Abgrenzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die  Grenzen 
der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des  Schulbesuches 
die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benachbarten  Gemeinde 
zweckmässig  erscheint. 

§.  10.  Die  Einschulung  hat  zum  Zwecke,  sämmtlichen  innerhalb  des  Schul- 
sprengels  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Aufnahme 
in  eine  Schule  und  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern. 

§.  1 1.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengeis  wohnen,  dilrfen  nur  inso- 
weit Aufnahme  finden,  als  dadurch  die  Anzahl  von  80  Schulkindern  in  einer  Glasse 
nicht  Überschritten  (§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  und  keine  Ueber- 
fBllung  der  Lehrzimmer  herbeigeführt  wird.  Das  Gleiche  gilt  rttcksichtlich  der 
Aufnahme  jener  Kinder ,  welche  das  sechste  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet, 
aber  die  Bewilligung  des  Ortsschulrathes  zum  Eintritte  in  die  öffentliche  Volks- 
schule erlangt  haben. 

§•  12.  Eine  Schule,  welche  bereits  durch  flinf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war, 
ist  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  13.  Das  Schulhaus  soll  auf  einem  trockenen  Platze  und  wo  möglich  in  der 
Mitte  des  Schulsprengeis  stehen.  Bei  der  Auswahl  der  Baustelle  sind  geräuschvolle 
Plätze  und  Strassen,  sowie  die  Nähe  lärmender  oder  solcher  Gewerbe,  welche 
einen  unangenehmen  oder  gesundheitsnachtheiligen  Geruch  verbreiten,  die  Nach- 
barschaft von  Sümpfen  oder  anderen  Gewässern  u.  dgl.  zu  vermeiden.  Ebenerdige 
Schnlgebände  müssen  mindestens  zwei  Schuh  über  das  Niveau  der  Strasse  erhoben 
nnd  ihre  Fenster  so  angebracht  werden, %  dass  die  Aufmerksamkeit  der  Kinder 
nicht  durch  Vorgänge  ausserhalb  des  Haukes  abgelenkt  werde.  Auch  soll  mit  einem 
Schulhanse  kein  Zinshaus  in  Verbindung  gebracht  werden. 

§.  14.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  fttr  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  des  Beichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 
Sie  sollen  eine  Höhe  von  mindestens  12'  haben,  und  müssen  fUr  jedes  Kind  einen 
Fläcfaenraum  von  6Q'  besitzen,  nebstbei  aber  ausreichenden  Platz  für  das  Lehrpult 
und  einen  Kasten,  fttr  die  Schultafel  und  freie  Zugänge  zu  den  Bänken  darbieten, 
wobei  auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schülern  Bedacht  zu 
nehmen  ist.  In  hoch  gelegenen,  besonders  allseitig  freistehenden  Schulhäusern  kann 
eine  Bedoction  der  Höhe  bis  auf  10'  zugelassen  werden.  Alle  Lehrziromer  müssen 
gehörig  licht  sein  und  eine  entsprechende  Ventilation  besitzen ;  mit  der  Wohnung 
des  Lehrers  dürfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  stehen. 

§.  15*  Die  Schulbänke  müssen  so  constrnirt  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  und 
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Grösse  der  Kinder  jedes  Lehrzimmers  Rtteksieht  zn  nefamen  ist.  Alle  PnltbMnke 
sind  mit  Rlteklehnen  zu  versehen  und  so  einzurichten,  dass  die  FUsse  der  SchuN 
kinder  entweder  auf  dem  Fussboden  oder  auf  angebrachten  schmalen  Brettern 
aufstehen. 

Die  8itzbänke  müssen  so  aufgestellt  werden,  dasM  alles  Hanpilicht  von 
der  liukeu  Seite  oder  Rückseite  einfüllt,  und  dass  die  »Schttler  gegen  eine 
fensterlose  Wand  sitzen,  vor  welcher  die  Schultafel  und  das  Lehrerpult  ange- 
bracht ist. 

§.  16.  Die  Stiegenhäuser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  und  licht,  die 
Stiegen  und  Gänge  mindestens  6'  breit  sein  und  erstere  nie  mit  Spitzstufen  cou  - 
struirt  werden. 

Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen ,  Gänge  und  SchullocalitSten  da- 
von nicht  belästigt  werden. 

Jedes  Sehulhaus  soll  einen  gedeckten  Turnraum  besitzen  und  mit  dem  nöthigen 
Trink-  und  Nutzwasser  versehen  werden. 

§.  17.  Die  näheren  Bestimmungen  «her  die  Beschaffenheit  der  Srhulgebäude 
und  ihrer  Theile,  sowie  über  die  erforderlichen  Schuleinrichtungen  werden  in 
einer  Verordnung  festgestellt,  welche  vom  Minister  ftlr  Cultus  und  Unterricht  nach 
Einvernehmung  des  Landesschulrathes  erlassen  wird.  Diese  Verordnung  normirt 
auch  die  Modalitäten,  unter  denen  die  technischen  Organe  der  politischen  Behör- 
den oder  der  Landesvertretung  bei  Approbirung  und  Ausführung  der  Baupläne, 
Beschaffung  der  Schuleinrichtung,  Ueberwachung  des  zweckentsprechenden  Zu- 
standes  der  Gebäude  und  ihrer  Einrichtung  zu  interveniren  haben. 

§.  18.  Der  Bezirksschulrath  fixirt  die  Auslagen  für  Beheizung,  Beleuchtung 
und  Reinigung  der  SchuUocalitäten ,  indem  er  für  jede  Schnle  nach  Flächenraum, 
kubischem  Inhalt  und  Situirung  derselben  ein  Minimum  der  bezüglichen  Kosten 
feststellt,  unter  welches  nicht  herabgegangen  werden  darf. 

§.  19.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  ftlr  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Classen  gesondert  oder  mit  (len  Mädchen  vereint,  darf 
nur  in  den  unteren  zwei  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  20.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  zu  den  nothwendigen  Schulen  (§§.  1,  5,  12)  gehört. 

n.  Abschnitt. 

Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschulen. 

§.21.  Unmittelbar  vor  Beginn  jeäes  Schuljahres  nimmt  der  Ortsschulrath 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kinder  des  Schul* 
sprengeis  ohne  Unterschied  ihrer  Confession  und  Heimatsberechtigung  vor. 
Wer  ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht  oder  bezüglich  desselben  eine  un- 
wahre Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  1  -—20  fl.  zu  belegen  oder  im 
Falle  der  ünvermögenheit  mit  Einschliessung  auf  1—4  Tage  zu  bestrafen. 

§.  22.  Kinder ,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  GebrecheoB 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können  oder  zn  Haiuse  oder  in  einer 
Frivatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  »Schule  sieb  be- 
finden, sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  sofort  dem 
Bezirksschulrathe  vorzulegen  ist. 

§.  23.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg- 
werken^ Torfstichen  u.  dgl.  beschäftigt  sind  und  den  Unterricht  einer  Fabrik«- 
schule  geniessen. 
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§.  24.  Pem  Bezirksschnlratbe  steht  es  zu,  ttber  jene  Thatsachen,  welehe 
die  in  den  §.  22  nnd  23  erwähnten  Kinder  vom  Besnche  der  allgemeinen  Volks^ 
schule  befreien,  weitere  Nachweisangen  zu  verlangen. 

§«  25.  Sind  Kinder ,  bezüglich  deren  ein  Befreiungsgrund  (§§.  22  and  23) 
nicht  eintritt,  nicht  binnen  der  ersten  vierzehn  Tage  des  Schuljahres  in  eine 
öffentliche  Volksschule  aufgenommen ,  so  hat  der  Ortsschulrath  dje  Eltern  oder 
deren  Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern.  Wenn  sie  nicht  binnen  weiteren 
drei  Tagen  die  Aufnahme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Volksschule  bewerkstel- 
ligen, 80  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe,  welche  zwischen  1  und  5  fl.  zu  bemessen, 
im  Falle  der  Unvermögenheit  aber  mit  Einschliessung  von  höchstens  24  Stunden 
umzuwandeln  ist. 

§.  26.  Wenn  dem  Ortsschulrathe  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
lung  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schulsprengel 
bekannt  wird,  hat  er  die  Mittheilung  hierttber  an  den  betreffenden  Ortsschulrath 
zu  richten.  Erhält  er  Kenntniss  von  der  Uebersiedlung  eines  schulpflichtigen  Kin^^ 
des  ans  einem  anderen  in  den  eigenen  Schulspreugel,  so  hat  er  dasselbe  sofort 
in  das  Verzeichniss  der  schulpflichtigen  Kinder  aufzunehmen  und  nach  den 
§§.  22 — 25  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  27.  Der  Ortsschulrath  revidirt  halbmonatlich  die  Absentenverzeichnisse 
der  Schule  und  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  Nachlässigkeit 
der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe,  wie  bei 
gänzlich  verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigen,  nicht  gesetzlich  befreiten 
Kindes  in  die  öffentliche  Volksschule  (§.  25).  Nicht  gehörig  entschuldigte  Schul- 
Versäumnisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleiohzuhalten. 

§•  28.  Das  Strafausmass  kann  bis  zu  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einschlies- 
sung gehen,  wenn  die  Eitera  das  Vcrsäumniss  in  gewinnsüchtiger  Absicht  herbei- 
führten. 

§.  29.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Strafausmasses  statt,  wenn  die  Eltern 
oder  deren  »Stellvertreter  bezüglich  einer  scbuldbaren  Vernachlässigung  des  Schul- 
besuches (§§.  25  und  27)  der  Kinder  rückfällig  erscheinen.  In  diesem  Falle  kann 
das  Strafansmass  bis  zu'  20  fl.  oder  einer  viertägigen  Einschliessung  gehen.  Er- 
halten solche  Eltern  aus  der  Armencasse  oder  aus  sonstigen  Woblthätigkeitsan* 
stalten  eine  Unterstützung,  so  kann  ihnen  dieselbe  solange  entzogen  werden  ,  bis 
sie  den  gesetzlichen  Bestimmungen  bezüglich  des  Schulbesuches  Folge  leisten. 

§.  30.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbanen,  Torfstichen  u.dgl.,  welche 
die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten, 
verfallen  in  die  in  den  §§.  25,  und  27 — 29  bezeichneten  Strafen. 

§.  'M,  Die  Löschung  aus  der  Liste  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 
dann ,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeugniss  einer 
öffentlichen  Volksschule  nachgewiesen  erscheint.  (§.  21  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.  32.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befreit,  welche  sich  in  dem  bezeichneten  Termine  an  eiiier  höheren  Schule  befin- 
den, und  solche,  deren  geistiger  oder  körperlicher  Zustand  erwiesenermassen  die 
Erreichung  des  Zieles  der  Volksschule  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  33.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter^  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(§.  32)  Kinder  vor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schule  ferne  halten,  unter- 
liegen denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie  solche  für  Vernachlässigung 
des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  fiergbauen, 
Torfstichen  u.  dgl.,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  vom  Schulbesuche 
abhalten. 

§.  34.  Die  Verh&ngung  der  in  den  §§.  21,  25,  27—29,  30  und  33  erwähnten 
Strafen  kommt  in  erster  Instanz  dem  Bezirksschulrathe  zu.  Das  Verfahren  richtet 
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sich  nach  jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung  Ober  im 
allgemeinen  Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertretungen  regeln. 

§.  35.  Recnrse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben ,  soweit  sie 
nicht  gegen  Strafverfolgungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  36.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  176  und  177  des  a.  b.  G.  B.  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Rückfalle  des  Rechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt 
werden. 

m.  Abschnitt. 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulwesen  und  von  den  Mitteln  zu 

seiner  Bestreitung. 

§.  37.  Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  (§§.  1, 
2,  5,  12)  ist  eine  gemeinsame  Angelegenheit  eines  jeden  Schnlbezirkes,  welcher 
demnach  sowohl  alle  sachlichen  Bedürfnisse  derselben,  als  auch  die  Bezttge  des 
Lehrpersonals  zu  bestreiten  hat. 

§.  38.  Zur  Besorgung  der  hieraus  erwachsenden  Geschäfte  wird  der  Bezirks- 
schulrath  in  jenen  Schulbezirken,  welche  ans  mehreren  Gemeinden  bestehen,  durch 
acht  Mitglieder  mit  entscheidender  Stimme  verstärkt,  welche  von  den  Vorstehern 
der  im  Bezirke  inbegriffenen  Gemeinden  aus  den  Gemeinde-Wahlberechtigten 
mittelst  absoluter  Stimmenmehrheit  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  genriOdt 
werden  und  ihr  Geschäft  unentgeltlich  versehen. 

Wenn  dem  Schulbezirke  mehrere  Vertretungsbezirke  angehören ,  so  wählen 
die  Gemeindevorsteher  eines  jeden  Vertretungsbezirkes  die  nach  dem  Verhältnisse 
der  directen  Besteuerung  auf  jeden  Vertretungsbezirk  entfallende  Anzahl  obiger 
acht  Mitglieder  aus  den  Gemeinde- Wahlberechtigten  des  ganzen  Schnlbezirkes. 
Ist  die  Bestimmung  dieser  Anzahl  zweifelhaft,  so  hat  der  Bezirksschnlrath  die* 
selbe  endgiltig  festzusetzen. 

Eine  Gemeinde,  welche  wenigstens  ^g  sämmtlicher  directer  Steuern  im  Schul* 
bezirke  zahlt,  wählt  ftlr  sich  allein  durch  ihren  Ausschuss  Eines  der  obigen  acht 
Mitglieder.  In  gleicher  Weise  wählt  dieselbe  2,  3  oder  4  dieser  Mitglieder,  wenn 
sie  wenigstens  »/g,  •/»  oder  die  Hälfte  sämmtlicher  directen  Steuern  im  Schul- 
bezirke zahlt. 

Der  verstärkte  Bezirksschnlrath  tritt  auch  an  die  Stelle  und  in  den  Wirkungs- 
kreis der  nach  dem  Landesgesetze  vom  13.  September  1864  zu  bildenden  Schul- 
ansschttsse;  es  werden  somit  die  §§.  12  bis  19  des  Gesetzes  vom  13.  September 
1864  ausser  Kraft  gesetzt,  und  es  übergehen  sofort  nach  Constituirung  dieses 
Bezirksschulrathes  an  denselben  die  Geschäfte  der  Schulausschtlsse  ihres 
Bezirkes. 

Verweigert  die  Majorität  der  Mitglieder  des  Bezirksschuhrathes  die  Theil- 
nähme  an  den  Geschäften  desselben,  so  hat  der  Bezirkshauptmann  die  Geschäfte 
des  Bezirksschulrathes  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  zu  besorgen. 

§.  39.  Gemeinden,  welche  eine  Btlrgerschule  und  die  ttbrigen  fdr  ihr  Ge- 
meindegebiet nothwendigen  Volksschulen  (§§.  1  und  12)  aus  eigenen  Mitteln 
selbstständig  errichten,  erhalten  und  dotiren,  darf  die  Bildung  eines  eigenen 
Schulbezirkes  nicht  verweigert  werden. 

Dieses  Recht  erlischt,  sobald  sie  dieser  Verpflichtungnicht  mehr  nachkommen. 
Die  Entscheidung  hierüber  steht  in  erster  Instanz  dem  Landesschnlrathe  nnd  im 
Berufungswege  dem  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu. 
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§.  40.  Besteht  der  Schalbezirk  aus  einer  einzigen  Gemeinde,  so  werden  die 
im  §.  37  erwähnten  Geschäfte  gleich  anderen  Gemeinde-Angelegenheiten  dnrch 
die  Gemeindevertretung  und  ihre  Executirorgane  besorgt. 

§.  41.  Auf  den  Schalbezirk  gehen  alle  Verpflichtungen  über,  welche  bezüg- 
lich der  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  und  bezttglich 
des  Diensteinkommens  des  Lehrpersonals  bisher  jeder  einzelnen  Schulgemeinde 
entweder  fllr  sich  allein  oder  in  Concurrenz  mit  anderen  Personen  oder  Corpo- 
rationen  oblagen. 

§.  42.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Schulgemeinde  noch 
andere  Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  oder  Beiträgen  für  die  sach- 
lichen Bedürihisse  oder  fUr  das  Diensteinkommen  des  Lehrpersonales  einer 
Volksschule  verpflichtete,  sind  solche  Verpflichtungen  im  vollen  Umfange  aufrecht 
zu  erhalten.  Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fonden. 

§.  43.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu- 
flüsse bestinunten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunlichster 
Aufrechthaltnng  ihrer  Bestimmung  zu  wahren. 

§.  44.  Nur  jener  Verpflichtungen ,  welche  dem  noch  fortbestehenden  Schul- 
patronate  ankleben,  kann  der  verftlgungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch  ein- 
fache Verzichtlcistung  auf  das  Schulpatronat  sich  entschlagen ;  die  mit  demselben 
verbundenen  Rechte  gehen  sodann  auf  den  Schulbezirk  ttber. 

§.  45.  Findet  der  Schulbezirk  die  Aufhebung  eines  noch  bestehenden  Schul- 
patronates  unter  Uebernahme  der  sämmtlichen  Patronatslasten  auf  den  Bezirk 
wdnschcnswerth,  und  ist  eine  gütliche  Verständigung  mit  dem  Berechtigten  nicht 
zu  erzielen,  so  kann  die  Aufliebung  des  Patronates  dnrch  ein  Landesgesetz  aus- 
gesprochen werden. 

%.  46.  In  die  Casse  des  Schulbezirkes  fliessendieftir  Schulz  wecke  gemachten 
Geschenke  und  Legate  (mit  Aufrechthaltung  ihrer  Bestimmung) ,  das  Schulgeld 
und  andere  besondere  Einnahmen  für  Schulzwecke. 

§•  47.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Schulen  von  dem 
Landesschulrathe  nach  den  Verhältnissen  der  Gemeinden,  in  welchen  sie  sich 
befinden,  in  vier  Classen  getheilt ,  und  das  Schulgeld  in  denselben  wird  mit  20, 
10,  6  und  4  kr.  wöchentlich  (die  Ferialzeit  eingerechnet)  für  jedes  sehulbesuchende 
Kind  festgesetzt. 

§•  48.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  findet  ohne  Intervention  der  Lehrer 
und  ausserhalb  der  Schule  wöchentlich  oder  monatweise  durch  die  Gemeindevor- 
stehung  statt,  welche  die  erhobenen  Beträge  am  Ende  eines  jeden  Monats  an  die 
Casse  des  Schulbezirkes  abzuliefern  und  orduungsmässig  zu  verrechnen  hat. 
Schulgelderrückstände  sind  nach  den  Vorschriften  über  Einhebung  rückständiger 
Gemeindeumlagen  zu  behandeln. 

§.  49.  Dem  Ortsschulrathe  steht  es  zu,  die  schulbesuchenden  Kinder  unbe- 
mittelter Eltern  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Fortgang  ganz  oder  theilweise  von  der 
Schulgeldentrichtung  zu  befreien,  und  Eltern,  welche  gleichzeitig  für  mehr  als  drei 
die  öffentlichen  Schulen  besuchende  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben,  eine 
Ermässigung  zuzugestehen.  Der  hiedurch  veranlasste  Ausfall  ist  aus  den  Gemeinde- 
mitteln des  Schulorts  zu  ersetzen,  soweit  nicht  Stiftungen  zur  v6llen  oder  theil- 
weisen  Bestreitung  des  Schalgeldes  an  der  betreffenden  Schule  bestehen. 

g.  50»  Die  Gemeindevertretung  des  Schulortes  kann  auch  beschliessen,  dass 
emeindecasse  die  Schulgeldentrichtung  ftlr  sämmtliche  schulbesuchende 
Kinder  im  vollen  oder  in  einem  bestimmten  Betrage  übernehme,  oder  dass  eine 
Einhebung  des  sie  nach  §.  47  treffenden  Schulgeldes  nach  Vermögensclassen  der 
Eltelrn  der  schulpflichtigen  Kinder  eingeführt  werde.  Zu  ersterem  Beschlüsse  ist^ 
wenn  das  Schulgeld  ganz  oder  theilweise  durch  Gemeindeumlagen  aufgebracht 
werden  soll,  die  Zustimmung  jedes  Gemeindegliedes  nothwendig,  welches  min- 
destens ein  Sechstheil  sämmtlicher  directen  Steuern  in  der  Gemeinde  zahlt. 
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§.  51 .  Ebenso  kann  der  Landesschalrath  dem  Oemeinderorstande  gestatten, 
dass  er  zwar  die  Einzelerbebang  des  Schulgeldes  vornehme ,  an  die  Gasse  des 
Schulbezirkes  aber  einen  nach  dem  Gesammtertrage  der  letztverflossenen  drei 
Jahre  (§§.  48,  49)  ermittelten  Pauschalbetrag  abliefere,  dessen  Ziffer  nach  je  drei 
Jahren  neuerlich  festzustellen  ist. 

§.  52.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Auftiahrasgebtthr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  fttr  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Gegenstftnde, 
fUr  Benützung  der  zum  Schulgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstttcke ,  Lehr« 
mittel  oder  Unterrichtserfordemisse,  Ausstellung  der  Zeugnisse,  fttr  Beheizung, 
Beleuchtung  oder  Reinigung  der  Schnllocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  werden.  Die 
Schulbücher  und  andere  Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern  oder  deren 
Stellvertreter,  und  im  Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch  die  Gemeinde 
des  Schulortes  beiznschaffen. 

§.  53.  Sind  die  schulbesuchenden  Kinder,  für  welche  die  ganze  oder  theil- 
weise  Schulgcldbefreiung  (§.  49)  bewilligt,  oder  der  Bedarf  an  Lehrmitteln  und 
Unterrichtserfordernissen  (§.  52)  beigeschafit  wurde,  nicht  im  Schulorte  heimats- 
berechtigt,  so  kann  die  Gemeinde  des  Schulortes  den  Ersatz  jener  Auslagen  von 
der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  54.  Zu  den  nothwendigen  Ausgaben  des  Schulbezirkes  gehören  auch : 
a)  Die  Dotation  der  Lehrerbibliothek  für  welche  von  den  Lehrern  ein  Beitrag 

mit  einem  halben  Percente  des  Jahresgehaltes  erhoben  werden  kann; 
ßj  die  Kosten  der  Abhaltung  von  Bezirks-Lehrerconferenzcn,  einschliesslich  der 

den  Mitgliedern  zu  gewährenden  Reisekosten-Entschädigungen ; 
cj  die  Reisekosten-Entschädigungen  und  Taggelder  für  die  Abgeordneten  der 

Bezirksconferenzen  zu  den  Landesconferenzen. 

§.  55.  Reichen  die  Schnleinkünfte  §§.  42,  43,  46)  voraussichtlich  nicht  hin, 
um  die  veranschlagten  Auslagen  des  Schulbezirkes  fttr  das  nächste  Jahr  zu  be- 
streiten, so  ist  zur  Deckung  des  Restes  derselben  eine  Umlage  anszuschreiben, welche 
in  den  Städten  die  einen  eigenen  Schulbezirk  bilden,  in  gleicher  Weise,  wie 
die  anderen  Gemeindeumlagen,  ausserhalb  jener  Städte  gleichzeitig  mit  dem 
Lancleserforderniss- Zuschlage  zu  den  directen  Steuern  erhoben  wird. 

Hiebei  sind  jedoch  die  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  jeden  Bezirksrertre- 
tungsgebietes  gesondert  zu  behandeln. 

§.  56.  Müsstedic  Umlage  fttr  Volksschulzwecke  (§.  55)  die  Ziffer  von  10  Per- 
centen  des  Ordinariums  der  directen  Steuern  im  Schulbezirke  übersteigen  so  hat 
die  Deckung  des  Mehrbedarfes  zur  Hälfte  durch  den  Schulbezirk,  zur  Hälfte  aus 
Landesmitteln  zu  erfolgen. 

üebergangsbestiminungen« 

§.  57.  Die  bestehenden  Nothschulen  sind  binnen  zwei  Jahren  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  den  anderen  öffentlichen 
Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand  nicht  mehr  als  nothwendig 
erscheint,  aufzulassen. 

§.  58.  Die  bestehende  Eiutheilung  der  Schnlsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bezirks« 
schulräthe  zu  unterziehen. 

§.  59.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Cresetxes 
soll  die  Einschulung  sämmtlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  W«iler  nnd  Ein« 
schichten  des  Landes  dnrohgeführt  sein. 
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Schlnssbestimmungen. 


§.  60.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  seiner  Kundmachung 
nachfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  61.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
aUe  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisJierigen  Gesetze  und  Verord- 
nnngeil)  insoweit  solchb  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wider- 
spreebeft  oder  durch  dieselbe  ersetzt  werden,  ausser  Kraft. 

§*  62,  Mit  d^  Ducchtthmng  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nlHbigen 
Instructionen  ist  der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

« 

Franz  Joseph  m.  p. 

Streaajr  ■•  p. 

*  ■  • 

Nr.  62, 

* 

Gesetz  vom  25.  Februar  1870, 

virksam  für  das  Herzogthum  Krain^ 

betreffend,  die  Schnlauflslcht. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Erain  finde  leb  zu  ver  . 
ordnen^  wie  folgt : 

I.  Der  Ortsschulrath. 

§.  1.  Die  aua  Staats-^  Landes-  und  Oemeindemitteln  ganz  oder  theil weise 
erhaltenen  Yolkssdiuien  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Ortsschulrathes. 

§.  2.  Der  Ortsschulrath  besteht  aus  Vertretern  der  Kirche,  Schule  und 
Gemeinde.  Nebst  diesen  ist  auch  der  Schulpatron  berechtigt,  als  Mitglied  in  den 
Ortseohulrath  einzutreten  und  an  den  Verhandlungen  desselben  persönlich  oder 
durch  einen  StellYcrtreter  mit  Stimmrecht  theilzunehmen. 

§.  3.  Die  Vertreter  der  Kirche  im  Ortsschulrathe  sind  die  selbstständigen 
Seelsorger  der  der  Schule  zugewiesenen  Jugend. 

Wo  aieh  zwei  oder  mehrere  Seelsorger  desselben  Glaubensbekenntnisses 
befinden,  bezeichnet  die  kirchliche  Oberbehörde  denjenigen,  welcher  als  Mit- 
glied in  den  Ortsschuhrath  einzutreten  hat. 

§.  4.  Der  Vei-treter  der  Sefaule  im  Ortsschulrathe  ist  deren  Leiter  (der  Lehrer, 
und  wenn  an  derselben  Schule  mehrere  Lehrer  angestellt  sind,  der  Director  oder 
der  erste  Lehrer). 

Unterstehen  dem  Ortsschulrathe  mehrere  Schulen ,  so  tritt  der  Leiter  der 
unter  diesen  Schulen  im  Bange  am  höchsten  stehenden,  hei  gleichem  Bange  der 
Selinlen  der  dienstälteste  Leiter  dieser  Schulen  in  den  Ortsschulrath.  Doch 
nelunen  auch  die  Leiter  der  anderen  Schulen  an  den  ihre  eigene  Anstalt  betref- 
fenden Verhandlungen  des  Ortsschulrathes  mit  berathender  Stimme  Theü. 

§.  5.  Die  Vertreter  der  Gemeinde  im  Ortsschulrathe  werden  Ton  der  Gemeinde- 
Vertretung^  oder  wenn  derselben  Schule  mehrere  Orlsgemeinden  oder  Unterge- 
meinden  derselben  angehören,  von  ebier  Versammlang  der  betheiligten  Geiheinde-, 
rficksichtlich  Untergemeinde- Vertretungen  (§.  13,  Getsfeindegesetz)  gewählt.  Die 
ZaU  dieser.  Vertreter  beträgt  ndudestens  zwei,  höchstens  ftlnf,  und  wir^  vom 
Betiiksachtikalfae  bestiihmt 

Die  Wahl  erfolgt  durch  absolute  Stimmenmehrheit  und  gilt  ffir  dfe  Dauer 
von  abdis  Jährte.  Doch' tritt  nach  drei  Jahi^en  die  äftlfte  und  he}  imgeradeir  Zahl 
die  grSasere  Zahl  der  Mitglieder  dn^oh  Losung  aus.  Diti  Wiederwahl  ist  «ulässig. 
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Ansserdem  wählt  die  Oememdevertretimg  zwei  ErBatzmäaner. 

§.  6.  Wählbar  sind  alle  Jene^  welche  fähig  sind^  in  die  OemeindeyertretnDg 
einer  dem  Ortsschnlrathe  zugewiesenen  Gemeinde  gewählt  za  werden.  Der 
Verlust  dieser  Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Ortsschulratbe  zur 
Folge. 

Die  Wahl  in  den  Ortschulrath  kann  nur  deijenige  ablehnen^  welcher  berech- 
tigt wäre^  die  Wahl  in  die  Gemeindeyertretnng  abzulehnen,  oder  welcher  die 
letzten  sechs  Jahre  hindurch  Mitglied  des  Ortsschnlrathes  war.  Die  ungerechtfertigte 
Verweigerung  des  Eintrittes  wird  vom  Bezirksschuirathe  mit  einer  Oeldbusse  Ton 
50  bis  100  fl.  bestraft. 

Die  Geldbusse  ist  für  Zweke  der  Schule  zu  yerwenden. 

§.  7.  Orte,  an  welchen  mehrere  Schulen  besteh^  können  yon  der  Gemeinde- 
yertretnng mit  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  in  mehrere  Schulkreise 
getheilt  werden.  In  diesem  Falle  wird  ftir  jeden  dieser  Schulkreise  ein  besonderer 
Ortsschulrath  mit  Beachtung  der  yorstehenden  Bestimmungen  gebildet 

§.  8.  Dem  Ortsschulratbe  kommt  es  zu,  fttr  die  Befolgung  der  Schulgesetze, 
sowie  der  Anordnungen  der  höheren  Schulbehörden  und  die  denselben  entspre- 
chende zweckmässige  Einrichtung  des  Schulwesens  im  Orte  zu  sorgen. 

Insbesondere  hat  derselbe: 

1.  dafttr  zu  sorgen,  dass  die  Lehrer  ihre  Gehaltbezttge  in  der  gehörigen  Weise, 
zu  rechter  Zeit  und  ungeschmälert  erhalten ; 

2.  den  etwa  yorhandenen  Localschulfond,  sowie  das  Schulstiftungsyermögen, 
soweit  darüber  nicht  andere  Bestimmungen  stiftungsgemäss  getroffen  sind,  zu 
yerwalten ; 

3.  das  Schulgebäude,  die  Scbulgrttnde  und  das  Schulgeräthe  zu  beaufsich- 
tigen und  das  erforderliche  Inyentar  zu  iUhren ; 

4.  Ober  die  Befreiung  yon  der  Schulgeldzahlung  zu  entscheiden ; 

5.  die  Schulbücher  und  andere  Untersttttzungsmittel  für  arme  Schulkinder  zu 
besorgen,  für  die  Anschafiung  und  Instandhaltung  der  Schulgeräthe,  die  nöthigen 
Lehrmittel  und  sonstigen  Ueterrichtserfordemisse  Sorge  zu  tragen; 

6.  die  jährlichen  Voranschläge  fllr  die  Dotations-  und  sonstigen  Erforder- 
nisse, soweit  hiefttr  nicht  besondere  Organe  bestellt  sind,  zu  yerfassen,  dieselben 
an  die  Gemeindeyertretnng  zu  leiten,  und  Über  die  empfangenen  Gelder  Rechnung 
zu  legen ; 

7.  die  der  Schule  gehörigen  Werthpapiere,  Urkunden,  Fassionen  u.  s.  w. 
aufzubewahren; 

8.  die  jährliche  Schulbeschreibung  zu  yerfassen,  den  Schulbesuch  thunliehst 
zu  befördern  und  die  Strafanträge  gegen  die  Vernachlässigung  desselben  an  den 
Bezirksschulrath  zu  stellen ; 

9.  die  Unterrichtszeit  mit  Beachtung  der  yorgeschriebenen  Stundenzahl  zu 
bestimmen ; 

10.  die  Ertheilung  des  yorgeschriebenen  Unterrichtes  zu  überwachen; 

11.  den  Lebenswandel  des  Lehrpersonales,  die  Disciplin  in  den  Schulen, 
sowie  das  Betragen  der  Schuljugend  ausserhalb  der  Schule  zu  beaufsichtigen; 

12.  den  Lehrern  hinsichtlich  ihrer  Amtsführung  die  thunlichste  Untersttttcung 
angedeihen  zu  lassen ; 

13.  Streitigkeiten  der  Lehrer  unter  sich  und  mit  der  Gemeinde  oder  mit  ein- 
zelnen Gemeindegliedeni  (soweit  sie  aus  den  Schulyerhätnissen  erwachsen)  nach 
Tbunlichkeit  auszugleichen ; 

14.  Auskünfte  und  Gutachten  an  die  Gemeindeyertretnng  und  die  yorgesetzten 
Behörden  zu  erstatten,  an  welche  der  Ortsschulrath  auch  Anträge  zu  stellen  jeder- 
zeit  bereohtigt  ist. 

§.  9.  Von  der  Wirksamkeit  des  Ortsschnlrathes  sind  die  mit  Lehrerbildnngs^ 
ansta]^n  in  Verbindung  stehenden  Uehungsschulen  ausgenommen ;  nur  wo  sie  ganz 
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oder  tfaeflweiae  auch  ans  Ganeindemitteln  erhalten  werden,  kommt  in  Bezog  auf 
sie  dem  Ortsschnbathe  die  im  §.  9  anter  1  bis  7  bezeichnete  Wirksamkeit  zn. 

§»  10.  Die  Mitglieder  des  Ortsschnirathes,  dessen  Constitnirnng  sowohl  der 
Gemeindevertretung  als  dem  Bezirksschulrathe  anzuzeigen  ist,  wählen  aus  ihrer 
ICtte  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  einen  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter 
auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

Ist  sowohl  der  Yoretjtzende  als  auch  dessen  Stellvertreter  verhindert,  so  ftihrt 
der  Aelteste  unter  den  Mitgliedern  des  Ortsschuhrathes  den  Vorsitz. 

§.11.  Der  Ortsschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate  zu 
einer  ordentlichen  Sitzung.  Der  Vorsitzende  kann  aber  jederzeit  und  er  muss, 
wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  eine  ausserordentliche  Versammlung  ein- 
berufen. 

§.  12.  Zur  Beschlussfilhigkeit  des  Ortsschulrathes  wird  die  Anwesenheit 
wenigstens  dreier  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt 
ist,  die  Ausführung  von  Beschlüssen,  welche  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze 
zuwiderlaufen  oder  das  Interesse  der  Schule  gef&hrden,  einzustellen  und  den 
Gegenstand  an  den  Bezirksschulrath  zur  Entscheidung  zu  leiten. 

Beschwerden  gegen  Beschlüsse  und  Verftlgungen  des  Ortsschulrathes  gehen 
an  den  Bezirksschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Ortsschulrathe  einzubringen  und 
haben  aufschiebende  Wirkung,  sofeme  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung  der 
angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  13.  Kein  Mitglied  des  Ortsschulrathes  darf  an  der  Berathung  und  Abstim- 
mung von  Angelegenheiten  theilnehmen,  welche  seine  persönlichen  Interessen 
betreffen. 

§•  14*  In  Angelegenheiten,  die  so  dringlich  sind,  dass  weder  die  nächste 
ordentliche  Sitzung  abgewartet,  noch  eine  ausserordentliche  einberufen  werden 
kann,  darf  der  Vorsitzende  selbstständig  Verfügungen  treffen;  er  muss  jedoch  ohne 
Verzug  und  spätestens  in  der  nächsten  Sitzung  die  Genehmigung  des  Ortsschul- 
rathes einholen. 

§.  15.  Zur  Beaufsichtigung  des  didaktisch-pädagogischen  Zustandes  der 
Schule  wird  ein  sachkundiges  Mitglied  des  Ortsschulrathes  vom  Bezirksschulräte 
als  Ortsschulinspector  bestellt. 

Der  Ortsschulinspector  hat  sich  mit  dem  Leiter  der  Schule  in  stetem  Einver- 
nehmen zu  erhalten. 

Tritt  hiebei  eine  Meinungsverschiedenheit  hervor,  so  ist  jeder  Theil  berech- 
tigt, die  Entscheidung  des  Bezirksschulrathes  einzuholen. 

An  jenen  Schulen,  wo  sich  mehrere  Lehrer  befinden,  ist  der  Ortsschulin- 
spector den  Lehrerconferenzen  beizuwohnen  berechtigt 

Die  Schulen  zu  besuchen,  um  von  den  Zuständen  derselben  Kenntniss  zu 
nehmen,  sind  auch  die  übrigen  Mitglieder  des  Ortschnlrathes  berechtigt.  Das  Be- 
fugniss,  etwa  nothwendige  Anordnungen  zu  treffen,  steht  jedoch  nicht  einem  ein- 
zelnen Mitgliede,  sondern  blos  der  gesammten  Körperschidft  zu. 

§.  16.  Die  Mitglieder  des  Ortsschubathes  haben  auf  ein  Entgelt  für  die  Be- 
sorgung der  Geschäfte  keinen  Anspruch. 

Für  die  damit  verbundenen  baren  Auslagen  wird  ihnen  der  Ersats  aus 
C^emeindemitteln  geleistet. 

IL  Beiirkaaohulratli. 

§.  17.  Die  nächst  hOhore  Aufsicht  Aber  die  Volksschulen  wird  von  dem  Be- 
nksschnfaratiie  geführt. 

%.  18.  Die  Schulbezirke  fallen  dem  Umfange  nach  mit  den  politisehen  Bezir« 
ken  zusammen. 
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Städte,  w6lehe  ein  eigenes  Gemeindeetatut  haben,  bildcfn  je  mien  beson* 
deren  SchuIbesirlL 

§.  19.  Der  Bezirksschulrath  besteht  in  der  Begeh 
a)  Aus  dem  Vorsteher  der  politischen  BezirksbehSrde  als  Vorsitzenden ; 
bj  ans  je  einem  Gteistliehen  jener  Glanbensgenossensehaften,  deren  Seelenzahl 

im  Bezirke  mehr  als  2000  beträgt.  Die  Ernennung  kommt  der  Diöeesan* 

behörde,  beziehnn^sweise  dem  Seniorate  zn; 
cj  ans  zwei  Fachmännern  im  Lehramte,  welche  von  derLehrerversammlnng  des 

Bezirkes  gewählt  werden; 
dj  aus  zwei,  nnd  wo  mehrere  Bezirksvertretnngen  sind,  ans  je  einem  von  jeder 

Bezirks  Vertretung  nnd  in  Ermanglung  einer  solchen  ans  zwei  vom  Liandes- 

ausschnsse  gewählten  Mitgliedern. 

Wählbar  sind  alle  Jene,  welche  fähig  si^d,  in  die  Gemeindevertretung  einer 
im  Schulbezirke  befindlichen  Gemeinde  gewählt  zu  werden.  Der  Verlust  dieser 
Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Bezirksschulrathe  zur  Folge. 

Der  Vertreter  d^s  Vorsitzenden  wird  vom  Bezirksschulrathe  aus  seiner  Mitte 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gewählt. 

§.  20.  In  Städten^  welche  ein  eigenes  Qemeindestatut  haben,  treten  bei  der 
Zusammensetzung  des  Bezirksschulrathes  folgende  Abweichungen  von  den  im  §.  19 
ertheilten  Vorschriften  ein : 

aj  Vorsitzender  ist  der  Bürgermeister ;  der  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  wird 
vom  Bezirksschulrathe  aus  seiner  eigenen  Mitte  durch  Stimmenmehrheit 
gewählt; 

bJ  jede  Glaubensgenossenschaft,  deren  Seelenzahl  mehr  als  500  beträgt,  ist  im 
Bezirksschulrathe  durch  einen  Geistlichen  zu  vertreten; 

cJ  die  Bestimmung  des  §.  19,  lit.  dJ,  findet  hier  keine  Anwendung.  Dagegen 
wählt  die  Gemeindevertretung  aus  ihrer  Mitte  oder  aus  den  anderen  rar 
Gemeindevertretung  Wählbaren  zwei  Mitglieder  des  Bezirkssohuhraihes.  Der 
VerloBt  der  Wählbarkeit  zm*  Gemeindevertretung  zieht  den  Aastritt  aua  dem 
Bezirksschulrathe  nach  sich. 

§.21.  Zur  Wahrnehmung  der  religiösen  Interessen  jener  Bezirksbewohner, 
deren'  Glaubensbekenntnisse  keines  der  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes  ange* 
hört,  wählt  der  Letztere  je  einen  Beirath  dieses  Bekenntnisses. 

§.22.  Alle  nach  den  §§.19 — 21  stattfindenden  Ernennungen  nnd  Wahlen 
gelten  auf  sechs  Jahre  und  sind  dem  Landeschef  anzuzeigen. 

§.  22.  Dem  Bezirksschulrathe  kommt  in  Bezug  auf  alle  tfffenfliehen  Volks- 
schulen und  die  in  dieses  Gebiet  gehörigen  Privatanstalten  und  Specialschulen, 
dann  über  die  Einderbewahranstalten  des  Bezirkes  jener  Wirkungskreis  zn,  wel- 
cher nach  den  früheren  Vorschriften  den  politischen  Beziritsbehörden  nnd  den 
Schnldistrictsaufsehem  zustand. 

Insbesondere  kommt  demselben  zu: 

* 

1.  Die  Vertretung  der  Interessen  des  Schulbezirkes  nach  Aussen,  die  genaue 
Evidenzhaltung  des  Standes  des  Schulwesens  im  Bezirke,  die  Sorge  fUr  die  ge> 
setzliche  Ordnung  im  Schulwesen  und  die  möglichste  Verbesserung  ^^sselben 
überhaupt  un4  jeder  Schule  insbesondere ; 

2.  die  Sorge  für  die  Verlautbarung  der  in  Volksschulangelegenheiten  erlaa- 
senen  Gesetze  und  Anordnungen  der  höheren  Schulbehörden,  sowie  für  den  Voll- 
zug derselben ;  /      ' 

:  &  Aie  Leifmg  im  Verhandlungen  über  die.Biegnlirtaiig'iind  EtvirAiteruiig  der 
bestehenden,  sowie  über  die  Errichtung  neuer  Schulen,  dieEntaeheidtoiig  lA  enlar 
Iiateikz  lltter  Am»-  nnd  EinsdbnlnngeB,  diB  ObemnfsIchL  tber  die  Sebulbattan^  in- 
sofeme  sie  nicht  aus  Landesmitteln  bestritten  werden^  und  über  die  AnaehaffiBig 
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der  SrforderniBse  ftlr  die  Localitäten  der  Volksschulen ,  die  RichtigsteUmig  und 
Bestätie^img  der  Sehalfassionen; 

4.  die  AngUbang  des  Tatelreehtes  des  Staates  über  die  Localschnlfonde  nnd 
Schtilstifttmgen,  insofeme  dazu  nicht  besondere  Organe  bestimmt  sind,  oder  diese 
Wirksamkeit  einer  boheren  Behörde  vorbehalten  ist ; 

5.  der  Schutz  der  Schulen  und  der  Lehrer  in  allen  ökonomischen  und  polizei- 
Uehen  Begehungen,  die  Entscheidung  in  erster  Instanz  ttber  die  Beschwerden  in 
Angelegenheiten  der  Gehalte  (Dotationen),  der  Yersorgnngsgebühren,  insofern 
diese  Yersorgungsgebtthren  nicht  ans  Staats-  oder  Landesmitteln  zu  leisten  sind, 
und  der  Lehrmittel ; 

6.  die  Anwendung  der  Zwangsmittel  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen ; 

7.  die  prorisoriflche  Besetzung  der  an  den  Schulen  erledigten  Dienststellen 
ond  die  Ifitwirkung  bei  der  definitiven  Besetzung  derselben,  beziehungsweise  bei 
der  Yorrttokuug  der  Lehrer  in  höhere  Oehalte ; 

8.  die  Untersuchung  der  Disciplinarfehler  des  Lehrpersonales  und  anderer 
Gebreehen  der  Schulen,  und  die  ibtscheidung  darüber  in  erster  Instanz  oder 
nach  Erfordemiss  die  Antragstellung  an  den  Landesschulrath ; 

9.  die  Beförderung  der  Fortbildung  des  Lehrpersonales,  Veranstaltung 
der  Bezirkslehrerconferenzen  und  Aufsicht  über  die  Schul-  und  Leha^rbibKotheken ; 

10«  die  Ausstellung  der  Verwendungszeugnisse  an  Lehrpersonen ; 
11.  die  Anordnungen  zur  Constituirung  der  Ortsschulräthe  und  die  Förderung 
nad  Deberwachnng  der  Wirksamkeit  derselben  (§§.  5,  6,  7,  12,  15); 

12L  die  Veranlilssungen  ausserordentlicher  Inspectionen  der  Schulen; 

13.  die  nach  Anhörung  des  Ortsschulrathes  vorzunehmende  Festsetzung  des^ 
den  OrtBverhältnissen  angemessenen  Zeitpunctes  fltr  die  gesetzlichen  Ferien  bei 
den  Volksschulen ; 

14,  die  Erstattung  von  Auskünften,  Gntachten ,  Anträgen  und  periodischen 
Seknlbetichten  an  die  höheren  Schulbehörden. 

§»  24.  Der  Bezirksschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate 
zur  ordentlichen  Berathung.  Der  Vorsitzende  kann  nach  Bedarf  und  muss  auf 
Antrag  zweier  Mitglieder  ausserordentliche  Versammlungen  einberufen. ' 

Alle  Angelegenheiten,  rücksichtlich  deren  eine  EntscheiduuK  zu  treffen,  ein 
Gutachten  oder  ein  Antrag  zu  erstatten  ist,  werden  coUegialisch  behandelt. 

§•  25.. Zur  Bescblussfähigkeit  wird  die  Anwesenhdt  der  Mehrheit  der  Mit- 
glieder erfordert.  Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt  ist, 
die  Ausführung  von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze  zuwider* 
laufen,  einzustellen  und  darüber  die  Entscheidung  des  Laodesschulrathes  ein* 
zuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten,  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen^  hat  derselbe  nicht  theilzunehmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bezirksschulrathes  gehen  an  den 
Landesschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  BezirksBcbulrathe  einzubringen  und 
haben  aufschiebende  Wirkung,  sofeme  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröfihi^ng 
d  er  angefochtenen  Entscheidung  gescbieht. 

§.  26.  In  dringlichen  Fällen  (§.  14)  kann  der  Vorsittende  aneh  rtteksiehtUeb 
deijenigen  Angelegenbeiten,  welche  cpUegialiscb  zu  behandeln  sind,  tinaittelbare 
Vemlgungen  treffen,  er  muss  jedoch  ojane  Veraug  und  sp&teatens  in  der  nttebslen: 
SitzuBg  die  Genehmigung  des  Bezirkssefafolrathes  etnbolen, 

§.  37.  Der  Minister  ftiil  Oultns  und  Unterricht  ernennt  fttn  jedien«  Be«si«k  einen 
SchuUnspector,  und  da,  wo  besondere  Umstände  es  nötUg  machen,  auch  mehrsre 
SobnUnapeetofen.  Die  Emeinnnng  esfolgt  au£  Grundlage  eine»  TemäTorsehlages 
des  Landesschulrathes  für  die  Dauer  von  sechs  Jahren. 
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Wird  der  Bezirksschuliuspector  nicht  ohnehin  dem  Bezirksschnlrathe  entnom- 
men; so  tritt  er  kraft  seiner  Ernennung  als  ordentliches  Mitglied  in  denselben. 

Die  Beaufsichtigung  d^s  Religionsunterrichtes  steht  nicht  dem  Bezirksschul- 
inspector,  sondern  der  kirchlichen  OberbehQrde  zu. 

§.  28.  Volksschuldirectoren  und  Lehrer,  welche  den  Unterricht  in  einer 
Schulclasse  zu  ertheilen  haben,  können  zu  dem  Amte  eines  Bezirkschulinspectors 
nur  mit  Zustimmung  derjenigen,  welche  die  betreffende  Schule  dotiren,  berafen 
werden.  In  diesem  Falle  wird  ihnen  nach  Erfordemiss  auf  die  Daner  dieser  Func* 
tion  zu  der  zeitweise  nothwendigen  Aushilfe  bei  dem  Unterrichte  an  der  eigenen 
Schule  ein  Personalunterlehrer  auf  Kosten  des  Normalschulfondes  beigegeben. 

§.  29.  Der  Bezirksschulinspector  ist  zur  periodischen  Inspection  und  Visi- 
tation der  Schulen  berufen.  Er  ist  berechtigt,  in  didactisch-pädagogischen  Gegen- 
ständen Bathschläge  zu  geben  und  den  in  dieser  Beziehung  wahrgenommenen 
Uebelständen  an  Ort  und  Stelle  durch  mttndliche  Weisungen  abzuhelfen.  Auch 
kommt  ihm  die  Leitung  der  Bezirkslehrerconferenzen  zu. 

Bei  dem  Besuche  der  ihm  zugewiesenen  öffentlichen  Schulen  hat  der  Bezirks- 
schulinspector Torzugsweise  seine  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten  : 

1.  Ob  die  Ortsschulinspectoren  ihren  Pflichten  bezüglich  der  Beaufsichtigung 
der  Schulen  nachkommen ;  femer 

2.  auf  die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  bei  Auftiahme  und  Ent- 
lassung der  Kinder ; 

3.  auf  die  Tttchtigkeit,  den  Fleiss,  überhaupt  auf  das  ganze  Verhalten  der 
Lehrer,  und  auf  die  in  der  Schule  herrschende  Disciplin,  Ordnung  und  Rein- 
lichkeit; 

4.  auf  die  Einhaltung  des  Lehrplanes,  auf  die  Unterrichtsmethode  und  auf 
die  Fortschritte  der  Kinder  im  Allgemeinen  und  in  den  einzeben  Fächern  insbe- 
sondere ; 

5.  auf  die  eingeführten  Lehrmittel  und  Lebrbehelfe  und  die  innere  Einrich- 
tung der  Schule ; 

6.  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Schule,  insbesondere  auf  die  Besol- 
dung der  Lehrer;  ob  der  Lehrer  das  ihm  zugesicherte  Einkommen  pünotlich  er- 
halte, ob  und  welche  Nebenbeschäftigungen  er  betreibe. 

Beim  Besuche  der  Priyat-,  Schul-  und  Erziehungsanstalten  hat  der  Beziiks- 
schulinspector  darauf  zu  sehen,  ob  dieselben  den  Bedingungen,  unter  denen 
sie  errichtet  wurden,  entsprechen  und  die  Grenzen  ihrer  Berechtigung  nicht  ttber- 
schreiten. 

§•  30.  Die  Bezirksschulinspectoren  haben  über  ihre  Wirksamkeit  Berichte  an 
den  Bezirksschulrath  unter  Beiftlgung  der  erforderlichen  Anträge  und  Anzeige  der 
an  Ort  und  Stelle  ertheilten  Weisungen  zu  erstatten. 

Diese  Berichte  sind  sammt  den  darüber  gefassten  BescUttssen  dem  Landes- 
schulrathe  vorzulegen,  welcher  auf  dieselben  auch  bei  den  an  den  Ifinister  fitr 
Cultus  und  Unterricht  zu  erstattenden  Schulberichten  die  angemessene  Bttcksicht 
zu  nehmen  hat. 

§.  31.  Die  Beiräthe  des  Bezirksschulrathes  (§.  21)  sind  berechtigti  die 
im  Bezirke  etwa  vorhandenen  Schulen  ihrer  Confession,  um  von  deren  Zustftn- 
den  Kenntniss  zu  nehmen,  zu  besuchen,  den  periodischen  Inspectionen  und 
Visitationen  derselben  durch  den  Bezirksschulinspector  beizuwohnen,  die  ge- 
machten Wahrnehmungen  dem  Bezirksschulrathe  anzuzeigen  und  an  denselben 
auch  Anträge  zur  Verbesserung  dieser  Schulen  zu  stellen. 

Sie  sind  vom  Bezirksschukathe  in  allen  einschlägigen  Fragen  einzuvemehmen 
und  können  an  den  Verhandlungen  über  dieselben  auch  pers^dich  mit  entsohei- 
dender  Stinune  theilnehmen. 

§.  92.  Dem  Bezirkssohulrathe  und  den  Bezirksschulinspectoren  kommt  das 
F^adicat  „kaiserlioh-königlich«'  zu. 
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Der  Vorsitzende  yertheilt  die  einlangenden  Qescliäftsstttcke  behufs  deren 
Bearbeitung  an  die  Mitglieder  und  besorgt  mit  Benützung  der  Arbeitskräfte  der 
k.  k.  BezirksbebOrde  die  laufende  Geschäftsflihrung. 

Die  Eanzleierfordemisse  besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Oemeindestatut  haben,  wird  dem  Bezirks- 
seholrathe  das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige- 
geben und  der  Aufwand  fttr  Eanzleierfordemisse  aus  Gemeindemitteln  bestntten. 

Die  Bezirkaschulinspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen  Schulen- 
inspeotionen  und  Visitationen  einen  Reisekosten-  und  Diätenpauschalbetrag  aus 
Staatsmitteln. 

TU   Der  Landesschulrath. 

§.  33.  Die  oberste  Schulaufsichtsbehörde  im  Lande  ist  der  k.  k.  Landes- 
schulrath. 

.  Demselben  unterstehen : 

l.Die  dem  Wirkungskreise  der  Bezirksschulräthe  zugewiesenen  Schul-  und 
Erziehungsanstalten ; 

2.  die  Bildungsanstalten  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Volkaschulen  sammt 
den  zu  denselben  gehörigen  Uebungsschulen ; 

3*  die  Hittelschulen  jf Gymnasien,  Realgymnasien  und  Bealsohulen),  sowie  alle 
in  das  Gebiet  derselben  fallenden  Privat-  und  Speciallehranstalten,  sofern  diesel* 
ben  unter  der  obersten  Leitung  und  Aufsicht  des  Unterrichtsministerium  atehen. 

§.  34.  Der  Landesschulrath  besteht : 

1.  Aus  dem  Landeschef  oder  dem  von  ihm  bestimmten  Stellvertreter  als  Vor- 
sitzenden ; 

2.  aus  zwei  Abgeordneten  des  Landesausschusses ; 

3.  ans  einem  Referenten  fttr  die  administrativen  und  öconomischen  Schul- 
angelegenheiten ; 

4«  ans  den  Landesschulinspectoren ; 

5.  aus  zwei  katholischen  und  einem  evangelischen  Geistlichen,  femer  aus 
einem  Vertreter  der  israelitischen  CuUusgemeinden ; 

6.  aus  zwei  ICtgliedera  des  Lehrstandes. 

§.  35.  Die  im  §,  35  unter  Z.  3,  4,  5  und  6  erwähnten  Mitglieder  des  Landes- 
scholrathes  werden  vom  Kaiser  auf  Antrag  des  Ministers  fttr  Cultus  und  Unterricht, 
der  bezüglich  der  zwei  katholischen  Geistlichen  den  Vorschlag  des  fttrstbischöf- 
lickeo  Ordinariates,  und  bezüglich  der  zwei  Mitglieder  des  Lehrstandes  jenen 
des  LandesausBchusses  einzuholen  und  sich  in  Bezug  auf  die  Ernennung  des  admi- 
nistrativen Referenten  mit  dem  Minister  des  Innern  ins  Einvernehmen  zu  setzen 
bat,  ernannt. 

Die  Funetionsdauer  der  im  §.  34,  Z.  2,  5  und  6,  erwähnten  Mitglieder  beträgt 
sechs  Jahre. 

Die  Mitglieder  des  Lehrstandes  erhalten  eine  Functionsgebtthr  aus  Staats- 
mitteln* 

§.  36.  Der  Landesschulrath  hat  in  dep  Angelegenheiten  der  ihm  unterstehen- 
den Schulen  den  bisherigen  Wirkungskreis  der  politischen  Landesstelle  und  unbe- 
schadet der  den  kirchlichen  OberbehOrden  im  Gesetze  vom  25.  Mai  1868,  R.G.BL 
Nr.  48,  vorbehaltenen  Reohte,  den  der  kirchlichen  Oberbehörden  und  Schulen- 
oberanfseher. 

Ausserdem  kommt  dem  Landesschulrathe  zu : 

1.  Die  Ueberwaehung  der  Bezirks-  und  Ortsschuh-äthe,  die  Aufsicht  und 
Leitung  der  Lehrerbildungsanstalten  und  der  zu  denselben  gehörigen  Uebungs- 
schulen ; 
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2.  die  Bestätigung  der  Directoreu  und  Lehrer  s^n  aM  Gemeindeniittehi  erhal- 
tenen Mittelschnlen  unter  Wahrung  der  den  Gemeinden,  Oorporatiooen  und  Privat- 
personen zustehenden  speciellen  Rechte; 

3.  die  Begutachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln  und  Lehrbüchern  Ittr  Ifittel- 
schulen  und  Fachschulen  \ 

4.  die  Erstattung  voq  Jahresberichten  über  den  Zustand  des  geaammtei 
Schulwesens  im  Lande  an  das  Ministerium  für  Cnltus  und  Uiiterri<riiiw 

g.  37.  Die  Sitzungen  des  Landesschukathes  sind  entweder  ordeniBche  oder 
ausserordentliche.  Eline  ar^sserordentiüche  Siteung  kaun  der  Vorsitzende  jedemit, 
und  muss  er,  wenn  zwei  Mitglieder  es  Tcrlangen,  anordnen. 

Angelegenheiten,  rücksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  oder  ein  Güt- 
achten oder  ein  Antrag  an  das  Ministerium  fttr  CuUps  ppjBi  Unterricht  zu  erstatten 
ist,  werden  collegialisch  behandelt,  alle  anderen  unlker  der  eigenen  Yerantwortong 
des  Yarmtzenden  erledigt,  welcher  in  jeder  Sitzung  die  in  derZwiMheueit  getroffe- 
nen Verfügungen  dem  Landesschuh*athe  mitzutheilen  hat 

Der  Landesschnlrath  kann  sich  ftir  einzelne  Angelegenheiten  dwoh  Bach- 
männer verstärken,  welche  der  SUiZungmit  berdthender  Stimme  betwohneiL 

§.  38.  Zur  BescUussiähigkeit  des  Landesschulrathes  wird  die  Anwesenheit 
der  Mehrheit  der  Mitgli6der  erfordert 

Die  Beschlüsse  werden  durch  Stimmenmehrheit  gefasst  Wim  den  Landes- 
sohnlinspectoren  haben  stets  nur  awei  und  zwar  diejenigen  entscheidende  Stimme, 
wielche  (Üer  Vorsitzende  hiezn  bestinunt  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der 
Vomtz^nde,  welcher  auch  bereehtigt  ist,  die  AusfUhrung  von  Beschlüssen,  die 
nach  seiner  Ansicht  gegen  die  bestehenden  GesetZfO  Verstössen  wttoden,  einzu- 
stellen, und  darüber  die  Entscheidung  des  Mmisterioms  ftir  Cvita»  und  Unter- 
richt einzuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstinamung  über  Angelegenheiten,'  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  MitgUedes  betreffen,  hat  diE^selbe  nicht  theilannebmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Landesschulrathes  gabon  an  das 
Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht.  Sie  sind  beim  Laadesschalrathp  ein^obrin- 
gen,  und  haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröff- 
nung der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  39.  In  dringlichen  Fällen  (§.  14)  kann  der  Vorsitzende  auch  rfteksichtlich 
derjenigen  Angelegenheiten,  welche  collegialisch  zu  behandeln  sind  (I^ST),  unmit* 
telbare  Verfügungen  treffen ;  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  spätestens  in  der 
nächsten  Sitzung  die  Genehmigung  des  Landesschulrathes  einholen. 

§.  40.  Den  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  didaotisch-pädagogisoben  Angele- 
genheiten der  Schulen  durch  periodische  Inspectionen,  Leitung  der  PrUfiingeiit 
Ueberwachung  der  Wirksamkeit  der  Schnldirectionen ,  sowie  der  Ottn-  und 
Bezirksschulräthe  u.  s.  f.  zu  üben,  sind  zunächst  die  Landesschulinspeeforen 
berufen,  denen  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  die  erforderlieben  Dienst- 
mstructionen  ertheilt  Der  Landeschef  kann  jedoch  für  einzelne  Fälle  Fnnctiaiieii 
dieser  Art  auch  anderen  Mitgliedern  des  Landessehniratbfes  ttberttsagen« 

Die  Inspectoren  erstatten  über  diese  ihre  Wirksamkeit  an  den  LandesadkHl* 
rath  Berichte,  welche  dieser. unter  Anzeige  der  darüber  gefassten  Beacblttsse  und 
getroffenen  Verfügungen  dem  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  vorzqlegen  hat« 

Die  Landesschulinspectoren  sind  verpflichtet,  auf  erhaltenen  Aufbrag  aacli 
djrect  an  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  berichten. 

§•  41.  Der  Vorsitzende  des  Landesschulrathes  vertheilt  die  Geschäfte  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  und  führt  die  Beschlüsse  aus. 

Die  erforderlichen  Hilfsarbeiter  und  Kanzleierfard^mitKM  werden  von  der 
politischen  Landesstelle  beigegeben. 
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SeUuMbMtlinmiiiig. 

§.  42*  Sobald  der  Landesschulrath^  die  Bezirks-  und  Ortsschulräthe  eoosti- 
tairt  Bind,  haben  diese  neuen  Organe  die  ihnen  durch  dieses  Gesetz  zugewiesenen 
Geschäfte  zu  ttbeiniebniien. 

Franz  Joseph  m.  |y. 

Stremsyr  n.  p«    , 

.     '  .  .  .  ■     I 

.       ,-.        ,        •       ^     .  Nr- 63. 

Gesetz  von  3.  März  1870, 

wirksam  für  daa  Erzherzogthnm  Oesterreich  ünfer  Aet  Ebus, 

betreffend  die  Realselmlett« 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthumes  Oesterreich  unter 
cler  Enns  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 

I.  Allgemeine  Bestimmutigen. 

§.  1.  Der  Zweck  der  Realschule  ist: 

1.  Ifit  bebenderer  Berttcksiehttgung  der  mathematisch'natürwisi^nsc'haftlichen 
Disoiplinen  eine  höhere  allgemeine  Bildung  zu  gewähren,  als  die  Volks-  itnd 
Btbigeriehiile  su  bieten  Tennag; 

2.  die  Vorbereitung  für  die  auf  diesen  Diseiplinen  bernbe'ttden'  Uöberen 
Sehilton.        ' 

§.  2.  VoUetlndige  Beakdmlen  bestehen  vorläufig  (§.  6)  ans  sieben  Classen, 
deren  Jede  einen  Jahrescors  bildiet»  nnd  zer&llen  in  Unter-  und  ObevreaUohulen. 

§.  3.  Die  Unterrealschule  bereitet  auf  die  Oberrealschule  vor  und  bezweckt 
zugleich  fllr  Jene,  welche  nach  Absolvirung. derselben. ifis  praktische  Leben  über- 
treten, eine  bis  zu  einem  gewissen  Grade  abschliessende  allgemeine  Bildung. 
Sie  besteht  aus  vier  Jahrgängen.  • 

§•  4.  Als  Vorbereitungsschule  fUr  die  Oberrealschule  kann  auch  das  vier- 
classige  Realgymnasium  dienen. 

§«  5.  Mit  den  Unterrealschulen  können  mit  Rücksicht  auf  die  gewerblichen 
oder  wirthschaftlichen  Verhältnisse  eines  Ortes  oder  seiner  Umgebung  Lehrcurse 
2vr  firtheilbng  eines  gewerblichen  oder  landwirthsehaftlieben  Unterrichtes  in  Ver- 
bindung gebracht  werden,  doch  darf  an  öfientlichen  Realschulen  weder  der  Umfang 
noeh  die  Richtung  des  Realschulunterrichtes  durch  solche  Lehrcurse  beeindusst 
werden. 

§.  6.  Die  Oberrealschule  besteht  aus  drei  Jahrgängen,  es  bleibt  jedoch  der 
Landesgesetzgebung  vorbehalten,  nach  Massgabe  der  zu  Tage  tretenden  RescA- 
tate  dieselbe  auf  vier  Jahrgänge  zu  erweitem.  Die  Oberrealschule  setzt  den  in 
der  Unterrealschule  begonnenen  Unterricht  fort  und  ist  specielle  Vorbereitu^gs- 
achnle  fUr  die  höheren  auf  den  mäfhebatisoh-nattirwissensohaftllciiito  Diseiplinen 
beruhenden  Studien.  Sie  besteht  nirgends  für  sich,  sondern  ttb^räll  in  Verbindung 
mit  einer  Unterrealschule  oder  einem  vierclassigen  Realgymnasium  (§:  4).  Beide 
zusammen  bilden  eine  einzige  Lehranstallj  u^ter  ein^em  •  gemeinsamen  Director. 
Wohl  aber  können  Unterrealsciiulen  ohne  eine  Oberrealschule  gegründet  werden. 

§4 .7.  DiftSeäbebtdtoi  sind!  eirtvf edtir  «ffentliMie  oder  FrivatreUsohulelL  i  Als 
öffentliche  Beabcbnlto  «^en  diejekugdn,  weldie  dsis  BedUtfaaüei^  ataatdgihiJBe 
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2.  die  Bestätigung  der  Directoreu  und  Lehrer  ^n  aus  Gexneindeniittelii  erhal- 
tenen Mittelschnlen  unter  Wahrung  der  den  Gemeinden,  Oorporationen  und  Privat- 
personen zustehenden  speciellen  Rechte; 

3.  die  Begutachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln  und  LebrbUobeca  Ittr  IMBttel- 
schulen  und  Fachschulen ; 

4.  die  Erstattung  voq  Jahresberichten  über  den  Zustand  des  gesammtieii 
Schulwesens  im  Lande  an  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterrichte 

§.  37.  Die  Sitzungen  des  Landesschulrathee  sind  entweder  ordenffiche  oder 
ausser ordeintliche.  Eline  ausserordentliche  Sitzung  kann  der  Vorsitzende  jedisnEeit, 
und  muss  er,  wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  anordnen. 

Angelegenheiten,  rttcksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  oder  ein  Gut- 
achten oder  ein  Antrag  an  das  Ministerium  für  GuUps  ßf^  Unterricht  zu  erstatten 
ist,  werden  coUegialisch  behandelt,  alle  anderen  unter  der  eigenen  Verantwortung 
des  Vor«tzend[en  erledigt,  weloh^  in  jeder  Sitzung  die  in  derZwiMhenieit  getroffe- 
nen Verfügungen  dem  Landesschulrathe  mitzutheilen  hat 

Der  Landesschulrath  kann  sich  für  einzelne  Angetegenheitem  dnroli  Bach- 
männer verstärken,  welche  der  SUiZung  mit  berathender  Stimme  beiwohneii.  • 

§.  38.  Zur  Beschlussfähigkeit  des  Landesschulrathes  wird  die  Anwesenheit 
dßx  Mehrheit  der  Mitgli6der  erfordert 

Die  Beschlüsse  werden  durch  Stimmenmehrheit  gefasst  V<m  den  Landes- 
sohuliiuipector^n  haben  stets  nur  Kwei  und  zwar  diejenigen  entscheidende  Stinmie, 
wielche  dier  Vorsitzende  hiezu  beatinmut  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der 
VprfBtSi^nde,  welcher  auch  berechtigt  ist,  die  Ausführung  von  Besclättssen,  die 
nach  seiner  Ansicht  gegen  die  bestehenden  GesetZfO  verstoasQU  wüi^eOt  ekizu- 
stellen,  und  darüber  die  Entscheidung  des  Mmiaterioms  für  Cuitna  und  Unter- 
richt einzuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstunmung  über  Angelegenheiten,'  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen,  hat  dieselbe  nicht  theilaunebmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Landesschulrathes  gehen  aa  das 
Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht.  Sie  sind  beim  Landesschalrathli  einzubrin- 
gen, und  haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  14Tagen  nacdi  Eröff- 
nung der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  39.  In  dringlichen  Fällen  (§.  14)  kann  dar  Vorsitseade  afaoh  rftoksichtlich 
derjenigen  Angelegenheiten,  welche  collegialisch  zu  behandeln  sind  (§.37),  unmit- 
telbare Verfügungen  treffen ;  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  spätestens  in  der 
nächsten  Sitzung  die  (xenehmigung  des  Landesschulrathes  einholen. 

§.  40.  Den  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  didactischrpädagogisoben  Amgele- 
genheitea  der  Schulen  durch  periodische  Inspectionen,  Leitung  der  PriUongeii, 
Ueberwachung  der  Wirksamkeit  der  Schnldirectionen ,  sowie  derOrts-  and 
Bezirksschulräthe  u.  s.  f.  zu  üben,  sind  zunächst  die  Landesschulinspeotorea 
berufeni  denen  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  die  erforderlichen  Dienst« 
mstructionen  ertheilt  Der  Landeschef  kann  jedoch  für  einzelne  Fälle  Foiictioiiea 
dieser  Art  auch  anderen  Mitgliedern  des  Landessehnlratbes  tübertragen* 

Die  Inspectoren  erstatten  über  diese  ihre  Wirksamkeit  an  den  LandessiShid- 
rath  Berichte,  welche  dieserunter  Anzeige  der  darüber  gefassten  BesAhlttase  und 
getroffenen  Verffigongen  dem  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  vorzi^legen  bat* 

Die  Landesschulinspectoren  sind  verpflichtet,  auf  erhaltenes!  Aufteag  auch 
direct  an  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  beri<2hten. . 

§.  41.  Der  Vorsitzende  des  Landesschulrathes  vertheilt  die  Geschäfte  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  und  führt  die  Beschlüsse  aus. 

Die  erforderlichen  Hilfsarbeiter  und  KanzIeierforderniMe  .werden  von'  der 
politischen  Landesstelle  beigegeben. 
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2.  die  Bestätigung  der  Directoreu  und  Lehrer  a^n  au«  Gemeindenütteki  erhal- 
tenen Mittelschnlen  unter  Wahrung  der  den  Gemeinden,  Oorporationen  und  Privat- 
personen  zustehenden  speciellen  fiechte; 

3.  die  Begutachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln  und  Lehrbttcbera  ftr  Ifittel- 
schulen  und  Fachschulen  \ 

4.  die  Erstattung  von  Jahresberichten  über  den  Zustand  des  geflammten 
Schulwesens  im  Lande  an  das  Ministerium  für  Cnltus  und  Unterricht, 

g.  37.  Die  Sitzungen  des  Landesschulrathes  sind  entweder  ordenflfche  oder 
ausserordentliche.  Eline  ausserordentliche  Siteung  l&aim  der  Vorsitzende  jederzeit| 
und  muss  er,  wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  anordnen. 

Angelegenheiten,  rttcksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  oder  ein  Gut- 
achten oder  ein  Antrag  an  das  Ministerium  für  CuUos  ap^  Unterricht  zu  erstatten 
ist,  werden  coUegialisch  behandelt,  alle  anderen  unter  der  eigenen  Verantwortung 
des  y ormtzenden  erledigt,  weloherin  jeder  Sitzung  die  in  derSiwisohenieit  getroffe- 
nen Verfügungen  dem  Landesschulrathe  mitzutheilen  hat 

Der  Landesschulrath  kann  sich  ftir  einzelne  Angetegenheitan  doroh  Bach- 
männer  verstärken,  welche  der  Sitzungnut  berathender  Stimme  beiwohnen. 

§•  38.  Zur  Beschlussiähigkeit  des  Landesschulrathes  wird  die  Anwesenheit 
dßr  Mehrheit  der  MttgüMer  erfordert 

Die  Beschlüsse  werden  durch  Stimmenmehrheit  gefasst.  Von  den  Landes- 
sohnlinspectoren  haben  stets  nur  Ewei  und  zwar  diejenigen  entscheidende  Stimme, 
wielche  dier  Vorsitzende  hiezu  bestimmt.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der 
Vpi'gitz^nde,  welcher  auch  bereehtigt  ist,  die  AusfUhmng  von  Beschlüssen,  die 
nach  seiner  Ansicht  gegen  die  bestehenden  GesetZfO  Verstössen  wtti4eQ>  ekzu- 
stellen,  und  darüber  die  Entscheidung  des  Miniateriqms  fUr  Cujitna  und  Unter- 
richt einzuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstinmiung  über  Angelegenheiten, '  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen,  hat  dieselbe  nicht  theilzunehnien. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Landesschulrathes  geben  an  das 
Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht.  Sie  sind  beim  Landessebulrathß  eiozobrin- 
gen,  und  haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  14 Tagen  naoh  Eröff- 
nung der  angefochtenen  Entscheidung  geschiebt. 

§.  39.  In  dringlichen  Fällen  (§.  14)  kann  der  Vorsitsende  auch  rtteksichtlich 
derjenigen  Angelegenheiten,  welche  coUegialisch  zu  behandeln  sind  (§»37)|  unmit- 
telbare Verfügungen  treffen ;  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  spätestens  in  der 
nächsten  Sitzung  die  drenehmigüng  des  Landesschulrathes  einholqa. 

§.  40.  Den  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  didaotischrpädagogisohen  Angele- 
genheiten der  Schulen  durch  periodische  Inspectionen,  Leitung  der  PcttAinge&y 
Ueberwachung  der  Wirksamkeit  der  Schuldirectionen ,  sowie  der  Orts-  nnd 
Bezirksschulräthe  u.  s.  f.  zu  üben,  sind  zunächst  die  Landesschulinspeetorea 
berufen,  denen  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  die  erfprderliehen  Dienst- 
mstructionen  ertheilt.  Der  Landeschef  kann  jedoch  für  einzelne  Fälle  Fo^tionen 
dieser  Art  auch  anderen  Mitgliedern  des  Landessehnlratlies  t&ertragen* 

Die  Inspectoren  erstatten  über  diese  ihre  Wirksamkeit  an  den  Landesadhol- 
rath  Berichte,  welche  dieser. unter  Anzeige  der  darüber  geiassten  BeatdilttssQ  und 
getroffenen  Verfttgungep  dem  Minister  ilQr  Cultus  und  Unterricht  vorzulegen  hat« 

Die  Landesschulinspectoren  sind  verpflichtet,  auf  erhaltenen  Aiif&ag  auoh 
direct  an  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  berichten. . 

8.  41.  Der  Vorsitzende  des  Landesschulrathes  vertheilt  die  Geschäfte  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  und  führt  die  BeaeblUsse  aus> 

Die  erforderlichen  HiUsarbeiter  und  Kanzleierfarderniise.  werden  von  der 
politischen  Landesstelle  beigegeben. 
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§.  42.  Sobald  der  Landesschalrath^  die  Bezirks-  und  Ortsschulräthe  eoosti- 
toirt  sind,  haben  diese  neuen  Organe  die  ihnen  durch  dieses  Gesetz  zugewiesenen 
(Geschäfte  zu  ttbecnebmen. 

f 

Franz  Joseph  m.  pf. 

I^tremayr  ■,  p. 
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,  ■  .  Nr.  63. 

Gesetz  von  3.  März  1870,     , 

I 

whicsam  fUr  das  Erzherzogthnm  Oesterreich  Unter  def  Enns, 

betreffend  die  Realaelmlienu 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthumes  Oeaterreieh  unter 
der  Enns  finde  Ich  aiuzuordnen^  wie  folgt: 

I.  Allgemeine  Bestimmutigen. 

§•  1.  Der  Zweck  der  Sealschule  ist: 
-     1.  Ißt  bdbonderer  Berttcksiehtiguiig  der  mathematisch-natur^si^nscfhaftlichen 
Disciplinen  eine  höhere  allgemeine  Bildung  zu  gewähren;  als  die  Volks-  itnd 
BttiigerBehnle  sn  bi6te&  yenmag; 

2.  die  Vorbereitung  für  die  auf  diesen  Diseiplinen  berabenden  •  höheren 
Sehttlen.        ' 

§.  2»  VoUetlndige  Beakchnlen  bestehen  vorläufig  (§.  6)  ans  sieben  Classen^ 
deren  jede  einen  Jahresenrs  bildet»  nnd  zer&Uen  in  Unier-  und  Obevrealsohulen. 

§.  3«  Die  Unterrealschule  bereitet  auf  die  Oberrealschule  vor  und  bezweckt 
zugleich  itlr  Jene,  welche  nach  Absolvirung.derselbf^n  ifis  praktische  Leben  ttber- 
treten,  eine  bis  zu  einem  gewissen  Grade  abschliessende  allgemeine  Bildung. 
Sie  besteht  aus  vier  Jahrgängen. 

§.  4  Als  Vorbereitungsschule  fUr  die  Oberrealschule  kann  auch  das  vier- 
classige  Realgymnasium  dienen. 

§.  5.  Mit  den  Unterrealschulen  können  mit  Eücksicht  auf  die  gewerblichen 
oder  wirthschaftlichen  Verhältnisse  eines  Ortes  oder  seiner  Umgebung  Lehrcurse 
snr'firtheilung  eines -gewerblichem  oder  landwirthschaftlicb€(n  Unterrichtes  hu  Ver- 
bindung gebracht  werden,  doch  darf  an  öfientlichen  Realschulen  weder  der  Umfang 
noch  die  Richtung  des  Realschulunterrichtes  durch  solche  Lehrcurse  beeindusst 
werden. 

§.  6.  Die  Oberrealschule  besteht  aus  drei  Jahrgängen,  es  bleibt  jedoch  der 
Landesgesetzgebung  vorbehalten,  nach  Massgabe  der  zu  Tage  tretenden  ResiA- 
tate  dieselbe  auf  vier  Jahrgänge  zu  erweitem.  Die  Oberrealschule  isetzt  den  in 
der  Unterrealschule  begonnenen  Unterricht  fort  und  ist  specielle  Vorbereitu^gs- 
Bchule  fbr  die  höheren  auf  denmalhetnätisdh'niittirwisseillsohaftüoiien  Disciplinen 
beruhenden  Studien.  Sie  besteht  nirgends  ffir  sich,  sondern  ttberkü  in  Verbindung 
mit  einer  Unterrealschule  oder  einem  vierclassigen  Realgymnasium  (§:  4).  Beide 
zusammen  bilden  eine  einzige  Lehranstalt  ui^ter  einjem  ^  gemeinsamen  Director. 
Wohl  aber  können  Unterrealscliulen  ohne  eine  Oberr'eälschule  gegrfindet  werden. 

§•  7w  Difi'SenbolÄltoeüid-eiKtvfedtir  Mentliehe  oder  PriVaireUsdhuielL '  Als 
Offentliehe  Bealfilcbnlto  «eilen  diejtlügdn,  weidie  das  BedUt  haben;  ataatdgiltiiBe 
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Zeugnisse  aaszasteUen  (§.  9).  Nur  die  Zeagnisse  öffentlicher  Bealscholen  haben 
Giltigkeit  in  jenen  Fällen,  in  welchen  ttberfaanpt  Zeugnisse  über  Bealschulbildong 
gesetzlich  gefordert  werden. 

Priyatscbttler  haben  sich,  am  solche  Zeagnisse  zu  erlangen,  der  Prttfang  an 
einer  öffentlichen  Realschale  za  unterziehen. 

Die  ganz  oder  theilweise  aus  Staatsmitteln  erhaltenen  Realschulen  sind 
Staatsrealschulen. 

Die  Leitung  dieser  letzteren  Anstalten  liegt  ganz  und  in  jeder  Beziehung  in 
der  Hand  der  k.  k.  Schulbehörden. 

Ihre  Errichtung  ist  daher  an  folgende  Bedingungen  geknttpft: 

1.  Statut  und  Lehrplan,  sowie  jede  Aendemng  desselben,  bedürfen  der  Über 
Antrag  des  Landesschulrathes  ertheilten  Genehmigung  des  Hinisters  fllr  Cultus 
und  Unterricht. 

2.  Als  Directoren  können  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche 
ihre  volle  Befähigung  zum  Unterrichte  an  einer  derartigen  Lehranstalt  dargethan 
haben. 

§.  8.  Die  Errichtung  einer  Realschule  ist  Jedermann  unter  der  Voraussetzung 
gestattet,  dass  die  Einrichtung  derselben  nichts  den  allgemeinen  Lehrzweoken  die- 
ser Anstalten  Widersprechendes  enthält. 

§.  9.  Das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  (§.  7)  kann  jeder 
Realschule  zuerkannt  werden,  wenn  der  Lehrplan  nicht  in  wesenthchen  Puncten 
von  dem  ftir  die  Staatsrealschulen  vorgeschriebenen  abweicht  und  wenn  diese 
Schule  in  Bezug  auf  die  Lehrkräfte  den  Bestimmungen  der  §§.  22  and  23  ent- 
spricht Durch  die  Zuerkennung  dieses  Rechtes  tritt  eine  solche  Anstatt  in  die 
Zahl  der  öffentlichen  Realschulen. 

Der  Director  einer  derartigen  Lehranstalt  ist  den  Sehulbehörden  fllr  den 
Zustand  derselben  verantwortlich. 

Der  Hinister  ftir  Cultus  und  Unterricht  kann  nach  Anhörung  der  Landessehul» 
behörde  jede  derartige  Lehranstalt  schliessen  lassen,  wenn  ihre  Einrichtung  oder 
Wirksamkeit  mit  den  bestehenden  Gesetzen  in  Widerspruch  tritt 

n.  Die  Lehrgegenstände. 
§•  10.  Unterrichtsgegenstände  der  Realschule  sind: 

AJ  Obligate  Lehrgegenstände. 

a)  Religion ; 

hj  Sprachen,  und  zwar  die  deutsche  Ssprache,  dann  die  französische  und  die 

englische  Sprache; 
cj  Geschichte ;  vaterländische  Verfassungslehre ; 
dj  Mathematik  (Arithmetik,  Geometrie) ; 
e)  Erdkunde ; 
fj  Naturgeschichte; 
gj  Physik ; 
h)  Chemie ; 

%)  geometrisches  Zeichnen  und  darstellende  Geometrie; 
kj  Freihandzeichnen ; 

l)  Turnen. 

BJ  Freie  Lehrgegenstände. 

Latein  in  den  oberen  Classen  jener  Realschulen,  welche  mit  Realgymnasien 
verbunden  sind,  dann  Modelliren,  Sehönsohreiben,  Stenogn^hie,  Gesang. 
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Andere  freie  OegeDstände  können  an  den  Realschulen  nach  BedUrfniss  nnd 
mit  Oenehmi^ng  der  k.  k.  Landesschulbehörde  eingeführt  werden. 

Die  Yertheilnng  der  LehrgegenstHnde  auf  die  einzelnen  Classen  nnd  die 
darauf  zu  verwendende  Stundenzahl  wird  nach  Anhörung  der  Landesschulbehörde 
im  Verordnungswege  festgesetzt.  Hiebei  gelten  die  Bestimmungen^  dass  der 
Religionsunterricht  auf  die  Unterrealschule;  und  in  dieser  auf  je  zwei  Stunden  in 
der  Woche^  der  Unterricht  in  der  englischen  Sprache  aber  auf  die  Oberrealschule 
beschränkt  bleibe^  und  dass  die  Gesammtzahl  der  ftlr  jeden  Schüler  obligaten 
LehrstundeUy  mit  Ausnahme  des  Turnens,  in  der  Unterrealschule  28  Stunden  und 
in  der  Oberrealschule  31  Stunden  in  der  Woche  nicht  Übersteige. 

§.11.  Die  Unterrichtssprache  an  den  öffentlichen  Realschulen  ist  die  deutsche. 

§*  12.  Ob  und  welche  freie  Lehrgegenstände  ein  Schüler  zu  erlernen  hat, 
bestimmen  die  Eltern  und  Vormünder,  doch  ist  die  Zustimmung  des  Lehrkörpers 
erforderlich.  Die  so  bezeichneten  Lehrfächer  treten  sodann  tut  diesen  Schüler  in 
den  Kreis  der  obligaten  Lehrgegenstände. 

Der  Unterricht  im  Schönschreiben  kann  einzelnen  Schülern  Ton  dem  Lehr- 
körper als  obligat  aufgetragen  werden. 

Für  den  Unterricht  in  den  freien  Lehrfächern  ist  ein  besonderes  Honorar  nicht 
%a  entrichten. 

HL  Von  der  Aufaahine  und  Entlassung  der  Schüler. 

§.  13.  Die  regelmässige  Aufiiahme  der  Schüler  findet  unmittelbar  vor  dem 
Beginne  des  Schuljahres  statt. 

Zur  Aufnahme  in  die  unterste  Classe  ist  der  Nachweis  .über  dep  Besitz  der 
nöthigen  Vorkenntnisse  erforderlich^  welcher  durch  eine  Aufhahmsprüfung  geliefert 
wird. 

£ine  solche  Aufhahmsprüfung  ist  zum  Eintritte  in  eine  höhere  Classe  auch  in 
allen  demjenigen  Fällen  erforderlich,  in  welchen  der  Aufiiahmswerber  ein  Zeugniss 
über  die  Zurüeklegung  der  unmittelbar  vorhergehenden  Classe  an  einer  öffent- 
lichen Lehranstalt  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  nicht 
beigebracht  hat. 

Die  bei  den  Aufnahmsprüfungen  zu  stellenden  Anforderungen  werden  nach 
Anhörung  des  Landesschulrathes  im  Verordnungswege  geregelt. 

§•  14.  Der  Uebertritt  aus  einer  Lehranstalt  in  eine  andere  am  Schlüsse  des 
ersten  Semesters  ist  nur  in  besonders  wichtigen  Fällen  zu  gestatten. 

Wenn  Schüler  während  des  Semesters  £e  Anfhahme  in  eine  Realschule  nach- 
suchen, 80  steht,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Uebersiedlung  der  Eltern  oder 
ihrer  Stellvertreter,  in  welchen  einem  Schüler  die  Au&ahme  in  eine  öffentliche 
Lehranstalt  nicht  verweigert  werden  kann,  die  Entscheidung  dem  Lehrkörper  zu. 

§.  15.  Ausserordentliche  Schüler,  welche  nicht  an  dem  gesanmiten  Unter- 
richte tfaeilzunehmen,  sondern  nur  einzelne  Lehrgegenstände  zu  hören  wünschen, 
dürfen  in  die  unteren  Classen  nicht  aufgenommen  werden.  In  den  oberen  Classen 
steht  die  Entscheidung  dem  Lehrkörper  zu. 

In  keinem  Falle  darf  aber  durch  die  Aufnahme  solcher  Schüler  die  gesetzlich 
vorgeschriebene  Maximalzahl  der  in  eine  Classe  aufzunehmenden  Schüler  ttber- 
sobritten  werden  (§.  16). 

§.  16.  Die  ZM  der  Schüler  in  einer  Classe  soll  in  der  Regel  nicht  über  vierzig 
steigen.  Wo  die  Anzahl  der  Schüler  nach  einem  dreyährigen  Durchschnitte  fünf- 
aiff  erreiebt,  darf  eine  weitere  Aufnahme  nicht  stattfinden,  wenn  nicht  sofort  eine 
Paralleldasse  errichtet  wird. 

§.  17,  Semestral-  und  Jahresprttfbngen  finden  für  öffentliche  Schüler  nicht  statt 
Am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  erhält  jeder  Schüler  ein  Schulzeugniss. 
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Auf  Grund  der  Gesammtleistiuigen  eines  SchttlerB  während  des  Scha\)ahrefl 
entscheidet  die  Lehrereonferenz  über  das  Yorrttcken  desselben  in  den  nkchst 
höheren  Jahrgang. 

Wenn  ein  sicheres  Urtheil  über  die  Beife  eines  Schülers  zum  Aufsteigen  in  die 
höhere  Classe  nicht  gefällt  werden  kann^  wird  in  Gegenwart  des  Directora  eine 
Versetzungsprüfang  gehalten. 

Besteht  das  Hindemiss  der  Versetzbarkeit  in  den  ungenügenden  Leistungen 
in  einem  oder  höchstens  zwei  Gegenständen,  so  kann  dem  Schüler  von  der  Lehrer* 
Konferenz  die  Erlaubtuss  zur  Ablegung  einer  Wiederholungsprüfung  vor  Beginn 
des  neuen  Schuljahres  ertheilt  werden,  von  deren  günstigem  Erfolge  das  Vor- 
rücken 11^  die  hQhere  Classe  abhängt. 

§.  18.  Zum  Behufe  des  Nachweises,  dass  die  Realschüler  sieb  diB  ittr  eine 
technische  Hochschule  oder  eine  andere  höhere  Fachschule  erforderilohen  Kennt- 
nisse erworben  haben,  werden  Matmitäfsprttfungen  eingeführt. 

Mit  der  Vornahme  derselben  werden  besondere  Oommissionen  betraut 
Diese  bestehen  zunächst  aus  ein^n  Landessehulinspeotor  als  Leite!*  der  Prü- 
fung, dann  aus  dem  Director  und  den  Lehrsm  der  obersten  Classe  der  betref- 
fenden Realschule.  Ausser  diesen  können  jedoch  auch  Professoren  der  teehnitchen 
Studienanstalten  oder  sonstige  Fachmänner  im  Lehrwesen  vom  Minister  fftrOultna 
und  Unterricht  zu  Mitgliedern  dieser  Commissionen  ernannt  werden. 

§.  19.  Jeder  Realschüler  wird  am  Schlosse  des  letzten  Jahres  dee  Realscfaul- 
curses  zur  Maturitätsprüfung  zugelassen.  Er  hat  sich  zu  diesem  Zwecke  drei 
Monate  vor  dem  Schlüsse  des  Schuljahres  bei  deiA  Direetor  der  Realschule,  an 

welcher  er  studirt,  zu  melden. 

Privaistudirende,  welche  an  keiner  öffentlichen  Realschule  eingeschrieben 
waren  und  kein  öffentliches  Zeugniss  erhalten  haben,  haben  sich  zu  derselben  Zeit 
schriftlich  bei  der  Landesschulbehörde  zu  melden.  Die  Landessohulbehörde  bestimmt 
die  Anstalt,  an  welcher  sie  die  Maturitätsprüfung  abzulegen  haben. 

§,  20.  Die  Maturitätsprüfungen  erstrecken  sich  auf  die  sämmtlichen  ftlr  alle 
Schüler  obligaten  Lehrgegenstände  der  Oberrealschule,  mit  Ausnahme  des  Turnens. 

'Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Maturitätsprüfungen  werden  nach  Anhö- 
rung der  Landesschulbehörde  im  Verordnungswege  geregelt 

IV.  Von  den  Lohrkrflften. 

§.21.  Die  Beflthigung  für  das  Lehramt  an  den  Realsohirlen  wird  durch  eine 
Prüfling  ermittelt,  mit  deren  Abhaltung  eigene  Tom  Minister  fttr  CuHus  und  Unter- 
richt bestellte  Prüfangscommissionen  betraut  sind. 

Die  zu  Mitgliedern  derselben  ernannten  Männer  sollen  die  verschiedenen 
Zweige  des  Unterriehtes  in  wissenschafliieher  und  zugleich  in  didaktischer  Rich- 
tung viertreten. 

Die  näheren  Bestbnmnngen  übeü  die  Befähigungsprttfuog  Alt  das  Lehittmty 
insbesondere  das  Mass  der  Anforderungen  in  den  einzebien  Lehrgegtaständen^ 
werden  im  Verordnungswege  geregelt 

§.  22.  Kur  Jene,  •  welche  sioli  ein  Lehrbefftbigungszeugniss  erworben  haben, 
können  als  wirkliebe  Lehver  an  den  Realsehukn  angestellt  werden. 

Die  Anforderungen,  welche  an  die  Nebenlehrer  für  Oesang,  Stenographie 
und  äJmlicbe  Qegenstände  au  stellen  sind,  werden  im  Verordnungswage  geregelt 
Ist  Mr  daa  Turnen  ein  besonderer  Lehrer  angestellt,  scf  sMhlt  denselbd^  zn  den 
Nebenlehrea.  Die  wirküeben  Lehrer  fttfardn  vom  Zieitpnncte  ihrer  de6aat0reB 
Anstellung  den  Titel  „Professor". 

Lebwntscandidaten,  welche  zum  Unterrichte  an  Kealschulen  ve^we^dfct  wer« 
den,  heissen  Hilfslehrer. 
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§.  23.  Für  die  obligaten  Lefarfiieher  weidrä  an  einer  vollständigen  Beal- 
fichnle  ansser  den  an  dieser  Schale  bestellten  Religionslebrem  und  dem  Neben- 
lehrer für  Tnmen  mindestens  noch  zwölf,  an  einer  vierclassigen  Unten*ealschale 
mindestens  noch  sieben  wirkliehe  Lehrer  mit  Einschlnss  des  Directors  bestellt. 

•  • 

§.  24.  Mit  der  nnmittelbaren  Leitung  der  Realschule  und  eventuell  der  damit 
in  Verbindung  gesetzten  Facheurse  ist  einer  der  wirklichen  Lehrer  betraut,  welchei* 
den  Titel  „Director«  fthrt. 

Die  sämmtlichen  wirklichen  Lehrer  bilden  unter  dem  Vorsitze  des  Directors 
die  Lehrerconferenz,  deren  Befugnisse  nach  Anhömng  der  Landesschulbehörde  im 
Verordnungswege  normirt  werden. 

§.  25.  Der  Director  ist  an  vollständigen  Realscjiulen  zu  8  bis  IQ.  Unterrichts- 
stnnden,  an  Unterrealschulen  zu  10  bis  12  Stafiden  wöchentlich  verpflichtet. 

Den  wiikliehen  Lehrern  wissenschaftlicher  Fächer  sollen  in  der  Regel  nicht 
mehr  als  20  Stunden  wöchentlich  zugewiesen  werden. 

Nur  im  Falle  einer  zeitweiligen  Sapplirung  eines  Lehrers  kann  ein  Mitglied 
des  Lehrkörpers,  jedoch  nicht  länger  als  zwei  Monate  in  einem  Schuljahre  hin- 
durehy  zn  mehr  als  20  Lehrstunden  verhalten  werdep,  Tr^  dier  Npthiyendigk^it 
einer  längeren  Supplirung  eiu,  so  hat  der  Lehrer  einen  Anspruch  auf  die  normal- 
massige  Substitntionsgebtthr.  Die  Lehrer  des  Zeichnens  können  bis  zu  24  Stunden 
wöchentlich  verhalten  werden. 

Dem  Director  steht  es  zu,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Lehrerconferenz 
ftir  einzelne  Lehrer  die  wöchentliche  vorscbriftsmftssige  Zahl  der  Unterrichts- 
stunden mit  Rücksicht  auf  das  Lehrfach,  die  Menge  der  Schttler  oder  der  Cor- 
recturen,  überhaupt  des  Lehrbedürfnisses,  um  wöchentlich  2  bis  3  Stunden  zu 
ermässigen,  von  welcher  Verfügung  er  an  die  Landesschulbehörde  die  Anzeige 
zu  erstatten  hat. 

§.  26.  An  den  Staatsrealschulen  hat  jeder  Besetzung  einer  Lehrerstelle  eine 
Concursverlautbarung  voranzugehen,  welche  von  der  Landesschulbehörde  ver- 
anlasst wird.  Die  Ausschreibung  des  erledigten  Postens,  in  welcher  die  Lehrfächer, 
sowie  die  mit  der  Lehrstelle  verbundenen  Bezüge  zu  bezeichnen  sind,  erfolgt  in 
der  officiellen  „Wiener  Zeitung". 

Die  Gesuche  werden  von  der  Landesschulbehörde  gesammelt  und  dem  Direc- 
tor zur  Erstattung  eines  Gutachtens  übermittelt  Auf  Grundlage  desselben  erstattet 
die  Landesscfaulbehörde  ihren  Vorschlag  an  den  Minister  fUrCuHua  und  Unterricht. 

iRt  an  einer  Staats-  oder  Landesschule  eine  Stelle  erledigt,  für  welche 
eine  Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelnperson  den  Besetzungsvorschlag  zu 
machen  berechtigt  ist,  so  ist  die  Anzeige  sowohl  dem  Landesschnlratfae  als 
dieser  Corporation,  Gesellschaft  oder  Einzelnperson  zu  erstatten. 

Die  Ernennung  der  Directoren  und  wirklichen  Lehrer  erfolgt  bei  Staats- 
schulen auf  Antrag  der  Landesschulbehörde  vom  Minister  ftlrCultus  und  Unterricht. 

Hilfs-  und  Nebenlehrer  werden  bei  Staatsschulen  von  den  Landesschulbehör- 
den  auf  Vorschlag  des  Direotors  beurteilt.  .  '^ 

§.  27.  An  öffentlichen  Sealschulen,  welche  keine  Staatsrealschulen  sind, 
eflblgt  die  Ernennung  der  Directoren  und  Lehrer  von  Jenen,  welche -iR^  Schule 
erbalteli,  unbeschadet  des  etwa  anderen  Gemeinden,  Oorporatimien  cf&ef  Einzeln- 
personen zustehende  PFttsentationsrechtes.  Die  Londessohulbehö^de  hat  jedoch 
vor  jeder  Ernennung  das  Vorhandeneein  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Erforder- 
nisse der  Bewerber  zu  prüfen. 

-  *  §.28.  Die  Landescfanlbehöpde,  undinh^erer  Instanz  derMxmster!fttrCultus 
und  Unterricht,  sind  berechtigt,  nach  vorangangener  Disciplinarbehandfamg  die 
Eatfennmg  ei&eEi  antängUehen  oder  seines  Amtei  sieh  'nirwtt«dig  erweisenden 
Lehrers  t>der  Direetors  zu  f^tdem. 
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Sohltuisbestiiiimaiigen. 


§.  29.  Die  Erweiterung  der  bestehenden  dreiciassigen  Unterrealschalen  in 
Tierclassige  nnd  jene  der  sechscIassigen  Oberrealsehalen  in  siebendassige  bat  bia 
znm  Beginne  des  Schuljahres  1870/1  stattzufinden;  die  Bedingung  des  erlangten 
Lehrbefäbigungszeugnisses  tritt  fOr  die  Lehrer  der  französischen  und  der  engli- 
schen Sprache  spätestens  mit  dem  Schuljahre  1875/6  ein. 

§.  30.  Der  Minister  für  Cultns  und  Unterricht  ist  mit  dem  Vollzüge  dieses 
Gesetzes  betraut  und  hat  die  weiteren  nothwendigen  Uebergangsbestimmungen 
zu  erlassen. 

Fraius  Joseph  m.  p. 

Sfre«ia|r  m.  f. 

Nr.  64. 

Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  fUr  Landesvertheidigung  vom  24*.  Mftrz 

1870,  Z.  2320-11., 

an  sämmtliche  Länderstellen, 

betreffend  die  Bedingungen^  unter  welchen  die  Tom  Bresslauer  Babbinats* 
Seminar  ausgestellten  Zeugnisse  fDr  österreiehisclie  Staatsangehörige  den 
Ansprach  anf  die  Enthebung  der  Präsenz-Dienstpflicht  nach  §.  25  des  Wehr* 

gesetzes  begründen. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  ittr  Cultn»  und  Unterricht  und  dem 
k.  k.  Reichs-Kriegsministerium  wird  vorläufig  mit  der  Beschränkung  auf  die  Dauer 
von  drei  Jahren,  vom  Jahre  1870  angefangen,  den  von  dem  Breslauer  Rabbinats- 
Seminare  ausgestellten ,  und  von  dem  dortigen  k.  und  k.  Consulate  legalisirten 
Studien- Zeugnissen  rttcksichtlieh  des  Anspruches  auf  die  Enthebung  von  der 
Präsenz-Dienstpflicht  nach  §.  25  des  Wehrgesetzes  vom  5.  December  1868  die 
Geltung  von  Zeugnissen  einer,  von  der  Regierung  als  öffentliche  Anstalt  aner* 
kannten  Rabbinats- Schule  nach  Massgabe  der  diessfalls  bestehenden  Gesetze  und 
Vorschriften,  jedoch  nur  unter  der  weiteren  Voraussetzung  zagestanden^  wenn  die 
betreffenden  Candidaten  sich  zugleich  darüber  auszuweisen  vermögen,  dass  sie 
in  der  Regel  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  der  im  Reiohsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  die  Gymnasialstudien  zurückgelegt,  beziehungsweise  mit 
gutem  Erfolge  an  einem  dieser  Gymnasien  die  Maturitätsprüfung  bestanden  haben. 

Nr.  65. 

Gesetz  vom  4.  April  1870, 

womit  auf  Onud  des  Artikels  75  des  Beiehsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  die 

Absätze  1  nnd  3  des  ArtUcels  21^  der  Absatz  2  des  Artikels  22  mid  die  Artikel 

2H  nnd  38  des  bezogenen  Gesetzes  abgeändert  werden. 

Wirksam  für  die  Markgrafschaft  Istrien. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  Markgrafsehaft  Istrien  finde  leb  Fol» 
geades  anzuordnen : 

§.  1  (21).  Die  Sehulpfliehtigkeit  beginnt  mit  dem  vollendeten  seohaten  und 
dauert  bis  zum  vollendeten  zwölften  Lebensjahre.  Der  Austritt  aus  der  Schule 
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darf  aber  nur  erfolgen,  wenn  die  Schttler  die  für  die  Volksschale  Torgesehriebenen 
nothwendigsten  Kenntnisse,  als :  Lesen,  Schreiben  nnd  Rechnen  besitzen. 

Die  Schttler  sind  jedoch  anch  nach  Entlassung  ans  der  Tagesschule  ver- 
pflichtet, bis  zum  ToUendeten  vierzehnten  Lebensjahre  die  Abend- Wiederholnngs- 
Bchnle  zn  besuchen,  welche  daher  bei  jeder  Volksschule  vom  Anfange  des  Schul- 
jahres bis  Ende  März  regelmässig  zn  halten  ist. 

Am  Schiasse  des  Sohn^ahres  kann  Schftlem,  welche  das  12.  Lebensjahr 
zwar  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  dasselbe  aber  im  nächsten  halben  Jahre  voll- 
enden, and  welche  die  Gegenstände  der  Volksschule  vollständig  inne  haben,  aus 
erbebUchen  Grttnden  und  über  Antrag  des  leitenden  Lehrers  von  der  Ortsschul- 
aufsieht  die  Entlassung  bewilligt  werden. 

§.  2  (22).  Die  Aufnahme  findet,  die  Fälle  der  Uebersiedlung  der  Eltern  aus- 
genommen, nur  beim  Beginne  des  Schuljahres  statt. 

Die  Ortsschulaufsicht  kann  ttber  Antrag  des  leitenden  Lehrers  ausnahms- 
weise die  Aufnahme  von  Kindern  während  des  Schuljahres  gestatten. 

§.  3  (28).  Die  Dauer  des  Bildungscnrses  beträgt  drei  Jahre. 

§.  4  (38).  Das  Zengniss  der  Reife  (§.  34)  befähigt  allein  zur  Anstellung  als 
Unterlehrer  oder  provisorischer  Lehrer. 

Znr  definitiven  Anstellung  als  Lehrer  ist  das  Lehrbefähigungs-Zeugniss  er- 
forderlich, welches  nach  einer  dreijährigen  Verwendung  im  practischen  Schul« 
dienste  dnroh  die  LehrbefähignngsprUfung  erworben  wird. 

Znr  Vornahme  der  Lehrbe&higungsprttfungen  werden  besondere  Commis- 
sionen  vom  Minister  fttr  Cultus  and  Unterricht  Ober  Vorschlag  der  Landesschul- 
behörde  eingesetzt,  wobei  als  Grundsatz  zu  gelten  bat,  dass  vorzugsweise 
Directoren  und  Lehrer  der  Lehrerbildungsanstalten ,  Schulinspectoren  und  tüch- 
tige Volksschnllehrer  Mitglieder  der  Commission  sein  sollen. 

Zum  Behttfe  der  Prttfnng  der  Candidaten  hinsichtlich  ihrer  Befähigung  zum 
Religionsunterrichte  sind  Vertreter  der  Kirchen-  und  Beligionsgenossenschaften 
zn  berofen  (§.  5,  Absatz  6). 

Das  Lehrbefkhigungszeugniss  erkennt  die  Befähigung  zum  Lehramte  ent- 
weder fttr  Volks-  nnd  Bürgerschulen  ohne  Beschränkung,  oder  nur  fttr  erstere  zu. 

§.  5.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Minister  fttr  Cultus  und 
Unterrieht  beauftragt 

Franz  Joseph  m.  p. 

Stnmvp  m.  f. 
Nr.  66. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  8.  April 

1870,  Z.  3391  *), 

giltig  für  die  im  Reicbsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder, 

betreffend  die  Feststellung  der  IHfttenclassen  fbr  das  Lehrpersonale  an 

staatlichen  Lelirerbildnngsanstiilten. 

In  Ausftthrung  der  §§.  35  und  36  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869 
CJEL,  O.  BL  Nr.62)ft9de  ich  auf  Grund  des  §.78  dieses  Gesetzes  nnd  des  Artikels  II 


*)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  G.  Bl.  vom  Jshre  1870  unter  Nr.  55. 
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des  DifttennormaleB  vom  21.  Afai  1812  imEiavemohmeiK  juit  dem  k. .ki  Knant- 
tninister.die  DireQtoren  der  staatlichen  Lehrerbildungsanatalteii  Jndie.VIU.y  die 
Hauptlehrer  an  ^ies^  Anstalten  in  die  IX.,  die  aii3  Staatsmittela  beagldeten 
Lehr^  der  zu  den  Lelirerbildungsanstalten  .gelii)rigen  Uelbuugssoholea  in  die  X.^ 
endlich  die  aus  denselben  Mitteln  besoldeten  ünterlehrer  dieser  tjebungsscholen 
in  die  XI.  Diätenclasse  einzureihen« 

■ 

Das  €rleiphe  hat  auch  f)tr  da«  weibliehe  Lebrpersona)  dieser  Anstitten  zu 
gelten.     . 

ftreüaTrikf. 


Nr.  67. 

Gesetz  wm  9.  April  1870  **), 

Über  die  Ehen  Ton  Personen^  welche  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche 
oder  Beligionsgesellschaft  angehören  nnd  fiber  die  Ffihrnng  der  Oelmrts-^ 

Ehe-  und  Sterberegister  ttbr  dieselken« 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Beiclisrathes  finde  Ich  zu  verordneiiy  wie 
folgt: 

§.  1.  Jene  Amtshandlungen,  welche  die  Qesetze  in  Bezug'  anf  Bben  nild  auf 
die  MatHkenfUhrung  über  Ehen  den  Seelsorgern  zuweisen,  sind,  soweit  sie  eine 
Person  betreffen,  die  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religion sgesell* 
Schaft  angehört,  von  der  Bezirkshauptmannschaft,  und  in  OrteU;  wricfae  eigene 
Gemeindestatute  besitzen,  von  der  mit  der  poKti&chen  Amtsfllhmng  betrantea 
Gemeindebehörde  vorzunehmen.  * 

Die  Zuständigkeit  der  Bezirkshauptmannsohaft  (Gemeindebehörde)  wird 
durch  den  Wohnsitz  der  betreffenden  Personen  bestimmt. 

Bttcksichtlich  des  Aufgebotes,  der  Eheschliessung,  und  der  ihr  entgegen- 
stehenden Hindernisse,  femer  der  Eintragung  in  das  Eberegist^r,  der  Ausfer- 
tigung ämtlicher  Zeugnisse  ans  diesem  Register  und  der  Yersöhnnngsversnebe  vor 
Ehescheidungen  findet  der  Artikel  II  des  Gesetzes  vom  2b.  Mai  1868,  Z.  47  R.  6. 
Bl.,  und  das  Gesetz  vom  31.  December  1868,  Z.4  R  G.  Bl.  vom  Jahre  1869,  sinn* 
geraässe  Anwendung. 

§.  2.  Hinsichtlich  der  Trennbarkeit  der  Ehen  sind  die  im  §.  1  erwtthnten  Perso- 
nen den  nichtkatholischen  christlichen  Religionsverwandten'  gtetchzuhalten. 

§.  3.  Die  Geburts-  und  Sterberegister  über  die  im  §.  1  erwähnten  Personen 
werden  von  der  Bezirkshauptmannschaft  (Gemeindebehörde)  geftthrt,  in  deren 
Bezirk  sich  der  Geburts-  oder  Todesfall  zugetragen  hat. 

Diese  Behörde  hat  die  Eintragung  selbst  dann  vorläufig  vorzunehmen,  wenn 

ihre  €oB^petenz  zweifelhaft  ;en9cheint,  jed^cji  zugleich- die- weit^re^Yerl^dliuic 
einzuleiten.      '  '  •  -     •    ^    -  • 

Den  von  den  politischen  Behörden  auf  Grund  dieser  Register  ausgefertigten 
amtlichen  Zeugnissen  kommt  die  Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden  zu. 

§.  4.  Jeden  Geburts-  oder  Todesftill,  welcher  in  die  von  der  polifischen  Be- 
hörde geführten  Metriken  (§.  3)  einzutragen  ist,  hat  dei^  enr  Ai^fseige  V(;ip^chtete 
bei  dieser  Behörde  binnen  der  acht  nftchstfolg^uden  Tage  in  der  Regel  persön- 
lich anzuzeigen  und  bei  GeburtsfHUen  zugleich  den  dem  Kinde  beigelegten  oder 
beifeplegRidfta  Vomanaen  anrageben. 

Bei  der  Adzeige  vra  Todesfällen  ist  der  Todtanbescbauzettel  beissifbringen. 


*)  Anmerkung.  Kathiütan  im  B.  0.  Bl\  vom  Jahre  }870  unter  Nr,  ^1. 
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§.  5.  Zar  Erstattung  der  Geburtsanzeige  ist  zunächst  der  eheliche  Vater  des 
Neugebomen  verpflichtet.  Ist  der  Vater  nicht  anwesend  oder  ausser  Stande^  die 
Anzeige  zu  machen,  oder  handelt  es  sich  um  ein  uneheliches  Kind,  so  ist  die 
Anzeige  Ton  dem  Geburtshelfer  oder  der  Hebamme,  in  deren  Ermangelung  von  dem- 
jenigen zu  erstatten,  in  dessen  Wohnung  das  Kind  geboren  wurde,  'nritt  keiner 
dieser  Fälle  ein,  so  ist  die  Matter  verpflichtet,  die  Anzeige  zu  veranlassen. 

Die  Todesanzeige  ist  von  dem  überlebenden  Ehegatten,  in  dessen  Ermange- 
lang  von  dem  nächsten  Angehörigen ,  und  wenn  ein  solcher  nicht  anwesend  ist, 
von  demjenigen  zu  erstatten,  in  dessen  Wohnung  oder  Hause  der  Todesfall  einge- 
treten ist. 

Geburts-  und  Todesfälle,  welche  in  Gebär-,  Findol-,  Kranken-,  Straf-, 
Zwangsarbeits-  und  anderen  öffentlichen  Anstalten  vorkommen,  sind  von  dem 
Vorsteher  der  Anstalt  zur  Anzeige  zu  bringen. 

§.  6.  Die  Unterlassung  der  Anzeige,  sowie  die  Ueberschreitung  der  hiezu 
bestimmten  FVist  wird  an  dem  Schuldtragenden  (§.  5)  mit  einer  Geldstrafe  bis 
50  Gulden  und  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  mit  Arrest  bis  au  fttnf  Tagen 
geahndet. 

Die  Besirkshanptmannschaft  und  die  Gemeindevorsteher  haben  die  recht- 
zeitige Erstattung  dieser  Anzeigen  zu  ttberwachen  und  bei  vorkommenden  Unter- 
lassungen das  Erforderliche  von  Arotswegen  zu  veranlassen. 

g.  7.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  die  Minister  der  Justiz,  des  Gultus 
und  des  Innern  beauftragt,  von  welchen  die  erforderlichen  Ausftthrungs- Verord- 
nungen und  insbesondere  die  Vorschriften  ttber  die  innere  Einriehtung  und  Führung 
der  Matriken  zu  erlassen  sind. 

Wien,  am  9.  April  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Itti^r  m.  t'  fiiskrt  m.  f.  lerbtl  ai.  p.  Streuiayr  ui.  p. 


Nr.  68. 

Ministerialerlass  vom  12.  April  1870,  Z.  2751, 

an  das  Professoren-CoUegiam  der  medioinischen  Faeultät  in  Prag, 

betreffend  die  OeffentUchkeit  der  medicinischen  Rigorosen. 

Die  erstattete  Anzeige  von  dem  einstimmig  gefassten  Beschlussei  dass  bei 
dem  Umstände,  als  der  Prager  Prüfungssaal  nur  sebr  wenig  disponiblen  Baum 
bietet,  und  kaum  mehr  als  zwanzig  Zuhörer  zu  fassen  vermag — Aerzte  und  Medi- 
einer nur  gegen,  vom  Professorendecan  auszufolgende  Einlasskarten  Zutritt  zu 
den  theoretischenRigorosen  erhalten  sollten,  wird  genehmigt.  Auch  wird 
zur  Kenntniss  genommen,  dass  diese  Beschränkung  nicht  Ar  das  zweite 
chirnrgischeBigorosum  zu  gelten  habe,  indem  diese  im  pathologisch-ana- 
tomischen Hörsaale  abgehaltene  Prtlfung  in  Prag  bisher  stets  öffentlich  lägehalten 
wurde,  und  Aerzten  und  Medicinem  unbeschränkt  und  ohne  vorherige  Anmeldung 
der  Zutritt  hiezu  gestattet  war. 
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Nr.  69. 


Verordnung  des  Leiters  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht 

vom  14.  April  1870,  Z.  3078  «), 

betreffend  die  Ausdehnung  der  Verordnung  Tom  8.  August  1869  Aber  die 
Befähigung  für  das  Lehramt  der  italienischen^  französisehen  und  englischen 

Sprache  an  Realschulen  auch  auf  OberSsterreich. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  AllerhSohster  Entschlies- 
snng  vom  4.  April  1.  J.  die  allergnädigste  Ermächtigung  zu  ertheilen  geruht,  die 
Ministerial- Verordnung  vom  8.  August  1869  (R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1869,  Nr.  141 
und  Verordnungsblatt  fttr  den  Dienstbereich  des  Ministeriums  fllr  Cultus  und 
Unterricht  vom  Jahre  1869,  Nr.  81),  betreffend  die  Befähigung  flir  das  Lehnunt 
der  italienischen,  französischen  und  englischen  Sprache  an  Realschulen,  auch  auf 
Oberösterreich  auszudehnen. 

Tsehtbisekiigg. 


Nr.  70. 

Eriass  des  Leiters  des  Ministeriums  für  CuKus  und  Unterricht  vom 

19.  April  1870,  Z.  3603, 

an  sämratliche  k.  k.  Landesschulräthe,  beziehungsweise  Länderchefs,  mit  Ausnahme  des 

LandesBchulrathes  in  Lemberg, 

zur  Durchführung  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870^  betreffend  die  Gehaitc 
der  Professoren  an  den  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen. 

Im  Anschlüsse  wird  dem  k.  k.  .  .  (Eurer  .  .  )  eine  Anzahl  von  Exemplaren 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1870,  betreffend  die  Gehalte  der  Professoren 
an  den  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen;  dann  der  Verordnung  vom  heutigen 
Tage,  betreffend  die  Durchführung  der  Bestimmungen  3  und  9  dieses  (Gesetzes  zu 
eigenem  Aratsgebrauche  und  geeigneter  weiterer  Vertheilung  ttbermittelt. 

Behufs  einer  übereinstimmenden  Vollziehung  der  vorliegenden  Anordnungen 
finde  ich  die  zu  (reffenden  ersten  Massnahmen  in  der  Regelung  der  Einkommens- 
verhältnisse der  Lehrer  und  Professoren  an  den  einzelnen  Staats-Mittelschulen 
meiner  Approbation  vorzubehalten,  wesshalb  ich  den  bezttglichen  Anträgen  bis 
längstens  Ende  Mai  d.  J.  entgegen  sehe.  Ich  wünsche ,  dass  dem  für  Gyrouasimn 
und  Realschulen  abgesondert  zu  erstattenden  Berichte  ein  Verzeichniss  beige- 
schlossen werde,  in  dessen  Rubriken  die  Namen  der  wirklichen  Lehrer,  Pro- 
fessoren und  des  Directors  jeder  einzelnen  Staatsmittelschule,  der  Titel  und  der 
Betrag  der  einzelnen  Bezüge,  der  Zeitpunct^  in  welchem  der  Betreffende  bei  seiner 
ersten  Anstellung  als  wirklicher  Lehrer  in  den  Genuss  des  Gehaltes  getreten  ist, 
dann  der  Zeitpunkt^  in  welchem  die  Stabilerklärung  erfolgt  ist  und  der  Genusi^ 
der  bereits  gewährten  Decennalzulagen  begonnen  hat,  ersichtlich  gemacht  und 
auf  Grundlage  dieser  Daten  die  Anträge  auf  Bezifferung  derjenigen  Bezüge  bei- 
i;efltgt  werden ,  welche  den  Betreffenden  in  Gemässheit  des  citirten  Gesetzes 
unter  den  verschiedenen  Titeln  (Gehalt,  Quinquennal-Zulage,  Directors-,  Local-, 
Personal-  oder  Gehaltsergänzungs-Zulage)  gebühren. 

«)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  6.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  <>0. 
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Um  allfUligen  Zweifeln  bei  Erledigung  der  vorliegenden  Fragen  zu  begegnen, 
erachte  ich  folgende  ans  dem  Geiste  des  Gesetzes  abgeleitete  besondere  Bemer- 
kungen beizufügen. 

Zu  §.1  des  Gesetzes.  Die  Bezeichnung  „Mittelschulen  erster  Classe^^ 
bezieht  sich  zunächst  auf  diejenigen  Gymnasien,  an  welchen  bisher  die  Gehalts- 
stufen von  945  und  1050  fl,  systemisirt  waren,  und  erstreckt  sich  nuniaehr  in 
Gemässheit  des  §.  2  auch  auf  diejenigen  Realschulen ,  welche  sich  in  den  Orten 
der  gedachten  Gymnasien  befinden. 

Zu  §.  3.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass,  so  wie  die  Gewährung  von  Decen- 
nalznlagen  iUr  nicht  stabile  Lehrer  unzulässig  war,  derselbe  Grundsatz  auch 
rttcksichtlich  der  Quinquennal-Zulagen  zu  beobachten  ist. 

Zn  §.  4.  Die  Durehillhning  dieser  Bestimroun^s:  bedarf,  als  im  Wirkungskreise 
der  Landesschnlbehörde  gelegen,  der  hierortigen  Genehmigung  nicht;  es  genügt 
blos  die  Anzeige  über  das  Verfttgte. 

Zu  §.  7. In  Betreff  dieser  Bestimmung  sehe  ich  ebenfalls motivirten  Anträgen, 
und  zwar  erst  zn  Ende  des  laufenden  Schuljahres  entgegen ,  da  es  als  räthlich 
angesehen  werden  dürfte  ,  diessfalls  nähere  Erhebungen  und  allföllige  Verhand- 
lungen eintreten  zn  lassen. 

Mit  dem  §.  9  sind  selbstverständlich  alle  jene  Anordnungen ,  welche  das 
Schulgelddrittel  und  dessen  Yertheilung  unter  die  Professoren  an  den  Gymnasien 
zum  Gegenstande  haben,  vom  laufenden  Sommercurse  angefangen,  ausser  Wirk- 
samkeit gesetzt;  in  wiefern  der  im  §.  10  vorgesehene  Fall  sich  als  Ergebniss 
der  Yertheilung  des  Schulgelddrittels  herausstellt,  wird  die  Ausgleichung  durch 
eine  Personalzulage  zu  bestimmen  sein,  während  durch  Gehaltsergänzungszulage 
die  vorObergehende  Differenz  in  jenen  Bezügen,  welche  in  den  Ruhegehalt 
anrechenbar  sind,  die  Ausgleichung  zu  finden  haben  wird. 

Zu  §.  11.  Zur  Durchfuhrung  dieser  Bestimmung  wird  überall,  wo  dieselbe 
schon  jetzt  anwendbar  ist,  in  eine  Verhandlung  mit  der  betreffenden  Gemeinde 
oder  dem  Landesausschusse  zu  treten  sein.  In  jedem  Falle  wo  ein  reeiprokes 
Verhältniss  vereinbart  wird,  ist  die  darauf  bezügliche  Erklärung  zu  Anfang  des 
nächsten  Schuljahres  an  das  Ministerium  für  Cnltus  und  Unterricht  einzusenden. 

Der  §.14  bezweckt  bei  dem  Umstände,  dass  das  Gesetz  den  Titel  »Pro- 
fessoren*'  gebraucht,  nichts  anderes,  als  solchen  Lehrern,  welchen  desshalb ,  weil 
sie  sich  noch  im  Probetriennium  befinden ,  der  Titel  ^Professor"  nicht  zukommt^ 
die  in  dem  Gesetze  bezeichneten  Emolumente,  in  soweit  deren  Erwerbung  im 
Probetriennium  überhaupt  statthaft  ist,  ausdrücklich  zu  verbürgen. 

Schliesslich  mache  ich  aufmerksam  auf  den  §.3(1.  Absatz)  und  §.  4  des  die 
Pensionsbehandlung  des  Lehrpersonals  regelnden  Gesetzes  vom  9.  April  1870 
(R.  G.  Bl.  Nr.  47),  demgemäss  bei  jenen  Professoren  (Directoren) ,  welche  das 
70.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben ,  jedenfalls  ,  und  bei  jenen  Professoren 
rDirectoren),  welche  das  65.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  dann,  wenn  sie 
aen  Anfordenmgen  ihres  Amtes  nicht  mehr  nach  allen  Beziehungen  vollkommen 
zu  genügen  vermögen,  von  Fall  zu  Fall  der  Antrag  auf  Versetzung  in  den  Ruhe- 
stand zn  stellen  sein  wird. 

Aniaerkung.  Dieser  Krlaaa  wurde  gleichzeitig  dem  k.k.Beichskriegsministeriuiu,  dein 
Curator  der  Tberesianiscfaen  Akademie  in  Wien  und  dem  Landeasobulrathe  in  Lember^  mit- 
getheiU. 
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Nr.  71. 

Gesetz  vom  9.  April  1870*), 

betreffend  die 

Gehalte  der  Professoren  an  den  Tom  Staate  erhaltenen  Mittelsehnlen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§.  1.  Der  systemmässige  Gehalt  der  wirklichen  Lehrer  an  den  vom  Staate 
(beziehungsweise  au3  dem  Studienfonde)  erhaltenen  Mittelschulen  (Gymnasien^ 
Realgymnasien  und  Realschulen)  wird  für  Wien  mit  1000  fl.,  für  die  Übrigen 
Mittelschulen  mit  800  fl.  bestimmt. 

Ausserdem  erhalten  Professoren  an  Mittelschulen  erster  Classe  ausserhalb 
Wien  eine  in  die  Ruhegehalte  anrechenbare  Localzulage  von  je  150  fl. 

§.  2.  Die  an  demselben  Orte  bestehenden  Staats-Mittelschulen  sind  rttek- 
sichtlich  der  systemmässigen  Bezttge  ihrer  Professoren  gleich  zu  halten. 

§.  3.  Der  Gehalt  eines  Professors  wird  nach  je  fünf  Jahren ;  die  dieser  ^  sei 
es  vor,  sei  es  nach  dem  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes ^  als  Professor 
an  einer  Mittelschule  des  Staates  in  zufriedenstellender  Weise  zurückgelegt  hat, 
bis  einschliesslich  zum  fünfundzwanzigsten  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je 
200  fl.  erhöht. 

§.  4.  Für  Supplirungen  erledigter  Lehrerstellen  oder  für  eine  Aushilfe  in 
dem  Masse  der  einem  wirklichen  Lehrer  obliegenden  Verpflichtung  wird  in  Fällen, 
wo  der  Supplent  zur  Anstellung  als  wirklicher  Lehrer  geeignet  ist,  und  keine 
andere  Besoldung  bezieht,  die  Substitutionsgebuhr  «uf  600  fl.  festgesetzt 

Im  Uebrigen  bleiben  die  Bestimmungen  des  Substitutions-Normale  aufrecht. 

§.  5.  In  berttcksichtigungswttrdigen  Fällen  kann  bei  Bemessung  des  Ruhe- 
gehaltes die  in  der  Eigenschaft  als  Supplent  zurückgelegte  Dienstzeit  ange- 
rechnet werden. 

§.  6.  Die  Bezüge  eines  Directors  bestehen  in  dem  systemisirten ,  mit  dem 
Ansprüche  auf  Quinquennalzulagen  verbundenen  Professorengehalte  der  betreffen- 
den Mittelschule,  und  in  einer,  gleich  jenen  bei  der  Pensionirung  anrechenbaren 
Zulage,  welche  400  fl.  an  den  Mittelschulen  in  Wien,  300  fl.  an  allen  Übrigen 
vollständigen  Gjrmnasien  und  Realschulen,  200  fl.  aber  an  den  vierclaasigen 
Mittelschulen  beträgt. 

Professoren,  welchen  die  Leitung  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule 
provisorisch  übertragen  wird,  beziehen  eine  Remuneration  in  dem  Betrage  der 
erwähnten  Zulage. 

§.  7.  Die  Directoren  der  Mittelschulen  haben  Anspruch  auf  ein  Natural- 
quartier  im  Amtsgebäude  oder  auf  ein  nach  den  Localverhältnissen  zu  bemessen* 
des  Quartiergeld. 

Die  Professoren  au  den  Mittelschulen  in  Wien  und  Triest  gemessen  ein 
Quartiergeld  von  je  300  fl. 

§.  8.  Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  wird  ermächtigt,  solche  Direc- 
toren und  Lehrer  der  Mittelschulen ,  welche  sich  durch  hervorragende  Leistungen 
auf  dem  wissenschaftlichen  oder  didaktisch-pädagogischen  Gebiete  ausgezeichnet 
haben,  mit  Verdienstzulagen  bis  zu  dem  Betrage  von  500  fl.  jährlich  auf  die 
Activitätsdauer  zu  betheilen,  zu  welchem  Zwecke  ihm  jährlich  ein  im  Wege  des 
Präliminars  anzusprechender  Betrag  zur  Verfügung  gestellt  wird. 


1^)  Anmerkung.  Enthalten  im  K.  6.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  40. 
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§•  9.  Dm  aa  den  §.  1  dieses  Gesetzes  erwähnten  Mittelschalen  zu  entrich- 
tende Schulgeld,  dessen  Festsetzung  dem  Minister  für  Cultas  und  Unterricht 
Überlassen  bleibt ,  ist ,  unbeschadet  der  Ansprüche ,  welche  Corporationen  oder 
andere  Personen  darauf  zu  stellen  berechtigt  sein  sollten,  im  vollen  Ausmasse  an 
den  Staatsschatz,  beziehungsweise  den  Studienfond,  abzuführen. 

§•  10.  Wenn  bei  Durchführung  der  yoranstehenden  Bestimmungen  sich  für 
einzelne  Professoren  ein  geringeres  als  dai^enige  Einkommen  ergeben  sollte, 
welches  sie  in  dem  letztabgelaufenen  Jahre  zu  beziehen  hatten,  so  wird  ihnen  das 
hieran  Fehlende  durch  Personalzulagen  ergänzt,  welche  nach  Massgabe  des  Vor- 
rttckens  in  einen  höheren  Gehaltsbezng  wieder  einzuziehen  sind. 

§•11.  Direc^ren  und  Professoren  der  mit  dem  Oeffentlichkeitsrecht  ver- 
sehenen Mittelschulen  der  Gemeinden  und  Länder  werden  bei  ihrem  Uebertritt  an 
eine  Mittelschule  des  Staates  so  behandelt,  als  hätten  sie  stets  an  einer  solchen 
gedient,  wenn  an  der  Anstalt,  von  welcher  sie  übertraten,  die  Reciprocität  beob- 
achtet wird,  und  diess  von  den  Erhaltern  derselben  schon  vorher  ausdrücklich 
erklärt  war. 

§.  12.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  auf  jene  Religionslehrer,  welche  nicht 
i9.  allen  Classen  einer  yoUständigep  Staats-Mittelschule  den  Eeligionsunterricht 
grtfaeilen^  oder  nicht  zugleich  die  gesetzliche  BefUhigung  für  das  Lehramt  in 
anderen  (weltlichen)  Unterrichtsfächern  der  betreffenden  Mittelschulen  erworben 
IMen,  femer  auf  Nebenlehrer,  temeAnwendttii«...  . 

§.  13.  Die  Directoren  der  Mittelschulen  stehen  in  der  YIIL ,  die  Professoren 
in  der  OL  Diätenelasse. 

g.  14.  Die  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  haben  auch  rUck- 
sidiflich  der  während  des  Trienniums  an  Mittelschulen  verwendeten  Lehrer 
zn  gelten. 

§.  15.  Dieses  Gesetz  tritt  bezüglich  der  im  §.  7  erwähnten  Quartiergelder 
mit  1.  April  1870,  rttcksichtlich  aller  übrigen  Bestimmungen  mit  1.  Mai  1870  in 
Kraft.  Die  Bestimmung  des  §.  9  ist  schon  für  das  Sommersemester  1870  wirksam. 

§.  16.  Mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  wird  der  Unterrichtsminister 
beauftragt. 

Wien,  am  9.  April  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

lasner  m.  p.  Strenayr  m.  p. 

Nr.  72. 

Verordnung  des  Leiters  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unter- 
richt vom  19.  April  1870,  Z.  3603  «), 

betreffend  die  DarehfDhmng  des  die  Oelialte  der  Professoren  an  den  Yom 
Staate  erkaltenen  Mittelschulen  regelnden  Gesetzes  Tom  9.  April  1870 

(Beiehsgesetzblatt  Nr.  46). 

Gütig  für  alle  im  Beiehsrathe  vertretenen  Länder,  mit  Ausnahme  der  Königreiche 
QaUzien  nnd  Lodomerien  mit  dem  Grossherzogthume  Krakaa. 

Zur  AnsfUhrnng  der  Bestimmungen  der  §§.  3  und  9  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  46)  werden  nachfolgende  Verfügungen  getroffen: 

*)Anmerkua|f.  fintlialtaii  im  R.  6.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  63. 
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§.  1.  Die  Quinquennalzalagen  werden  vom  UnterrichtaminiBter  nach  Anbörang 
der  LandeBschalbehörde  bewilligt. 

§.  2.  Die  Zählung  des  ersten  Qninquenniums  ist  von  dem  Tage  zn  datiren, 
von  welchem  an  der  Betreffende  in  den  Genuss  des  mit  seiner  ersteni  dem  §.3  des 
Gesetzes  vom  9.  April  1870  entsprechenden  Anstellung  verbundenen  Gehaltes 
getreten  ist.  Bei  denjenigen  Professoren,  welche  bereits  Decennalznlagen  bezie- 
hen,  beginnt  die  Zählung  des  nächsten  Qninquenniums  von  dem  Tage  an,  an 
welchem  sie  in  den  Genuss  der  letzten  Decennalzulage  getreten  sind. 

§.  3.  Die  Zählung  jedes  folgenden  Quinquenniums  hat  sich  nach  dem  nächst 
vorangehenden  Quinquennium  zn  richten. 

Ein  Intercalare  hat  demnach  zwischen  den  einzelnen  Quinquennien  nur  dann 
Platz  zu  greifen,  wenn  die  Bewilligung  der  Quinquennalzulage  versagt  wurde  ^  in 
welchem  Falle  bei  späterer  Bewilligung  derselben  auch  der  Zeitpunct,  von  wel- 
chem an  der  neue  Bezug  anzuweisen  und  das  weitere  Quinquennium  zn  zählen 
ist,  ausdrücklich  bestinmit  werden  muss. 

^§.  4.  Das  Schulgeld  wird,  vom  Beginne  des  Schuljahres  1870/71  angefangen, 
an  den  Mittelschulen  des  Staates  in  folgenden,  fttr  das  ganze  Jahr  entfallenen 
Gesammtbeträgen  eingehoben:  In  Wien  für  die  vier  unteren  Classen  24  fl«,  fttr  die 
höheren  30  fl.,  an  jenen  Orten,  wo  bisher  auch  nur  an  einer  Mittelschule  das 
Schulgeld  mehr  als  18  fl.  jährlich  betrug,  20  fl.  in  den  Unter-,  24  fl.  in  den 
Oberclassen,  an  allen  anderen  Orten  16  fl.  fttr  alle  Classen. 

§.  5.  Vom  Beginne  des  Schuljahres  1870/71  an  ist  für  diejenigen  freien  Lehr* 
gegenstände,  welche  an  Realschulen  in  Folge  der  Landesgesetze^  an  den  Übrigen 
Mittelschulen  mit  ministerieller  Genehmigung  gelehrt  werden,  ein  besonderes 
Honorar  von  Seite  der  an  einem  solchen  Unterrichte  theilnehmenden  SchSler  nicht 
mehr  zn  entrichten. 

§.  6.  Behufs  der  Entlohnung  der  Lehrer  freier  Gegenstände  haben  die  Landes- 
Schulbehörden  alljährlich  Anträge  auf  Remunerationen  aus  dem  Studienfonde  an 
den  Unterrichtsminister  zu  stellen  und  die  erforderlichen  Nachweise  ttber  die 
Anzahl  der  theilnehmenden  Schüler  in  jedem  einzelnen  Unterrichtsgegenstande, 
über  die  demselben  zugewiesene  Zeit,  sowie  über*  die  Unterriebtserfolge  zu 
liefern. 

Tsehtbniekaifg  »•  p. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  AUerbflchater  Entachliessang  vom 
10.  April  d.  J.  den  Erzpriester  und  Pfarrer  in  Schattau^  Laurenz  Marek^  und  den  Ert- 
priester,  Bezirksdeohant  und  Pfarrer  zu  Bochdalan,  Joaeph  Schwärs,  zu  Ehrendomherren 
des  Brfinner  Kathedraloapitels  aller^ädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestit  haben  mit  AUerhOebster  Entaohtfesaung  vo« 
12.  April  d.J.  dem  Professor  des  Wiener  polytechnischen  Institutes  Wilhelm  Doderer  in 
Anerkennung  seiner  um  das  Bauwesen  in  der  MiliUirgrenze  erworbenen  Verdienste  das  Ritter- 
kreuz des  Franz  Josephs-Ordens  und  dem  Docenten  am  obigen  Institute  Wilhehn  Tinter  in 
Würdigung  seiner  freiwilligen  und  erfolgreichen  Mitwirkung  bei  den  unter  schwierigen  Ver* 
h&ltnissen  durchgeführten  geodfitischen  Arbeiten  in  Albanien  das  goldene  Verdienstkrenz  mit 
der  Krone  sllergnXdigst  zu  verleihen  geruht. 

•  • 

Seine  k.  nnd  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Bntsohlieaaung  ▼<» 
15.  April  d.  J.  dem  Ordensprieater  Martin  Tenschert,  Pfarrverweser  von  St.  Ulrich  in  Wien. 
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10  Anerkennung  seiner  nafaesu  fünfsigjährigen  verdienstvoUen  Wirksiunkeit  in  der  Seelsorge 
und  bei  Pflege  des  Armenwesens  das  Ritterkreuz  des  Franz  Josepbs-Ordens  allergnädigst  zu 
verleihen  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entsohliessung  vom 
21.  April  d.  J.  den  Finanzprocurator  der  Bukowina,  Oberfinanzrath  Dr.  Albin  Hammer,  zum 
Wirthschailsinspector  und  Amtsverwalter  bei  der  Direction  der  Güter  des  gr.  or.  bukowinaer 
Religionsfondes  allergnfidigst  zu  ernennen  geruht. 


Der  Leiter  des  Ministeriums  für  CuUus  und  Unterricht  hat  den  Realschulprofessor  in 
Reicbenberg,  Emanuel  Gelinek,  zum  Bezirkssehulinspeotor  für  den  Bezirk  Semil  ernannt. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  CuUus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasialdirector  in  Neu- 
baus. Jacob  Ruziöka,  zum  Bezirksschulinspector  für  die  böhmischen  Schulen  im  Ncuhauser 
Bezirke  ernannt. 


Concurs-Ausschreibungen. 

An  der  zweiclassigen  deutschen  Volksschule  in  Ober-Georgenthal  ist  der  Unter- 
lehrersposten erledigt,  mit  welchem  ein  Jahresgehalt  von  250  fl.  ö.  W.  und  der  Genuss  der 
freien  Wohnung  im  Schulhause  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  mit  den  Nachweisen  über  das  Alter,  die 
Befähigung,  die  frühere  und  gegenwärtige  Verwendung  bis  zum  8.  Mai  d.  J.  bei  dem  präsen> 
(ationsberechtigten  Schulausschusse  in  Ober-Georgenthal  (Bezirk  Brüx)  zu  überreichen. 

Bei  der  Volksschule  in  Domstadtl  (Mähren)  ist  eine  Unterlehrersstelle  mit  deutscher 
Unterrichtssprache  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Posten,  mit  welchem  ein  Jahresgehalt  von  160  fl.  ö.  W.  verbunden 
ist,  wollen  ihre  Gesuche,  versehen  mit  dem  Taufscheine  und  Lehrbefabigungs-,  Sitten-  und 
Verwendungszeugnisse,  bis  20.  Mai  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Stemberg 
einbringen. 

An  der  dreiciassigen  Volksschule  in  Pottendorf  (Bezirk  Wr.-Neustadt)  ist  die  Stelle 
eines  Unterlehrers  zu  besetzen.  Mit  dieser  Stelle  ist  ein  bares  Einkommen  von  100  fl.  jähriich 
nebst  der  Mittsgskost,  freiem  Quartier  sammt  Beheizung  und  sonstigem  Nebenverdienst  ver- 
bunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  an  das  Bürgermeisteramt  in  Pottendorf  gerichteten 
Gesuche  bis  zum  31.  Mai  1.  J.  einzureichen. 

An  der  zweicIassigen  Volksschule  zu  S edlisch cz  (k.  k.  Schlesien)  ist  die  Unterlehrers- 
stelle mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  105  fl.  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diesen  Dienstposten  haben  ihre  mit  den  vorgeschriebenen  Nachweisen  ver- 
sehenen Competenzgesuche  bis  Ende  Mai  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in 
Tescben  zu  überreichen. 

Die  Lehrstelle  an  der  Volksschule  in  Wcisbriaeh  im  Schulgezirke  Hermagor  ist  erle- 
diget Mit  der  Stelle  ist,  eingerechnet  einen  Bezug  von  3  fl.  46  kr.  für  den  Mesenerdienst,  der- 
malen ein  Jahreflelttkommen  von  136  fl.  69  kr.  verbunden. 

£fl  wird  biemit  der  Ooncurs  zur  provis.  Besetzung  der  Stelle  ausgeschrieben. 

Bewerber  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  ihrer  Befähigung  im  Wege  ihrer  der- 
malen vorgeeetzten  Behörde  bis  Ende  Mai  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksselralrathe  in  Hermagor 
einzubringen. 
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An  der  k.  k.  Oberrealschule  zu  Innsbruck  ist  eine  Lehrstelle  für  das  deutsche  Spnich- 
fach,  verbunden  mit  Geographie  und  Geschichte,  zu  besetzen. 

Der  Gehalt  ist  der  für  Staatsrealschulen  systemisirte.  Die  vorschrifltmüssig  belegten 
Gesuche  sind  im  Dienstwege  bis  31.  Mai  d  J.  bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Innsbniok  zu  ilber- 
reichen. 

Am  Staatsgymnasinm  zu  Roveredo,  wo  die  Unferrichtssprache  italienisch  ist,  siod 
zwei  Lehrstellen  mit  den  systemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  eine  fiir  Naturgeschichte  und  Mathematik,  die  andere  fiir  Geographie  und  Geschichte 
als  Hauptfach. 

Bei  letzterer  werden  Bewerber  vorgezogen,  welche  den  Unteirlcht  im  italieoiteheB 
Sprachfache  zu  ertheilen  vermögen. 

Die  vorschriftsmassig  belegten  Gesuche  sind  iin  Dienstwege  bis  31.  Maid.  J.  beider 
k.  k.  Statthalterei  in  Innsbruck  zu  überreichen. 

Zur  Besetzung  einer  am  k.  k.  Foldkircher  Gymnasium  erledigten  Lehrstelle  Ar 
Geschichte  und  Geographie  mit  deutscher  Unterrichtssprache  wird  der  Concnrs  ausgeschrieben 
und  bemerkt,  dass  der  höhere  Grad  subsidiarischer  Verwendbarkeit  zum  Unterrichte  in  dem 
deutschen  Sprachfache  oder  im  Lateinischen  und  Griecklsclien  für  das  Untergymnaslum  unter 
übrigens  gleichen  Umständen  mehr  Anspruch  auf  Berücksichtigung  gewähren  würde. 

Der  Gehalt  ist  der  an  Staatsgymnasien  systemisirte. 

Gehörig  instruirte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  stilisirte  Gesuche 
sind  bis  zum  31.  Mai  d.  J.  beim  k.  k  Landesschulrathe  für  Vorariberg  auf  dem  vorgescbrie- 
bcnen  Wege  einzureichen. 

Bei  dem  landschaftlichen  Realuntergymnasium  zu  F  c  1 1  a  u  kommen  die  Stellen  zweier 
Professsoren 

aj  für  Naturgeschichte,  Mathematik  und  Physik, 

bj  für  lateinische  und  griechische  Philologie 
mit  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Befähigung  durch  Zeugnisse  über  die  mit  gutem 
Erfolge  bestandene  LehramtscandidatenprOfung 

ad  a)  aus  der  Naturgeschichte  für  das  ganze  Gymnasium  und  aus  der  Mathematik  und 
Physik  mindestens  für  Untergymnasien, 

ad  h)  aus  dem  Lateinischen  und  Griechischen  für  das  ganze  Gymnasium  nachzuweisen. 

Mit  den  erwähnten  beiden  Stellen  ist  der  Bezug  je  eines  Jahresgehaltes  von  800  fl.,  mit 
dem  Rechte  der  VorrUckung  in  die  höheren  Gehaltsstufen  von  1000  fl.  und  1200  fl.  nach  zehn-, 
rücksichtsweise  zwanzigjähriger,  in  der  Eigenschaft  als  Lehrer  an  einer  Mittelschule  zurück- 
gelegter  Dienstzeit  verbunden.  Die  definitive  Anstellung  kann  jedoch  erst  nach  Zurücklegung 
eines  Probetrienniums  erfolgen. 

Die  mit  den  erforderlichen,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  Spracbkenntnlsae,  die 
bisherige  Dienstleistung  im  Lehramte  nachweisenden,  vollständig  instruirten  Gesuche  sind  bis 
15.  Juni  d.  J.  bei  dem  steiennärkischen  Landesausschusse  zu  überreichen. 

Unter  den  Competenten  um  die  Lehrstelle  für  Naturgeschichte,  Mathematik  und  Phyuk 
werden  jene  besonders  berücksichtiget  werden,  welche  nachweisen,  dass  sie  in  der  Lage  sein 
werden,  in  der  IV.  Classe  des  Realnntergymnasiums,  sobald  dieselbe  eröflfhet  sein  wird,  aus- 
führliche Vorträge  über  Chemie  zu  halten. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Knöschitz,  Amtsbesiric  Podersam  (BÖbmao),  ist 
die  Lehrerstelle  erledigt.  Mit  diesem  Posten  ist  nebst  der  freien  Wohnung  und  Behelsinig  eine 
Dototion  von  257  fl.  5  kr.  ö.  W.  verbtmden. 

Vorscbriftsmisfig  belegte  Gesuche  sind  bis  20.  Mal  1.  J.  beim  Sehulanssehusae  in  Knö- 
schitz einzubringen. 
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An  der  Volksschule  zu  Waltersdorf  (Mähren)  ist  eine  Unterlehrcrstelle  mit  deutscher 
Unterrichtssprache  zn  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Posten,  mit  welchem  ein  Jahresgehalt  von  140  fl.  ö.  W.»  Natural- 
Wohnung  und  der  Bezug  des  nöthigen  Heizholzes  verbunden  ist,  wollen  ihre  Gesuche,  versehen 
mit  dem  Taufscheine,  sowie  mit  den  LehrflEhigkeits-,  Sitten-  und  Vem^endungszeuguissen,  bis 
31.  Mai  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshanptmannschaft  in  Stemberg  einbringen. 

An  der  Volksschule  in  öross-Triebendorf  (Mähren),  mit  deutscher  Unterrichts- 
sprache, ist  eine  Unterlehrersstelle  zu  besetzen,  mit  welcher  nebst  Natural  wohn  ung  ein  jähr- 
licher Gehalt  von  160  fl.  ö.  W.  verbunden  ist 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  versehen 
mit  den  erforderlichen  Nachweisen,  bis  20.  Mai  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshanptmannschaft  in 
Hohenstadt  einzubringen. 


Verfügungen, 

betreffend  Lehrbfieher  und  Lehrmittel. 

Im  Verlage  der  Nicolai'schen  Verlagsbuchhandlung  A.  Effe  rt  &  L.  Lindtner 
in  Berlin  ist  im  Erscheinen  begriffen : 

Neuer  Atlas  von  Hellas  und  den  hellenischen  Kolonien  in  15  Blättern,  her- 
ausgegeben von  H.  Kiepert,  Berlin  1868 — 70.  Fol.  (Die  beiden  ersten  bereits 
erschienenen  Lieferungen  kosten  5  Thlr.  20  Sgr.,  die  dritte  (Schlnsslieferung), 
welche  demnächst  erscheinen  wird,  wird  den  Pi'eis  von  3  Thlrn.  nicht  übersteigen.) 

Auf  dieses  empfehlenswerthe  Lehrmittel  werden  die  Mittelschulen  behufs  allf&Iliger 
Anschaffung  fiir  Bibliotheken  aufmerksam  gemacht.   (Ministerialerlass  vom  18.  April  1870, 

Bei  A.  Pawlitschekin  Troppau  ist  erschienen: 

Separat- Abdnick  der  schlesischen  Landesgesetze,  betreffend :  die  Schulauf- 
sicht, die  Errichtung,  den  Besuch  und  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Volksschulen 
und  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstandes  an  diesen  Schulen. 

Handausgraben  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  YolksRchulsaGhen^ 
welche  durch  den  SchuIbUcherrerlag  veröffentlicht  worden  sind : 

In  Prag: 
Deutsch:  Kundmachung  des  k.  k.  Statthaltereileiters  vom  1.  April  1870^ 
Z«  1400-L.  S.  R,  betreffend  die  erfolgte  Constituirung  der  k.  k.  Bezirksschul- 
räthe  in  Böhmen.   (Preis  1  kr.  ö.  W.) 

Böhmisch:  VyhlaSeni,  vydanö  od  feditelä  c.kr.  mistodr^itelstvl  due  l.dubna 
1870,  8.  1400-Z.  S.  R.,  o  tom,  2e  vesker^  okresni  rady  skolni  v  Ccchdch  jsou 
zHzeny.  (Cena  1  kr.  r.  c.) 


•j«; 
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0.  LangrenscheMVs  Terlagsliaadliiiig}  BerHn,  Hallescbe  Strasse  17. 

MOSAiaUE  FRANQALSE 

ou 

Extrait  des  prosateurs  et  des  poetes  franpais 

k  Tusage  des  Allemand's 
par 

IMLm  de  la.  Fonta^ine. 

Premiere  partie. 

Autor  und  Verlagshandlung  hoffen  mit  diesem  Werke  nicht  eine  annütze  Vermehrung 
des  Vorhandenen,  sondern  einen  Fortschritt  für  die  Sache  zu  bieten. 


Für  SchulbibUothekenl 

Nachbenannte  Jugendscbriften  unseres  Verlags,  welche,  da  sie  keine  besondere  konfes- 
sionelle Richtung  einhalten,  allwSrts  zu  empfehlen  sind  —  bringen  wird  hiermit  zur  Verwendung, 
für  Festgeschenke,  wie  auchbehufs  Anschaffung  für  Sc  hui  bibliotheke  n  inErinnemng. 

fl.  kr.  I 

Bandissin,  ABC-Buch. 1  — 

Bowitsch,  Habsburgs-Chronik(Gedichte)    1  — 

,1        Vom  Donaustrande ~  70 

n        Legenden —  90 

„        Rübezahl —  70 

Cbimani,  Kernsprüche    —  30 

„        Rinderpflichten — 16 

^        Kleines  Geschenk —  20 

M        Der  kleine  Vorleser —  44 

Ebersberg,  Sturm  und  Sonnenschein. . .  —  S8 

Frans,  Helenens  Fehler —  80 

p     AlbertB  Reue 1 24 

Oviiot,  Caroline  etc —  44 

,1      Die  Kutsche  etc. —  44 

n      Der  Pfarrer —  44 

n      Skaramutz  etc —  44 

9      Mutter  und  Tochter —  44 

•      Der  Louisd'or —  44 

Kankoffer,  Geschichtsbilder —  72 

Eerschbaumer,  Coloman  v.  Hausek 1  — 

Eordesch,  Denksteine 1  20 


Moshamer,  Das  Vaterland  

Netoliczka,Wie  sieht's  anf'dem  Mond  aus  ? 

Neumann,  Der  Fink  (Erzählung) 

„        Dichterstimmen(Deldamat.St} 

„        Kinderlieder  

Niederges&ss,  Am  Kamin  

„  Zeiten  und  Menschen 

„  Der  Taubstumme 

„  Wanderjahre 

„  Kinderstttbengeschichten 

Oesterreicher,  berühmte  (Biographien). . 

PeitI,  Briefe,  Gedichte  etc 

„     Gespräche,  Fabeln  etc. 

Perrin,  Grossmutter-Erzählungen 

Robinson  in  Paris 

Sittenlehre,  christliche 

Sophron  (Lebensregeln) 

Spitzer,  Waise  von  Lowood 

Täuber,  Skizzen  a.  d.  Naturkunde 

Unger,  Belohnung  des  Fleisses 

Ziegler,  Pflanzenwelt 


fl.kr. 
-66 
-60 

—  40 

—  66 

—  88 
124 
120 
1- 

-72 
1- 

—  66 

—  30 

—  30 
-84 

122 

—  16 

—  32 

—  90 
-.66 
-54 
-30 


(Einbände  halbstetf  mit  Leinwandrücken.) 


Für  Schulbibliotheken,  die  mit  Acquisition  dieser  42  Bändchen  ein  sehr  verwendbarem 
Materiaie  erhielten,  stellen  wir  bei  Abnahme  der  ganzen  Collektion  die  Begünstigung, 
dieselben  anstatt  für  fl.  28.44  für  nur  fl.  21.—  beziehen  zu  können.  —  Jede  Buchhandlung  ist 
von  uns  bevollmächtigt,  ein  Gleiches  zu  thun. 

A.  Fichler's  Witwe  ic  Sohn, 

Verlagsbuchhandlung  in  Wien,  V.  Bez.,  Margarethenplatz  ?. 


Die  Lungentuberknlose 

wird  naturgemäss  ohne  innerliche  Medicamente  geheilt  Gegenseitig  franco.  AnsführL  Heilvcr« 
fahren  versendet  recommandlrt  Dr.  liottmann,  Aschaffenburg  a«  M« 
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Allen  Primanern  empfohlen! 


eine  methodisch  geordnete  Vorbereitung  für  die  Abiturienten  -  Mfnng. 

In  104  wöchentlichen  Briefen  für  den  zweijährigen  Primarcursus  von 

Wilhelm  Freund^ 

ist  jetzt  vollBtändig  erschienen  und  kann  je  nach  Wunsch  der  Besteller  in  8  Quartalen 
zu  1  Thlr.  2Va  Sgr.  oder  in  2  Jahrgängen  zu  4  Thlr.  10  Sgr.  bezogen  werden.  Jedes  Quar- 
tal, sowie  jeder  J  ah  r  ga n  g  wird  auch  einzeln  abgegeben  und  ist  durch  jede  Buchhandlung 
Deutschlands  und  des  Auslandes  zu  erhalten,  welche  auch  in  den  Stand  gesetzt  ist,  das  erste 
Quartalheft  zur  Ansicht  und  Probenummern  und  Prospecte  gratis  zu  liefern. 
Gibistige  Urtheile  der  angesehensten  Zeitschriften  ikber  die  Prima  stehen  auf  Verlangen 
gratis  zu  Diensten. 

Verlag  von  Wilhelm  VIolet  In  Leipzig. 


In  der  k.  k.  Hof-  nnd  Staatsdruckeroi  in  Wien  ist  erschienen  und  durch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlnngen  zu  beziehen : 

FitBinger,  Leopold  Joseph,  wissenschaftlich  populäre  Naturgescl^ichte  derSäugethiere  in  iliren 
sämmtlichen  Hanptfonnen.  Nebst  einer  Einleitung  in  die  Naturgeschichte  überhaupt  und  in 
die  Lehre  von  den  Thieren  insbesondere.  Ein  Hilfsbnch  für  Lehrer,  gr.  8.  brosch.  6  Bände 
ä  50  kr.,  compict  3  fl. 

wissenschaftlich  populäre  Naturgeschichte  der  Vögel.  Band  I.  U.  gr.  8.  brosch. 

pr.  Band  k  50  kr.  (nicht  vollständig). 
Obige  Naturgeschichte  der  Säugethiere  ist  nach  den  neuesten  naturgeschichtÜohen 
Forschungen  in  leicht  verständlicher  nnd  höchst  unterhaltender  Manier  durchgeführt.  Der 
Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  vorzüglich  die  Lebensweise  und  den  ganzen 
Haushalt,  mithin  die  eigentliche  Naturgeschichte  der  Säugethiere  in  grösster  Vollständig- 
keit darzustellen. 

Die  praktische  Idee,  nicht  nur  für  Lehrer  und  Lehranstalten  ein  naturgeschichtlichea 
Handbuch,  sondern  auch  jeder  Familie  eine  äusserst  anziehende  und  belehrende  Lecture 
zu  verschaffen,  ist  dem  Verfasser  hier  in  jeder  Weise  gelungen.  Der  unglaublich  billige 
I^reis  von  3  fl.  für  6  starke  Bände  oder  191  Bogen  macht  dieselbe  jeder  Schule  und  jeder 
Familie  zugänglich. 

Dasselbe  günstige  Urtheil  haben  wissenschaftliche  Fachmänner  über  die  beiden  Bände 
der  Naturgeschichte  der  Vögel  abgegeben,  welche  zwar  kein  abgeschlossenes  Ouizea 
bilden,  aber  des  gediegenen  Inhaltes  und  des  enorm  billigen  Preises  wegen  immerhin  eine 
sehr  interessante  nnd  belehrende  Unterhaltung  für  Jedermann  bieten. 

Handzeiehnungen,  historische,  von  Joh.  Nep.  Geiger,  mit  erklärendem  Texte  von  Gust 

Adolf  Schimmer.  Mit  90  Tafeln,  brosch.  5  fl. 

Wir  bieten  mit  diesem  prachtvollen  Album  jedem  Patrioten  und  Geschichtsfreunde  eine 

herrliche  Rundschau  in  der  vaterländischen  und  auch  allgemeinen  Geschichte  in  ihrem 

Znsammenhange  dar.  Die  von  Johann  NepomnkGeiger  in  90  trefflichen  Umrissen 

meisterhaft  gezeichneten  Darstellungen  führen  jedem  Beschauer  die  interessantesten  und 

schönsten  Sagen  und  die  wichtigsten  geschichUichen  Momente  der  Vorzeit  bis  auf  jene 

der  Gegenwart  vor  Augen.  Der  erklärende  Text  von  Gustav  Adolf  Schimmer  wechselt 

mit  dessen  anmuthiger  Prosa  und  mit  poetischen  Ergüssen  unserer  gefeiertsten  Dichter 

der  Neuzeit,  wie  Anastasius  Grün,  Hahn,  Seidl,  Joh.  N.  Vogl  und  Anderer.  Durch  dieses 

wUrdige  Zusammenwirken  wurde  es  ermöglicht,  eine  vaterländische  Gallerie  zu  schaffen, 

die  die  Liebe  zum  österreichischen  Vaterlande  mächtig  wecken  und  erheben  wird.  Der 

'Ton  10  fl«  auf  5  fl.  ermässigte  Preis  macht  dieses  schöne  Album  der  grössten  Verbreitung 

so  wUrdig,  dass  es  in  keiner  Schule  und  in  keiner  Familie  fehlen  sollte. 

Biographisches  Lexikon  des  Kaiaerthumes  Oesterreich,  enthaltend  die  Lebensskizzen  der 
denkwürdigen  Personen,  welche  seit  1750  in  den  österr.  Kronläudem  geboren  wurden  oder 
darin  gelebt  und  gewirkt  haben.  Von  Dr.  Constant.  von  Wurzbach.  1.— 20.  Theil.  gr.  8. 
brosch.  Dieselben  sind  zu  den  nachstehend  bezeichneten,  bedeutend  ermässigten  Preisen  zu 
beziehen :  1.— 5.  Band  statt  a  :2  fl.  ~  a  1  fl.  6.-- 10.  Bd.  stott  i  3  fl.  --  a  2  fl.  11:^20.  Bd. 
wie  bisher  a  3  fl. 
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PhysicaUscher  Apparat 

fttr  Yolksschttlen 

nach  \Vürtembergi3cheni  System  zusammeriRestellt 

und  angefertigt  von 

Franz  Batka  in  Prag. 


Dieses  Lehrmittel  umfasst  in  der  1.  Serie  die  uiierläss liehen  Gegenstände  zur  Demon- 
stration der  allgemeinen  Eigrensehaften  der  Körper,  des  MagnetismnSy  der  Elektrieltity  de» 
Galranismusy  der  Optik,  Aßroatatlk,  Hjdrostatik  etc.,  sowie  in  der  II.  mehrere  Gerathschaften 
zu  chemischen  Versuchen  und  einigen  ebenfalls  wichtigen  physicalischec  Experimenten.  Die 
III.  Serie  besteht  ans  einem  Telegrafen  nach  Morsö's  System,  bei  welchem  der  Papierstreifen 
(der  zur  Bewegung  ein  Uhrwerk  erfordert,  welch  letzteres  von  den  Schülern  irrthümlicherweiae 
oft  für  den  Hauptbestandtheil  des  Apparates  angesehen  wird;  durch  eine  Metallglocke  substi- 
tuirt  ist^  welche  dnrch  ein  an  dem  Anker  befestigtes  Häromerchen  beim  Telcgraphiren  die 
Zeichen  gibt. 

Sämmtliche  3  Serien  zusammen  kosten  inclusive  Emballasce  fl.  27.^.  Doch  werden  die- 
selben auch  einzeln  abgegeben  und  dann  kostet  Serie I.  fl.  14.—,  Seriell,  fl.5.50,  Serie III.  fl.9.50. 


LIEBIG'S  FLEISGH-EXTRAGT 

aus  FRAY-BENTOS  (SQd-Amerika) 
LIEBIG'S  FLEISCH  -  EXTRACT  COMPAGNIE,    LONDON. 

Grirosise  £2i*«ipairni8fii  fiii*  XXauslialtuiiireit. 

Augenblickliche  Herstellung  von  kralliger  Fleischbrühe  zu  1/3  des  Preises  derjenigen  aus 
frischem  Fleische.  —  Bereitung  und  Verbesserung  von  Suppen,  Saucen,  Gemüsen  etc. 

Stärkung  für  Schwache  und  Kranke. 

Zwei  Goldene  Medaillen,  Paris  1867 ;  Goldene  Medaille,  H&vre  1868. 

D»8  grosse  Kkreidiplon  —  die  hSehste  Aisseichiaif;  —  Ansterdan  1819. 

Detail-Preise  für  g^anz  Oesterreicli: 

i  engl.  U  Topf.       1/2  engl.  U  Topf.       I  '4  engl.  U  Topf.       \/i  engl.  U  Topf. 
OestWhg.  fl.  5.80        fl.  3.~  fl.  1.70  fl.  0.92  Krz. 

/^7^^     ^^  Nur  acht,  wenn  jeder 

44f*g  w<  '^^J9        Topf    nebenitehende 
-^  ^  Unterichriften  trägt. 

Zu  hohen  in  den  renommirteateyi  Ilandtnngen  und  Ayothek^u 

£n  gro8*Lager  bei  den  Oorrespondenten  der  Oesellsohaft : 
Herren  KLOGER  k  Sohn,  IVien,  Herren  Jos.  TOIOT  k  Comp.^  Wieii^ 

SchottengaMC  Nr.  1.  «xum  tchwaraen  Hand*'.  1  Hohen  Markt. 

Aus  d^r  kai^crHch-ki^niii^liohen  Hof-   um!   Stanisdruckerei. 


Jahrgang  1870.  Stück  X. 


Verordnungsblatt 


fiir  dei  Dienslbereich  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht. 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  fiir  Cultus  und  Unterricht 


AuBgregreben  am  18.  Mai  1870. 


InKalt:  Gesetz  für  Ober-  und  Niederschlesien,  betreffend  die  Schnlaufsicht.  —  Gesetz  für 
Ober-  und  Niederschlesien,  betreffend  die  Errichtung,  den  Besuch  und  die  Erhal- 
tung der  öffentlichen  Volksschulen.  ^  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse des  Lehrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen  des  Herzogthums  Ober- 
und  Niederschlesien.  —  Gesetz  für  Niederösterreich,  die  Regelung  der  Errichtung, 
der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffentlichen  Schulen  betreffend.  —  Gesetz  für 
Nieder  Österreich,  die  Regelung  der  Rechtsverhaltnisse  des  Lehrerstandes  an  den 
öffentlichen  Volksschulen  betreffend.  —  Auszug  aus  dem  Finanzgesetze  für  das 
Jahr  1870.  ~  Jürlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  über 
die  Studienerfolge  der  Militärstipendisten  an  Civil-Lehranstalten  zu  erstattenden 
Ausweise.  —  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht»  betreffend  die 
Leistung  der  Seelsorge  für  Militärpersonen  durch  die  Civilgeistlichkeit.  —  Ministe- 
rialerlass,  betreffend  die  von  Privatisten  zu  entrichtende  Prüfungstaze  für  die  Matu- 
ritätsprüfungen. ~  Personalnachrichten.  —  Concurs-Ausschreibungen.  —  Verfü- 
gungen, betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  —  Privat- Anzeigen. 


Nr.  73. 

Gesetz  vom  28.  Februar  1870, 

wirksam  für  das  Herzogthum  Ober-  und  Niederschlesien, 
betreffend  die  Sehulan&icht. 

Mit  Zastimmimg  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Ober-  und  Nieder- 
schlesien  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 

L  Der  Ortsscholrath. 

§.  1.  Die  aus  Staats-,  Landes-  und  Gemeindemitteln  ganz  oder  theil weise 
erhaltenen  Volksschulen  stehen  nnter  der  Aufsicht  des  Ortsschulrathes. 

§.  2.  Der  Ortsschnirath  besteht  ans  Mitgliedern,  welche 
a)  kraft  des  Gesetzes  in  denselben  berufen  sind, 
Ij  welche  durch  Wahl  in  denselben  entsendet  werden. 

§.  3.  Kraft  des  Gesetzes  haben  in  den  Ortsschnirath  einzutreten: 

1.  Der  Gemeindevorsteher  des  Schulortes. 

2.  Der  Ortsseelsorger,  und  wenn  deren  mehrere  verschiedener  Confessionen 
im  Schnlorte  fongiren,  ein  Ortsseelsorger  jeder  Confession.  Unter  mehreren  Orta- 
seelsorgem  derselben  Confession  ist  der  dem  Range  nach  erste,  und  bei  gleichem 
Range  der  älteste  in  den  Ortsschulrath  berufen. 

Znr  Wahrung  der  religiösen  Interessen  der  israelitischen  Jugend  tritt  der 
von  der  Coltnsgemeinde  bestimmte  Vertreter  in  den  Ortsschulrath  ein. 
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3.  Als  Vertreter  der  Schule  deren  Leiter  (der  Lehrer,  und  wenn  an  derselben 
mehrere  Lehrer  angestellt  sind,  der  Director  oder  erste  Lehrer). 

Unterstehen  dem  Ortssehulrathe  mehrere  Schulen ,  so  tritt  der  Leiter  der 
unter  diesen  Schulen  im  Range  am  höchsten  stehenden,  bei  gleichem  Range  der 
Schulen  der  dienstälteste  Lehrer  dieser  Schulen  in  den  Ortsscfanlrath.  Doch 
nehmen  auch  die  Leiter  der  anderen  Schulen  an  den  ihre  eigene  Anstalt  betref- 
fenden Verhandlungen  des  Ortsschulrathes  mit  berathender  Stimme  Theil. 

4.  Der  Schulpatron.  Dieser  ist  berechtigt,  sich  durch  einen  in  der  Gemeinde 
des  Schulortes  wahlberechtigten  Substituten  vertreten  zu  lassen. 

§.  4.  Die  Gemeindevertretung  entsendet  in  den  Orf  sschulrath  durch  ihre  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit  vorzunehmende  Wahl  eine  solche  Anzahl  von  Vertre- 
tern, welche  der  Anzahl  der  nach  §.  3,  Absatz  2,  3  und  4;  kraft  des  Gesetzes 
Berufenen  gleichkommt. 

Wenn  der  Schulgemeinde  mehrere  Ortsgemeinden  ganz  oder  theilweise  ange- 
hören, so  beruft  der  Gemeindevorsteher  des  Schulortes  zur  Vornahme  dieser  Wahl 
jene  Vertreter  der  sämmtlichen  ganz  oder  theilweise  eingeschulten  Ortsgemeinden 
unter  seinem  Vorsitze,  welche  den  eingeschulten  Gemeinden  oder  Theilen  von 
Gemeinden  angehören. 

Die  Wahl  ist  für  drei  Jahre  giltig,  und  ist  die  Wiederwahl  zulässig. 

§.  5.  Wählbar  sind  alle  Jene,  welche  fähig  sind,  in  die  Gemeindevertretung 
einer  dem  Ortssehulrathe  zugewiesenen  Gemeinde  gewählt  zu  werden.  Der 
Verlust  dieser  Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Ortssehulrathe  zur 
Folge. 

Die  Wahl  in  den  Ortssehulrath  kann  nur  deijenige  ablehnen,  welcher  berccb 
tigt  wäre,  die  Wahl  in  die  Gemeindevertretung  abzulehnen,  oder  welcher  die 
letzten  sechs  Jahre  hindurch  Mitglied  des  Ortsschulrathes  war.  Die  ungerechtfertigte 
Verweigerung  des  Eintrittes  wird  vom  Bezirksschulrathe  mit  einer  Geldbusse  von 
50  bis  300  fl.  bestraft. 

Die  Geldbusse  ist  fUr  Zwecke  der  Schule  zu  verwenden. 

§.  6.  Orte,  an  welchen  mehrere  Schulen  bestehen,  können  von  der  Gemeinde- 
vertretung mit  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  in  mehrere  Schulkreise 
getheilt  werden.  In  diesem  Falle  wird  fUr  jeden  dieser  Schulkreise  ein  besonderer 
Ortssehulrath  mit  Beachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen  gebildet. 

§.  7.  Dem  Ortssehulrathe  kommt  die  Aufsicht  über  die  äussere  Ordnung,  über 
die  Oekonomie  der  Schule,  sowie  über  die  Befolgung  der  verfassungsmässigen 
Schulgesetze  und  Verordnungen  der  höheren  Schulbehörden  zu. 

Im  Allgemeinen  tritt  der  Ortssehulrath  in  den  bisher  behufs  der  Schule  bcHtc- 
henden  Wirkungskreis  der  Ortsseelsorger,  Ortsschulanfseher  und  Schulconcurrenz- 
ausschUsse. 

Insbesondere  hat  derselbe: 

1.  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Lehrer  ihre  Gehaltsbezttge  in  der  gehörigen  Weise, 
zur  rechten  Zeit  und  ungeschmälert  erhalten ; 

2.  das  Schulgebäude,  die  SchulgrUnde,  die  Lehrmittel  und  das  Schulgeräthe 
zu  beaufsichtigen  und  das  erforderliche  Inventar  zu  ftihren ; 

3.  über  die  Befreiung  von  der  Schulgeldzahlung  zu  entscheiden ; 

4.  die  Schulbücher  und  andere  Unterstützungsmittel  für  arme  Schulkinder  za 
besorgen,  für  die  Auschaflung  und  Instandhaltung  der  Schulgeräthe^  die  nöthigen 
Lehrmittel  und  sonstigen  Unterrichtscrfordemisse  Sorge  zu  tragen; 

5.  bei  Feststellung  der  Schulvoranschläge  in  Gemässheit  des  §.  41  des 
Gesetzes  über  Errichtung  und  Erhaltung  der  Schulen  mitzuwirken; 

ü.  die  Ausgaben  des  Localschulfondes  in  Gemässheit  des  Voranschlages 
anzuweisen ; 

7.  die  jährliche  Schulbeschreibung  zu  verfassen,  den  Schulbesuch  auf  jede 
mögliche  Art  zu  befördern  und  die  Strafen  wegen  Vernachlässigung  desselben  tu 
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▼erhängen   ^§.  33  des  Gesetzes  über  die  Erriebtnng;  Besuch  nnd  Erhaltung  der 
Offentliehen  Volkssehnlen) ; 

8.  die  Unterriehtszeit  mit  Beaebtnng  der  vorgeschriebenen  Stnndenzahl  zu 
bestimmen ; 

9.  die  Ertheilnng  des  vorgeschriebenen  Unterrichtes  zu  überwachen; 

10.  das  dienstliche  Verbalten  des  Lehrpersonales ;  die  Disciplin  in  den 
Schulen^  sowie  das  Betragen  der  Schuljugend  ausserhalb  der  Schule  zu  beauf- 
sichtigen ; 

11.  den  Lehrern  hinsichtlich  ihrer  AnitsfithroBg  die  thnnlichste  Unterstützung 
angedeihen  zu  lassen ; 

12.  Streitigkeiten  der  Lehrer  unter  einander  und  mit  der  Gemeinde  oder  mit 
einzelnen  Gemeindegliedem  ^soweit  sie  ans  den  Schulverhältnissen  erwachsen) 
nach  Thnnlichkeit  auszugleicnen,  sowie  das  Interesse  nnd  Ansehen  der  Schule 
und  der  Lehrer  in  jeder  Weise  mit  Sorgfalt  und  Umsicht  zu  stützen  ; 

13.  Auskünfte  und  Gutachten  an  die  Gemeindevertretung  und  die  vorgesetzten 
Behörden  zu  erstatten,  an  welche  derOrtsschulrath  auch  Anträge  zu  stellen  jeder- 
zeit berechtigt  ist. 

Die  Mitglieder  des  Ortschnlrathes  sind  berechtigt,  die  Schulen  zu  besuchen 
und  sich  von  dem  Zustande  derselben  Kenntniss  zu  verschaffen.  Die  Befugniss, 
etwa  nothwendige  Anordnungen  zu  treffen,  steht  jedoch  nicht  einem  einzelnen 
Mitgliede,  sondern  nur  dem  gesammten  Ortsschulrathe  zu. 

§.  8.  Von  der  Wirksamkeit  des  Ortsschulrathes  sind  die  mit  Lehrerbildungs- 
anstalten in  Verbindung  stehenden  Uebungsschulenausgenonmien;  nur  wo  sie  ganz 
oder  tbeilweise  auch  aus  Gemeindemitteln  erhalten  werden,  kommt  in  Bezng  auf 
dieselben  dem  Ortsschulrathe  die  im  §.  7  unter  1^6  und  13  bezeichnete  Wirk- 
samkeit zu. 

§.  9.  Die  Hitglieder  des  Ortsschulrathes,  dessen  Constituirung  sowohl  der 
Gemeindevertretung  als  dem  Bezirksschulrathe  anzuzeigen  ist,  wählen  aus  ihrer 
Mitte  mit  absoluter  Stinunenmehrheit  einen  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter 
anf  die  Daner  von  drei  Jahren. 

Ist  sowohl  der  Vorsitzende  als  auch  dessen  Stellvertreter  verhindert,  so  führt 
der  Aelteste  unter  den  Mitgliedern  des  Ortsschulrathes  den  Vorsitz. 

Der  Ortsschulrath  ist  das  bescbliessende  nnd  überwachende,  der  Vorsitzende 
das  vollziehende  Organ. 

§.  10.  Der  Ortsschulrath  versanunelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate  zu 
einer  ordentlichen  Sitzung.  Der  Vorsitzende  kann  aber  jederzeit  und  er  mnss, 
wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  eine  ausserordentliche  Versammlung  ein- 
bemfen. 

§.11.  Zur  BeschlnssflLhigkeit  des  Ortsschulrathes  wird  die  Gegenwart  der 
Mehrheit  seiner  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt 
ist,  die  Ausführung  von  Beschlüssen,  welche  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze 
zuwiderlaufen  oder  das  Interesse  der  Schule  gefährden,  einzustellen  und  den 
Gegenstand  an  den  Bezirksschulrath  zur  Entscheidung  zu  leiten.  Beschwerden 
gegen  Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Ortsschulrathes  gehen  an  den  Bezirks^ 
Bchnhrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Ortsschulrathe  einzubringen  und  haben  auf- 
schiebende Wirkung,  sofeme  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung  der  angefoch- 
tenen Entscheidung  geschieht. 

§.  12.  Kein  Mitglied  des  Ortsschulrathes  darf  an  der  Berathung  nnd  Abstim- 
mmig  von  Angelegenheiten  theilnehmen,  welche  seine  persönlichen  Interessen 
betreffen. 

§•  13.  In  Angelegenheiten,  die  so  dringlich  sind,  dass  weder  die  nächste 
ordenttiohe  Sitaang  abgewartet,  noch  eine  ausserordentliche  einberufen  werden 
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kann^  darf  der  Vorsitzende  selbstständig  Verfttgnngen  treffen;  er  muss  jedoch  ohne 
Verzug  und  spätestens  in  der  nächsten,  binnen  8  Tagen  anzaberanmenden  Sitzung 
die  Genehmigung  des  Ortsschulrathes  einholen. 

§.  14.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes  haben  auf  ein  Entgelt  ftbr  die  Be- 
sorgung der  Geschäfte  keinen  Anspruch. 

Für  die  damit  verbundenen  baren  Auslagen  wird  ihnen  der  Ersatz  aus 
Gemeindemitteln  geleistet. 

n.  Der  BessirksBchulrath. 

§.  15.  Die  nächst  höhere  Aufsicht  über  die  Volksschulen  wird  von  dem  Be- 
zirksschulrathe  geführt. 

§.  16.  Die  Schulbezirke  fallen  dem  Umfange  nach  mit  den  politischen  Bezir- 
ken zusammen. 

Städte,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  bilden  je  einen  beson- 
deren Schulbezirk. 

§.  17.  Der  Bezirksschulrath  besteht: 

aj  Aus  dem  Vorsteher  der  politischen  Bezirksbehörde  als  Vorsitzenden ; 

h)  aus  je  einem  Religionslehrer  jeder  im  Bezirke  vorhandenen  gesetzlich  aner- 
kannten, mehr  als  1000  Seelen  umfassenden  Glaubensgenossenschaft,  dessen 
Ernennung  dem  Landeschef  mit  Zustimmung  des  Landesausschusses  zukömmt ; 

cj  aus  zwei  Fachmännern  im  Lehramte,  welche  von  der  durch  den  Bezirkshaupt- 
mann zu  berufenden  Lehrerversammlung  des  Bezirkes  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit in  geheimer  Abstimmung  gewählt  werden ,  und  von  denen  einer 
der  etwa  im  Bezirke  vorhandenen  Lehrerbildungsanstalt,  oder  in  Ermanglung 
einer  solchen  einer  Mittelschule,  und  wenn  auch  keine  Mittelschule  vorhan- 
den ist,  einer  Bürgerschule  oder  wenigstens  einer  vierclassigen  öffentlichen 
Volksschule  angehören  mnss ; 

d)  aus  einer  Anzahl  von  Vertretern  der  sämmtlichen  dem  Bezirke  angehörenden 
Gemeinden,  welche  der  Anzahl  der  nach  Absatz  a)j  b)  und  cJ  in  den  Bezirks- 
schulrath eintretenden  Mitglieder  gleichkömmt.  Wählbar  sind  alle  Jene, 
welche  ftlhig  sind,  in  die  Gemeindevertretung  einer  im  Schulaufsichtsbezirke 
befindlichen  Gemeinde  gewählt  zu  werden. 

Der  Verlust  dieser  Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Bezirksschul- 
rathe  zur  Folge.  Jede  Gemeinde  des  Bezirkes  wählt  einen  Wahlmann.  Die  Wahl- 
männer treten  am  Hauptorte  des  Bezirkes  über  Einberufung  der  politischen 
Bezirksbehörde  zur  Wahl  der  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes  zusammen.  Die 
Wahl  erfolgt  durch  absolute  Stimmenmehrheit  unter  der  Leitung  des  Vorstehers 
der  politischen  Bezirksbehörde. 

Der  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  wird  aus  der  Mitte  des  Bezirksschulrathes 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gewählt. 

§.  18.  In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  habeui  treten  bei  der 
Zusammensetzung  des  Bezirksschulrathes  folgende  Abweichungen  von  den  im  §.  17 
ertheilten  Vorschriften  ein : 

aj  Vorsitzender  ist  der  Bürgermeister. 

hj  Jede  in  der  Stadt  vorhandene,  gesetzlich  anerkannte  Glanbensgenossenschaft 

wird  im  Bezirksschulrathe  durch  einen  vom  Landeschef  mit  Zustimmung  des 

Landesausschusses  zu  wählenden  Religionslehrer  vertreten. 
cj  Die  Lehrerversammlung  beruft  der  Bürgermeister  (§.  17  e^.  Diese  wählt  aus 

ihrer  Mitte  mit  absoluter  Stimmermehrheit  in  geheimer  Abstimmung  den 

Vertreter. 
dj  Die  Vertreter  der  Gemeinde  werden  von  sämmtlichen  wahlberechtigtem 

Gemeindemitgliedem  aus  den  zur  Gemeindevertretung  Wählbaren  in  einer 
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vom  Bürgermeister  zu  berufenden  Wahlversammlung  ohne  Bildung  von  Wahl- 
körpern mit  absoluter  Stimmenmehrheit  der  erschienenen  Wähler  in  geheimer 
Abstimmung  gewählt.  • 

Der  Verlust  der  Wählbarkeit  zur  Gemeindevertretung  zieht  den  Austritt  aus 
dem  Bezirksschulrathe  nach  sich. 

§.  19.  Der  Bezirksschulrath  in  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut 
haben,  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Ausschuss  von  fttnf  Mitgliedern,  worunter 
mindestens  zwei  aus  den  Vertretern  der  Gemeinde  (§.  IS  dj  zu  wählen  sind. 

Diesem  Ausschusse  kommen  sämmüiche  dem  Ortsschulrathe  in  diesem 
Gesetze  (§.  7)  zugewiesenen  Befugnisse  zu. 

§.  20.  Zur  Wahrnehmung  der  religiösen  Interessen  jener  Bezirksbewohner, 
deren  Glaubensbekenntnisse  keines  der  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes  ange- 
hört, wählt  der  Letztere  je  einen  Beirath  dieses  Bekenntnisses. 

§.  21.  Alle  nach  den  §§.  17,  18  und  20  stattfindenden  Ernennungen  und 
Wahlen  unterliegen  der  Bestätigung  des  Landeschefs  und  gelten  auf  drei  Jahre. 

§.  22.  Dem  Bezirksschulrathe  kommt  in  Bezug  auf  alle  öffentlichen  Volks- 
schulen und  die  in  dieses  Gebiet  gehörigen  Privatanstalten  und  Specialschulen, 
dann  ttber  die  Eindel'bewahranstalten  des  Bezirkes  das  Becht  und  die  Pflicht  zur 
Aufsicht,  Wahrung  und  Pflege  der  Interessen  der  Jugend  und  der  Lehrer,  über- 
haupt jener  Wirkungskreis  zu,  welcher  nach  den  Mheren  Vorschriften  den  poli- 
tischen Bezirksbehörden  und  den  geistlichen  Schuldistrictsaufsehem  zustand. 

Insbesondere  kommt  demselben  zu : 

1.  Die  Vertretung  der  Interessen  des  Schulaufsichtsbezirkes  nadh  Aussen, 
die  genaue  Evidenzhaltnng  des  Standes  des  Schulwesens  im  Bezirke,  die  Sorge 
Ittr  die  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1868,  Z.  48,  R.  G.  BL,  und  vom  14.  Mai 
1869,  Z.  62,  R.  G.  BL,  festgestellte  Ordnung  im  Schulwesen  und  die  möglichste 
Verbesserung  desselben  überhaupt  und  jeder  Schule  insbesondere ; 

2.  die  Sorge  fllr  die  Verlautbarung  der  in  Volksschulangelegenheiten  verfas- 
sungsmässig erlassenen  Gesetze  und  Anordnungen  der  höheren  Schnlbehörden, 
sowie  fllr  den  Vollzug  derselben ; 

3.  die  Leitung  der  Verhandlungen  über  die  Regulirung  und  Erweiterung  der 
bestehenden,  sowie  über  die  Errichtung  neuer  Schulen,  die  Entscheidung  in  erster 
Instanz  ttber  Ans-  und  Einschulungen,  die  Oberaufsicht  über  die  Schulbauten,  in- 
Boferne  sie  nicht  aus  Landesmitteln  bestritten  werden,  und  über  die  Anschaffung 
der  Erfordernisse  für  die  Localitäten  der  Volksschulen ,  die  Richtigstellung  und 
Bestätigung  der  Schulfassionen ; 

4.  die  Ausübung  des  Tutelrechtes  des  Staates  ttber  die  LocalschuKbnde  und 
Schulstiftungen,  insofeme  dazu  nicht  besondere  Organe  bestimmt  sind,  oder  diese 
Wirksamkeit  einer  höheren  Behörde  vorbehalten  ist; 

5.  der  Schutz  der  Schulen  und  der  Lehrer  in  allen  ökonomischen  und  polizei- 
lichen Beziehungen,  die  Entscheidung  in  erster  Instanz  Über  die  Beschwerden  in 
Angelegenheiten  der  Gehalte  (Dotationen),  der  Versorgungsgebtthren,  insofern 
diese  Versorgungsgebühren  nicht  aus  Staats-  oder  Landesmitteln  zu  leisten  sind, 
der  Lehrmittel  und  der  Schul  voran  schlage  (§.  41  des  Gesetzes  über  die  Errich- 
tung und  Erhaltung  der  öffentlichen  Volksschulen) ; 

6.  die  Anwendung  der  Zwangsmittel  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen ; 

7.  die  provisorische  Besetzung  der  an  den  Schulen  erledigten  Dienststellen; 

8.  die  Untersuchung  der  Disciplinarfehler  des  Lehrpersonales  und  anderer 
Gebrechen  der  Schulen,  und  die  Entscheidung  darttber  in  erster  Instanz  oder 
nach  Erfordemiss  die  Antragstellung  an  den  Landesschulrath ; 

9.  die  Beförderung  der  Fortbildung  der  Lehrer,  Veranstaltung  der  Bezirks- 
lehrerconferenzen  und  Aufsicht  ttber  die  Schul-  und  Lehrerbibliotheken; 
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10.  die  Ausstellnng  der  VerwendmigBzeiigniBse  an  Lehrer; 

11.  die  Anordnungen  zur  Coustituirung  der  Ortsschnlrätbe  und  die  Förderung 
und  Ueberwachung  der  Wirksamkeit  derselben  (§§.  4,  5,  6  und  11); 

*  1 2.  die  Veranlassungen  ausserordentlicber  Inspectionen  der  Schulen ; 

13.  die  nach  Anhörung  des  Ortsscbnlrathes  vorzunehmende  Festsetzung  des 
den  Ortsverhältnissen  angemessenen  Zeitpnnctes  fUr  die  gesetzlichen  Ferien  bei 
den  Volksschulen ; 

14.  die  Erstattung  von  Auskünften,  Gatachten,  Anträgen  und  periodischen 
Schulberichten  an  die  höheren  Schulbehörden. 

§.  23.  Der  Bezirksschulrath  yersammelt  sieh  wenigstens  einmal  im  Monate 
zur  ordentlichen  Berathung.  Der  Vorsitzende  kann  nach  Bedarf  und  muss  auf 
Antrag  zweier  Mitglieder  binnen  acht  Tagen  eine  ausserordentliche  Versammlung 
einberufen. 

Alle  Angelegenheiten,  rllcksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treflfen,  ein 
Gutachten  oder  ein  Antrag  zu  erstatten  ist,  werden  collegialisch  behandelt. 

§.  24.  Zur  Beschlussfähigkeit  wird  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  Mit- 
glieder erfordert 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt 
ist,  die  Ausführung  von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze  zuwider- 
laufen, einzustellen  und  darüber  die  Entscheidung  des  Landesschulrathes  ein- 
zuholen, was  sofort  zu  geschehen  hat. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten,  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen,  hat  dasselbe  nicht  theiiznnehmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bezirksschulrathes  gehen  an  den 
Landesschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Bezirkspchulrathe  einzubringen  und 
haben  aufschiebende  Wirkung,  sofeme  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung 
der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  25.  In  dringlichen  Fällen  (§.  14)  kann  der  Vorsitzende  auch  rttcksichtlich 
derjenigen  Angelegenheiten,  welche  collegialisch  zu  behandeln  sind,  unmittelbare 
VeriUgungen  treffen,  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  spätestens  in  der  nächsten 
Sitzung  die  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  einholen. 

§.  26.  Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  ernennt  fUr  jeden  Bezirk  einen 
Schnlinspector,  und  da,  wo  besondere  Umstände  es  nöthig  machen,  auch  mehrere 
Schulinspectoren. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Grundlage  eines  Temavorschlages  des  I/andes- 
schulrathes  für  die  Dauer  von  sechs  Jahren. 

Wird  der  Bezirksschulinspector  nicht  ohnehin  dem  Bezirksschulrathe  entnom- 
men, so  tritt  er  kraft  seiner  Ernennung  als  ordentliches  Mitglied  in  denselben. 

Die  Beaufsichtigung  des  Religionsunterrichtes  steht  der  kirchlichen  Ober- 
behörde zu ;  das  dem  Staate  im  §.  1  und  2  des  Reichsgesetzes  vom  25.  Mai  1 868, 
Z.  48,  R.  0.  Bl.,  gewahrte  Oberaufsichtsrecht  über  den  Religionsunterricht  wird 
durch  den  Bezirksschulinspector  ausgeübt. 

§.  27.  Volksschuldirectoren  und  Lehrer,  welche  den  Unterricht  in  einer 
Schulclasse  zu  ertheilen  haben,  können  zu  dem  Amte  eines  Bezirkschulinspeetors 
nur  mit  Zustimmung  der  betreffenden  Sehulgemeinde  berufen  werden. 

In  diesem  Falle  wird  ihnen  nach  Erfordemiss  auf  die  Dauer  ihrer  Function 
zu  der  zeitweise  noth  wendigen  Aushilfe  bei  dem  Unterrichte  an  der  eigenen  Schale 
ein  Personalnnterlehrer  auf  Kosten  des  Normalschulfondes  beigegeben. 

§.  28.  Der  Bezirksschulinspector  ist  zur  periodischen  Inspection  und  Visi^ 
tation  der  Schulen  berufen.  Er  ist  berechtigt,  in  didactisch-pädagogiachen  Gegen- 
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ständen  Rathscbläg^  zu  geben  und  den  in  dieser  Beziehung  wahrgenommenen 
Uebelständen  an  Ort  und  Stelle  durch  mündliche  Weisungen  abzuhelfen.  Auch 
kommt  ibm  die  Leitung  der  Bezirkslehrerconferenzen  zu. 

Bei  dem  Besuche  der  ihm  zugewiesenen  öffentlichen  Schulen  hat  der  Bezirks- 
schnlinspector  vorzugsweise  seine  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten  : 

1 .  auf  die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  bei  Aufnahme  und  Ent- 
lassung der  Kinder ; 

2.  auf  die  Tüchtigkeit,  denFleisS;  tlberhaupt  auf  das  dienstliche  Verhalten  der 
Lehrer^  und  auf  die  in  der  Schule  herrschende  Disciplin,  Ordnung  und  Rein- 
lichkeit; 

3.  auf  die  Einhaltung  des  Lehrplanes,  auf  die  Unterrichtsmethode,  auf  die 
Fortschritte  und  Leistungsfähigkeit  der  Kinder  im  Allgemeinen  und  in  den  einzel- 
nen Fächern  insbesondere ; 

4.  auf  die  eingeführten  Lehrmittel  und  Lehrbehelfe  und  die  innere  Einrieb 
tnng  der  Schule ; 

5.  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Schule,  insbesondere  auf  die  Besol- 
dung der  Lehrer;  auf  die  pUuctliche  Bezahlung  derselben,  sowie  auf  die  etwaigen 
Nebenbeschäftigungen  der  Lehrer. 

Beim  Besuche  der  Privat-,  Schul-  und  Erziehungsanstalten  hat  der  Bezirks- 
scbnlinspector  darauf  zu  sehen,  ob  dieselben  den  Bedingungen,  unter  denen 
sie  errichtet  wurden,  entsprechen  und  die  Grenzen  ihrer  Berechtigung  nicht  über- 
schreiten. 

§.  29.  Die  Bezirksschulinspectoren  haben  über  ihre  Wirksamkeit  Berichte  an 
den  Beftirksschulrath  unter  Beiftigung  der  erforderlichen  Anträge  und  Anzeige  der 
an  Ort  und  Stelle  ertheilteu  Weisungen  zu  erstatten.  Diese  Berichte  sind  sammt 
den  darüber  gefasstcn  Beschlüssen  dem  Landesschulrathe  vorzulegen,  welcher 
auf  dieselben  auch  bei  den  an  den  Minister  itlr  Cultus  und  Unterricht  zu  erstat- 
tenden Schulberichteu  die  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen  hat. 

§.  30.  Die  Beiräthe  des  Bezirksschulrathes  (§.  20)  sind  berechtigt,  die 
im  Bezirke  etwa  vorhandenen  Schulen  ihrer  Confession,  um  von  deren  Zustande 
Kenntniss  zu  nehmen,  zu  besuchen,  den  periodischen  Inspectionen  und 
Visitationen  derselben  durch  den  Bezirksschulinspector  beizuwohnen,  die  ge- 
machten Wahrnehmungen  dem  Bezirksschulrathe  anzuzeigen  und  an  denselben 
auch  Anträge  inr  Verbesserung  *  dieser  Schulen  zu  stellen.  Sie  sind  vom  Bezirks- 
schulrathe in  allen  einschlägigen  Fragen  einznvemehmen  und  nehmen  an  den  Ver- 
handlungen mit  berathender  Stimme  Theil. 

§.31.  Dem  Bezirksschulrathe  und  den  Bezirksschulinspectoren  kommt  das 
Prädicat  „kaiserlich-königlich^  zu. 

Der  Vorsitzende  vertheilt  die  einlangenden  Geschäftsstücke  behufs  deren 
Bearbeitung  an  die  Mitglieder  und  besorgt  mit  Benützung  der  Arbeitskräfte  der 
k.  k.  Bezirksbehörde  die  laufende  Geschäftsführung. 

Die  Kanzleierfordemisse  besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  wird  dem  Bezirks- 
schulrathe das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige- 
geben und  der  Aufwand  ftir  Kanzleierfordemisse  aus  Gemeindemitteln  bestritten. 

Die  Bezirksschulinspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen  Schul- 
inspeetioueu  und  Visitationen  einen  Reisekosten-  und  Diätenpauschalbetrag  aus 
Staatsmitteln. 

» 

ni.  Der  LandesBchnlrath. 

§.  32.  Die  oberste  Schulaufsichtsbehörde  im  Lande  ist  der  k.  k.  Landes- 
schulrath.    Demselben  unterstehen : 
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1.  Die  dem  Wirkungskreise  der  Bezirksschalräthe  zugewiesenen  Schul-  und 
Erziehungsanstalten ; 

2.  die  Bildungsanstalten  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Volksschulen  sammt 
den  zu  denselben  gehörigen  Uebungsschulen ; 

3.  die  Mittelschulen  (Gymnasien,  Realgymnasien  und  Realschulen),  sowie  alle 
in  das  Gebiet  derselben  fallenden  Privat-  und  Speciallehranstalten,  sofern  diese!* 
ben  unter  der  obersten  Leitung  und  Aufsicht  des  Unterrichtsministeriums  stehen. 

§.  33.  Der  Landesschulrath  besteht : 

1.  Aus  dem  Landeschef  oder  dem  von  ihm  bestimmten  Stellyertreter  als  Vor- 
sitzenden ; 

2.  aus  zwei  Abgeordneten  des  Landesausschusses ; 

3.  aus  einem  Abgeoreneten  der  Gemeindeyertretung  der  Landeshauptstadt 
Troppau ; 

4.  aus  einem  Referenten  fUr  die  administrativen  und  Oconomischen  Schul- 
angelegenheiten und  für  Schnlstatistik ; 

5.  aus  den  Landesschulinspectoren ; 

6.  aus  zwei  katholischen  und  einem  evangelischen  Geistlichen ; 

7.  aus  einem  Bekenner  des  israelitischen  Glaubens; 

8.  aus  zwei  Mitgliedern  des  Lehrstandes. 

§.34.  Die  im  §.33  unter  Z.  4,  5,  6,  7  und  8  erwähnten  Mitglieder  desLandes- 
schulrathes  werden  vom  Kaiser  auf  Antrag  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht, 
der  sich,  soweit  die  Ernennung  der  geistlichen  Mitglieder  in  Frage  kommt,  mit 
den  betreffenden  kirchlichen  Oberbehörden,  und  in  Bezug  auf  die  Ernennung  des 
administrativen  Referenten  mit  dem  Minister  des  Innern  ins  Einvernehmen  zu 
setzen  hat,  ernannt. 

Die  Fnnctionsdauer  der  im  §.  33,  Z.  2,  3,  6,  7  und  8,  erwähnten  Mitglieder 
des  Landesschulrathes  beträgt  sechs  Jahre. 

Die  Mitglieder  des  Lehrstandes  erhalten  eine  Functionsgebtthr  aus  Staats- 
mitteln. 

§.  35.  Der  Landesschulrath  hat  in  den  Angelegenheiten  der  ihm  unterstehen- 
den Schulen  den  früheren  Wirkungskreis  der  politischen  Landesstelle  und  unbe- 
schadet der  den  kirchlichen  Oberbehörden  im  Gesetze  vom  25.  Mai  1868,  R.O.BL 
Nr.  48,  vorbehaltenen  Rechte  —  den  der  kirchlichen  Oberbehörden  und  geist- 
lichen Schulenoberaufseher. 

Ausserdem  kommt  dem  Landesschulrathe  zu : 

1.  Die  Ueberwachung  der  Bezirks-  und  Ortsschulräthe,  die  Aufsicht  und 
Leitung  der  Lehrerbildungsanstalten  und  der  zu  denselben  gehörigen  Uebungs- 
schulen ; 

2.  die  Bestätigung  der  Directoren  und  Lehrer  an  aus  Gemeindemitteln  erhal- 
tenen Mittelschulen  unter  Wahrung  der  den  Gemeinden,  Corporationen  und  Privat- 
personen zustehenden  speciellen  Rechte ; 

3.  die  Begutachtung  von  Lehrplänen,  Lehrmitteln  und  Lehrbüchern  fttr  Mittel- 
schulen und  Fachschulen ; 

4.  die  Erstattung  von  Jahresberichten  über  den  Zustand  des  gesammten 
Schulwesens  im  Lande  an  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht,  von  dem 
jedesmal  eine  Abschrift  der  Landesvertretung  mitzutheilen  ist. 

§.  36.  Die  Sitzungen  des  Landesschulrathes  sind  entweder  ordentliche  oder 
ausserordentliche.  Eine  ausserordentliche  Sitzung  kann  der  Vorsitzende  jederzeit, 
und  muss  eine  solche,  wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  anordnen. 

Angelegenheiten,  rttcksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  oder  ein  Gut- 
achten oder  ein  Antrag  an  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  zu  erstatten 
ist,  werden  collegialisch  behandelt,  alle  anderen  unter  der  eigenen  Verantwortung 
des  Vorsitzenden  erledigt,  welcher  in  jeder  Sitzung  die  in  der  Zwischenzeit  getroffe- 
nen Verfügungen  dem  Landesschulrathe  mitzutheilen  hat 
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Der  Landesschnlrath  kann  sich  fttr  einzelne  Angelegenheiten  durch  Fach- 
männer verstärken^  welche  der  Sitzung  mit  berathender  Stimme  beiwohnen. 

§.  37.  Zur  Beschlussfähigkeit  des  Landesschulrathes  wird  die  Anwesenheit 
der  Mehrheit  der  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  Stimmeni^ehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleich- 
heit entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt  ist,  die  Ausführung 
von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  gegen  die  bestehenden  Gesetze  Ver- 
stössen würden,  einzustellen,  und  darüber  die  Entscheidung  des  Ministeriums 
fttr  Cultus  und  Unterricht  einzuholen. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten,  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen,  hat  dasselbe  nicht  theilzunehmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Landesschulrathes  gehen  an  das 
Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht.  Sie  sind  beim  Landesschulrathe  einzubrin- 
gen, und  haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröff- 
nung der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  38.  In  dringlichen  Fällen  (§.  14)  kann  der  Vorsitzende  auch  rücksichtlich 
deijenigen  Angelegenheiten,  welche  collegialisch  zu  behandeln  sind  (§.36),  unmit- 
telbare Verfügungen  treffen ;  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  spätestens  in  der 
nächsten  Sitzung  die  Genehmigung  des  Landesschulrathes  einholen. 

§.  39.  Den  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  didactisch-pädagogischen  Angele- 
genheiten der  Schulen  durch  periodische  Inspectionen,  Leitung  der  Prüfungen, 
Ueberwachung  der  Wirksamkeit  der  Schuldirectionen ,  sowie  der  Orts-  und 
BezirksBchulräthe  u.  s.  f.  zu  üben,  sind  zunächst  die  Landesschulinspectoren 
berufen,  denen  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  die  erforderlichen  Dienst- 
instmctionen  ertheilt.  Der  Landeschef  kann  jedoch  für  einzelne  Fälle  Functionen 
dieser  Art  auch  anderen  Mitgliedern  des  Landesschulrathes  übertragen.  Die 
Inspectoren  erstatten  über  diese  ihre  Wirksamkeit  an  den  Landesschnlrath 
Berichte,  welche  dieser  unter  Anzeige  der  darüber  gefassten  Beschlüsse  und 
getroffenen  Verfügungen  dem  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  vorzulegen  hat 

Die  Landesschulinspectoren  sind  verpflichtet,  auf  erhaltenen  Auftrag  auch 
direct  an  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  berichten. 

§.  40.  Der  Vorsitzende  des  Landesschulrathes  vertheilt  die  Geschäfte  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  und  führt  die  Beschlüsse  aus. 

Die  erforderlichen  Hilfsarbeiter  und  Eanzleierfordemisse  werden  von  der 
politischen  Landesstelle  beigegeben. 

SchluBsbestimmung. 

§.  41.  Sobald  der  Landesschnlrath,  die  Bezirks-  und  Ortsschulräthe  consti- 
tuirt  sind,  haben  die  neuen  Organe  die  ihnen  durch  dieses  Gesetz  zugewiesenen 
Geschäfte  zu  übernehmen. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Stremajr  m.  p. 
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Nr.  74. 

Gesetz  vom  28.  Februar  1870, 

wirksam  für  das  Herzogthum  Ober-  und  Niederschleslen, 

betreffend  die  £rrichtung^  den  Besuch  und  die  Erhaltung  der  öffentlichen 

Volksschulen. 

Mit  Zastimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthnmes  Ober-  and  Nieder- 
Schlesien  finde  leb  anzuordnen,  wie  folgt: 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Gründung  und    Einrichtung   öffentlicher  Volksschulen. 

§.  1.  Eine  öfTentliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  flinQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  halbe  Meile 
entfenite  Schule  besuchen  müssen.  (§.  59  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Der  Inbegriff  der  zu  demselben  Schulorte  eingeschulten  Gemeinden  oder 
Tbeile  derselben  bildet  die  Schulgemeinde. 

§.  3.  Wo  innerhalb  der  Schulgemeinde  die  örtlichen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zugang  zu  einer  Schule  ftlr  mehr  als  fünfzehn 
Kinder  erheblich  erschweren,  ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu  passen- 
den Station  wenigstens  ftlr  die  ungünstige  Jahreszeit  zu  exponiren,  oder  im  aus- 
sersten  Falle  wenigstens  dreimal  in  der  Woche  zum  Excurrcndo-Unterrichte  an 
eine  solche  Station  zu  entsenden.  Die  Expositur  oder  Excurrendo-Station  bildet 
einen  Theil  jener  Schule,  an  welcher  der  betreffende  Unterlehrer  angestellt  ist. 

§.  4.  Sobald  die  im  §.  3  erwähnte  Verhinderung  des  Schulbesuches  sich  auf 
mindestens  vierzig  Kinder  erstreckt,  ist  die  Expositur  oder  Excurrendo-Station 
durch  eine  selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.  ö.  Soweit  es  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist  auch  besonders  in  den 
bevölkerten  Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den 
Geschlechtem  und  die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzustreben.  Dieselbe 
muss  überall  da  erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlich  erforderlichen  Lehrkräfte 
(§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  sechs  übersteigt. 

§.  6.  In  jeder  Stadt  mit  einem  eigenen  Gemeindestatnte  und  ausserdem  im 
Gebiete  jedes  politischen  Bezirkes  ist  mindestens  eine  Bürgerschule  (§.  17,  R.  G. 
vom  14.  Mai  1869)  zu  errichten. 

§.  7.  Die  Schnlbehörden  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§.  1,6, 11),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  unnöthigen  Aufschub 
errichtet  und  hierbei  alle  Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen  Bestände 
derselben  sichergestellt  werden. 

§.  8.  Alle  ftlr  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  vom  Bezirksschulrathe  zu  entsendende  Comuiissiou 
unter  Zuziehung  aller  Betheiligten  und  erforderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines 
festzustellen ;  das  CommissionsprotokoU  bildet  die  Grundlage  der  weitereu  Ent- 
scheidungen. 

§.  9.  Die  Vervielftiltigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der 
zweckmässigen  Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen 
Schulen  (§§.  1,  6,  11)  bewilligt  werden. 
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§•  10.  Kinder,  welche  ausserhalb  der  Schulgemeinde  wohnen,  dürfen  nur  in 
soweit  Aninahme  finden,  als  dadurch  keine  Ueberflillnng  der  Lehrzimmer  herbei- 
geHlhrt  wird. 

Das  Gleiche  gilt  rttckBichtlich  der  Aufnahme  jener  Kinder,  welche  das  sechste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  Bewillignng  der  Ortsschnlbehörde  znm 
Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.11.  Eine  Schnie,  welche  bereits  durch  fünf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstafen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war,  ist 
nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  12.  Das  Schulhaus  soll  auf  einem  trockenen  Platze  und  wo  möglich  in  der 
Mitte  der  Schulgemeinde  stehen.  Bei  der  Auswahl  der  Baustelle  sind  geräusch- 
volle Plätze  und  Strassen,  sowie  die  Nähe  lärmender  oder  solcher  Gewerbe,  welche 
einen  unangenehmen  oder  gesundheitsnachtheiligen  Geruch  verbreiten,  die  Nach- 
barschaft von  Sümpfen  oder  anderen  Gewässern  u.  dgl.  zu  vermeiden.  Ebener- 
dige Schulgebäude  müssen  mindestens  zwei  Schuh  über  dem  Niveau  der  Strasse 
eiioben  und  ihre  Fenster  so  angebracht  werden,  dass  die  Aufmerksamkeit  der 
Kinder  nicht  durch  Vorgänge  ausserhalb  des  Hauses  abgelenkt  werde.  Auch  soll 
mit  einem  Schulhause  kein  Zinshaus  in  Verbindung  gebracht  werden. 

§.  1 3.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  für  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  18ü9). 
Sie  müssen,  bei  einer  Höhe  von  mindestens  12  Schuh,  für  jedes  Kind  einen 
Flächenraum  von  6  Quadratschuhen  besitzen,  nebstbei  aber  ausreichenden  Platz  für 
das  Lehrpalt  und  einen  Kasten,  flir  die  Schultafel  und  ftlr  freie  Zugänge  zu  den 
Bänken  darbieten,  wobei  auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schülern 
Bedacht  zu  nehmen  ist. 

In  hoch  gelegenen,  besonders  allseitig  freistehenden  Schulhäusem  kann 
eine  Reduction  der  Höbe  bis  zu  10  Schuh  zugelassen  werden.  Alle  Lehrziui- 
mer  müssen  gehörig  licht  sein  und  eine  entsprechende  Ventilation  besitzen ;  mit 
der  Wohnung  des  Lehrers  dürfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  stehen. 

§.  14.  Die  Schalbänke  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  und 
Grösse  der  Kinder  jedes  Lehrzimmers  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  •—  Alle  Pultbänke 
sind  mit  RUcklehnen  zu  versehen  und  so  einzurichten,  dass  die  Fttsse  der  Schul- 
kinder entweder  auf  dem  Fussboden  oder  auf  angebrachten  schmalen  Brettern 
aufstehen. 

Die  Sitzbänke  müssen  so  aufgestellt  werden,  dass  alles  Hauptlicht  von  der 
linken  Seite  oder  Rückseite  einfällt,  und  dass  die  Schüler  gegen  eine  fensterlose 
Wand  sitzen,  vor  welcher  die  Schultafel  und  das  Lehrerpult  angebracht  sind. 

§.  15.  Die  Stiegenhiiuser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  nnd  licht,  die 
Stiegen  und  Gänge  mindestens  6  Schuh  breit  sein,  und  erstere  nie  mit  Spitz- 
stnfen  constmirt  werden.  Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen,  Gänge 
and  SchuIIocalitäten  davon  nicht  belästigt  werden. 

Jedes  Schulhaus  soll  einen  gedeckten  Turnplatz  besitzen,  und  mit  dem 
nöthigen  Trink-  und  Nutzwasser  versehen  werden. 

§•16.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Schulgebäude 
und  ihrer  Theile,  sowie  über  die  erforderlichen  Schuleinrichtungen  werden  in 
einer  Verordnung  festgestellt,  welche  vom  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  nach 
Einvernehmung  der  Landesschulbehörde  erlassen  wird.  Diese  Verordnung  normirt 
auch  die  Modalitäten,  unter  denen  die  technischen  Organe  der  politischen  Behör- 
den oder  der  Landesvertretung  bei  Approbirung  und  Ausführung  der  Baupläne, 
Beschaffung  der  Schuleinrichtung,  Ueberwaohnng  des  zweckentsprechenden  Zu- 
standes  der  Gebäude  und  ihrer  Einrichtung  zu  interveniren  haben. 
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§.  17.  Die  Auslagen  ftlr  Beheizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Schul- 
localitäten  sind  dem  Flächenraume.  kubischem  Inhalte  und  der  Lage  derselben 
anzupassen  und  ist  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  ein  Minimum  festzustellen. 

§.  18.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  für  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Glassen  gesondert  oder  mit  den  Mädchen  vereint,  darf 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  19.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministers  fttr  Cultus  und  Unterricht,  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  zu  den  nothwendigen  Schulen  (§.  1,  6,  11)  gehört. 

n.  Abschnitt. 

Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschule. 

§.  20.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  nimmt  die  Ortsschulbehörde 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Älter  stehenden  Kinder  der  Schul- 
gemeinde ohne  Unterschied  ihrer  Confession  und  Heimatsberechtigung  vor. 

Wer  ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht,  oder  bezüglich  desselben  eine 
unwahre  Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  ein  bis  zwanzig  Gulden  zu 
belegen  oder  im  Falle  der  Unvermögenheit  mit  Einschliessung  auf  einen  bis  vier 
Tage  zu  bestrafen. 

§.  21.  Kinder,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können  oder  zu  Hause  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich  befin- 
den, sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  sofort  der 
Bezirksschulbehörde  vorzulegen  ist. 

§.  22.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg- 
werken und  sonstigen  Unternehmungen  beschäftigt  sind,  und  an  einer  von  den 
betreffenden  Fabriksherm,  Bergwerksinhabem  oder  Unternehmern  gegründeten 
und  erhaltenen  Fabriksschnle  den  Unterricht  geniessen. 

§.  23.  Der  Bezirksschulbehörde  steht  es  zu,  tlber  jene  Thatsachen,  welche 
die  in  §§.  21  und  22  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  allgemeinen  Volksschule 
befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  24.  Sind  Kinder,  bezüglich  deren  ein  Befreiungsgrund  (§§.  21,  22)  nioht 
eintritt,  binnen  der  ersten  vierzehn  Tage  des  Schuljahres  in  eine  öffentUche  Volks- 
schule nicht  aufgenommen,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  die  Eltern  oder  deren 
Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern.  Wenn  sie  nicht  binnen  drei  Tagen  die 
Aufnahme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Volksschule  bewerkstelligen,  so  ver- 
fallen sie  in  eine  Geldstrafe,  welche  zwischen  ein  und  fünf  Gulden  zu  bemessen, 
im  Falle  der  Unvermögenheit  aber  in  Einschliessung  von  höchstens  vierund- 
zwanzig Stunden  umzuwandeln  ist. 

§.  25.  Wenn  der  Ortsschulbehörde  während  des  Schuljahres  die  Uebersied- 
lung  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  eine  andere  Schul- 
gemeinde  bekannt  wird,  hat  sie  die  Mittheilung  hierüber  an  die  betreffende  Orts- 
schulbehörde zu  richten.  Erhält  sie  Kenntniss  von  der  Uebersiedlung  eines  schul- 
pflichtigen Kindes  aus  einem  anderen  in  die  eigene  Schulgemeinde,  so  hat  sie 
dasselbe  sofort  in  das  Verzeichniss  der  schulpflichtigen  Kinder  aufzunehmen  und 
nach  den  §§.  21 — 24  dieses  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  26.  Die  Ortsschulbehörde  prüft  halbmonatlich  die  Säumnissverzeichnisse 
der  Schule  und  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  Nachlässigkeit 
der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe,  wie  bei  gänz- 
lich verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigen,  nicht  gesetzlich  befreiten 
Kindes  in  die  öffentliche  Volksschale  (§.  24).  Nicht  gehörig  entschuldigte  Schul- 
verSäumnisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleichzuhalten. 
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§•  27.  DaB  StrafauBinass  kann  bis  za  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einschlies- 
sung^gehen,  wenn  die  Eltern  das  Versänmniss  in  gewinnsüchtiger  Absicht  herbei- 
führten. 

§.  28.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Straf  au  smasses  statt,  wenn  die 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  bezüglich  einer  schuldbaren  Vernachlässigung 
des  Schulbesuches  (§§.  24^  26)  der  Kinder  rückfällig  erscheinen.  In  diesem  Falle 
kann  das  Strafausmass  bis  zu  zwanzig  Gulden  oder  einer  viertägigen  Einschlies- 
sung  gehen.  Erhalten  solche  Eltern  aus  der  Armeneasse  oder  aus  sonstigen 
Wohlthätigkeitsanstalten  eine  Unterstützung,  so  kann  ihnen  dieselbe  von  der 
betreffenden  Behörde  zeitweilig  entzogen  werden. 

§.  29.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen  u.  s.  w.,  welche  die  bei 
ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten,  ver- 
fallen in  die  in  den  §§.  24  und  26 — 28  bezeichneten  Strafen. 

§.  30.  Die  Löschung  aus  der  Liäte  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 
dann,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeugniss  einer 
öffentlichen  Volksschule  nachgewiesen  erscheint  (§§.  21  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869). 

§.  31.  Von  der  Beibringung  des  oben  erwähnten  Zeugnisses  sind  Kinder 
befreit;  welche  sich  in  dem  bezeichneten  Termine  an  einer  höheren  Schule  befin- 
den, und  solche,  deren  geistiger  oder  körperlicher  Zustand  erwiesener  Massen  die 
Erreichung  des  Zieles  der  Volksschule  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  32.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(§.  31)  Kinder  vor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schule  ferne  halten, 
unterliegen  denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen»  wie  solche  für  Vernach- 
lässigung des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  der  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen 
u.  dgl.,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  vom  Schulbesuche  abhalten. 

§.  33.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  20,  24,  26,  27,  28,  29  und  32  ange- 
drohten Strafen  kommt  nach  möglichst  kurzer  protokollarischer  Vernehmung  der 
Betheiligten  der  Ortsschulbehörde  zu,  gegen  deren  Erkenntnisse  die  Berufung 
binnen  vierzehn  Tagen  an  den  Bezirksschulrath  und  eventuell  an  den  Landes- 
schnlrath  offen  steht. 

§.  34.  Securse  gegen  Entsclieidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben,  soweit  sie 
nicht  gegen  Strafverftlgungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  35.  Gegen  Eltern  und  Vormünder,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen 
beharrlich  ihren  Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  oder 
Pflegebefohlenen  nicht  nachkommen,  ist  das  Verfahren  nach  den  Bestimmungen 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Rückfalle  des  Rechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt 
werden. 

Dritter  Abschnitt. 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulwesen. 

§,  36.  Zur  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  (§§.  1, 
6,  1 1)  hat  zunächst  die  Schulgemeinde  (§.  2)  unter  Aufrechthaltung  zu  Recht 
bestehender  Verbindlichkeiten  und  Leistungen  dritter  Personen  oder  Corpora- 
tionen  das  Erforderliche  aufzabringen. 

§.  37.  Nur  jenen  Verpflichtungen,  welche  dem  noch  fortbestehenden  Schul- 
patronate  ankleben,  kann  der  verfttgungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch 
einfache  Verzichtleistung  auf  das  Schulpatronat  sich  entschlagen ;  die  mit  dem- 
selben verbundenen  Rechte  gehen  sodann  auf  die  Schulgemeinde  über. 
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§.  38.  Findet  die  Scbnlgemeinde  die  Aufbebnng  eines  noch  bestehenden 
Schnlpstronats  unter  Uebernähme  der  sämmtlichen  Patronatslasten  wttnschens- 
werth  und  ist  eine  gütliche  Verständigang  mit  dem  Berechtigten  nicht  zu  erzielen, 
80  kann  die  Aufbebnng  des  Patronats  durch  ein  Landesgesetz  ausgesprochen 
werden. 

§.39.  Die  Erfordernisse  der  Errichtung,  Erhaltung  und  Herstellung  der  Schul- 
gebäude, Schulgärten,  Turnplätze  und  Lehrerwohnnngen,  der  Einrichtung,  Säu- 
berung, Beleuchtung  und  Beheizung  der  Schullocalitäten  hat  die  Schulgemeindc 
zu  tragen;  rttcksichtlich  der  Dotation  der  Lehrer  und  der  sonstigen  Schnierforder- 
nisse  hat  dieselbe  bei  streng  nachgewiesener  Unzulässigkeit  ihrer  Mittel  einen 
Anspruch  auf  Beihilfe  aus  Landesmitteln  (§.  49). 

§.  40.  Der  Bezirksschulrath  bestimmt  in  allen  Gemeinden  des  politischen 
Bezirkes,  auf  Grund  von  Erhebungen  eigener  Commissionen  (§.  8)  nach  Anhörung 
sämmtlicher  Betheiligten  die  Abgränzung  und  Gruppirung  der  Schulgemcinden, 
und  stellt  beztiglich  derjenigen  Orte,  in  denen  die  gesetzliche  Verpflichtung  zur 
Errichtung  einer  neuen  Schule  eintritt  (§.  1),  die  Erfordernisse  der  Errichtung  fest 

§.  41 .  Die  Voranschläge  für  die  gesammten  Schulerfordemisse  (§.  39)  rttek* 
sichtlich  schon  bestehender  Schulen  werden  vom  Ortsschulrathe  verfasst. 

Die  Feststellung  dieser  Voranschläge  und  die  Prüfung  der  Rechnungen 
gebtthrt  der  Gemeindevertretung  des  Schulortes,  und  falls  eine  oder  mehrere 
Gemeinden  ganz  oder  theilweise  eingeschult,  der  Gemeindevertretung  des  Schul- 
ortes unter  Zuziehung  derjenigen  Gemeindevertreter,  welche  den  eingeschulten 
Gemeinden  oder  Theilen  von  Gemeinden  angehören.  Diese  Versammlung  wird 
vom  Gemeindevorsteher  des  Schulortes  unter  dessem  Vorsitze  berufen. 

Wenn  die  Gemeindevertretung  begründete  Anforderungen  des  Ortsschnirathes 
nicht  bewilligt,  so  entscheidet  hiertiber  der  Bezirksschulrath  und  in  höherer  Instanz 
der  Landesschulrath. 

§.42.  Zur  Bestreitung  des  Schulaufwandes  wird  am  Schulorte  ein  Loc-alschul- 
fond  gegründet^  welcher  von  der  Gemeinde  des  Schulortes  gegen  Rechnungs- 
legung verwaltet  wird. 

In  denselben  haben  zu  fliessen: 
a)  Die  ftlr  Schnlzwccke  gemachten  Geschenke  und  Vermächtnisse  mit  Aufrecht- 
haltung  ihrer  etwaigen   speciellen  Bestimmung^   soweit  dieselbe  mit  dem 
Schulzwecke  vereinbar  ist; 
h)  die  Einkünfte  der  Schulwirthschaften  (§.  43) ; 

c)  das  Schulgeld ; 

d)  die  Gemeindeumlagen  Hlr  Schulzwecke  und  andere  besondere  Einnahmen. 
Die  Anweisung  der  Ausgaben  verftlgt  in  Gemässheit  des  Voranschlages  der 

Ortsschulrath. 

§.  43.  Unbeschadet  des  Schulzweckes  kann  ausnahmsweise  dem  Lehrer  auch 
die  eigene  Benützung  der  Schulwirthschaft  oder  eines  Theiles  derselben  über- 
lassen werden.  Hierüber  entscheidet  die  Schnlbehörde. 

In  diesem  Falle  ist  das  Catastral-Reinerträgniss  der  überlassenen  Grund- 
stücke als  Empfang  in  den  Localschnlfond  einzustellen  (§.  42  h\ 

§.  41.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Gemeinden 
nach  ihren  Verhältnissen  von  der  Landessehulbehörde  in  vier  Classen  eingetheilt 
nnd  wird  das  Schulgeld  in  denselben  mit  16, 12,  8,  und  4  kr.  wöchentlich  für  jedes 
schulbesuchende  Kind  festgesetzt. 

§.  45.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  findet  ohne  Mitwirkung  der  Lehrer 
wöchentlich  oder  monatweise  durch  die  Gemeindevorstehnng  statt,  welche  die 
erhobenen  Beträge  am  Ende  eines  jeden  Monates  an  den  Localschnlfond  abni- 
liefern  und  ordnnngsmässig  zu  verrechnen  hat  Schnlgeldrttckstftnde  sind  nach 
den  Vorschriften  über  Einhebung  rückständiger  Gemeindeomlagen  zn  bebandeln. 
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§.  46.  Der  OrtsschnIbehOrde  steht  es  zn,  die  Bchnlbesuchenden  Kinder  nnbe- 
mittelter  Eltern,  ohne  Rücksicht  anf  ihren  Fortgang,  ganz  oder  theilweise  von  der 
Scbalgeldentrichtnng  zu  befreien,  und  Eltern,  welche  gleichzeitig  für  mehr  als 
zwei,  die  öffentlichen  Schulen  besuchende  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben, 
eine  Ermässigung  zuzugestehen. 

§.  47.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Auhiahmsgebtthr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  fllr  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Gegen- 
stände, für  Benützung  der  zum  Schulgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstücke, 
Lehrmittel  oder  Unterrichtserfordernisse,  für  Beheizung,  Beleuchtung  oder  Reini- 
gung der  Schullocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  werden.  Die  Schulbücher  und 
andere  Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern  oder  Stellvertreter,  und  im 
Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch  die  Schulgemcinde  beizuschaffen. 

§•  48.  Sind  die  schulbesuchenden  Kinder,  für  welche  die  ganze  oder  theil- 
weise Schulgeldbefreiung  (§.  46)  bewilligt,  oder  der  Bedarf  an  Lehrmitteln  und 
Unterrichtserfordemissen  (§.47)  beigeschafft  wurde,  innerhalb  der  Schulgemcinde 
nicht  heimatberechtigt,  so  kann  die  letztere  den  Ersatz  jener  Auslagen  von  der 
Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  49.  Reichen  die  Einkünfte  des  Localschulfondes  nicht  hin,  um  die  veran- 
schlagten Ausgaben  der  Schulgemeinde  ftlr  das  nächste  Jahr  zu  bestreiten  und 
erweisen  sich  die  Mittel  der  Schulgemcinde  zur  weiteren  Erhöhung  der  Umlage 
als  unzulänglich,  so  tritt  die  Verpflichtung  des  Landes  ein,  den  unaufbringUchen 
Ausfall  der  Schulerfordemisse  zu  decken  (§.  39). 

§.  50.  Der  Landesausschnss  entscheidet  auf  Ansuchen  der  Schulgemeinde, 
ob  und  in  wie  weit  derselben  nach  §.  49  zur  Bestreitung  der  Dotation-  und  son- 
stigen Schulerfordemisse  eine  Beihilfe  aus  Landesmitteln  gebühre. 

§.  51.  Die  vom  Landesausschusse  den  Schulgemeinden  bewilligten  Beiträge 
werden  in  das  Landesschulpräliminare  eingestellt 

§.  52.   Zur  Bestreitung  der  Landesschulausgaben  (§.  51)  wird  ein  Landes- 
schulfond  gegründet.  Derselbe  wird  gebildet : 
aj  Aus  dem  Normalschulfonde  (§.  66,  R.  G.  vom  14.  Mai  1869); 
bj  aus  der  Landesschulnmlage,  welche  nach  dem  Jahresschulpräliminare  durch 

Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  eingehoben  wird ; 
cj  aus  sämmtlichen  Stiftungen,  Vermächtnissen,  freiwilligen  Beiträgen  n.  s.  w., 

welche  künftig  ftlr  Schulzwccke  im  Lande  Schlesien  ohne  Bezugnahme  anf 

eine  bestimmte  Schnle  gewidmet  werden. 

§•  53.  Der  Landesschulfond  wird  vom  Landesausschusse  verwaltet. 

§.  54.  Der  Landtag  sorgt  ftlr  die  ErflUlung  der  dem  Lande  bezüglich  des 
Schulwesens  obliegenden  Verpflichtungen  nnd  stellt  den  Jahresvoranschlag  ftlr 
die  Landesschulerfordemisse  fest  (§.  51). 

§.  55«  Die  Anweisung  der  Ausgaben  steht  auf  Grund  des  vom  Landtage  fest- 
gestellten Voranschlages  der  Landesschulbehörde  zu. 

Schlnssbestimmungen . 

§.  56.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  seiner  Kundmachung  nachfolgenden 
Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  57.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  alle  auf 
Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Verordnungen 
ausser  Kraft 

§.  58.  Mit  der  Durehftihrung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  flir  GuUas  und  UnteiTicht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

StreMAjr  m.  p. 
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Nr.  75. 

Gesetz  vom  28.  Februar  1870, 

zur  Regelung  der  BechtsTerhältnisse  des  Lelirstandes  an  den  öffentlichen 
Yolksschulen  des  Herzogthums  Ober-  und  NiederseUesien, 

Mit  Znstimmnng  des  Landtages  Meines  Herzogthums  Ober-  nnd  Nieder- 
scblesien  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Anstellung  der  Lehrer. 

§.  1 .  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öfifentlichen  Volksschule  zeigt 
die  Ortsschulbehörde  sofort  der  Bezirksschulbehörde  an,  welche  die  Goncursaus- 
Schreibung  vornimmt. 

§.  2.  Die  Concnrsausschreibung  soll  nebst  Bezeichnung  des  Dienstortes  und 
der  Stelle  den  mit  derselben  verbundenen  mindesten  Jahresgehalt  nnd  die  Bedin- 
guugen  seiner  Steigerung,  sowie  die  beizubringenden  Belege  namhaft  machen 
und  die  Bewerber  anweisen»  ihre  Gesuche  bei  der  betreffenden  Ortsschulbehörde 
einzubringen. 

§.  3.  Die  Bekanntmachung  der  Concursausschreibung  erfolgt  auf  Kosten  der 
Schulgemeinde  in  der  amtlichen  Landeszeitung  und  nach  dem  Ekmessen  der 
Schulgemeinde  auch  in  andern,  insbesondere  fachmännischen  Blättern. 

§.  4.  Die  Frist  zur  Einreichung  der  Gesuche  muss  mindestens  auf  sechs 
Wochen  festgesetzt  werden.  Die  Bewerbungsgesuche  bereits  angestellter  Lehrer 
sind  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen,  welche  ihr 
Gutachten  sogleich  beizufügen  hat. 

§.  5.  Die  Ortsschulbehörde  sammelt  die  eingelaufenen  Gesuche  und  erstattet 
ilber  dieselben  binnen  vier  Wochen  an  die  Gemeinde  des  Schulortes  ihr  Gut- 
achten. 

§.  6.  Das  Emennungsrecht  steht  der  Schulgemeinde  zu,  welche  dasselbe 
durch  ihre  Vertretung  ausübt.  (§.  41,  Alinea  2  des  Gesetzes  über  Errichtung  und 
Erhaltung  der  öffentlichen  Volksschulen.) 

§.  7.  Jedes  anderweitige  Präsentationsrecht  erlischt  mit  dem  Beginne  der 
Wirksamkeit  dieses  Gesetzes.  Jenem  Schulpatrone,  welcher  zur  Tra^gung  von 
Patronatslasten  verpflichtet  ist,  gebilhrt  bei  Ernennung  des  Lehrers  Sitz  und 
Stimme  in  der  Vertretung  der  Schulgemeinde. 

§.  8.  Die  Schulgemeinde  wählt  innerhalb  vier  Wochen,  ohne  an  das  Gut- 
achten der  Ortsschulbehörde  gebunden  zu  sein,  den  ihr  am  meisten  geeignet  er- 
scheinenden Bewerber  aus,  nnd  zeigt  ihn  unter  Vorlage  der  betreffenden  Acten 
durch  den  Bezirksschulrath  der  Landesschulbehörde  an. 

§.  9.  Die  Ernennung  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknüpft  werden;  jede 
gegen  diese  Bestimmung  etwa  eingegangene  Verpflichtung  eines  Bewerbers  ist 
ungiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  10.  Wird  die  Ernennung  von  der  Landesschulbehörde  beanständet  (§.  60, 
Alin.  4,  Reichsgesetz  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Verhandlung  mit  Angabe  der 
gesetzlichen  GrtLnde,  welche  der  Anstellung  entgegenstehen,  an  die  Schulge- 
meinde zurück  zu  leiten,  welcher  es  überlassen  bleibt,  binnen  14  Tagen  eine  an- 
dere Ernennung  vorzunehmen,  oder  den  Recurs  an  den  Minister  fttr  Gultus  und 
Unterricht  zu  ergreifen. 

§.11.  Wird  die  Ernennung  von  der  Landesschulbehörde  nicht  beanständet, 
so  fertigt  diese  unter  Berufung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret,  worin  das 
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Diensteinkommen  anzugeben  ist,  ans,  und  erlässt  den  Auftrag  an  die  Ortsschul- 
behOrde,  die  Beeidigung  des  Ernannten  und  dessen  Einführung  in  den  Schuldienst 
vorzunehmen  und  die  Flttssigmachnng  seiner  Bezüge  zu  verfügen. 

§.  12.  Nimmt  die  Sehulgemeiude  binnen  der  gesetzlichen  Frist  (§§.  8  und  10) 
keine  Ernennung  vor,  so  tritt  fllr  diesen  Fall  die  Landesschulbehörde  in  deren 
Rechte  ein. 

§.  13.  Jede  in  Gemässheit  der  §§.  1  bis  12  vorgenommene  Anstellung  eines 
mit  dem  LehrbefUhigungszengnisse  versehenen  Lehrers  ist  eine  definitive. 

§.  14.  Ueber  die  Voirttckung  eines  Lehrers  aus  einei*  niederen  Gehaltsstufe 
in  eine  höhere,  oder  die  Verleihung  einer  Dienstalterszulage  entscheidet  die  Schul - 
gemeinde  ohne  Concursausschreibung  unter  Freilassung  der  Berufung  an  den 
Bezirksschulrath,  eventuell  Landesschulrath. 

§.  15.  Bei  Ernennung  von  Lehrern  für  freie  Lehrfächer,  sowie  bei  jener  von 
Lehrerinen  fUr  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reichs- 
gesetzes vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  kann  die  Concursausschreibung 
nnterbleiben. 

n.  Abschnitt. 
Von  dem  Diensteinkommen  der  Lehrer. 

§.  16.  Um  den  Betrag  ausznmitteln,  auf  welchen  jede  Lehrstelle  Anspruch 
gibt,  werden  die  Hchulgemeinden  nach  den  Durchschnittspreisen  der  wichtigsten 
Lebensbedttrfnisse  und  anderen  örtlichen  Verhältnissen  in  vier  Classen  getheilt. 
Diese  Eintfaeilnng  nimmt  die  Landesschulbehörde  vor  und  revidirt  dieselbe  von 
10  zu  10  Jahren,  ohne  dass  dadurch  zwischenweilige  Berichtigungen  ausge- 
schlossen sind. 

§.  1 7.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgehaltes,  welchen  ein  Lehrer 
in  Gemeinden  der  L  (höchsten)  Classe  anzusprechen  hat,  beträgt  600  fl.,  in  Ge- 
meinden der  U.  Classe  500  fl.,  in  Gemeinden  der  III.  Classe  400 fl.,  in  Gemeinden 
der  IV.  (untersten)  Classe  300  fl. 

§.  18.  Fttr  Lehrstellen  an  Bürgerschulen  ist  der  mindeste  Betrag  des 
festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrer»  ohne  Unterscheidung  der  eben  erwähnten 
Classen  (§.  17)  mit  GOO  fl.  festzustellen. 

§.  19.  Alle  Geldbezüge,  welche  zur  Dotation  der  Lehrer  aus  Verbindlich- 
keiten einzelner  Personen,  ans  Stiftungen  u.  dgl.  cinfliessen,  werden  (vorbehalt- 
lieb der  Wahrung  ihrer  Bestimmung  zu  einem  speciellen  Zwecke)  von  der  Ge- 
meinde des  Schulortes  fttr  Rechnung  der  Schulgemeinde  eingehoben.  (§.  42  des 
Gesetzes  ttber  die  Errichtung  und  Erhaltung  der  Schulen.)  Absammlungcn  was 
immer  fBr  Namens  und  Ursprunges  dürfen  nicht  mehr  stattfinden. 

§.  20.  So  lange  die  Naturalgiebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie  nach 
dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  ans  den  Jahren  1834—1863  (nach  Ausschei- 
dung des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedersten  Preisen)  oder  wo 
keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung  durch  Sach- 
verständige (unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in  einen  festen 
Geldbezug  ftlr  Rechnung  der  Schulgeraeinde  verwandelt. 

§.  21.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten-,  Gras-  oder  Waldland,  dessen  Be- 
sitz mit  der  Lehrstelle  verbunden  ist,  werden  so  zu  Geld  veranschlagt,  dass  vom 
Katastrabelnertrage  jeder  Parzelle  die  darauf  haftenden  Steuern  saramt  Zuschlä- 
gen abgezogen  werden.  Diese  sind  aus  dem  Localschulfonde  zu  bestreiten.  (§.  43 
des  Gesetzes  ttber  die  Errichtung  und  Erhaltung  der  Schulen.) 

§.  22.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  2))  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  noch  Abgängige  muss 
ihm  von  der  Schulgemeinde  in  barem  Gelde,  und  zwar  in  monatlichen  Raten  vor- 
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hinein  bezahlt  werden.  Ist  mit  einer  Lehrstelle  bereits  gegenwärtig  ein  höheres 
Einkommen  verbunden,  so  ist  dasselbe  ihrem  jetzigen  Inhaber  ongeschmilert  zu 
erhalten. 

§.  23.  Die  Einnahmen  ans  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung,  oder  das  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Quartiergeld,  ferner  Remunerationen,  Aushilfen,  Zulagen  n.  dgl. 
dürfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug  gebracht  werden. 

§.  24.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  i^nf  Jahre  lang  an  einer  öffent- 
lichen Volksschule  eines  der  im  Reiehsrathe  vertretenen  Königreiche  und  I^änder 
ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben,  erhalten  eine  in 
monatlichen  Vorausraten  flüssige  Dienstalterszulage  mit  10  Perzenten  des  min- 
desten Jahresgehaltes  (§§.  17,  18)  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  am  Tage  des 
zurückgelegten  fünften  Dienstjahres  fungiren.  Unter  den  gleichen  Bedingungen 
gibt  ihnen  jede  zurücklegte  weitere  fÜnQährige  Dienstesperiode  bis  zum  vollen- 
deten 30.  Jahre  dieser  Dienstzeit  Anspruch  auf  eine  weitere  Zulage,  welche  mit 
10  Percenten  des  mindesten  Jahresgehaltes  der  Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage  des 
zurückgelegten  neuen  Quinquenniums  angestellt  sind,  zu  bemessen  ist.  Der  Be- 
trag, um  welchen  das  gegenwärtige  Einkommen  einer  Schulstelle  den  gesetzlich 
mindesten  Jahresgehalt  übersteigt  (§.  22),  darf  in  eine  solche  Dienstalterszulage 
nicht  eingerechnet  werden. 

§.  25.  Einem  Director  oder  Oberlehrer  gebührt  eine  Functionszulagc,  welche 
in  Gemeinden  der  I.  und  IL  Gehaltsciasse  fttr  Ersteren  300  fl.,  flir  Letzteren 
200  fl.,  in  den  Gemeinden  der  IlL  Gehaltsciasse  fttr  Ersteren  200fl.,  ftlr  letzteren 
100  fl.,  in  jener  der  IV.  GehaUscIasse  ftir  Ersteren  100  fl.,  für  Letzteren  50  fl.  be- 
trägt und  in  den  gleichen  Raten  mit  dem  festen  Jahresgehalte  behoben  werden 
kann.  Dort,  wo  Gehaltsstufen  bestehen,  wird  ein  Director  oder  Oberlehrer  durch 
seine  Ernennung  zugleich  in  die  höchste  Gehaltsstufe  eingereiht. 

§.  26.  Jeder  Leiter  einer  Schule  hat  das  Recht  auf  eine  mindestens  ans  zwei 
Zimmern  und  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm  wo  möglich  im  Schulgebäude  selbst  anzuweisen  ist.  Kann  ihm  eine  solche 
nicht  ausgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  ein  Quartiergeld,  welches  in  den  Ge- 
meinden der  I.  und  II.  Gehaltsciasse  mit  40  Percent,  in  allen  anderen  mit  30  Per- 
cent des  mindesten  Jahresgehaltes  in  der  entsprechenden  Schulgemeinde  (§.  17) 
zu  bemessen  ist. 

§.  27.  Den  übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  freie  Wohnung  nnr  insofern 
zu,  a^ls  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitse  eiaer 
solchen  standen.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Miethzins-Entschädignng,  in  deren 
Besitze  sie  bereits  stehen;  eine  solche  muss  ihnen  auch  zuerkannt  werden,  wenn 
ihnen  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  28.  Eine  mit  Grundstücken  dotirte  Lehrstelle  (§.  21)  gibt  anch  Anapmeb 
anf  den  Besitz  und  die  Benützung  der  erforderlichen  Wirthschaftsräume.  (§.  43 
des  Gesetzes  über  die  Errichtung  und  Erhaltung  der  Schulen.) 

§.  29.  Der  mindeste  Gehalt  eines  Unterlehrers  ist  mit  60  Percenten  des 
mindesten  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  in  derselben  Gemeinde  (§.  17)  zn  he- 
messen. 

§.  30.  Ein  Recht  auf  freie  Wohnung  hat  ein  Unterlehrer  nur  dann^  wenn  er 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer  Nataralwoh- 
nung  sich  befindet.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeld-Entschädigiuig,  in 
deren  Besitze  er  bereits  steht;  eine  solche  muss  ihm  auch  zuerkannt  werden, 
wenn  ihm  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.31.  Unterlehrer,  so  lange  sie  nicht  definitiv  angestellt  sind,  bedOrien  sa 
ihrer  Verehelichung  die  Genehmigung  des  Landesschulrathes. 

§.  32.  Die  Besoldung  der  Lebrerinen  wird  nach  den  flIr  Lehrer  aufgestellten 
Grundsätzen  (§§.  17— 31)  geregelt 
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§.  33.  DieLebrer  der  nicht  obligaten  Untemchtsf&cher,  sowie  die  Lehrerinen 
der  weiblichen  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reiehsgesetzes 
▼on  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  erhalten  eine  Remuneration,  welche  von 
der  Sehnigemeinde  nach  Massgabe  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  be- 
stimmt wird. 

§.  34.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  angestellten  Lehrer  haben  sich 
jeder  Nebenbeschäftigung  zu  enthalten,  welche  dem  Anstände,  der  Wttrde  ihres 
Standes,  sowie  den  Schulzwecken  widerstreitet  oder  die  Voransset/.ung  einer  Be- 
fangenheit in  Ausübung  des  Lehramtes  begründet. 

§.  35.  Jedes  Mitglied  des  Lehrstandes  hat  sich  von  dem  Zeitpnnote  an,  mit 
welchem  die  Regulirung  seiner  Bezüge  nach  den  §§.17  bis  25  dieses  Gesetzes 
dmrebgefbbrt  ist,  der  Ertheilung  des  sogenannten  Nachstunden-Unterrichts  und 
der  Versebung  des  Messner-  (Küster-)  Dienstes  zu  enthalten. 

§.  36.  Die  Beiirksschulbehörde  hat  bei  Wahrnehmung  von  Verletzungen  der 
in  den  §§.  34  und  35  enthaltenen  Verbote,  dem  Betreffenden  eine  höchstens 
seehawocbeniliche  Frist  zu  setzen,  binnen  deren  er  entweder  dem  Schuldienste 
oder  der  Nebenbeschäftigung  zu  entsagen  hat.  Ctogen  diese  Aufforderung  steht 
der  Recurs  an  die  Landessschulbehörde  offen,  welcher  binnen  acht  Tagen  zu  er- 
greiftn  und  mit  aller  Beschleunigung  zu  erledigen  ist 

m.  Absclmitt. 

Von  der  Disciplinarbehandlung  der  Lehrer. 

§.  37.  Lehrer,  welche  die  ihnen  durch  ihr  Amt  oder  ihren  Diensteid  Aufer- 
legten Pflichten  verletzen,  werden  ohne  Unterschied,  ob  sie  definitiv  oder  provi- 
sorisch angestellt  sind,  mit  Ordnungs-  oder  Disciplinarstrafen  belegt,  je  nachdem 
sich  die  Pflichtverletzung  als  eine  blosse  Ordnungswidrigkeit,  oder  mit 
Rücksiebt  auf  die  Art  und  den  Grad  derselben  auf  die  allfällige  Wiederholung 
und  die  erschwerenden  Umstände  als  ein  Dienstvergehen  darstellt. 

Zu  den  Pflichten  der  Lehrer  gehört  auch,  dass  sie  sich  durch  ihr  Verhalten 
in  und  ausser  der  Schule  der  Achtung  und  des  Vertrauens,  die  ihr  Beruf  erfordert, 
nicht  unwürdig  zeigen. 

§.  38.  Ordnungsstrafen  sind : 
aj  die  Mahnung; 
hj  der  Verweis. 

Zur  Verhängung  derselben  sind  der  Bezirksschulrath  gegen  die  Leiter  der 
Schulen,  und  diese  gegen  die  ihnen  unterstehenden  Lehrer  der  Schule  berufen. 
Die  Mahnung  geschieht  mündlich,  der  Verweis  schriftlich ;  gegen  letzteren  ist  die 
Bemftang  zulässig. 

§,  39.  Disciplinarstrafen  sind : 
aJ  Geldstrafen; 

bj  die  Entziehung  des  Anspruches  auf  die  Dienstalterszulage ; 
cj  nnfreiwillige  Versetzung  in  den  vorübergehenden  oder  bleibenden  Ruhe- 

stand; 
dj  Entlassung  aus  dem  Schuldienste. 

Welche  der  von  a  bis  c  genannten  Disciplinarstrafen  zu  verhängen  sei,  wird 
nach  der  Schwere  des  Dienstvergehens,  nach  dessen  allfälliger  Wiederholung  und 
nach  der  Grösse  der  dadurch  entstandenen  Nachtheile  beurtheilt. 

§.  40.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  in  der  Regel  erst  dann  ver- 
hängt werden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgehens  mindestens  Einer  Discipli- 
narbeatrafiing  neuerdings  solche  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzun- 
gen von  Dienstpflichten  stattfinden,  welche  die  weitere  Belassung  des  Lehrers 
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beim  Schnldienste  mit  den  Zwecken  der  Scbnie  als  unvereinbar  erscheinen 
lassen. 

Nur  gegen  demjenigen  kann  die  Entlassung  sofort  Platz  greifen,  welcher  sieh 
eines  groben  Missbrauches  des  Zttchtigungsrechtes  oder  einer  groben  Unsittlich* 
keit  schuldig  gemacht  hat. 

§.  41.  Eine  Disciplinarstrafe  kann  nur  durch  Erkenntniss  der  zuständigen 
Schulbehörde  nach  vorausgegangenem  Disoiplinarverfahren  verhängt  werden.    « 

§.  42.  Bezüglich  der  Dienstesentlassung  ist  die  Disciplinarbehörde  der  Lan* 
desschulrath,  bezüglich  der  übrigen  Disciplinarstrafen  der  Bezirksschulralh. 

§.  43.  Die  Disciplinaruntersuchnng  wird  von  Commissionen  geleitet,  welche 
die  erkennende  Disciplinarbehörde  delegirt. 

Die  Untersuchung  hat  sich  auf  die  genaue  actenmässige  Darstellang  des 
Sachverhaltes  und  auf  die  möglicht  getreue  Aufnahme  der  Reohtfertigang  des 
Lehrers  zu  beschränken.  Dem  Letzteren  ist  die  Einsicht  sämmtlieher  Disciplinar- 
aeten  und  die  Zuziehung  zweier  Personen  seines  Vertranens  gestattet. 

§.  44.  Nach  gesohlossaner  Untersuchung  ist  eine  mündliehe  Sehkissverhand- 
lUBg  vor  der  zuständigen  Disciplinarbehörde  unter  Vorladung  dee  Angeklagten 
und  der -Zeugen  anzuordnen,  bei  welcher  auch  alle  auf  die  Anklage  bezttgUehen 
Actenstttcke  zur  Vorlesung  kommen  müssen.  Auf  nicht  vorgelesene  Adentttficke 
darf  bei  Schöpfung  des  Erkenntnisses  keine  Rücksicht  genommen  werden.    •.   <.   , 

Bleibt  der  Angeklagte  von  der  Schlnssverhandlung  aus,  so  findet  dieselbe' 
in  seiner  Abwesenheit  statt. 

§.  45.  Dem  Angeklagten  ist  gestattet^  an  die  erschieneneu  Zeugen  Fragen 
zu  stellen  und  sich  eines  Vertheidigers  zu  bedienen,  sowie  zwei  Personen  seines 
Vertrauens  zur  Verhandlung  mitzubringen. 

§.  46.  Gegen  Erkenntnisse  der  Disciplinarbehörde  steht  dem  Angeklagten 
die  Berufung  an  die  nächst  höhere  SohulbehOrde  binnen  14  Tagen  vom  Tage  der 
Behändignng  des  Erkenntnisses  an  gerechnet,  zu. 

§.  47.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  der  LandesschulbebOrde 
ohne  Disciplinarerkenntaiss  anzuordnen,  wenn  eine  strafgerichtlicbe  Vernrtheilung 
erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  des  Verurtheilten  von  der  Wählbarkeit  in  die 
Gemeindevertretung  nach  sich  zieht  (Abs.  3  des  §.  48  des  Reichsgesetaes  vom 
14.  Mai  1869). 

§.  48.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Minister  für  Cultus  und 
Unterricht  anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landesschulbehörden  der  übrigen  im 
Reichsrathe  vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 

§;  49.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  der  Bezirksschulbehörde  fUr  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinaren 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  oder  das  In« 
teresse  des  Unterrichtes  die  sofortige  Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen 
vom  Dienste  für  die  Dauer  der  Untersuchung  verlangt. 

Eine  Berufung  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

§.  50.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  ge- 
tUfardet,  so  hat  die  Bezirkssohulbehörde  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  sn  i^rab- 
reichenden  Alimentation  auszusprechen,  welcher  höchstens  zwei  Drittheile  des  zur 
Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  (§§.  17,  24,  26,  26)  betragen  darf. 
Erfolgt  späterhin  eine  Schuldloserklärung,  so  gebührt  ihm  der  Ersata  des  zeit- 
weisen  Verlustes  am  Diensteinkommen. 

§.  51.  Der  Vollzug  der  Disoiplinarslrafen  steht  der  erkennenden  Sekulbe- 
hörde  zu,  welche  erforderlichen  Falles  die  Mitwirkung  der  politisckeB  Behttrden 
in  Anspiuoh  zu  nehmen  berechtiget  ist. 
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IV.  Absohnitt. 


Von  der  Versetzung  der  Lehrer  in  den  Ruhestand  und  der  Ver- 
sorgung ihrer  Hinterbliebenen. 

§.  Ö2.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  wegen  allzu  rorgertick- 
tCB  Lebensalters,  wegen  schwerer  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  oder 
wegen  anderer  berücksichtigungswerther  Verhältnisse  zur  Erfüllung  der  ihm  ob- 
liegenden Pflichten  untauglich  erseheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen  der 
betreffisnden  Person  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amtswegen  verfttgt 
wcnrden. 

§.  53.  Freiwillige  Dienstcntsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  dea  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand,  Als  freiwillige 
Dienstesentgagung  wird  auch  die  ohne  Genehmigung  der  Landesschulbehörde 
(§•  31)  stattgefundene  Verheiratung  eines  noch  nicht  definitiv  angestellten  Unter* 
lehrers  angesehen. 

§.  54.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstcnt- 
sagung oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung 
der  Landesschulbehörde  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher 
Zeit  auch  die  Räumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehr- 
stelle verbundenen  Besitzes  an  Grundstticken  stattzufinden  hat.  Über  deren 
Nutzungen  nach  §.  73  zu  entscheiden  ist. 

§.  55.  Das  Ausmass  des  Ruhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  andererseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhe- 
stand Versetzten  abhängig. 

§.  56.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  dei;]enige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Jene  Dienstalterszulagen  (§.  24), 
welche  dem  mindesten  Jahresgehalte  zuwachsen,  sowie  die  Functionszulageu 
(§.  26)  der  Directoren  und  Oberlehrer  sind  als  Theile  dieses  Jahresgehaltes  zu 
betrachten. 

§.  57.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  Lehi'beföhigungsprttfnng  an  einer  öffentlichen  Schule  zuge- 
braeh<  hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt 
die  Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiese- 
nermnssen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrers  lag. 

§.  58«  Deigenigcu  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  57)  von  10  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  56)  zu  bemessen  ist. 

§.  59.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  11.  bis  zur  Vollendung  des  15. 
anrachenbaren  Diens^ahres  (§.  57^  in  den  Ruhestand  versetzt  werden^  erhalten 
ein  Drittheil  des  anrechenbaren  Janresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem  vollendeten 
1 5.  Dienstjabre  erhalten  aie  den  Anspruch  auf  drei  Achttheile ;  mit  jedem  weiter 
zurückgelegten  Qninquennium  auf  ein  ferneres  Achttbeil,  mit  dem  beendeten  40. 
Diens^ahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  56) 
als  Pension. 

§.  60.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder 
eine  zeitweilige.  In  letzterem  Falle  hat  der  Betroffene  nach  Behebung  des  jene 
Verseiiiung  begrtlndenden  Hindernisses  seiner  Thftti^eit  sich  im  Schuldienste 
wieder  verwenden  zu  lassen,  oder  auf  seinen  Ruhegenuss  zu  rerziehten  Auoh  im 
ersteren  Falle  erlischt  der  Ruhegenuss,  wenn  der  in  dauernden  Ruhestand  V#r- 
fl€tzte  eine  mit  Gehalt  verbundene  feste  Anstellung  Übernimmt. 
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§.61.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lebrstandes  haben  nur 
dann  einen  Yersorgnngsanspracli,  wenn  der  verstorbene  Gatte  nnd  Vater  selbst 
zu  einem  RnhegenusRe  berechtigt  gewesen  wäre.  Ingleichen  haben  die  eheliehen 
Waisen  einer  Lehrerin  den  gesetzlichen  Ansprach  auf  Versorgnng,  wenn  sie  die 
Unterstützung  eines  Vaters  nicht  gemessen,  und  ihrer  verstorbenen  Matter  ein 
solcher  Versorgnngsansprach  gebührt  hätte. 

§.  62.  Der  Mangel  der  zur  Verehelichung  erforderiichen  Bewillignng  (§.  31) 
benimmt  den  Witwen  und  Waisen  der  Unterlehrer  den  gesetzlichen  Anspmcb  auf 
Versorgung. 

§.  63.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  LehrstandeS;  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Diens^ahr  (§.  57)  vollendet  hatte»  er- 
hält eine  Abfertigung  mit  einem  Yiertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  be- 
zogenen,  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  66). 

§.  64.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Diens^ahr 
(§.  57)  vollendet  hatte,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welehe  mit  dem 
Drittheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahres- 
gehaltes (§.  56)  zu  bemessen  ist. 

§.  65.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Oatten  erst  während  des  Buhe- 
standes eingegangen  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Oatten  vor 
seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Buhegenuss. 

§.  06.  Im  Falle  einer  Wiedervereheliehung  kann  die  Oattin  sich  fOr  einen 
abermaligen  Witwenstand  die  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweijährigen  Be- 
trag jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 

g.  67.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  von  dessen  pensionsbe- 
rechtigter Witwe  zu  verpflegen  ist,  gebührt  dieser  ein  Erziehungsbeitrag,  der  so 
zu  bemessen  ist,  dass  deren  Pension  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die 
Hälfte  des  vom  verstorbenen  Oatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren 
Jahresgehahes  (g.  56)  überschreitet. 

§.  68.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Znrtickle- 
gung  des  20.  Lebensjahres,  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  früher  erlangten  Ver- 
sorgung. 

§.  69.  Wenn  nach  einem  verstorbenen  Mitgliede  des  Lebrstandes  keine  Witwe 
vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Anspruch  auf  einen  Buhegenuss  hat  (§.  65), 
so  gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche  das  20.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  63  dieselbe  Abferti- 
gung, welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §•  64  aber  eine  Concre- 
talpension,  welche  mit  dem  Sechstheile  des  letzten  vom  Verstorbenen  bezogeneu 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist.  Das  Gleiche  gilt  von  den  hinter- 
bliebenen  Waisen  einer  Lehrerin,  welche  gesetzlichen  Anspruch  auf  eine  Versor- 
gung hat  (§  61). 

§.  70.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mir  dem  Tage,  an  welebem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  vorhanden  ist. 

§.  71.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (g.  67)  fttr  die  Kinder  de« 
Verstorbenen  die  Concretalpension  (g.  69);  behält  sie  sich  ftlr  den  Fall  eine«  aber- 
maligen Witwenstandes  das  Wiederaufleben  ihrer  Pension  vor,  so  hexiebl  sieb 
dieser  Vorbehalt  auch  auf  die  Erziehungsbeiträge,  so  dass  bei  dem  Eintritte  jenen 
Falles  sofort  die  Concretalpension  der  Kinder  erlischt. 

§.  72.  Witwen  und  Kinder  der  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lebrstandes  haben  das  Uecht,  die  Naturalwobnung  noch  ein  Viertel- 
jahr lang  zu  benutzen  oder  das  Quartiergeld  für  den  uächstverfallenden  Erhe- 
bungstermin zu  beziehen. 


289 

§•  73*  Die  Nutzungen  eines  zur  Dotation  der  Schulstelle  gehörigen  Grund- 
stockes (§.  21)  gehören  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lebrstandes  nur  dann,  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  1.  Juni 
und  31.  October  erfolgte.  Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch 
auf  den  Ersatz  jener  Auslagen,  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzung  gemacht 
wurden. 

§.  74.  Wenn  der  letzte  von  einem  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliede  der  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgebalt  600  fl.  nicht  über- 
stieg^ gebührt  den  Erben  des  Verstorbenen  ein  Yiertheil  jenes  Jahresgehaltes  als 
Sterbe-Quartal. 

§.  75.  Znr  Deckung  der  Rahegenllsse  für  dienstuntauglich  gewordene  Mit- 
glieder des  Lehrstandes,  sowie  zur  Befriedigung  der  VersorgnngsansprUche  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  eine  Pensionscasse  errichtet,  welche  die  Landesschulbe- 
hl^rde  vei-waltet  (§.  57  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  76.  Sämrotliche  Mitglieder  des  Lehrstandes,  welche  nach  abgelegter 
LehrbefÜhigungsprttfung  eine  Dienststelle  erlangeu,  sind  verpflichtet,  10  Percent 
ihres  ersten,  nach  erfolgter  Regulirung  bezogenen,  für  den  Ruhegenuss  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  und  ebensoviel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu  Tfaeil 
werdenden  Oehaltsanfbesserung,  Dienstalterszulage  oder  Functionszulage,  Uber- 
diess  aber  jährlich  2  Percent  ihrer  ftlr  den  Ruhegenuss  anrechenbaren  Jahresb^- 
zUge  an  die  Pensionscasse  zu  entrichten. 

§.  77.  Als  besondere  Zuflüsse  werden  der  Pensionscasse  zugewiesen: 

1.  die  Intercalarien  fUr  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Erben  eines 
verstorbenen  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§.  73,  74)  oder  durch 
die  Remuneration  des  Hilfslehrers  in  Anspruch  genommen  werden; 

2.  die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverfttgungen  der  Schulbehörden 
eiugehen. 

§.  78.  Der  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  der  Pensionscasse  noch 
weitera  erforderliche  Betrag  wird  aus  Landesmitteln  geleistet. 

§.  79.  UeberschUsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  der  Pensionscasse 
(§g.  76 — 78)  ergeben,  sind  zu  capitalisireu  und  nur  die  Zinsen  derselben  in  die 
nScbste  Jabresrechnung  einzubeziehen. 

§.  80.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zu  ihrer  Bestreitung  Yer- 
pBichteten  anch  fernerhin  bezahlt  werden. 

üebergangsbestinunungen. 

f.  81.  Sobald  der  Bezirksschulrath  die  Abgränzung  und  Grnppirung  sämmt- 
lieher  Gemeinden  in  Sehulgemeinden  vorgenommen  hat,  verfügt  die  Landes- 
schnlbehtfrde  die  im  §.  16  dieses  Gesetzes  vorgesehene  Eintheilung. 

§.  82.  Auf  Grund  dieser  Eintheilung  und  auf  Grund  der  von  Seite  der  Schul- 
geineioden  erfolgten  Feststellung  der  Lehrbezttge  wird  bei  dem  Landesschulrathe 
ein  Hauptverzeichniss  sämmtlicher  Lehrstellen  des  Landes  angelegt. 

§•  83.  Die  bereits  definitiv  angestellten  Lehrer  treten  vom  Tage  der  Anwei- 
sung ihres  neuen  Gehaltes  in  das  im  §.  24  bezeichnete  Recht  auf  Dienstalters- 
xulagen  ein ;  der  Schulgemeinde  bleibt  es  jedoch  überlassen,  solchen  Lehrern  mit 
Rücksicht  auf  die  Dauer  ihrer  Verwendung  eine  entsprechende  Alterszulage  zu 
g'ewäbren. 

§•  84.  Die  auf  das  erwähnte  Hauptverzeichniss  (§.  82)  gegiündete  Regulirung 
der  Bezüge  sämmtlicher  Mitglieder  des  Lehrstandes  muss  spätestens  ein  Jahr 
Qaeh  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  vollständig  durchgeführt  sein. 

§.  85.  Innerhalb  desselben  Zeitraumes  hat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions- 
«asse  zu  beginnen.  Bei  der  Regulirung  der  Bezüge  jedes  Mitgliedes  des  Lehrstan- 
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des  ist  der  von  ihm  nach  §.  76  zn  entrichtende  Beitrag  bei  der  Casse  des  Local- 
schulfondes  in  Vorscbreibnng  zn  bringen,  einzuheben  und  sodann  an  den  Pen- 
sionsfond abznfllhren. 

SchlusabeBtimmungen. 

§.  86.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Beginne  des  der  Knndmachnng  nachfol- 
genden Schn^ahres  in  Wirksamkeit. 

§.  87.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  alle  auf 
Gegenstände  desselben  sieb  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Verordnungen 
ausser  Kraft. 

§.  88.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nOthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  beanftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Nr.  76. 

Gesetz  vom  5.  April  1870, 

wirksam  für  das  Erzlierzogtlium  Oesterreich  unter  der  Enns, 

dfe  Regelung  der  Errlehtong^  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  Sffent- 

liehen  Yolksschulen  betreffend. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthumes  Oesterreich  nnter 
der  Enns  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volkssehnlen. 

§.  1 .  Eine  Öffentliche  Volksschule  ist  überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  fUnQährigen  Durchschnitte  min- 
destens 40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  halbe  Meile 
entfernte  Schule  besuchen  müssen.  (§.  59  des  Eeichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  diese  Bedingung  nicht  eintritt  oder  wo  innerhalb  dieser  Entfemnng 
die  localen  Verhältnisse  periodisch  wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zugang  su 
einer  Schule  erheblich  erschweren,  ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu 
passenden  Station  wenigstens  fttr  die  ungünstigere  Jahreszeit  zn  exponireu  oder 
im  äussersten  Falle  mindestens  drei  Mal  in  der  Woche  zum  £xcurrendo*Unterriobte 
an  eine  solche  Station  zu  entsenden. 

Die  Expositnr  oder  Excnrrendo-Station  bildet  einen  Theil  jener  Schule,  an 
welcher  der  betreffende  Unterlehrer  angestellt  ist. 

§.  3.  Sobald  es  die  Mittel  desjenigen ,  welchem  die  Errichtung  und  Erhal- 
tung  dieser  Schule  obliegt,  irgend  zulassen,  ist  die  Expositur  oder  Excnrrendo- 
Station  durch  eine  selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.  4.  Soweit  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  ist  auch  besonders  in  den  be- 
völkerten Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Sohnlen  nach  den  Ge* 
schlechtem  und  die  Errichtung  eigener  Mttdohenschulen  durchzuführen. 

Dieselbe  muss  überall  da  erfolgen ,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlich  erforder- 
lichen Lehrkräfte  (§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  sechs  übeiiteigt 
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§.  5.  In  jedem  Schalbezirke  ist  mindefiteoB  eine  Bürgerschule  zn  errichten. 
Mit  den  Bttrgersehnlen  können  nach  den  localen  Bedttifnissen  gewerbliche  oder 
landwirthschaftliche  Lehrcurse  verbanden  werden. 

§.  6.  Die  Schnlbehörden  haben  darüber  za  wachen ;  dass  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§.  1,  4^  5,  12),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  unnöthigen  Auf- 
schub errichtet  und  hierbei  .alle  Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen 
Bestände  derselben  sichergestellt  werden. 

§.  7.  Alle  fllr  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Commission  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen ;  das  Commissionsprotokoll 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§•  8.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der 
zweckmfissigen  Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen  Schulen 
(§§.  1,  5,  12)  stattfinden. 

§.  9.  Behufs  der  Einschulung  ist  das  Land  Kiederösterreich  in  Volksschul- 
sprengel einzutheilen.  Massgebend  für  die  Abgrenzung  der  Schulsprengel  sind  in 
der  Begel  die  Grenzen  der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleich- 
terung des  Schulbesuches  die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule 
einer  benachbarten  Gemeinde  zweckmässig  erscheint. 

§.  10.  Sämmtlichen  schulpflichtigen  Kindern  muss  dnreh  die  Einschulung 
die  Möglichkeit  der  Aufnahme  in  eine  bestimmte  öffentliche  Volksschale  und 
der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  gesichert  werden. 

§.11.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengeis  wohnen,  dürfen  nur  inso- 
weit Aufnahme  finden;  als  dadurch  keine  Ueberftlllung  der  Lehrzimmer  herbei- 
geführt wird. 

Das  Gleiche  gilt  rücksichtlich  der  Au&ahme  jener  Kinder,  welche  das 
sechste  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  Bewilligung  der  Ortssohul- 
behörde  zum  Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.  12.  Eine  Schule,  welche  bereits  durch  fünf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war, 
ist  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  13.  Das  Schulhaus  soll  wo  möglich  in  der  Mitte  des  Schnlsprengels  trocken 
gelegen  und  so  beschaffen  sein,  dass  weder  die  Gesundheit  der  Schüler  gefährdet^ 
noch  die  Ruhe  während  des  Unterrichts  gestört  erscheine. 

§.  14.  Die  Anzahl  der  Lehrzimnier  muss  der  Zahl  der  im  Sinne  des  §.11 
des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  erforderlichen  Lehrkräfte  gleich  sein;  sie 
müssen  bei  einer  Höhe  von  mindestens  10'  für  jedes  Kind  einen  Flächenraum 
von  6Q'  besitzen,  nebstbei  hinreichenden  Raum  für  die  übrigen  Unterrichts- 
erfordemisse  enthalten,  noch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schülern 
berechnet,  gehörig  hell  und  entsprechend  ventilirt  sein. 

§.  15.  Jedes  Schalhaus  soll  einen  Tumraum  besitzen  und  mit  dem  nöthigen 
Trink-  und  Nutzwasser  versehen  werden. 

§•  16.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Schülgebäude 
und  ihrer  Theile ,  sowie  Ober  die  erforderlichen  Schuleinrichtungen  werden  in 
einer  Verordnung  festgestellt,  welche  von  der  Landesschulbehörde  erlassen  wird. 

§.  17.  Die  Bezirksschulbehörde  fixirt  die  Auslagen  für  Beheizung,  Beleuch- 
tung and  Beinigang  der  SchuUocalitäten,  indem  sie  für  jede  Schule  nach  Flächen- 
raum, kubischem  Inhalt  und  Situirung  derselben  ein  Minimum  der  bezüglichen 
Koston  feststellt,  unter  welches  nicht  herabgegangen  werden  darf. 

§.  18.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  MiniBters  für  Cultas  und  Unterricht  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  au  den  nothwendigen  Schulen  (§§.  1,  4,  6,  12)  gehört. 
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n.  AbBohnitt. 

Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschulen« 

§.  19.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  nimmt  die  Ortsschulbebörde 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kinder  des  Schul- 
Sprenkels  ohne  Unterschied  ihrer  Confession  und  Heimatsberechtigung  vor. 
Wer  ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht  oder  bezüglich  desselben  eine  un- 
wahre Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  1  —20  fl.  zu  belegen  oder  im 
Falle  der  Unvermögenheit  mit  Einschliessnng  auf  1—4  Tage  zu  bestrafen. 

§.  20.  Kinder ,  welche  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich  befinden,  oder 
zu  Hause  oder  in  einer  Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  wegen  eines 
geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens  die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen 
können,  sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  sofort 
der  Bezirksschulbehörde  vorzulegen  ist. 

§.21.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg- 
werken, Torfstiehen  u.  dgl.  beschäftigt  sind  und  den  Unterricht  einer  Pabriks- 
sehule  geuiessen. 

§.  22.  Der  Bezirksschulbehörde  steht  es  zu,  Über  jene  Thatsaeben,  welche 
die  in  den  §.  20  und  21  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  allgemeinen  Volks- 
schule befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  23.  Wenn  der  Ortsschulbehörde  während  des  Schuljahres  die  Ueber- 
Siedlung  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  einen  anderen  Hehul- 
sprengel  bekannt  wird,  hat  sie  die  Mittheilung  hierüber  an  die  betreffende  Orts- 
schulbehörde zu  richten.  Erhält  sie  Kenntuiss  von  der  Uebersiedlung  eines  schul- 
pflichtigen Kindes  ans  einem  anderen  in  den  eigenen  Schulsprengei,  so  hat  sie 
dasselbe  sofort  in  das  Verzeichniss  der  schulpflichtigen  Kinder  aufzunehmen 
und  nach  den  §§.  20 — 22  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  24.  Die  Löschung  aus  der  Liste  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 
dann,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeugniss  einer 
öffentliclieu  Volksschule  nachgewiesen  erscheint  (§.  21  des  Reicbsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869). 

§.  25.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  nur  jene 
Kinder  befreit,  welche  sich  in  dem  bezeichneten  Termine  an  einer  höheren  Schule 
befinden,  und  solche,  deren  geistiger  oder  körperlicher  Zustand  erwiesenemmsseu 
die  Erreichung  des  Zieles  der  Volksschule  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§.  26.  Sind  Kinder,  bezüglich  deren  ein  Befreiungsgrund  ('§§.  20  und  21) 
nicht  eintritt,  nicht  binnen  den  ersten  vierzehn  Tagen  des  Scouljahres  oder 
sofort  nach  ihrer  Uebersiedlung  in  dein  Schulsprengei  in  eine  öffentliche  Volks- 
schule  aufgenommen,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  die  Eltern  oder  deren  Stell- 
vertreter an  ihre  Pflicht  zu  erinnern.  Wenn  sie  nicht  binnen  weiteten  drei  Tagen 
die  Aufnahme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Vorksschule  bewerkstelligen  oder 
den  Nachweis  der  gesetzlichen  Befreiung  von  dieser  Pflicht  liefern,  so  verfalleu 
sie  in  eine  Geldstrafe,  welche  zwischen  1  und  5  fl.  zu  bemessen,  im  Falle  der 
Zahlungsunfähigkeit  aber  in  Einschliessnng  von  höchstens  24  Stunden  umcn- 
wandeln  ist. 

§.  27.  Die  Ortsschulbehörde  revidirt  halbmonatlich  die  Absentenveneiebnisse 
der  Schule  und  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  NaehUasigkeit 
der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe,  wie  bei 
gänzlich  verabsäumter  Aufnahme  eines  schuipflichtigen,  nicht  gesetziieh  beflreiten 
Kindes  in  die  öffentliche  Volksschule  (§.  20).  Nicht  gehörig  entschnldigte  Schul- 
Versäumnisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleichzubalteu. 
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§•  28.  Eine  ErhOhBog  des  Straraa8iDa80es  findet  statt,  wenn  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  bezttglich  einer  schuldbaren  Vernachlässigung  des  Schul- 
besQcbes  (§§.  26  und  27)  der  Kinder  rttckfUllig  erscheinen.  Tn  diesem  Falle  kann 
das  Strafausmass  bis  zu  10  fl.  oder  einer  viertägigen  EinRchliessung  gehen. 

§•  29.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche  ausser  den  in  §.  25  erwähn- 
ten Fällen  Kinder  vor  Erlangung  des  in  §.  24  vorgeschriebenen  Zeugnisses  von 
der  Schale  ferne  halten,  unterliegen  denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie 
solche  flir  Vernachlässigung  des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

§.  30.  Inhabervon  Fabriken,  Gewerben,  Bergbanen,  Torfstiehen  n.  dgl.,  welche 
die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten, 
verfallen  in  die  in  den  §§.  26 — 29  bezeichneten  Strafen. 

§.  31.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  19,  26—30  erwähnten  Strafen  kommt 
in  erster  Instanz  der  Bezirksschulbehörde  zu.  Das  Verfahren  richtet  sich  nach 
jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  im  allge- 
meinen Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertretungen  regeln. 

§.  32.  Recurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  de»  ver- 
nachlässigten oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben ,  soweit  sie 
nicht  gegen  Strafverfllgungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§.  33.  Oegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obtiegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  176  und  177  des  a.  b.  0.  B.  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Rückfalle  des  Rechtes, 
schutpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erkläit 
werden. 

m.  Abaohnitt. 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulwesen  und  von  den  Mitteln  zu 

seiner  Bestreitung. 

§.  34.  Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  Gebäude  fttr  nothwendige  Volks- 
schulen (§§.  1^  4,  5,  12),  ferner  die  Beheizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der 
SchuUocalitäten  in  denselben,  die  Beschaffung  der  Wohnung  fllr  den  Leiter  der 
Schule  und  derjenigen  Wirthschaftsräume,  welche  fttr  eine  mit  Grundstücken 
dotirte  Lehrstelle  erforderlich  sind,  endlich  die  Beistellung  und  Erhaltung  der 
Schuleinrichtung  und  Unterrichtserfordernisse  ist  eine  gemeinsame  Angelegenheit 
der  Gemeinden  jedes  Schulsprengels. 

§•  35.  Wenn  eine  Oitsgemeinde  den  ganzen  Schnisprengel  oder  mehrere 
ganze  Schnisprengel  umfasst,  so  werden  die  im  §.  34  erwähnten  Angelegenheiten 
durch  die  Ctemeindevertretung  und  ihre  Execntivorgane  besorgt. 

§.  36.  Sind  einer  Schule  mehrere  Ortsgemeinden  oder  Theile  derselben 
zugewiesen,  so  liegt  die  Besorgung  der  im  §.  35  erwähnten  Angelegenheiten 
(Concnrrenzangelegenheiten)  dem  Ortsschulrathe  ob. 

§•  37.  Die  Bezttge  des  Lehrpersonales,  die  Lehrmittel  und  die  übrigen,  nicht 
nach  §.  34  den  Gemeinden  obliegenden  Auslagen  für  sämmtliche  nothwendige 
Volksschulen  (§§.  1,  4,  5,  12)  bestreitet  der  Schulbezirk.  Die  Mittel  hiezu  werden 
dureb  eine  Schnlbezirksumlage  aufgebracht.  Die  Deckung  des  Mehrbedarfes 
erfolgt  durch  den  Landesfonds. 

§.  38.  In  gleicher  Weise  sind  aurh  folgende  Ausgaben  zu  decken : 
a)  Die  Dotation  der  Bezirkslehrerbibliotheken,  ftlr  welche  von  den  Tjclirem  ein 

Beitrag  mit  einem  halben  Peroente  des  Jahresgehaltes  erhoben  werden  kann ; 
bj  die  Kosten  der  Abhaltung  von  Bezirks-Lehrerconferenzen,  einschliesslich  der 

den  Mi^liedem  zu  gewährenden  Reisekosten-Entschädigung ; 
c)  die  Reisekosten-Entschädigungen  und  Taggelder  flir  die  Abgeordneten  der 

3ezirksconferenzen  zu  den  Landesconferenzen, 
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§.  39.  Zur  Besorgung  der  hieraus  erwachsenden  G^BchSfte  wird  die  Bezirks- 
schulbehörde in  jenen  Schulbezirken,  welche  aus  mehreren  Gemeinden  bestehen, 
durch  acht  Jlitglieder  mit  entscheidender  Stimme  verstärkt,  welche  von  den  Vor- 
ständen der  im  Bezirke  inbegriffenen  Gemeinden  aus  den  Gemeinde-WaMberedi- 
tigten  mittelst  absoluter  Stimmenmehrheit  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
gewählt  werden  und  ihr  Geschäft  unentgeltlich  versehen. 

§.  40.  Besteht  der  Schulbezirk  aus  einer  einzigen  Gemeinde,  so  werden  diese 
Geschäfte  gleich  anderen  Gemeindeangelegenheiten  durch  die  Gemeindevertretung 
und  ihre  Executivorgane  besorgt. 

§.  41.  Auf  den  Bezirkschulfonds  gehen  alle  Verpflichtungen  tlber,  welohe 
bezüglich  der  im  §.  37  erwähnten  Auslagen  für  die  nothwendigen  Yolkss^oleB 
bisher  jeder  einzelnen  Schulgemeinde  entweder  für  sich  allein  oder  in  Concurrenz 
mit  anderen  Personen  oder  Corporationen  oblagen. 

§.  42.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Schulgemeinde  noch 
andere  Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  oder  Beiträgen  fttr  die  im 
§.  37  erwähnten  Auslagen  verpflichtete,  sind  solche  Verpflichtungen  im  vollen 
Umfange  aufrecht  zu  erhalten.  Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fondß. 

§.  43.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  eii^tlneZn* 
flttsse  bestinomten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thnnlichster 
Aufrechthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  waluren. 

§.  44.  Nur  jener  Verpflichtungen ,  welche  dem  weder  stiftungsgemäss,  noch 
auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  fortbestehenden  Schulpatronate  ankleben,  kann 
der  rerftlgungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch  eii^ache  Verzichtleistung  auf 
das  Schulpatronat  sich  entschlagen.  Die  mit  demselben  verbundenen  Rechte  gehen 
sodann  auf  den  Schulbezirk  Über. 

§.  45.  Das  Schulgeld,  femer  die  ftir  die  in  den  §§.  37  und  38  erwähnten 
Zwecke  gewidmeten  Geschenke  und  Legate,  welche  mit  möglichster  Aufrechthal- 
tung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmung  zu  verwenden  sind,  endlich  alle  son- 
stigen fllr  solche  Zwecke  sich  ergebenden  Einnahmen  fliessen  in  den  Bezirks- 
schulfonds. 

§.  46.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Schulen  des 
gesammten  Erzherzogthumes  in  Uebereinstimmung  mit  §.  21  des  Gesetzes  zur 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstandes  au  den  öffentlichen  Volks- 
schulen in  drei  Classen  getheilt  und  das  Schulgeld  in  denselben  wird  mit  20,  1 2, 
und  6  kr.  wöchentlich  für  jedes  schulbesuchende  Kind  festgesetzt. 

§.  47.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  findet  ohne  Intervention  der  Lehrer 
wöchentlich  oder  monatweise  durch  die  Gemeindevorstehung  statt,  welche  die 
erhobenen  Beträge  am  Ende  eines  jeden  Monats  an  die  Gasse  des  Schulbezirkes 
abzuliefern  und  ordnuugsmässig  zu  verrechnen  hat.  SchulgelderrUckstände  sind 
nach  den  Vorschriften  Über  Einhebung  rückständiger  Gemeindeumlagen  su 
behandeln. 

§.  48.  Der  Ortsschulbehörde  steht  es  zu,  die  schulbesuehenden  Kinder  unbe- 
mittelter Eltern  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Fortgang  ganz  oder  theilweise  von  der 
Schulgeldentrichtnng  zu  befreien,  und  Eltern,  welche  gleichzeitig  fttr  mehr  als  drei 
die  öffentlichen  Schulen  besuchende  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben,  eine 
Ermässigung  zuzugestehen.  Der  biedurch  veranlasste  Ausfall  ist,  soweit  er  lOpCt. 
der  gesammten  Schuldigkeit  an  Schulgeld  übersteigt,  aus  den  Mitteln  der  Schul- 
gemeinde zu  ersetzen.  Wenn  Stiftungen  zur  vollen  oder  theilweisen  Bestreitung 
des  Schulgeldes  an  der  betreffenden  Schule  bestehen,  so  ist  der  vorerwttImteAus* 
fall  aus  diesen  Stiftungen  zu  decken.  In  dem  Falle  des  Bestandes  solehefe*  Stiftun- 
gen steht  es  der  Ortsschulbehörde  zu,  die  vorbezeicboeten  SchnlgeldliefrefQngen 
und  ErmVasigungen  so  weit  auszudehnen,  als  die  Bestreitung  dea  Behnlgeldes  ans 
den  Stiftungen  möglich  ist. 
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§.  49.  Die  Gemeindevertretang  des  Schalortes  kann  auch  beschliessen,  dass 
die  Gemeindecasse  die  Schnlgeldentrichtung  fUr  sämmtliche  schnibesachende 
Kinder  im  vollen  oder  in  einem  bestiqpmt^n  Betrage  Ubecnehme. 

§.  50.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Auiiiahmsgebühr,  noch  eine 
besondere  Zahlm^  fltr  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Gegenstände^ 
fllr  Benützung  der  zum  Sehulgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstücke,  Lehr- 
imtCe):Ocl«f  UntemchtseFferderntese,  für  Beheinng,  Bdenobtnng  oder  RttBignng 
der  ^AuUatalilittl^D  ii.  dgl.  abgefordert  werdien.  Die  Scfanlbttober  imd  andere 
Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  und  im 
F»He  etwiesener  Dtlrfüjgkeit  derselben  dmrch  die  Sohulgemeinde  beiznschairen. 

§.51.  Reichen  die  Schuleinkünfte  (§§.  42,  43,  45)  vorausaiehtlieh  nicht  hm, 
um  die  veranschlagten  Auslagen  des  Schulbezirkes  fttr  das  nächste  Jahr  zu  be- 
streiten, so  ist  zur  Deckung  des  Restes  derselben  dne  Umlage  auszuschreiben,  weiche 
in  Städten  mit  eigenem  Statut  in  gleicher  Weise,  wie  andere  Gemeindeumlagen, 
ausserhalb  jener  Städte  gleichzeitig  mit  dem  Landeserfordemiss^Zuschlage  zu 
den  directen  Steuern  erhoben  wird. 
-  '  §.  52.  Die  eben  erwähnte  Umlage  für  den  Bezirksschalfonds  der  Stadt  Wien 
fällt  nicht  unter  die  Bestimmungen  des  §.  90  der  provisorischen  Gemeindeordnung 
vom  9.  März  1850. 

§.53.  Müsste  die  Umlage  ftlr  Volksschulzwecke  die  Ziffer  von  10  Percent 
d^^  äfeöten  Steüeili  (mit  Ausschluss  der  ausserordentlichen  Zuschläge)  über- 
steigen, so  hat  die  Deckung  des  Mehrbedarfes  aus  dem  Landesfonds  zu  erfolgen. 

Die  Voranschläge  und  Rechnungsabschlüsse  jener  Sehulbeslrke,  bei  welchen 
eine  solche  Deckung  des  Mehrbedarfes  aus  dem  Landesfonds  zu  erfolgen  hat, 
sind  im  Wege  der  Landesschnlbehörde  dem  Landtage  zur  Genehmigung  vor- 
zttlegen. 

üebergangsbestünmungen. 

§.  54.  Die  bestehenden  Kothschulen  sind  binnen  zwei  Jahren  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  den  anderen  Öffentlichen 
Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand  nicht  mehr  als  nothwendig 
erscheint,  aufzulassen. 

8.  55.  Die  bestehende  Eintheilung  der  Schulsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bezirks - 
schnlräthe  zu  unterziehen. 

§.  56.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
soll  die  Einsehnlung  sämmtlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Ein- 
schichten des  Landes  durchgeführt  sein. 


BD. 


§.  57.  Das  gegeuwifartige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  seiner  Kundmachung 
nachfolgenden  6cJ»n]jabrei^  in  Wirksamkeit. 

§.  58.  Mit  dem  Begiime  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetaes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetae  und  Verord« 
nuugen  ausser  Kraft. 

^.  59.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassong  der  nOthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  ftlr  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Jot^h  m.  p. 
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Nr.  77. 

Gesetz  vom  5.  April  1870, 

wirksam  für  Ats  ErzherEogthum  Oesterreich  anter  der  EnnB, 

die  Regelung  der  BeehtoTerhUtnisse  des  Lehrstoiides  as  des  AffoBtlkhen 
YolkesehHlen  des  Erzhensogthumes  Oesterreieh  unter  der  Enns  betreffend. 

Mit  Znstimniiing  des  LMidtages  Meines  Erzhersogthnmes  Oesterreicb  nnMr 
der  Enns  verordne  leb,  wie  folgt:, 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Anstellnng  des  Lebrpersonales. 

§.  1 .  Jede  Erledigang  einer  Lebrerstelle  an  einer  öffentlicben  Volkssebale  zeigt 
die  Ortssehaibehörde  sofort  der  Bezirksschalbehörde  an^  welche  die  Conenrsaas* 
schreibang  vornimmt 

§.  2.  Die  Goncnrsansschreibong  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  nnd  des 
Dienstortes  fUr  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbnndenen  mindesten  Jahres- 
gehalt und  die  Modalitäten  seiner  eventuellen  Steigerung,  sowie  die  beizubringen- 
den Bebelfe  namhaft  machen  nnd  die  Bewerber  anweisen ,  ihre  Gesuche  bei  der 
betreffenden  Ortsschulbefaörde  einzubringen. 

§.  3.  Die  Bekanntmachung  der  Concursausschreibung  erfolgt  in  dem  amtlichen 
Landesblatte  und  in  einem  oder  mehreren  anderen  nach  dem  Ermessen  der 
Bezirksschalbehörde  zu  bestimmenden ,  namentlich  fachmännischen  Organen  der 
öffentlichen  Presse. 

§.  4.  Der  Termin  znr  Einreichung  der  Gesuche  moss  mindestens  auf  vier 
Wochen  festgesetzt  werden. 

Die  Bewerbungsgesuche  bereits  angestellter  Lehrindividuen  sind  im  Wege 
der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen,  welcher  ihr  Gutachten  sofort 
beizufügen  hat. 

Verspätet  einlangende  oder  innerhalb  des  Concurstermines  nicht  gebörig 
documentirte  Gesuche  dürfen  nicht  berücksichtigt  werden. 

§.  ö.  Die  Ortsschulbehörde  sammelt  die  (besuche  und  erstattet  binnen  vier 
Wochen  an  die  Bezirksschulbehörde  einen  Vorschlag  zur  Besetzung  der  erle* 
digten  Stelle. 

§.  6.  Das  bisherige  Präsentations-  (Ernennungs-)  Recht  der  Schnigemeinde 
geht  an  den  Schulbezirk  über  und  wird  von  denselben  Organen  ausgeübt,  welobe 
in  den  §§.  39  und  40  des  Gesetzes  zur  Regelung  der  Errichtung  nnd  Erhaltang, 
sowie  des  Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen  bestimmt  sind« 

§.  7.  Wird  die  Dotetion  einer  Lehrerstelle  nicht  ganz  oder  theilweise  ans  den 
Schulfonds  bestritten,  so  steht  Demjenigen,  welcher  sie  allein  erhält,  das  Präsen- 
tations- (Ernennungs-)  Recht  zu. 

§.  8.  Ein  Präsentationsrecht,  welches  dem  Pfarrer  ohne  Verpflichtung  zur  Tra- 
gnng  der  Patronatslasten  zusteht,  erlischt  mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes. 

§.  9.  Wenn  das  Präsentations-  (Ernennungs-)  Recht  nicht  einer  Behörde 
zusteht,  welcher  der  Bezirksschulinspector  angehört,  hatdieBesirkssehnlbehOrdeaii 
die  Präsentations-  (Ernennung^-)  Berechtigten  ein  über  jeden  einzelnen  Bewerber 
sich  aussprechendes  Gutachten  zu  erstatten,  welches  dem  PräsenUtions*  (Ernen- 
nungs«) Acte  (§.  10)  beizusohliessen  ist 
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§.  10.  Der  Präsentation«-  (Ernennung«-)  Berechtigte  wählt  innerhalb  vier 
Wochen,  ohne  an  den  Vorbchlag  des  Ortsschulrathes  oder  eine  von  ihm  aufge- 
stellte Reihenfolge  der  Candidaten  (§.  5),  beziehungsweise  an  das  Outachten  der 
Bezirkssehulbehörde  (§««0  gebunden  zu  sein,  den  ihm  am  meisten  geeignet  erschei- 
nenden Bewerber  aus  und  zeigt  ihn  unter  Vorlage  der  ihn  betreffenden  Acten  sofort 
der  Landesschnlbehörde  an. 

§.  11.  Die  Präsentation  (Ernennung)  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknüpft 
werden ;  jede  dieser  Bestimmung  zuwider  etwa  eingegangene  Verpflichtung 
eines  Bewerbers  ist  ungiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  12.  Wird  die  Präsentation  (Ernennung)  von  der  Landesschulbchördebean- 
ständet  (g.  50,  Alinea  4  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Ver- 
handlung mit  Angabe  der  gesetzlichen  GrWnde,  welche  der  Anstellung  entgegen- 
stehen, an  den  Präsentations-  (Ernennungs)  Berechtigten  zurtickzuleiten,  welchem 
es  ttberlassen  bleibt,  binnen  vierzehn  Tagen  eine  andere  Präsental  ion  (Ernennung) 
voraunebmen,  oderden  Recurs  an  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  ergreifen. 

§.  13*  Wird  die  Präsentation  (Emetinung)  von  der  Landes^chulbehörde 
nicht  beanständet,  so  beauftragt  sie  den  Präsentations-  (Ernennungs)  Berechtigten, 
das  Anstellungsdecret  unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  anf  den  Erlass  der 
Landesscbulbehörde  auszufertigen,  sowie  die  Bezirksschulbehörde  die  Beeidigung 
dea  Ernannten  und  seine  Einftthrnng  in  den  Schuldienst  vorzunehnien  und  ihm 
sein  Diensteinkommen  anzuweisen  hat. 

§.  14.  Der  Präsentations-  (Ernennungs-)  Berechtigte  ist  einzuladen,  sich  bei 
der  Beeidigung  und  Einführung  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  durch  einen 
Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

§.  15.  !Nimmt  der  Präsentations-  (Ernennungs-)  Berechtigte  binnen  der  ge- 
setzlichen Frist  (§§.  10  und  12)  keine  Präsentation  (Ernennung)  vor,  so  tritt  fltr 
diesen  Fall  die  Landesscbulbehörde  in  seine  Rechte  ein. 

§.  16.  Jede  in  Oemässhett  der  §§.  1 — 15  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefahigungszeugnisse  versehenen  Unterlehrers 
ist  eine  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Ver- 
setzung, welche  der  Bezirks-  oder  Landesschulrath  aus  Dienstesrlicksichten  anord- 
net, ftagen,  sofern  er  dabei  keinen  Entgang  an  BezHgen  erleidet. 

g.  17.  Auch  bei  solchen  Versetzungen  dürfen  die  auf  gegenwärtigem  Gesetze 
beruhenden  Vorschlags-  und  Präsentationsrechte  nicht  beeinträchtigt  >verden. 

§.  18.  Ueber  die  Verleihung  einer  Dienstalterszulage  entscheidet  die  Bezirks- 
schalbebörde  ohne  Concursausschreibung. 

§.  19.  Die  Ernennung  von  Lehrern  fttr  nicht  obligate  LehrfUcher,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  fttr  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Reiebsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise,  wie 
jene  der  anderen  Mitglieder  des  T^ehrstandes,  jedoch  ohne  Concursausschreibung, 
von  der  Bezirksschnlbehörde  vorzunehmen. 

n.  Abschnitt. 
Von  dem  Diensteinkommen  des  Lehrpersonales. 

§.  20.  Um  den  Betrag  auszumitteln,  aufweichen  jede  Lehrstelle  Anspruch  gibt, 
werden  die  Schulgemeinden  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  in  drei  Classen 
getheilt.  Diese  Eintheilnng  nimmt  die  Landesscbulbehörde  vor  und  revidirt  sie 
von  10  ZQ  10  Jahren,  ohne  dass  dadurch  zwisohenweilige  Berichtigungen  ausge- 
acblossen  sind. 

§•  21.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgehaltes,  welchen  ein  Lehrer  in 
Gemeinden  der  L  (höchsten)  Classe  anzusprechen  hat,  beträgt  600  fl.,  in  Ciemein- 
den  der  11.  Classe  500  fl.,  in  Gemeinden  der  HL  (untersten)  Classe  400  fl. 
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§.  22.  Für  Lehrstellen  aiY  Bürgcrschalen  ist  der  mindeste  Betrag  des  festen 
Jahresgehaltes  eines  Lehrers  in  Gemeinden  der  zweiten  nnd  dritten  Classe  mit 
500  fl.  festzustellen. 

§.  23.  Alle  fixen  Geldbeztlge,  welche  dem  Lehrer  aus  Verbindlichkeiten  ein- 
zelner Personen,  aus  Stiftungen  u.dgLzufliessen,  werden  (vorbehaltlich  der  Wahrung 
ihrer  Bestimmung  zu  einem  speciellen  Zwecke)  ausserhalb  des  Gemeindegebietes 
von  Wien  durch  die  Gemeindevorstehung  für  Rechnung  des  BezirksschulfondB, 
innerhalb  des  Gemeindegebietes  von  Wien  für  Rechnung  des  Communalschulfonds 
eingehoben. 

§.  24.  Die  veränderlichen  Geldgaben  sind  mit  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  letztverflossenen  drei  Jahre  sofort  in  einen  fixen  Bezug  umznwandeha ; 
Sammlungen  bei  den  einzelnen  Ortseinwohnem  dürfen  nicht  mehr  stattfinden. 

§.  25.  Das  Quantum  veränderlicher  Naturalgiebigkeiten  wird  nach  dem 
Durchschnitte  der  letzten  fünfzehn  Jahre  in  ein  fixes  verwandelt 

§.  26.  So  lange  Naturalgiebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie  nach 
dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  letzten  fünfzehn  Jahren  (nach  Aus- 
scheidung des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedersten  Preisen)  oder 
wo  keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung  durch  Sach- 
verständige (unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in  einen  fixen 
Geldbezug  für  Rechnung  des  Schulbezirkes  verwandelt. 

§.  27.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten- (Weingarten-),  Gras- oder  Waldland, 
dessen  Besitz  mit  der  Lehrstelle  verbunden  ist,  werden  so  zu  Geld  veranschlagt, 
dass .  vom  Katastralreinertrage  jeder  Parzelle  die  darauf  haftenden  Steuern 
saromt  Zuschlägen  abgezogen  werden. 

§.  28.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  26)  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lobrers  noch  Abgängige  mnss  ihm 
in  barem  Gelde,  und  zwar  in  monatlichen  Anticipativraten  bezahlt  werden. 

Ist  mit  einer  Lehrstelle  bereits  gegenwärtig  ein  höheres  Einkommen  ver- 
bunden, so  ist  dasselbe  ihrem  jetzigen  Inhaber  ungeschmälert  zu  erhalten. 

§.  29.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  LebrerS} 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung,  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Quartiergeldentschädigung,  ferner  Remunerationm,  Aushilfen, 
Zulagen  u.  dgl.  dUrfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

§.  30.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  5  Jahre  lang  an  einer  öflfent- 
liehen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben,  erhalten  eine  in  monatlichen  Antici> 
pativraten  flüssige  Dienstalterszulage  mit  10  Percenten  des  mindesten  Jahres- 
gehaltes jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  am  Tage  des  zarttckgelegten  fünften 
Dienstjahres  fungiren  (§§.  21). 

Unter  den  gleichen  Modalitäten  gibt  ihnen  jede  zurückgelegte  weitere  lUnf* 
jährige  Dienstperiode  bis  zum  vollendeten  30.  Jahre  dieser  Dienstzeit  Anspruch 
auf  eine  weitere  Zulage,  welche  mit  10  Percent  des  mindesten  Jahresgehaltes  der 
Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage  des  zurückgelegten  neuen  Quinquenniums  ange- 
stellt sind,  zu  bemessen  ist.  Der  Betrag,  um  welchen  das  gegenwärtige  Einkommen 
einer  Schulstelle  den  gesetzlich  mindesten  Jahresgehalt  Übersteigt  (§.  28).  dart 
in  eine  solche  Dienstaltersznlage  nicht  eingerechnet  werden. 

§.31.  Jedem  Director  oder  Oberlehrer  gebührt  eine  Fuuctionszulage,  welche 
mindestens  in  den  Gemeinden  der  ersten  Gehaltsciasse  200  fl.,  in  jenen  der  zwei- 
ten Gehaltsciasse  100  fl.,  in  jenen  der  dritten  Gehaltsciasse  50  fl.  sn  betragen 
hat  und  die  in  den  gleichen  Raten  mit  dem  festen  Jahresgehalte  flHssijg;  zu 
machen  ist. 
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§.  32.  Jeder  Leiter  einer  Sc&nle  bat  das  Recbt  auf  eine  mindestens  aus  zwei 
Zimmern  and  den  erforderlichen  Nebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm,  wo  möglich,  im  Schalgebäude  selbst  anznweisen  ist. 

Kann  ihm  eine  solche  nicht  ansgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  eine  Qnar- 
tiergeldentschädigang,  welche  mindestens  in  den  Gemeinden  der  ersten  Oehalts- 
classe  mit  30  Percenten,  in  jenen  der  zweiten  und  dritten  Classe  mit  30  Percenten 
des  mindesten  Jahresgehaltes  in  der  entsprechenden  Schalgemeinde  (§.  21)  zu 
bemessen  ist. 

§•  33.  Den  Übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  freie  Wohnung  nar  insoferne 
zu,  als  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
solchen  standen.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeldentschädigung,  in  deren 
Besitze  sie  bereits  stehen ;  eine  solche  mnss  ihnen  auch  znerkannt  werden,  wenn 
ihnen  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

In  Wien  haben  jene  Lehrer,  welche  keinen  Anspruch  auf  eine  Naturalwohnung 
haben,  ein  Quartiergeld  von  120  fl.  in  vierteljährigen  Anticipativraten  zu  erhalten. 
Die  Quartiergelder  in  den  Fällen  der  §§.  32  und  33  haben  die  Schulgemeinden  zu 
bezahlen. 

§•  34.  Eine  mit  Grundstücken  dotirte  Lehrerstelle  (§.  27)  gibt  auch  Anspruch 
auf  die  Benützung  der  erforderlichen  Wirthschaftsräume. 

§.  35.  Ein  Unterlehrer,  welcher  noch  kein  Lehrbefähigungszeugniss  besitzt, 
erhält  nur  eine  Remuneration,  welche  in  Gemeinden  der  ersten  Classe  mit  360  fl., 
in  jenen  der  zweiten  und  dritten  Classe  mit  200  fl.  zu  bemessen  ist.  Nach  Erlan- 
gung des  Lehrbefähigungszeugnisses  bezieht  er  einen  Gehalt,  welcher  in  den 
Gemeinden  der  ersten  Classe  75,  in  jenen  der  zweiten  und  dritten  Classe  60  Per- 
cent des  mindesten  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  in  derselben  Gemeinde  (§.  21) 
besagt. 

§.  36.  Ein  Recht  auf  freie  Wohnung  hat  ein  Unterlehrer  nur  dann,  wenn  er 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
Naturalwohnung  sich  befindet ;  das  Gleiche  gilt  von  einer  Quartiergeldentschädigung, 
in  deren  Besitze  er  bereits  steht;  eine  solche  muss  ihm  auch  zuerkannt  werden, 
wenn  ihm  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

S.  37.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonales  wird  nach  den  für  das 
iche  aufgestellten  Grundsätzen  (§§.21  —  36)  geregelt;  doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  80  Proeent  jener  Ziffern  zu  normiren,  welche  unter  gleichen  Verhältnissen 
auf  Männer  entfallen  würden. 

§.  38.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  flir  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Classen  gesondert  oder  mit  Mädchen  vereint,  dan 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  39.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  Unterrichtsfächer,  sowie  die  Lehrerinen 
der  weiblichen  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reichsgesetzes 
vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  erhalten  eine  fixe  Remuneration,  welche 
über  Antrag  der  Bezirksschulbehörde  nach  Massgabe  der  wöchentlichen  Unter- 
richtsstunden bestimmt  wird. 

§.  40.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  provisorisch  oder  definitiv  ange- 
stellten Lehrpersonen  haben  sich  jeder  Nebenbeschäftigung  zu  enthalten,  welche  dem 
Anstände  und  der  äusseren  Ehre  ihres  Standes  widerstreitet,  oder  ihre  Zeit  auf 
Kosten  der  genauen  Erflillung  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  die  Vor- 
aussetzung einer  Befangenheit  in  Ausübung  des  Lehramtes  begründet. 

§.  41.  Jedes  Mitglied  des  Lehrstandes  hat  sich  von  dem  Zeitpuncte  an,  mit 
welchem  die  Reguli rung  seiner  Bezüge  nach  den  §§.  21 — 31  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  durchgeführt  ist,  der  Ertheilung  des  sogenannten  Nachstunden-Unter- 
richtes  und  der  Versehnng  des  Messner-  (Küster-^  Dienstes  zu  enthalten. 

§«  42.  Die  Bezirksschulbehörde  hat  bei  Ueberschreitungen  des  im  §.  41 
ausgesprochenen  Verbotes  sofort  strengstens  Amt  zu  handeln,  bei  Wahrnehmung 
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von  Verletzungeu  derselben  aber  dem  Betreffenden  eine  höchstens  sechswochent- 
liehe  Frist  za  setzen^  binnen  deren  er  entweder  dem  Schuldienste  oder  der  Neben- 
bescbäfligang  za  entsagen  hat. 

Gegen  diese  Aufforderang  steht  der  Reours  an  £e  Landessekulbehtede  offen, 
welcher  binnen  acht  Tagen  zu  ergreifen  «nd  mit  aller  Beseblennigung  zd  erle- 
digen ist. 

m.  Abschnitt. 

Von  der  Disciplinar-Behandlung   unrd  Bntlagsnng   des 

Lehrpersonales. 

§.  43.  Jede  Verletzung  der  Amtspflicht  von  definitiv  oder  proyisoriseh  ange- 
stellten Lehrpersonen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Schale  oder  von  der  fiezirksschnlbehörde  mündlich  oder  schriftlich  unter  Einweisung 
auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung  gerügt  oder  dureh  die 
Landesschulbehörde  mittelst  einer  Disciplinarstrafe  geahndet. 

§.  44.  Solche  Disciplinarstrafen  sind : 
aj  der  Verweis ; 

bj  die  Entziehung  des  Anspruches  auf  die  Dienstalterseulage ; 
cj  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle. 

§.  45.  Der  Verweis  wird  stets  schriftlich  ertheilt  nnd  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  für  den  Fall  wiederholter  Pflichtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betroffenen  wird  diese  Strafe  nieht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  46.  Die  Bewilligung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszslage 
(§.  30)  kann  auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  gänzlich  abge- 
sprochen werden. 

§.  47.  Die  strafweise  Entziehung  der  Fanction  eines  Oberlehrers,  Direcors 
oder  Leiters  einer  Schule  kann  mit  oder  ohne  Aenderung  des  Dienstortes  statt- 
finden. 

§.  48.  Sowohl  in  diesem  Falle  als  auch  bei  der  strafweisen  Versetzung  an 
eine  andere  Lehrstelle  desselben  Bezirkes  hat  das  Disciplinarerkenntniss  zugleich 
den  Rang  zu  bestimmen,  mit  welchem  der  Betroffene  in  das  Lehrpersonale  seines 
Dienstortes  künftighin  einzureihen  ist. 

§.  49.  Bevor  gegen  ein  Mitglied  des  Lehrstandes  eine  Disciplinarstrafe  verhängt 
wird;  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten  zu 
seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten.  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlich  vorge- 
bracht;  so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden.  Stellt  sich  die  (mündliche 
oder  schriftliche)  Rechtfertigung  als  genügend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschul- 
digten schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  50.  Die  Landesschulbehörde  ist  bei  Verhängung  der  im  §.  44  bezeichneten 
Disciplinarstrafen  an  keine  stufenweise  Anfeinandertblge  der  Disciplinarstrafen 
gebunden. 

§.  51.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  jedoch  in  der  Regel  erst  v^hängt 
werden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgehens  mindestens  Einer  Disciplinarbestrafang 
neuerdings  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  DienstpfUchlen 
stattfinden.  Nur  gegen  Denjenigen  kann  die  Entlassung  sofort  Platz  greifen, 
welcher  sich  eines  groben  Missbraucfaes  des  ZUchtigungsrecbtes,  oder  einer  gröb- 
lieben Verletzung  der  Religion  und  Sittlichkeit  schuldig  gemacht  hat 

§.  52.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  der  Laadessehulbehörde  ohne 
Disciplinarerkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  stra%erichtliche  Verurtheilung 
erfolgte^  welche  die  Ausschliessung  des  Betroffenen  von  der  Wählbarkeit  in  die 
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Qemeindeyertretuiig  nach  sich  zieht.  (Abs.  3  des  §.  48  des  Beichsgesetzes  Tom 
14.  Mai  1869.) 

§.  53.  Jede  Eotlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Minister  fttr  Cnltus  und 
Uolerricbt  anzuzeigen,  welcher  daron  den  Landessehulbehövden  der  übrigen  im 
Beichsrathe  vertretenen  Uader  Mittheilung  macht. 

§.  54.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  der  Bezirksschulbebörde  f)lr  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinaren 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  fUr  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verlangt.  Ein  Becurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschie- 
bende Wirkung. 

§.  55.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  gefilhr- 
det;  so  hat  die  Bezirksschülbehörde  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verab- 
reichenden Alimentation  auszusprechen,  welche  höchstens  zwei  Dritttheile 
des  zur  Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  (§§.  21,  30,  31) 
betragen  darf  Erfolgt  späterhin  eine  Sehuldloserklärung,  so  gebührt  ihm  der 
Ersatz  des  zeitweisen  Verlustes  am  Diensteinkommen. 

IV.  AlMehniU. 

Von  der  Versetzung  des  Lehrpersonales  in  den  Buhestand   und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§.  56.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Buhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  wegen  allzu  vorgerückten  Lebensalters,  wegen  schwerer 
körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  oder  wegen  anderer  berücksichtigungs- 
werther  Verhältnisse  zur  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Pflichten  untauglich 
erscheint.  Die  Landesschulbehörde  kann  eine  solche  Versetzung  entweder  auf 
Ansuchen  der  betreffenden  Person,  oder  vcm  Amtswegen,  jedoch  immer  erst  nach 
Einvernehmung  der  Bezirksschulbehörde  verfügen. 

§.  57.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Buhestand. 

§.  58.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstesentsa- 
gung oder  der  Versetzung  in  den  Buhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  der 
Landesschulbehörde  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen,  zu  welcher  Zeit 
aoeh  die  Bäumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehr- 
stelle verbundenen  Besitzes  an  Grundstücken  stattzufinden  hat,  über  deren  Nutzun- 
gen nach  §.  78  zu  entscheiden  ist. 

§.  59.  Das  Ausmass  des  Buhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Buhestand 
Versetzten  abhängig. 

§.  60.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  derjenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Buhestand  bezogen  wurde.  Die  Dienstalterszulagen  (§.  30), 
sowie  die  Functionssznlagen  (§.  31)  der  Directoren  und  Oberlehrer  sind  als  Theile 
dieses  Jahresgehaltes  zu  bettachten. 

§.  61.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  LehrbefShigungsprüfiing  an  einer  öffentlichen  Schule  zugebracht 
hat  (§.  56  des  Beichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt  die 
Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesener- 
massen  ausser.  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrindividiums  lag. 

§.  62.  Dei\)enigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Buhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  61)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
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eine  Abfertigung^  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
JahrcBgehaltes  (§.  60)  zu  bemessen  ist. 

§.  63.  Diejenigen^  welche  vom  Beginne  des  eilften  bis  zur  Vollendung  des 
fünfzehnten  anrechenbaren  Dienstjahres  (§.  62)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden, 
erhalten  ein  Dritttheil  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem 
YoUendeten  fünfzehnten  Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Acht* 
theile,  mit  jedem  weiter  zurückgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil, 
mit  dem  beendeten  vierzigsten  Dienstjahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  r§.  60)  als  Pension. 

§.  64.  Der  in  Runestand  Versetzte  hat  sich  nach  Behebung  des  jene  Ver- 
setzung begründenden  Hindernisses  seiner  Thätigkeit  nach  der  Weisung 
der  Landesschulbehörde  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen  oder  auf 
Ruhegenuss  zu  verzichten. 

Der  Ruhegenuss  erlischt  auch  dann^  wenn  der  in  Ruhestand  Versetzte  ohne 
Zustimmung  der  Landesschulbehörde  einen  mit  Gehalt  dotirten  Dienst  Übernimmt. 

§.  65.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  nur 
dann  einen  Versorgungsanspruch,  wenn  der  verstorbene  Gatte  und  Vater  selbst 
zu  einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  66.  Die  Witwen  und  Waisen  der  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  ver- 
sehenen Unterlehrer,  haben  keinen  Versorgungsanspruch,  wenn  die  Genehmigung 
der  Bezirksschulbehörde  zu  der  Verehelichung  nicht  eingeholt  wurde. 

§.  67.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.61)  vollendet  hatte,  erhält 
eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheil  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  60). 

§.  68.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr 
(§•  62)  vollendet  hatte,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem 
Drittheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahres- 
gehaltes (§.  60)  zu  bemessen  ist. 

§.  69.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Gatten  erst  während  des  Ruhe- 
standes eingegangen  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ans  Verschulden  der 
Gattin  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen  Anspruch 
auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  70.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  kann  die  Gattin  sich  (ttr  einen 
abermaligen  Witwenstand  die  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweijährigen  Batrag 
jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 

§.71.  Für  jedes  Eind  des  Verstorbenen,  das  von  einer  pensionsberechtiglen 
Witwe  zu  verpflegen  ist,  gebührt  ihr  ein  Erziehungsbeitrag,  welcher  so  bemessen 
wird,  dass  ihre  Pension  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom 
verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes 
(§.  60)  überschreitet. 

§.  72.  Der  Erziehnngsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Zurttck* 
legung  des  20.  Lebensjahres  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  früher  erlangten 
Versorgung. 

§.  73.  Wenn  nach  einem  verstorbenen  Mitgliede  des  Lehrstandes  keine 
Witwe  vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss  hat 
§.  69),  so  gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche 
as  20.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  69 
dieselbe  Abfertigung,  welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.  67 
aber  eine  Concretalpension,  welche  mit  dem  Sechstheile  des  letzten  vom  Verstor- 
benen  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  74.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  vorhan- 
den *■* 
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§.  75.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (§.  71)  für  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Concretalpension  (§.  73) ;  behält  sie  sieh  ftlr  den  Fall  eines 
abermaligen  Witwenstandes  das  Wiederaufleben  ihrer  Pension  vor,  so  bezieht  sich 
dieser  Vorbehalt  auch  auf  die  Erziehungsbeiträge;  so  dass  bei  dem  Eintritte  jenes 
Falles  sofort  die  Concretalpension  der  Kinder  erlischt. 

§.  76.  Die  Witwe  und  in  Ermanglung  einer  solchen  die  Kinder  eines  in  acti- 
ver  Dienstleistung  verstorbenen  Mitgliedes  des  Lehrstandes  haben  zur  Bestreitung 
der  Krankheits-  und  Leichenkosten  das  Sterbequartal  mit  25  Percenten  des  letzten 
vom  Verstorbenen  bezogene  anrechenbare  Jahresgehalt^s  anzusprechen. 

§.  77.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  haben  das  Rechte  die  Naturalwohnung  desselben  noch 
ein  Vierte^ahr  lang  zu  benutzen  oder  den  ihm  zustehenden  Quartiergeldbetrag  ftlr 
den  nächst  verfallenden  Erhebungstermin  zu  beziehen. 

§.  78.  Die  Nutzungen  eines  zur  Dotation  der  Schulstelle  gehörigen  Orund- 
Stückes  (§.  27)  gehören  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lehrstandes  nur  dann,  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  1.  Juni 
und  31.  Oetober  erfolgte.  Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch 
auf  den  Ersatz  jener  Auslagen^  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen  gemacht 
wurden. 

§.  79.  Zur  Deckung  der  Ruhegenttsse  fttr  dienstuntauglich  gewordene  Mit- 
glieder des  Lehrstandes^  sowie  zur  Befriedigung  der  Versorgungsansprttche  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  eine  Landespensionscasse  errichtet,  welche  die  Landesschul- 
behörde  verwaltet  (§.  57  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  80.  Sämmtliche  Mitglieder  des  LehrpersonaleS;  welche  nach  abgelegter  Lehr- 
befähigungsprttfung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  10  Percent  ihres 
ersten  nach  erfolgter  Regulirung  bezogenen,  ftlr  den  Ruhegenuss  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  und  ebensoviel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu  Theil  wer- 
denden Gehaltsaufbesserung,  Dienstalterszulage  oder  Functionszulage,  ttberdiess 
aber  jährlich  2  Percente  ihrer  fUr  den  Ruhegenuss  anrechenbaren  Jahresbeztlge  an 
die  Pensionscasse  zu  entrichten. 

§.  81.  Als  besondere  Zuflüsse  werden  der  Pensionscasse  zugewiesen: 

1 .  Jene  gesetzlichen  Beiträge  aus  Verlassenschaften,  welche  bisher  dem  Nor- 
malschulfonde  zuflössen; 

2.  die  auf  das  Land  entfallenden  Gebarungsttberschttsse  des  Schulbttcher- 
verlages ; 

3.  die  Intercalarien  für  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Erben  eines 
verstorbenen  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§.  78)  oder  durch 
die  Remuneration  des  Hilfslehrers  in  Anspruch  genommen  werden ; 

•  4.  die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverfttgungen  der  Schulbehörde 
eingehen. 

§.  82.  Der  zur  Bestreitung  der  jährlichen  Ausgaben  der  Pensionscasse  noch 
weiters  erforderliche  Betrag  wird  aus  dem  Landesfonds  gedeckt. 

§.  83.  UeberschUsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  der  Pensions- 
casse (§§.  80 — 82)  ergeben,  sind  zu  capitalisiren,  und  nur  die  Zinsen  derselben 
in  die  nächste  Jahresrechnung  einzubeziehen. 

§.  84.  Gemeinden,  welche  ftlr  die  Pensionirung  ihrer  Lehrer  und  die  Ver- 
sorgung ihrer  Hinterbliebenen  in  einer  den  bisherigen  Bestimmungen  (§§.  56  bis 
75)  entsprechenden  Weise  selbstständig  Sorge  tragen,  sind  von  der  Verpflichtung, 
an  der  Landespensionscasse  Theil  zu  nehmen,  befreit  und  können  die  in  den 
§§.  80  und  81  erwähnten  Zuflüsse  ftlr  ihre  eigene  Pensionscasse  erheben. 

§.  85.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrerstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zu  ihrer  Bestreitung  Ver- 
pflichteten auch  fernerhin  bezahlt  werden. 
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Uebargattgübestimmungen. 

§.  86.  Die  Landesscbulbebörde  nimmt  sofort  bei  Beginn  der  Wirkfiamkeit 
dieaes  Gesetzes  die  im  §.20  vorge^eb^jM^  Dintb^lung  s&mxoflieber  Scbttl^^einden 
in  die  drei  Classen  vor. 

§.  87.  Auf  £rrand  dieser  Eiutbeilang  legt  jede  Bezirksacbnlbebörde  einen 
Kataster  sänuntlicbier  Lehrstellen  des  Bezirkes  an  and  stellt  dabei  das  Einkommen 
fest^  welches  dem  gegenwärtigen  Inbaber  einer  jeden  derselben  nacb  den  §.21 
bis  39  gebübrt. 

§.  88.  Hiebei  ist  nur  jenen  beim  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
angestellten  Lehrern  die  erste  im  §.  30  bezeichnete  Diensjtslterszulage  za^u- 
gesteben,  welche  bereits  10  Jahre  lang  an  einer  öffentlichen  Yolksscbnle  eines 
der  im  Keichsrathe  yertreten^en  Länder  mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt 
haben.  Diejenigen  Lehrer,  welche  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  zwar  das  5.^  aber  noch  nicht  das  10.  Dienstjahr  znrttckgelegt 
haben;  treten  erst  mit  Zurücklßgnng  des  10.  Dienstjahres  in  denGenuss  der  ersteo 
Dienstalterszulage.  Alle  übrigen  bereits  angestellten  Lehrer  zählen  die  ftir  Erlan- 
gung der  ersten  Quinquennalzulagen  erforderliche  Frist  (§.  30)  erst  vom  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes. 

§.  89.  Die  auf  den  erwähnten  Kataster  (§.  87)  gegründete  Begulirung  der 
Bezüge  sämmüiicher  Mitglieder  des  Lebrstandes  muss  SDüAestens  ein  Jahr  nach 
Beginn  der  Wirkswikeit  dieses  Gesetzes  vollständig  durcngefbhrt  sein. 

§.  90.  Innerhalb  desselben  Zeitraumes  hat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions- 
casse  zu  beginnen.  Bei  der  Begulirung  der  Bezüge  jedes  Mitgliedes  des  Lehr- 
standes ist  der  von  ihm  nach  §.  80  zu  entrichtende  Beitrag  bei  der  Casse^  aus 
welcher  er  seinen  Gehalt  bezieht,  in  Vorschreibung  zu  bringen. 

SchluBsbestimmnngexi. 

§.91.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  der  Kundmachung 
nachfolgenden  Sebaljabres  in  Wirksamkeit. 

§.  92.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  Gesetze  und  Verordnungen 
ausser  Kraft. 

§.  93.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instnietionen  ist  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Fra^z  Joseph  hl  p. 

Slremayr  m.  p. 
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Nr.  78. 

Auszug  aus  dem  Finanzgesetze  fUr  das  Jahr  1870. 

Mit  dem  I^nanzgesetze  vom  12.  April  1870,  B.  G.  BI.  Nr.  52,  sind  die  den 
Et&t  des  Mi^istfßrimns  Afr  Cnltus  and  Unterricht  (Cap.  VIII)  betreffenden  Staatsaus- 
gaben  und  Einoahmea  Üti:  das  Jahr  1870  in  folgender  Weise  festgestellt  worden: 

Sinter  rrhell.  — 


9 


(1h 


Staatsausgaben 


Ansgabjen 


or4eMt- 
Uehe 


aiiss«ror- 
dentlielie 


Samme 


Gulden  in  österr.  Tj^ährung 


8 


VII|.  Hinist^ rinm  fttr  Cnltas  und  Unterricht. 


Cei^ral-Leitung 


CulttLB. 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 


StaatsvorschusB  zu  katholischen  Religionsfonden : 

Salzburg 

Tirol 

Vorarlberg 

Steiermai^ 

Kämthen 

Krain 

Triest 

Görz 

Istrien 

Dalmatien 

Böhmen 

Galizien 

Krakau  

Bukowina     

Für  sämmtliche  im   Beichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder   .   .   % 

Snmme  (Titel  2,  §§.  1—15)  . 


Stiftungen  und  Beiträge  zu  Cnltus-Zwecken : 

KathoÜBcher  CuItus. 

Oesterreich  unter  der  Enns 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Salzburg 

Tirol  und  Vorarlberg 

Steiermark 

Kämthen 

Krain     

Küstenland 

Böhmen 

.Galizien  mit  Krakau 

Summe  (Titel  3,  §§.  1-10) 


176.000 

1.938 

74.507 

•   •   •   • 

23.154 

B      *      •      • 

12.159 

•      •      •      • 

64.652 

4.291 

33.202 

»   ■   ■   « 

51.067 

7.600 

42.366 

■   ■   •   • 

51.164 

11.031 

59.288 

6.000 

143.893 

46.310 

21.151 

70.000 

567.640 

25.000 

21.680 

.... 

42.807 

5.012 

810 

.  .  .  • 

1,209.540 

174.244 

5.561 

130.000 

195 

•   •   •   • 

20.274 

■   ■   •   • 

35.562 

•       •       •       B 

5.084 

•       •       •       • 

52 

•   '    •       •       • 

712 

•       •       •       • 

1.229 

•       •       ■       • 

12.315 

10.000 

26.897 

«    •    •    • 

107.881 

140.000 

177.938 


74.507 
23.154 
12.159 
68.943 
33.202 
58.667 
42.366 
62.195 
65.288 

190.203 
91.131 

592.640 
21.680 
46.819 

810 

1,383.784 


135.561 

195 

20.274 

.35.562 

5.084 

52 

712 

1,229 

22.315 

28.897 


247.881 
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es 


O) 


6 


es 

0« 


1 

2 

3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 


1 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 


Staatsausgaben 


Evangelischer  Cultns. 

Oesterreich  unter  der  Eons 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Steiermark 

Kärathen 

Küstenland 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien  mit  Krakau 

Bukowina 

Ganzer  Amtsbereich  des  evangelischenOber- 
Kirchenrathes 


Aasgaben 


ordeMi« 
Ueh« 


aii8»eror> 
d0BiUche 


Gulden  in  österr.  Währung 


Summe  (Titel  4,  §§.  1—11)  . 


Griechisch-orientalischer  Cultus 
Dalmatien 


Aequivalente  und  recessmässige  Abfuhren  zu 
Cultus-Zwecken : 


Oesterreich  unter  der  Enns 

Tirol 

Vorarlberg 

Steiermark 

Kämthen 

Küstenland 

Dklmatien     

Böhmen 

Galizien  mit  Krakau    .   .   . 


Summe  (Titel  6,  §§.  1—9) 


Patronats-Auslagen  für  Cultus-Zwecke : 

Oesterreich  unter  der  Enns   .... 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Tirol  und  Vorarlberg 

Steiermark 

Kämthen 

Krain     

Küstenland 

Dalmatien 

Böhmen 

Galizien  mit  Krakau 


Summe  (Titel  7,  §§.  1— 10)  . 
Zusammen  (Capitel  8,  Titel  2->7) . 


30.073 

3.338 

400 

800 

400 

7.179 

3.700 

2.500 

5.436 

'    663 

23.200 


77.689 


47.790 


1.536 
17.277 


281 

2.848 

45.549 

74.057 

19.719 

5.442 


166.709 


12.000 

17.718 

«;.209 

2.613 

2.0(X) 

100 

5.319 

3.294 

800 

6.127 


56.180 


1,665.789 


16.500 


6.300 


6.300 


337 


044 


30.073 

3.338 

400 

800 

400 

7.179 

3.700 

2.500 

5.436 

663 

23.200 


77.689 


64.290 


1.536 
17.277 

6.300 
281 

2.848 
45.549 
74.057 
19.719 

5.442 


173.009 


12.000 

17.718 

6.209 

2.613 

2.000 

100 

5.319 

3.294 

800 

6.127 


56.180 


2,002.833 
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S 

a 


ja 
a 

I 

CL4 


Staatsausgaben 


Aasgaben 


ordeil- 
licke 


deitUeke 


Summe 


Gulden  in  österr.  Währung 


8 


9 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 


1 

3 
4 
5 

7 
8 
9 
10 
U 
12 
13 
14 
15 
IB 
17 

18 


Unterricht. 

Landes-  und  Bezirksschnlrätbc : 

OeBterreioh  unter  der  Enns 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Salzburg 

Tirol 

Vorarlberg 

Steiermark 

Kärnthen 

Krain 

Triest 

Görz  und  Gradiska  \ 

Istrien 

Dalmatien     

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien  mit  Krakau 

Bukowina 

Für  telegraphiscbe  Correspondenzen  .   .   .   , 
Reisekosten  für  die  Bezirksschulinspectoren 

Summe  (Titel  8,  §§.  1—19)  . 


Lebrer-Bildungsan  stalten : 

Oesterreich  unter  der  Enns 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Salzburg 

Tirol  und  Vorarlberg 

Steiermark 

Kärnthen 

Krain 

Triest 

Görz  und  Gradiska 

Istrien 

Dalmatien     . 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien  mit  Krakau 

Bukowina 

Für  sämmtliche  im  Rcichsrathe  vertretenen 

Königreiche  und  Länder 

Für  die  Prüfungscommission  für  Lehrbef&hi- 

gungsprüfungen 

Summe  (Titel  9,  §§.  1~18) . 


26.421 

10.114 
4.800 

15.854 
3.264 

18.674 
8.272 
8.318 
3.001 
3.714 
4.014 
9.341 

54.710 

25.174 
7.757 

40.798 

6.972 

550 

30.000 


281.748 


55.545 
13.180 
10.575 
28.498 
23.712 
12.245 

8.644 
18.092 
11.746 

7.106 
15.318 
63.731 
25.204 
20.919 
56.300 

5.339 

610 
10.000 


386.824 


840 


840 


26.421 

10.114 
4.800 

15.854 
3.264 

18.674 
8.272 
8.318 
3.001 
8.714 
4.014 
9.841 

55.550 

25.174 
7.757 

40.798 

6.972 

550 

30.000 


282.588 


55.545 
13.180 
10.575 
28.498 
23.712 
12.245 

8.644 
18.092 
11.746 

7.106 
15.318 
63.731 
25.264 
20.919 
56.300 

5.339 

610 
10.000 


386.824 


^m 


5  i 

15 
g3 

ei 

Staatsausgaben 

Aas  gß.  b 

a  n 

ordeit- 
liehe 

Aus«r«r- 

dcBtllclie 

Sumip^ 

Gulden  in  österr.  Währung 

8 

10 
11 

12 
13 

14 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

StaatBzaschuss  zu  Normal -Schulfonden : 

8alzburir 

2.501 

4.968 

265 

4.880 

2.172 

3.231 

23.856 

41.654 

6.738 

30.553 

24.390 

4.416 

•  ■        •        • 

•  •        •        « 

•  •        •        ■ 

•  ■        •        • 

•  •        «        • 

•  •        •        • 

•  •        •        • 

a346 
*  20.000 

•  ■       •       « 

•  •       «       « 

2.601 
4.968 
265 
4.880 
2.172 
3.231 

23.856 
50.000 

6.738 
50.553 
24.390 

4.416 

Tirol 

Vorarlberfif 

Kämthen 

Krain      .    ^    .    , 

Görz 

Istrien 

DalmatiP^Ti .   , x    x   ,   t    . 

Schlesien 

Galizien 

Krakan 

Bukowina 

Snmme  (Titel  10,  §§.  1     12)  . 

StaatszuachuBs  zu  Studienfonden : 
)  ^    .       •  k  (  Studienfond 

149.624 

2a346 

177.970 

430.592 
23.933 

178.331 
13.993 
37.024 

147.164 
13.897 

111.930 
19.074 
34.950 
20.984 
26.790 
29.266 
96.662 

264.569 
96.896 
37.438 
28.040 
13,820 

269.981 
29.985 

159.835 
21.348 
20.293 

680 

271.300 

•  •       ■       • 

6.287 
120.000 
.... 
4.308 

9.000 

375 

2.000 

•  ■       •       • 

•  •       •       • 

800 

*  120.000 

•  ■       ■       • 

1.500 
46.928 

*  48.526 
.... 

7.224 

•  ■       •       « 

•  •       •       • 

B               •               •               • 

701.792 
23.633 

184.618 

133.993 
37.024 

151.472 
13.897 

120.930 
19.449 
36.950 
20.984 
26.790 
30.066 
96.662 

384.569 

Qfi  QQC 

38.938 
74.968 
13.820 

318.507 
29.985 

167.059 
21.348 
20.293 

680 

>      7®?®L.  l  Evangelisch-theologische  Facultät 

j  "•  ^-  ^^^^  ( Polytechnisches  Institut  in  Wien 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Salzburg 

Tirol 

Vorarlberg 

Steiermark 

Kämthen 

Krain 

Triest-Istrien 

Görz 

Handels-  und  nautische  Akademie  in  Triest . 
Dalmatien 

Böhmen 

Mähren 

Technische  Lehranstalt  in  Brttnn  ...... 

Schlesien 

Zweites  Gymnasium  in  Teschen 

Galizien 

Technische  Akademie  in  Lemberg 

Krakau  

Technisches  Institut  in  Krakau 

Bukowina 

Für  sämmtliche  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder 

Snmme  (Titel  11,  §§.  1--25)  . 

Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien     .   .   . 

Central-Commission  zur  Erforschung  und  Erhal- 
tunfir  der  Baudenkmale 

2,127.175 

638.148 

2,765.323 

56.927 

•       ■       •       • 

56.927 

7.568 

•       •       •       • 

7.568 

Erhaltnng  alter  Baudenkmale  und  Errichtung 
Öffentlicher  Denkmale 

5.738 

•       •       •       • 

5.738 
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Ausgaben 


s 

(14 


Staatsausgaben 


ordeit- 
llche 


anssefor- 
deatllehe 


Snmme 


Gulden  in  österr.  'Wähmng 


8 


15 


16 


17 


18 


19 


1 
2 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 


1 
2 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 


Oesterreichisobes  Museum  für  Kunst  und  Industrie 
und  Kunstgewerbeschule: 

Museum  ftlr  Kvast  und  i]i4«6ti6e 

Kimstgewerbeschule 

Summe  (Titel  15,  §§.  1  und  2)  , 
Rabbinats-Ins^itut 

Stiftungen  und  Beiträge  zu  UnterriebUnwecken: 

Oesterreich  unter  der  Enns 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Salzburg 

Tirol  und  Vorarlberg 

Steiermark 

Kämthen 

Krain 

Küstenland 

Dalmatien 

Böhmen 

Schlesien 

Galizien  mit  Krakau 

Summe  (Titel  17,  §§.  1-12)  . 

Aequivalente  und  recessmftssige  Abfahren  zu 
Unterrichtszwecken : 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Tirol  und  Vorarlberg 

m 

Summe  (Titel  18,  §§.  1  und  2)  . 

Pl^tronats-Auslagen  zu  unterrichtszwecken : 

Oesterreich  unter  der  Enns 

Oesterreich  ob  der  Enns 

Salzburg 

Tirol  und  Vorarlberg 

Krain 

Ktt9tenl»nd 

Böhmen 

Oal^i^ien  mit  ^akau 

Summe  (Titel  19,  s§.  1-^) . 

Zusammen  (Capitel  8,  Titel  8—19)  . 

Gesammtsumme  (Capitel  8,  Titel  1—19) . 


46.5741 

12.950 


59.524 


L%(» 


2l0i000 


250X)00 


114.007 

945 

4.424 

6.881 

1.100 

147 

1.417 

3.272 

50 

1.772 

1.103 

190 


135.308 


175 
7.719 


7.89^ 


50(^ 
841 

.3.064j 
1.100 
1.600 
1.078 

245 


8.M8 


3,228.098 


5,P70,a87 


.  » 


296.574 
12.950 


309.524 


1.800 


7.000 


000 


•924 


334 


1,263.31^ 


121.007 

945 

4.424 

6.881 

1.100 

147 

1.417 

3.272 

50 

1.772 

1.103 

190 


142.308 


175 
7.719 


7.894 


500 

ft41 

a064 

1.100 

1.500 

t378 

340 

245 


8.468 


4,162.932 

fvfvfwtwp 


6,333.703 
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Zipv-eiter  Xlieil.  —  Bedeolnui^. 

& 

S 

X9 
CL4 

Staatseinnahmen 

Einnahmen 

ordeii" 
liebe 

•uteror- 
«eatlleli« 

8nmme 

Gulden  in  österr.  Währung 

8 

1 
2 

1 

2 
3 
4 

VIIL  ■inisterinm  fttrCnlUis  und  Unterricht 

UeberschÜBse  katholischer  Religionsfonde : 

Oesterreich  unter  der  Enns 

Oesterreich  ob  der  Enns 

23.830 

33 

2.240 

66 

.    .    •    * 

.... 
.... 

.... 

23.830 

33 

2.240 

66 

M&hren 

SchlesieiT 

Summe  (Titel  1,  §§.  1-4) . 

Einnahmen  von  Lehrer-Bildungsanstalten    .   .   . 
Summe  (Capitel  8,  Titel  1  und  2) . 

26.169 

.    .    •    . 

26.169 

26.246 

.    .    •    • 

26.246 

52.415 

.    .    •    . 

52.415 

Nr.  79. 

Erlass  des  Ministeriums  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  27.  April 

1870,  Z.  3414, 

betreffend  die  über  die  Studienerfolge  der  Militärstipendisten  an  Ciril-Lehr« 

anstalten  zu  erstattenden  Ausweise. 

Zufolge  einer  Mittheilnng  des  k.  k.  Reichs-Eriegsministeriums  gelangen  an 
dasselbe  seitens  der  Generalcommanden  theilweise  statt  der  SchalzengniBse  der 
MilitärstipendiBten,  die  mit  der  hierortigen  Verordnung  vom  12.  Juli  1869,  Z.6299*), 
eingeführten  SchnlnachrichteD,  die  allerdings  fttr  die  Zwecke  des  ReichB-Sjriegs- 
ministeriums  genügen,  wenn  daraus  auch  die  Classißcation  in  den  Lehrgegenstftn- 
den  zu  ersehen  ist;  einzelne  Schulnachrichten  enthalten  aber  blos  die  Bezeichnung 
in  Sitten,  Fleiss  und  Fortgang.  In  diesen  Fällen  ist  es  dem  Reichs-Kriegamini« 
sterium  sehr  erwünscht,  wenigstens  die  Classification  der  Militärstipendiaten  in 
jenen  Gegenständen  kennen  zu  lernen,  in  welchen  sich  die  Betreifenden  keine 
günstige  Note  erworben  haben. 

Der  k.  k.  Landesschulrath  wird  (Euere  ....  werden)  demnach  mit  Bezie- 
hung auf  die  h.  o.  Erlässe  vom  15.  Jänner  1869  und  vom  25  April  1869  (Yerord- 
nungsblatt  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  Nr.  12  und  37,  Jahrgang 
1869),  womit  die  Ueberwachung  der  Studienerfolge  der  Militärstipendisten  einge* 
leitet  wurde,  ersucht,  die  Veranlassung  zu  treffen,  dass  zu  dem  eben  angedeuteten 
Zwecke  die  Schulnachrichten  über  die  eine  Volksschule  besuchenden  Militttrsti- 
pendisten,  im  Falle  die  Classification  derselben  nicht  näher' bezeichnet  ist,  im 
obigen  Sinne  vervollständigt  werden. 


«)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1869,  Nr.  130,  und  im  Miniat.  Verord. 
Blatte  Nr.  64. 
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Nr.  80. 

Erlass  des  Ministeriums  fUr  Cuitus  und  Unterricht  vom  28.  April 

1870,  Z.  3704, 

an  sämmtliche  Länderchefs, 

betreffend  die  Leistung  der  Seelsorge  für  Militärpersonen  durch  die  Civil- 

geistliehkeit. 

Laut  der  anber  gelangten  Mittheilnng  des  k.  k.  Reichs-Kriegsministeriums  vom 
19.  April  1870,  Abth.  9,  Nr.  1173,  stellt  sich  in  Folge  der  neuen  Organisirung 
des  Militärclems,  durch  welche  die  Regimentscapläne  beseitigt  und  die  Militär- 
geistlichen  nicht  unbedeutend  vermindert  worden  sind,  die  Nothwendigkeit  heraus, 
dass  die  pfarrliche  Seelsorge  bezüglich  der  zur  militärgeistlichen  Jurisdiction  zu- 
ständigen Personen  von  Seite  der  Pfarrer  des  Civilstandes  in  ausgedehnterem 
Masse,  als  diess  bis  nun  der  Fall  war,  gettbt  werde. 

Das  Apostolische  Feldvicariat  hat  es  als  unerlässlich  erkannt,  dass  die  Civil  - 
Pfarrgeistlichkeit  nicht  blos  wie  bisher  in  einzelnen  Fällen  in  der  Militärseelsorge 
Aushilfe  leiste,  sondern  zumal  in  Stationsorten  mit  grösseren  Garnisonen,  wo 
kein  Militärgeistlicher  angestellt  ist,  die  Militär-Seelsorge  in  ihrem  vol- 
len umfange  übernehme,  indem  nur  dann,  wenn  die  Sprachverhähnisse  es 
dringend  erheischen,  die  Sendung  eines  geeigneten  Militärgeistlichen  an  solche 
Orte  erfolgen  kann. 

Selbstverständlich  wird  es  unter  solchen  Umständen  nicht  ausreichen,  wenn 
die  Civilpfarrer  in  der  seitherigen  Weise  blos  von  Fall  zu  Fall  über  die  vorgenom- 
menen pfarrlichen  Functionen  der  Taufen,  Trauungen  und  Leichenbestattungen 
von  Personen,  die  zur  militärgeistlichen  Jurisdiction  zuständig  sind  oder  im  Mili- 
lärverbande  stehen,  die  vorgeschriebenen  Matrikenextracte  einsenden;  sondern 
es  erscheint  erforderlich,  dass  die  Civilpfarrer  in  jenen  Stationen,  wo  ein  giös- 
serer  Tmppenkörper,  ein  Ergänzungsbezirks- Commando  oder  ein  Militärspital 
sich  befindet,  eigene  Geburts-  und  Tauf-,  Trauungs-  und  Sterbmatriken  für  die 
zur  militärgeistlichen  Jurisdiction  gehörigen  Personen  anlegen  und  nach  den  be- 
stehenden Vorschriften  führen. 

Behufs  dessen  sind  die  Militär-Stationscommanden  angewiesen,  mit  den 
Civilpfarrern  des  Gamisonsortes  das  entsprechende  Einvernehmen  zu  pflegen,  an 
dieselben  die  erforderlichen  MatrikenbOgen  oder  Matrikenbücher  zu  verabfolgen 
nnd  in  dem  oben  angedeuteten  Falle,  wo  es  die  Sprachverhältnisse  dringend 
nothwendig  machen,  die  Sendung  eines  Militärgeistlichen  zur  Abhaltung  reli- 
giöser Vorträge  nnd  zur  Vornahme  sonstiger  geistlicher  Functionen  zu  bewirken. 

Das  Apostolische  Feldvicariat  wird  die  betreffenden  katholischen  Civilpfarrer, 
in  wieweit  diess  erforderlich  ist,  zur  Vornahme  pfarrlicher  Amtshandlungen  au 
Personen,  die  zur  militärgeistlichen  Jurisdiction  gehören,  ermächtigen  und  densel- 
ben auch  die  sonst  etwa  zur  Pflege  der  Seelsorge  und  des  pfarrlichen  Amtes 
uötbigen  Mittheilungen  zugehen  lassen. 

Obwohl  endlich  nach  den  bestehenden  Vorschriften  die  Civilgeistlichkeit  ver- 
pflichtet ist,  die  Functionen  der  Militärseelsorge,  wo  zur  Erfüllung  der  mit  dersel- 
ben verbundenen  Obliegenheiten  ein  Militärgeistlicher  nicht  vorhanden  ist,  vorzu- 
nehmen, so  wird  doch  das  k.  k.  Reichs-Kriegsministerium  keinen  Anstand  nehmen, 
besondere  Verdienste  um  die  Militärseelsorge  durch  Zuerkennung  entsprechen- 
der Remunerationen  zu  würdigen,  für  deren  Bemessung  die  von  den  betreffenden 
HUitär-Stationscommanden  bestätigten  Ausweise  der  geleisteten  besonderen  Seel- 
sorgsdienste  zur  Richtschnur  dienen  werden. 

Von  dem  Voranstehenden  sind  die  bischöflichen  Ordinariate  mit  dem  Bei- 
nigen  in  Kenntniss  zu  setzen,  dass  sie  hiernach  ihrem  Seelsorgsclerus  die  geeig- 
neten Weisungen  zugehen  lassen  wollen. 
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Nr.  81. 

Ministerialerlass  vom  30.  April  1570^  Z.  3573, 

an  sämmtliche  Länderchefs,  beziehungsweise  Landesschulräthe, 

betreffend  die  von  Priratisteii  zu  entrichtende  Prfifon^xe  für  die  Matnrl- 

tätsprfifkmgen. 

Im  Nachhange  zn  dem  hierortigen  Erlasse  vom  6.  Februar  1.  J.^  Z.  12.128 
(Yerordnungbl.  yom  J.  1870,  Nr.  21),  und  in  Erläuterung  desselben  wird  hiermit 
ausdrücklich  bemerkt,  dass  das  schon  im  §.  87  des  Organisationsentwurfts  und 
seither  im  Art.  15  des  Ministerialerlasses  vom  1.  Februar  1852,  Z.  1373,  ausge- 
sprochene Princip,  nach  welchem  Privatisten  als  Taxe  fttr  die  Maturitätsprüfung 
stets  den  dreifachen  Betrag  der  für  die  öffentlichen  Schüler  der  betreffenden 
Anstalt  festgesetzten  Taxe  zu  erlegen  haben,  auch  gegenwärtig,  wo  durch  den 
Eingangs  erwähnten  Erlass  die  Prüfungstaxe  für  die  öffentlichen  Schüler  der 
Staatsgymnasien  und  Staatsrealschulen  auf  6  fl.  ö.  W.  erhöht  worden  ist,  noch 
fortbestehe,  so  dass  also  von  den  Privatisten,  welche  sich  an  einer  solchen  Anstalt 
der  Maturitätsprüfung  unterziehen,  dermal  eine  Taxe  von  I8fl.  zu  entrichten  kömmt. 


Personalnachricfaten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Eaitsohliessung  vom 
6.  Mai  d.  J.  das  Mitglied  des  niederösterreichischen  LaHdesaussebusseB  Alois  Csedik  ▼• 
Bründelsberg  zum  Sectionschef  im  Ministerium  für  Coltus  und  Unterricht  allergnädigst  su 
ernennen  und  dem  Ministerialrathe  dieses  Ministeriums,  Eduard  Fr  ei  herra  r.  Tomaaehek, 
den  Titel  und  Charakter  eines  Sectionschefs  taxfrei  allergnädigst  zu  Terleiben  geraht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  AUerliöohster  Entscblieasimg  vom 
1.  Mai  d.  J.  zu  Mitgliedern  des  Landesschulrathes  in  Oberösterreicb  auf  die  gesetzliehe  Func- 
tionsdauer  den  Domherrn  und  Stadtpfarrer  in  Linz  Joseph  V  o  g  1,  den  Pfarrprovisor  daselbet 
Joseph  Yoraberger,  den  Senior  und  F&rrer  zuEferding  Ferdinand  Kühne,  den  Cantor  und 
Religkmsweiser  der  israelit.  Cultusgemeinde  Linz  Dr.  Wilhelm  Stern,  den  Director  der 
Lehrerbüdungsanstalt  in  Linz  Joseph  B  e  r  g  e  r  und  den  dortigen  Gymnasialprofessor  Dr. 
Michael  Walz  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
5.  Mai  d.  J.  zu  Mitgliedern  des  mährischen  Landesschulrathes  auf  die  gesetzliche  FunctioBB* 
dauer  die  Brünner  Domcapitulare  Carl  Nöttig  und  Dr.  Franz  Janitschek,  den  Pfarrer  der 
Brttnner  evangelischen  Kirchengemeinde  A.  C.  Gustav  Trautenberger,  den  Vorsteher  der 
Brünner  israelit.  Cultusgemeinde  Julius  Gomperz,  den  Director  der  Lehrerbildungsanstalt 
in  Brunn  Dr.  Joseph  Parthe,  den  Director  der  dortigen  Staatsoberrealschule  Fridolia 
Krasser  und  den  Director  des  slavischen  Obergymnasinms  daselbst  Carl  W  i  1 1  e  k  aller- 
gnädigst zu  ernennen  geruht 


Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Conoeptspraktikaot  der 
niederösterreichischen  Finanzprokuratur  Dr.  Benno  Ritter  v.  DaTid  zumMinisteriakoneipistea 
in  dem  genannten  Ministerium  ernannt. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  ordentlichen  Pfofessor 
Dr. Ludwig  Boltzmaan  und  den  ausserordentlichen  Professor  Dr.  Gregor  K r e  k  zu  Mit- 
gliedern der  Priliungscommission  für  Candidaten  des  Gymnasiallehramtes  in  Graz  ernannt 
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Der  Lcrfler  des  HtnlsterimDB  für  CultaB  ufid  Unterriebt  hat  den  Professo»  an  der  Oberreal- 
sehule  in  Klagenfiirt,  Franz  H  o  f  f  m  a  n  n,  zum  Directdr  der  k,  lt.  LeIfrerblldttngMnstalt  iA  Teschen 
ernannt i.nd  dem  SchuldirectorinTarnow^  Johann  F^aplBthi}^  dann  dem  prov. SctRltdtrector 
in  Tesehen,  Catrl  Löffler,  Hauptlehrerstellen  an  derselben  Anstalt  verlieben. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cnltus  und  Unterricht  hat  den  BibHotlieks-Aiaaniiensis 
und  Aoebilfsschreiber  der  Handeis-  und  nautischen  Akademie  in  Triest,  Anton  K  a  d  d  a,  zum 
Actuar  der  genannten  Lehranstalt  ernannt. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Oberlehrer  zu  Schärding 
zngleich  provis.  Bezirksschulinspector  Joseph  Auinger  den  Directorstitel  verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Uaterlehrer  an  der  Volks- 
schule bei  St.  Mathias  in  Linz,  Conrad  Rreuzhuber,  den  Lehrertitel  verlieben. 


Coficurs-^Anssctiretbitngen. 


An  der  k.  k.  Oberrealschule  zu  Klagen  für t  ist  eine  Lehrstelle  fikr  deutsche  Sprache 
und  Literatur  zu  besetzen,  mit  welcher  die  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  d.  J.  83rsle«[ii8irten 
Bezüge  verbunden  sind. 

Bewerber,  Welche  zugleich  für  den  Unterrieht  der  französischen  oder  englischen  Sprache 
befäihigt  sifid,  werden  besonders  berücksichtiget 

Die  vonchriftsmiissig  belegten  Gesuche  sind  bis  B  n  d  e  M  a  i  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Landes- 
sehulrathe  für  KSmthen  im  Dienstwege  einzubringen. 

An  den  Volksschulen  zu  L  a  u  b  i  a  s  und  D  a  m  a  d  r  a  u  in  k.  k.  Schlesien  sind  die  Lehrer- 
stellen zu  besetzen. 

Mit  der  Lehrerstelle  in  Laubias  ist  ein  Jahresgehalt  von  210  fl.  90  kr.  nebst  Naturalwoh- 
nung  und  mit  der  Lehrerstelle  in  Damadrau  ein  Jahresgehalt  von  210  fl.  84  kr.  nebst  Natural- 
wohnuQg  verbunden. 

Bewerber  um  die  eine  oder  die  andere  dieser  Lehrerstellen  haben  ihre  docamentirten 
Gesuche,  unter  Nachweisang  der  deutschen  und  böhmisohen  Sprachkenntniss,  bis  E  ■  d  e  M  a  i 
d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzubringen. 

An  der  zweidiissigen  Volksschule  in  Altstadt,  M.-Trübauer  Amtsbezirkes,  ist  die 
Stelle  des  Oberlehrers,  mit  deutscher  Unterrichtssprache,  erledigt. 

Bewerber  um  diesen  Lehrersposten,  mit  welchem  dermal  ein  fassionsmässiges  Einkommen 
jährlicher  293  fl.  87  kr.  nebst  Naturalwohnung  im  Schulgebäude  verbunden  ist,  haben  ihre 
Torschriftsmassig  documentirten  Gesuche  bis  zum  25.  Mai  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshaupt- 
mannschaft in  Mähr.-Trübau  einzubringen. 

Bei  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  I  s  t  e  b  n  a  in  k.  k.  Schlesien  ist  die  Unterlehrer- 
stelle, mit  welcher  ein  Gehalt  von  jährlichen  105  fl.  nebst  freier  Wohnung  und  Beheizung  ver- 
bunden ist,  in  Eriedigung  gekommen. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  mit  den  vorgeschriebenen  Nachweisen  versehenen 
Competenzgesuche  bis  15.  J  u  n  i  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Teschen  ein- 
zubringen. 

Am  Leopoldstädter  Comiuunal-Real-  und  Obergymnasium  in  Wien  kommen  im 
Mchaljahre  1870/1  drei  philologische  und  eine  mathematisch-naturwissenschaftliche  Supp- 
l^tttenstelle  zur  Besetzung. 

Geprüfte  Bewerber  um  diese  Stellen  wollen  sieh  bis  30.  S  e  p  t  e  m  b  e  r  d.  J.,  unter  Bei- 
bringung ihrer  PrÜfnngszeugnisse  und  des  Nachweises  ttrber  ihre  bisherige  Yer1v0Ddang,  an 
d^ü  Director  der  genannten  Anstalt  wenden. 
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An  der  fanfolsasigen  Volkfischnle  in  der  Stadt  TrebitBch  ist  eine  erledigte  Unterlehrer- 
stelle  mit  dem  jährlichen  Gehsite  von  157  fl.  50  kr.,  einer  Remuneration  jährlicher  42  fl.  50  kr. 
und  freier  Wohnung  sogleich  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  des  Alters,  der  Lehrbefähignng 
mindestens  für  ir&here  Hanptscbulen  mit  slavisoher  und  deutscher  Unterrichtssprache,  sowie 
allfälliger  weiterer  Befähigung  in  Musik,  Gesang  und  Turnen  nnd  dem  Ausweise  Ober  Ihre  bis- 
herige Verwendung  im  Lehrfache  zu  belegen  und  bis  10.  J  u  n  i  d.  J.  bei  der  k.  k«  Bezirks- 
hauptmannschäft  in  Trebitsch  einzubringen. 

An  der  Volksschule,  mit  deutscher  Unterrichtssprache,  in  Kotzendorf,  pulit.  Bezirk 
Römerstadt^  kömmt  die  Stelle  eines  Unterlehrers,  mit  welcher  vorläufig  bis  zur  allgemeinen 
Gehaltsregnlirung  nebst  dem  Genüsse  einer  Natural wohnnng  der  Bezug  von  jährlichen  200  fl. 
ö.  W.  und  zwei  Klaftern  weichen  Brennholzes  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  bis  10.  Juni  d.  J.  bei  der 
k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Römerstadt  einzubringen. 

ImTrebitscher  Schulbezirke  sind  folgende  Unterlehrerstellen  erledigt: 

1.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  slavischer  Unterrichts- 
sprache inOppatau  mit  dem  Gehalte  jährlicher  45  fl.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung,  der  ganzen 
Kost  und  Wäsche  beim  Lehrer. 

2.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  slavischer  Unterrichts- 
sprache in  Pfibislawitz  mit  dem  Gehalte  jährlicher  126  fl.  6.  W.  nnd  freier  Wohnung. 

3.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  slavischer  Unterrichts- 
sprache in  Roketnitz  mit  dem  Gehalte  jährlicher  130  fl.  ö.  W.  und  freier  Wohnung. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  nnd  mit  dem 
Nachweise  ihres  Alters,  ihrer  Befähigung  und  bisherigen  Verwendung  documentirten  Gesuche 
bis  15.  Juni  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshanptmannschaft  zu  Trebitsch  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule,  mit  deutscher  Unterrichtssprache,  in  Neu  fang  Ist  die 
Lehrerstelle  zu  besetzen. 

Mit  derselben  ist  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregulirung  der  Bezug  eines  Dienstein- 
kommens von  jährlichen  250  fl.  ö.  W.  nebst  Naturalwohnung  verbunden. 

Gehörig  documentirte  Bewerbungsgesuche  sind  bis  10.  Juni  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschäft  in  Römerstadt  einzubringen. 
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An  der  Volksschule  zu  Bärn,  polit.  Bezirk  Sternberg,  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit 
deutscher  Unterrichtssprache  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Unterlehrerposten,  mit  welchem  ein  Gehalt  von  150  fl.,  der  Bezug 
von  drei  Klaftern  Brennholz«  jährlich  und  Naturalwohnung,  dann  eine  jährliche  Vergütung  von 
14  fl.  fllr  die  Abhaltung  des  sonntägigen  Wiederholungsunterrichtes  verbunden  ist,  wollen  ihre 
Eingaben,  versehen  mit  dem  Taufscheine,  dem  Lehrbefähignngs-,  Sitten-  und  Verwendnngs- 
zeugnisse,  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Sternberg  bis  20.  Juni  1.  J.  einbringen. 

Bei  der  Volksschule  in  Altstadt,  Mähr.-TrQbauer  politischen  Bezirkes,  mit  deutscher 
Unterrichtssprache,  Ist  eine  Gehilfen-Lehrerstelle  mit  dem  systemisirten  Bezüge  von  126  fl. 
ö.  W,  und  Naturalwohnung  in  Erledigung  gekommen. 

Competenten  um  diese  Stelle  wollen  ihre  documentirten  Gesuche  bis  31.  Maid.  J.  an  die 
M.-Trflbauer  Bezirkshauptmannschaft  im  Wege  der  vorgesetzten  Schulbehörde  einsenden. 

An  der  einclassigen  Volksschule,  mit  deutscher  Unterrichtssprache,  InKarlsdorf,  polit 
Bezirk  Römerstadt,  ist  die  Lehrerstelle  zu  besetzen.  Mit  derselben  ist  voriäufig  der  Bean^ 
eines  Diensteinkommens  von  jährlichen  214  fl.  50  kr.  nebst  Naturalwohnung  verbanden. 

Gehörig  docnmentirte  Bewerbnngsgesuche  sind  bis  10.  Juni  I.  J.  bei  der  k.  k.  Beairlu* 
hauptmannschaft  Römerstadt  einzubringen. 
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An  der  mit  Beginn  des  nfichsten  8chttl)ahre&  zu  activirenden  einclassigcn  Volksschule, 
mit  deutscher  Unterrichtssprache,  in  dem  Industrieorte  suJanowits,  polit  Bezirk  Bömer* 
stadtt  ist  die  Lehrerstelle  zu  besetzen.  Mit  derselben  ist  vorläufig  bis  zur  allgemeinen  Gehalts- 
regulirung  der  Bezug  eines  Diensteinkommens  von  jahrlichen  400  fl.  ö.  W.  nebst  Natural- 
Wohnung  verbunden. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  Gresuche  mit  den  Nachweisen  über  Alter,  Stand, 
bisherige  Verwendung  und  Haltung,  dann  Lehrbefähigung  mit  Inbegriff  der  Unterweisung  im 
Gesänge  und  Turnen,  dann  wo  thunlich  in  der  Musik,  bis  10.  Juni  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft in  Römerstadt  einzubringen. 

Auf  Bewerber,  welche  die  Lehrbef&higung  ftir  Hauptschnlen  besitzen,  wird  besonders 
reflectirt. 

An  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Brunn  ist  eine  Lehrstelle  für  Mathematik  und  darstel- 
lende Geometrie  mit  den  fÜrOberrealschnlen  erster  Classe  nach  dem  Reichsgesetze  vom  9.  April 
1870  systemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  vorschriitsgemiss  instruirten  Gesuche  sind  bis  zum  30.  J  n  n  i  1.  J.  im  Dienstwege 
beim  k.  k.  Landesschulrathe  für  Mahren  einzubringen. 

Zur  Versehung  des  Schuldienstes  an  der  einclassigen  Volksschule  mit  deutscher  Unter« 
ricbtssprache  in  Olbersdorf  (Mähren)  kommt  die  Stelle  eines  Unterlehrers,  mit  welcher  nebst 
dem  Genüsse  der  Lehrerswohnung  ein  jährlicher  Bezug  von  210  fl.  ö.  W.  verbunden  ist,  zu 
besetsen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten,  namentlich  auch  mit  dem  Nach- 
weise der  erlangten  Lehrbefahigung  versehenen  Gesuche  bis  10.  J  un  i  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannsctiaft  in  Römerstadt  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  zu  Stockerau  in  Niederösterreich  ist  eine  Unter- 
lehrerstelle mit  dem  Gehalte  von  180  fl.  ö.  W.  und  Natural  quartier  sammt  Beheizung  erledigt. 
Bis  zum  Eintritte  der  bevorstehenden  Organ!  sirung  ist  auch  das  £rträgniss  der  Nachstunde, 
jedoch  auch  die  Verpflichtung  zum  Chordienst  und  Singunterrioht  verbunden. 

Bewerber  wollen  ihre  vorschriftsmässig  belegten  Gesuche  bis  31.  M  a  i  I.  J.  bei  der  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  Komeuburg  in  Niederösterreich  einbringen. 


Verfügungen, 

betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  ftir  Cultus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  der  Landes- 
Schulbehörde  Itir  Schlesien  das  Buch : 

„Physik  und  Chemie  auf  ihrer  ersten Unterrichtsstufe  fttrdie  höheren  Classen 
der  Volksschule  und  fUr  Töchterschnlen^,  von  August  Decker;  Troppau,  1870; 
Otto  SchOler's  Buchhandlung  (Preis  eines  broschirten  Exemplares  50  kr.) 
anm  Lehrgebraucbe  für  zuliissig  erklSrt  (Ministerialerlass  vom  27.  April  1870,  Z.  376). 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  der  Landes- 
schulbehörde  fQr  Niederösterreich  das 

^Lesebuch  fUr  Volks-   nnd  Btirgerschulen^,    herausgegeben  von  Michael 

Binstorfer,  Heinrich  Deinhardt  und  Christian  Jessen;  Wien,  1870;  Rudolf 

Lechner's  k.  k.  Universitätsbuchha  ndlung  (Preis  des  ersten  Theiles  25  kr.,  des 

zweiten  40  kr.,  des  dritten  60  kr.) 

tum  Lehrgebrauche  an  den  Volksschulen  für  zulässig  erklart  (Ministerialerlass  vom  3.  Mai  1870» 
Z.a686). 
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Der  Leiter  des  Miniaterimn«  für  Cultos  und  Unterrioht  hat  OAch  Anlidrang  des  k.  k.  Lftn- 
deBBciinlrathe«  fir  Böhmen 

Josef  Heinrich's   y^Schrdb-Lese-nbtel^,    berau6geg;ebeii  vom  dentechen 
pädago^scben  Vereine  in  Prag,   1869;  H.  Carl  J.  Satow   (Preis  eines  Exem- 
plares  25  kr.) 
aom  Lehrgebrancfae  an  Volksscfanlen  .sngeiftsseii  (Ministerialerlaaa  vom  4.  Mai  1870,  Z.  1617). 

Die  Wiener  „Artistische  Anstalt  von  Anton  Hartinger  &  Sohn,  k.  k.  Hof- 
Chromolithographen^  bat  die  Heransgabe  eines  geschichtlichen  Bilderatlasses 
unternommen,  welche  den  Titel  „Bilder  aus  der  Geschichte^  fllhrt.  Die  Bilder 
werden  nach  Angabe  des  k.  k.  Landesschulinspectors  M.  A.  Ritter  v.  Becker  unter 
Leitung  des  Professors  an  der  Wiener  k.  k.  Akademie  der  bildenden  Etlnste, 
Peter  Johann  Nep.  Geiger,  von  A.  und  F.  Gerasch  geaeichset  und  von  der  arti- 
stischen Anstalt  in  Farbendi-uck  ausgeführt  Die  Zahl  der  Bilder  ist  auf  60  bestimiDt, 
von  denen  je  4  in  einer  Lieferung  ausgegeben  werden.  Jedes  Bild  wird  von  einem 
erklärenden  Texte  begleitet. 

Das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  findet  sich  bestimmt^  diese  „Bilder  ans  der 
Geschichte^  den  allgemeinen  Volks-  und  Bfirgerschnlen  znr  Anschaffung  fUr  deren  LebnaltteK 
sammlnngen  zu  empfehlen  (Ministerialerlass  vom  3.  Mai  1870,  Z.  144)6)*). 

Im  Wiener  Scbulbttcherverlage  ist  eine  Anleitung  zur  Obstbaumzucht  in  ser- 
biscber  Sprache  (mit  cyrillischen  Lettern)  unter  dem  Titel:  „Voöarstvo"  von  Mijat 
Stojanovid  erschienen.  (Ein  Exemplar  kostet  20  kr.) 

Handausg^aben  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  YolkSHCliahachen^ 
welche  durch  den  Scbulbttcherverlag  veröffentlicht  worden  sind : 

Croatisch.  Nr.  1.  Zakon  od  25.  Soibnja  1868,  kojim  se  izdaju  naielne 
ustanove  o  razmierju  fikole  prema  cirkvi. 

Zakon  od  14.  Soibnja  1869,  kojin  m  nglavljiiju  naeela  nastave  (pod  ucavanja) 
za  pu£ke  u£ionice.  Ciena  3  kr. 

Im  Verlage  von  Rud.  Bertschingerin  Klagenfurt  ist  erschienen : 
Sammlung  von  Gesetzen  und  Verordnungen,  betreffend  das  VoIkBSchulwesen 
in  Oesterreich  mit  specieller  Berücksichtigung  Kämthens.  (Zweites  Heft.) 


^)  Anmerkung.  Der  Preis  einer  jeden  Liefenu«  zu  4  BUdem  in  Umschlag  mit  Teit 
Ist  fttr  die  Schule  mit  3  fl.  60  kr.  festgesetzt,  während  jedes  Blatt  einzeln  in  der  Schalaus- 
gabe 1  fl.  20  kr.  kostet  Bestellungen  zu  diesem  Preise  werden  nur  dsnn  efflsetuirt,  wenn  sie 
unmittelbar  von  der  Direction  einer  Schule  oder  von  der  Behörde  ausgehen,  beziehentlioh  mit 
dem  betreffenden  Amtssiegel  versehen  sind. 
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Kmdmaciiviig. 


An  der  landschaftl.  Oberrealschnle  in  t)  r  a  z  sind  die  SteHen  zweier  Lehrer  aj  ftir  die 
deutsche  Sprache  und  bj  für  Mathematik  als  fiaaptfibcher  «ut  deataohem  Vortnu«  in  Erle- 
digung gekoamen. 

Bewerber  om  diese  Stellen,  mit  welchen  ein  Jahre^gehalt  von  ja  840  fl.  -ö.  W«  mit  dem 
Rechte  der  Verrückung  in  die  höhere  Gehaltsstufe  von  1050  fl.  und  den  Ans^moh  auf  i««( 
Decennalanlagen  k  210  fl.  ö.  W.  verbunden  ist,  haben  die  Lehramtsprüfung  für  die  deatsche 
Sprache  und  rücksichtUch  aus  der  Mathematik  für  Oberrealschulen  tmd  aus  einem  zweiten 
Fache  wenigstens  für  Unterrealschulen  nachzuweisen,  und  die  vorschrÜtsmfissig  docum  entirlen 
und  an  den  steierm.  Landesausschuss  gerichteten  Gesuche  bis  £  n  d  e  J  u  n  i  1.  J^  gemiss  J.  36 
des  Landesgesetzes  vom  8.  Jänner  1870,  Nr.  19,  wiiksam  für  Steiermark,  betreii^  die  Real- 
schulen, bei  dem  k.  k.  steierm.  Landessohnlratiie  in  Graz  zu  überreichen. 

Graz,  am  23.  April  1870. 

Vom  »tdLerm.  LandeuaiMbiiMe. 


Btttaat=xtst3tsa±taK^:^»aaa±aasa»*st3tttassMa 


Verlag  Ton  Wilhelm  Yiolet  in  Leipzig. 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung: 

Praktische  Lehrbücher  zum  Selbstunterricht 

in  den   neueren   Sprachen. 

BuBCha.SkeltO]l,  Handbuch  der  ea«lischenUmgaa^ssprache.d.Attfl.  £k^g«b.lThL 
Tbe  EnglishBoho,  Praktische  Anleitung  aum  Englisch*  Sprechen.  6.Aaii.  geb.l5Ngr. 
Fiedler  u.  Sachs,  Wissenschaftl.  Grammatik  derenglischenSprache.  lBd.1  Thhr.  10  Ngr. 

2.  Bd.  2  Thlr. 
Jonson,  Ben,  Sejanus,  herausgeg.  u.  erkl&rt  von  Dr.  C.  iSachs.  10  Kgr. 
LouiB,  Handbuch  der  englischen  Hand«lsc«rrespondens.  15  Ifgr. 
Maoaolayi  aDescription  of  England  in  1685,  to  wluchare  added  notesiea  map  of  London 

by  Dr.  C.  Sachs.  15.  Ngr. 
Barbftald,  Le^ons  pour  les  enfants  de  5  4  10  ans.  8.  Edition.  Avec  vocab.  15  Ngr. 
Booch-ÜJCkoaEfV,   Praktisch -theoretischer  Lehrgang   der   franzOsisclien  Schrift-  und 

Umgangssprache  nach  dem  feinsten  Pariser  Dialect.  2.  Aufl.  1  Thlr.  —  geb.  1  y, Thlr. — 

Schlüssel  dazu  10  Ngr. 
De  Castres,  das  franz.  Verb,  dessen  Anwendungen  u.  Formen  etc.  15  Ngr. 
ftobo  franfais,  Praktische  Anleitung  cum  Franzdsiscfa-Sprechen.  5.  Aufl.  g«b.  15  Ngr. 
Fiedler,  das  Verhfiltniss  der  franzOsiseben  Sprache  "zm  lateinischen.  5  Ngr. 
ToTueliier,  Nouvelle  conversationfran^aise,  suirie  de  modales  de  lettres,  de  lettres  de 

chaage  et  de  lettres  de  commerce,  mit  gegenüberstehender  üeberietsinig.  geb.  10  Ngr. 
Wörter,  die  gleichlautenden,  der  franzOs.  Sprache  in  lexikDs].  Or^mng.  7^^  Ngr.    « 
Ij'Boo  italianft.  Praktische  Anleitung  zum  Italienisch-Sprechen.  4.  Aufl.  geb.  20  Ngr. 
Sco  de  Madrid,  Praktische  Anleitung  aum  Spanisch-Spreohen.  3.  Aofl.  1  Thlr.  — 

geb.  IVs  Thlr. 
Franke.  Diccionario  mercantil  enespanolyaleman,  Spanisch-Deutschee  meieantil.  Wör- 
terbuch. 20  Ngr. 


tC;*: 


Haupt -Depftt  für  Oesterrefch  bei  Carl  Czermak  in  Wien. 

6.  Schotteugasse  6. 

Volks-Atlas  flb^  alle  Tbeile  der  Erde 

für  Schule  und  Haus. 

Herausgegeben  von  Dr.  U.  Amllier  und  Wllh.  Isslelb. 
24  Karten  in  Farbendruck.  SBchnte  verbeMerte  Autts^gm.  Preis  50kr.ö.W. 

H^^  Soeben  erschienen.  —  Bisheriger  Absatz  eine  halbe  Million  Exem- 
plare! —  In  2V,  Jahren  zehn  Auflagen!  —  lei  BiMÜhriH  ii  Sehalea  eitopre- 

cheider  NaeUasa.  ^^Hf 
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Kundmachung 

des  steierm.  LandesaiissGliiuises  wegeB  Besetnuig  der  Directorestelle  an  der 

landschaftl.  Bttrgenchale  in  Hartberg. 

Bei  der  mit  Beginn  des  Stadienjahres  1870/71  zu  eröffnenden  land8ch«ftl.  Bfirgerschale 
zu  Hartberg  ist  die  Stelle  eines  Directors,  zugleich  Lehrers  zu  besetzen.  Bewerber  um  diese 
Stelle  haben  ihre  Befähigung  durch  die  mit  gutem  Erfolge  bestandene  Lehramtskandidaten- 
PrfiÄug  wenigstens  für  Unterrealschulen  nachzuweisen. 

Mit  der  erwähnten  Stelle  ist  ausser  freier  Dienstwohnung  ein  Jahresgebatt  von  800  fl. 
mit  dem  Rechte  der  Vorrückung  in  die  höheren  Gehaltsstufen  von  900  fl.  und  1000  fl.  nach 
zehn-,  rficksichtsweise  zwanzigjähriger  in  der  Eigenschaft  als  Lehrer  an  einer  Bürger-  oder 
Mittelschule  zurückgelegter  Dienstleistung,  femer  der  Bezug  einer  Functionszulage  jährlicher 
200  fl.  ö.  W.  verbunden;  die  definitive  Bestätigung  im  Lehramte  erfolgt  jedoch  erst  nach 
zurückgelegtem  Probe-Triennium. 

Die  mit  der  erforderlichen,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  bisherige  Verwen- 
dung im  Lehrfache  und  namentiich  die  Befähigung  zur  Leitung  von  Unterrichts-Anstalten  ~ 
nachweisenden  Belegen  vollständig  Instruirten  Gesuche  sind  bis  15.  Jui  1870  bei  dem  steienn. 
Landesausschusse  zu  überreichen. 

Graz,  am  22.  April  187  0  Vom  steierm.  Landesausschusse. 


warn 


In   Carl    Wloter's   Universitätsbuchhandlung   in   Heidelberg   ist 

soeben  erschienen: 

Dr.  H.  Dittmar's  Weltgeschichte  in  einem  leicht  überschaulichen,  in  sich  zusam- 
menhängenden Umrisse  für  den  Schul-  und  Selbstunterricht.  Zehnte  Auflage.  Von 
R.  Abi  cht,  Professor  in  Schulpforta,  1870,  8«  brosch.  ly«  Rthlr.  In  Hlbfrz.  geb.  mit 
Kupfern  IVs  Rthlr. 

Dieses  bewährte,  jetzt  bis  auf  die  neueste  Zeit  fortgeführte  Lehrbuch  eignet  sich  durch 
seine  Einrichtung  nicht  bloB  für  den  Unterricht  an  den  oberen,  sondern  auch  für  mittlere 
Classen,  indem  der  Lehrstoff  durch  den  Druck  unterschieden  ist.  Der  L  Theil  (alte  Ge- 
schichte) wird  zu  16  Sgr.,  der  11. Theil  (mittlere  und  neuere  .Geschichte)  zu 
28  Sgr.  auch  einzeln  abgegeben. 

Dr.  Dittmar's  Leitfaden  der  Weltgeschichte  für  untere  Gvmnasialclassea 
oder  lateinische  Schulen,  Real-  und  Bürgerschulen,  Pädagogien  und  andere  Anstalten. 
6.  Anfrage  von  G.  D  i  1 1  m  a  r,  Lehrer  an  der  kgl.  Real-  und  h.  Bürgerschule  in  Neu  wind. 
1870.  80  16  Sgr. 

Dr.  H.  Dittmar's  Deutsche  Geschichte  in  ihren  wesentlichen  Grundzügen 
und  in  einem  übersichtlichen  Zusammenhange  dargestellt.  6.  Auflage,  von  W.  Müller, 
Professor  in  Tübingen.  1869.  8«  brosch.  1  Vt  Rthk.  Bieg.  geb.  mit  Titelkupfer  1 V»  Rthlr. 

Dr.  H.  Dittmar's  Abriss  der  Geschichte  des  österreichischen 
^aiserstaates.  8®  brosch.  6  Sgr. 

Zu|:  Empfehlung  vorstehender  ausgezeichneter  Unterrichtsbücher  kOnnen  wir  uns  sowohl 
auf  die  weite  Verbreitung  derselben,  als  auf  die  warme  Anerkennung  berufen,  welche  ihnen  in 
allen  Beurtheilungen  zu  Theil  geworden.  Dieselben  sind  auch  mehrfach  von  verschiedenen 
OberschulbehOrden  empfohlen  worden. 

Ferner  empfehlen  wir: 

Dr.  H.  Diitmar*s  Geschichte  der  Welt  vor  und  nach  Christus,  mit  Rücksicht 
auf  die  Entwicklung  des  Lebens  in  Religion  und  PoUtik,  Kunst  und  Wissenschaft,  Handel  und 
Industrie  der  welthistorischen  Völker  für  das  allgemeine  Bildungsbedürfniss  dargestellte  neue 
Ausgabe.  6  Bände  8  Rthh*.,  Registerheft  20  Sgr.  Feine  Ausgabe,  eleg.  geb.  12  Rthlr. 

AkbtB.  hiltorisclier,  nach  Angaben  von  EiDittmar  revidirt,  neu  bearbeitet  und  ergänzt 
von  D.  Volt  er,  Professor  in  Esslingen.  Sechste  vermehrte  Auflage.  8*  geb.  1  Kthlr. 
38  Sgr.  Die  L  Abtheilung,  Atlas  deralten  Welt  (20  Sgr.)  und  die  II.  Abtheilung,  Atlas 
der  mittleren  und  neueren  Geschichte  (1  Rthlr.  8  Sgr.) ;  werden  broschirt  auch 
einzeln  abgegeben. 


Die  Langentaberkalose 

wird  naturgemäss  ohne  innerliche  Medicamente  geheilt  Gegenseitig  franco.  Ausführt.  Heüver 
fidiren  versendet  reeonuBandlrt  Dr.  Rottmanit«  Asohaffenbnrg  a«  M. 


Am  4«r  kaiMrtieh*k5Bif  Uchaa  Hot-  «od  SlMUdruekurei 


Jahrgang  1870.  Stück  XI. 


Verordnungsblatt 


für  dei  Dienslbereich  des 

Ministeriums  für  Cultus   und   Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  für  Galtus  und  ünterrichL 


Ausgegeben  am  8.  Juni  1870« 


Iiilia.lt:  Gesetz  zur  Regelung  der  BechtsyerhältnisBe  des  Lehrstandes  an  den  öffentlichen 
Volksschulen  der  gefürsteten  Grafschaft  Görz  und  Gradisca.  —  Gesetz  für  Istrien, 
zur  Regelung  der  Errichtung,  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öffentlichen 
Volksschulen.  — -  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrstandes 
an  den  Öffentlichen  Volksschulen  der  Markgrafschaft  Istrlen.  —  Ministerialentschei- 
dnng,  betreffend  den  Vorgang  bei  der  Wahl  der  Fachmänner  für  die  Bezirksschul- 
räthe.  -~  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Zulassung 
der  Candidaten  des  mathematisch-nautischen  Lehramtes  auch  auf  Grund  von  Uni- 
versitätsstudien zur  Prüfung  für  das  Lehramt.  —  Erlass  des  Leiters  des  Ministeriums 
für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Vervollständigung  der  polnischen  Vor- 
träge an  der  Universität  in  Erakau.  —  Ministerial erlass,  betreffend  die  Erhöhung 
der  von  den  Privatisten  an  selbstständigen  Staatsrealschulen  zu  entrichtenden 
Prüfungstaxe.  —  Ministerialerlass,  mit  welchem  die  in  den  §§.  6,  ad  c),  und  10  der 
Prüfungsvorschriffcen  vom  15.  November  1869  enthaltenen  Bestimmungen  erläutert 
werden.  —  Erlass  des  Leiters  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht,  betref- 
fend die  Behandlung  der  zweiten  Landessprache  für  jene  Schüler  an  Mittelschulen, 
deren  Muttersprache  sie  ist  —;  Verordnung,  des  Leiters  des  Ministeriums  für  Cultus 
und  Unterricht,  betreffend  die  Ueberwachung  jener  Volksschul-Lehramtszöglinge, 
welche  in  Folge  eines  genossenen  Staatsstipeodiums  verpflichtet  sind,  sich  auf 
eine  bestimmte  Zeit  dem  Lehrberufe  zu  widmen.  —  Personalnachrichten.  —  Con- 
curs- Ausschreibungen.  -^  Verfügungen,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  — 
Privat- Anzeigen. 


Nr.  82. 

Gesetz  vom  10.  März  1870, 

zur  Begelnng  der  BechtsverliUtiiisse  des  Lehrstandes  an  den  öffentliehen 
Yolksselmlen  der  geforsteten  Oraflschaft  Görz  und  Gradisca. 

Mit  Znstimmnng  des  Landtages  Meiner  gefürsteten  Grafschaft  Görz  und 
Ontdisea  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 

I.  Abschnitt. 
Von  der  Anstellung  des  Lehrpersonales. 

§.  1.  Jede  Erledigung  einer  Lehrerstelle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  zeigl; 
die  Ortsschnibehörde  sofort  der  Bezirksschulbehörde  an,  welche  die  Concursaus- 
schreibnng  yomimmt 
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§.  2.  Die  Concursausschreibung  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  und  des 
Dienstortes  für  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbundenen  mindesten  Jahres- 
gehalt und  die  Modalitäten  seiner  eventuellen  Steigerung,  sowie  die  beizubringen- 
den Behelfe  namhaft  machen  und  die  Bewerber  anweisen ,  ihre  Gesuche  bei  der 
betreffenden  Ortsschulbehörde  einzubringen. 

§.  3.  Die  Bekanntmachung  der  Concursausschreibung  erfolgt  in  dem  amtlichen 
Landesblatte  und  in  einem  oder  mehreren  anderen  nach  dem  Ermessen  der 
BezirksschulbehOrde  zu  bestimmenden  fachmännischen  Organen  der  öffentlichen 
Presse. 

§.  4.  Der  Termin  zur  Einreichung  der  Gesuche  muss  mindestens  auf  %ier 
Wochen  festgesetzt  werden.  Die  Bewerbungsgesuche  bereits  angestellter  Lehr- 
individuen  sind  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen, 
welche  ihr  Gutachten  sofort  beizufügen  hat.  Verspätet  einlangende  oder  inner- 
halb des  Goncurstermines  nicht  gehörig  docnmentirte  Gesuche  dürfen  nicht 
berücksichtigt  werden. 

§.  5.  Die  Ortsschuibehörde  sammelt  die  Gesuche  und  erstattet  binnen  vier 
Wochen  an  die  Bezirksschulbehörde  einen  Vorschlag  zur  Besetzung  der  erle- 
digten Stelle. 

-  §.  6.  Das  bisherige  Präsentations-  (Emennungs-)  Recht  der  Schalgemeinde 
geht  an  den  Schulbezirk  über  und  wird  von  denselben  Organen  ausgeübt,  welche 
zur  Besorgung  der  ökonomischen  Angelegenheiten  des  Schulbezirkes  berufen  sind 
(§§.  39  und  40  des  Landesgesetzes  zur  Regelung  der  Errichtung  und  Erhaltung, 
sowie  des  Besuches  der  öffentlichen  Volksschulen). 

§.7.  Wird  eine  Schule  nicht  vom  Schulbezirke  erhalten,  so  steht  Demjenigen, 
welcher  sie  erhält,  das  Präsentations-  (Emennungs-)  Recht  zu. 

§.  8.  Ein  Präsentationsrecht,  welches  dem  Pfarrer  ohne  Verpflichtung  zur  Tra- 
gung der  Patronatslasten  zusteht,  erlischt  mit  dem  Tage,  an  welchem  das  gegen- 
wärtige Gesetz  in  Wirksamkeit  tritt. 

§.  9.  Wenn  das  Präsentations-  (Emennungs-)  Recht  nicht  einer  Behörde 
zusteht,  welcher  der  Bezirksschulinspector  angehört,  hat  die  BezirksschulbehOrde  an 
die  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigten  ein  über  jeden  einzelnen  Bewerber 
sich  aussprechendes  Gutachten  zu  erstatten,  welches  dem  Präsentations-  (Emen- 
nungs-) Acte  (§.  10)  beizuschliessen  ist. 

§.  10.  Der  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigte  wählt  innerhalb  vier 
Wochen,  ohne  an  den  Vorschlag  des  Ortsschulrathes  oder  eine  von  ihm  aufge- 
stellte Reihenfolge  der  Candidaten  (§.  5),  beziehungsweise  an  das  Gutachten  der 
BezirksschulbehOrde  (§.  9)  gebunden  zu  sein,  den  ihm  am  meisten  geeignet  erschei- 
nenden Bewerber  aus.  Die  getroffene  Wahl  wird  sofort  unter  Vorlage  der  den 
Gewählten  betreffenden  Acten  der  Landesschulbehörde  angezeigt. 

§.11.  Die  Präsentation  (Emennung)  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknüpft 
werden ;  jede  dieser  Bestimmung  zuwider  etwa  eingegangene  Verpflichtung 
eines  Bewerbers  ist  ungiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  12.  Wird  die  Präsentation  (Ernennung)  von  der  Landesschulbehörde  bean  • 
ständet  (§.  50,  Alinea  4  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Ver- 
handlung mit  Angabe  der  gesetzlichen  Gründe ,  welche  der  Anstellung  entgegen- 
stehen, an  den  Präsentations-  (Emennungs-)  Berechtigten  zurückzuleiten.  Dieser 
hat  binnen  vierzehn  Tagen  eine  andere  Präsentation  (Emennung)  vorzunehmen, 
oder  den  Recurs  an  den  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  zu  ergreifen. 

§.  13.  Wird  die  Präsentation  (Emennung)  von  der  Landesschulbehörde 
nicht  beanständet,  so  fertigt  sie  unter  Bemfung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret 
aus,  weiset  dem  Emannten  sein  Diensteinkommen  an,  und  erlässt  den  Auftrag  an 
die  Bezirksschulbehörde,  entweder  durch  einen  Delegirten  aas  ihrer  Mitte  oder 
durch  den  Vorsitzenden  der  Ortsschuibehörde  die  Beeidigung  des  Ernannten  und 
seine  Einführung  in  den  Schuldienst  vornehmen  zu  lassen. 
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§.  14.  Der  Präsentations-  (Ernennnngs-)  Berechtigte  ist  einzuladen^  sich  bei 
der  Beeidigung  und  Einführung  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  durch  einen 
Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

§.  15.  Nimmt  der  Präsentations-  (Ernennungs-)  Berechtigte  binnen  der  ge- 
setzliehen Frist  (§§.  10  und  12)  keine  Präsentation  (Ernennung)  vor,  so  tritt  für 
diesen  Fall  die  Landesschulbehörde  in  seine  Rechte  ein. 

§.  16.  Jede  in  Oemässheit  der  §§.  1 — 15  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  versehenen  Unterlehrers 
ist  dne  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfache  Angestellte  sich  einer  Ver- 
setzung, welche  der  Bezirks-  oder  Landesschulrath  aus  Dienstesrüeksichten  anord- 
net, fügen,  sofern  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  erleidet. 

§.  17.  Auch  bei  solchen  Versetzungen  müssen  die  bestehenden  Vorschlags- 
und Präsentationsrechte  berücksichtigt  werden. 

§.  18.  Ueber  die  blos  nach  dem  Dienstrange  sich  richtende  Vorrückung  aus 
einer  niederen  Gehahsstufe  in  eine  höhere,  oder  die  Verleihung  einer  Dienst- 
alterszulage entscheidet  die  Bezirksschulbehörde  ohne  Concursausschreibung. 

§.  19.  Soll  nicht  eine  einfache  Vorrückung  nach  dem  Dienstrange,  sondern 
eine  Beförderung  in  eine  mit  einem  höheren  Gehalte  verbundene  Stelle  stattfinden, 
so  muss  dasselbe  Verfahren  eingehalten  werden,  welches  für  die  Besetzung  einer 
erledigten  Dienststelle  vorgezeichnet  ist  (§§.  1 — 15). 

§.  20.  Die  Ernennung  von  Lehrern  für  nicht  obligate  Lehrfilcher,  sowie  jene 
der  Lehrerinnen  für  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des 
Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise,  wie 
jene  der  anderen  Mitglieder  des  Lehrstandes,  jedoch  ohne  Concursausschreibung, 
von  der  Bezirksschulbehörde  vorzunehmen. 

n.  Abschnitt. 

Von  dem  Diensteinkommen  des  Lehrpersonales. 

§.  21.  Um  den  Betrag  auszumitteln,  aufweichen  jede  Lehrstelle  Anspruch  gibt, 
werden  die  Schulgemeinden  nach  den  Durchschnittspreisen  der  wichtigsten 
Lebensbedürfnisse  und  anderen  örtlichen  Verhältnissen  in  vier  Classen  getheilt. 
Diese  Eintheilung  nimmt  die  Landesschulbehörde  vor  und  revidirt  sie  von  10 
zu  10  Jahren,  ohne  dass  dadurch  zwischen  weilige  Berichtigungen  ausgeschlos- 
sen sind. 

§.  22.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgehaltes,  welchen  ein  Lehrer  in 
Gemeinden  der  L  (höchsten)  Classe  anzusprechen  hat,  beträgt  600  fl.,  in  Gemein- 
den der  II.  Classe  500  fl.,  in  Gemeinden  der  III.  Classe  400  fl.,  in  Gemeinden  der 
IV.  (untersten)  Classe  300  fl. 

§.  23.  Für  Lehrstellen  an  Bürgerschulen  ist  der  mindeste  Betrag  des  festen 
Jahresgehaltes  eines  Lehrers,  ohne  Unterschied  der  eben   erwähnten  Classen 
(§.  22);  mit  600  fl.  festzustellen ;  den  zur  Besorgung  der  ökonomischen  Angelegen 
faeiten  des  Schulbezirkes  berufenen  Organen  (§.  6)  steht  es  frei,  eine  noch  höhere 
Ziffer  für  diesen  Gehalt  auszusprechen. 

§.  24.  Alle  fixen  Geldbezüge,  welche  dem  Lehrer  aus  Verbindlichkeiten  ein^ 
s&elner  Personen,  aus  Stiftungen  u.dgl.zufliessen,  werden  (vorbehaltlich  der  Wahrung 
ihrer  Bestimmung  zu  einem  speciellen  Zwecke)  von  der  Gemeinde  für  Rechnung 
des  Schulbezirkes  eingehoben. 

§.  25.  Die  veränderlichen  Geldgaben  sind  mit  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  letztverfiossenen  drei  Jahre  sofort  in  einen  fixen  Bezug  für  Rechnung  des 
Sebulbezirkes  umzuwandeln;  Collectnren  bei  den  einzelnen  Ortseinwohnem, 
Absammlungen  von  Neujahrsgeldern  u.  dgl.  dürfen  nicht  mehr  stattfinden. 
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§.  26.  So  laDge  Naturalgiebigkeiten  nicht  abgelöst  sind^  werden  sie  nach 
dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  Jahren  1834 — 18ü3  (naeh  Ausschei- 
dung des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedersten  Preisen)  oder 
wo  keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung  durch  Sach- 
verständige (unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in  einen  fixen 
Geldbezug  für  Rechnung  des  Schulbezirkes  verwandelt. 

§.  27.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten- (Weingarten-),  Gras- oder  Waldland, 
dessen  Besitz  mit  der  Lehrstelle  verbunden  ist,  werden  so  zu  Geld  veranschlagt, 
dass  vom  Eatastralreinertrage  jeder  Parzelle  die  darauf  haftenden  Steuern 
sammt  Zuschlägen  abgezogen  werden. 

§.  28.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  26)  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  noch  Abgängige  muss  ihm 
vom  Schulbezirke  in  monatlichen  Anticipativraten  bezahlt  werden. 

Ist  bereits  gegenwärtig  das  Einkommen  eines  Lehrers  ein  höheres,  so  ist 
ihm  dasselbe  ungeschmälert  zu  erhalten. 

§.  29.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung,  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Quartiergeldentschädignng,  ferner  Remunerationen,  Aushilfen, 
Zulagen  u.  dgl.  dürfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

§.  30.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  5  Jahre  lang  an  einer  öffent- 
lichen Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben,  erhalten  eine 
Dienstalterszulage  mit  10  Percenten  des  mindesten  Jahresgehaltes  (§§.  22,  23) 
jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  am  Tage  des  zurückgelegten  fünften  Dienst- 
jahres fungiren.  Dieser  Betrag  (Dienstalterszulage)  ist  ihnen  in  monatlichen 
Anticipativraten  auszuzahlen. 

Unter  den  gleichen  Modalitäten  gibt  ihnen  jede  zurückgelegte  weitere  fünf- 
jährige Dienstperiode  bis  zum  vollendeten  30.  Jahre  dieser  Dienstzeit  Anspruch 
auf  eine  weitere  Zulage,  welche  mit  10  Percent  des  mindesten  Jahresgehaltes  der 
Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage  des  zurückgelegten  neuen  Quinquenniums  ange- 
stellt sind,  zu  bemessen  ist.  Der  Betrag,  um  welchen  das  gegenwärtige  Einkommen 
eines  Lehrers  den  gesetzlich  mindesten  Jahresgehalt  übersteigt  (§.  28),  darf  in 
eine  solche  Dienstalterszulage  nicht  eingerechnet  werden. 

§.  31.  Den  Schulbezirken,  welche  es  vorziehen,  den  Lehrern  statt  der 
Dienstalterszulage  das  Vorrflckungs-  oder  Befbrderungsrecht  in  höhere  Gehalts- 
stufen einzuräumen,  ist  diess  unter  der  Voraussetzung  gestattet,  dass  sie  durch 
die  Art  der  Vertheilung  an  die  einzelnen  Gehaltsstufen  mindestens  nach  jedem 
Decennium  bis  zur  Vollendung  des  30.  Jahres  eine  Steigerung  des  festen  Jahres- 
gehaltes um  20  Percente  seines  mindesten  Betrages  (§.  22)  sicherstellen. 

§.  32.  Einem  Director  oder  Oberlehrer  gebührt  eine  Functionszulage,  welche 
in  den  Gemeinden  der  I.  und  IL  Gehaltsciasse  für  Erstere  300  fl.,  für  Letztere 
200  fl.,  in  den  Gemeinden  der  in.  Gehaltsdasse  für  Erstere  200  fl.,  ftir  Letztere 
100  fl.,  in  jenen  der  IV.  Gehaltsciasse  für  Erstere  100  fl.,  für  Letztere  50  fl. 
beträgt  und  in  den  gleichen  Raten  mit  dem  festen  Jahresgehalte  behoben 
werden  kann.  Dort,  wo  Gehaltsstufen  bestehen,  wird  ein  Director  oder  Oberlehrer 
durch  seine  Ernennung  zugleich  in  die  höchste  Gehaltsstnfe  eingereiht. 

.§.  33.  Jeder  Leiter  einer  Schule  (§.  12  des  Reiehsgesetzes  vom  14.  Mai  1869) 
hat  das  Recht  auf  eine  mindestens  aus  zwei  Zimmern  und  den  erforderlidien 
Nebenloealitäten  bestehende  Wohnung,  welche  ihm,  wo  möglich,  im  Schulgebäade 
selbst  anzuweisen  ist  Kann  ihm  eine  solche  nicht  ausgemittelt  werden,  sogebtthrt 
ihm  eine  Quartiergeldentschädignng,  welche  in  den  Gemeinden  der  L  und  IL 
Gehaltsdasse  mit  40  Percent,  in  jenen  der  III.  Oehaltsclasse  mit  80  Pereent  und 
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in  jenen  der  IV.  Oehaltsciasse  mit  20  Percent  des  mindesten  Jahresgebaltes  in 
der  entsprechenden  Schulgemeinde  (§.  22)  zu  bemessen  ist 

§.  34.  Den  übrigen  Lehrern  steht  das  Recht  auf  freie  Wohnung  nur  insofeme 
zu,  als  sie  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
solchen  standen.  Das  Qleiche  gilt  von  einer  Quartiergeldentschädigung,  in  deren 
Besitze  sie  bereits  stehen ;  eine  solche  muss  ihnen  auch  zuerkannt  werden,  wenn 
ihnen  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  36.  Eine  mit  Grundstttcken  dotirte  Lehrerstelle  (§.  27)  gibt  auch  Anspruch 
auf  den  Besitz  und  die  Benützung  der  erforderlichen  Wirthschaftsräume. 

§.  36.  Der  Gehalt  eines  Unterlehrers  ist  mit  60  Percent  des  mindesten 
Jah'resgehaltes  eines  Lehrers  in  derselben  Gemeinde  (§.  22)  zu  bemessen. 

§.  37.  Ein  Recht  auf  freie  Wohnung  hat  ein  Unterlehrer  nur  dann,  wenn  er 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer 
Naturalwohnung  sich  befindet.  Das  Gleiche  gilt  von  einer  Qaartiergeldentschädigung, 
in  deren  Besitze  er  bereits  steht;  eine  solche  muss  ihm  auch  zuerkannt  werden« 
wenn  ihm  die  innegehabte  Wohnung  entzogen  wird. 

§.  38.  Solange  Unterlebrer  nicht  definitiv  angestellt  sind,  bedürfen  sie  zu 
ihrer  Verehelichung  die  Genehmigung  der  Bezirksschulbehörde. 

§.  39.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonales  wird  nach  den  flir  das 
männliche  aufgestellten  Grundsätzen  (§§.22—38)  geregelt;  doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  80  Proeent  jener  Ziffern  zu  normiren,  welche  unter  gleichen  Verhältnissen 
anf  Männer  entfallen  würden. 

§.  40.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  Unterrichtsfächer,  sowie  die  Lehrerinen 
der  weiblichen  Handarbeiten  in  den  im  §.  15,  Alinea  2  und  3  des  Reichsgesetzes 
vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  erhalten  eine  fixe  Remuneration,  welche 
von  der  Bezirksschulbehörde  nach  Massgabe  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden 
bestimmt  wird. 

§.  41.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  provisorisch  oder  definitiv  ange« 
stellten  Lehrpersonen  haben  sich  jeder Nebenbesch^gung  zu  enthalten,  welche  dem 
Anstände  und  der  äusseren  Ehre  ihres  Standes  widerstreitet,  oder  ihre  Zeit  auf 
Kosten  der  genauen  Erfüllung  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  die  Vor- 
aussetzung einer  Befangenheit  in  Ausübung  des  Lehramtes  begründet. 

§.  42.  Jedes  Mitglied  des  Lehrstandes  hat  sich  von  dem  Zeitpuncte  an,  mit 
welchem  die  Regulirung  seiner  Bezüge  nach  den  §§.  22—32  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  durchgeführt  ist,  der  Ertheilung  des  sogenannten  Nachstnnden-Unter- 
riehtes  und  der  Versehnng  des  Messner-  (Küster-)  Dienstes  zu  enthalten. 

§*  43.  Die  Bezirksschulbehörde  hat  bei  Ueberschreitungen  des  im  §.  42 
ausgesprochenen  Verbotes  sofort  strengstens  Amt  zu  handeln,  bei  Wahrnehmung 
▼on  Verletzungen  des  im  §.  42  enthaltenen  Verbotes  aber  dem  Betreffenden  eine 
höchstens  sechswöchentliche  Frist  zu  setzen,  binnen  deren  er  entweder  dem  Schul- 
dienste oder  der  Nebenbeschäftigung  zu  entsagen  hat. 

Gegen  diese  Aufforderung  steht  der  Recurs  an  die  Landesschulbehörde  offen, 
welcher  binnen  acht  Tagen  zu  ergreifen  und  mit  aller  Beschleunigung  zu  erle,- 
digen  ist. 

m.  Abschnitt 

Von  der  Disciplinar-Behandlung  und  Entlassung  des 

Lehrpersonales. 

§.  44.  Jedes  pflichtwidrige  Verhalten  von  definitiv  oder  proyisorisch  ange* 
«teUtan  Lehrpersenen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Schule  oder  von  der  Bezirksschnlbehörde  mttndlich  oder  schriftlich  unter  Hinweisung 
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anf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung  gerügt  oder  durch  die 
Landesschulbehörde  mittelst  einer  Disciplinarstrafe  geahndet. 

.§.  45.  Solche  Disciplinarstrafen  sind: 

aj  der  Verweis ; 

h)  die  Entziehung  des  Vorrückungsrechtes  oder  des  Anspruches  auf  die  Dienst- 
alterszulage ; 

cj  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle. 

§.  46.  Der  Verweis  wird  stets  schriftlich  ertheilt  und  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  für  den  Fall  wiederholter  Pflichtverletzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betroffenen  wird  diese  Strafe  nicht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht. 

§.  47.  Die  VorrUckung  in  eine  bestimmte  höhere  Oehaltsstufe  (§.  31)  oder 
die  Bewilligung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszulage  (§.  30J)  kann 
auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  gänzlich  abgesprochen  weroen. 

§.  48.  Die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Direc- 
tors  und  hiedurch  erfolgende  Zurttckversetzung  solcher  Personen  in  die  Kategorie 
der  Lehrer  kann  mit  oder  ohne  Aenderung  des  Dienstortes  stattfinden. 

§.  49.  Sowohl  in  diesem  Falle  als  auch  bei  der  strafweisen  Versetzung  an 
eine  andere  Lehrstelle  desselben  Bezirkes  hat  das  Disciplinarerkenntniss  zugleich 
den  Rang  zu  bestimmen,  mit  welchem  der  Betroffene  in  das  Lehrpersonale  seines 
künftigen  Dienstortes  einzureihen  ist. 

§.50.  Bevor  gegen  ein  Mitglied  des  Lehrstandes  eine  Disciplinarstrafe  verhängt 
wird,  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten  zu 
seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten.  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlich  vorge- 
bracht, so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden.  Stellt  sich  die  (mündliche 
oder  schriftliche)  Rechtfertigung  als  genügend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschul- 
digten schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  51.  Die  Landesschulbehörde  ist  bei  Verhängung  der  im  §.  45  bezeichneten 
Disciplinarstrafen  an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  der  Disciplinarstrafen 
gebunden. 

§.  52.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  kann  jedoch  in  der  Regel  erst  dann 
verhängt  werden,  wenn  ungeachtet  des  Vorausgehens  einer  Disciplinarbestrafnng 
neuerdings  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienstpflichten 
stattfinden.  Nur  gegen  Denjenigen  kann  die  Entlassung  sofort  Platz  greifen, 
welcher  sich  eines  groben  Missbrauches  des  Züchtigungsrechtes,  einer  gröblichen 
Verletzung  der  Religion  und  Sitte  oder  eines  mit  der  dienstlichen  Stellung  unver- 
einbaren staatsbürgerlichen  Verhaltens  schuldig  gemacht  hat. 

§,  53.  Die  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  von  der  Landesschulbehörde  ohne 
Disciplinarerkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  strafgerichtliche  Vernrtheiinng 
erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  des  Betroffenen  von  der  Wählbarkeit  in  die 
Gemeindevertretung  nach  sich  zieht.  (Abs.  3  des  §.  48  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869.) 

§.  54.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Minister  fUr  Cnltus  und 
Unterricht  anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landesschulbehörden  der  übrigen  im 
Reichsrathe  vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 

§.  55.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  der  Bezirksschulbehörde  ftlr  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disciplinaren 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  ftlr  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verlangt.  Ein  Recurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschie- 
bende Wirkung. 

§.  56.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Suspendirten  oder  seiner  Familie  gefthr- 
det,  so  hat  die  Bezirksschnlbehörde  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verab- 
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reichenden  Alimentation  anszuspreehen.  Dieser  Betrag  darf'  höchstens  zwei 
Dritttheile  des  zur  Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  (§§.  22, 
30,  31,  32)  betragen.  Erfolgt  späterhin  eine  Schuldloserklärung,  so  gebohrt 
ihm  der  Ersatz  des  zeitweisen  Verlustes  am  Diensteinkommen. 


IV.  Absohnitt. 

Von  der  Versetzung  des  Lehrpersonales  in  den  Ruhestand  und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§.  57.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Ruhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  wegen  allzu  vorgerückten 
Lebensalters,  wegen  schwerer  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  oder  wegen 
anderer  berücksichtigungswerther  Verhältnisse  zur  Erfllllung  der  ihm  obliegenden 
Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen  der  betreffenden 
Person,  oder  von  Amtswegen  verftlgt  werden. 

§.  58.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Ruhestand.  Als  freiwillige 
Dienstesentsagung  wird  auch  jede  Verehelichung  e^ner  Oberlehrerin  oder  Lehrerin, 
sowie  die  ohne  Genehmigung  der  Bezirksschulbehörde  r§.  38)  stattgefundene 
Verheiratung  eines  noch  nicht  definitiv  angestellten  Unterlenrers  angesehen. 

§.  59.  Die  Verlassnng  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstesentsa- 
gnng  oder  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung  der 
LandesBchulbehörde  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen.  Zu  dieser  Zeit 
hat  auch  die  Räumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der  Lehr- 
stelle verbundenen  Besitzes  an  Ornndstttcken  stattzufinden  über  deren  Nutzun- 
gen nach  §.  78  zu  entscheiden  ist. 

§.  60.  Das  Ausmass  des  Ruhegenusses  (der  Abfertigung  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  anderseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhestand 
Versetzten  abhängig. 

§.61.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  deijenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde*.  Jene  Dienstalterszulagen  (§.30), 
welche  dem  mindesten  Jahresgehalte  dort  zuwachsen,  wo  kein  Vorrückungsrecnt 
in  höhere  Gehaltsstufen  besteht  (§.  18),  sowie  die  Functionssznlagen  (§.  32)  der 
Directoren  und  Oberlehrer  sind  als  Theile  dieses  Jahresgehaltes  zu  betrachten. 

§.  62.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  Lehrbefähignngsprüfung  an  einer  Öffentlichen  Schule  zugebracht 
hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14. 'Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt  die 
Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiesener- 
massen  ausser  Schuld  und  Zuthun  des  betreffenden  Lehrindividiums  lag. 

§.  63.  Demjenigen,  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  62)  von  zehn  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebtlhrt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  61)  zu  bemessen  ist. 

§.  64.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  eilften  bis  zur  Vollendung  des 
fünfzehnten  anrechenbaren  Dienstjahres  (§.  62)  in  den  Ruhestand  versetzt  werden, 
erhalten  ein  Dritttheil  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  als  Pension.  Mit  dem 
vollendeten  fünfzehnten  Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Acht- 
theile,  mit  jedem  weiter  zurückgelegten  Quinquennium  auf  ein  ferneres  Achttheil, 
mit  dem  beendeten  vierzigsten  Dienstjahre  auf  den  ganzen  Betrag  des  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  (§.  61)  als  Pension. 

§.  65.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder 
eine  zeitweilige.   In  letzterem  Falle  hat  der  Betroffene  nach  Behebung  des  jene 
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Versetzung  begründenden  Hindemissea  seiner  Thätigkeit  nach  der  Weisung 
der  Landesschulbehörde  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen  oder  auf 
seinen  Ruhegenuss  zu  verzichten.  Auch  im  ersteren  Falle  erlischt  der  Rnbegenuss, 
wenn  der  in  dauernden  Ruhestand  Versetzte  einen  mit  Jahresgehalt  dotirten  Dienst 
ttbernimmt. 

§.  66.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  nur 
dann  einen  Versorgungsanspruch^  wenn  der  verstorbene  Gatte  und  Vater  selbst 
zu  einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  67.  Die  Witwen  und  Waisen  der  mit  dem  Lehrbefähigungszeugnisse  ver- 
sehenen Unterlehrei*,  welche  ohne  die  erforderliche  Bewilligung  (§.  38)  sich  ver- 
ehelichten, haben  keinen  Versorgungsanspruch. 

§.  68.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.62)  vollendet  hatte,  erhält 
eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  61). 

§.  69.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr 
(§.  62)  vollendet  hatte,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension  im  Betrage  des 
Drittels  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahreg- 
gehaltes  (§.  61). 

§.  70.  Wurde  die  Ehe  mit»dem  verstorbenen  Gatten  erst  während  des  Ruhe- 
standes eingegangen  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Gatten 
vor  seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  sohat  die  Witwe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss. 

§^71.  Im  Falle  einer  Wiederverehelichung  kann  die  Gattin  sich  für  einen 
abermaligen  Witwenstand  die  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweijährigen  Betrag 
jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 

§.  72.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welches  eine  pensionsberechtigte 
Witwe  zu  verpflegen  hat,  gebührt  ihr  ein  Erziehungsbeitrag,  und  ist  so  zu  bemessen, 
dass  ihre  Pension  sammt  allen  Erziehungsbeiträgen  nicht  die  Hälfte  des  vom 
verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes 
(§.  61)  überschreitet. 

§.  73.  Der  Erziehungsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Znrttck- 
legung  des  20.  Lebensjahres  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  früher  erlangten 
Versorgung. 

§.  74.  Wenn  nach  einem  verstorbenen  Mitgliede  des  Lehrstandes  keine 
Witwe  vorhanden  ist,  oder  dieselbe  keipen  Anspruch  auf  einen  Ruhegennss  bat 
§.  70),  so  gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche 
as  20.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  68 
dieselbe  Abfertigung,  welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.  69' 
aber  eine  Concretalpension,  welche  mit  dem  Sechstheile  des  letzten  vom  Verstor- 
benen bezogenen  anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  75.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  vorhan* 
den  ist. 

§.  76.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehnngsbeiträge  (§.  72)  für  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Concretalpension  (§.  74) ;  behält  sie  sich  fUr  den  Fall  eines 
abermaligen  Witwenstandes  das  Wiederaufleben  ihrer  Pension  vor,  so  begeht  sirh 
dieser  Vorbehalt  auch  auf  die  Erziehungsbeiträge,  so  dass  bei  dem  Eintritte  jenes 
Falles  sofort  die  Concretalpension  der  Kinder  erlischt. 

§.  77.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  haben  das  Recht,  die  Naturalwohnung  desselben  noch 
ein  Vierteljahr  lang  zu  benützen  oder  den  ihm  zustehenden  Quartiergeldbetrag  für 
dep  nächst  verfallenden  Erhebungstermin  zu  bezieben. 


^ 
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§.  78.  Die  Nntznngen  eines  zur  Dotation  der  Schulstelle  gehörigen  Grund- 
stückes (§.  27)  gehören  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lehrstandes  nur  dann,  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  1.  Juni 
und  31.  Ootober  erfolgte.  Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch 
auf  den  Ersatz  jener  Auslagto^  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzungen  gemacht 
wurden. 

§.  79.  Wenn  der  letzte  von  einem  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgehalt  600  fl.  nicht  über- 
stieg und  derNachlass  zugleich  nicht  hinreicht,  die  Krankheits-  und  Leiohenkosten 
zu  bestreiten,  gebührt  den  Erben  des  Verstorbenen  ein  Viertel  jenes  Jahresgehaltes 
als  Conductquartal. 

§.  80.  Zur  Deckung  der  Ruhegenüsse  fUr  dienstuntauglich  gewordene  Mit- 
glieder des  Lehrstandes,  sbwie  zur  Befriedigung  der  Versorgungsansprttche  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  eine  Landespensionscasse  errichtet,  welche  die  Landesschul- 
behörde  verwaltet  (§.  57  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  81.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Lehrpersonales,  welche  nach  abgelegter  Lehr- 
befähigungsprüfung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  10  Percent  ihres 
ersten  nach  erfolgter  Regulirung  bezogenen,  für  den  Ruhegenuss  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  und  ebensoviel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu  Theil  wer- 
denden Gehaltsaufbesserung,  Dienstalterszulage  oder  Functionszulage,  überdiess 
aber  jährlich  2  Percente  ihrer  für  den  Ruhegenuss  anrechenbaren  Jahresbezüge  an 
die  Pensionscasse  zu  entrichten. 

§.  82.  Als  besondere  Zuflüsse  werden  der  Pensionscasse  zugewiesen : 

1.  Jene  gesetzlichen  Beiträge  aus  Verlassenschaften,  welche  bisher  dem  Nor- 
malsehulfonde  zuflössen; 

2.  die  auf  das  Land  entfallenden  Gebarnngsüberschüsse  des  Schulbttcher- 
verlages ; 

3.  die  Intercalarien  für  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Erben  eines 
verstorbenen  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§.  78,  79)  oder  durch 
die  Remuneration  des  Hilfslehrers  in  Anspruch  genommen  werden ; 

4.  die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverfttgungen  der  SchulbebOrde 
eingehen. 

§.  83.  Der  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  der  Pensionscasse  noch 
weiters  erforderliche  Betrag  wird  aus  Landesmitteln  zugeschossen. 

§.  84.  Ueberschüsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  der  Pensions- 
casse (§§.  81 — 83)  ergeben,  sind  zu  capitalisiren,  und  nur  die  Zinsen  derselben 
in  die  nächste  Jahresrechnung  einzubeziehen. 

§.  85.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zu  ihrer  Bestreitung  Ver- 
pflichteten auch  fernerhin  bezahlt  werden. 

üebergangsbestimmtuigen« 

§.  86.  Die  Landesschulbehörde  nimmt  sofort  bei  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  die  im  §.21  vorgesehene  Eintheilung  sämmtlicher  Schulgemein- 
den vor. 

§.  87.  Auf  Grund  dieser  Eintheilung  legt  jede  Bezirksschulbehörde  einen 
Kataster  sämmtlicher  Lehrstellen  des  Bezirkes  an  und  stellt  dabei  das  Einkommen 
fest,  welches  dem  gegenwärtigen  Inhaber  einer  jeden  derselben  nach  den  §.  22 
bis  40  gebührt. 

§.  88.  Hiebei  ist  nur  jenen  bereits  definitiv  angestellten  Mitgliedern  des  Lehr- 
standes die  erste  im  §.  30  bezeichnete  Dienstalterszulage  zuzugestehen,  welche 
bereits  15  Jahre  lang  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ununterbrochen  und  mit  entsprechendem 
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Erfolge  gewirkt  haben.  Alle  anderen  treten  erst  mit  Znrttcklegung  des  15.  Dienst- 
jahres in  den  Gennss  der  ersten  Dienstaltersznlage. 

§.  89.  Die  auf  den  erwähnten  Kataster  (§.  87)  gegründete  Regulirung  der 
Bezüge  sämmtlicher  Mitglieder  des  Lehrstandes  muss  spätestens  ein  Jahr  nach 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vollständig  dnrchgeflihrt  sein. 

§.  90.  Innerhalb  desselben  Zeitraumes  hat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions- 
casse  zu  beginnen.  Bei  der  Regulirung  der  Bezüge  jedes  Mitgliedes  des  Lehr- 
standes ist  der  von  ihm  nach  §.  84  zu  entrichtende  Beitrag  bei  der  Gasse  des 
Schulbezirkes  in  Vorschreibung  zu  bringen. 


§.  91.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  der  Kundmachung 
nachfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  92.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  Gesetze  und  Verordnungen 
ausser  Kraft. 

§.  93.  Mit  der  DurchfUliruug  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

SIremayr  «.  p. 


Nr.  83. 

Gesetz  vom  30.  März  1870, 

giltig   für   die   Markgrafschaft    Istrien, 

zur  Begelang  der  Errichtung^  der  Erhaltung  und  des  Besuches  der  öflGent*. 

liehen  Yolksschulen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  Markgrafschaft  Istrien  finde  leh  anzu- 
ordnen, wie  folgt : 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen. 

§.  1.  Eine  öffentliche  Volksschule  ist  Überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortschaft  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  Stunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  fllnQährigen  Durchschnitte  min- 
destens  40  schulpflichtige  Kinder  befinden,  welche  eine  mehr  als  eine  halbe  Meile 
entfernte  Schule  besuchen  müssen.  (§.  59  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869.) 

§.  2.  Wo  innerhalb  dieser  Entifernung  die  localen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  oder  dauernd  den  Zugang  zu  einer  Schule  erheblich  erschweren, 
ist  ein  Unterlehrer  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station  wenigstens  fUr  die 
ungünstigere  Jahreszeit  zu  exponiren  oder  im  äussersten  Falle  mindestens  dreimal 
in  der  Woche  zum  Excurrendo-Unterrichte  an  eine  solche  Station  zu  entsenden^ 
Die  Station  bildet  einen  Theil  jener  Schule,  an  welcher  der  betreffende  Unterlehrer 
angestellt  ist 

§.  3.  Sobald  es  die  Mittel  desjenigen,  welchem  die  Errichtung  und  Erhal- 
tung dieser  Schule  obliegt,  irgend  zulassen,  ist  die  oberwähnte  Station  durch  eine 
selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 
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§.  4.  Soweit  die  yorhandenen  Mittel  gestatten ,  ist  auch  besonders  in  den  be- 
völkerten Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den  Ge- 
schlechtern und  die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzustreben.  Dieselbe 
nmss  überall  da  erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlich  erforderlichen  Lehrkräfte 
(§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  drei  übersteigt. 

§.  5.  In  jedem  Schulbezirke  ist  nach  lliunlichkeit  mindestens  eine  selbst- 
ständige oder  mit  der  Volksschule  vereinigte  Bürgerschule  zu  errichten. 

§.  6.  Die  Schulbehörden  haben  darüber  zu  wachen ,  dass  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§.  1,  5,  12),  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  ohne  unnöthigen  Auf- 
schub errichtet  und  hierbei  alle  Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen 
Bestände  derselben  sichergestellt  werden. 

§.  7.  Alle  für  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Commission  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen;  das  CommissionsprotokoU 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. 

§.  8.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der 
zweckmässigen  Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen  Schalen 
(§§.  1,  5,  12)  bewilligt  werden. 

§.  9.  Jeder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzutheilen,  welchen 
die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  Ortschaftstheile  oder  Häuser  bilden. 
Massgebend  für  die  Abgrenzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die  Grenzen 
der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des  Schulbesuches 
die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benachbarten  Gemeinde 
zweckmässig  erscheint. 

§.  ]  0.  Die  Einschulung  hat  zum  Zwecke,  sämmtlichen  innerhalb  des  Schul- 
sprengels  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Auf- 
nahme ineine  Schule  und  der  regelmässigen  Theilnahme  am  Unterrichte  zu 
sichern. 

§.11.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengels  wohnen,  dürfen  nur  inso- 
weit Aufnahme  finden,  als  dadurch  keine  UeberfÜUung  der  Lehrzimmer  herbei- 
geführt wird. 

Das  Gleiche  gilt  rücksichtlich  der  Aufnahme  jener  Kinder,  welche  das 
sechste  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  Bewilligung  der  Ortsschul- 
behörde zum  Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.  12.  Eine  Schule,  welche  bereits  durch  fünf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war, 
18t  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofort  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  13.  Das  Schulhaus  soll  auf  einem  trockenen  Platze  und  wo  möglich  in  der 
Mitte  des  Schulsprengels  stehen.  Bei  der  Auswahl  der  Baustelle  sind  geräusch- 
volle Plätze  und  Strassen,  sowie  die  Nähe  lärmender  und  solcher  Gewerbe,  welche 
einen  unangenehmen  oder  gesundheitsnachtheiligen  Geruch  verbreiten,  die  Nach- 
barschaft von  Sümpfen  oder  anderen  Gewässern  u.  dgl.  zu  vermeiden.  Ebenerdige 
Sehnlgebäude  müssen  mindestens  zwei  Schuh  über  dem  Niveau  der  Strassen 
erhoben  und  ihre  Fenster  so  angebracht  werden,  dass  die  Aufmerksamkeit  der 
Kinder  nicht  durch  Vorgänge  ausserhalb  des  Hauses  abgelenkt  werde.  Auch  soll 
mit  einem  Schulhause  kein  Zinshaus  in  Verbindung  gebracht  werden. 

§.  14.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  für  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 
Sie  müssen  bei  einer  Höhe  von  mindestens  12'  für  jedes  Kind  einen  Flächen- 
raam  von  6Q'  besitzen,  nebstbei  aber  hinreichenden  Raum  für  das  Lebrpult 
nod  einen  Kasten,  für  die  Schultafel  und  für  freie  Zugänge  zu  den  Bänken  dar- 
bieten, wobei  auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schülern  Bedacht 
211  nehmen  ist  In  hoch  gelegenen,  besonders  allseitig  freistehenden  Schulhäusem 
kann  eine  Reduetion  der  Höhe  bis  auf  10'  zugelassen  werden.  Alle  Lehrzimmer 
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müssen  gehörig  licht  sein  and  eine  entsprechende  Ventilation  besitzen ;  mit  der 
Wohnung  des  Lehrers  dttrfen  sie  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  stehen. 

§.  15.  Die  Schulbänke  müssen  so  construirt  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  nnd 
Grösse  der  Kinder  jedes  Lehrzimmers  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Alle  PuItbSnke 
sind  mit  Rücklehnen  zu  versehen  und  so  einzurichten,  dass  die  Fttsse  der  Schul- 
kinder entweder  auf  dem  Fassboden  oder  auf  angebrachten  schmalen  Brettern 
aufstehen. 

Die  Sitzbänke  müssen  so  aufgestellt  werden,  dass  alles  Hauptlicht  von  d^ 
linken  Seite  oder  Rückseite  einfällt,  und  dass  die  Schüler  gegen  eine  fensterlose 
Wand  sitzen,  vor  welcher  die  Schultafel  und  das  Lehrerpalt  angebracht  ist. 

§.  16.  Die  Stiegenhäuser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  und  licht,  die 
Stiegen  und  Gänge  mindestens  6  Schuh  breit  sein,  und  erstere  nie  mit  Spitzstnfea 
construirt  werden. 

Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen,  Gänge  nnd  SchuUocalititen 
davon  nicht  belästigt  werden. 

Jedes  Schulhaus  soll  einen  gedeckten  Tumraum  besitzen  und  mit  dem  nöthi- 
gen*  Trink-  und  Nutzwasser  versehen  werden. 

§.  17.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Sebulgebäude 
und  ihrer  Theile,  sowie  über  die  erforderlichen  Schuleinrichtnngen  werden  in 
einer  Verordnung  festgestellt,  welche  vom  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  nach 
Einvernehmung  der  Landesschulbehörde  erlassen  wird.  Diese  Verordnung  normirt 
aach  die  Modalitäten,  unter  denen  die  technischen  Organe  der  politischen  Bebör* 
den  oder  der  Landesvertretnng  bei  Approbirnng  und  Ausführung  dey  Baupläne, 
Beschaffenheit  der  Schnleinrichtung,  Ueberwachung  des  zweckentsprechenden 
Zustandes  der  Gebäude  und  ihrer  Einrichtung  zu  interveniren  haben. 

§.  18.  Die  Bezirksschulbehörde  fixirt  die  Auslagen  für  Beheizung,  Beleneh- 
tung  und  Reinigung  der  S'chullocalitäten,  indem  sie  für  jede  Schule  nach  Flächen- 
raum, kubischem  Inhalt  und  Situirung  derselben  ein  Minimum  der  bezüglichen 
Kosten  feststellt. 

§.  19.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  für  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Classen  gesondert  oder  mit  den  Mädchen  vereint,  darf 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  20.  Eine  bestehende  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  zu  den  notfawendigen  Schulen  (§§•  1,  5,  12)  gehört. 

n.  Abschnitt. 
Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschulen. 

§.  21.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schuljahres  ninmit  die  OrtsschulbehOrde 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Eänder  des  Schid- 
sprengels  ohne  Unterschied  ihrer  Confession  und  Heimatsberechtigung  rot. 
Wer  ein  Kind  der  Aufzeichnung  entzieht  oder  bezüglich  desselben  eine  oa- 
wahre  Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  1— 20  fl.  zu  belegen  oder  im 
Falle  der  Unvermögenheit  mit  Einschliessung  auf  1—4  Tage  zu  bestrafen. 

§.  22.  Kinder ,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können  oder  zu  Hause  oder  in  einer 
Privatanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich 
befinden,  sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  sofort 
der  Bezirksschulbehörde  vorzulegen  ist. 

§.  23.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welche  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg^ 
werken  u.  dgl.  beschäftigt  sind  und  den  Unterricht  einer  Fabriksschnle  geniesse». 
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§.  24.  Der  Bezirkäscbolbehörde  steht  es  zn^  über  jene  Thatsachen,  welche 
die  in  den  §§.  22  und  23  erwähnten  Kinder  vom  Besnche  der  allgemeinen  Volks- 
schule  befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  Terlangen. 

§.  25.  Sind  Kinder,  bezttglich  deren  ein  Befreiungsgrund  (§§.  22  und  23) 
nicht  eintritt,  nicht  binnen  den  ersten  vierzehn  Tagen  des  Schuljahres  in  eine 
öffentliche  Volksschule  aufgenommen,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern.  Wenn  sie  nicht  binnen  wei- 
teren drei  Tagen  die  Anfoahme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Volksschule  bewerk- 
stelligen, 80  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe  zwischen  1  und  5  fi.,  welche  im 
Falle  der  Unvermögenheit  aber  in  Einschliessung  von  höchstens  24  Stunden 
umzuwandeln  ist. 

§.  26.  Wenn  der  Ortsschulbehörde  während  des  Schuljahres  die  lieber- 
Siedlung  eines  schulpflichtigen  Kindes  ans  dem  eigenen  in  einen  anderen  Schul- 
sprengel bekannt  wird,  hat  sie  die  Mittheilung  hierüber  an  die  betreffende  Orts- 
schulbehörde zu  richten.  Erhält  sie  Kenntniss  von  der  Uebersiedlung  eines  schul- 
pflichtigen Kindes  aas  einem  anderen  in  den  eigenen  Schulsprengel,  so  hat  sie 
dasselbe  sofort  in  das  Verzeichniss  der  schulpflichtigen  Kinder  aufzunehmen 
und  nach  den  §§.  22 — 2ö  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  27.  Die  Ortsschulbehörde  revidirt  halbmonatlich  die  Absentenverzeichnisse 
der  Schule  und  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  Nachlässigkeit 
der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  derselbe,  wie  bei 
gänzlich  vei-absäumter  Aufnahme  eines  schulpflichtigen,  nicht  gesetzlich  befreiten 
Kindes  in  die  öffentliche  Volksschule  (§.  25).  Nicht  gehörig  entschuldigte  Schul- 
versäumnisse sind  den  gänzlich  unstatthaften  gleichzuhalten. 

§.  28.  Das  Strafausmass  kann  bis  zu  10  fl.  oder  einer  zweitägigen  Einschlies- 
sung gehen,  wenn  die  Eltern  das  Versäumniss  in  gewinnsüchtiger  Absicht  herbei- 
führten. 

§.  29.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Sti-afausmasses  statt,  wenn  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  bezttglich  einer  schuldbaren  Vernachlässigung  des  Schul- 
besuches (§§.  25,  27)  der  Kinder  rttckfUlig  erscheinen.  In  diesem  Falle  kann 
das  Strafausmass  bis  zu  20  fl.  oder  einer  viertägigen  Einschliessung  gehen. 
Erhalten  solche  Eltern  aus  der  Armencasse  oder  aus  sonstigen  Wohlthätigkeits- 
anstalten  eine  Untersttttzung,  so  ist  ihnen  dieselbe  von  der  betreffenden  Behörde 
zu  entziehen. 

§.  30.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen  u.  dgl.,  welche  die  bei 
ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten,  ver- 
fallen in  die  in  den  §§,  25,  27 — 29  bezeichneten  Strafen. 

§.  31.  Die  Löschung  aas  der  Liste  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 
dann ,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeugniss  einer 
öffentlichen  Volksschule  nachgewiesen  erscheint  (§.  21  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Hai  1869). 

§.  32.  Von  der  Beibringung  des  eben  erwähnten  Zeugnisses  sind  nur  jene 
Kinder  befreit,  welche  sich  in  dem  bezeichneten  Termine  an  einer  höheren  Schule 
befinden,  und  solche,  deren  geistiger  oder  körperlicher  Zustand  erwiesenermassen 
die  Erreichung  des  Zieles  der  Volksschule  nicht  mehr  erwarten  lässt. 

§•  33.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(§.  32)  Kinder  vor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schule  ferne  halten,  unter- 
liegen denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie  solche  für  Vernachlässigung 
des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezttglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen 
n.  dgL,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  vom  Schulbesuche  abhalten. 

§.  34.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.21,  25,  27—29,  30  und  33  erwähnten 
Strafen   kommt  in   erster  Instanz  der  Bezirksschulbehörde  za.    Das  Verfahren 
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richtet  sich  nach  jenen  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung 
über  im  allgemeinen  Strafgesetze  nicht  vorgesehene  Uebertretangen  regeln. 

§.  ^5.  Recurse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver- 
nachlässigten  oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben ,  soweit  sie 
nicht  gegen  Strafverftlgungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung* 

§.  36.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obliegenheiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  Verfahren  nach  den  §§.  176  and  177  des  a.  b.  G.  B.  zu  veranlassen. 

Fabriksbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Rückfalle  des  Rechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erklärt 
werden. 

m.  Abschmtt. 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulwesen  und  von  den  Mitteln  za 

seiner  Bestreitung. 

§.  37.  Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  (§§.  1, 
5,  12),  ist  eine  Angelegenheit  der  Ortsgemeinde,  welche  demnach  sowohl  alle 
sachlichen  Bedürfnisse  derselben,  als  auch  die  Bezüge  des  Lehrpersonals  zu 
bestreiten  hat  (§.  62  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  38.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Schulgemeinde  noch 
andere  Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  oder  Beiträgen  für  die  sach- 
lichen Bedürfnisse  oder  für  das  Diensteinkommen  des  Lehrpersonales  einer  Volks- 
schule verpflichtete,  sind  solche  Verpflichtungen  im  vollen  Umfange  aufrecht  zu 
erhalten.  Das  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fonden. 

§.  39.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu- 
flüsse bestimmten  Scnulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thunliehster 
Aufrechthaltung  ihrer  etwaigen  speciellen  Bestimmungen  zu  wahren. 

§.  40.  Nur  jener  Verpflichtungen ,  welche  dem  noch  fortbestehenden  Schul- 
patronate  ankleben,  kann  der  verfügungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch  ein- 
fache Verzichtleistung  auf  das  Schulpatronat  sich  entschlagen ;  die  mit  demselben 
verbundenen  Rechte  gehen  sodann  auf  den  Schulbezirk  über. 

§.  41.  Findet  die  Schulbezirksbehörde  die  Aufhebung  eines  noch  bestehenden 
Sohulpatronates  unter  Uebertragung  der  sämmtlichen  Patronatslasten  an  die  Orts- 
gemeinde wünschenswerth,  und  ist  eine  gütliche  Verständigung  mit  dem  Berech- 
tigten oder  mit  der  Gemeinde  nicht  zu  erzielen,  so  kann  die  Aufhebung  des  Patro- 
nates  durch  ein  Landesgesetz  ausgesprochen  werden. 

§.  42.  Für  Schulzwecke  im  Allgemeinen  gemachte  Geschenke  und  Legate 
fliessen  dem  Landesschulfonde,  das  Schulgeld  und  andere  besondere  Einnahmen 
für  Schulzwecke  der  Ortsgemeinde  zu. 

§.  43.  In  Bezug  auf  das  Schulgeld  werden  die  Schulen  nach  den  Verhält- 
nissen der  Gemeinden,  in  welchen  sie  sich  befinden,  in  drei  Classen  getheilt,  and 
das  Schulgeld  in  denselben  wird  mit  15, 12  und  9  kr.  wöchentlich  für  jedes  sehul- 
besuchende  Eiud  festgesetzt. 

§.  44.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  findet  ohne  Intervention  der  Lehrer 
wöchentlich  oder  monatweise  durch  die  Gemeindevorstehung  statt.  Schulgelder- 
rttckstände  sind  nach  den  Vorschriften  über  Einhebung  rückständiger  Gemeinde- 
Umlagen  zu  behandeln. 

§.  45.  Der  OrtsschulbehOrde  steht  es  zu,  die  schulbesuchenden  Kinder  unbe- 
mittelter Eltern  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Fortgang  ganz  oder  theilweise  von  der 
Schulgeldentrichtung  zu  befreien,  und  Eltern,  welche  gleichzeitig  fClr  drei  oder 
mehrere  die  öffentlichen  Schulen  besuchende  Kinder  das  Schulgeld  zu  sahleo 
haben,  eine  Ermässigung  zuzugestehen. 
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§.  46.  Die  Gemeindevertretung  des  Schulortes  kann  aueh  die  gänzliche  oder 
theilweise  Nachsicht  der  Schulgelder  ftlr  alle  die  Volksschule  besuchenden  Kinder 
ohne  Unterschied^  und  die  Belastung  der  Gemeinde  mit  dem  entsprechenden 
Betrage  beschliessen. 

§.  47.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Aufnahmsgebtthr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  für  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Gegenstände, 
fttr  Benützung  der  zum  Schulgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstücke,  Lehr- 
mittel oder  UnterrichtserfordemissC;  für  Beheizung,  Beleuchtung  oder  Reinigung 
der  Schullocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  werden.  Die  Schulbücher  und  andere 
Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  und  im 
Falle  erwiesener  DtLrftigkeit  derselben  durch  die  Ortsgemeinde  beizuschaffen. 

§.  48.  Sind  die  schulbesuchenden  Kinder,  ftlr  welche  der  Bedarf  an  Lehr- 
mitteln und  ünterrichtserfordernissen  (§.  47)  beigeschafft  wurde,  nicht  im  Schulorte 
heimatsberechtigt,  so  kann  die  Gemeinde  des  Schulortes  den  Ersatz  jener  Auslagen 
von  der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  49.  Per  Schulbezirk  hat  nachfolgende  Ausgaben  zu  tragen : 
a)  Die  Dotation  der  Lehrerbibliothek,  fttr  welche  von  den  Lehrern  ein  Beitrag 

mit  einem  Percente  des  Jahresgehaltes  erhoben  werden  kann; 
hj  die  Kosten  der  Abhaltung  von  Bezirks-Lehrerconferenzen,  einschliesslich  der 

den  Mitgliedern  zu  gewährenden  Reisekosten-Entschädigungen ; 
c)  die  Reisekosten-Entschädigungen  und  Taggelder  fttr  die  Abgeordneten  der 

Bezirksco^ferenzen  zu  den  Landesconferenzen. 

§.  50.  Reichen  die  Schuleinkünfte  (§§.  38,  42)  nicht  hin,  um  die  veranschlag- 
ten Auslagen  fttr  das  nächste  Jahr  zu  bestreiten,  so  ist  zur  Deckung  des  Restes 
derselben  eine  Umlage  auszuschreiben,  welche  wie  die  anderen  Gemeindeumlagen 
erhoben  wird, 

Uebersteigt  diese  Umlage  15  Percente  der  ordentlichen  directen  Stcuervor- 
schreibung  der  Ortsgemeinde,  so  ist  der  Abgang  aus  Landesmitteln  zu  decken. 

Nichtsdestoweniger  ist  die  Landesvertretung  befugt,  jenen  Ortsgemeinden 
zeitweilige  Unterstützungen  zu  gewähren^  welche,  auch  ohne  die  erwähnte  Grenze 
Überschritten  zu  haben,  ihre  dermalige  Unvermögenheit,  die  Gesammtkosten  fttr 
die  Schule  allein  zu  tragen,  grnndhältig  nachzuweisen  vermögen. 

Uebergangsbestünmungen. 

§.  51.  Die  bestehenden  Nothschulen  sind  binnen  zwei  Jahren  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  den  anderen  öffentlichen 
Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand  nicht  mehr  als  nothwendig 
erscheint,  aufzulassen. 

§.  52.  Die  bestehende  Eintheilung  der  Schnlsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bezirks- 
sehulbehOrden  zu  unterziehen. 

§.  53.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
soll  die  Einschulung  sämmtlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Ein- 
schichten des  Landes  dnrchgeftthrt  sein. 

SchlnsBbestimmnngen. 

§.  54.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  seiner  Kundmachung 
nachfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  55.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Yerord- 
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nongen,  insoweit  solche  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wider- 
sprechen oder  durch  dieselbe  ersetzt  werden^  ausser  Kraft. 

§.  56.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassang  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  flir  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Stnmtjr  n.  p. 


Nr.  84. 

Gesetz  vom  30.  März  1870, 

Eur  Regelung  der  Reehtsyerhältnisse  des  Lehrstandes  an  den  öfTentlieiieii 

Tolksselinlen  der  Markgraflschaft  Istrien, 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  Markgrafschaft  Istrien  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt : 

I.  Abschnitt. 
Von  der  Anstellung  des  Lebrpersonals. 

§.  1.  Jede  Erledigung  einer  Lehrstelle  an  einer  öffentlichen  Volksschule  zeigt 
die  OrtsschulbehGrde  sofort  der  Bezirksschulbehörde  an,  welche  die  Concursaus- 
schreibnng  vornimmt. 

§.  2.  Die  Concursausschreibung  soll  nebst  Bezeichnung  der  Kategorie  und 
des  Dienstortes  für  jede  erledigte  Stelle  den  damit  verbundenen  mindesten  Jahres- 
gehalt und  die  Modalitäten  seiner  Steigerung,  sowie  die  beizubringenden  Belege 
namhaft  machen  und  die  Bewerber  anweisen,  ihre  Gesuche  bei  der  betrefifenden 
Ortsschulbehörde  einzubringen. 

§.  3.  Die  Bekanntmachung  der  Concursausschreibung  erfolgt  in  dem  amtlichen 
Landesblatte  und  allenfalls  in  einem  oder  mehreren  anderen,  namentlich  fach- 
männischen Organen  der  öffentlichen  Presse. 

§.  4.  Der  Termin  zur  Einreichung  der  Gesuche  mnss  mindestens  auf  vier 
Wochen  festgesetzt  werden. 

Die  Bewerbungsgesucbe  bereits  angestellter  Lehrindividuen  sind  im  Wege 
der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  einzubringen,  welche  ihr  Gutachten  sofort 
beizufügen  hat.  Verspätet  einlangende  oder  innerhalb  des  Concurstermines  nicht 
gehörig  documentirte  Gesuche  dürfen  nicht  berücksichtigt  werden. 

§.  5.  Die  Bezirksschulbehörde  übermittelt  binnen  vier  Wochen  die  gesam- 
melten Gesuche  mit  dem  eigenen  Gutachten  an  die  Ortschulbehörde,  welche 
binnen  14  Tagen  den  Vorschlag  zur  Besetzung  der  erledigten  Stellen  an  die  Orts- 
gemeinde oder  an  Diejenigen,  denen  das  Emennungsrecht  zusteht,  erstattet. 

§.  6.  Das  der  Oi*tsgemeinde  zustehende  Präsentations-  (Emennungs-)  Recht 
wird  durch  die  Gemeindevertretung  ausgeübt.  Gehört  die  Schule  mehreren  Gemein- 
den oder  Theilen  derselben,  so  wird  dieses  Recht  von  der  Vertretung  jener  Orts- 
gemeinde, welche  den  grösseren  Theil  der  Dotation  der  Schule  bestreitet,  und  im 
Falle  einer  gleichen  Beitragsleistung  von  den  beiden  Gemeindevertretnngen 
abwechselnd  ausgeübt. 

§.  7.  Das  Emennungsrecht  der  Lehrer  einer  selbstständigen  oder  mit  einer 
Volksschule  vereinigten  Bürgerschule,  welche  ganz  oder  theilweise  vom  Landes- 
sehulfonde  erhalten  wird,  steht  der  Bezirksschulbehörde  zu  und  in  diesem  Falle 
verbleibt  der  Ortsgeraeinde  nur  das  Vorschlagsrecht  für  erledigte  Stellen. 
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lii  allen  übrigen  fallen  steht  das  Ernennnngsrecht  Demjenigen  zu,  der  die 
Schule  erhält 

§.  8.  Ein  nräsentationsrechty  welches  dem .  Pfarrer  ohne  Verpflichtung  zur 
Tragnng  der  Patronatslasten  zusteht,  erlischt  mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit 
des  gegenwärtigen  Gesetzes. 

§.  9.  Der  Prftsratations-  (Emennungs-)  Berechtigte  wählt  innerhalb  vier 
Woeteo,  ohne  an  den  Vorschlag  der  Orts*  oder  Bezirksschulbebörde  oder  eine 
von  ihr  angestellte  Reihenfolge  der  Candidaten,  beziehungsweise  an  das  Gut- 
achten der  BezirkssehulbehCrde  gebunden  zu  sein,  den  ihm  am  meisten  geeignet 
scheinenden  Bewerber  aus  (§.  5),  und  zeigt  ihn  unter  Vorlage  der  ihn  betreffenden 
Acten  sofort  der  Liandesschulben^e  an. 

§.10.  Die  Präsentation  (Ernennung)  darf  an  keinerlei  Bedingung  geknüpft 
werden ;  jede  dieser  Bestimmung  zuwider  etwa  eingegangene  Verpflichtung  eines 
Bewerbers  ist  angiltig  und  rechtlich  unwirksam. 

§.  11.  Wird  die  Präsentation  (Ernennung)  von  der  Landesschulbehörde  bean- 
ständet (§.  50,  Alinea  4  des  Beichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869),  so  ist  die  Ver- 
handlung mit  Angabe  der  gesetzlichen  Gründe ,  welche  der  Anstellung  entgegen- 
stehen, an  den  Präsentations-  (Ernennungs-)  Berechtigten  zurück  zu  leiten, 
welchem  es  Überlassen  bleibt,  binnen  14  Tagen  eine  andere  Präsentation  (Ernen- 
nung) vorzunehmen  oder  den  Reeurs  an  den  Minister  flir  Cultus  und  Unterricht 
zu  ergreifen. 

§.  12.  Wird  die  Präsentation  (Ertiennung)  von  der  Landesschulbehörde  nicht 
beanständet,  so  fertigt  sie  unter  Berufung  auf  dieselbe  das  Anstellungsdecret 
aus,  weist  dem  Ernannten  sein  Diensteinkommen  an,  und  erlässt  den  Auftrag  an 
die  Bezirksschulbehörde,  entweder  durch  einen  Delegirten  aus  ihrer  Mitte  oder 
durch  den  Vorsitzenden  der  Ortsschulbehörde,  die  Beeidigung  des  Ernannten  und 
seine  Einftihrung  in  den  Schuldienst  vornehmen  zu  lassen. 

g.  13.  Der  Präsentations-  (Ernennungs-)  Berechtigte  ist  einzuladen,  bei  der 
Beei^gung  und  Einführung  des  Ernannten  in  den  Schuldienst  zu  interveniren,  oder 
sieh  dnreh  einen  Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

§.  14.  Nimmt  der  Präsentations-  (Ernennungs-)  Berechtigte  binnen  der  gesetz- 
lieben Frist  (§§.  9  und  11)  keine  Präsentation  ^Ernennung)  vor,  so  tritt  ftlr  diesen 
Fall  die  Landessehulbehörae  in  seine  Rechte  em. 

§.  15.  Jede  in  Gemässheit  der  §§.  1  bis  14  vorgenommene  Anstellung  eines 
Lehrers  oder  eines  mit  dem  Lehrbefähignngszeugnisse  versehenen  Unterlehrers 
ist  eine  definitive.  Doch  muss  jeder  im  Lehrfaehe  Angestellte  sich  einer  Ver- 
setauugy  welche  die  Bezirks-  oder  Landesschulbehörde  aus  Dienstesrücksichten 
anordnet,  ftigen,  sofern  er  dabei  keinen  Entgang  an  Bezügen  erleidet. 

§.  16.  Auch  bei  solchen  Versetzungen  müssen  die  bestehenden  Vorschlags- 
ond  Präsentationsrechte  berücksichtigt  werden. 

§.  17.  Ueber  die  blos  nach  dem  Dienstrange  sich  richtende  Vorrttekung  aus 
einer  niederen  Gehaltsstufe  in  eine  höhere,  oder  die  Verleihung  einer  Dienstalters- 
snlage  entscheidet  die  Bezirksschulbehörde  ohne  Conoursausschreibung. 

§.  18.  Soll  nicht  eine  einfache  Vorrückung  nach  dem  Dienstrange,  sondern 
eme  Beförderung  in  eine  höhere  Grehaltsstufe  stattfinden,  so  muss  dasselbe  Ver- 
fahren eingehalten  werden,  welches  für  die  Besetzung  einer  erledigten  Dienststelle 
vorgeieiehnet  ist  (§§.  1 — 14). 

§•  19.  Die  Ernennung  von  Lehrern  für  nicht  obligate  Lehrfächer,  sowie  jene 
der  Lehrerinen  ftlr  weibliche  Handarbeiten  in  den  im  §.  15^  Alinea  2  und  3  des 
Gesetzes  vom  14.  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  ist  in  gleicher  Weise,  wie  jene 
der  andere  Mitglieder  des  Lehrstandes,  jedoch  ohne  Conoursausschreibung,  vom 
Emennungsberechtigten  unter  Vorbehalt  der  Bestätigung  von  Seite  der  Bezirks- 
sebnlbehörde  vorzunehmen. 

32 
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n.  Abschnitt. 
Von  dem  Diensteinkonimen  des  LehrpersonaU. 

§.  20.  Um  den  Betrag  aasznmitteln,  auf  weichen  jede  Lehrstelle  Anftprnch 
gibt,  werden  die  Schulgemeinden  nach  den  Durchschnittspreisen  der  wichtigsten 
Lebensbedttrfnisse  und  anderen  örtlichen  Verhältnissen  in  drei  Classen  getheilt. 
Diese  Eintheilnng  nimmt  die  Landessohnibehörde  vor  und  revidirt  sie  tod 
10  zu  10  Jahren,  ohne  dass  dadurch  zwisobenweilige  Berichtigungen  ausge- 
schlossen sind. 

§.  21.  Der  mindeste  Betrag  des  festen  Jahresgehaltes,  welchen  ein  Lehrer 
in  Gemeinden  der  L  Classe  anzusprechen  hat,  beträgt  500  fl.,  in  Gemeinden  der 
IL  Classe  400  fl.,  in  Gemeinden  der  III.  Classe  300  fl. 

§.  22.  Fttr  Lehrstellen  an  Bürgerschulen  ist  der  mindeste  Betrag  des 
festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers,  ohne  Unterschied  der  eben  erwähnten 
Classen  (§.  11),  mit  600  fl.  festzustellen.  Der  Landesvertretnng  steht  es  jedoch 
frei,  eine  noch  höhere  Ziffer  fUr  diesen  Gehalt  auszusprechen. 

§.  23.  Alle  fiien  GeldbezUge,  welche  dem  Lehrer  aus  Verbindlichkeiten  ein- 
zelner Personen,  aus  Stiftungen  u.  dgl.  einfiiessen,  werden,  vorbehaltlich  der 
Wahrung  ihrer  Bestimmung  zu  einem  speciellen  Zwecke,  von  der  Ortsgemeinde 
eingehoben. 

§.  24.  Die  veränderlichen  Geldgaben  und  mit  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  letztverflossenen  drei  Jahre  sofort  in  einen  fixen  Bezug  für  Rechnung  derOrts* 
gemeinde  umzuwandeln.  Collecturen  bei  den  einzelnen  Ortseinwohnem,  Absanun- 
Inngen  von  Neujahrsgeldern  u.  dgl.  dürfen  nicht  mehr  stattfinden. 

§.  25.  So  lange  die  Naturalgiebigkeiten  nicht  abgelöst  sind,  werden  sie  nach 
dem  Durchschnitte  der  Marktpreise  aus  den  Jahren  1834—1863  (nach  Anssehei« 
düng  des  Jahres  mit  den  höchsten  und  jenes  mit  den  niedersten  Preisen)  oder,  wo 
keine  Marktpreise  ermittelt  werden  können,  nach  einer  Abschätzung  durch  Sach- 
verständige (unter  Berücksichtigung  der  obigen  Durchschnittszeit)  in  einen  fixen 
Geldbezng  fUr  Rechnung  der  Ortsgemeinde  verwandelt. 

§.  26.  Die  Nutzungen  von  Acker-,  Garten-,  Weingarten-,  Gras-  oder  Wald- 
land,  dessen  Besitz  mit  der  Lehrstelle,  verbunden  ist,  werden  so  zu  (}eld  veran- 
schlagt, dass  vom  Katastralreinertrage  jeder  Parzelle  die  darauf  haftenden  Steuern 
sämmt  Zuschlägen  abgezogen  werden. 

§.  27.  Das  nach  der  Veranschlagung  dieser  Nutzungen  (§.  26)  von  dem  min- 
desten Betrage  des  festen  Jahresgehaltes  eines  Lehrers  noch  Abgängige  muss 
ihm  von  der  Ortsschulbehörde  (§.  55  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  in 
barem  Oelde,  und  zwar  in  monatlichen  Anticipativraten  bezahlt  werden.  Ist  mit 
einer  Lehrstelle  bereits  gegenwärtig  ein  höheres  Einkommen  verbunden,  so  ist 
dasselbe  ihrem  jetzigen  Inhaber  ungeschmälert  zu  erhalten. 

§.  28.  Die  Einnahmen  aus  einer  erlaubten  Nebenbeschäftigung  des  Lehrers, 
sowie  der  Miethwerth  der  Dienstwohnung,  oder  die  in  Ermanglung  einer  solchen 
anzusprechende  Qnartiergeldentschädigung,  ferner  Remunerationen,  Aushilfen, 
Zulagen  u.  dgl.  dürfen  von  dem  festen  Jahresgehalte  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

§.  29.  Lehrer,  welche  in  definitiver  Anstellung  zehn  Jahre  lang  an  einer  tffient- 
lichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
ununterbrochen  und  mit  entsprechendem  Erfolge  gewirkt  haben,  erhalten  eine 
Dienstalterszulage  mit  6  Peroenten  des  mindesten  Jahresgehaltes  (§§.  21,  82) 
jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  am  Tage  des  zurückgelegten  zehnten  Dienstjahres 
fungiren. 

Unter  den  gleichen  Modalitäten  gibt  ihnen  jede  zurücklegte  weitere  fttnQib- 
rige  Dienstesperiode  bis  zum  vollendeten  30.  Jahre  dieser  Dienstzeit  Ansprach 
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auf  eine  weitere  Zulage,  welche  mit  6  Percent  des  mindesten  Jahresgebaltes 
der  Gemeinde,  in  der  sie  am  Tage  des  znrttckgelegten  neuen  Qninqnenninms  ange- 
stellt sind,  zu  bemessen  ist.  Der  Betrag,  um  welchen  das  gegenwärtige  Ein- 
kommen einer  SchulsteUe  den  gesetzlich  mindesten  Jahresgehalt  übersteigt  (§.27), 
darf  in  eine  solche  Dienstaltersznlage  nicht  eingerechnet  werden. 

§.  30.  Denen,  welche  die  Schule  erhalten,  und  welche  es  vorziehen,  den 
Fvchrern  statt  der  Dienstalterszulage  das  Vorrtlckungs-  oder  Beförderungsrecht 
in  höhere  Gehaltsstufen  einzuräumen,  ist  diess  unter  der  Voraussetzung  gestattet, 
dass  sie  durch  die  Art  der  VertheUung  an  die  einzelnen  Gehaltsstufen  mindestens 
naeh  jedem  Decennium  bis  zur  Vollendung  des  30.  Jahres  eine  Steigerung  des 
festen  Jabresgehaltes  um  10  Percente  seines  mindesten  Betrages  (§.  21)  sicher- 
stellen. 

§.  31.  Einem  Director  oder  Oberlehrer  gebührt  eine  Functionszulage,  welche 
in  Gemeinden  der  I.  und  II.  Gehaltsciasse  fttr  Erstere  200  fi. ,  fUr  Letztere 
lOO.fl.,  in  den  Gemeinden  der  III.  Gehaltsciasse  fllr  Erstere  100  fl.,  f&r  Letztere 
50  fl.,  beträgt  und  in  den  gleichen  Raten  mit  dem  festen  Jahresgehalte  behoben 
werden  kann.  Dort,  wo  Gehaltsstufen  bestehen,  wird  ein  Director  oder  Oberlehrer 
durch  seine  Ernennung  zugleich  in  die  höchste  Gehaltsstufe  eingereiht. 

§.  32.  Jeder  Leiter  einer  Schule  hat  das  Recht  auf  eine  mindestens  ans  zwei 
Zimmern  und  den  erforderlichen  Kebenlocalitäten  bestehende  Wohnung,  welche 
ihm  wo  möglich  im  Schulgebäude  selbst  anzuweisen  ist.  Kann  ihm  eine  solche 
nicht  ausgemittelt  werden,  so  gebührt  ihm  eine  Quartiergeldentschädigung,  welche 
in  der  Stadt  Pola  mit  40  Percenten,  in  den  Gemeinden  der  I.  und  n.  Gehaltsclasse 
mit  20  Percenten  und  in.  denen  der  IIL  Classe  mit  15  Percenten  des  mindesten 
Jahresgehaltes  in  der  entsprechenden  Schulgemeinde  (§.  21)  zu  bemessen  ist. 

§.  33.  Jenen  unter  den  übrigen  Lehrern,  welche,  bei  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  schon  im  Besitze  einer  freien  Wohnung  oder  im  Genüsse  einer 
Qumrtiergeldentschädigung  sich  befinden,  steht  das  Recht  auf  Beibehaltung  der 
ft-eien  Wohnung  oder  Quartiergeldentschädigung  zu. 

Allen  anderen  gebührt  jedoch  ohne  Unterschied  freie  Wohnung  oder  Quar- 
tiergeldentscbädignng  mit  10  Percenten  des  mindesten  Jahresgehaltes  in  der 
betreffenden  Scbolgemeinde,  mit  Ausnahme  der  Stadt  ^ola,  für  welche  die  Ent- 
schädigung mit  25  Percenten  festgesetzt  wird. 

§.  34.  Eine  mit  Grundstücken  dotirte  Lehrstelle  (§.  26)  gibt  auch  Anspruch 
auf  den  Besitz  und  die  Benützung  der  erforderlichen  Wirthschaftsräume. 

§.  35.  Der  Gehalt  eines  Unterlehrers  ist  in  den  Gemeinden  der  I.  Gehalts- 
classe mit  260  fl.,  in  jenen  der  U.  Gehaltsclasse  mit  240  fl.  und  in  jenen  der  III. 
Gehaltsclasse  mit  220  fl.  zu  bemessen. 

g.  36.  Bezüglich  der  Wohnung  oder  Quartiergeldentschädigung  für  Unter- 
lehrer hat  die  Bestimmung  des  §.  33  zu  gelten,  und  ist  letztere  nach  dem  Verhält- 
nisse ihres  Gehaltes  zu  bemessen. 

§•  37.  So  lange  Unterlehrer  nicht  definitiv  angestellt  sind,  bedürfen  sie  zu 
ihrer  Verehelichung  die  Genehmigung  der  Bezirksschulbehörde. 

§.  38.  Die  Besoldung  des  weiblichen  Lehrpersonales  wird  nach  den  für  das 
männliche  aufgestellten  Grundsätzen  (§§.  21 — 37)  geregelt;  doch  sind  alle  Bezüge 
nur  mit  75  Peroent  jener  Ziffer  zu  nofmiren,  welche  unter  gleichen  Verhältnissen 
auf  Männer  entfallen  würden,  was  auch  von  den  Bestimmungen  in  Betreff  der 
Wohnung  oder  Quartiergeldentschädignng  zu  gelten  hat. 

§.  39.  Die  Lehrer  der  nicht  obligaten  Unterrichtsfächer,  sowie  die  Lehrerinen 
der  weiblichen  Handarbeiten  in  den  im  §..15,  Alinea  2  und  3  des  Reichsgesetzes 
vom  14«  Mai  1869  bezeichneten  Fällen  erhalten  eine  Remuneration,  welche  von 
dem  Emennnngsberechtigten  nach  Massgabe  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden 
bestimmt  wird. 

32* 
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§.  40.  Alle  an  einer  öffentlichen  Volkescbttle  provisorisch  oder  definitiv  ange- 
stellten Lehrpersonen  haben  sich  jeder  Kebenbesehäftigong  za  enthalten,  welche 
dem  Anstände  und  der  Hussereu  Ehre  ihres  Standes  widerstreitet  oder  ihre  Zeit 
anf  Kosten  der  genauen  Erfüllung  ihres  Berufes  in  Anspruch  nimmt,  oder  endlich 
die  Voraussetzung  einer  Befangenheit  in  Ausübung  des  Lehramtes  begrttndet 

§.  41.  Jedes  Hitglied  des  Lehrstandes  hat  sich  von  dem  Zeitpuncte  an^  mit 
welchem  die  Kegulirung  seiner  Bezüge  nach  den  §§.  21  bis  31  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  durebgefllhrt  ist,  der  Ertheilung  des  sogenannten  Nachstunden- 
Unterrichts  und  der  Vorsehung  des  Messner-  (Küster-)  Dienstes  zu  enUialten. 

§.  42.  Die  Bezirksschulbehörde  bat  bei  Üeberschreitungen  des  im  §.  40  aas- 
gesprochenen  Verbotes  sofort  strengstens  Amt  zu  handeln.  Bei  Wahrnehmung  von 
Verletzungen  des  im  §.  41  enthaltenen  Verbotes  hat  sie  dem  Betreffenden  eine 
höchstens  vierwochentliche  Frist  zu  setzen,  binnen  deren  er  entweder  dem  Schnl- 
dienste  oder  der  Nebenbeschäftigung  zu  entsagen  hat.  Gegen  diese  Aufforderung 
steht  der  Recurs  an  die  Landessschulbehörde  offen,  welcher  binnen  acht  Tagen  xn 
ergreifen  und  mit  aller  Beschleunigung  zu  erledigen  ist. 

m.  Abschnitt. 

Von  der  Disciplinarbehandlung  des  Lehrpersonales. 

§.  43.  Jedes  pflichtwidrige  Verhalten  von  definitiv  oder  provisorisch  ange- 
stellten Lehrpersonen  wird  als  Dienstesvergehen  entweder  von  dem  Leiter  der 
Schule  oder  von  der  Bezirksschulbehörde  mündlich  oder  schriftlich  unter  Hinwei- 
sung  auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung  gerügt  oder  durch 
die  Landesschulbehörde  mittelst  einer  Diseiplinarstrafe  geahndet. 

§.  44.  Solche  Disciplinarstrafen  sind : 
aj  der  Verweis, 

bj  die  Entziehung  des  VorrUckungsrechtes  oder  des  Anspruches  auf  die  Dienst* 
•  alterszulage, 
öj  die  Versetzung  an  eine  andere  Lehrstelle. 

§.  45.  Der  Verweis  wird  stets  schriftlich  ertheilt  und  hat  die  Androhung 
strengerer  Behandlung  für  den  Fall  wiederholter  Pflichtverietzung  zu  enthalten. 
Nach  dreijährigem  tadellosen  Benehmen  des  Betreffenden  wird  diese  Strafe  nicht 
weiter  in  Anrechnung  gebracht 

§.  46.  Die  Vonückung  in  eine  bestimmte  höhere  Gehaltsstufe  (§.  30)  oder 
die  Bewilligung  einer  bestimmten  Abstufung  der  Dienstalterszulage  (§.  29)  kann 
auf  ein  oder  mehrere  Jahre  aufgeschoben  oder  gänzlich  abgesprochen  werden« 

§.  47.  Die  strafweise  Entziehung  der  Function  eines  Oberlehrers  oder  Dtree- 
tors  und  hiednrch  erfolgende  Znrttckversetzung  solcher  Personen  in  die  Kategorie 
der  Lehrer  kann  mit  oder  ohne  Aenderung  des  Dienstortes  stattfinden. 

§.  48.  Sowohl  in  diesem  Falle  als  auch  bei  der  straiweisen  Versetzung  an 
eine  andere  Lehrstelle  desselben  Bezirkes  hat  das  Disciplinarerkenntniss  ingleich 
den  Rang  zu  bestimmen,  mit  welchem  der  Betroffene  in  das  Lehrpersonale  seines 
Dienstortes  künftighin  einzureihen  ist. 

§.  49.  Bevor  gegen  ein  Hitglied  des  Lehrstandes  eine  Diseiplinarstrafe  ver- 
Ulngt  wird,  ist  der  Thatbestand  actenmässig  festzustellen  und  dem  Beschuldigten 
zu  seiner  Rechtfertigung  vorzuhalten!  Wird  die  Rechtfertigung  nur  mündlteb  vor* 
gebracht,  so  muss  sie  zu  Protokoll  genommen  werden.  Stellt  sieb  die  (mflndticbe 
oder  schriftliche)  Rechtfertigung  als  genügend  heraus,  so  ist  diess  dem  Beschnl- 
digten  schriftlich  bekannt  zu  geben. 

§.  50.  Die  Landesschnlbehörde  ist  bei  Verhängong  der  im  §.  44  bezeichneten 
Disciplinarstrafen  an  keine  stufenweise  Aufeinanderfolge  der  DisoipKnanrtnrfen 
gebunden. 
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§.  51.  Die  Entlatmang  vom  BcbuldieuHte  kann  jedoch  in  d^  Regel  erst  dann 
terhttngt  werden,  wenn  nngeaefatet  des  Voransgehens  mindestens  einer  Disci- 
plinarbestrafang  neuerdings  erhebliche  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen 
von  Dienstpffichten  stattfinden.  Nur  gegen  Deiyenigen  kann  die  Entlassung  sofort 
Platz  greifen,  welcher  sich  eines  groben  Missbrauches  des  Zttchtigungsrechtes, 
einer  gröblichen  Verletzung  der  Religion  und  Sitte  oder  eines  mit  der  dienstlichen 
Stellung  unvereinbaren  staatsbürgerlicher  Verhaltens  schuldig  gemacht  hat. 

§•  52.  Die  Entlassung  vom  Sehuldienste  ist  von  der  LandesschulbehOrde 
ohne  Disciplinarerkenntniss  anzuordnen,  wenn  eine  strafgerichtliche  Verurtheilung 
erfolgte,  welche  die  Ausschliessung  des  Betroffenen  von  der  Wählbarkeit  in  die 
Gemeindevertretung  nach  sich  zieht.  (Abs.  3  des  §.  48  des  Beichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869). 

§•  &3.  Jede  Entlassung  vom  Schuldienste  ist  dem  Hinister  fbr  Gultns  und 
Unterricht  anzuzeigen,  welcher  davon  den  Landesschnlbehörden  der  übrigen  im 
Reichsrathe  vertretenen  Länder  Mittheilung  macht. 

§.  54.  Die  Suspension  vom  Amte  und  den  damit  verbundenen  Bezügen  muss 
von  der  Bezirksschulbehl>rde  fttr  die  Dauer  der  gerichtlichen  oder  disoiplinaren 
Untersuchung  verhängt  werden,  wenn  das  Ansehen  des  Lehrstandes  die  sofortige 
Entfernung  des  in  Untersuchung  Gezogenen  vom  Dienste  für  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verlangt.  Ein  Recurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  auf- 
schiebende Wirkung. 

§.  55.  Erscheint  die  Erhaltung  des  Snspendirten  oder  seiner  Familie  ge« 
iährdet,  so  hat  die  Bezirksschillbehörde  gleichzeitig  den  Betrag  der  ihm  zu  verab- 
reichenden Alimentation  auszusprechen.  Dieser  darf  höchstens  zwei  Drittheile  des 
zur  Zeit  der  Suspension  genossenen  Jahresgehaltes  ^§§.  21,  29,  30,  31)  betr^en. 
Erfolgt  späterhin  eine  Schuldloserklärung,  so  gebünrt  ihm  der  Ersatz  des  zeit- 
weisen Verlustes  am  Diensteinkommen. 

IV.  Abschnitt. 

Von  der  Versetzung  des   Lehrpersonales  in   den  Buhestand  und 

der  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen. 

§.  56.  Die  Versetzung  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  in  den  Buhestand 
findet  statt,  wenn  dasselbe  nach  tadelloser  Dienstleistung  wegen  allzu  vorgerück- 
ten Lebensalters,  wegen  schwerer  körperlicher  oder  geistiger  Oebrechen  oder 
wegen  anderer  berttcksichtignngswerther  Verhältnisse  zur  Erfüllung  der  ihm  ob- 
liegenden Pflichten  untauglich  erscheint.  Sie  kann  entweder  auf  Ansuchen  der 
betreffenden  Person  oder  ohne  ein  solches  Ansuchen  von  Amtswegen  verfügt 
werden. 

§.  ö7.  Freiwillige  Dienstentsagung  oder  eigenmächtige  Dienstesverlassung 
berauben  des  Anspruches  auf  die  Versetzung  in  den  Buhestand. 

Als  freiwillige  Dienstesentsagung  wird  auch  jede  Verehelichung  einer  Ober- 
lehrerin oder  Lehrerin  ohne  Genehmigung  der  Bezirkssehnlbehörde,  sowie  die 
ohne  dieser  Genehmigung  stattgefundene  Verheiratung  eines  noch  nicht  definitiv 
HBgestellten  Unterlehrers  angesehen  (§.  37). 

§.  ö8.  Die  Verlassung  des  Schuldienstes  zufolge  der  freiwilligen  Dienstent- 
sagiing  oder  der  Versetzung  in  den  Buhestand  kann  ohne  besondere  Bewilligung 
der  Landesschnlbehörde  nur  mit  dem  Ende  eines  Schuljahres  erfolgen.  Zu  dieser 
iSeit  hat  anch  die  Bäumung  der  Dienstwohnung  und  die  Uebergabe  des  mit  der 
Lehrstelle  verbundenen  Besitzes  lUi  Grundstücken  stattzufinden^  über  deren 
Nutzungen  nach  §.  77  zu  entscheiden  ist. 
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§.  59.  Das  Ausmans  des  Rahegcnasses  (der  Abfertigang:  oder  Pension)  ist 
einerseits  von  dem  Jahresgehalte,  andererseits  von  der  Dienstzeit  des  in  Ruhe- 
stand Versetzten  abhängig. 

§.  60.  Der  anrechenbare  Jahresgehalt  ist  derjenige,  welcher  unmittelbar  vor 
der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogen  wurde.  Jene  Dienstalterszulagen  (§.  29). 
welche  dem  mindesten  Jahresgehalte  dort  zuwachsen,  wo  kein  Vorrückungsrecht 
in  höhere  Gehaltsstufen  besteht,  sowie  die  Functionszulagen  (§.  31)  der  Direr- 
toren  und  Oberlehrer  sind  als  Theile  dieses  Jahresgehaltes  zu  betrachten. 

§.  61.  Anrechenbar  ist  jene  Dienstzeit,  welche  ein  Mitglied  des  Lehrstandes 
nach  bestandener  Lehrbefähigungsprttfung  an  eher  öffentlichen  Schule  zuge- 
bracht hat  (§.  56  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869).  Eine  Unterbrechung  hebt 
die  Anrechnung  der  bereits  vollstreckten  Dienstzeit  nicht  auf,  wenn  sie  erwiese- 
ner Massen  ausser  Schuld  und  Zuthnn  des  betreffenden  Lehrindividiums  lag. 

§.  62.  Denjenigen  die  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  anrechen- 
bare Dienstzeit  (§.  61)  von  10  Jahren  noch  nicht  vollstreckt  haben,  gebührt  nur 
eine  Abfertigung,  welche  mit  dem  anderthalbjährigen  Betrage  des  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  62)  zu  bemessen  ist. 

§.  63.  Diejenigen,  welche  vom  Beginne  des  11.  bis  zur  Vollendung  des  15. 
anrechenbaren  Dienstjahres  in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  erhalten  ein 
Drittheil  des  anrechenbaren  Jahresgehajtes  als  Pension.  Mit  dem  vollendeten 
1.^.  Dienstjahre  erhalten  sie  den  Anspruch  auf  drei  Achttheile;  mit  jedem  weiter 
zurückgelegten  Quinqnennium  auf  ein  ferneres  Achttheil,  mit  dem  beendeten  40. 
Dienstjahre  auf  den  ganzen  Retrag  des  anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  60) 
als  Pension. 

§.  64.  Die  Versetzung  in  den  Ruhestand  ist  entweder  eine  dauernde  oder 
eine  zeitweilige.  In  letzterem  Falle  hat  der  Betroffene  nach  Behebung  des  jene 
Versetzung  begründenden  Hindernisses  seiner  Thätigkeit  sich  nach  der  Weisung 
der  Landesschulbehörde  im  Schuldienste  wieder  verwenden  zu  lassen,  oder  auf 
seinen  Ruhegenuss  zu  verzichten.  Auch  im  ersteren  Falle  erlischt  der  Rahegenuss, 
wenn  der  in  dauernden  Ruhestand  Versetzte  einen  mit  Oehalt  dotirten  Dienst 
übernimmt. 

§.  65.  Die  Witwen  und  Waisen  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  haben  nur 
dann  einen  Versorgungsanspruch,  wenn  der  verstorbene  Gatte  und  Vater  selbst 
zu  einem  Ruhegenusse  berechtigt  gewesen  wäre. 

§.  66.  Die  Witwen  und  Waisen  der  mit  dem  Lehrbefthignngszeugnisse  ver* 
sehenen  Unterlehrer,  welche  ohne  die  erforderliche  Bewilligung  (§.  37)  sieh  ver- 
ehelichten, haben  keinen  Versorgungsanspmch. 

§.  67.  Die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes,  welches  zur  Zeit  seines 
Todes  noch  nicht  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr  (§.  61)  vollendet  hatte,  er- 
hält eine  Abfertigung  mit  einem  Viertheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  be- 
zogenen, anrechenbaren  Jahresgehaltes  (§.  60). 

§.  68.  Wenn  der  Verstorbene  bereits  das  zehnte  anrechenbare  Dienstjahr 
(§.  61)  vollendet  hatte,  so  gebührt  der  Witwe  eine  Pension,  welche  mit  dem 
Drittheile  des  letzten  von  dem  Verstorbenen  bezogenen  anrechenbaren  Jahres- 
gebaltes  (§•  60)  zu  bemessen  ist. 

§.  69.  Wurde  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Gatten  erst  während  des  Rahe* 
Standes  eingegangen  oder  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Schuld  des  Gatten  vor 
seinem  Tode  durch  gerichtliche  Scheidung  aufgehoben,  so  hat  die  Witwe  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuss. 

§.  70.  Im  Falle  einer  Wiedervereheliehung  kann  die  Gattin  sich  für  einen 
abermaligen  Witwenstand  die  Pension  vorbehalten  oder  einen  zweyäbrigen  Be- 
trag jener  Pension  als  Abfertigung  annehmen. 
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§.  7l.  Für  jedes  Kind  des  Verstorbenen,  welchem  eine  pensionsbereehtigte 
Witwe  zn  verpflegen  hat,  gebtthrt  ifar  ein  Erziehungsbeitrag,  and  ist  so  zn 
bemessen,  dass  ihre  Pension  sammt  allen  Erziehnngsbeiträgen  nicht  die  Hälfte 
des  vom  verstorbenen  Gatten  und  Vater  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren 
Jahresgehaltes  (§.  60)  überschreitet. 

§.  72.  Der  Erziehnngsbeitrag  eines  jeden  Kindes  erlischt  mit  der  Zurück- 
legung des  20.  Lebensjahres,  oder  mit  dem  Tage  einer  noch  früher  erlangten  Ver- 
sorgung. 

•  §.  73.  Wenn  nach  einem  verstorbenen  Mitgliede  des  Lehrstandes  keine  Witwe 
vorbanden  ist,  oder  dieselbe  keinen  Anspruch  auf  einen  Rnhegenuss  hat  (§.  69), 
so  gebührt  allen  unversorgten  Kindern  des  Verstorbenen,  welche  das  20.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben,  zusammen  im  Falle  des  §.  67  dieselbe  Abferti- 
gung, welche  der  Witwe  zugestanden  wäre,  im  Falle  des  §.  68  aber  eine  Concre- 
talpension,  welche  mit  dem  Sechstheile  des  letzten  vom  Verstorbenen  bezogenen 
anrechenbaren  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§.  74.  Diese  Concretalpension  erlischt  erst  mir  dem  Tage,  an  welchem  kein 
unversorgtes  Kind  des  Verstorbenen  unter  dem  Alter  von  20  Jahren  vorhanden  ist. 

§.  75.  Wenn  die  Witwe  eines  Mitgliedes  des  Lehrstandes  sich  wieder  ver- 
ehelicht, so  tritt  an  die  Stelle  der  Erziehungsbeiträge  (§.  71)  für  die  Kinder  des 
Verstorbenen  die  Concretalpension  (§.  73) ;  behält  sie  sich  für  den  Fall  eines  aber- 
maligen Witwenstandes  das  Wiederaufleben  ihrer  Pension  vor,  so  bezieht  sich 
dieser  Vorbehalt  auch  auf  die  Erziehungsbeiträge,  so  dass  bei  dem  Eintritte  jenes 
Falles  sofort  die  Concretalpension  der  Kinder  erlischt. 

§.  76.  Witwe  und  Kinder  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliedes des  Lebrstandes  haben  das  Recht,  die  Natural wohnnng  noch  ein  Viertel- 
jahr lang  zu  benützen  oder  den  ihm  zustehenden  Quartiergeldbetrag  fllr  den 
nächstveriallenden  Erhebungstermin  zu  beziehen. 

§.  77.  Die  Nutzungen  eines  zur  Dotation  der  Schulstelle  gehörigen  Grund- 
stückes (§.  26)  gehören  den  Erben  eines  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen 
Mitgliedes  des  Lebrstandes  nur  dann,  wenn  der  Todesfall  zwischen  dem  1 .  Juni 
und  31.  October  erfolgte.  Ausser  diesem  Falle  haben  die  Erben  blos  Anspruch 
auf  den  Ersatz  jener  Auslagen,  welche  zur  Gewinnung  dieser  Nutzung  gemacht 
vrurden. 

§.  78.  Wenn  der  letzte  von  einem  in  activer  Dienstleistung  verstorbenen  Mit- 
gliede der  Lehrstandes  bezogene  anrechenbare  Jahresgehalt  600  fl.  nicht  erreichte 
und  der  Nachlass  zugleich  nicht  hinreicht,  die  Krankheits-  und  Leichenkosten  zu 
bestreiten,  gebührt  den  Erben  des  Verstorbenen  ein  Viertel  jenes  Jahresgehaltes 
als  Condnctquartal. 

§.  79.  Zur  Deckung  der  Ruhegenüsse  für  dienstuntauglich  gewordene  Mit- 
glieder des  Lehrstandes,  sowie  zur  Befriedigung  der  Versorgungsau  sprüche  ihrer 
Hinterbliebenen  wird  ein  Pensionsfond  errichtet,  welchen  die  Laudesschulbe- 
börde  verwaltet  (§.  57  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869). 

§.  80.  Sämmtlicfae  Mitglieder  des  Lebrpersonales ,  welche  nach  abgelegter 
Lehrbefähigungsprüfung  eine  Dienststelle  erlangen,  sind  verpflichtet,  10  Percent 
ibres  ersteui  nach  erfolgter  Regulirung  bezogenen,  für  den  Rnhegenuss  anrechen- 
baren Jabresgehaltes  und  ebensoviel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu  Theil 
werdenden  Gehaltsaufbesserung,  Dienstalterszulage  oder  Functionszulage,  über- 
diess  aber  jährlich  2  Percent  ihrer  für  den  Rnhegenuss  anrechenbaren  Jahresbe- 
Ktlge  an  die  Pensionscasse  zu  entrichten. 

§.  81.  Als  besondere  Zuflüsse  werden  dem  Peuf^ionsfonde  zugewiesen: 

1.  Jene  gesetzlichen  Beiträge  ans  Verlassenschaften,  welche  bisher  dem  Nor- 
mal schulfonde  zuflössen ; 

2.  die  auf  das  Land  entfallenden  GebarungsUberschUsse  des  Schulbücherver- 
Uiges; 


342 

3.  die  Intercalarien  für  erledigte  Lehrstellen,  soweit  sie  nicht  den  Ert)en  eines 
verstorbenen  Direetors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  zufallen  (§.  77,  78)  oder  durch 
die  Remuneration  des  Hilfslehrers  in  Ansprach  genommen  werden; 

4.  die  Strafgelder,  welche  in  Folge  von  Strafverfligangen  der  SehulbehSrde 
eingehen. 

§.  82.  Der  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben  des  Pensionsfondes  noch 
weiters  erforderliche  Betrag  wird  aus  Landesmitteln  zugeschossen. 

§.  83.  Ueberschüsse,  welche  sich  in  dem  Jahreseinkommen  des  Pensionsfoade« 
(§§.  80 — 82)  ergeben,  sind  zu  capitalisiren  und  nur  die  Zinsen  derselben  in  die 
nächste  Jahresrechnung  einzubeziehen. 

§.  84.  Pensionen,  welche  Mitgliedern  des  Lehrstandes  oder  Hinterbliebenen 
derselben  schon  jetzt  gebühren,  müssen  von  den  bisher  zu  ihrer  Bestreitung  Ver« 
pflichteten  auch  fernerhin  bezahlt  werden. 

üebergangBbeBtimmQngen. 

§.  85.  Die  Landesschnlbehörde  nimmt  sofort  bei  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  GesTetzes  die  im  §.  20  vorgesehene  Eintheilung  s&mmtlicher  Scholgmnein- 
den  vor. 

§.  86.  Auf  Grund  dieser  Eintheilung  legt  jede  BeairksschnlbehOrde  einen 
Kataster  sämmtlicher  Lehrstellen  des  Bezirkes  an,  und  stellt  dabei  das  Einkommen 
fest,  welches  dem  gegenwärtigen  Inhaber  einer  jeden  derselben  nach  den  §§.  21 
bis  39  gebührt. 

§.  87.  Hiebei  ist  nur  jenen  bereits  definitiv  angestellten  MitgHedem  des  Lehr- 
standes die  erste  im  §.  29  bezeichnete  Dienstalterszulage  zuzugesteheni  welche 
bereits  15  Jahre  lang  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Beiebsratfae 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  ununterbrochen  und  mit  entsprechendem 
Erfolge  gewirkt  haben.  Alle  anderen  treten  erst  mit  Zurttcklegung  des  16.  Dienst- 
jahres in  den  Genuss  der  ersten  Dienstidterszulage. 

§.  88.  Die  auf  den  erwähnten  Kataster  (§.  86)  gegründete  Regulirang  der 
Bezüge  sämmtlicher  Mitglieder  des  Lehrstandes  muss  spätestens  ein  Jahr 
nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vollständig  durchge- 
führt sein. 

§.  89.  Innerhalb  desselben  Zeitraumes  hat  auch  die  Thätigkeit  der  Pensions* 
casse  zu  beginnen.  Bei  der  Regulirung  der  Bezüge  jedes  Mitgliedes  des  Lehrstan- 
des  ist  bei  der  Casse,  bei  welcher  er  seinen  Gehalt  bezieht,  der  von  ihm  nach 
§.  80  zu  entrichtende  Betrag  in- Vorschreibung  zu  bringen. 

ScbluaBbestimmungen. 

§.  90.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  der  Knndmacbmig  naeb- 
folgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  treten  alle  auf  Gegenstände  desselben  sieh  beziehenden 
bisherigen  Gesetze  und  Verordnungen  ausser  Kraft. 

§.91.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der 
Instructionen  ist  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

S(rea«7r  ■.  f. 
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Nr.  85. 

Ministerialentscheidung  vom  30.  April  1870,  Z.  1176, 

an  den  LandesBehnlrath  in  Oörz, 


lN»treffeii*  den  Torgang  kei  der  Wahl  der  Faehniftnner  für  die  Beaslrks- 

seholräthe. 

Ich  finde  die  Entsobeidung  des  k.  k.  Landesschnlrathes  vom  4.  October  1.  J., 
inaofern  mit  derselben  den  Lehrerinnen  an  der  öffentlichen  städtischen 
Mädehensehnle  in  GOrz  die  Berechtigung  zuerkannt  wurde,  an  jener  Lehrerver- 
sanonlnng  Theil  zu  nehmen,  welche  in  Gemässheit  des  §.  19,  lit.  c)  des  Schul- 
auf siehtsgesetzes  vom  8.  Februar  1869  die  Wahl  eines  Fachmannes  ftir  den 
Bezirkssohulrath  vorzunehmen  hat,  zu  bestätigen. 

Hingegen  vermag  ich  die  zugleich  getroffene  Bestimmung,  womach  zu  den 
gedachten  Wahlversammlungen  auch  die  Lehrer  an  den  mit  dem  Oeffentlichkeits- 
reehte  ausgestatteten  Privat-Volksschuien  beigezogen  werden  sollen,  nicht 
zn  billigen.  Nach  §.  45  des  Reichs- Volksschulgesetzes  vom  14.  Mai  1869  steht  es 
den  Lehrern  an  solchen  Schulen  allerdings  frei,  sich  an  den  periodisch  abzuhal- 
tenden Lehrereonferenzen  zu  betheiligen.  Hieraus  kann  aber  noch  keineswegs  die 
Berechtigung  zu  irgend  welcher  Betheih'gung  an  den  Wahlen  flir  die  Bezirksscbul- 
behürdm  alügeleitet  weirden,  zjxmdX  die  diesen  Conferenzea  gesel«lic|  sog^wieseiie 
Aufgabe  auf  die  Berathnng  und  Besprechung  von  Gegenständen,  welche  das 
Schulwesen  an  sich  und  dieFortbildwig  der  Lehrer  betreffen,  beschränkt  erscheint. 
Ausserdem  kommt  aber  auch  in  Betracht,  dass  die  Bezirksschulbehörden  in  erster 
Linie  die  Interessen  der  öflfentlicfaen  Schulen  und  der  an  denselben  angestellten 
Lehrer  zu  vertreten  haben  und  dass  es  sonach  mit  der  dgeotlichen  Stellupg  aineis 
Privatlehrers  im  mehrfacher  Beziehung  nicht  vereinbar  wäre,  wenn  demselben 
enventnell  in  der  Bezirksschulbebördc  Sitz  und  Stimme  eingeräumt  und  hiedurch 
^e  Eigenschaft  eiaea  Repräsentanten  der  öffentlichen  Schule  zugestanden  werden 
wMto. 

Aaa  diesen  RHeksiohten  wurden  auch  in  §.  45  des  Reichs- Volksschulgesetzes 
die  beiflgüehen  Wahlen  nicht  als  Aufgabe  der  periodisch  abzuhaltenden  Bezirks- 
LdireceottferenaBea  bezeichnet,  soadem  sind  dieselben  kraft  des  Sehulairfsichts- 
geietfeea  von  Fall  zn  Fall  durch  besonders  zu  berufende  Lehrerversamminngen 
dea  Bedrkes  vorzuaefamen. 

Nr.  86, 

Eriass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom  12.  Mai 

1870,  Z.  6609*1869, 

tt  die  Difselioa  der  PrttAingBeomuiissioB  fHr  das  mathematisch-nantisehe  Lehramt  m 

Triest, 

betreffend  die  Zilaasang  der  Condidaten  des  nathematiaeh^naaliseheii  Lehr* 
amtes  auch  auf  Gmnd  vob  ünivendtfttastadien  rar  Prfiftuig  für  das  Lehramt 

Ueber  Antrag  des  philosophisehen  ProfeesoreneoUegiama  der  Wiener  Uni- 
veiaitä^  die  CancUdaten  des  mathematiseh-nautisehen  Lehramtes  aneh  auf  Grund 
von  Univeraitttsstudien  zur  bezeichneten  LehramtsprBiiing  zuzulassen,  wird  der 
Direotioa  Naehatebendea  eröffiiet : 

Dar  im  §.  3,  num.  1,  lit.  b  der  Prllfungsvorsohrift  für  die  Candtdaten  des  ma- 
thematisch-nautischen Lehramtes  an  Seeschulen  vom  26.  Jnli  1868  (R.  O.  fil.  ex 
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1868,  Stttck  XLVIy  Nr.  112)  geforderte  Nachweis  eines  zweijährigen  Studiami 
an  einem  polytechnischen  Institute  kann  behnfs  der  Zulassung  znr  mathematisch- 
nautischen  Lehramtsprüfung  auch  durch  den  Nachweis  von  UniversitKftsstudien 
gleicher  Daner  ersetzt  werden,  wenn  der  Candidat  den  Nachweis  liefert,  dass  er 
jene  Fachgegenstände,  welche  an  den  philosophischen  Facultäten  nicht  vertreten 
sind,  an  einem  polytechnischen  Institute  gehört  hat. 

Weiters  können  Lehramtscandidaten,  denen  nach  den  mit  dem  Ministerial- 
Erlasse  vom  26.  Juli  1868,  Z.6183  (Verordnungsblatt  des  Ministeriums  f&r  Cultus 
und  Unterricht  vom  J.  1869,  2.  Lieferung,  Nr.  33)  hinausgegebenen  Beatimmongen, 
betreffend  die  Verleihung  von  Untersttttzungen  an  die  Kandidaten  des  Lehramtes 
an  nautischen  Schulen,  eine  Unterstützung  verliehen  worden  ist,  die  zum  Genüsse 
derselben  im  §.  H,  lit.  a  dieser  Bestimmungen  vorgeschriebene  Bedingung  ent- 
sprechender Fachstudien  auch  dadurch  erftlllen,  dass  sie  ein  Universitftts-Bien- 
nium  als  ordentliche  Hörer  der  philosophischen  Facnltät  der  Wiener  Universität 
nachweisen,  während  welcher  Zeit  sie  sich  dem  Studium  der  Mathematik,  Physik 
und  sphärischen  Astronomie  an  der  genannten  Universität,  und  dem  Studium  der 
praktischen  Geometrie  upd  Mechanik,  eventuell  der  Schiffbaukunde  am  polytech- 
nischen Institute  in  Wien  bei  entsprechender  Verwendung  zu  widmen  haben. 

Nr.  87. 

Erlass  des  Leiters  des  Ministeriums  für  Cultus  nnd  Unterricht  vom 

H.  Mai  1870,  Z.  4034, 

an  den  Leiter  der  Statthalterei  für  Oalieien  und  Rrakan, 

betreffend  die  Vervollständigung  der  polnischen  Vorträge  an  der  Fniversitit 

in  Krakau. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntBcblies- 
sung  vom  30.  April  d.  J.  allerguädigst  zu  genehmigen  geruht,  dass  vom  Winter- 
semester 1870/71  angefangen^  soweit  thnnlich  aber  auch  schon  während  des 
Sommersemesters  1870,  für  alle  Vorträge  der  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Professoren  an  den  weltlichen  Facultäten  der  Krakauer  Hochschule  die  polnische 
Sprache  in  Anwendung  zu  kommen  habe,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  auoh  künf- 
tig in  deutscher  Sprache  ab74uhaltenden  Vorträge  über  deutsche  Sprache  und 
Literatur. 

Nr.  88. 

Ministerialerlass  vom  19.  Mai  1870,  Z.  3257, 

an  sämmtUche  Länderchefs,  beziehungsweise  Landesschulräthe,  mit  Ansnahme  jenes  fär 

Oalizien, 

betreffend  die  Erhöhung  der  von  den  Privatlsten  an  selbstständigen  Staats« 

realschnlen  zn  entrichtenden  PrflAingstaxe. 

Vom  zweiten  Semester  des  laufenden  Schuljahres  angefangen  wird  die  von 
den  Privatisten  an  den  selbstständigen  Staatsrealschulen  zu  erlegende  Prilfnngs- 
taxe  auf  zwölf  Qnlden  österreichische  Währung  erhöht.  Was  den  Vertheilung»- 
modus  anbelangt,  so  werden  die  fttr  Gymnasien  giltigen  Bestimmnngen  des  Mini- 
sterialerlasses  vom  29.  August  1851;  Z.  8778,  auch  auf  die  selbstständigen  Stai^ts- 
realschnlen  ausgedehnt. 


345 


Nr.  89. 

Ministerialerla$s  vom  19.  Mai  1870, 2.  4008, 

an  den  Statthalter  für  Tirol  und  Vorarlberg, 

mit  welchen  die  in  den  §§.  6,  ad  c)^  und  10  der  Prftfüngsvorsehrifi;  yom 
15.  Norember  1869  enthidtenen  Bestimmnngen  erllntert  werden. 

PrflfangBcandidaten,  welche  die  Lehrbefähignng  fttr  Bttrgerschulen  anstreben, 
sich  jedoch  nicht  ans  sämmtlichen  Lehrgegenständen  der  beiden  Gruppen  der 
Prüfung  zn  unterziehen  beabsichtigen,  haben  die  im  letzten  Absätze  des  §.  6  der  , 
Prttfungsvorschrift  vom  15.  November  1869,  Z.  10864,  (Verord.-Bl.  Nr.  92)  * 
erwähnten  Kenntnisse  vor  der  Priifangscommission  selbst  darznthnn  und  es  wird 
demnach  die  Prttfung  in  der  Regel  auch  auf  die  Fächer,  bezüglich  welcher  dieser 
Nachweis  zu  liefern  ist,  auszudehnen  sein. 

Ausnahmen  hievon  können  nur  dann  eintreten,  wenn  der  Besitz  der  gedach- 
ten Kenntnisse  durch  bereits  erworbene  LehrbefUhigungszeugnisse  in  einer  voll- 
kommen beruhigenden  Weise  nachgewiesen  erscheint. 

Bei  PrOfiingscandidaten,  welche  die  Lehrbefähigung  fttr  allgemeine  Volks- 
ücholen  bereits  nach  der  neuen  Prüfungsvorschrift  erlangt  haben,  wird  diess  aller- 
dings stets  der  Fall  sein.  Werden  jedoch  Lehrbefähigungszeugnisse  aus  einer 
früheren  Pariode,  namentlich  aus  einer  Zeit,  wo  viel  geringere  Anforderungen  an 
die  Candidaten  des  Lehramtes  an  Volksschulen  gestellt  wurden,  beigebracht, 
dann  wird  die  Prüfungscommission  nach  Massgabe  der  obwaltenden  Verhältnisse 
zn  beurtheilen  und  zu  bestimmen  haben,  ob  der  beigebrachte  Nachweis  als  genü- 
gend anzusehen  sei  oder  ob  eine  Ausdehnung  der  Prüfung  in  der  oben  angedeu- 
teten Richtung  einzutreten  habe. 


Nr.  90. 

Erlass  des  Leiters  des  Ministeriums  für  Oultus  und  Unterricht  vom 

22.  Mai  1870,  Z.  2744, 

an  den  Landesschulrath  für  Böhmen, 

betreffend  die  Behandlung  der  zweiten  Landessprache  fDr  jene  Schiller  an 

MittelschvLlen^  deren  Muttersprache  sie  ist 

Ich  finde  mich  bestimmt,  in  Betreff  der  Behandlung  der  zweiten  Landessprache 
für  jene  Schüler  an  Mittelschulen,  deren  Muttersprache  sie  ist,  zu  verfügen,  dass 
die  darauf  bezügliche  Bestimmung  des  hierortigen  Erlasses  vom  12.  October  1868, 
Z.  606/Pr.  und  die  derselben  zu  Grunde  liegenden  Bestimmungen  des  Org. 
Entwurfes,  §.  19  (1.  Absatz),  ausser  Kraft  zu  treten  haben. 

Er  wird  mithin  zwar  auch  fernerhin  durch  Bestellung  einer  geeigneten  Lehr- 
kraft ttr  den  Untemcht  der  zweiten  Landessprache  an  den  Mittelschulen  Böhmens 
Sorge  zu  tragen  sein,  jedoch  jeder  directe  oder  indirecte  Zwang  zur  Erlernung 
derselben  zu  entfallen  haben. 

Diese  Bestimmung  hat  selbstverständlich  keine  Anwendung  in  jenen  Fällen 
zn  finden,  wo  die  Eltern  oder  Vormünder  bei  Beginn  eines  Schuljahres  ausdrücklich 
erklären,  dass  ihre  SOhne  oder  Mündel  die  zweite  Landessprache  zu  erlernen 
haben,  in  welcher  Beziehung  der  §.  20  des  Org.  Entwurfes  (Schlusssatz)  in 
Geltung  bleibt,  die  Fortgangs-Note  ans  diesem  Gegenstände  jedoch  auf  die  Fest- 
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Stellung  der  allgemeinen  Zengnissclaase  nur  nach  der  günstigen,  nicht  aber  nach 
der  ungünstigen  Seite  hin  einen  Einflnss  zu  üben  hat. 


1.  Anmerkung.  Ein  gleichlautender  ErlasB  iatam  S8.  Mai  1870,  Z.  4320—1869,  an  den 
Statthalter  flir  Mähren  ergangen. 

2.  Armerkung.  Die  bezügliche  Bestimmung  des  oben  citirten  Ministerialerlasae»  vom 
12.  October  1868  lautet: 

Die  bisherige  Verpflichtung  zur  Erlernung  einer  aw^iten  Laude^aprache, 
welche  weder  die  Unterrichtssprache  des  Gymnasiums,  noch  die  Muttersprache 
der  betreffenden  Schüler  ist,  hat  nur  fUr  diejenigen  Schüler  fortzubestebeo^  deren 
Eltern  oder  Vormünder  sich  dafür  aussprechen. 

Nr.  91. 

Verordnung  des  Leiters  des  Ministeriums  fUr  Cultus  und  Unterricht 

vom  22.  fNai  1870,  Z.  3201, 

an  sUmmtliche  Landesschulrathe,  beziehungsweise  Länderchefs, 

butreffeBd  die  Ueberwachung  jeuer  Yolkssohiil-Leliramtsaögttiige^  welehe  In 
Folge  eines  genoKsenen  »Staatsatipendiums  yei^lHehtet  sind,  aicli  aaf  eine 

bestimmte  Zeit  dem  Lehrbemfe  za  widmen. 

Behufs  der  Controlirung  jener  Volksschul-Lehramtszöglinge,  welche  in  Folge 
eines  genossenen  Staatsstipendiums  verpflichtet  sind,  sechs  Jahre  lang  nach  dem 
Anstritte  aus  der  Bildungsanstalt  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  sich  dem  Lehr- 
berufe zu  widmen  (Reichs- Volksschulgesetz  §.  37),  finde  ich  Folgendes  zur  entspre* 
chenden  weiteren  Verfügung  anzuordnen : 

.    1.  In  dem  Zeugnisse  der  Reife  ist  der  Umstand,  dass   ein  LehramtszögUng 
ein  Staatsstipendium  genossen  habe,  ausdrucklich  anzuführen. 

2.  Die  Landesschulbehörde  hat  ein  Verzeichniss  aller  Lehramtszöglinge, 
welche  Staatsstipendien  erhalten,  zu  führen. 

3.  Pie  BozirksschulbehOrden,  welchen  die  provisorische  oder  «eitw/eilige  Be- 
setzung erledigter  Dienststellen  an  Volksschulen  zukommt,  haben  von  den  in 
ihrem  Wirkungskreise  vorgenommepen  ^ps^ellimgem  von  Unterlehrem  oder  Unter- 
lehrerinnen, welche  stipendirt  waren,  die  Landesschulbehörde  in  Kenntniss  zu 
setzen. 

4.  Die  gewesenen  Stipendisten  sind  zu  verhalten,  während  der  ersten  6  Jahre 
ihrer  lehrämtlichen  Verwendung  alljährlich  mit  Beginn  des  Schuljahres  der  Lan- 
desschulbehörde ihren  Aufenthalt  anzuzeigen. 

5.  Wenn  ^tr  LebramtszOgling  in  einem  anderen  Lande^  als  in  jenem,  wo  er 
die  Bildnngsanstalt  besncht  hat,  eine  Anstellung  erhält,  haben  sich  die  Landes- 
schnlbehörden  gegenseitig  zu  verständigen. 


Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entaehttes* 
sung  vom  15.  Mai  d.  J.  die  Ermächtigung  zur  successiven  Erweiterung  des  Beal- 
nntergymnasiums  auf  der  Landstrasse  in  Wien  zu  einem  Realobergym* 
nfiMüm  allergnädigst  zu  ertheilen  geruht. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  hierauf  mit  dem 
Erlasse  vom  19.  Mai  d.  J.,  Z.  4581,  die  VerfUgnng  getroffen,  dass  an  der  genann* 
ten  Lehranstalt  mit  Beginn  des  Schn^ahres  1870/71  die  fünfte  und  sofort  von 
Jahr  zu  Jahr  eine  weitere  Classe  activirt  werde. 
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Der  Leiter  des  Hinisterinms  ftlr  Cnltos  and  Unterricht  hat  die  Vereinigung 
der  bisher  bestandenen  k.  k.  Prüfungscommission  fUr  Lehramtscandidaten  der 
Stenografie  in  Lemberg  mit  d^r  PrOfungscommission  fltr  Candidaten  des 
Gymnasiallehramtes  daselbst  angeordnet. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  ApOBtolische  Majestät  haben  mit  den  Allerhöchsten  Eutschliessungen 
vom  6.,  8.  und  9.  Mai  d.  J.  in  Anerkennung  der  zur  Allerhöchsten  Kenntniss  gebrachten 
Verdienstlichen  Leistungen  nachstehende  Auszeichnungen  allergnädigst  zu  verleihen 
gemht: 

Den  Orden  der  eisernen  Krone  dritter  Classe  tanfrei: 

dem  ordentlichen  Universit&tsiNfofessor  in  Wien  Dr.  Ferdinand  Arlt;  dem  ordentlichen 
Universit&tsprofessor  in  Wien  Dr.  August  Reuss;  dem  Direotor  der  Handele-  und  nautischem 
Akademie  in  Triest  Dr.  Franz  Schaub;  dem  ordentlichen  Universitätsprofessor  in  Wien  Dr. 
Carl  Sigmund. 

Das  Ritterkreuz  des  Franz-Josephs-Ordens: 

dem  ordentlichen  Universitfitsprofessor  in  Prag  Dr.  Vincenz  Bochdalek;  dem  Direotor 
des  Gymnasiums  zu  den  Schotten  in  Wien  und  Priester  des  gleichnamigen  Stiftes  Albert 
Gatscher;  dem  Direotor  des  Gymnasiums  auf  der  Landstiasse  in  Wien  August  Gernert; 
dem  Professor  an  der  landschaftliehen  technischen  Hochschule  zu  Graz  Dr.  Johann  GoCtHeb; 
dem  ordentlichen  Professor  am  Wiener  Polytechnicum  Friedrich  Hartner;  dem  P&rrer  der 
Grazer  Vorstadtpfarre  Graben  Franz  Legwarth;  dem  ordehtlichen  Universitatspfofesaor  in 
Rjrakau  Dr.  Joseph  Maj er;  dem  Neubistritzer  Dechant  und  ErzpriesterAdalbert Plattner; 
dem  Schuhrathe  und  Director  des  Gymnasiums  in  Zara,  Weltpriester  Stephan  Zar  16. 

Das  goldene  Verdienstkreuz   mit  der  Krone: 

dem  Pfarrer  von  Grose-Laschitz  in  Krain  Johann  Brodnik;  dem  Kaitfittanne  und  Guts- 
besitzer in  Salum  Joseph  Mutschlechner;  dem  Professor  der  Communaloberrealsehule  auf 
der  Wieden  in  Wien  Dr.  Franz  Joseph  Pisko. 

Das  goldene  Verdienstkreuz: 

den  Mneteriehrem  Joseph  Beyer  in  Rremsmttnster,  Joseph  Fuchs  in  Konojed;  dem 
Lehrer  in  Bisohoflack  Joseph  Krämer;  dcfm  Sehuldirector  in  Brezezan  Johann  Kwistek; 
dem  Lehrerin  Wistermitz  Anton  Mark  1;  dem  Sehuldirector  in  Pisek  Joseph  PI t seh;  dem 
Lehrer  an  der  Volks-  und  Unterrealschule  in  Klattau  Wenzel  Räzek;  dem  Pfarrer  von  Po6apl 
Johann  Sehafranek;  den  Musterlehrem  Joseph  Stohl  in  Urbau,  Joseph  Tomasn  in 
Zlonid;  dem  Director  der  evangelischen  Volks-  und  Unterrealschule  in  Bielitz  Carl  Eduard 
Zipser. 

Das  silberne  Verdienstkreuz  mit  der  Krone: 

dam  LArer  in  Garsten  Bernhard  Benedikt;  den  Musterlehrem  Anton  £  i  s  n  e  r  in  Buohau, 
Alois  H aus o 1 1 e r  in  Kunewald ;  den  Lehrern  Wenzel  H e r m  in  Hertine,  Simon  Jungwirth 
in  Altplatz,  Joseph  Kr etz  in  Floridsdorf,  Joseph  Menichar  in  Elbekosteletz;  dem  Muster- 
lehrer Franz  Pauli  in  Uostau;  den  Lehrern  Joseph  Petrzik  in  Taus,  Anton  Ullrich  in 
Wellenit«  und  Wenzel  ValleS  in  Tumau. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
8.  Mai  d«  J.  in  Anerkennung  von  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Unterrichtes  erworbenen 
Verdiensten  allergnädigst  zu  verleihen  gembt: 
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Den  Regierungsratbbtitel   laxfrei: 

den  ordentlichen  UniyerBitÄtsprofcssoren :  Dr.  Jobann  Blaschke  in  Graz;  Dr.  Juliiin 
Danajewskiin  Krakau;  Dr.  Joseph  Ritter  v.  Haan  er  in  Prag;  dem  ordentlichen  Universität«- 
Professor,  Director  derStemWUrte  in  Wien,  Dr.  Carl  v.Littrow;  den  ordentlichen  Universitäts- 
professoren: Dr.  Friedrich  Rochleder  in  Prag;  Dr.  Johann  Vahlen  in  Wien;  Dr.  Wilhelm 
Wahlberg  in  Wien  nnd  Dr.  Robert  Zimmermann  in  Wien. 

Den  Titel  und  Rang  eines  Schulrathes  taxfrei: 

den  Gymnasialdirectoren:  Dr.  Johann  Burger  in  Klagenfurt;  Friedrich  Klee  mann  in 
Pisek;  Heinrich  Klu 6 ak  in  Leitmeritz;  dem  Director  der  deutschen  Oberrealsehule  zu  Prag 
Dr.  Wilhelm  KÖgler  und  dem  Director  der  Communaloberreal schale  auf  der  Wieden  in  Wien 
und  provisorischen  Bezirksschnlinspector  Dr.  Valentin  Teirich. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
9.  Mai  d.  J.  dem  Proferaor  am  polytechnischen  Institute  in  Wien,  Dr.  Joseph  Herr  in  Aner- 
kennung seiner  auf  dem  Gebiete  des  öflImtUchen  Unterrichtes  erworbenen  Verdienste  taxfrei 
den  Titel  und  Charakter  eines  Regiemogarathes  allergaidigst  zu  verleihen  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben .  mit  AUeriiöehBler  Entsohliessung  vom 
30.  April  I.  J.  die  Uebersetzung  des  Professors  der  deutschen  Reieha-  nnd  Bechtsgesohichte 
und  des  deutschen  Privatrechtes  an  der  Lemberger  Universität  Dr.  Heinrich  Brunn  er  aa  die 
Prager  Hochschale,  dann  die  Uebersetzung  des  Professors  derselben  Lehrfächer  an  der 
Krakauer  Universität  Dr.  Eduard  Buhl  an  die  Lemberger  Hochschule  allergnädigst  za  geneh- 
migen, femer  den  Oberlieutenant  und  Privatdocenten  der  deutschen  Reichs-  und  Rechto- 
gesohichte  an  der  Wiener  Universität  Dr.  Jacob  Girtler  zum  ausserordentlichen  Professor 
dieses  Lehrfaches  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät  zu  Krakau  und  den 
Gymnasialprofessor  Maximilian  Iskrzycki  zum  ausserordentlichen  Professor  der  classischen 
Philologie  an  der  Krakauer  Universität  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessimg  too 
8.  Mai  1.  J.  den  Supplenten  bei  der  Lehrkanzel  für  chemische  Technologie  am  technischen 
Institute  zu  Brunn  Carl  Zulkowski  zum  ordentlichen  Professor  dieses  Faches  an  derselben 
Anstalt  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entsehliessung  von 
6.  Mai  d.  J.  dem  Adjuncten  bei  der  Lehrkanzel  der  allgemeinen  Chemie  am  Wiener  Poljrtecb- 
nikum  und  Docenten  daselbst,  Dr.  Philipp  Wesels  ky,  den  Titel  und  Rang  eines  ausBerordent- 
liehen  Professors  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 


Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  bei  der  Direetion  der  Güter 
des  Bukowinaer  griechisch-orientalischen  Religionsfondes  den  Finanzcommiss&r  Jolius 
W  i  s } 0  c ki  und  den  Finanzconcipisten  Johann  R e s  s e k  zu  Concipisten,  femer  den  Offlcialen 
der  Bukowinaer  Finanzdirection  Nikolaus  Baranowski  zum  Hilfsamtsleiter  emannt. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultuv  und  Unterricht  hat  zu  provisorlaohen  Beairks' 
Schulinspecioren  in  Tirol  ernannt:  für  den  Bezirk  Primör  den  Reaischallehrer  in  Trient  Baailiui 
Armani; 

für  die  Gerichtsbezirke  Mori  und  Ala  den  Realsohuiprofessor  in  Roveredo  Bartholomäus 
Affini,  und 

für  den  Landbezirk  Roveredo  den  Realschulprofessor  in  Roveredo  Stephan  Schenk. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  and  Unterricht  hat  von  zwei  am  StaatsgyauuiBium 
zu  Triest  erledigten  Lehrstellen  die  eine  dem  Gy mnasialprofessor  zu  Feldkfrcb  J  osepb  M  m  s  o  li  k  a. 
die  andere  dem  Gymnasiallehrer  zu  Zengg  Dr.  Johann  Wolf  verliehen. 
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Der  Leiter  des  Ministennrns  f^r  Coltas  und  Unterricht  hat  eine  am  Unterrealgymnaeium 
in  Wittingatt  erledigte  Lehrstelle  dem  Hilfslehrer  am  bischöflichen  Gymnasinto  in  Budweis  Joseph 
Bisek  verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  ftlr  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Czernowitzer  Gymna- 
sivm  erledigte  Lehrstelle  dem  Gymnasialprofessor  zu  Suczawa  August  Klimpfinger 
verliehen. 


Laut  eingelangten  Anzeigen  sind  nachbenannte  Lehrindividuen  als  zur  weiteren  Ver- 
wvndang  an  öffentlichen  Volksschulen  und  Privatlehranstalten  unfähig  erklärt  worden: 

1.  Mathias  Mathis,  51  Jahre  alt,  zuletzt  Lehrer  zu  DeutschpÖrtschach  im  Herzogthume 
Kärnten; 

2.  Carl  Sc  hall  er,   zuletzt  provisorischer  Unterlehrer  zu  Mariap&rr   im    Schulbezirke 
TaiDsweg,  Herzogthnm  Salzburg.  (C.  U.  M.  Z.  4082  und  4275.) 


Concurs-Ausschreibungen. 


Im  Neutitscheiner  Schulbezirke  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers  an  der  slavischen  Volks- 
schule inPetukowitzzu  besetzen. 

Mit  dieser  Stelle  ist  ein  Gehalt  von  157  fl.  50  kr.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung  und  dem 
Genüsse  eines  Hausgärtchens  verbunden. 

Bewerber  um 'diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  mit  dem  Nachweise 
ihrer  Befähigung  und  Verwendung  versehenen  Gesuche  bis  10.  Juni  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft in  Neudtacheim  einzureichen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  inWiesenberg  (Mähren),  mit  deutscher  Unterrichts- 
sprache, ist  eine  Unterlehrersstelle  in  Erledigung  gekommen. 

Mit  dieser  Stelle  ist  ein  Gehalt  jährlicher  126  fl.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung  und  Behei- 
zung, dann  eine  provisorische  bis  zur  Regelung  der  Lehrerbezüge  nach  den  neuen  Schul- 
gesetsen  geltende  Gehaltsaufbesserung  jährlicher  34  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  bis  15.  J  u  n  i 
I.  J.  bei  der  k.  k.  BezirkshauptAiannschaft  in  Schönberg  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Gross- Siegharts  ist  eine  Unterlehrersstelle,  mit  welcher  ein 
jährlicher  Gehalt  von  150fl.ö.W.  nebst  Naturalwohnung  verbunden  ist,  in  Eriedigung  gekommen. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  Befahigungszeugnissen  belegten  Gesuche  bis  20.  J  u  n  i  d.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Waidhofen  a.  d.  Thaya  einzubringen. 

An  den  beiden  Realgymnasien  inCattaro  nnd  Sebenico  ist  die  Directorsstelle  erle- 
digt, mit  welcher  der  systemmässige  Professorengehalt  dieser  Lehranstalten,  jährlicher  SOO  fl., 
femer  ausser  den  Qninquennalzulagen  noch  eine  bei  der  Pensionirung  anrechenbare  Zulage 
von  200  fl.  und  ein  Naturalquartier  oder  das  Quartiergeld  verbunden  ist. 

Zur  Besetzung  dieser  beiden  Stellen  wird  der  Concurs  in  der  Dauer  bis  20.  J  u  n  i  d.  J. 

eröflihet. 

Die  Bewerber  haben  ihre  Einschreiten  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörden  an  den  k.  k. 
dalmatinischen  Landesscbülrath  zu  richten  und  vorzugsweise  ihr  Alter,  die  zurflckgelegtcn 
Studien,  ihre  geleisteten  Dienste,  die  erlangte  vorschriftsmässige  und  vollständige  Lehrbefahi- 
gang  in  einer  der  für  Realgymnasien  bestimmten  Gruppen  von  Gegenständen,  die  Bestätigung 
als  definitiv  im  Lehramte,  femer  die  vollkommene  Kenntniss  der  italienischen  und  slavischen 
Sprache,  um  sich  derselben  als  Unterrichtssprachen  bedienen  zu  können,  nachzuweisen. 

Aus  Anlass  der  Besetzung  der  erledigten  Schullehrerstelle  in  Gross- Latein  (Mähren), 
mit  böhmischer  Unterrichtssprache,  wird  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben. 
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Mit  dJeaer  Stelle  ist  ein  JahreseinkommeD  von  B6b  i.  26  Vt    t.  6.  W.  ▼erbutiden. 
Bewerber  nni  diese  Stelle  haben  ihre  vorechriftsniiBslg  inetniirten  Oompeleftigemiebto 
bis  25.  Juni  1.  J.  bei  der  k.  k..  Beiirkshauptmannschaft  Olmfltz  einsabringen.  . 

Aa  der  Volksschule  tu  Z  n  o  r  o  w ,  Ung.-Ostraer  Gerichtsbezirkea,  in  Mihren,  voit  alatf- 
scher  Unterrichtssprache,  ist  die  Lehrersstelle  zu  besetzen,  mit  welcher  nebst  Natnralwoittong 
ein  reines  Einkommen  von  beinahe  860  iL  ö.  W.  fassionsm&ssig  verbanden  ist 

Bewerber  am  diese  Stelle  haben  ihre  eigenh£ndig  geschriebenen  Oesache,  versehen  mit 
den  Nachweisen  ttber  ihr  Alter,  Bef&higang,  bisherige  Verwendang  and  vollkonmene  Kennte 
niss  der  slavischen  Sprache  bis  25.  Juni  d.  J.  bei  dem  Vorstande  der  Gemeiiide  Znorow,  Poet 
Wessely,  zu  überreicheo. 

Ad  der  Volksschale  za  Neudorf,  Ung.-Ostraer  Gerichtsbezirkes,  in  Mähren,  mit  slavi- 
scher  UnterrichtssprachCj  ist  die  Lehrersstelle  zu  besetzen,  mit  welcher  nebst  Naturalwohnang 
ein  reines  Einkommen  von  363  fl.  36  kr.  ö.  W.  verbanden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Oesache,  versehen  mit 
den  Nachweisen  über  ihr  Alter,  Beffthigung,  bisherige  Verwendang  and  vollkommene  Kenntniss 
der  slavischen  Sprache  bis  25.  J  n  n  I  d.  J.  bei  dem  Vontande  der  Gemeinde  Neudorf,  Post 
Ung.-Ostra,  za  flberreichen. 

An  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Czernowitz  kommen  mit  Beginn  des  Schal- 
jahres 1870/1  nachstehende  Posten  zur  Besetzung,  flir  welche  der  Concurs  bis  Ende  Jani 
d.  J.  ausgeschrieben  wird  : 

1.  Der  Posten  des  Directors; 

2.  jener  eines  Hauptlehrers  für  die  Lehrerbildungsanstalt. 

Die  Gehalte  und  Quinquennalzalagen  des  Directors  und  des  Hauptlehrers  werden  nach 
den  Bestinumnigen  des  §.  36  dea  ReiehsTOlkssohulgesetzea  vom  14.  Mai  166»  (Nr.  69,  R.  G.  BL 
ex  1869)  geregelt  werden,  doch  bleibt  es  den  Bewerbern  nnbenommen,  besondere  WOnsohe  in 
dieser  Besiehung  im  Gesuche  anszusprechen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirten  Gesuche  bis  zu  dem  angegebenen  Temioe, 
und  zwar  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  ihrer  Vorgesetzten,  sonst  nnmitielbir  aa 
den  k.  k.  Landessehalrath  des  Herzogthums  Bukowina  za  richten,  worin  sie  nebst  dem  Alter, 
den  zurückgelegten  Studien  oder  allfÜlHgen  Verdiensten  und  der  Befthigang  in  dön  einscfalft- 
gigen  Lehrfächern  auch  ihre  Sprachkenntnisse  auszuweisen  liaben,  wobei  bemerkt  wird,  dass 
an  der  mit  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Verbindung  stehenden  Uebungsschule  der  Unterricht 
in  allen  drei  Landessprachen,  der  deutschen,  romanischen  und  ruthenischen,  ertheilt  werden 
wird,  als  Unterrichtssprache  an  der  Lehrerbildungsanstalt  neben  einem  gründlichen  Sprach- 
unterrichte in  den  drei  Landessprachen  aber  die  deutsche  zu  gelten  hat 

An  der  Volksschule  InGebharts,  Amtsbezirk  Waidhofen  a.  d.  Thaya,  ist  die  Lehrers- 
stelle mit  den  fassionsmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Befähigungszeugnissen  versehenen  Gesuche 
bis  Ende  Juni  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Waidhofen  a.  d.  Thaya  ein- 
zubringen. 

Am  italienischen  Communalgymnasinm  in  T  r  i  e  s  t  sind  drei  Lehrstellen  für  dassische 
Philologie  zu  besetzen. 

Jahriicher  Gehalt  1200  fl.  (eventuelle  Vorrückung  in  1300  fl.  nebst  5percentiger  Quin- 
qnennalzulage). 

Concurs  bis  15.  Juli  d.  J.  offen. 

Vollkommene  Kenntniss  der  italienischen  Sprache  und  Lehrbefähigang  (Ür  das  ganze 
Gymnasium  erforderlich. 

Gesuche  beim  Stadtmagistrate  in  Triest  elnaoreichen. 
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An  der  emclAssigen  Volkssohole  in  der  Gemeinde  Schwansdorf  (k.  k.  Schlesien)  ist 
die  Lehrersstelle  mit  dem  Jahresgehalte  von  210  fl.  und  freier  Wohnung  au  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen Aber  ihr  Alter,  ihre  Befähigung  und  ihre  bisherige  Verwendung  bis  25.  J  u  n  i  1.  J.  bei 
der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzubringen. 

InReinsperg,  polit.  Bezirk  Scheibbs,  ist  die  Lehrersstelle  mit  den  fassionsmässigen 
Bezügen  erledigt 

Bewerber  hierum  haben  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  bis  Ende  Juni  d.  J.  bei  dem 
Gemeindeyorstande  Reinsperg  zu  flberreichen. 

An  der  aechsclassigen  k.  k.  Oberrealschule  in  G  0  r  z  ist  die  Lehrersstelle  für  das  slove- 
nisohe  Sprachfiieh  zu  besetzen,  mit  welcher  der  Jahresgehalt  von  800  fl.,  die  Localznlage  von 
150  fl.  und  der  Anspruch  auf  die  gesetzliehen  Quinqnennalzulagen  verbunden  ist 

Bewerber,  welche  nebst  der  gesetzlichen  Befähigung  zum  Lehramte  in  der  slovenischen 
Sprache  ffir  alle  Classen  auch  jene  für  das  deutsche  oder  für  Geschichte  und  Geographie  nach- 
zuweisen haben,  wollen  ihre  gehörig  instrnirten  Gesuche  bis  Ende  Juni  d.  J.  im  Wege  ihrer 
vorgesetzten  SchulbehOrde  bei  dem  Landesschulrathe  in  GOrz  einbringen  und  darin  ihre  anfäl- 
ligen Lehrdienste  documentiren. 

Am  k.  k.  Realgymnasium  inCattaro  sind  unbesetzt: 

a)  Vier  Lehrstellen  für  die  historisch-philologischen  Gegenstände; 

hj  zwei  Lehrstellen  für  die  Gegenstände  der  Gruppe  für  Mathematik,  Naturwissenschaften 
und  Zeichnen,  mit  welchen  Lehrkanzeln  der  Jahresgebalt  von  je  800  fl.  ausser  den  Quinquen- 
nalznlagen  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  9.  April  1869  verbunden  ist. 

Die  Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Einschreiten  im  Wege  ihrer  unmittelbar  vor- 
gesetzten Behörden  einzureichen  und  hierbei  ihr  Alter,  ihren  Geburtsort,  die  zurückgelegten 
Studien,  die  allenfalls  schon  geleisteten  Dienste  und  vor  Allem  die  vorschriftsmässige  Lehr- 
befahigung  in  einer  Gruppe  der  Gegenstände  für  Realgymnasien,  sowie  die  Fähigkeit  zur  Anwen- 
dung sowohl  der  italienischen  als  auch  der  stavischen  Sprache  als  Unterrichtssprache  documen- 
tarisch  nachzuweisen.    Der  Concurs  bleibt  bis  15.  Juni  d.  J.  eröffnet. 

Am  vollständigen  Gymnasium  in  S  p  a  1  a  t  o,  woselbst  die  Unterrichtssprache  die  italie- 
nische ist,  ist  die  Directorsstelle  noch  unbesetzt,  mit  welcher  der  systemmässige  Professoren- 
gehalt dieser  Lehranstalt,  jährlicher  800  fl.,  femer  ausser  den  Quinquennalzulagen  noch  eine 
bei  der  Pensionirung  anrechenbare  Zulage  von  300  fl.  und  ein  Naturalquartier  oder  das  Quar- 
tiergeld verbunden  ist. 

Zur  Besetzung  dieser  Stelle  wird  der  Concurs  bis  16.  Juni  d.  J.  eröflhet. 

Die  Bewerber  haben  ihre  Einschreiten  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörden  an  den 
k.k.  dalmatinischen  Landesschulrath  zu  richten  und  vorzugsweise  ihr  Alter,  die  zurückgelegten 
Studien,  ihre  gelebteten  Dienste,  ihre  Sprachkenntnisse,  die  erlangte  vorschriftsmässige  und 
vollständige  Lehrbefähigung  in  einer  der  für  Gymnasien  bestimmten  Gruppen  von  Gegenstän- 
den, endlich  die  Bestätigung  als  definitiv  im  Lehramte  nachzuweisen. 

Am  Real-Obergymnasium  der  k.  Stadt  Ung.-Hradisch  sind  drei  Lehrstellen,  und  zwar 
zwei  für  Geographie  und  Geschichte  und  eine  für  classische  Philologie,  von  welchen  ein  Lehrer 
auch  für  das  böhmische  Sprachfach  verwendbar  sein  muss,  erledigt. 

Mit  jeder  dieser  Stelle  ist  der  Bezug  eines  jährlichen  Gehaltes  von  840  fl.  0.  W.,  mit  dem 
Vorrttckungsrechte  in  die  höhere  Gehaltsstufe  und  dem  Ansprüche  auf  Decennalzulagen, 
verbunden. 

Bewerber  hierum  haben  ihre  nach  §.  101  des  Org.  Entwurfes  instrnirten  Gresuche  im 
Wege  der  vorgesetzten  Behörde  bis  Ende  Juni  l.J.  bei  dem Gemeinderathe  in  Ung.-Hradisch 
zu  überreichen. 

Wirklichen  Lehrern  wird  bei  deren  Uebertritte  an  die  genannte  Lehranstalt  die  an  Staats- 
oder anderen  gleichartigen  Anstalten  zurückgelegte  Dienstzeit  angerechnet  werden. 

33 


352 

An  der  zweifeUssigen  Pfarrschule  xu  Harmansdorf  in  Niederösterreieh  ist  die  Ober- 
lehrersstelle provisorisch  sn  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  entsprechenden  Beföhigungsnachweisen  belegten  Gesnche 
bis  15.  Juni  d.  J.  bei  dem  ScholconcarreBsausschusse  in  Harmanadorf  elnxnbriogen. 

Einsicht  in  die  fassionsmässigen  Bezfige  kann  sowohl  bei  der  Besirkshauptmaansehsfi 
Komenburg  als  auch  bei  dem  obgenannten  Concurrenzausschusse  genommen  werden. 

An  der  k.  k.  Oberrealschule  am  Schottenfelde  in  Wien  kommen  mit  Anfang  des  Schul- 
Jahres  1870/1  zwei  Lehrstellen  mit  den  neu  systemisirten  Bezügen  zur  Besetzung : 

1.  Für  deutsche  Sprache  und  Literatur  in  den  Oberclassen  nebst  Greogriq^hie  und 
Geschichte ; 

2.  für  Physik  in  allen  Classen  nebst  Mathematik. 

Die  an  das  Ministerium  fttr  Coltus  und  Unterriefat  gerieliteten  CMspetenagestiolie  sind  bis 
zum  15.  Juni  l.  J.  bei  der  niederttoterreickiscben  Slatthalterei  esosnbtiogeii. 

An  der  zweiclassigen  deutschen  Volksschule  zu  Altstadt  (Mähren;  ist  die  Stelle  de.^ 
zweiten  Lehrers,  mit  welcher  ein  fassionsmässiges  Einkommen  jfihrlicher  210  fl.  Ö,  W.  neb6t 
Wohnung  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Competenzgesucho 
bis  30.  Juni  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Schönberg  einzubringen. 

An  den  zweiclassigen  Volksschulen  zu  R  ö  h  r  s  d  o  r  f  ist  die  Unterlehrersstelle  mit  dem 
Jahresgehalte  von  250  fl.  0.  W.  und  der  Naturalwohnung,  dann  zuSeifersdorf  ebenfalls  die 
Unterlehrersstelle  mit  dem  vorläufigen  Gehalte  von  210  fi.  0.  W.  und  der  Naturalwohnung  zu 
besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten  Gesuche  bis  23.  J  u  n  i  1.  J.  bei  dem 
Ortsschulrathe  zu  Röhrsdorf,  beziehungsweise  Seifersdorf  (polit.  Bezirk  Gabel  in  Böhmen; 
einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Oehlhütten  ist  die  Lehrersstelle  mit  dem  Jahres- 
gehalte  von  221  fi.  15  kr.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen über  ihr  Alter,  ihre  Sprachkenntnisse,  Befähigung  und  ihre  bisherige  Verwendung  bis 
Ende  Juni  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzureichen. 


Verfügungen, 

betreffend  Lehrbftcher  nnd  Lehrmittel. 

Han'dciusg^a.beii  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  YolksselialsaelieU; 
welche  durch  den  k.  k.  Schulbiicherverlag  veri^ffentUcbt  worden  sind : 

Rnthenisch:  Nr.  1.  Gesetz  Yom  25«  Mai  1868;  wodurch  gnindBiltzliche 
Bestimmungen  über  das  VerHältniss  der  Schule  zur  Kirche  erlassen  werden. 

Gesetz  rom  14.  Mai  1869,  durch  welches  die  Grundsätze  des  Unterrichts- 
wesens bezilglich  der  Volksschulen  festgestellt  werden.  (Preis  3  kr.) 

Im  Wiener  k.  k.  Schulbttcherverlage  ist  eine  tUr  die  rathenischen  Volks- 
schulen der  Bukowina  bestimmte  Ausgabe  der  Fibel  in  dieser  Sprache  (Bukvor 
dlia  iköl  narddnych)  erschienen.  (Ein  gebundenes  Exemplar  kostet  16  kr.  5.  W.) 

B^riehtinn^«  Im  |.  2  des  im  IX.  Stück  des  VerordnungsbUttes  au^enommeneo 
Gesetses  vom  21.  Jänner  1870  boU  ea  heissen:  bei  dem  betreffenden  OrtsBchulrathe  (anstatt 
Bezirksschulrathe);  femer  im  §.  3  desselben  Gesetzes  anstatt:  nach  dem  Ermessen  des  Landes* 
schulrathes  —  richtig :  B  e  z  i  r  k  s  schnlrathes. — Der  §.  7  des  im  selben  Stflok  unter  H^.M  nthsl- 
tenen  Gesetzes  vom  3.  Hftra  1870  ist  mit  dem  vierten  Absätze  (Seite  248)  absvselüMften  nnd 
sind  die  irrthOmlich  n och  dahin  anfgenommenen  drei  nachfolgenden  Absitae  a  n  d  e  n  $.  8  aa  raihen . 
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An  der  landschaftl.  OberrealBchule  in  Graz  sind  die  Stellen  zweier  Lehrer  aj  für  die 
deutsche  Sprache  und  hj  für  Mathematik  als  Hauptfacher  mit  deutschem  Vortrage  in  Erle- 
digung gekommen. 

Bewerber  nm  diese  Stellen,  mit  welchen  ein  Jahresgehalt  von  je  840  fl.  0.  W.  mit  dem 
Rechte  der  Vorrückung  in  die  höhere  Gehaltsstufe  von  1050  fl.  und  den  Anspruch  auf  zwei 
Decennalzulagen  4  210  fl.  0.  W.  verbunden  ist,  haben  die  Lehramtsprüfung  IBr  die  deutsche 
Sprache  und  rflckaichtlich  aus  der  Mathematik  für  Oberrealschulen  und  aus  einem  zweiten 
Fache  wei^atens  für  Unterrealschulen  nachzuweisen,  und  die  vorschriftsmässig  docnmentirten 
Oftd  an  den  steienn.  LandesausBchuas  gerichteten  Gesuche  bis  £  n  d  e  J  u  n  i  1.  J.,  gemäss  |.  26 
das  Landesgeaetzea  vom  8.  Jänner  1870,  Nr.  19,  wirksam  für  Steiermark,  betreffend  die  Beal- 
•chnlen,  bei  dem  k.  k.  steienn.  Landesschulrathe  in  Graz  zu  überreichen. 

Srai,  am  28.  April  1870. 

Vom  steierm.  Landesausschusse. 


Haupt -Depot  flir  Oesterreich  bei  Carl  Czermak  in  Wien. 

6.  Schottengasse  6. 

Tolks-Atlas  fiber  alle  Theile  der  Erde 

für  Schule  und  Haus. 

Herausgegel^en  von  Dr.  Bd.  A«tk*r  nnd  IFIlk.  Issleib. 
24  Karten  in  Farbendruck.  Zehnte  verbesserte  Auflage.  Preis  50kr.ö.W. 

^/^'  Soeben  erschienen.  —  Bisheriger  Absatz  eine  halbe  MllllOIl  Exem- 
plare! —  In  2</,  Jahren  zehn  Auflagen!  ~  lel  SlBrihraBg  k  SchnleB  eatspre- 

cheader  Naehltss. 


Kundmachung 

des  steiem.  Landesaasscbiisses  wegen  Besetinng  der  Direotorsstdie  an  der 

laadscbaftl.  Bttrgencbiile  in  Hartberg. 

Bei  der  mit  Beginn  des  Studienjahres  1870/71  zu  eröffhenden  landschaftl.  Bürgerschule 
SU  H^berg  ist  die  Stelle  eines  Directors,  zugleich  Lehrers  zu  besetzen.  Bewerber  um  diese 
Stelle  haben  ihre  Befähigung  durch  die  mit  gutem  Erfolge  bestandene  Lehramtskandidaten - 
Prüfung  wenigstens  filr  Unterrealschulen  nachzuweisen. 

Mit  der  erwflhnten  Stelle  iat  ausser  freier  Dienstwohnung  ein  Jahresgebalt  von  SOO  fl. 
mk  dem  Rechte  der  Vorrückung  in  die  höheren  Gehaltsstufen  von  900  fl.  und  1000  fl.  nach 
sehn-,  rficksichtsweise  zwanzigjähriger  in  der  Eigenschaft  als  Lehrer  an  einer  Bürger-  oder 
Mittelschule  zurückgelegter  Dienstleistung,  femer  der  Bezug  einer  Functionszulage  jährlicher 
900  fl.  Ö.  W.  verbunden;  die  definitive  Bestätigung  im  Lehramte  erfolgt  Jedoch  erst  nach 
turückgelegtem  Probe-Triennium. 

Die  mit  der  erforderlichen,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  bisherige  Verwen- 
dung im  Lehrfache  und  namentlich  die  Befähigung  zur  Leitung  von  Unterrichts- Anstalten  — 
nachweisenden  Belegen  vollständig  ioatruirten  Gesuche  sind  bis  15.  Jini  1870  bei  dem  steienn. 
Landesausschusse  zu  überreichen. 

Graz,  am  22.  April  1870.  Yom  steierm.  Landesausschusse. 


Die  Lnngentaberkiilose 

wird  uatofigeBiM  oihne  IrnieiVehe  Medicamente  geheilt  Gegenseitig  franco.  AusfÜhrl.  Heilver> 
ftbren  Teneiidet  vec^HMUttdlrt  Dr.  BottnfcHnn,  AaehaffeabiiTg  «•  M« 
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wegen  Besetzung  zweier  Lehrerstellen  an  der  landschftl.  Bfirgersehnle 

In  Ffirstenfeld. 

An  der  landschftL  Bürgerschule  in  Fürsten feld  kommen  mit  Beginn  des  Studienjahres 
187(yi  die  Lehrerstellen 

a)  für  dentscbe  Sprache  und  Geographie,  dann 

bj  fUr  Arithmetik,  Geometrie  und  geometrisches  Zeichnen  —  beide  mit  deutschem  Vortrage 
zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Lehrerstellen,  mit  denen  der  Bezug  eines  Jahresgehaltes  von  je 
800  fl.  0.  W.  mit  dem  Ansprüche  auf  zwei  Decennalzulagen  k  100  fl.  nach,  in  der  Eigenschaft 
eines  Lehrers  an  einer  Bürger-  oder  Mittelschule  zurückgelegter  zehn-,  rücksiohtsweise  zwan- 
zigjähriger Dienstleistung  verbunden  ist,  haben  ihre  mit  dem  Geburtsscheine  belegten,  die 
zurückgelegten  Studien,  die  Befähigung  zum  Lehramte  mindestens  für  Unterrealschulen,  die 
bisherige  Dienstleistung  im  Lebrfache  oder  ihre  sonstige  Verwendung  nachweisenden  Behelfe 
bis  £  n  d  e  J  u  n  i  1.  J.  bei  dem  steierm.  Landesausschusse  unmittelbar,  falls  sie  Jedoch  bereits 
anderweitig  bedienstet  wären,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde,  zu  überreichen. 

Die  definitive  Anstellung  kann  erst  nach  zurückgelegtem  Probetriennium  erfolgen. 
Graz,  am  3.  Mai  1870. 

Vom  steierm.  Landesausschusia 


Für  Schulbibliotheken! 

Nachbenannte  Jugendschriften  unseres  Verlags,  welche,  da  sie  keine  besondere  konfes- 
sionelle Richtung  einhalten,  allwärts  zu  empfeljlen  sind  —  bringen  wir  hiermit  zur  Verwenduag 
für  Festgeschenke,  wie  auch  behufs  Anschaffung  für  Schulbibliotheken  in  Erinnerung. 

fl.kr. 

Baudissin,  ABC-Buch 1  — 

Bowitsch,Habsburgs-Chronik(Gedichte)    1  — 

„        Vom  Donaustrande —  70 

„        Legenden —  90 

Rübezahl —  70 


Ohimani,  Kenisprüche    —  30 

„        Kinderpflichten —  16 

„        Kleines  Geschenk —  20 

„        Der  kleine  Vorleser —  44 

Ebersberg,  Sturm  und  Sonnenschein. . .  —  88 
Franz,  Helenens  Fehler —  80 


fl.kr. 

Moshamer,  Das  Vaterland —  66 

Netoliczka,  Wie  sieht's  auf  dem  Mond  aus  ?  —  60 

Neumann,  Der  Fink  (Erzählung) —  40 

„        Dichterstimmen(DeklamatSt)  —  66 

„        Kinderlieder  —  88 

Niedergesäss,  Am  Kamin   1 24 

„  Zeiten  und  Menschen 1 20 

„  Der  Taubstumme 1  <— 

„  Wandeijahre —  72 

„  Kinderstubengeschiehteii    1  ~ 

Oesterreicher,  berühmte  (Biographien) . .  —  66 


j,     Alberts  Reue 1 24  |  Peitl,  Briefe,  Gedichte  eto —  80 

Guizot,  Caroline  etc — 44  I       „     Gespräche,  Fabeln  ete —  30 

„      Die  Kutsche  etc —  44  |  Perrin,  Grossmutter-Erzählungen —  84 

„      per  Pfarrer —  44  |  Robinson  in  Paris 1 22 

Sittenlehre,  christliche — 16 


„      Skaramutz  etc —  44 


„      Mutter  und  Tochter —  44 

„      Der  Louisd'or —  44 

Kankoffer,  Geschichtsbilder —  72 

Kerschbaumer,  Coloman  v.  Hausek 1  — 

Kordesch,  Denksteine 1  20 


Sophron  (Lebensregeln) —  82 

Spitzer,  Waise  von  Lowood —  90 

Täuber,  Skizzen  a.  d.  Naturkunde —  66 

Unger,  Belohnung  des  Fleisses —  54 

Ziegler,  Pflanzenwelt —  80 

(Einbände  halbsteif  mit  Leinwandrücken.) 

Für  Schulbibliotheken,  die  mit  Acquisition  dieser  42  Bändchen  ein  sehr  verwendbarea 
Materiale  erhielten,  stellen  wir  bei  Abnahme  der  ganzen  Collektion  die Begünatigungy 
dieselben  anstatt  für  fl.  28.44  für  nur  fl.  21.—  beziehen  zu  kOnnen.  —  Jede  Buchhandlung  ist 
von  uns  bevollmächtigt,  ein  Gleiches  zu  thun. 

A.  Pichler's  Witwo  ^  Sohn, 

Verlagsbuchhandlung  in  Wien,  V.  Bez.,  Jfargarathenpiats  2. 
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Für  Schul-  und  VolksbMotheken. 

Zux*  Pr&mien-iVeirtlielliiiiir. 

Karl  R1188,  in  der  freien  Natur.  Schildeningen  aus  der  Thier-  und  Pflanzenwelt  Mit  einem 
botanischen  und  zoologischen  Wegweiser  und  einem  Holzschnitte,  gezeichnet  von  Bob. 
Kretschmer.  2fid.  430  Bogen.  Gr.  8.  brosch.  jeder  Band  1 V«  Thhr.,  geb.  2  Thlr. 

Meine  Freunde.  Lebensbilder  und  Schilderungen  ans  der  Thierwelt.  24  Bogen  mit  charakt 
Zeichnungen.  Brosch.  1  Thlr.,  geb.  ly«  Thlr. 

Die  vorstehenden  Werke  wurden  in  anerkennender  Weise  vom  k.  preuss.  Unterrichts-M., 
vom  k.  würtemb.  Unterrichts-M.,  vom  k.  sfichs.  Cultus-M.  und  vom  grossherzogl.  bad.  Ober- 
sohnlrathe  flir  die  Bibliotheken  von  Gymnasien,  Reallehranstalten,  sowie  den  Seminar-  und 
Elementarlehrem  empfohlen. 

Berlin,  Verlag  von  Haz  Boettcher. 


In  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdmekerel  in  Wien  ist  erschienen  und  durch  diese,  sowie 
durch  aUe  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Fitzinger,  Leopold  Joseph,  wissenschaftlich  populäre  Naturgeschichte  derSfiugethiere  in  ihren 
sämmtlichen  Hauptformen.  Nebst  einer  Einleitung  in  die  Naturgeschichte  flberhaupt  und  in 
die  Lehre  von  den  Thieren  insbesondere.  Ein  Hilftbuch  für  Lehrer,  gr.  8.  brosch.  6  Bfinde 
a  50  kr.,  complet  3  fl. 

wissenschaftlich  populäre  Naturgeschichte  der  Vögel.  Band  I.  H.  gr.  8.  brosch. 

pr.  Band  k  50  kr.  (nicht  vollständig). 
Obige  Naturgeschichte  der  Säugethiere  ist  nach  den  neuesten  naturgeschichtlichen 
Forschungen  in  leicht  verstandlicher  und  höchst  unterhaltender  Manier  durchgeführt.  Der 
Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  vorzüglich  die  Lebensweise  und  den  ganzen 
Haushalt,  mithin  die  eigentliche  Naturgeschichte  der  Säugethiere  in  grösster  Vollständig- 
keit darzustellen. 

Die  praktische  Idee,  nicht  nur  für  Lehrer  und  Lehranstalten  ein  naturgeschichtliches 
Handbuch,  sondern  auch  jeder  Familie  eine  äusserst  anziehende  und  belehrende  Lecture 
zu  verschaffen,  ist  dem  Ver&sser  hier  in  Jeder  Weise  gelungen.  Der  unglaublich  billige 
Preis  von  3  fl.  für  6  starke  Bände  oder  191  Bogen  macht  dieselbe  jeder  Schule  und  jeder 
Familie  zugänglich. 

Dasselbe  günstige  Urtheil  haben  wissenschaftliche  Fachmänner  über  die  beiden  Bände 
der  Naturgeschichte  der  Vögel  abgegeben,  welche  zwar  kein  abgeschlossenes  Ganzes 
bilden,  aber  des  gediegenen  Inhaltes  und  des  enorm  billigen  Preises  wegen  immerhin  eine 
sehr  interessante  und  belehrende  Unterhaltung  für  Jedermann  bieten. 

BUder-AUas  zur  wissenschaftlich-populären  Naturgeschichte  der  Wirbelthiere.  Quart-Format 
Der  ganze  Atlas  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  ausgeführten  Blättern  und  kostete 
complet  früher  126  fl.  —  jetzt  nur  mehr  60  fl. 

Hieraus  ist  auch  zu  haben: 

Bilder-Atlas  der  Säugethiere,  in  11  Heften,  früher  34  fl.  65  kr.  —  jetzt  18  fl. 

„   Vögel,  in  14  Heften,  früher  44  fl.  10  kr.  —  jetzt  20  fl. 

„   Fische,  in  6  Heften,  früher  18  fl.  90  kr.  ~  jetzt  10  fl. 

„              „    Amphibien,  in  9  Heften,  firüher  28  fl.  35  kr.  -jetzt  12  fl. 

Jedes  einzelne  Heft  enthält  9  bis  12  Blätter,  kostete  früher  3  fl.  15  kr.  —  jetzt  nur  2  fl. 

Hierzu  als  erläuternde  Beigabe: 

Kurier  erläuternder  Text  zum  Bilder-Atlas  der  wissenschaftlich-populären  Natur- 
geschichte der  Wirbelthiere  von  Dr.  M.  Wretschko,  k.  k.  Professor  der  Naturgeschichte  am 
akademischen  Gymnasium  zu  Wien.  Gross-Quart  br.  1  fl. 

Blotfraphiaches  Lexikon  des  Kaiserthumes  Oesterreich,  enthaltend  die  Lebensskizzen  der 
(fenkwürdigen  Personen,  welche  seit  1750  in  den  Osterr.  Kronläudem  geboren  wurden  oder 
darin  gelebt  und  gewirkt  haben.  Von  Dr.  Constant.  von  Wurzbach.  1.— 20.  Theil.  gr.  8. 
brosch.  Dieselben  sind  zu  den  nachstehend  bezeichneten,  bedeutend  ermässigten  Preisen  zu 
beziehen:  1.— 5.  Band  statt  &  2  fl.  -  ä  1  fl.  6.— 10.  Bd.  statt  ä  3  fl.  —  ä  2  fl.  11.— 20.  Bd. 
wie  bisher  &  3  fl. 
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In  der  k.  fc>  Hof-  9b4  SteAtsftvekerei  In  Ifien  ist  erBcbienen  und  dareh  diese,  sowie 
durch  alle  Baohnandluilgeii  ail  befele&eB: 

Elfinger,  Dr.  Ant  und  Dr.  Feiü.  Häuser,  der  physische  Mensch.  Wissenschaftlich-popaUire 
Zusammenstellung  über  den  Bau  des  menschlichen  Körpers  und  seine  Lebensverriohtungen. 
Als  Hilfbueh  fftr  Lehrer  und  Erzieher,  auch  beim  Unterrichte  ftlr  Blinde.  Mit  90  in  den  Text 
eingedruckten  Holzschnitten,  gr.  8.  brosch.  1  fl. 

Wissenschaft  und  Leben  gehen  in  unseren  Tagen  Hand  in  Hand.  EigenthUmlicher  Weise 
ist  gerade  derjenige  Zweig  der  Naturwissenschaften,  der  uns  am  nächsten  liegt  und  der 
auf  populäre  Behandlung  den  meisten  Anspruch  hat,  bisher  am  stfeftnütterlichsten  behan- 
delt worden. 

Dieser  Grundgedanke  leitete  die  Verfasser  bei  Bearbeitung  obiger  populären  Anatomie 
und  Physiologie  des  Menschen.  Das  Werkchen  ist  mit  seltener  Klarheit  und  Gemein- 
fasslichkeit  geschrieben,  die  durch  90  in  den  Text  gedruckte  aosg^ezeichnete  HolBSchnitte 
noch  mehr  hervorgehoben  werden.  Es  eignet  sich  somit  als  vortrefflicher  Leitfaden  beim 
Unterrichte,  wie  es  ausserdem  jedem  Denkenden  zum  Selbststudium  bestens  empfohlen 
werden  kann. 

HandzeiohnangeXL  historische,  von  Job.  Nep.  Geiger,  mit  erklärendem  Texte  von  Gust 
Adolf  Schimmer.  Mit  90  Tafeln,  brosch.  5  fl. 

Wir  bieten  mit  diesem  prachtvollen  Album  jedem  Patrioten  und  Geschichtsfireunde  eine 
herrliche  Rundschau  in  der  vaterländischen  und  auch  allgemeinen  Geschichte  in  ihrem 
Zusammenhange  dar.  Die  von  Johann  Nepomuk  Geiger  in  90  trefflichen  Umrissen 
meisterhaft  gezeichneten  Darstellungen  führen  jedem  Beschauer  die  interessantesten  und 
schönsten  Sagen  und  die  wichtigsten  geschichüichen  Momente  der  Vorzeit  bis  auf  jene 
der  Gegenwart  vor  Augen.  Der  erkülrende  Text  von  Gustav  Adolf  Schimmer  wechselt 
mit  dessen  anmuthiger  Prosa  und  mit  poetischen  Ergüssen  unserer  gefeiertsten  Dichter 
der  Neuzeit,  wie  Anastasius  Grün,  Halm,  Seidl,  Joh.  N.  Vogl  und  Anderer.  Durch  dieses 
würdige  Znsammenwirken  wurde  es  ermöglicht,  eine  vaterländische  Gallerie  zu  schaffen, 
die  die  Liebe  zum  österreichischen  VaterUnde  mächtig  wecken  und  erheben  wird.  Der 
von  10  fl.  auf  5  fl.  ermässigte  Preis  macht  dieses  schöne  Album  der  grössten  Verbreitung 
so  würdig,  dass  es  in  keiner  Schule  und  in  keiner  Familie  fehlen  sollte. 

LIEBIG'S  FLEISGH-BXTRACT 

aus  FRAY-BENTOS  (SOd- Amerika) 

LIEBIG'S   FLEISCH  -  EXTRACT   COMPAGNIE,   LONDON. 

Orosse  drspaimifiifii  fiokr  Hauslialtuiiii^eii: 

Augenblickliche  Herstellung  von  kräftiger  Fleischbrühe  zu  1/3  des  Preises  derjenigen  aus 
frischem  Fleische.  —  Bereitung  und  Verbesserung  von  Suppen,  Saucen,  Gemüsen  etc. 

Stärkung  für  Sehtoache  und  Kranke, 

Zwei  Goldene  Medaillen,  Paris  1867;  Goldene  Medaille,  Hftvre  1868. 

Dm  grosse  ElireidipIoM  —  die  kdekste  Ansieiekiug  —  AnsterdaB  1869« 

Detail-Preise  für  ganz  Oesterreicli: 

i  eosi.  S^  Topf.       i/9  engl.  ^  Topf.       i/4  engl,  ß  Topf.       i/8  eigL  S  TopL 
OestWhg.  fl.  5.80        fl.  3.-  fl.  UO  fl.  0.82  Krz. 

/7^^r     j^^  Hur  äoht,  wenn  Jefler 

isr^^^-*-'*^        Topf    nebenstehende 

^  ^         Untersohriften  trägt. 

Zu  halben  in  den  renommirtesten  Handlungen  und  Apetheken, 

En  gro8-Lager  bei  den  Oorrespondenten  der  OeseUachsift : 
Herren  KLOGEB  ft  Solu,  Wien,  Herren  Jos.  YOiCKT  k  Comp»,  Wien, 

Scholt«BstM6  Nr.  1.  .goB  sthwarMB  Hnad*,  1  Hobtn  Multi. 

Ans  der  k«iseriioh*k5nigUchen  Hof-  und  Stastsdinokeiei. 


Maptif  1870.  gUtk  XIL 

Verordnungsblatt 

fiir  dn  liieitttleriidi  it% 

^ffnistf'ffiums  für  CiÜtus  und  Unterricht. 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  fllr  Caltns  und  üntarrichL 

Ansgerebeii  am  21«  Juni  1870. 

XnllcfTtt  €ti4^  M  Gört  ttM  Gtn^ts6A,  znV  lEd^Inng  det  Errichtung,  der  Erhaltung  und 
des  fieänches  dfler  MTentlicfiön  Volkstiefaulen.  —  Verordnung  des'  LeHera  des  Mfni- 
sterinms  fUr  Oultns  und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Leiter  des  Handels- 
ittiuisteirinms,  b^ttieffend  die  Prüfung  der  Candidaten  ft&r  das  Lehraiat  der  ITandels- 
wisufen^chaflett.  •>-  Minfarteriarerlffs^,  betreffend  die  Voif]ag:e  der  Hauptkataloge  von 
ItealscHuten  an  die  LandesschülbehOrde  anl&sslieA  des'  Jahresberichtes.  —  Erlass 
des  Leiters  des  k.  k.  Acl^rl^flftAiliimBteriums ,  in  Betreff  der  während  der  diess- 
jUhrigen  Herbstferien  abzuha1)i6ifden  landwirthschaftlkhen  Lehrcurse.  —  Oeffent- 
licAkcitrechts- Verleihungen.  —  Personalnatibricfateik.  —  Coneui^-Ansschreibnngsn. 
~  Verfügung,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  ->  Filvat-Anzeigen. 


N^r.  92. 

Gesetz  vom  6.  Mai  1870, 

giftig  iHlr  die  g^fUrstete  Orai^chaft  6(5rz  und  Gradisca, 

zur  Regelung  der  Errichtang^  der  Erhaltung  und  des  Besuehes  der  ölfent- 

liehen  Tolkssehulen. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  gefllrsteten  Orafscbaft  Oörz  und 
Oradiaca  finde  Ich  anauordnen,  wie  folgt : 

I.  Abschnitt. 
Von  der  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen. 

%,  1.  Eine  öffentliche  VolliLSSchule  ist  Überall  zu  errichten,  wo  sich  in  einer 
Ortsehi^  oder  in  mehreren  im  Umkreise  einer  $tunde  gelegenen  Ortschaften, 
Weilern  oder  Einschichten  zusammen  nach  einem  ilinQlibrigen  Durchschnitte  min- 
destes 40  achnlpflicbtige  Kinder  befinden;  welche  eine  mehr  als  eine  halbe 
Meile  entfernte  Schule  besuchen  mttssen.  (§.  59  des  Heichsgesetzes  Tom 
14.  Mal  1869.) 

g.  2.  Wo  intferbalb  dieser  Entfernung  die  Idealen  Verhältnisse  periodisch 
wiederkehrend  odef  dmemd  den  Ztrgamg  zn  einer  Schule  erheblich  erschweren, 
ist  ein  Unterlehr^r  derselben  an  einer  dazu  passenden  Station  wenigstens  für  die 
ungünstigere  Jahretzek  zn  äipotiiren  oder  im  äimsersten'  Falle  dreimal  in  der 
Woehe  zum  Excnrrtedo-UntmicMe  an  eine  solche'  Station  zu  entsenden.         « 

Die  Expositur  oder  Etcurrendo-Station  bildet  einen  Theil  jener  Schule,  an 
welcher  der  betreffende  Unterlehrer  angestellt  ist. 
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§.  3.  Sobald  e8  die  Mittel  Desjenigen,  welchem  die  Errichtung  und  Erhal- 
tung dieser  Schule  obliegt,  irgend  zulasBen,  ist  die  Expositnr  oder  Excarrendo- 
Station  durch  eine  selbstständige  Schule  zu  ersetzen. 

§.  4.  Soweit  die  vorhandenen  Mittel  gestatten ,  ist  auch  besonders  in  den  be- 
völkerten Orten  die  Trennung  der  bestehenden  gemischten  Schulen  nach  den  Ge- 
schlechtern und  die  Errichtung  eigener  Mädchenschulen  anzustreben.  Dieselbe 
mnss  überall  da  erfolgen,  wo  die  Anzahl  der  gesetzlich  erforderlichen  Lehrkräfte 
(§.  11  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  sechs  übersteigt. 

§.  5.  In  jedem  Sehnlbezirke  ist,  wenn  anders  thunlich,  eine  Bürgerschule  zu 
errichten. 

§.  6.  Die  Schulbehörden  haben  darüber  zu  wachen ,  dass  die  nothwendigen 
Volksschulen  (§§.  1,  5,  12)  ohne  unnöthigen  Aufschub  errichtet  und  hierbei  alle 
Bedingungen  zu  einem  festen  und  gedeihlichen  Bestände  derselben  sichergestellt 
werden. 

§.  7.  Alle  für  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer  Schule  massgebenden 
Umstände  sind  durch  eine  Commission  unter  Zuziehung  aller  Interessenten  und 
erforderlichen  Falls  mittelst  Augenscheines  festzustellen;  das  Commissionsprotokoli 
bildet  die  Grundlage  der  weiteren  Entscheidungen. , 

§.  8.  Die  Vervielfältigung  der  Volksschulen  darf  niemals  auf  Kosten  der 
zweckmässigen  Einrichtung  und  gedeihlichen  Fortführung  der  nothwendigen  Schulen 
(§§.  1,  5,  12)  bewilligt  werden. 

§.  9.  Jeder  öffentlichen  Volksschule  ist  ein  Schulsprengel  zuzutheilen,  welchen 
die  zu  derselben  eingeschulten  Ortschaften,  Ortschaftstheile  oder  Häuser  bilden. 
Massgebend  für  die  Abgrenzung  der  Schulsprengel  sind  in  der  Regel  die  Grenzen 
der  Gemeindegebiete,  soweit  nicht  zum  Behufe  der  Erleichterung  des  Schulbesuches 
die  Zuweisung  einzelner  Gemeindetheile  an  die  Schule  einer  benachbarten  Gemeinde 
zweckmässig  erscheint. 

§.  10.  Die  Einschulung  hat  zum  Zwecke,  siimmtlichen  innerhalb  des  Schul- 
sprengeis  wohnenden  schulpflichtigen  Kindern  die  Möglichkeit  der  Aufnahme 
in  eine  Schule  und  der  regelmäsHigen  Theilnahme  am  Unterrichte  derselben  zu 
sichern. 

§.11.  Kinder,  welche  ausserhalb  des  Schulsprengeis  wohnen,  dürfen  nur  inso> 
weit  Aufnahme  finden,  als  dadurch  keine  Ueberi\Ulung  der  Lehrzimmer  herbei- 
geführt wird. 

Das  Gleiche  gilt  rück.sichtlich  der  Aufiiahme  jener  Kinder,  welche  das 
siechste  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  aber  die  Bewilligung  der  Ortsscbul- 
behörde  zum  Eintritte  in  die  öffentliche  Volksschule  erlangt  haben. 

§.  12.  Eine  Schule,  welche  bereits  dunh  fünf  Jahre  die  grössere  Zahl  ihrer 
Jahresstufen  oder  Classen  in  parallele  Abtheilungen  zu  trennen  genöthigt  war, 
ist  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  sofoit  in  zwei  Schulen  zu  theilen. 

§.  13.  Bei  der  Auswahl  der  Baustelle  sind  geräuschvolle  Plätze  und  Strassen^ 
sowie  die  Nähe  lärmender  und  solcher  Gewerbe,  welche  einen  unangenehmen  oder 
gesundheitsnachtheiligen  Geruch  verbreiten,  die  Nachbarschaft  von  Sümpfen  oder 
anderen  Gewässern  u.  dgl.  zu  vermeiden.  Ebenerdige  Schulgebäude  müssen  min- 
destens zwei  Schuh  über  dem  Niveau  der  Strasse  erhoben  und  ihre  Fenster 
so  angebracht  werden,  dass  die  Anftnerksamkeit  der  Kinder  nicht  durch  Vorgänge 
ausserhalb  des  Hauses  abgelenkt  werde.  Auch  soll  Sorge  getragen  werden,  dass 
mit  einem  Schulhanse  kein  Zinshaus  in  Verbindung  gebracht  werde. 

§.  14.  Die  Anzahl  der  Lehrzimmer  richtet  sich  nach  der  Zahl  der  für  die 
Schule  erforderlichen  Lehrkräfte  (§.  11  des  Reichsgesetzea  vom  14.  Mai  1869). 
Sie  sollen  bei  einer  Höhe  von  mindestens  12'  für  jedes  Kind  einen  Flächen- 
raum von  6Q'  besitzen,  nebstbei  aber  hinreichenden  Raum  für  das  Lebrpult 
und  einen  Kasten,  für  die  Schultafel  und  für  freie  Zugänge  zu  den  Bänken  dar- 
bieten, wobei  auch  auf  einen  wahrscheinlichen  Zuwachs  von  Schülern  Bedacht 
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%n  nehmen  ist  Alle  Lehrzünmer  müssen  gehörig  lieht  sein  and  eine  entsprechende 
Ventilation  besitzen ;  mit  der  Wohnung  des  Lehrers  dürfen  sie  in  keiner  unmittel- 
baren Verbindung  stehen. 

§.  15.  Die  Schulbänke  müssen  so  construirt  sein,  dass  eine  normale,  der 
Gesundheit  unschädliche  Haltung  des  Körpers  möglich  werde,  wobei  auf  Alter  und 
Grösse  der  Kinder  jedes  Lehrzimmers  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Alle  Pnltbänke 
sind  mit  Bücklebnen  zu  Yorsehen  und  so  einzurichten,  dass  die  FUsse  der  Schul- 
kinder entweder  auf  dem  Fussboden  oder  auf  angebrachten  schmalen  Brettern 
aufstehen. 

Die  Sitzbänke  müssen  so  aufgestellt  werden,  dass  alles  Hauptlicht  von  der 
linken  Seite  oder  Rückseite  einfällt,  und  dass  die  Schüler  gegen  eine  fensterlose 
Wand  sitzen,  vor  welcher  die  Schultafel  und  das  Lehrerpult  angebracht  ist. 

§.  16.  Die  Stiegenhäuser  und  Verbindungsgänge  sollen  luftig  und  licht,  die 
Stiegen  und  Gänge  mindestens  6  Schuh  breit  sein,  und  erstere  nie  mit  Spitzstufen 
construirt  werden. 

Die  Aborte  sind  so  anzulegen,  dass  Stiegen,  Gänge  und  SchuUocalitäten 
dsron  nicht  belästigt  werden. 

Jedes  Schulhaus  soll  einen  gedeckten  Turnranm  besitzen  und  mit  dem  nöthi- 
gen  Trink-  and  Nutzwasser  versehen  werden. 

§.  17.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  dfir  Schulgebäade 
und  ihrer  Theile ,  sowie  über  die  erforderlichen  Schuleinrichtungen  werden  in 
einer  Verordnung  festgestellt,  welche  vom  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  nach 
Einyemehmung  der  Landesschulbehörde  erlassen  wird.  Diese  Verordnung  normirt 
auch  die  Modalitäten,  unter  denen  die  technischen  Organe  der  politischen  Behör- 
den oder  der  Landesvertretung  bei  Approbirung  und  Ausführung  der  Baupläne, 
Beschaffenheit  der  Schuleinrichtung,  Ueberwachung  des  zweckentsprechenden 
Znstandes  der  Gebäude  und  ihrer  Einrichtung  zu  interveniren  haben. 

§•  18.  Die  Bezirksschulbehörde  fizirt  die  Auslagen  für  Beheizung,  Beleuch- 
tung und  Reinigung  der  SchuUocalitäten,  indem  sie  für  jede  Schule  nach  Flächen- 
raum, kubischem  Inhalt  und  Situirung  derselben  ein  Minimum  der  bezüglichen 
Kosten  feststellt,  unter  welches  nicht  herabgegangen  werden  darf. 

§.  19.  Die  Verwendung  weiblicher  Lehrkräfte  fUr  den  Unterricht  der  Knaben, 
seien  dieselben  in  eigenen  Classen  gesondert  oder  mit  den  Mädchen  vereint^  darf 
nur  in  den  unteren  vier  Jahresstufen  stattfinden. 

§.  20.  Eine  öffentliche  Volksschule  kann  nur  mit  Genehmigung  des  Ministers 
für  Cultus  und  Unterricht,  und  zwar  nur  dann  wieder  geschlossen  werden,  wenn 
sie  nicht  zu  den  nothwendigen  Schulen  (§§.  1,  5,  12)  gehört. 

II.  Abaohnitt« 

Vom  Besuche  der  öffentlichen  Volksschulea. 

§•  21.  Die  Schulpflichtigkeit  beginnt  mit  dem  vollendeten  sechsten  und 
dauert  bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre  (§.  21  des  Beichsgesetses 
vom  14.  Mai  1869),  Jedoch  kann  der  Landesschulrath  nach  Einvernehmung  des 
Bezirksschuhrathes  fUr  jene  Schulsprengel,  wo  es  die  Ortsverhältnisse  gebieterisch 
erheischen,  die  Schulpflichtigkeit  zwischen  dem  vollendeten  siebenten  und  dem 
vollendeten  zwölften  Lebensjahre  einschränken  (§.  75  des  Beichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869). 

§.  22.  Unmittelbar  vor  Beginn  jedes  Schu^ahres  nimmt  die  OrtssehulbebVrde 
die  Aufzeichnung  aller  im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Kinder  des  Schul- 
sprengeis  ohne  Unterschied  ihrer  Confession  und  Heimatsberechtigung  tot. 
Wer  ein  Kind  der  Aufzeichnung    entzielU  oder  bezüglich  dcM^lben  eine  un- 
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>vabre  Angabe  macht,  ist  mit  einer  Geldstrafe  von  1—20  fl.  zu  belegen  oder  im 
Falle  der  UuverniOgeuheit  mit  Einsebliessung  auf  1—4  Tage  zu  bestrafen. 

§.  23.  Kinder ,  welche  wegen  eines  geistigen  oder  körperlichen  Oebrectiens 
die  öffentliche  Volksschule  nicht  besuchen  können  oder  zu  Hause  oder  in  einer 
Piivalanstalt  unterrichtet  werden,  oder  bereits  an  einer  höheren  Schule  sich 
befinden,  sind  in  einem  eigenen  Verzeichnisse  zusammenzustellen,  welches  sofort 
üer  Bezirksschulbehörde  vorzulegen  ist. 

§.  24.  Das  Gleiche  gilt  von  Kindern,  welchö  in  Fabriken,  Gewerben,  Berg- 
werken, Torfstichen  u.  dgl,  beschäftigt  sind  und  den  Unterricht  einer  Fabriksr- 
schule  geniessen. 

§.  25.  Der  Bezirksschulbehörde  steht  es  zu,  über  jene  Thatsacben,  teelche 
tlie  in  den  §§.  23  und  24  erwähnten  Kinder  vom  Besuche  der  ällgemeinet)  Volks- 
schule befreien,  weitere  Nachweisungen  zu  verlangen. 

§.  26.  Sind  Kinder,  bezüglich  deren  ein  Befreinngögrund  •(§§.  23  und  24) 
nicht  eintritt,  nicht  binnen  den  ersten  vierzehn  Tagen  des  Schuljahrfeh  iti  titie 
öffentliche  Volksschule  aufgenommen,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern.  Wenn  sife  nicht  binnen  wei- 
teren drei  Tagen  die  Aufnähme  des  Kindes  in  eine  öffentliche  Vdlksscfhtile  b'eti^erk- 
itelligen,  so  verfallen  sie  in  eine  Geldstrafe,  welche  Äwischfen  1  und  611.  zu 
bemessep^  im  Falle  der  Unvermögenheit  aber  in  Einschliessung  von  höchstens 
24  Stunden  umzuwandeln  ist. 

§.  27.  Wenn  der  Ortsschulbehörde  während  des  Schüljahtes  die  tjeber- 
siedlung  eines  schulpflichtigen  Kindes  aus  dem  eigenen  in  eitlen  ahSeten  S^chul- 
Sprengel  bekannt  wird,  hat  sie  die  Mittheilung  hierüber  an  die  betreffende  Orts- 
schulbehörde zu  richten.  Erhält  sie  Kenntniss  von  der  Uebersicdlung  eines  schul- 
pflichtigen Kindes  aus  einem  anderen  in  den  eigenen  Schuli^prengel,  do  bat  sie 
•dasselbe  sofort  in  das  Verzeichniss  der  schulpflichtigen  Kinder  flufzuneÜfoen 
und  nach  den  §§.  22 — 25  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Amt  zu  handeln. 

§.  28.  Die  Ortsschulbehördfe  revidirt  halbmonatlich  die  Abrsiölitenverzeichmsse 
der  Schule  und  schreitet  nach  Massgabe  derselben  sofort  gegen  Nachlässigkeit 
der  Eltera  oder  ihrer  Stellvertreter  ein.  Der  Vorgang  ist  detsclbe,  wi6  bei 
gänzlich  verabsäumter  Aufnahme  eines  schulpfflfchtigen,  nicht  gesetzlich  befreiten 
Kindes  in  die  öffentliche  Volksschule  (§.  2ß).  Nicht  gehörig  entftcliuldigle  Schul- 
Versäumnisse  sind  den  gänzlich  unstatthaften  gteichzuh^tteti. 

§.  29.  Das  Strafausmass  kann  bis  zu  lOil.  oder  einer  zweitägigen  EinSchlies- 
sung gehen,  wenn  die  Eltern  das  Versäumniss  in  gewinnsüchtiger  Absicht  berbei- 

.  führten. 

§.  30.  Ebenso  findet  eine  Erhöhung  des  Strafausmasses  statt,  wenn  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  bezüglich  einer  schuidbaren  Vernachlässigung  desSchuU 
besuches  (§§.  26,  28)  der  Kinder  rttckfällig  erscheinen.  In  diesem  Falle  kann 
das  Strafausmass  bis  zu  20  fl.  oder  einer  viertägigen  Einsebliessung  gehen. 
Erhalten  solche  Eltern  aus  der  Armencasse  oder  ans  sonstigen  Wohlihätigkeits- 
anstalten  eine  Unterstützung,  so  ist  ihnen  dieselbe  von  der  betreffenden  Behörde 

■zx\  entziehen. 

'  ;  §.  31.  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen,  Torfsticbeü,  welche  die  bei 
ihnen  beschäftigten  Kinder  nicht  zum  regelmässigen  Schulbesuche  anhalten,  ver- 
fallen in  die  in  den  §8.  26,  28 — 30  bezeichneten  Strafen. 

•        §.  32.  Die  Löschung  aus  der  Liste  der  schulpflichtigen  Kinder  erfolgt  erst 

'dann,  wenn  der  Besitz  der  nothwendigsten  Kenntnisse  durch  ein  Zeügniss  einer 
öffentlichen  Volksschule  nachgewiesen  erscheint  (§.  21  des  Reichsgesetzes  vom 
14.  Mai  1869). 

§.  9S.  Von  der  Beibringung  des  eben  emähnten  Zengni^es  sind  nur  jene 
Ktnder  befreit;  welche  sich  in  dem  bezeichneten  Termine  an  einer  höheren  Schale 
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befinden,  und  solche,  deren  geistiger  oder  körperlicher  Znstand  erwiesenermaesen 
die  Erreiphnng  des  Zieles  der  Volksschule  nicht. mehr  erwarten  lässt. 

§f.  34.  Eltern  od/er  deren  Stellvertreter,  welche  ausser  diesen  beiden  Fällen 
(§.  33j  Kinder  vor  Erlangung  jenes  Zeugnisses  von  der  Schule  ferne  halten,  unter^ 
hegen  denselben  Verwarnungen  und  Ahndungen,  wie  solche  iUr  Vernachlässigung 
des  Schulbesuches  angeordnet  sind. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Inhaber  von  Fabriken,  Gewerben,  Bergbauen^ 
Tor(stichen  u.  dgl,,  welche  die  bei  ihnen  beschäftigten  Kinder  vom  Schulbesuche 
abhalten. 

§.  35.  Die  Verhängung  der  in  den  §§.  22,  26,  28—30,  32  und  34  erwähnten 
Strafen  kommt  in  erster  Instanz  der  Bezirksschulbehörde  zu.  Das  Verfahren 
richtet  siph  i^i^^h  jeQCn  Vorschriften,  welche  die  Untersuchung  und  Entscheidung 
Qbec  m  allgemeinen  Strafgesetze  i^icht  vorgesehene  Uebertretungen  regeln. 

§.  3)6.  Securse  gegen  Entscheidungen  wegen  des  nicht  begonnenen,  des  ver,- 
nacblässigten  oder  des  vorzeitig  abgebrochenen  Schulbesuches  haben ,  soweit  sie- 
nicht  gegen  Strafverftügungen  gerichtet  sind,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

^.  37.  Gegen  Eltern,  welche  trotz  wiederholter  Bestrafungen  beharrlich  ihren 
Obli^Qpiieiten  in  Betreff  des  Schulbesuches  ihrer  Kinder  nicht  nachkommen,  ist 
das  V?,nahren  nachrden  §§.  176  und  177  des  a.  b.  G.  B.  zu  veranlassen. 

F^brilsbesitzer  u.  dgl.  können  schon  bei  dem  ersten  Rückfalle  dqs  Rechtes, 
schulpflichtige  Kinder  in  ihren  Etablissements  zu  beschäftigen,  verlustig  erl^lärt 
werden. 

m.  Absohnitt. 

Vom  Aufwände  für  das  Volksschulwesen  und  von  den  M.itteln  zu 

seiner  Bestreitung. 

§.  38.  Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  (§§.  I, 
5,  12),  ist  eine  gemeinsame  Angelegenheit  eines  jedisn  Schulbezirkes,  welcher 
demnach  sowohl  alle  sachlichen  Bedürfnisse  derselben,  als  auch  die  Bezüge 
des  (iChrpersonals  zu  bestreiten  hat. 

§.  39.  Zur  Besorgung  der  hieraus  erwachsenden  Geschäfte  wird  die  Bezirks- 
schulbehörde in  jenen  Schulbezirken,  welche  aus  mehreren  Gemeinden  bestehen, 
durch  aaht  tntgliedei;  mit  entscheidender  Stimme  verstärkt.  Diese  werden  vqn 
den  Vorständen  der  im  Bezirke  inbegriffenen  Gemeinden  aus  den  Gemeindewahl. 
berechtigten  mittelst  absoluter  Stimmenmehrheit  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren 
gewählt  und  versehen  ihr  Geschäft  unentgeltlich. 

§.  40.  Besteht  der  Schulbezirk  aus  einer  einzigen  Gemeinde,  yp  werden  die 
im  §.  37  erwähnten  Geschäfte  gleich  anderen  Gemeindea^gelegenheiten  durch  die 
Gemeindevertretung  und  ihre  Executivorgane  besorgt. 

§•  41 .  Auf  den  Schulbezirk  gehen  alle  Verpflichtungen  ttber,  welche  bezüglich 
der  Errichtung  und  Erhaltung  der  nothwendigen  Volksschulen  bisher  jeder  ein- 
zelnen Schulgemeinde  entweder  für  sich  allein  oder  in  Goncurrenz  mit  anderen 
Personen  oder  Corporationen  oblagen. 

§.  42.  Soweit  das  Gesetz  oder  ein  Vertrag  nebst  der  Schulgemeinde  noch 
andere  Personen  oder  Corporationen  zu  Leistungen  oder  Beiträgen  ftlr  die  sach- 
lichen Bedürft^isse  oder  ftir  das  Diensteinkommen  des  Lehrpersonales  einer  Volks- 
schule verpflichtete,  sind  solche  Verpflichtungen  im  vollen  Umfange  aufrecht  zu 
erhalten.  Qas  Gleiche  gilt  von  Stiftungen  und  Fonden« 

§.  43.  Wenn  stiftungsgemäss  oder  auf  Grund  von  Privatrechtstiteln  einzelne  Zu- 
flüsse bestimmten  Schulen  gewidmet  wurden,  ist  diese  Widmung  unter  thnnlichster 
Aufrechthaltung  il^rer  etwaigen  ^peciellen  Bestimmungen  zu  wahren. 

§•  44.  Nur  jener  Verpflichtungen ,  vfelche  dem  noch  fortbestehenden  Schul- 
patronate  ankleben,  kann  der  verfügungsberechtigte  Inhaber  desselben  durch  eii^- 


S62 

fache  Verziobtieistung  aaf  das  einfache  Schnipatronat  sich  entschlagen ;  die  mit 
demselben  rerbundenen  Rechte  gehen  sodann  auf  den  Schalbezirk  über. 

§.  45.  Findet  der  Schulbezirk  die  Aufhebung  eines  noch  bestehenden  Schul- 
patronates  unter  Uebemahme  der  sämmtlichen  Patronatslasten  auf  den  Bezirk 
wttnschenswerth,  und  ist  eine  gütliche  Verständigung  mit  dem  Berechtigten  nicht 
SU  erzielen,  so  kann  die  Aufhebung  des  Patronates  durch  ein  Landesgesetz  ausge- 
sprochen werden. 

§.  46.  In  die  Gasse  des  Schulbezirkes  fliessen  die  dir  Schulzwecke  gemachten 
Geschenke  und  Legate  (mit  möglichster  Aufrechtbaltung  ihrer  etwaigen  speciellen 
Bestimmung),  das  Schulgeld  und  andere  besondere  Einnahmen  fttr  Schalzwecke. 

§.  47.  In  Bezug  auf  den  Betrag  des  Schulgeldes  werden  die  Schulen  nach 
den  Verhältnissen  der  Gemeinden,  in  welchen  sie  sich  befinden,  in  vier  Classen 
getheilt,  und  das  Schulgeld  in  denselben  wird  mit  30,  20,  12  und  10  kr.  monatlich 
fbr  jedes  schulbesuchende  Kind  festgesetzt.  Dürftigen  Gemeinden  der  IV.  und  IQ. 
Classe  kann  die  Landesschnlbehörde  bezüglich  der  vier  untersten  Jahrescnrse 
eine  zeitweilige  Herabsetzung  des  Schulgeldes  auf  5  und  4  kr.  monatlich  fttr  jedes 
schalbesuchende  Kind  gestatten. 

§.  48.  Die  Einhebung  des  Schulgeldes  findet  ohne  Intervention  der  Lehrer 
wöchentlich  oder  monatweise  durch  die  Gemeindevorstehung  statt.  Di&  Gemeinde- 
▼orstehang  hat  die  erhobenen  Beträge  am  Ende  eines  jeden  Monats  an  die  Casse 
des  Schalbezirkes  abzuliefern  und  ordnungsmässig  zu  verrechnen.  Schulgelder- 
rttckstände  sind  nach  den  Vorschriften  über  Einhebung  rückständiger  Gemeinde - 
Umlagen  zu  behandeln. 

§.  49.  Der  Ortsschulbehörde  steht  es  zu,  die  schulbesuchenden  Kinder  unbe- 
mittelter Eltern  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Fortgang  ganz  oder  theilweise  von  der 
Seholgeldentrichtung  zu  befreien,  und  Eltern,  welche  gleichzeitig  fttr  mehr  als 
drei  die  öffentlichen  Schulen  besuchende  Kinder  das  Schulgeld  zu  zahlen  haben, 
dile  Ermässigung  zuzugestehen.  Der  hiedurch  veranlasste  Ausfall  ist  aas  den 
Oemeindemitteln  des  Schulortes  zu  ersetzen,  soweit  nicht  Stiftungen  zur  vollen 
oder  theilweisen  Bestreitung  des  Schulgeldes  an  der  betreffenden  Schule  bestehen. 

§.  50.  Die  Gemeindevertretung  des  Schalortes  kann  auch  beschliessen,  dass 
die  Gemeindecasse  die  Schulgeldentrichtung  fttr  sämmtliche  schalbesuchende 
Kinder  übernehme. 

§.  51.  Ebenso  kann  die  Landesschnlbehörde  dem  Gemeindevorstande  gestatten, 

dass  er  zwar  die  Einzelerhebung  des  Schulgeldes  vornehme,  an  die  Casse  des 

Schalbezirkes  aber  einen  nach  dem  Gesammtertrage  der  letzverflossenen  drei 

Jahre  (§§.  48,  49)  ermittelten  Pauschalbetrag  abliefere,  dessen  Ziffer  nach  je  drei 

'  Jahren  neuerlich  festzqstellen  ist. 

§.  52.  Neben  dem  Schulgelde  darf  weder  eine  Aufnahmsgebühr,  noch  eine 
besondere  Zahlung  für  den  Unterricht  in  irgend  einem  der  obligaten  Gegenstände, 
fttr  Benützung  der  zum  Schulgebrauche  bestimmten  Einrichtungsstücke,  Lehr- 
mittel oder  Unterrichtserfordemisse,  für  Beheizung,  Beleuchtung  oder  Reinigung 
der  Schuliocalitäten  u.  dgl.  abgefordert  werden.  Die  Schulbücher  und  andere 
Lehrmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  und  im 
Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch  die  Gemeinde  des  Schnlortes  beizn- 
schaffen. 

§.  53.  Sind  die  schulbesuchenden  Kinder,  fttr  welche  die  ganze  oder  theil- 
weise Schulgeldbefreiung  (§.  49)  bewilligt,  oder  der  Bedarf  an  Lehrmitteln  und 
Unterrichtserfordemissen  (§.  52)  beigeschafft  wurde,  nicht  im  Schalorte  heimats- 
berechtigt^  so  kann  die  Gemeinde  des  Schulortes  den  Ersatz  jener  Auslagen  von 
der  Gemeinde  des  Heimatsortes  beanspruchen. 

§.  54.  Zu  den  nothwendigen  Ausgaben  des  Schulbezirkes  gehören  auch : 
a)  Die  Dotation  der  Lehrerbibliothek,  fttr  welche  von  den  Lehrern  ein  Beitrag 

mit  einem  Percente  des  Jahresgehaltes  erhoben  werden  kann; 
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bj  die  Kosten  der  Abhaltung  von  Bezirks-Lehrerconferenzen,  einschliesBlich  der 
den  Mitgliedern  zn  gewährenden  Reisekosten-Entschädignngen ; 

cj  die  Reisekosten-Entschädigungen  und  Taggelder  ftir  die  Abgeordneten  der 
Bezirksconferenzen  zu  den  Landesconferenzen. 

§.  55.  Reichen  die  Schuleinkttnfte  (§§.  42,  43,  46)  voraussichtlich  nicht  hin, 
um  £e.  veranschlagten  Ausgaben  des  Schulbezirkes  fllr  das  nächste  Jahr  zu 
bestreiten,  so  ist  zur  Deckung  des  Restes  derselben  (§.  39)  eine  Umlage  auszu- 
schreiben,  welche  in  Städten  mit  eigenem  Statut  in  gleicher  Weise,  wie  die 
anderen  Gemeindeumlagen,  ausserhalb  jener  Städte  gleichzeitig  mit  dem  Landes- 
erfordemisszuschlage  zu  den  directen  Steuern  erhoben  wird. 

§.  56.  Die  Jahresvoranschläge  der  Sohulbezirke  sind  derart  zusammen  zu 
stellen,  dass  die  Gesammtsumroe  der  voraussichtlichen  Auslagen  ohne  Rücksicht 
auf  die  in  den  §§.  42,  43,  46  erwähnten  Einkünfte  und  Zuflüsse  erscheine.  Diese 
Gesammtauslagensumme  ist  dann  auf  die  directen  Steuern  der  einzelnen  Gemein- 
den umzulegen  und  von  letzteren  im  Sinne  des  §.  55  einzuheben,  und  biebei  zu 
Gunsten  jeder  einzelnen  Gemeinde  die  aus  den  in  den  §§.  42,  43,  46  angefUhrten 
Titeln  an  die  Casse  des  Schulbezirkes  abgeführten  Einnahmen  in  Abzug  zu 
bringen. 

§.  57.  Durch  ein  besonderes  Gesetz  wird  bestinunt  werden,  ob  und  in  welchem 
Masse  der  Landesfond  zu  den  Auslagen  der  Schnibezirke  beizutragen  habe. 

üebergangsbestinunangen. 

§.  58.  Die  bestehenden  Nothschulen  sind  binnen  zwei  Jahren  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  den  anderen  öffenfliolien 
Volksschulen  einzurichten,  oder  falls  ihr  Bestand  nicht  mehr  als  nothwendig 
erscheint,  aufzulassen. 

Ob  und  unter  welchen  Modalitäten  Sonntags-  oder  Abendschulen  einzuftthren 
seien,  wird  durch  ein  besonderes  Gesetz  bestimmt  werden. 

§.  59.  Die  bestehende  Eintheilung  der  Schulsprengel  ist  sofort  nach  Beginn 
der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  einer  Revision  durch  die  Bezirks- 
schulbehörden  zu  unterziehen. 

%.  60.  Ein  Jahr  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
soll  die  Einschulung  sänuntlicher  Ortschaften,  Ortschaftstheile,  Weiler  und  Ein- 
schichten des  Landes  durchgeftihrt  sein. 

Schlussbestiinmangen. 

§.  61.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  seiner  Kundmachung 
nachfolgenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit. 

§.  62.  Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
alle  auf  Gegenstände  desselben  sich  beziehenden  bisherigen  Gesetze  und  Verord- 
nungen, insoweit  solche  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wider- 
sprechen oder  durch  dieselbe  ersetzt  werden,  ausser  Kraft. 

§.  63.  Mit  der  Durchflllirung  dieses  Gesetzes  und  der  Erlassung  der  nöthigen 
Instructionen  ist  der  Minister  ftlr  Cnitus  und  Unterricht  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Tsehtbisehalff  ■«  f. 
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Nr.  08. 


Verordnung  des  Leiters  de«  IMimsteriiHi»  fVr  CkHiis  und  (Juterricht 
im  Einvernehmen  ^jjü  dem  {.^tr  ,des  Mandelsmin^eriums  vom 

14.  Illai  iWiP,  Z  403*  ♦), 

betreuend  4ie  frtitffj^  ^ex  Cfinid^daten  ^r  Am  ^ehramt  der  Handelswfs&en- 

schäfj^en. 


Wifkaam  Air  ^ie  imiteiehsratbe  veitroteneii  Kdnigiaeidie  nad  LUni^,  mit  Aaajuthfie  des 
Eöbi^eiekes  GtAmtü  and  JLadeabecifin  und  des  Oxocahenwi^mi  Kjriika9. 

zum  Lefaramte  der  Bmiielf^wMißo^setofU^  bedjltrfi^;^,  39r  ^r>UMaswe  ^'^^  i^WiftM 
Kachweuiei  XStelesenfaeit  ^u  gebiwi,  AFCirilßD  in  Folg/9  All^l^IiC^bf^  £r;#cjbit4;mV 
naohatebendbs  Yorsohriften  erltdßcni : 


♦ 

§.  1.  1.  Die  wissenschaftlicbe  Befäbignng  zam  Lehramte  der  Handeiswisaen- 
schaften  wird  durch  eine  Prüfung  dargethan,  zu  deren  Yornabnie  die  Prttfungs- 
commisfiion  ftlr  das  Lehraiojt  ^  f^l|>ßt^n^/si^  Q^lU^ulen  berufen  ist. 

2.  Derselben  werden  nach  Bedarf  als  Examinatoren  der  betreffenden  Gegen- 
siändie  Mitglieder  beigegeben,  die  der  Miobter  fUr  Cultaa  nad  Unterricht  faf  die 
gleicbe  Zdtdanfir,  me  die  aii^eren  MitgliGder  der  Briji<flrbiii  yrttfiwgif irniwififftnn 
ernennt 

3.  Die  Examinatoren  der  Candidaten  fllr  dieses  Lehr&eh  bfU«B  .ejoa  Mlb«t- 
ständige  AbtbeUung  der  FtiifangaeiNnmission  anter  dmo  Vorstt&e  6m  DirectoKS 
der  Prttfnngscommibsioin  *llir  das  B^alsehjdlehrafld,  .vad  üi^migfin  dvaWben, 
w^cbß  mU  W^^  Vit^eißT  dfif  }etf tg^ai^^^p  ßonipdf^Q^  ^ni,  b,9bf^  W  den 
hiiteungen^  in  wdcbea  die  Ai|i^egejaheit;en  d^r  Pr^fffff^^t^  ßr  ^iß  f^pfi^^eüpn 
Fächer  verbandelt  werden,  beizuwohnen. 

4.  Die  mit  der  Ijpspection  ^^ ^  ^an^^s^cbulen  be^tii^l^a^t^n  OrgfHtie,  ^wie  die 
Mitglieder  d^rÖan^pIs-  uftd  %ijy«rbek#wmen^  4^^  \n  wejche»  d^epröfungs- 
commissionen  ihre'  Sitze  haben,  sind  bereca%et^  der  ^pUndlicliiB.n  Prtifvng  ^^d  der 
Probelectiou  beizuwohnen. 

Den  ersten  und  dem  Präsidenten  der  Handels-  und  Gewerbekammer  ist  von 
der  Direction  der  Prttfungscommission  Tag  und  Stunde  der  Vornahme  solcher 
Prüfungen  rei^htzeitijg;  ^.i^f  kfir^eo^  yj^pg^lfek^mp  f^  ^ebcn. 

5.  In  Betreff  der  Leitung  dieser  PrUl^pgs/cipi^nuf  sLop  gfiltfif^  dii^  fUr  (jiif  ^^^\' 
schul-PrUfungf comD)i8s;on  bestehen/^e)^  Bestinu^un^ep. 

Uejdipi:  zur  Prüfi^ny. 

§.2.  1 .  Um  zur  PrUfiing  «ji^^elassao  m  werde«,  faHit  d^  OMdi4f4  »^W  Qe««G|i 
an  den  Directpr  4W3PP«Wi  PfüfttjfMpovwWWP  fffi  ff<?frJlBn,  ypr  ffi^c)ijir  ^r  die 
Prüfung  zu  bestehen  bj^i^Jbsiebtiget.  plr  hat  peM^em  |(^es«cb|ß  j^ei^Ie^en : 

aj  Das  Zeugniss  darüber,  dass  er  mit  gutem  Erfolge  entweder 

aaj  das  Obergymnasium  oder  die  Obprrealsp^le  ^|olvi):|,  pfler 
bbj  nachdem  er  mit  gutem  Erfolge  das  Untergymnasium  oder  die  Unterreal- 
schule absolvirte,  den  ganzen,  und  zwar  mindestens  zweijährigen  Gore 
einer  Handelslehranstalt  durchgemacht  habe ; 


*)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  G.  Bl  vom  Jahre  1870  unier  Nr.  79. 


hj  falls  seit  absolvirten  Studien  mehr  al»  ein  Jahr  vorfloseen  ist,  hat  der  Can- 
didat  über  seine  Verwendmig  wShrend  diMtr  Zeit  sich  glanbwllnlig  «pszn- 
waiaen ; 

cj  aeitien  schriftlich  abgefassten  Lebenslauf,  in  welchen  er  rorsttglich  des  fiaag 
«einer  Bildang  n^d  die  Sichinng  nnd  Gegenstände  seiner  specieilen  SindM 
darznatelka  nnd  sngleieh  anzugeben  bat,  für  welche  Unterrichtssprache  er 
sieh  znm  LebramCe  befkhigt  gfanbt. 

2.  Wenn  die  unter  aj  erwähnten  Zeugnisse  nicht  beigebracht  werden  können 
oder  der  Priifnngsconunission  nicht  genügend  erscheinen,  andererseits  aber 
Umstände  vorliegen,  welche  zur  Annahme  berechtigen,  dass  der  Candidat  eine 
grttndliche  nnd  geregelte  Bildung  erhalten  hat,  wird  der  Minister  für  C^Itns  nnd 
Unterricht  auf  Antrag  oder  nach  Anhörung  der  Prttfungscommission  ttber  die 
Znl^sung  zur  Prüfung  entscljeiden« 

fi6g«iMit94i4  der  Prüfung  und  Man»  der  Anforderungen. 

§.  3.  1.  Durch  die  Prüfung  soll  nachgewiesen  werden,  dass  der  Candidat  did 
erforderliche  allgemeine  Bildung  besitze  und  dass  er  in  den  Handelswissen- 
schaften vollkommen  bewandert  sei. 

?.  }i^  ^e»UÄ  auf  allgemeine  Bildung  wird  gefordert :  

aJ  genügende  Kenntnis^  der  UnterricbtssprfMsbe ; 

flJ  6eo|;rapbie  vnd  Ge^cbicjite  pit  be8on4erer  Rlicksicbt  Itnf  äiß  bedeutendsten 
fi^lAdelspU^zß,  Mf  die  H^ndelsverbältnisae  der  varschieijbpen  MD4er  nnd 
d^  we^entlicben  Ej9twicIduiiga]^omente  des  Handf^ls,  wobei  a^ch  diu  wick; 
tigat^p  Grundsatz  der  Volkswirthscbaßslehre  ins  Ange  zu  fassen  sind.        , 

B.  Znr  Macfalreisnng  seiner  Fachbilduag  bat  der  Candidat  die  Prüfung  abzu- 
legen: aus  der  Hand^lBarUiiinetik,  Baehfllhrttiit)  HendelacMrespond«M>  aowie 
ans  der  Handels-  and  Weofasriknnde. 

Hiebei  wird  gefordert: 

aJ  Ans  der  Arithmetik :  Fertigkeit  und  Sicherheit  im  Rechnen  mit  ganzen  Zahlen 
sowohl  als  auch  mit  gemeinen  nnd  Decimalbrüchen  bei  Anwendung  der 
üblichen  Vortheile  nnd  Abkürzungen;  Fertigkeit  nnd  Sicherheit  im  Rechnen 
mit  Bnchstabengrössep  upd  ipi  AiifKsei)  voq  Gleichungen  des  ersten  Grades; 
Kenptniss  der  Logarithmen  pnd  Fertigkeit  im  Gebrauche  derselben ;  K^nnt- 
niii^  der  {'roportionep,  der  wälschen  r^^ktik,  des  Kettensatzes,  der  Percent- 
und  Zinsenrechnung,  sowie  der  I^ehre  ^er  ^^juseszinßen-  und  R^ntenree)inuim ; 
Fertigkeit  jm  Gebrauche  der  Ziiiöeszins-Tahelleii,  endlich  Kenntpiss  der 
Wechsel-,  MUnz-  und  Arbitrsgen-Rechnupg; 

bj  ans  der  Buchhaltung :  Kenntniss  des  Begriffes,  Zweckes  und  der  Einrichtung 
einer  geordneten  Bnchfllhruag,  der  verschiedenen  BuchfUhrungsmethodeu 
ifnd  ihrer  Bedeutung;  der  di^bei  angewei)46ten  BUcher  nnd  deren  Einrich- 
^Qng;  Qew^ndthßit  in  der  Inventur,  Buchung  und  {m  Abschlüsse  eipes  fingirten 
Geschäftes  nach  der  einfachen  und  doppelten  Buchhaltung,  in  der  Aufstellung 
nnd  Berechnpng  der  conti  correnti  nach  den  verschiedenep  Metho4en ; 

cJ  «'ins  der  Handels-  und  Wechselkunde:  Kenntniss  der  Arten  und  Formen  des 
Handels  und  der  wichtigsten  Handelsbefördemngsmittel,  sowie  der  Elemente 
des  Handels-  und  Wechselrechtes,  dann  gründliche  Kenntnniss  des  Geld-  nnd 
B^pkwesens. 

fqTVß  4er  Pirtt|u9g, 

^.  4.  Jede  Prnfnng  umfasst  vier  Abtheilnngen,  und  zwar  die  Hansarbeiten, 
die  Klausnrarbeiten,  die  mtlndliche  Prüfung  nnd  die  Probevorlesung, 


see 


7.  Die  Hausarbeiten. 


Sind  die  im  §.  2  gestellten  Bedingungen  erfttUt,  so  stellt  die  PrttfungBCommis- 
sion  dem  Candidaten  zwei  Aufgaben  zur  hänslicben  Bearbeitung  zu,  deren  eine 
znr  Naohweisung  4®s  Umfanges  und  der  Gründlichkeit  seiner  Studien  bestimmt, 
dem  Gebiete  der  Handelsarithmetik  oder  der  Buchhaltung  entnommen  werden 
nrass.  Fttr  die  zweite  ist  ein  Thema  allgemeinen  Inhaltes  zu  wählen,  um  einerseits 
die  stilistische  Gewandtheit,  andererseits  die  allgemeine  Bildung  des  Candidaten 
zu  erproben. 

Zur  Ausarbeitung  der  bezeichneten  Aufsätze  wird  dem  Examinanden  ein 
Zeitraum  von  vier  Monaten  zugestanden. 

Der  Candidat  hat  die  Hilfsmittel,  welche  er  bei  der  Bearbeitung  dieser  Auf- 
gaben benutzt  hat,  gewissenhaft  anzugeben. 

Bringt  derselbe  in  dem  Gesuche  um  Zulassung  zur  Prüfung  eine  von  ihm 
verfasste  Druckschrift  bei,  so  ist  es  dem  Ermessen  der  Prttfungscommission  Über- 
lassen, diese  statt  der  schriftlichen  Hausarbeit  gelten  zu  lassen.  In  dem  Zeugnisse 
muss  dieses  Umstandes  ausdrücklich  erwähnt  und  das  Gutachten  über  den  Werth 
der  Druckschrift  beigesetzt  werden. 

IL  Die  Klausurarbeiten. 

Haben  die  schriftlichen  Hausarbeiten  einen  Anlass  zur  Zurückweisung  nicht 
gegeben,  so  erhält  der  Examinand  die  Vorladung  zur  Klausurarbeit  und  zur  münd- 
lichen Prttfting,  wie  auch  das  Thema  ftir  die  Probevorlesung. 

Candidaten^  welche  der  Vorladung  znr  Ablegung  der  Klausur-  und  münd- 
lichen Prüfung  ohne  zureichenden  Grund  nicht  entsprochen  haben,  sind  so  zu 
behandeln,  als  wenn  sie  von  der  Prüfung  zurückgetreten  wären.  Im  Falle  einer 
neuerlichen  Zulassung  znr  Prüfung  haben  sie  neue  Hausarbeiten  zu  hefem. 

Von  den  zwei  Klausurarbeiten  hat  sich  die  eine  auf  Handelsarithmetik  und 
Buchhaltung,  die  andere  auf  Handels-  und  Wechselkunde,  sowie  Handelscorre- 
spondenz  zu  erstrecken.  Diese  Arbeiten  dienen  dazu,  zu  ermitteln,  in  wieweit  der 
Candidat  auch  ohne  alle  Hilfsmittel  ein  sicheres  und  bereites  Wissen  besitzt. 

Zur  Vollendung  jeder  der  beiden  Klausurarbeiten  sind  dem  Candidaten 
12  Stunden  einzuräumen. 

///.  Die  mündliche  Prüfung. 

Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  alle  im  §.  3  bezeichneten  Fächer. 

Die  Candidaten  kOnnen  sich  auch  aus  der  Handelscorrespondenz  in  fremden 
Sprachen  einer  Prüfung  unterziehen,  und  es  wird  sodann  die  Leistungsfähigkeit 
derselben  im  Zeugnisse  speciell  bemerkt  werden. 

Für  diesen  Fall  ist  die  Commission  ermächtiget,  sich  durch  Examinatoren  für 
die  Correspondenz  in  fremden  Sprachen  zu  verstärken. 

ll\  Die  Probevorlesung. 

Den  Schluss  der  Prüfting  bildet  eine  von  dem  Candidaten  zu  haltende  Probe- 
vorlesung, bei  welcher  der  Director  und  wenigstens  zwei  Mitglieder  der  Prttfungs 
commission  anwesend  sein  müssen. 

Das  Urtheil  hierüber  ist  schriftlich  abzugeben  und  den  Prüfungsacten  bei- 
zulegen. 

Gebühren. 

§.  ö.  Für  die  Abhaltung  der  Prüfung  hat  der  Candidat  eine  Taxe  von  20  fl. 
ö.  W.  zu  entrichten,  welche  er  bei  Empfang  der  Aufgaben  zu  den  Haasarbeiten 
an  die  von  der  Prüftingscommission  bezeichnete  Casse  zu  bezahlen  hat. 

Diese  Taxe  ist  auch  für  jede  Ergänzungs-  oder  Wiederholungsprüfung  zu 
entrichten. 
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OeschAftoordniuig. 


§.  6.  Bezüglich  des  Vorganges  bei  Beurtheilnng  der  schriftlichen  Arbeiten 
and  bei  Ueberwachnng  de^Candidaten  während  der  Klausurarbeit,  des  Einflusses 
dieser  beiden  Leistungen  auf  die  Fortsetzung  der  Prüfung,  der  Vornahme  der 
mttndlichen  PiHfung  nnd  der  Beurtheilnng  derselben,  dann  der  Entscheidung  tiber 
den  Gesammterfolg,  über  Wiederholungs-  und  Ergänzungsprtifungen,  sowie  bezüg- 
lich der  Führung  der  Protokolle  und  der  Ausstattung  der  Zeugnisse,  endlich  in 
Betreff  der  Geschäftsftlhrung  gelten  im  Uebrigen  die  fUr  die  Ftttfung  der  Candi^ 
daten  des  Lehramtes  an  selbstständigen  Realschulen  vorgeschriebenen  Bestiirt- 
mungen. 

Tschakischiigg  m«  f. 

Nr.  94. 

Ministerialerlass  vom  4.  Juni  1870,  Z.  3981, 

(auf  AnlasB  einei  speciellen  Falles; 
an  die  Statthalterei  in  Niederösterreich, 

batreifend  die  Yorlage  der  Hauptkataloge  Ton  Bealsehnlen  an  dlÄ  Lan4#s* 

sehnlbehörde  anlftsslich  des  Jahresberichtes. 

Es  bleibt  der  k.  k.  Statthalterei  ttberlassen,  bezttglieh  der  vom  Landesschul- 
inspector  beantragten  Abstellung  der  Einsendung  der  HaQptkatalo{(^  und  einer 
an  deren  Stelle  vormlegenden  tabellarischen  Zusammenstellung  der  Ciassifications- 
ergebnisse  den  Realsehnldireetionen  die  erforderlich  erscheinenden  Weisungen 
ZQ  ertheilen. 

Nr.  95. 

Erlass  des  Ministers  und  Leiters  des  k.  k.  AcJcerbaiiministeriiims 
Alexander  Freiherrn  von  Petrin6,  vom  6.  Juni  1870,  Z.  2869, 

an  sämmtliche  Llnderchefs,  mit  Ausnahme  jener  von  Böhmen  und  Galixien, 

in  Betreff  der  wUrend  der  diessjfthrigen  Herbstferlen  abzuhaltenden  land- 

wlrthsehafblichen  Lehrenrse. 

• 

Die  Anerkennung  y  welche  die  in  den  Jahren  1868  und  1869  abgehaltenen 
Imndwirthschaftliehen  Lehrenrse  gefunden,  und  die  guten  Erfolge^  welche  dieselben 
in  dieser  kurzen  Zeit  bereits  in  zahlreichen  Ortschaften  für  das  landwirthschaft- 
Hohe  FortbOdangswesen  gehabt  haben,  veranlassen  mich,  auch  fhr  das  Jahr  187p 
dieses  Fördemngsmittel  landwirthschaftlicher  Bildung  in  Anwendung  zu  bringen. 

Da  solche  Curse  gewiss  dann  am  fruchtbringendsten  ansfiiUen,  wenn  die 
Vortrfige  sich  den  aus  der  Heimat  mitgebrachten  landwirthschaftlichen  Anschau- 
ungen der  Hörer  nach  Möglichkeit  anpassen,  so  wurde  schon  im  Jahre  1869  der 
Versuch  gemacht,  einige  Lehrercurse  in  den  einzelnen  Ländern  abhalten  zu  lassen, 
wodurch  bei  gleichen  Kosten  eine  grössere  Anzahl  von  Lehrern  unterrichtet  wer- 
den kann. 

Die  günstigen  Erfolge,  welche  diessfalls  in  Liebwerd  und  Tabor  in  Böhmen 
im  vorigen  Jahre  erzielt  worden  sind,  forderten  zur  ausgedehnteren  Anwendung 
dieses  Princips  fttr  das  Jahr  1870  auf,  und  so  wird  ausser  den  für  Böhmen  in 
Liebwerd  und  Tabor  sich  wiederholenden  Cursen  auch  inGraz  für  Steiermark, 


Kärothen,  Krain,  Kttstenland  uad  Dalibaitiei),  in  Dablany  bei  Lemberg  für  Gali- 
zi^n  abgehalten  werden^  während  an  den  in  W  i  e  n  in  beschränkter  Ansdebnnng 
ftlr  dieses  Jahr  allerdings  noch  Statt  findenden  Ci^rs  nur  noch  die  Lehrer  aus 
Nieder-  und  Oberösterreich,  Salzburg,  Tirol,  Mähren,  Schlesien  und  aus  der 
Bukowina  beruCeu  werden. 

Nachdem  ich  die  Zustimmung  des  k.  k.  Ministeriums  fllrCultus  und  Unterricht 
zur  Abhaltung  der  genannten  landwirthschaftlicheo  Lehi;curse  eingeholt  habe, 
ersuche  ich  nun  f^uer  ....  bei  der  schon  vorgeschrittenen  J^ireszeit  mit 
thunlichster  Beschleunigung  die  Landschullehrer  des  dortigen  Verwaltungsgebietes 
zur  Bewerbung  um  die  Zulassung  zu  dem  Gurse  in  Wien,  beziehungsweise  Graz, 
aufzufordern.  DerCurs  erstreckt  sich  auf  sechs  Wochen,  und  zwar  vom  16.  August 
bis  24.  September  und  wird  in  deutscher  Sprache  abgehalten.  Jeder  Theilnehmer 
erhält  zur  Hin-  und  Zurückreise  die  Vergütung  der  Eisenbahn-Fahrgebühren  der 
dritten  Classe  oder  sonstiger  localer  Fahrgelegenheiten ;  ferner  für  die  der  Reise 
und  dem  Curse  selbst  gewidmete  Zeit,  und  zwar  bezüglich  Nieder-  und  Ober- 
österreich, Salzbut^,  Tirol,  Mähren,  Schlesien  und  Bv^kowina  eiQ  Taggeld  von 
2  f).  50  kr.,  bezüglich  Steiermark,  Eärnthen,  Erain,  Küstenland  und  Dalmatien 
aber  ein  Taggeld  von  2  fl. 

Bei  dem  Antritte  der  Reise  werden  die  Kosten  der  Hinreise  nebat  einem 
Drittel  der  sechswöchentlichen  Sustentationsbeiträge  von  der  k.  k.  Landesbehörde 
ah  Vorschuss  ausbfaaUt^  wogten  der  Resi  derOebUhrea  in  zwei  Raten  ia  Wi^n, 
beziehungsweise  in  Graa  sin  beheben  ist.  Zur  Bewerbung  si^l  uur  Landschullehrer 
aufzufordern;  Lehrer  an  Stadtschulen,  Realschulen,  Lehrerbildungsanstalten  u.  s.w. 
kiinnen,  insofern  es  überhaupt  thnnlich  ist,  allenfalls  als  Hospitanfen  aiff  ihre 
eigenen  Kosten  und  selbst  in  cfeaem  Falle  nur  in  beschränkter  Zahl  ziic;ek«Mli 
werden.  Die  Oesuche  der  Lehrer  sind  bei  der  k.  k.  Landesbefaörda  eiazuhringen 
mMi  ist  sodann  im  Einvernehmen  mit  dem  Landesanssehusse,  der  LandesAiblil* 
behörde  und  der  Landwirthschaftsgesellschaft  die  Auswahl  zu  treffen.  lü  erster 
Linie  sind  solche  Lehrer  zu  stellen,  von  welchen  nachgewiesen  wird,  dass  in 
ihren  Gemeinden  die  Errichtung  landwirthschaftlicher  Fortbildungsschulen  schon 
im  Zuge  oder  demnächst  zu  erwarten  ist.  Femer  haben  solche  Bewerber  den  Vor* 
-a»ilf ,  welche  nocli  niobt  an  einem  der  in  Wien  abgehaUeneU  Lehrereurse  Tbqil 
genommen  haben;  damit  sind  die  Tbeilnehpiier  jener  Curse  aber  nicht  ausge- 
schlossen, doch  solhen  selbe  keiuesfells  mehr  als  ein  Drittel  der  Gesammtzabl 
der  in  diesem  Jfthre  zu  Berufenden  ausmachen.  Euer wollen  die  Aus- 
schreibung und  die  Auswahl  in  Bezug  auf  die  Zeit  in  der  Art  bewirken,  dass  die 
djessiUligeD  Vorschläge  fais  80.  Juni  hieher  getongcn ;  dieaem  Beriehia  itad  nar 
die  Gesuche  der  Vorgesoblagaion  aniilsoklleasany  anaserdem  noch  die  Gesuche 
solcher  Bewerber,  über  welche  bei  der  Auswahl  ein  Einverständniss  nicht  erzielt 
werden  konnte  oder  in  Bezug  auf  welche  sonstige  wesentlichfe  ZweiM  obwalteten, 
andere  BenrfnngeB  oder  Gnadengesuche  in  dieser  Angelegenheit  sind  mei/k  an 
das  Ackerbanministerinra  zn  leiten. 

Die  Kahl  der  ans  dem  unleratehenden  Verwaltnngsberoiolie  nach  Wien, 
beziehungsweise  nach  Graz  zu  berufenden  Lsndsohnttehrer  beträgt : 

1.  für  Niederösterreich  ^, 

2.  „   Oberösterreich  13, 

3.  „  Sakbnrg  6, 

4.  „  Tirol  80, 

5.  „  Mibren  40, 

6.  „  Schlesien  10, 

7.  „  die  Bukowina  6, 

8.  „  Steiermark  90, 

9.  „  SäVBlheii  10, 
10.   „  KrainS, 
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11 .  ftlr  das  Ktifltenland  6, 

IS.   „  Dalmatien  6. 

Ener  ....  wollen  endlich  anf  den  besonderen  Wnnsch  des  k.  k.  MiniBte- 
rinms  für  Cultus  und  TJnterrieht  seinerzeit  dafür  sorgen,  dass  die  einzuberufenden 
'Lehrer  während  der  noch  andauernden  oder  schon  wieder  beginnenden  Schulzeit^ 
insoferne  sie  in  den  iür  den  Lehrercnrs  bestimmten  Zeitraum  fillU,  entweder  durch 
andere  Lehrkräfte  vertreten  werden,  oder  dass,  soweit  diesa  nicht  mögiieh  wäre, 
hei.  dtn  betreffenden  Landschulen  in  Bezug  auf  den  Schlns^  des  4aiifen4ßn 
oder  den  Beginn  des  nächsten  Schuljahres  ausgleichende  Anordnungen  getn»ffen 
werden. 


Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  fisti^cMi^SBnng 
vom  2.  Juni  d.  J.  die  Erweiterung  der  Staats-Unterrealschule  in  Roveredo  zu 
einer  Oherreal^chule  auf  Kosten  des  Stndienfondes  unter  der  Bedingung  allergnä- 
digst  zu  genehmigen  geruht,  dass  der  Landtag  fUr  Tirol  sich  zu  einer  Beitrags- 
leistung  von  jährlich  eintausend  Gulden  verpflichte  und  dass  die  von  der  Gemeinde- 
vertretung in  Roveredo  zugesicherten  Beiträge,  welche  die  Beistellüng  der  Loca- 
litäten,  Lehrmittel,  Beheizung,  Beleuchtung  und  Bedienung,  sowie  den  Betrag  vo^ 
jährlich  eintausend  zweihundert  fünfzig  Gulden  im  Baaren  umfassen,  femer  der 
von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Roveredo  zugesicherte  Beitrag  von 
jährlich  siebenhundert  Gulden  vertragsmässig  sichergestellt  werde.  (Unterr.  Minist. 
Z.  5201  ex  1870. 


Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privat-Mädchen schule, des 
Dr.  Franz  Schubert  in  Wi€n  das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt. 

Der  Leiter  des  MlnlsteriuniB  fllr  CnHus  uad  (fnterricht  hat  d<fer  von  Frans  Mäyr  Edlen  t. 
Jffeluhof  und  Hefairich  Drasch*  In  Seegmhim  bei  Leobl^n  erhaltenen  PHvHt^Volkiaehule 
das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt. 


PersoMlfiaohrichten» 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  BntaohHessaog  vom 
27.  Mal  d.  J.  deol  Lehrer  an'  der  v.  ZoUer-Bemftrd**chen  Volks-  und  UnterretfUteknle  In  Wi^q« 
.Pbter  Bleich,  in  Anerkettnuttf  seiner  vieljftkrigen  eifrigen  BeniftsthfttigkeH  das  l^oldlpne 
V^dieimtkrenz  ällergnfidigst  zu  verleihen  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entsohliessn^g  vom 
18.  Mai  d. J.  den  Apostolischen  Administrator  der  griechisch-katholischen  PnemyslerPii^ofse, 
£rzbischof  in  partibus  infidelium  Joseph  Sembratowicz,  zum  griechisch-katholischen  Erz- 
bischof  in  Lemberg,  dann  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom  24.  Mai  d.  J.  den  Domdechan- 
ten des  Lemberger  Metropolitancapitel«,  Mathias  Hirschler,  zum  Bischöfe  ritus  latini  von 
Przemysl  idlergn&digst  zu  ernennen  geruht. 


Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  dem  Lopdes- 
Realgymnasium  in  Stockenm,  Eberhard  Fngger,  eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  Oberrealschnle 
in  Salzburg  verlieben. 
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Der  Leiter  des  MiniBteriuniA  fttr  Cultoe  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  an  dar  k.  k. 
Oberrealsehnle  in  Troppau,  Dr.  Theodor  Hein,  zum  wirklichen  Lehrer  an  dieser  Anstalt 
ernannt 

Der  Leiter  des  Ministeriums  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Schuldirector  in  fiUbogeo, 
Wenzel  S  chwab,  zum  Bezirksschulinspector  für  den  Bezirk  Falkenau  ernannt 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  akademischen  Gym- 
nasium in  Wien  erledigt  Lehrstelle  dem  Professor  sm  zweiten  Staatsgsrmnasium  in  TescheBi 
Dr.  Friedrieh  Burkhardt,  veriiehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  Hauptlehrerstelle  an  der 
k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Innsbruck  dem  Lehrer  nnd  provisorischen  Bezirksschulinspector 
Johann  B  i  1 1  e  k ,  und  eine  gleiche  Dienststelle  m  Trient  dem  Realschullehrer  und  provisori- 
schen Bezirksschulinspector  Franz  Mas  er  a  verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnasium  zu  Leit- 
meritz  erledigte  Lehrstelle  dem  Director  des  Communal-Unterrealgjrmnasiums  in  Prmrthatfti^ 
Carl  Pecho,  verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnaaiam  zn  Igian 
erledigte  Lehrstelle  dem  Lehrer  an  der  stfidtischen  Töchterschule  in  Brttnn,  Heinrich  Sonnek, 
verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  der  Pardubltzer 
Communal-Oberrealschule,  Johann  Gebaner,  eine  Lehrerstelle  extra  statnm  an  der  k.  k.  bOh- 
sdacfaen  Oberrealsehnle  in  Prag  verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  Com- 
mnnal- Oberrealsehnle  zu  Ellbogen,  Joseph  Finger,  eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  Oberreal- 
schule zn  Laibach  verliehen. 


Laut  MUcheilnng  des  k.  ungarischen  Ministeriums  für  Culttts  und  Unterricht  wurde  Anton 
Oayar^  sidetzt  Lehrer  zu  Glashütten  im  fiisenburgerComitate,  zum  Unterrichte  an  dlfentlichen 
Schufen  und  Privatlehranstalten  als  unfähig  erklärt. 


Concurs-Ausschreibungen. 

Am  Staatsgymnasium  zu  T  r  i  e  s  t  ist  eine  Lehrstelle  für  classische  Philologie  mit  dem 
Gehalte  von  800  fl.,  der  Localzulage  von  150  fl.,  dem  Quartiergelde  von  800  fl.  und  den  geaela- 
liehen  Quinquennalzulagen  erledigt  Concurrenten,  welche  ihre  Verwendbarkeit  auch  für  das 
deutsche  Sprachfach  und  die  Kenntniss  des  Italienischen  nachweisen,  dürften  den  Vor- 
zug haben. 

Die  Bewerber  wollen  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  bis  zum  10.  Juli  d.  J.,  nnd  zwar 
wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  dnrch  ihre  vorgesetzte  Behörde  an  die  Statthalterei  in  Triest 
gelangen  lassen. 

Am  k.  k.  Eealgymnasium  in  Sebenico  sind  vier  Lehrerstellen  fttr  die  historisch-philolo- 
gischen Gegenstände,  und  zwei  Lehrerstellen  tür  die  Gegenstände  der  Gruppe  für  Mathenadkf 
Xatnrwissenschaflen  nnd  Zeichnen  unbesetzt,  mit  welchen  Lehrkanzeln  der  Jahresgehalt  von 
je  800  fl.,  ausser  den  Quinquennalzulagen,  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  9.  April  1869,  ver- 
banden Ist. 

Die  Bewerber  um  diese  Steilen  haben  ihre  Einschreiten  im  Wege  ihrer  anmittelbar  vor> 
gesetzten  Behörden  einzureichen  und  hiebei  ihr  Alter,  ihren  Geburtsort,  die  zurückgelegten 
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StttdloD,  die  «ilenfalla  schon  geleiiteten  Dienste  und  tot  Aüekn  die  ▼orscbriftsmiMige  Lehr^ 
beilbigang  in  einer  Gruppe  der  Ge^nstände  für  Realgymnasien,  sowie  die  Ffthigkeit  aar 
Anwendung  sowohl  der  italienischen  als  auch  der  slawischen  Sprache  als  Unterrichtssprache 
docnmentarisch  nachzuweisen. 

Der  Concurs  bleibt  bis  6.  Juli  d.  J.  erOühet. 

Zur  Besetzung  einer  Lehrstelle  für  Mathematili  und  Physili  am  Leitmeritzer  k.  k. 
Gymnasium,  dessen  Unterrichtssprache  die  deutsche  ist,  würd  der  Concurs  mit  der  Bemerkung 
ausgeschrieben,  dass  die  gegenwärtigen  Bedürfnisse  der  Anstalt  bei  der  fraglichen  Lehrkraft 
zugleich  die  subsidiarische  Verwendbarkeit  fllr  philosophische  Propädeutik  als  hOchst  wlln- 
achenswerth  erscheinen  lassen. 

Gehalt  und  Quinquennalf  ulagen  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  (R.  G.  Bl.  ▼.  J. 
1870,  Nr.  46)  bestimmt. 

Competenten  haben  ihre  vorschriftsm&ssig  belegten  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für 
Cultus  und  Unterricht  stilisirten  Gesuche  bis  Mitte  Juli  1.  J.  dem  Landesschulrathe  für  Böhmen 
zu  Überreichen. 

An  dem  slavischen  Obergymnasium  in  Brttnn  ist  eine  Lehrerstelle  für  olassiaohe  Philo- 
logie und  philosophische  Propädeutik,  wobei  der  Nachweiss  der  wenigstens  subBidiarisehen 
Verwendbarkeit  für  den  Unterricht  in  der  deutschen  Sprache  am  Obergymnasium  einen  Vortag 
begründet,  verbunden  mit  den  für  Gymnasien  L  Classe  systemisirten  Besflgen,  an  besetaea.  . 

Die  vorschriftsgemäss  instruirten  Gesuche  sind  bis  zum  15.  Juli  1.  J.  im  Dienstwege  bei 
der  k.  k.  Statthalterei  in  Brttnn  einzubringen. 

Zur  Besetzung  einer  am  k.  k.  Gymnasium  zu  Feldkirch  in  Vorarlberg  erledigten  Lehr- 
stelle für  lateinische  und  griechische  Philologie  mit  deutscher  Unterrichsspraohe  wird  der  Con- 
curs ausgeschrieben  und  bemerkt,  dass  der  Nachweis  subsidiarischer  Verwendbarkeit  zum 
Unterrichte  im  Italienischen  unter  übrigens  gleichen  Umständen  mehr  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung gewähren  würde. 

Der  Gehalt  ist  der  nach  dem  Gesetze  vom  9.  April  1870  für  Staatsgymnasien  systemisirte. 

Gehörig  instruirte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  stUisirte  Gesuche 
sind  bis  15.  Juli  d.  J.  beim  k.  k.  Laudesschulrathe  in  Bregenz  auf  dem  vorgeschriebenen  Wege 
einzureichen. 

Verspätet  einlangende  Gesuche  können  nicht  berücksichtiget  werden. 

Am  böhmischen  polytechnischen  Landesinstitute  in  Prag  ist  eine  AssistenteasteHe 
für  Wasser-  und  ^trassenbau  erledigt. 

Mit  diesem  Posten  ist  eine  Jahresremuneration  von  600  Ü.  verbunden.  Die  Anstellung 
des  Assistenten  ist  keine  stabile,  sondern  nur  auf  zwei  Jahre  bemessen,  nach  deren  AbUuf 
der  böhmische  LandesHusschuss  es  sich  vorbehält,  die  weitere  Beiassung  des  Assistenten  über 
sein  Ansuchen  und  Antrag  dns  Professoreucollegiums  auf  ein  oder  zwei  Jahre  zu  bewilligen. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  den  Zeugnissen  belegten  Gesuche  beim  Rectorate  des  genann- 
ten Institutes  bis  1.  Juli  d.  J.  einreichen. 

Bei  der  Volksschule  zu  Holleschau,  mit  böhmischer  Unterrichtssprache,  ist  derPosteu 
des  dirigirenden  Oberiehrers  mit  dem  jähriichen  Gehalte  von  400  fl.  nebst  freierWohirang  oder 
einem  Quartierzinsbeitrage  Jährlicher  60  fl.  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diesen  Dienstposten  haben  ihre  ordnungsmässig  instfuiiten  Gesuche  bis 
15.  Juli  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptroannschaft  Holleschau  einzuMugen. 

Bei  der  mit  1.  October  1870  zu  activirenden,  vom  Staate  durch  fünf  Jahre  theilweiae 
dotirten  giewerblichen  Zeichnen-  und  Modellirsehule  für  die  Glasqnhieaillerie-lBdiiatria  in 
Gablonz  a/N.  (Böhmen)  ist  die  Stelle  eines  Zeichnenlehrers  mit  dem  Jabreagehalte  von  80M. 
und  Quartierbeitrag  von  80  fl.  provisorisch  zu  besetzen. 
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MiMriMr  amdieie  Stell«  täiben  ihre  mit  den  erfordu'liobeii,  dss  Altdr,  die  »trOok^elif- 
een  flftlQieii,  die  bisherige  Verwendung  und  Befshignirg  nnchweisenden  Belegen  roIMMlg 
'iifitntirteti  Qesaefae  bis  15.  Juli  d.  J.  beidtlm  Stadtrathe  in  Oablonz  a/N.  sa  ttberreiche»,  #o 
auch  mftndlich  nähere  AuskQnfte  ertheilt  werden. 

Bei  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Barzdorf,  poHtischer  JÖezirk  Freiwaldau  (k.  k. 
Schlesien),  ist  eine  Unterlehrersstelle,  mit  welcher  ein  jährlicher  Gehalt  von  200  fl.  nehgt  freier 
Wohnung  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

.  Bewerber  um  diesen  Lehrersposten  haben  ihre  mit  dem  Nachweise  ihres  Alters,  ihrer 
Befähigung  und  bisherige  Verwendung  documentirten  Gesuche  bis  15.  Juli  d.  J.  bei  der  k.  k. 
Bezirkshanptmannschaft  in  Freiwaldau  einzubringen. 

^om  Schttlansschusse'ztt  K  r  i  m  a ,  Betirkshauptmannschaift  ^«^ttta^teu,  i^iM  hieftit  bekannt 
gemacht,  dass  an  der  Krimaer  Pfarrschute  die  Oberlehrersstelle  zu  besetzen  ist. 

-    fi(ltrerber  habefl  ihre  eigenhändig  gettebriebenen  Gesuche  bi»  9.  JuM  I.  J.  btfftu' Schul- 
^'rttttHMlS8e  in  Knma  p^rs^Ontieh  zu  Überreichen  oder  schriftnch  effikttbfingen. 

An  der  Volksschule  in  der  Stadt  Hof  (Mähren),  mit  deutscher  Unterrichtssprache,  ist 
eM  Lehrersstelle  zu  besetzen« 

Idimber  um  diesen  Posten,  mit  welchem  ein  Jabresgekalt  von  210  i.  und  NMarakmar- 

ttter  öder  ein  Quartlergeld  ^er  25  fl.  6.  W.  verbunden  ist,  wollen  ihre  £ii>gibtfn,  vetBehen  IBit 

de«  XMrartsscheiDe  und  dem  Lehrbefiihiguigs-,   Sitten-  und  VerwendnngsseiigOlMie,  bis 

•  :i5.^«li  1.  J.  bei  der  k.  k<  BeiSirkahauptmannschaft  in  Stern berg  einbringen. 

An  der  Volksschule  in  Werk  er  t  schlag  ist  die  Unterlehrersstelle  flir  die  ezcnrrendo- 
Schule  in  Neu-Riegers,  womit  ein  jährlicher  Gehalt  von  71  fl  50  kr.  nebst  Natural  wohn  ung  und 
der  Kost  beim  Lehrer  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  Bef&higungszeugnissen  belegten  Gesuche  bis  1.^).  Juli  d.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannsehaft  Waidhofen  a.  d.  Thaya  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Damadrau  in  k.  k.  Schlesien  ist  die  LehrerssteRe  fu  befletlM. 

Be^rber  nm  diese  Lehrersstelle,  mit  welcher  ein  Jahresgeiialt  von  210  fl.  64  kr.  nebst 
'  IMtiiHdwolfnung  verbunden  ist,  haben  ihre  documentirten  Gesuche  unter  Nkeh#ei8ttng  der 
^l^frtschen  und  böhmischen  Sprachkenntniss  bis  15.  Juli  d.  J.  bei  der  k.  k.  BezirksbaniMiiiaDn- 
Schaft  in  Troppan  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  in  der  Stadt  Bennisch  (k.  k.  Schlesien)  ist  die  Stelle 

•  eines  Oberlehrers         mit  dem  Gehalte  jährlicher  540  fl., 
eines  Lehrers  n      n  <•  ^        ^^  n 

.  eine»  Lehrers  „      ^         „  „        280  „ 

.  oM  sweier  Unterlebrer  „      n         n  n         210  „ 

nebst  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  documentirten  Gesuche  im  Wege  der  vorge- 

eetaten  Bezirksschulbehörde  bis  20.  Juli  1.  J.  an  den  Gemeindevorstand  der  Stadt  Bennisch 

einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Dobischwald  (k.  k.  Schlesien)  ist  die  Lehrers- 
'  stellt  mit  dem  Jahresgehalte  von  210  fl.  ö.  W.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen Über  ihr  Alter,  ihre  Befähigung  und  ihre  bisherige  Verwendung  bis  20.  Jnll  1.  J.  bei 
'  der  1.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzubringen. 

An  der  Stadt  Beichen berger  Volksschule  gelangen  mit  1.  October  1870  sechs  neue 
6  LekreMstellen  zur  Besetzung. 

Bewerber  nm  dieselben  wollen  ihre  mit  dem  Taufscheine,  dem  MortUtätszeugiiisse 
:Heleg(€B  Qeanohe  bis  Ende  Juli  1«  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksachnlratbe  in  Beiehenberg  eia< 
bringen. 
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Die  Bewerbnngsgesttche  bereits  angestellter  Lehrindividnen  sind  im  Wege  ihres  vorge- 
setEten  k.  k.  BezirksschulrAthes  einzusenden. 

Der  mit  jeder  der  sechs  Lehrersstellen  verbundene  Gehalt  wird  sich  nach  der  Classe 
richten,  in  welcher  die  Stadt  Reichenberg  nach  §(.21  und  22  des  Landesgesetzes  vom  2  L  Jänner 

« 

1870  vom  k.  k.  Landesschulrathe  eingetbeilt  werden  wird.  Beantragt  ist  die  I.  Classe. 

An  der  einclaafigen  Volksschule  inBeihwiesen)  Amtsbezirk  Freiwaldau  in  Schlesien, 
ist  die  Lehrer-  nnd  zugleich  Organistenstelle  zu  besetzen. 

Mit  diesem  Dienstposten  ist  nebst  der  freien  Wohnung  eine  Dotation  von  229  fl.  50  ki. 
verbunden. 

Bewerber  um  diese  Lehrersstelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten  (resoche  bis 
12.  Juli  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschafr  in  Freiwaldau  einzubringen. 

An  der  sechsclassigen  Volksschule  in  Sechs  haus,  polit.  Bezirk  Sechshaas,  ist  eine 
Lehrersstelle,  mit  welcher  bis  zur  Gehaltsregnlirung  durch  eiu  Landesgesetz  ein  Gehalt  von 
300  fl.  nnd  50  fl.  0.  W.  Quartiergeld  verbanden  ist,  au  besetzen.  Ebenso  sind  daselbst  drei 
Stellen  für  Lehrerinen  zum  Unterrichte  für  die  Mädchen  za  besetzen.  Die  Besoldung  dieser 
Lehrerinen  beträgt  80  Percent  von  dem  Grehalte  eines  Lehrers. 

Bewerber  und  Bewerberinen  um  diese  Stellen  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise 
ihrer  Befähigang  und  ihrer  bisherigen  Verwendung  im  Schulfache  bis  31.  Juli  1.  J.  bei  dem 
Bürgermeisteramte  in  Sechshaus  zu  Überreichen. 

Am  k.  k.  zweiten  Staatsgymnasium  in  T  e  s  c  h  e  n  ist  eine  Lehrersstelle  für  Lateinisch 
und  Griechisch  mit  den  systemisirten  Bezügen  za  besetzen. 

Bewerber  um  dieselbe  haben  ihre  vorschriftsgemäss  instrairten  Gesuche  bis  zum  20.  Jnli 
1.  J.  im  Dienstwege  bei  der  k.  k.  Landesregierung  in  Troppau  einzubringen. 

An  dem  gr.  or.  Gymnasium  zu  Suczawa  in  der  Bukowina  ist  mit  Beginn  des  nächsten 
Schuljahres  eine  Lehrstelle  für  classisohe  Philologie  zu  besetzen. 

Mit  dieser  Stelle  ist  vorläufig  bis  zur  eventuellen  Durchführung  der  Gehaltsregnlirung 
nach  dem  Gresetze  vom  9.  April  1870  ein  Jahresgehalt  von  945  fl.  mit  dem  Vorrückangsrechte 
in  die  Gehaltsstufe  von  1050  fl.  und  dem  Anspruohe  auf  Decennal Zulagen  verbunden,  und  wird 
zu  deren  Erlangung  die  Nachweisung  der  Lehrbefähigung  nach  Massgabe  der  Vorschrift  über 
die  Prüfung  der  Gymnasial-Lehramtscandidaten  gefordert,  wobei  Bewerber  mit  der  Qualifica- 
tion  für  das  deutsche  Sprachfach  besonders  berücksichtigt  werden. 

Der  Termin  zur  Bewerbung  nm  diese  Stelle  wird  bis  Ende  Juli  d.J.  ausgeschrieben 
und  haben  bis  dahin  die  Candidaten  ihre  diessfälligen,  geh  Orig  instruirten  Gesuche,  falls  sie 
bereits  in  einer  Öffentlichen  Bedienstung  stehen,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde,  sonst 
aber  unmittelbar  bei  dem  Bukowinaer  k.  k.  Landesschulrathe  in  Czernowitz  einzubringen. 

Es  wird  übrigens  in  Gemässheit  der  Verordnung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  nnd 
Unterricht  vom  25.  Angast  1860,  Z.  12.603,  bemerkt,  dass  gesetzlich  befähigte  Bewerber, 
welche  der  gr.  or.  Kirche  angehören  und  der  romanischen  nebst  der  deutschen  Sprache  (letz- 
tere ist  Unterrichtssprache)  mächtig  sind,  vorzugsweise  werden  berücksichtigt  werden,  nnd 
dass  im  Falle,  als  diese  Stelle  mit  einem  Bewerber  katholischer  Religion  besetzt  werden  müsste, 
derselbe,  sobald  ein  vorschriftsmassig  befähigter  Candidat  des  gr.  or.  Bekanntnissoa  zu  Gebote 
stehen  wird,  eine  andere  Verwendung  erhalten  wird. 

An  der  Knabenvolksschule  zu  Freudenthal  (k.  k.  Schlesien)  ist  die  Stelle  eines  provi- 
sorischen Unterlehrers  mit  dem  Gehalte  Jährliofaer  300  fl.  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  mit  den  Befähigungsnachweisen  versehenen  Gesuche  im  Wege 
der  vorgesetzten  BezirksschnlbehOrde  bis  31.  Jali  1.  J.  bei  dem  Gemeindevorstande  Freuden- 
thal einzubringen. 
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VerffOgutigy 

betreffend  Lelirbficher  und  Lehrmittel. 

Egger  Alois.  Deutsches  Lehr-  und  Lesebuch  fUr  höhere  Lehranstalten.  Als 

Einleitung  in  dieLiteraturknnde  bearbeitet  von  — .  Ü.Theiles  2.Band.Wienyl870. 

Beck'sche  Universitäts  •  Buchhandlung  (Alfred  Holder).   Preis  eines  brochirten 

Exemplares  1  fl.  30  kr.  ö.  W. 

Mit  Erlasa  des  Ministeriums  fQr  Cultus  and  Unterricht  Tom  1.  Jani  1870,  Z,  4996,  wurde 
dieses  Buch  zum  Unterrichtsge brauche  an  deutschen  Mittelschulen  allgemein  zugelassen. 


In  der  k«  k.  Hof^  uiid  Staatiscli*iiekei*ei  in  ^^l^ien  ist  erschienen: 

Landes-Gesetz 

für  das 

Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns 

vom  5.  April  1870, 

betreffend 

die  Regelung  der  Errichtimg^  der  Erhaltung  und  des  Besuches 

der  öffentlichen  Volksschulen. 

Preis  f  a  kr.  ö.  W. 


Kundmachung 


wegen  Besetzung  zweier  Lelirerstellen  an  der  landschftl.  Bürgerschule 

in  Fürstenfeld. 

An  der  landschftl.  Bürgerschule  in  FUrsteut'eld  kommen  mit  Beginn  des  Studienjahres 
187Cyi  die  Lehrerstellen 

aj  für  deutsche  Sprache  und  Geographie,  dann 

bj  für  Arithmetik,  Geometrie  und  geometrisches  Zelchueu  —  beide  mit  deutschem  Vortrage 
zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Lehrerstellen,  mit  denen  der  Bezug  eines  Jahresgehaltes  von  je 
HOO  fl.  ö.  W.  mit  dem  Ansprüche  auf  zwei  Decennalzulagen  a  100  fl.  nach,  in  der  Eigenschaft 
eines  Lehrers  an  einer  Bürger-  oder  Mittelschule  zurückgelegter  zehn-,  rücksichtsweise  zwan- 
zigjähriger Dienstleistung  verbunden  ist,  haben  ihre  mit  dem  Geburtsscheine  belegten,  die 
zurückgelegten  Studien,  die  Befähigung  zum  Lchramte  mindestens  tUr  Uuterrealschulcn,  die 
bisherige  Dienstleistung  im  Lehrfache  oder  ihre  sonstige  Verwendung  nachweisenden  Behelfe 
bis  £  n  d  e  J  u  n  i  l.  J.  bei  dem  steierm.  Landesausschusse  unmittelbar,  falls  sie  jedoch  bereits 
anderweitig  bedienstet  wären,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde,  zu  überreichen. 

Die  definitive  Anstellung  kann  erst  nach  zurückgelegtem  Probetriennium  eriblgen. 
Graz,  am  3.  Mai  1870. 

Yom  steierm.  Landesausschusse. 
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Kundmachung. 


An  der  landschaftl.  Oberrealsclmle  in  Graz  sind  die  Stellen  zwoier  Lehrer  aj  für  die 
dentaehe  Sprache  nnd  hj  fttr  MaÜiematik  als  Hauptfächer  mit  deutschem  Vortrage  in  Erle- 
digung gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stellen,  mit  welchen  ein  Jahresgehalt  von  je  840  fl.  ö.  W.  mit  dem 
Reohte  der  Vorrückung  in  die  höhere  Gehaltsstufe  von  1050  fl.  und  den  Anspruch  auf  zwei 
Deeennalzulagen  h  210  fl.  ö.  W.  verbunden  ist,  haben  die  Lehramtsprüfung  für  die  deutsche 
Sprache  nnd  rfieksichtlich  aus  der  Mathematik  für  Oberrealschulen  und  aus  einem  zweiten 
Fache  wenigstens  für  Unterrealschulen  nachzuweisen,  nnd  die  vorschriftsmSssig  documentirten 
und  an  den  steierm.  Landesausschuss  gerichteten  Gesuche  bis  £  n  d  e  J  u  n  i  1.  J.,  gemäss  §.  26 
des  Landesgesetzes  vom  8.  Jänner  1870,  Nr.  19,  wirksam  Air  Steiermark,  betreifend  die  Real- 
schulen, bei  dem  k.  k.  steierm.  Landesschulrathe  in  Graz  zu  überreichen. 
Graz,  am  23.  April  1870. 

Vom  steierm.  Landesausschusse. 

Besetzung 

von  vierProfessorenstellen  am  landschaftl.  Realgymnasium  zu  Leoben. 

Bei  dem  vierclassigen  landschaftl.  Realgymnasium  zu  L  e  o  b  e  n  kommen  folgende  Pro- 
fessorenstellen mit  Beginn  des  Studienjahres  187Q/1  zu  besetzen: 
a)  Drei  Stellen  ftir  olassische  Philologie  (latein  und  griechisch); 
hj  eine  Stelle  für  Geographie  und  Geschichte. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Befähigung  durch  Zeugnisse  über  die  mit  gutem 
Erfolge  bestandene  Lehramts-Candidatenprüfung 

QdaJ  aus  dem  Lateinischen  und  Griechischen  für  das  ganze  Gymnasium; 
ßd  bj  über  Geographie  und  Geschichte  für  das  ganze  Gymnasium,  und  aus  der  deutschen 

Sprache  wenigstens  für  das  Untergymnasium 
nachzuweisen. 

Hit  jeder  der  erwähuten  Stellen  ist  dermal  der  Bezug  eines  Jahresgehaltes  von  750  fl. 
ö.  W.  mit  dem  Ansprüche  auf  zwei  Deeennalzulagen  a  200  fl.  ü.  W.  nach  in  der  Eigenschaft 
als  Lehrer  an  einer  Mittelschule  zurückgelegter  zehn-,  rücksichtsweise  zwanzigjähriger  Dienst- 
zeit verbunden.  Der  Landesausschuss  wird  jedoch  dem  hohen  Landtage  in  der  nächsten  Ses- 
sion die  Erhöhung  der  Professorengehalte  auf  800  fl.,  unter  Beibehaltung  des  Anspruches  auf 
zwei  Deeennalzulagen  k  200  fl.,  empfehlen. 

Die  definitive  Anstellung  wird  erst  nach  zurückgelegtem  Probetrlennium  erfolgen. 

Die  mit  dem  erforderlichen,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  Sprachkenntnisse,  die 
bisherige  Verwendung  im  Lehrfache,  sowie  die  erforderliche  Lehrbefiihigung  nachweisenden 
Behelfe  vollständig  instruirten  Gesuche  sind  bis  15.  J  u  1  i  d.  J.  entweder  unmittelbar,  falls  die 
Bewerber  aber  bereits  an  einer  Lehranstalt  augestellt  sind,  im  Wege  der  betreffenden  Studien- 
direction  bei  dem  steierm.  Landesausschusse  zu  überreichen. 

Unter  den  Competenten  um  die  Lehrstelleu  für  classiscbe  Philologie  werden  jene  vor- 
zugsweise berücksichtiget  werden,  welche  nachweisen,  dass  sie  auch  in  der  Lage  sind,  Natur- 
geschichte in  den  zwei  unteren  Classen,  oder  französische  Sprache  in  der  3.  und  4.  Classe 
zu  lehren. 

Graz,  am  21.  Mai  1870.  vq^d  Steierm.  Landesausschusse. 


In  der  k.  k*  Hof-  und  Staatsdruckerel  in  Yiien  ist  erschienen  und  durch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Handzeiohnimgen,  historische,  von  Joh.  Ncp.  Geiger,  mit  erklärendem  Texte  von  Gust. 
Adolf  Schimmer.  Mit  90  Tafeln,  broscb.  5  fl. 

Wir  bieten  mit  diesem  prachtvollen  Album  jedem  Patrioten  und  Geschichtsfreunde  eine 
herrliche  Kuudschau  in  der  vaterländischen  und  auch  allgemeinen  Geschichte  in  ihrem 
Zusammenhange  dar.  Die  von  Johann  Nepomnk  Geiger  in  90  trefflichen  Umrissen 
meisterhaft  gezeichneten  Darstellungen  ftihren  jedem  Beschauer  die  interessantesten  und 
schönsten  Sagen  nnd  die  wichtigsten  geschichtlichen  Momente  der  Vorzeit  bis  auf  jene 
der  Gegenwart  vor  Augen.  Der  erklärende  Text  von  Gustav  Adolf  Schimmer  wechselt 
mit  dessen  anmuthiger  Prosa  und  mit  poetischen  Ergüssen  unserer  gefeiertsten  Dichter 
der  Neuzeit,  wie  Annstasius  Grün,  Halm,  Seid!,  Joh.  N.  Vogl  und  Anderer.  Durch  dieses 
würdige  Zusammenwirken  wurde  es  ermöglicht,  eine  vaterländische  Gallerie  zu  schaffen, 
die  die  Liebe  zum  österreichischen  Vaterlande  mächtig  wecken  und  erheben  wird.  Der 
von  10  fl.  auf  5  fl.  ermässigte  Preis  macht  dieses  schöne  Album  der  gprössten  Verbreitung 
so  würdig,  dass  es  in  keiner  Schule  und  in  keiner  Familie  fehlen  sollte. 
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In  der  k.  k*  Hof-  and  StMttsdruckerei  in  Wien  ist  erschienen  und  dnrch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Fitzioger,  Leopold  Joseph,  wbsenschatUich  populäre  Naturgeschichte  derSäugethiere  in  ihren 
sfimwtlichen  Hauptformen.  Nebst  einer  Einleitung  in  die  Naturgeschichte  überhaupt  und  in 
die  Lehre  von  den  Thieren  insbesondere.  Ein  Hilfsbuch  für  Lehrer,  gr.  8.  broscb.  6  Blinde 
i  50  kr.,  complet  3  fl. 

wissenschaftlich  populäre  Naturgeschichte  der  Vögel.  Band  I.  IL  gr.  8.  brosch. 

pr.  Band  k  50  kr.  (nicht  vollständig). 
Obige  Naturgeschichte  der  Sftugethiere  ist  nach  den  neuesten  naturgeschiohtlichen 
Forschungen  in  leicht  verständlicher  und  höchst  unterhaltender  Manier  durchgeführt.  Der 
Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  vorzüglich  die  Lebensweise  und  den  ganzen 
Haushalt,  mithin  die  eigentliche  Naturgeschichte  der  Säugethiere  in  grösster  Vollständig- 
keit darzustellen.  '    tt 

Die  praktische  Idee,  nicht  nur  fUr  Lehrer  und  Lehranstalten  ein  naturgeschichtlichei 
Handbuch,  sondern  auch  jeder  Familie  eine  äusserst  anziehende  und  belehrende  Lecture 
zu  verschaffen,  ist  dem  Verfasser  hier  in  jeder  Weise  gelungen.  Der  unglaublich  billige 
Preis  von  3  fi.  für  6  starke  Bände  oder  191  Bogen  macht  dieselbe  jeder  Schule  und  jeder 
Familie  zugänglich. 

Dasselbe  günstige  Urtheil  haben  wissenschaftliche  Fachmänner  über  die  beiden  Bände 
der  Naturgeschichte  der  Vögel  abgegeben,  welche  zwar  kein  abgeschlossenes  Oanzei 
bilden,  aber  des  gediegenen  Inhaltes  und  des  enorm  billigen  Preises  wegen  immerhin  eine, 
sehr  interessante  und  belehrende  Unterhaltung  für  Jedermann  bieten. 

Bilder- Atlas  zur  wissenschaftlich-populären  Naturgeschichte  derWirbelthiere.  Quart-Format. 
Der  ganze  Atlas  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  ausgeführten  Blättern  und  kostete 
compiet  früher  126  fl.  —  jetzt  nur  mehr  60  fl. 

Hieraus  ist  auch  zu  haben: 

Bilder- Atlas  der  Säugethiere,  in  11  Heften,  früher  34  fl.  65  kr.  —  jetzt  18  fi. 

„              „    Vögel,  in  14  Heften,  früher  44  fl.  10  kr.  —  jetzt  20  fl. 

„              „    Fische,  in  6  Heften,  früher  18  fl.  90  kr.  —  jetzt  10  fl. 

„              „    Amphibien,  in  9  Heften,  früher  28  fl.  35  kr.  -jetzt  12  fl. 

Jedes  einzelne  Heft  enthält  9  bis  12  Blätter,  kostete  früher  3  fl.  15  kr.  —  jetzt  nur  2  fl. 

Hierzu  als  erläuternde  Beigabe : 

Kurzer  erläuternder  Text  zum  Bilder-Atlas  der  wissenschaftlich-populären  Natur- 
geschichte der  Wirbelthiere  von  Dr.  M.  Wretschko,  k.  k.  Professor  der  Naturgeschichte  am 
akademischen  Gymnasium  zu  Wien.  Gross-Quart  br.  1  fl. 

Biographisches  Lexikon  des  Kaiserthumes  Oesterreich,  enthaltend  die  Lebensskizzen  der 
denkwürdigen  Personen,  welche  seit  1750  in  den  österr.  Kronläudem  geboren  wurden  oder 
darin  gelebt  und  gewirkt  haben.  Von  Dr.  Constant.  von  Wurzbach.  1.— 20.  Theil.^  gr.  8. 
brosch.  Dieselben  sind  zu  den  nachstehend  bezeichneten,  bedeutend  ermässigten  Preisen  zu 
beziehen :  1.— 5.  Band  statt  Ä  2  fl.  -  Ä  1  fl.  6.— 10.  Bd.  statt  ä  3  fl.  —  ä  2  fl.  11.— 20.  Bd, 
wie  bisher  a  3  fl. 

Elfinger,  Dr.  Ant.  und  Dr.  Ferd.  Hauser,  der  physische  Mensch.  Wissenschaftlich-populäre 

Zusammenstellung  über  den  Bau  des  menschlichen  Körpers  und  seine  Lebensverrichtungen. 

Als  Hilfsbuch  für  Lehrer  und  Erzieher,  auch  beim  Unterrichte  für  Blinde.  Mit  90  in  den  Text 

eingedruckten  Holzschnitten,  gr.  8.  brosch.  1  fl« 

Wissenschaft  und  Leben  gehen  in  unseren  Tagen  Hand  in  Hand.  Eigenthümlicher  Weise 

ist  gerade  derjenige  Zweig  der  Naturwissenschaften,  der  uns  am  nächsten  liegt  und  der 

auf  populäre  Behandlung  den  meisten  Anspruch  hat,  bisher  am  stiefmütterlichsten  behan« 

delt  worden. 

Dieser  Grundgedanke  leitete  die  Verfasser  bei  Bearbeitung  obiger  populären  Anatomie 
und  Physiologie  des  Menschen.  Das  Werkchen  ist  mit  seltener  Klarheit  und  Gemein« 
fasslichkeit  geschrieben,  die  durch  90  in  den  Text  gedruckte  ausgezeichnete  Holzschnitte 
noch  mehr  hervorgehoben  werden.  Es  eignet  sich  somit  als  vortrefflicher  Leitfaden  beim 
Unterrichte,  wie  es  ausserdem  jedem  Denkenden  zum  Selbststudium  bestens  empfohlen 
werden  kann. 


Aus  der  kaiserlich-königlichen  Hof-  und  Staatsdmokerei. 


Jahrgang  1870.  Stück  XIIL 

Verordnungsblatt 

(ir  dM  Dienstbereick  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Hinisterium  für  Cultus  und  Unterricht 


luBgegebeii  m  5.  Juli  1870« 


Iuba.lt:  AUerhOchBte  Huidschreiben  Seiner  Majestät  des  Kaisers.  —  Landesgesetz,  betref- 
fend die  Uebergabe  des  Vermögens  der  Pfarrannen-Institute  in  die  Verwaltimg  der 
Gemeinden.  — ^Ministerialerlass,  betreffend  die  Bewilligung  von  Versebpferd-Bei- 
tragen  an  katboliscbe  Seelsorger.  —  Verordnung  des  Leiters  des  Ministeriums  für 
Cultus  und  Unterricht,  betreffend  Bestimmungen  behufs  der  Verleihung  von  Unter- 
stützungen für  Candidaten  des  Lehramtes  der  französischen  Sprache  an  selbst- 
ständigen Realschulen.  —  Kundmachung.  —  Personalnachrichten.  -*  Conoora- 
Ausschreibungen.  —  VerflSgungen ,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  — 
Privat- Anseigen. 


Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  folgende  AHerböckste  Hand- 
schreiben allergnädigst  zu  erlassen  gembt: 

Lieber  V.  Stremayr!  Ich  ernenne  Sie  zu  Meinem  Minister  für  Cultus  und 
Unterricht. 

Iscbl,  den  30.  Jnni  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Ptttcki  ■•  p. 

Lieber  Ritter  y.  Tschab n sehn iggl  Indem  Ich  den  Hofrath  des  Obersten 
Gerichtshofes,  Dr.  Carl  v.  Stremayr,  zn  Meinem  Minister  für  Cultns  und  tJnter- 
richt  ernenne,  enthebe  Ich  Sie  von  der  Leitung  des  Ministeriums  fttr  Cultus  nnd 
Unterricht  unter  Anerkennung  der  während  der  einstweiligen  Leitung  dieses 
Ministeriums  geleisteten  Dienste. 

Ischl,  den  30.  Juni  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Ptitcki  ■•  p. 
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Nr.  96. 

Landesgesetz  vom  21.  Februar  1870, 

betreffend  die  Febergabe  des  Yormögens  der  Pfan*armeii-Institute  in  die 

Terwaltang  der  Gemeinden. 

Wirksam  für  das  Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns,  mit  Ausschluss  des  Armen- 
bezirkes der  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthumes  Oesterreich  unter 
der  Enns  finde  Ich  zu  verordnen,  wie  folgt: 

§.  1.  Das  Vermögen  der  Pfarrannen-Institute  ist  den  Ortsgemeinden  zur  Ver- 
waltung zu  übergeben. 

Die  Zutheilung  und  Uebergabe  an  die  Gemeinden  ist  durch  die  politischen 
Behörden  zu  vollziehen. 

Mit  der  vollzogenen  Uebergabe  sind  die  Pfarrarmen-Institute  aufgehoben. 

§.  2.  Auszuscheiden  von  der  Uebergabe  sind  jene  Stiftungen,  deren  Ueber- 
gabe dem  ausdrücklich  erklärten  Willen  des  Stifters  oder  dem  Wesen  der  Stiftung 
widerspricht. 

Für  die  Verwaltung  solcher  Stiftungen  haben  die  politischen  Behörden  nach 
dem  Gesetze  Vorsorge  zu  treffen. 

§.  3.  Das  Armeninstituts-Vermögen  ist  von  der  Gemeinde  im  selbstständigen 
Wirkungskreise  mit  Beachtung  der  besonderen  Widmungen  zu  verwalten  und 
abgesondert  vom  Gemeindevermögen  zu  verrechnen. 

§.  4.  Jenes  Einkommen,  welches  die  Pfarrarmen-Institute  kraft  bestehender 
Vorschriften  aus  Vermögensstrafen,  Sammlungen,  Schaustellungs-  undMusikiicenz- 
geldem,  den  Intestatverlassenschaften  der  Säculargeistlichen,  aus  anderen 
Erbschaften  und  aus  Vermächtnissen  oder  aus  den  Armen  freiwillig  gewidmeten 
Gaben  bezogen  haben,  hat  künftig  dem  Armeninstitute  der  Gemeinde  zuzufliessen, 
insolange  die  Vorschriften,  aufweiche  sich  diese  Zuflüsse  gründen,  nicht  im  Wege 
der  hiezu  berufenen  Reichs-  oder  Landesgesetzgebung  geändert  werden. 

Wenn  nach  den  bestehenden  Vorschriften  mehrere  Gemeinden  oder  Theile 
von  Gemeinden  an  dem  Armendriftel  der  Intestatsverlassenschaft  eines  Säcular- 
geistlichen theilzunehmen  haben,  so  ist  dasselbe  den  Armeninstituten  der 
Gemeinden  des  Pfarrsprengels  nach  der  Seelenzahl  der  Gemeinden  oder  Theile 
von  Gemeinden  zuzuweisen. 

Almosen,  welche  im  Gottesbause  durch  die  Organe  einer  gesetzlich  aner- 
kannten Kirche  oder  Religionsgenossenschaft  in  Empfang  genommen  werden, 
bleiben  diesen  Organen  zur  Verwaltung  und  Verwendung  überlassen, 

§.  5.  Alle  ausser  dem  Armeninstitute  bestehenden  Verwaltungen  von  Stif* 
tungen  und  öffentlichenWohlthätigkeitsanstalten  sind  verpflichtet,  dasVerzeiehniss 
ihrer  Betheilten  dem  Gemeindevorstande  mitzutheilen. 

§.  6.  Umfasst  das  Gebiet  eines  Pfarrarmen-Instituts-Bezirkes  mehrere  Orts- 
geroeinden  oder  Theile  derselben,  so  ist  das  Vermögen  des  Armeninstituts  an  die 
einzelnen  Ortsgemeinden  und  Theile  der  Gemeinden  nach  Verbältniss  ihrer 
Seelenzahl  zu  vertheilen. 

§.  7.  Kajan  das  Vermögen  des  Pfarrarmen-Institutes  oder  ein  Bestandtheil 
desselben  an  die  Ortsgemeinden  aus  dem  Grunde  nicht  vertheilt  werden,  weil  die 
Vertheilung  dem  ausdrücklich  erklärten  Willen  des  Stifters  widerspricht,  oder  die 
Veräusserung  nur  mit  Verlust  geschehen  könnte,  oder  die  Vermögensumstände  der 
Gemeinden  eine  Ausgleichung  im  Gelde  oder  in  anderer  Weise  nicht  zulassen,  so 
sind  die  betheiligten  Gemeinden  zu  einer  gemeinsehaillichen  Gescbäftsftlhrung  in 
Bezug  auf  jene  Vermögenschaften  zu  vereinigen. 
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Die  übeü  die  Art  und  Weise  der  gemeinschaftlichen  Geschäftsfllhrung 
getroffene  Vereinbarnng  ist  der  Statthalterei  zur  Genehmigung  vorzulegen,  welche 
im  Einverständnisse  mit  dem  Landesansschusse  zu  ertheilen  ist. 

§.  8.  Kommt  eine  Vereinbarung  nicht  zu  Stande,  so  ist  die  Verwaltung  einem 
Armenausschusse  zu  Übertragen,  welcher  aus  den  Mitgliedern  der  betheiligten 
Ortsgemeinden  durch  die  Ausschüsse  derselben  fllr  die  Dauer  von  drei  Jahren 
gewählt  wird. 

§.  9.  Der  Armenausschuss  muss  mindestens  aus  drei  Mitgliedern  bestehen; 
für  je  ein  Mitglied  des  Ausschusses  ist  ein  Ersatzmann  zu  wählen.  , 

In  der  Regel  soll  jede  theilnehmende  Gemeinde  Einen  Vertreter  im  Aus- 
schusse haben;  jedoch  können  mehrere  kleine  Gemeinden  oder  Bruchtheile  von 
Gemeinden  durch  Ein  Mitglied  vertreten  werden.  Im  letzteren  Falle  haben  die 
Ausschüsse  der  betreffenden  Gemeinden  zur  Wahl  zusammenzutreten. 

§.  10.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Armenausscbusses  und  der  Ersatzmänner, 
gleichwie  die  Vertheilung  auf  die  einzelnen  Gemeinden  wird  mit  Rücksicht  auf 
die  Bevölkerungszahlen  durch  die  politische  Behötde  im  Einverständnisse  mit  dem 
Landesausschusse  festgesetzt. 

§.11.  Die  Wahl  des  Armenausschusses  ist  zu  erneuern,  wenn  allgemeine 
Neuwahlen  für  die  Gemeinden  stattfinden. 

§.  12.  Der  Ausschuss  wählt  arus  seiner  Mitte  in  gesonderten  Wahlgängen  den 
Obmann  und  Obmanns-Rtellvertreter  für  die  Dauer  der  Wahlperiode.  Der  Obmann 
vertritt  den  Ausschuss  nach  Aussen,  er  hat  die  Casse  unter  Mitsperre  eines  Aus- 
schussmitgliedes zu  führen. 

§.  13.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Armenausschusses  und  der  Ersatzmänner 
ist  von  dem  Vorsteher  der  Gemeinde,  welche  die  gi'össte  Seelenzahl  aufweist,  die 
Wahl  des  Obmannes  bei  einer  Neuwahl  des  Ausschusses  vom  ältesten  Mitgliede 
desselben,  in  anderen  Fällen  vom  Obmann-Stellvertreter  einzuleiten.  Sie  geschieht 
mittelst  Stimmzetteln ;  zu  ihrer  Giltigkeit  ist  die  absolute  Stimmenmehrheit  der  zur 
Wahl  Erschienenen  eiforderlich. 

Ueber  Reclamationen,  welche  das  Wahlrecht  betreffen,  entscheidet  die 
politische  Behörde,  die  Prüfung  des  Wahlactes  steht  dem  Armenausschusse  selbst 
zu  und  ist  gegen  dessen  Entscheidung  kein  Recurs  zulässig. 

§.  14.  Wenn  ein  Ausschussmitglied  mit  Tod  abgeht,  austritt  oder  bleibend 
verhindert  ist,  so  hat  jener  Ersatzmann  einzutreten,  welcher  mit  dei)  meisten 
Stimmen  gewählt  wurde. 

Der  Ausschuss  bestimmt  seinen  Amtssitz  selbst. 

Rücksichtlich  seiner  Versammlungen  und  Beschlüsse,  der  Ausstellung  von 
Urkunden,  der  Vermögensgebarung  und  der  Einbringung  von  Beschwerden  an 
den  Landesansschuss  gelten  die  §§.  41  bis  48,  dann  52,  66,  67  und  92  der  Ge- 
meindeordnung oder  die  diesen  Paragraphen  entsprechenden  Bestimmungen  der 
besonderen  Gemeindestatute. 

Zur  VeräUBserung,  Verpfändung  oder  Belastung  einer  zum  Stammeigenthüme 
der  Anstalt  gehörigen  Sache,  zur  Aufnahme  eines  Darlehens  oder  Uebemahme 
einer  Haftung  ist  die  Bewilligung  des  Landesausschusses  erforderlich ;  die  Auf- 
nahme eines  neuen  Darlehens  zur  Bezahlung  eines  älteren,  insofeme  der  Betrag 
des  ersteren  jenen  des  letzteren  nicht  übersteigt,  bedarf  jedoch  keiner  Geneh- 
migung. 

§.  15.  Die  Mitglieder  des  Armenausschusses  haben  die  Geschäfte  unentgelt- 
lich zn  führen. 

§.  16.  Der  Statthalter  ist  berechtigt,  den  Armenausschuss  unter  Angabe  der 
Gründe  aufzulösen,  er  ist  jedoch  verpflichtet,  unter  Einem  eine  Neuwahl  zu  ver- 
anlassen und  zugleich  den  Landesansschuss  von  der  Auflösung  zu  verständigen. 

•  37» 
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Der  Recnrs  an  das  Mioisterium  des  Innern  ohne  aufschiebende  Wirkung^ 
bleibt  dem  Armenausschusse  vorbehalten. 

§.17.  Sobald  dem  Amienausschusse  die  Vertheihmg  oder  Zuweisung  des 
Vermögens  an  die  Gemeinden  zulKssig  erscheint,  hat  er  die  Ausgleichung  hierüber 
mit  den  Gemeinden  zu  versuchen,  misslingt  der  Vergleich,  so  hat  er  mit  der  Ent- 
scheidung vorzugehen  und  den  Beschluss  sammt  Gründen  allen  betheiligten  Ge- 
meinden zuzustellen. 

§.  18.  Wenn  eine  Gemeinde  des  Armeninstituts-Bezirkes  ein  e^nes  Statut 
besitzt  und  kraft  desselben  die  Zutheilung  und  Uebergabe  des  Armeninstitnts- 
Vermögens  vorzunehmen  (§.  1)  oder  die  Zahl  und  Vertheilung  der  Ausschussmit- 
glieder und  Ersatzmänner  zu  bestimmen  hätte  (§.  10),  so  sind  diese  Amtshand- 
lungen an  ihrerstatt  durch  die  k.  k.  Statthalterei  zu  vollziehen. 

§.  19.  Wird  die  Verwaltung  von  Armeninstituten  schon  gegenwärtig  durch 
die  Gemeinden  geftlhrt,  so  entfallen  auch  rttcksichtlich  dieser  Institute  alle  bisher 
bestandenen  Beschränkungen  und  Bestimmungen,  welche  mit  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  im  Widerspruch  stehen. 

§.  20.  üeber  den  Vorgang  bei  der  Uebergabe  des  Vermögens  der  Pfarrannen- 
Institute  an  die  Oi*tsgemeinden,  ArmenausschUsse  oder  Stiftungsverwaltungen  hat 
die  k.  k.  Statthalterei  im  Einverständnisse  mit  dem  Landesansschusse  eine  Durch- 
fhhrungsvorschrift  zu  erlassen. 

§.  21.  Dieses  Gejsetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Franz  Joseph  m.  p. 

filskra  ■•  f. 


Nr.  97. 

Ministerialerlass  vom  11.  Juni  1870,  Z.  2658, 

an  s&mmtliche  LSnderchefs,  mit  Ausnahme  jener  von  Dalmatien,  Steiermark,  Kämtheni 

Krain  und  Bukowina, 

betreffend  die  Bewilligung  von  Tersehpferd-Beltrftgen  an  katholische  Seel* 

Rorger. 

Bei  Bewilligung  von  Versehpferdbeiträgen  an  katholische  Seelsorger  ans  dem 
Religionsfonde  wird  vorausgesetzt ,  dass  die  Percipienten  wirklich  entweder  ein 
Versehpferd  halten,  oder  dasselbe  von  den  Paroehianen  nicht  unentgeltlich  bei- 
gestellt erhalten. 

Die  Behörden  haben  den  Eintritt  und  die  Dauer  dieser  Voraussetzung  zu  lli>er- 
wachen  und  im  widrigen  Falle  wegen  gftnzlicher  oder  verhftltoisamässiger  Ein- 
ziehung dieser  Beiträge  das  Amt  zu  handeln. 

Anmerkung.  Eine  gleiche  Weisung  ist  auch  nach  Dalmatien,  Kftmthen  und  Steiermark 
mit  den  MinisterialerlliBsen  vom  18.  Juni,  1.  und  10.  August  1A69,  Z.  4607,  685.5  und  5525, 
gerichtet  Worden. 
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Nr.  98. 


Verordnung  des  Leiters  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unter- 
richt vom  15.  Juni  1870,  Z.  5715, 

betreffend  Bestimmungeii  behufls  der  Yerleihnng  von  rnterstfitzungen  fUr 
Candidftten  des  Lehramtes  der  französischen  Sprache  an  selbststilndigen 

Realschulen. 

Um  nnbemittelten^  durch  Fleiss  und  Talent  ausgezeichneten  Candidaten  des 
Lehramtes  der  französischen  Sprache  an  selbstständigen  Realschnlen  die  Möglich- 
keit zu  geben^  sich  für  ihren  Beruf  in  entsprechender  Weise  auszubilden,  werden 
bis  auf  Weiteres  nachstehende  Bestimmungen  erlassen : 

1.  Vom  Stndieiyahre  1870/71  angefangen  werden  an  Lehramtscandidaten, 
welche  sich  zu  Lehrern  fQr  das  französische  Sprachfaeh  heranbilden^  Unter- 
stützungen verliehen,  u.  z. : 

a)  an  eine  mit  der  hiefttr  bestimmten  Dotation  im  Verhältnisse  stehende  Anzahl 
von  Gandidat^  dieses  Lehramtes  zum  Besuche  der  Wiener  Universität  als 
ordentliche  Hörer, 

b)  an  zwei  Candidaten,  welche  die  Lehramts-Prttfung  fttr  das  französische 
Sprachfach  auf  Grund  der  Ministerial- Verordnung  vom  8.  August  1869  R.  6. 
Bl.  Nr.  141,  bereits  mit  günstigem  Erfolge  bestanden  haben,  zur  Reise  und 
zum  einjährigen  Aufenthalte  in  Frankreich  behufs  gründlicher  und  practischer 
Ausbildung  in  der  französischen  Sprache. 

2.  Die  Unterstlltzungen  zum  Besuche  der  Wiener  Universität  betragen  je 
Dreihundert  Gnlden  ö.  W.  jährlich,  die  Reiseunterstützungen  Sechshundert  Oul- 
den  Ö.  W.  in  Silber* 

3.  Die  Verleihung  beider  Arten  von  Unterstützungen  erfolgt  durch  den  Minister 
für  Cultus  und  Unterricht  auf  die  Dauer  eines  Jahres. 

4.  Der  Gcnuss  der  Unterstützungen  der  ersten  Art  kann  bei  entsprecbenden 
Leistungen  des  Candidaten  von  Jahr  zu  Jahr  bis  zur  Vollendung  der  Lehramts- 
prüfung, jedoch  nicht  über  die  Maximaldauer  eines  dreijährigen  Bezuges  verlängert 
werden. 

5.  Auf  die  Unterstützungen  flir  Universitätshörer  haben  in  der  Regel  nur  jene 
Anspruch,  welche  sich  mindestens  Ein  Jahr  auf  der  Universität  mit  dem  Studium 
der  romanipchen  Sprachen  beschäftigt  haben. 

Es  bleibt  jedoch  dem  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  vorbehalten,  aus- 
nahmsweise solche  Unterstutzungen  auch  Universitäts-Studierenden  zuzuwenden, 
welche  ohne  Nachweis  eines  einjährigen  Universitäts-Studiums  auf  geeignete 
Weise,  allenfalls  durch  Ablegung  einer  besonderen  Prüfung,  genügende  Kennt- 
nisse aus  der  französischen  Sprache  nachweisen. 

Die  unterstützten  Candidaten  der  ersten  Kategorie  (1  lit.  a)  sind  verpflichtet, 
sich  an  jenen  Uebungen  zu  betbeiligen,  jrelche  behnfs  Heranbildung  von  Lehrern 
werden  eingeführt  werden. 

6.  Die  mit  einer  solchen  Unterstützung  Betheilten  haben  sich  vor  dem  Ein- 
tritte in  den  Gennss  derselben  durch  einen  Revers  zu  verpflichten,  dass  sie  nach 
Abschlnss  ihrer  Lehramtsprüfung  erforderlichen  Falles  dnrch  sechs  Jahre  als 
Lehrer  an  einer  ans  dem  Staatsschätze  (Stndienfonde)  erhaltenen  Mittelschule 
gegen  den  systemmässigen  Bezug  sich  verwenden,  und  im  Falle,  als  sie  dieser 
Verpflichtung  nicht  nachkommen,  die  aus  dem  öffentlichen  Fonde  bezogene 
Sunune  vergüten  werden.  Dieser  Revers  bedarf  bei  Minderjährigen  der  Mitfer- 
tignng  des  Vaters  oder  Vormimdes. 
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7.  Durch  ungeuttgenden  Fortgang  oder  nicht  entsprechendes  sittliches  Betra- 
gen macht  sich  der  Betheilte  der  Unterstützung  verlustig. 

Hierüber  entscheidet  der  Unterrichtsminister  nach  Einvernehmung  der  betref- 
fenden StudienbehOrde  und  jener  Docenten,  denen  die  Leitung  der  Uebungen 
(Nr.  5)  übertragen  ist. 

8.  Die  Unterstützungen  für  den  Besuch  der  Wiener  Universität  werden  in 
monatlichen  Nachnahmsraten  angewiesen,  und  können  nur  gegen  legale ,  bezüg- 
lich der  entsprechenden  Verwendung  der  Candidaten  je  nach  dem  Stadium  der 
Vorbereitung  vom  Decanate  des  philosophischen  Professoren  -  Collegiums  der 
Wiener  Universität  oder  der  Direction  der  Wiener  wissenschaftlichen  Lehramts- 
Prüfungs-Commission  coramisirte  Quittungen  behoben  werden. 

Die  Reisestipendien  werden  in  zwei  halbjährigen  Anticipativraten  verabfolgt. 


Kundmachung. 

Für  das  Studienjahr  1870/1  werden  unter  den  Modalitäten  der  zugleich  zur 
Verlautbarung  gelangenden  Ministerial-Verordnung  vom  15.  jpini  1870  Z.  5715*), 
betreffend  Bestimmungen  behufs  der  Verleihung  von  Unterstützungen  für  Candi- 
daten des  Lehramtes  der  französischen  Sprache  an  selbstständigen  Realschulen, 
nachstehende  Unterstützungen  verliehen,  und  zwar : 

aj  sechs  Unterstützungen  je  per  Dreihundert  ^300)  Guldeu  6.  W.  an  unbe- 
mittelte, durch  Anlage  und  Fleiss  ausgezeicnnete  Candidaten  dieses  Lehr- 
amtes zum  Besuche  der  Wiener  Universität  als  ordentliche  Hörer,  behufs  der 
Vorbereitung  zur  vorgeschriebenen  Lehramtsprüfung, 
6^  zwei  Unterstützungen  je  per  Sechshundert  (600)  Oulden  in  Silber  an  Candi- 
daten, welche  die  Lehramtsprüfung  für  das  französische  Sprachfach  auf 
Grund  der  Ministerial-Verordnung  vom  8.  August  1869,  R.  6.  Bl.  Nr.  141, 
bereits  mit  günstigem  Erfolge  bestanden  haben,  zur  Reise  und  zum  einjähri- 
gen Aufenthalte  in  Frankreich,  behufs  gründlicher  praktischer  Ausbildung  in 
der  französischen  Sprache. 

Die  Bewerber  um  diese  Unterstützungen  haben  ihre  Gesuche,  denen  die  nach 
der  Eingangs  erwähnten  Verordnung  erforderlichen  Nachweise  über  die  zurück- 
gelegten Studien,  insbesondere  aber  das  Zeugniss  über  die  abgelegte  Gymnasial* 
Maturitätsprüfung,  eventuell  über  die  bestandene  Lehramtsprüfung  sammt  dem 
Geburtsscheine  beizulegen  sind,  wenn  sie  noch  eine  Lehranstalt  besuchen,  im 
Wege  des  Voristandes  derselben,  sonst  aber  direct  dem  Minister  iUr  Cultus  und 
Unterricht  bis  längstens  letzten  Juli  1.  J.  einzusenden. 

Wien,  am  15.  Juni  1870. 


Personalnachriohten. 

Seine  k.  tmd  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
11.  Juni  d.  J.  den  ansserordentliehen  Professor  des  civilgerichtlichen  Ver&brens  an  der  Lem- 
berger  Universität  und  Advokaten  Dr.  Moriz  Kabat  mit  Beibehaltung  seiner  Advokatie  znm 
ordentUchen  Professor  des  genannten  Lehrfaches,  und  die  Privatdocenien  an  der  rechts-  und 
staatswissensohaftlichen  Faonlt&t  zuLemberg  Dr.  Felix  Qryzieoki  und  Dr.Leonhard  Pi^tak 
zu  ausserordentlichen  Professoren  an  der  Lemberger  Hochschule,  Enteren  Air  österreichisches 


*)  Anmerkung.  Enthalten  in  diesem  Verordming^sblatte  unter  Nr.  d8. 
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Stnfreoht  und  Straiprooess,  Letzteren  fttr  östertetchiachefi  Handels-  und  Wecbselrecbt  mit  dem 
Vortrage  ihrer  Lehrf&cher  in  polniBoher  Sprache  allergnfidigst  zu  ernennen  geruht 

Seine  k.  und  k.  ApoBtolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
lö.  Juni  d.  J.  die  am  Gymnasium  zu  Salzburg  erledigte  Directorsstelle  dem  Gymnasialdirector 
zu  Iglau,  Dr.  Mathias  Drbal,  allergnädigst  zu  verleihen  geruht 

Seine  k.  nnd  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
19.  Juni  d.  J.  zu  Mitgliedern  des  schlesischen  Landesschulrathes  auf  die  gesetzliche  Fnnctions- 
dauer  den  Pfarrer  und  Titular-Consistorialrath  in  Odrau  Rudolf  Beck,  den  Pfarrer  in  Perstetz 
Franz  Danel,  den  evangelischen  Pfarrer  und  Senior  in  Bielitz  Dr.  Theodor  Haase,  den 
Fabrikanten  Abraham  Quittner  in  Troppau,  den  k.  k.  Scbulrath  und  Gymnasialdirector  in 
Teschen  Wilhelm  Schubert  und  den  Director  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Troppau  Adolf 
Ku north  allergnädigst  zu  ernennen  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
27.  Juni  d.  J.  den  Ministerialsecretär  im  Ministerium  fttr  Cnltiis  und  Unterricht  Johann  Ambro 2 
zum  Statthaltereirathe  II.  Classe  und  Referenten  fttr  die  administrativen  und  ökonomischen 
Schulangelegenhuiten  bei  der  niederösterreichischen  Statthalterei  allergnädigst  zu  ernennen 
geruht.  , 

'  Der  Leiter  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Juristenpräfecten  in  der 
Theresianischen  Akademie,  Dr.  Erich  Wolf,  zum  Ministerialconcipisten  in  dem  genannten 
Ministerium  ernannt. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  fttr  Cultus  und  Unterricht  hat  die  am  Prag- Altstädter  Gym- 
nasium erledigte  Lehrstelle  extra  statum  dem  Gymnasialprofessor  in  Königgrätz,  Wenzel 
Vojäöek,  verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  fttr  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnasium  zu  Feld- 
kirch erledigte  Lehrstelle  dem  Gymnasialprofessor  zu  Suczawa,  Joseph  Rohr  moser,  verliehen. 

Der  Leiter  des  Ministeriums  fttr  Cultus  und  Unterricht  hat  von  zwei  am  siavischen  Gymnasium 
in  Olmütz  erledigten  Lehrstellen  die  eine  dem  Gymnasiallehrer  zu  Königgrätz,  Johann  Vesely, 
die  andere  dem  Gymnasialsupplenten  zu  Olmtttz,  Franz  Zuna,  verliehen. 


Concurs-Ausschreibungen. 


Zur  VeAiehung  des  Schuldienstes  an  der  einelassigen  Volksschule,  mit  deutscher  Unter- 
richtssprache, in  Andersdorf  nächst  Römerstadt  kommt  die  Stelle  eines  Unterlehrers,  mit 
welcher  nebst  d^m  Genüsse  der  Lehrerswohnong  im  Sohnlhause  ein  jähriioher  Bezug  von 
210  fl.  ö.  W.  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorachriftsmässig  docummentirten,  namentlich  anch  mit  dem  Nach- 
weise der  erlangten  Lehrbefähigung  versehenen  Gesuche  im  Dienstwege  bis  15.  J  u  1  i  1.  J. 
bei  der  k.  k.  Bexirkshauptmannschaft  in  Römeratadt  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Münchreith  ist  die  Unterlehrersstelle,  womit  nebst  der  Natural- 
wohnung  und  der  Kost  beim  Lehrer  ein  Gehalt  von  60  fl.  verbunden  Ist,  in  Erledigung 
gekommen. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  Befahigungszengnissen  belegten  Gesuche  bis  20.  Juli  d.  J- 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannsohaft  in  Waidhofen  a.  d.  Thaya  einzubringen. 
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An  der  Volksschule  inSebranie  (BOhmea),  mit  böhmischef  Untemohteapnehe,  ist  die 
Stelle  eines  Lehrers  erledigt.  Mit  dieser  Stelle  ist  nebst  freier  Wohnung  ^^^  Jahreseinkommen 
von  300 11.  und  den  Bezügen  für  die  Besorgung  des  Chorregentendienstes  verbunden. 

Die  Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  dooumentirten  Gesuehe  bis  24.  Juli  d.  J.  beim 
k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Leitomlschl  einzubringen. 

Mit  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  sind  an  den  k.  k.  Lehrerbildungsanstalten  in  Brunn 
und  Olmütz  die  dritten  Hauptlehrerstellen  mit  den  im  Reichs-Volksschulgesetze  vom  14.  Mai 
1869  (R.  6.  Bl.  Nr.  62)  bestimmten  Bezügen  und  Ansprüchen  zu  besetzen. 

Zur  Bewerbung  um  diese  Stellen  wird  der  gesetzliche  Nachweis  der  BeßUiigung  für 
NaturwissensohafleD,  Mathematik  und  Ztiichnen,  eventuell  für  das  deutsche  Sprachfach,  6eo* 
graphie  und  Geschichte  erfordert. 

Die  Bewerber  haben  ihre,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  oben  verlangte 
Lehrbefähigung,  dann  die  Sprachkenntnisse  und  die  bisherige  Dienstleistung  nachweisenden, 
gehörig  instruirten  Gesuche  bis  Ende  Juli  1.  J.  bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Brunn  im  Wege 
ihrer  vorgesetaten  Behörden  einzubringen. 

Unter  den  Bewerbern  um  die  Lehrerstellen  für  Natiu'wisserschaften  werden  besonders 
jene  berücksichtigt  werden,  welche  sich  mit  der  BefÜhigung  für  den  Unterricht  in  der  Land- 
wirthschaftslehre  auszuweisen  in  der  Lage  sind. 

Am  k.  k.  yntergymnasium  in  Freistadt  sind  zwei  Lehrstellen,  die  eine  für  classische 
Philologie,  die  andere  für  die  historischen  Fächer,  und  zwar  eine  derselben  in  Verbindnng  mit 
der  Directorsstelle  erledigt,  zu  deren  Besetzung  der  Concurs  hiemit  ausgeschrieben  wird. 

Die  Bezüge  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  4^),  bestimmt. 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  belegten,  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und 
Unterricht  gerichteten  Gesuche  bis  £  n  d  e  Jul  i  1.  J.  entweder  unmittelbar,  oder  wenn  sie  bereits 
angestellt  sind,  durch  ihre  vorgeset/.te  Behörde,  an  den  k.  k.  Lande Rschulrath  für  Oberöster- 
reich gelangen  zu  lassen. 

An  den  städtischen  Volksschulen  zu  Graz  sind  mit  1.  October  d.  J.  zwei  Lehrerstellen 
mit  dem  Gehalte  von  600  fl.  und  den  gesetzlichen  Quinqnennalzulagen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Gesuche,  mit  Taufschein,  Studien-  und  Lehrbefä> 
higungszeugnissen  belegt,  bis  3.  August  d.  J.  beim  Stadtschulrathe  in  Graz  einzubringen. 

Im  Falle  der  Vorrückung  städtischer  Unterlehrer  in  diese  Stellen  kommen  zwei  städtische 
Unterlehrerstellen  mit  400  fl.  Gehalt  und  den  gesetzlichen  Quinquennalzulagen  zur  Besetzung, 
für  welche  ebenfalls  die  Bewerbungsgesuche  bis  3.  August  d.J.  beim  Stadtschulrathe  in  Gras 
vorzulegen  sind. 

Zur  Besetzung  einer  am  k.  k.  Gymnasium  zu  Eger  erledigten  Lehrstelle  der  classisohen 
Philologie  mit  deutscher  Unterrichtflspraehe  wird  liiemtt  der  Concurs  ausgeschrieben. 

Mit  dieser  Stelle  ist  ein  Gehalt  von  800  fl.  und  das  Anspruchsrecht  auf  fünf  Quinquennal- 
zulagen zu  je  200  fl.  verbunden. 

Gehörig  belegte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  stilisirte  Compe- 
tonsgesncbe  sind  bis  zum  10:  August  1.  J.  dem  Landesscbuirathe  für  Böhmen  zu  überreichen. 

Am  k.  k.  Gymnasium  in  Iglau  ist  eine  Lehrersstelle  für  Naturgeschichte  mit  den  system- 
mässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  dieselbe  haben  ihre  vorschriftsgemäss  instruirten  Gesuche  bis  zum 
10.  August  1.  J.  im  Dienstwege  bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Brunn  einzubringen. 

An  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Innsbr  uek  ist  bis  zum  Beginne  des  näohstfolgen* 
den  Schuljahres,  in  welchem  an  derselben  der  dritte  Jahrgang  eröffnet  wird,  eine  Hauptlebrera- 
stelle  mit  den  naeh  §.  36  des  Reichsgesetaes  über  die  Volksschulen  vom  14.  Mai  1869»  B.  G. 
Bl.  Nr.  62,  systemisirte»  Bezügen  zu  beietzen. 
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£8  ^ird  hiebe!  jenen  Bewerbern  der  Vorzug  gegeben,  welche  sich  über  ihre  besondere 
Befähigung  zum  Unterrichte  in  der  mathematisch-naturwiBBenschaftlfcfaen  Fächergruppe  aufizu* 
weisen  vermögen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten,  an  das  k.  k.  Ministerium 
für  Cultus  und  Unterricht  zu  richtenden  Gesuche,  und  zwar  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  ini 
Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörden,  bis  15.  August  d.  J.  bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Inns- 
bruck zu  überreichen. 

Behufs  Reorganisirung  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Trient  sind  an  derselben  bie 
zum  Beginne  des  nächstfolgenden  Schuljahres  1870/1,  in  welchem  dort  der  dritte  Jahrgang 
eröffnet  wird,  die  Stelle  eines  Directors  und  zwei  Hauptlehrers  stellen  mit  den  nach  §.  36  des 
Reichsgesetzes  über  die  Volksschulen  vom  14.  Mai  1869,  R.  6.  Bl.  Nr.  62,  systemisirten  Bezügen 
zu  besetzen. 

Diejenigen,  welche  sich  um  diese  Stelle  bewerben  wollen,  haben  sich  nicht  nur  über  ihre 
Lebrbefahigung  im  Allgemeinen,  sondern  auch  über  ihre  volle  Kenntniss  der  italienischen 
Sprache  (als  der  ausschliesslichen  Unterrichtssprache  der  genannten  Anstalt)  in  Schrift  und 
Wort  auszuweisen.  Bei  der  Bewerbung  um  die  Directorsstelle  begründet  die  Kenntniss  der 
deutschen  Sprache  einen  Vorzug. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten,  an  das  k.  k.  Unterrichts- 
ministerium zu  richtenden  Gesuche,  und  zwar  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Dienstwege , 
bis  1.5.  August  d.  J.  bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Innsbruck  zu  überreichen. 

An  der  Landes-Oberrealschnle  in  Iglau  sind  die  Posten  eines  Directors  der  Anstalt  und 
folgende  Lehrerstellen  zu  besetzen : 

1.  Für  Mathematik  und  Physik; 

2.  für  Mathematik  und  darstellende  Geometrie ; 

3.  für  deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte ; 

4.  für  die  französische  Sprache  als  Hauptfach  und  der  englischen  oder  deutschen  Sprache 
als  Nebenfach. 

Für  den  Director  ist  ein  Gehalt  von  700  fl.  ö.  W.  und  eine  Function szulage  von  300  11. 
ö.  W.,  und  für  jeden  der  ordentlichen  Lehrer  ein  Gehalt  von  700  ü.,  bei  allen  mit  dem  Rechte 
auf  Decennalzulagen  systemisirt. 

Dabei  muss  bemerkt  werden,  dass  der  mährische  Landesausschuss  in  seiner  Sitzung  am 
2.  J  u  n  i  1.  J.  beschlossen  hat,  bei  dem  Landtage  die  Gleichstellung  der  Bezüge  der  Directoren 
und  Lehrer  an  den  Landes-Oberrealschulen  mit  den  nach  dem  Gesetze  vom  9.  April  1870  für 
die  Professoren  an  Staatsmittelschulen  normirten  in  Antrag  zu  bringen.  Ebenso  wurde  im  Sinne 
des  §.11  des  erwähnten  Gesetzes  die  Beobachtung  der  Reciprocität  ausdrücklich  erklärt. 

Die  vorschriftsgemäss  instruirten  Gesuche  sind  bis  zum  31.  J  u  1  i  1.  J.  im  Dienstwege 
beim  k.  k.  Landesschulrathe  für  Mähren  einzubringen. 

An  dem  k.  k.  Gymnasium  inZnaim  ist  eine  Lehrersstelle  für  Lateinisch,  Grieehisoh  und 
Deutsch  mit  den  systemmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  dieselbe  haben  ihre  vorschriftsgemäss  instruirten  und  namentlich  auch  mit 
der  Nachweisung  der  Lehrbefahigung  für  die  drei  Sprachen  versehenen  Gesuche  bis  zum 
10.  August  1.  J.  im  Dienstwege  bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  für  Mähren  einzubringen. 

im  Schulbezirke  Plan  (Böhmen)  sind  erledigt  und  provisorisch  zu  besetzen:  die  Unter- 
lehrerstcUen  an  der  Volksschule:  a^inHeiligenkreutz,^^  inMiltikau  und  r^  in  Michel  s- 
ber  g  mit  den  fassionsmässigen  Bezügen  jährlicher  ad  a)  130  fl.,  ad  b)  140  fl.  und  ad  c)  126  fl. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Plan  bis 
£ndeJulid.  J.  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  in  der  Gemeinde  Karwin  (Schlesien),  mit  deutscher  und  böhmischer 
Unterrichtssprache,  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem  Gehalte  jährlicher  2G0  fl.  ö.  W.  nebdt 
freier  Wohnung  und  Beheizung  zu  besetzen. 
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Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirten  Gesuche  bis  £  n  d  e  J  u  1  i  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft  in  Freistadt  einzubringen. 

Der  Codcuts  zur  Besetzung  der  Unterlehrersstelle  an  der  deutschen  zweiclassigen  Volks- 
schule inObergeorgenthal  (Böhmen)  wii'd  neuerlich  ausgeschrieben. 

Mit  diesem  Posten  ist  ein  Jahresgehalt  von  310  fl.  und  der  Genuss  der  freien  Wohnung 
im  Schulhause  verbunden. 

Bewerber  haben  die  Gesuche  unter  Nachweisung  des  Alters,  der  Befähigung,  der  frühern 
und  der  gegenwärtigen  Verwendung  bis  zum  31.  Juli  d.  J.  bei  dem  präsentations berechtigten 
Schulausschusse  in  Obergeorgenthul  (Bezirk  Brüx)  zu  überreichen. 

An  der  von  der  Gemeinde  der  Landeshauptstadt  Brunn  errichteten  höheren  Töchter- 
schule ist  die  Stelle  eines  Lehrers  für  Geographie  und  Geschichte  mit  subsidiarischer  Verwen- 
dung im  deutschen  Sprachfache  erledigt. 

Mit  dieser  Stelle  ist  ein  Jahresgehalt  von  800  fl.  und  der  Anspruch  auf  die  systemmässigen 
Sexennalzulagen  von  50  fl.  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Lehrerstelle  haben  unter  Nachweisung  ihres  Alters,  der  erworbenen 
Lehrbeföhigung  für  Mittelschulen,  ihrer  bisherigen  Verwendung  und  der  sonstigen  Kenntnisse 
die  Gesuche  bis  Ende  Juli  d.  J.  bei  dem  Gemeindeamte  in  Brunn  einzubringen. 

Die  Aufnahme  ist  durch  zwei  Jahre  provisorisch,  und  erst  nach  dieser  gut  vollbrachten 
Probezeit  tritt  die  definitive  Anstellung  ein. 

Der  ernannte  Lehrer  hat  am  1.  October  1870  den  Dienst  anzutreten. 


Verfugungen, 

betreffend  Lehrbficher  und  LehrmitteL 

Das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  findet  sich  bestimmt, 

1.  den  in  F.  C.  Geiszler's  Verlag  zu  Nürnberg  erschienenen  und  bei  Ludwig 
Tauber  in  Salzburg  vorräthigen  „Atlas  der  landwirthschaftlich  schädlichen  und 
nützlichen  Thiere  Mitteleuropa's",  bestehend  in  zwei  Tafeln  mit  beigedrucktem 
erklärenden  Text,  auf  Leinwand  gezogen  und  colorirt  (Preis  einer  jeden  Tafel 
5fl.  ö.  W.); 

2.  die  im  Verlage  von  Issleib  und  Rietzschel  in  Gera  herausgegebene 
Wandkarte:  „Die  Länder  der  heiligen  Schriff^,  von  Schäffer  (Preis  eines  Exem- 
plare» in  Farbendruck  1  Rthlr.)  den  allgemeinen  Volks-  und  die  Bürger- 
schulen zur  Anschaffung  für  deren  Lehrmittelsammlungen;  ferner 

3.  die  Schrift:  „Blicke  in  das  Leben  der  Thiere,"  Preisschrift  des  öster- 
reichischen Thierschutz-Centralvereins,  von  Andreas  Khuen  (Preis  eines  Exem- 
plares  80  kr.  ö.  W.,  unmittelbar  beim  genannten  Verein:  Wien,  Lerchenfelder- 
fitrasse  Nr.  4) 

zur  Anschaffung  für  die  V o  1  k  s  s  c  h  u  1  b  i  b  1  i  o  t  h  e  d  zu  empfehlen  ( Unterr.  Minisccrial- 
zahl  5W)4  ex  1870). 

Im  k.  k.  Wiener  Schulbüchen^erlage  ist  das  von  Rudolf  Fuchs  verfasste 
^Hebräische  Lehr-  und  Lesebuch  für  die  zweite  Classe  israelitischer  Volkschuleu" 
(Preis  gebunden  53  kr.)  erschienen. 
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•  Der  Verein  zur  Verbreitung  naturwissenschaftlicher  Kenntnisse  in  Wien  hat 
dem  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  zur  Kenntniss  gebracht,  dass  einem 
Beschlüsse  der  Vereinsleitung  zu  Folge  ^ie  bisher  erschienenen  acht  Bände  der 
Vereinsschriften  an  Schulanstalten  um  den  bedeutend  ermässigten  Gesammtbetrag 
von  drei  Gulden,  und  die  einzelnen  Bände,  soweit  der  Vorrath  reicht,  an  Schüler 
zu  dem  Preise  von  dreissig  Kreuzer  abgegeben  werden.  Zugleich  ladet  der  Verein 
die  Schulanstalten  ein,  durch  ihren  Beitritt  als  Mitglieder  des  Vereins  gegen  £rlag 
des  Jahresbetrages  von  zwei  Gulden  auch  die  weiter  erscheinenden  Jahrgänge  als 
Fortsetzung  zu  beziehen. 

Diess  wird  mit  dem  Bemerken  bekannt  gegeben,  dass  die  Anschaffung  zu 
Händen  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalten  bereits  bewerkstelliget  worden  ist 
(Unterr.-Minist.  Z.  5180  et  1870. 

Die  k.  k.  statistische  Centralcommission  hat  beschlossen,  die  Lehrerbildungs- 
anstalten in  der  Folge  mit  allen  ihren  Druckschriften,  welche  regelmässig  an  die 
Universitäten  abgegeben  werden,  mit  den  bereits  erschienenen  Publikationen  aber 
nach  Massgabe  der  disponiblen  Vorrätfae  zu  betheilen,  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  die  Druckschriften  den  Lehrerbildungsanstalten  direct    zugesendet  werden. 


I^ivat-wA^iizeifireii. 


In  der  k*  Ic.  Hoi^  uucl  Staatscliruclceiroi  in  Vk^ieu  ist  erschienen: 

Landes-Gesetz 

für  das 

Erzherzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns 

vom  6.  April  1870, 

1)«treffttiid 

die  Regelung  der  Errichtung,  der  Erhaltung  und  des  Besuches 

der  öiTentlichen  Volksschulen. 

Preis  i  »  kr.  ö.  W. 


In  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien  ist  erschienen  und  durch  diese,  sowie 
dnrch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

HandseichnongeiL  historische,  von  Job.  Nep.  Geiger,  mit  erklärendem  Texte  von  Gust. 
Adolf  Schimmer.  Mit  90  Tafeln,  brosch.  5  fl. 

Wir  bieten  mit  diesem  prachtvollen  Album  jedem  Patrioten  und  Geschichtsfreunde  eine 
herrliche  Rundschau  in  der  vaterländischen  und  auch  allgemeinen  Geschichte  in  ihrem 
Zusammenhange  dar.  Die  von  Johann  Nepomuk  Geiger  in  90  tre£flichen  Umrissen 
meisterhaft  gezeichneten  Darstellungen  fuhren  jedem  Beschauer  die  interessantesten  und 
schönsten  Sagen  und  die  wichtigsten  geschichtlichen  Momente  der  Vorzeit  bis  auf  jene 
der  Gegenwart  vor  Augen.  Der  erklärende  Text  von  Gustav  Adolf  Schimmer  wechselt 
mit  dessen  anmuthiger  Prosa  und  mit  poetischen  Ergüssen  unserer  gefeiertsten  Dichter 
der  Neuzeit,  wie  Anastasius  Grün,  Halm,  Seidl,  Joh.  N.  Vogl  und  Anderer.  Durch  dieses 
würdige  Zusammenwirken  wurde  es  ermöglicht,  eine  vaterländische  Gallerie  zu  schaffen, 
die  die  Liebe  zum  österreichischen  Vaterlande  mächtig  wecken  und  erheben  wird.  Der 
von  10  fl.  auf  5  fl.  ermässigte  Preis  macht  dieses  schöne  Album  der  grössten  Verbreitung 
80  würdig,  daas  es  in  keiner  Schule  und  in  keiner  Familie  fehlen  sollte. 
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Besetzung 


von  vier  ProfeBsorenstellen  am  landschaftl.  Realgymnasium 

zu  Leoben. 

Bei  dem  vierclassigen  landschaftl.  Realgymnasium  zu  L  e  o  b  e  n  koiAmen  folgende  Pro- 
fessorenstellen mit  Beginn  des  Studienjahres  1870/1  zu  besetzen : 

a)  Drei  Stellen  für  classische  Philologie  (latein  nnd  griechisch); 

b)  eine  Stelle  für  Geographie  und  Geschichte. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Befähigung  durch  Zeugnisse  über  die  mit  gutem 
Erfolge  bestandene  Lehramts- Candidatenprüfung 

ad  aj  aus  dem  Lateinischen  und  Griechischen  ftir  das  ganze  Gymnasium ; 
a<2  bj  über  Geographie  und  Geschichte  für  das  ganze  Gymnasium,  und  aus  der  deutschen 

Sprache  wenigstens  für  das  Untergymnasium 
nachzuweisen. 

Mit  jeder  der  erwähnten  Stellen  ist  dermal  der  Bezug  eines  Jahresgehaltes  von  750  fl. 
ö.  W.  mit  dem  Ansprüche  auf  zwei  Decennalzulagen  a  200  fl.  ö.  W.  nach  in  der  Eigenschaft 
als  Lehrer  an  einer  Mittelschule  zurückgelegter  zehn-,  rücksichtsweise  zwanzigjähriger  Dienst- 
zeit verbunden.  Der  Landesausschuss  wird  jedoch  dem  hohen  Landtage  in  der  nächsten  Ses- 
sion die  Erhöhung  der  Professorengehalte  auf  800  fl.,  unter  Beibehaltung  des  Anspruches  auf 
zwei  Decennalzulagen  k  200  fl.,  empfehlen. 

Die  definitive  Anstellung  wird  erst  nach  zurückgelegtem  Probetriennium  erfolgen. 

Die  mit  dem  erforderlichen,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  Sprachkenntnisse,  die 
bisherige  Verwendung  im  Lehrfache,  sowie  die  erforderliche  Lehrbefsihigung  nachweisenden 
Behelfe  vollständig  instruirten  Gesuche  sind  bis  15.  J  u  1  i  d.  J.  entweder  unmittelbar,  falls  die 
Bewerber  aber  bereits  an  einer  Lehranstalt  angestellt  sind,  im  Wege  der  betreffenden  Studien- 
direction  bei  dem  steierm.  Landesausschusse  zu  überreichen. 

Unter  den  Competenten  um  die  Lehrstellen  für  classische  Philologie  werden  jene  vor- 
zugsweise berücksichtiget  werden,  welche  nachweisen,  dass  sie  auch  in  der  Lage  sind,  Natur- 
geschichte in  den  zwei  unteren  Classen,  oder  französische  Sprache  in  der  3.  und  4.  Classe 
zu  lehren. 

Graz,  am  21.  Mai  1870.  „  .   .  ,        -  . 

Vom  steierm.  Landesausschusse. 


Kundmachung 

wegen  Besetznng  zweier  Lehrerstellen  an  der  landschaftlichen  Bflrgerschnle 

in  Jndenbnrg. 

An  der  landschaftlichen  Bürgerschule  in  Juden  bürg  sind  mit  Beginn  des  Schuljahres 
1870/1  zwei  Lehrerstellen,  und  zwar: 

aj  ftir  deutsche  Sprache  und  Geographie  und  Geschichte ; 
bj  für  Naturgeschichte  und  Naturlehre 

mit  deutscher  Unterrichtssprache  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen,  mit  denen  der  ßezu^  eines  Jahresgehaltes  von  je  800  fl.  ü.W. 
mit  dem  Ansprüche  auf  zweimalige  Decennalzulagen  von  Je  100  fl.  ö.  W.  nach  in  der  Eigen- 
schaft eines  Lehrers  an  einer  Bürgerschule  oder  Mittelschule  zurückgelegten  zehn-  und  rüok- 
sichtsweise  zwanzigjähriger  Dienstzeit  verbunden  ist,  haben  ihre  mit  den  Ausweisen  über  das 
Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  Befähigung  zum  Lehramte,  und  zwar  mindestens  für 
Unterrealschulen  und  die  bisherige  Dienstleistung  im  Lehrfache  oder  sonstige  Verwendung 
instruirten  Gesuche  bis  Ende  Juli  d.  J.  bei  dem  steierm ärkischen  Landesausschusse  unmit- 
telbar, falls  sie  aber  bereits  anderweitig  bedienstet  sind,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde 
zu  überreichen. 

Unter  den  Bewerbern  um  die  Lehrerstelle  ftir  Naturgeschichte  und  Naturlehre  werden 
Jene  vorzugsweise  berijcksichtiget,  welche  auch  ihre  Eignung  zum  Unterrichte  in  der  Arith- 
metik und  Geometrie  ausweisen. 

Die  definitive  Anstellung  erfolgt  erst  nach  zurückgelegtem  Probe-Triennium. 

Graz,  am  6.  Juni  1870. 

Vom  steierm.  LandesausschoMe. 
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Physicalischer  Apparat 

fttr  Yolksschnlen 

nach  'Würtembergischem  System  zusammengeetellt 

und  angefertigt  von 

Franz  Batka  in  Prag. 


*  Dieses  Lehrmittel  nmfasat  in  der  I.  Serie  die  anerlässlichen  Gegrenstftnde  sar  Demon- 
stntiaii  der  allgemeinen  Eigenschaften  der  K5rper^  des  Magnetismus^  der  Elektrlcltat,  des 
GlÜTanismnsy  der  Optlk^  ASroetatlk^  Hydrostatik  etc.,  sowie  in  der  II.  mehrere  Qerathschaften 
zu  chemischen  Versuchen  und  einigen  ebenfalls  wichtigen  physicalischen  Experimenten.  Die 
m.  Serie  besteht  aue  einem  Telegrafen  nach  Morsö's  System,  bei  welchem  der  Papierstreifen 
(der  zur  Bewegung  ein  Uhrwerk  erfordert,  welch  letzteres  von  den  Schülern  irrthflmlicherweise 
oft  für  den  Hanptbestandtheil  des  Apparates  angesehen  wird)  durch  eine  Metallglocke  substi- 
tnirt  ist,  welche  durch  ein  an  dem  Anker  befestigtes  Hämmerchen  beim  Telegraphiren  die 
Zeichen  gibt. 

Sfimmtliche  3  Serien  zusammen  kosten  inclusive  Emballage  fi.  27.—.  Doch  werden  die- 
selben auch  einzeln  abgegeben  und  dann  kostet  Serie  I.  fl.  14.--,  Serie  IL  fl.ö.öO,  Serie  III.  11. 9.50. 


LIEBIG'S  FLEISGH-EZTRAGT 

aus  FRAY-BENTOS  (SOd- Amerika) 
LIEBIG'S  FLEISCH  -  EXTRACT  COMPAGNIE,   LONDON. 

Glrrosse  X^reipajnilss  Haar  HansfaLaltun^en. 

Augenblickliche  Herstellung  von  kr&ftiger  Fleischbrühe  zu  1/3  des  Preises  derjenigen  aus 
frischem  Fleische.  —  Bereitung  und  Verbesserung  von  Suppen,  Saucen,  Gemüsen  etc. 

SiäHnrng  für  Schwache  und  Kranke, 

Zwei  Goldene  Medaillen,  Paris  1867;  Goldene  Medaille^  Hftvre  1868. 

Das  grosse  fihreidiploM  —  die  hdekste  Ansieiekiug  —  AMsterda«  1869. 


Detail-Preise  ftir  ganz  Oesterreicli: 

1  engl.  &  Topf.       1/3  engl,  ß  Topf.       i/4  eagL  S  Topf.       \/l  engl.  S  Topf. 
OesiWhg.  fl.  5.80        fl.  3.—  fl.  1.70  fl.  0.92  Nrz. 

^  ^yr     ^  Unr  acht;  wenn  jeder 

isr^-^^-^*^        Topf    nebenstehende 

^  V  UntiKichriften  trägt. 

Zu  hohen  in  den  renommirtesien  Handlungen  und  Afothehen. 

En  0ros-Lager  bei  den  Correspondenten  der  QeBellachaft : 
Herren  ELOeEB  &  Sohn^  Wien,  Herren  Jos.  YOICKT  &  Comp.^  Wien, 

SchottesgaM«  Nr.  i.  «iBm  Mhwan«ii  Hund'',  1  Hoben  Markt. 
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In  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdmekerei  in  Wien  ist  erschienen  und  doroh  diese,  sowie 
durch  alle  Bnchhandlnngen  zu  beziehen : 

Fitzinger,  Leopold  Joseph,  wissenschaillich  popolfire  Naturgeschichte  derSängethiere  in  ihren 
sämmtlichen  Hauptformen.  Nebst  einer  £inleitung  in  die  Naturgeschichte  überhaupt  and  in 
die  Lehre  von  den  Thieren  insbesondere.  Ein  Hilfsbuch  fftr  Lelu'er.  gr.  8.  broscb.  6  Binde 
ä  50  kr.,  complet  3  fl. 

wissenschaftlich  populäre  Naturgeschichte  der  Vögel.  Band  I.  IL  gr.  8.  brosch. 

pr.  Band  &  50  kr.  (nicht  vollständig). 
Obige  Naturgeschichte  der  Säugethiere  ist  nach  den  neuesten  naturgeschiohtlichen 
Forschungen  in  leicht  verständlicher  und  höchst  unterhaltender  Manier  durchgeführt.  Der 
Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  vorz&glich  die  Lebensweise  und  den  ganzen 
Haushalt,  mithin  die  eigentliche  Naturgeschichte  der  Säugethiere  in  grösster  Vollständig- 
keit darzustellen. 

Die  praktische  Idee,  nicht  nur  für  Lehrer  und  Lehranstalten  ein  naturgeschiohtliohes 
Handbuch,  sondern  auch  jeder  Familie  eine  äusserst  anziehende  und  belehrende  Lecture 
z;u  verschaflTen,  ist  dem  Verfasser  hier  in  jeder  Weise  gelangen.  Der  unglaublich  billige 
Preis  von  3  fl.  für  6  starke  Bände  oder  191  Bogen  macht  dieselbe  jeder  Schale  and  jeder 
Familie  zugänglich. 

Dasselbe  günstige  ürtheil  haben  wissenschaftliche  Fachmänner  Über  die  beiden  Bände 
der  Naturgeschichte  der  Vögel  abgegeben,  welche  zwar  kein  abgeschlossenes  Ganzes 
bilden,  aber  des  gediegenen  Inhaltes  und  des  enorm  billigen  Preises  wegen  immerhin  eine 
sehr  interessante  und  belehrende  Unterhaltung  für  Jedermann  bieten. 

Bilder- Atlas  zur  wissenschafUich-populären  Naturgeschichte  der  Wirbelthiere.  Quart-Format. 
Der  ganze  Atlas  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  ausgefahrten  Blättern  und  kostete 
complet  früher  126  fl.  —  jetzt  nur  mehr  60  fl. 

Hieraus  ist  auch  zu  haben: 

Bilder-Atlas  der  Säugethiere,  in  11  Heften,  früher  34  fl.  65  kr.  —  jetzt  18  fl. 

„              „    Vögel,  in  14  Heften,  früher  44  fl.  10  kr.  -  jetzt  20  fl. 

„              „   Fische,  in  6  Heften,  früher  18  fl.  90  kr.  --  jetzt  10  fl. 

„              „    Amphibien,  in  9  Heften,  früher  28  fl.  35  kr.  ~  jetzt  12  fl. 

Jedes  einzelne  Heft  enthält  9  bis  12  Blätter,  kostete  früher  3  fl.  15  kr.  —  jetzt  aar  2  fl. 

Hierzu  als  erläuternde  Beigabe : 

Kurser  erläuternder  Text  zum  Bilder-Atlas  der  wissenschaftlich-populären  Natur- 
geschichte der  Wirbelthiere  von  Dr.  M.  Wretschko,  k.  k.  Professor  der  Naturgeschichte  am 
akademischen  Gymnasium  zu  Wien.  Gross-Quart,  br.  1  fl. 

Biographisches  Lexikon  des  Kaiserthumes  Oesterreich,  enthaltend  die  Lebensskizzen  der 
denkwürdigen  Personen,  welche  seit  1750  in  den  österr.  Kronläudem  geboren  wurden  oder 
darin  gelebt  und  gewirkt  haben.  Von  Dr.  Constant.  von  Würz  ba eh.  1.— 20.  Theil.  gr.  8. 
brosch.  Dieselben  sind  zu  den  nachstehend  bezeichneten,  bedeutend  ermässigten  Preisen  zu 
beziehen:  1.— 5.  Band  statt  4  2 fl.  -  ä  1  fl.  6.— 10.  Bd.  statt  ä  3  fl.  •  ä  2  fl.  11.— 20.  Bd. 

.    wie  bisher  ä  3  fl. 

« 

Elflnger,  Dr.  Ant.  und  Dr.  Ferd.  Hauser,  der  physische  Mensch.  Wissenschaftlich-populäre 
Zusammenstellung  Über  den  Bau  des  menschlichen  Körpers  und  seine  Lebensverrichtungen. 
Als  Hilfsbnch  ftlr  Lehrer  und  Erzieher,  auch  beim  Unterrichte  fQr  Blinde.  Mit  90  in  den  Text 
eingedruckten  Holzschnitten,  gr.  8.  brosch.  1  fl. 

'  Wissenschaft  und  Leben  gehen  in  unseren  Tagen  Hand  in  Hand.  Eigenthümlicher  Weise 
ist  gerade  derjenige  Zweig  der  Naturwissenschaften,  der  uns  am  nächsten  liegt  und  der 
auf  populäre  Behandlung  den  meisten  Anspruch  hat,  bisher  am  stiefmütterlichsten  behan- 
delt worden. 

Dieser  Grundgedanke  leitete  die  Verfasser  bei  Bearbeitung  obiger  populären  Anatomie 
und  Physiologie  des  Menschen.  Das  Werkchen  ist  mit  seltener  Klarheit  und  Gemein- 
fasslichkeit  geschrieben,  die  dur(A  90  in  den  Text  gedruckte  ausgezeichnete  Holzschnitte 
noch  mehr  hervorgehoben  werden.  Es  eignet  sich  somit  als  vortrefflicher  Leitfaden  beim 
Unterrichte,  wie  es  ausserdem  jedem  Denkenden  zum  Selbststudium  bestens  empfohlen 
werden  kann. 


Aus  der  kai»erlioh-königUoben  Hof-  und  Staattdruokerel. 


Jahrgug  1870.  gtdek  XIV. 


Verordnungsblatt 


iir  4m  DicuAeraiek  lies 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Hinisteriam  für  Gidtas  and  Unterricht 


Aasfreirebeii  am  25.  Jnli  1870. 


Iiilta.lt:  Gesetz  für  KarDten,  womit  Bestimmungen,  betrefTend  die  Aufhebung  der  Pfarr- 
armen-Institute  und  die  Uebergabe  des  Vermögens  derselben  in  die  Verwaltung 
der  Gemeindevertretungen,  erlassen  werden.  —  Erlass  des  Ministers  iUr  Cultus  und 
Unterricht,  betreffend  die  Vorkehrung  zur  militärischen  Ausbildung  jener  Personen 
des  Ciyilstandes,  welche  zu  Landwehr-Officieren  werden  ernannt  werden.  —  Erlass 
des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffond  die  Stellyertretung  des  Landes- 
oheft im  Landesschulratho.  —  Errichtung  yon  Lehrstellen  extra  statum  am  deutschen 
Gymnasium  in  Brunn.  —  Aktivirung  der  LandesschulrSthe  in  M&hren,  Oberöster- 
reich und  Schlesien.  —  Oeffentlichkeitrechts-Verleihung.  —  Personalnachrichten. 
—  Concurs-Ausschreibungen.  —  Verfügungen,  betreffend  Lehrbücher  und  Lehr- 
mittel. —  Privat- Anzeigen. 


Nr.  99. 

Gesetz  vom  21.  Februar  ISTO, 

wirksam  für  das  Herzogthum  Kärnten^ 

womit  Bestimmungen^  betreifend  die  Anfhebnng  der  PTarrarmen-Institate 
und  die  Uebergabe  des  Yormdgens,  derselben  in  die  Verwaltung  der  Ge- 
meindevertretungen^ erlassen  werden« 

lieber  Antrag  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Kärnten  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

§.  1.  Die  Pfarrarmen-Institute  sind  aufgehoben.  Das  Vermögen  derselben  ist 
den  Ortsgemeinden  zur  Verwaltung  zu  übergeben. 

§.  2.  Von  der  Uebergabe  auszuscheiden  sind  jene  Stiftungen;  deren  Ueber- 
gabe dem  ausdrücklich  erklärten  Willen  des  Stifters  oder  dem  Wesen  der  Stiftung 
widerspräche. 

§.  3.  Zur  Verwaltung  des  Armeninstitnts-Vermögen  ist  in  der  Regel  (§.  5)  die 
Vertretung  jener  Gemeinden  berufen;  in  deren  Gebiete  das  Pfarrarmen-Institnt 
besteht. 

§•  4.  Umfasst  der  Sprengel  eines  Pfarrarmen-Institutes  mehrere  Ortsgemein- 
den oder  Theile  derselben;  so  ist  das  dermalige  Institutsvermögen  unter  den 
einzelnen  Ortsgemeinden  nach  Verhältniss  der  Seelenzahl  zu  yertheilen;  welche 
aus  dem  bisherigen  Sprengel  auf  diese  einzelnen  Ortsgemeinden  entfällt. 

§.  5.  Kann  die  Theilung  des  ganzen  Vermögens  oder  eines  Vermögens- 
bestandtbeiies  aus  dem  Grande  nicht  erfolgen,  weil  sie  durch  den  ausdrücklich 
erklärten  Willen  des  Stifters  ausgeschlossen  ist;  oder  die  Aufhebung  der  Gemein- 
schaft nur  mit  Verlust  geschehen  könnte;  so  ist  zur  Verwaltung  die  Vertretung  der- 
jenigen Gemeinde  berufen;  welcher  nach  Verhältniss  der  Seelenzahl  (§.  4)  der 
grösste  Antheil  an  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen   zukommt.   Dieselbe  hat 
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« 

jedoch  über  ein  solches  gemeinschaftliches  Vermögen  den  Vertretungen  der  übrigen 
theilhabenden  Oemeinden  jährlich  Beebnung  zu  legen  und  denselben  das  nach  der 
Seelenzahl  (§.  4)  zu  bestimmende  Betreffiiiss  der  Erträgnisse  regelmässig 
abzuführen. 

§.  6.  Das  Armeninstituts-Vermögen  ist  von  der  Gemeinde  im  selbstatSfidigen 
Wirkungskreise  mit  Beachtung  der  besonderen  Widmungen  zu  verwalten  und 
abgesondert  zu  verrechnen. 

§.  7.  Die  Gepieindeverti-etungen  sind  jedoch  berechtigt,  zur  Besorgung  der  mit  der 
Armenpflege  verbundenen  Geschäfte  besondere  Commissionen  zu  bestellen,  deren 
Mitglieder  von  der  Gemeindevertretung  aus  sämmtlichen  in  der  Gemeinde  Wahl- 
berechtigten gewählt  werden.  Den  Wirkungskreis  dieser  Commisionen  hat  die 
Geindevertretung  festzustellen.  Durch  die  Bestellung  einer  solchen  Commission 
kann  aber  die  Gemeinde  weder  der  ihr  obliegenden  Verpflichtung  zur  Armenver- 
sorgung, noch  der  Verbindlichkeiten,  welche  sich  aus  der  ihr  zustehenden  Ver- 
waltung des  Institutsvermögens  ergeben,  enthoben  werden. 

§.  8.  Die  den  Armen  ausserhalb  der  Kirchen  freiwillig  gewidmeten  Gaben 
und  die  gesetzlichen  Zuflüsse  sind  auch  fortan  dem  Armeninstitute  zuzuführen. 
Die  gesetzlichen  Zuflüsse  werden  dureh  die  Reichs-  und  Landesgesetzgebung 
festgestellt. 

§.  9.  Zu  den  gesetzlichen  Zuflüssen  gehören  gegenwärtig  : 

a)  verschiedene  Arten  von  Strafgeldern ; 

b)  das  Erträgniss  von  Sammlungen  für  die  Armen  ausserhalb  der  Kirchen  und 
die  Almosen  aus  den  ausserhalb  der  Kirchen  für  die  Armen  aufgestellten 
Opferstöcken ; 

c)  Schaustellungs-  undMusiklicenzen; 

d)  Licitationsprocente; 

e)  das  Armendrittel  aus  Intestatverlassenschaften  der  Säculargeistlichkeit ; 

f)  die  Bezüge  aus  Vermächtnissen,  welche  vom  Erblasser  ohne  nähere  Bezeich- 
nung den  Armen  oder  zum  Heile  der  Seele  gewidmet  wurden. 

Wenn  im  Sinne  der  Widmung  die  Armeninstitute  verschiedener  Gemeinden 
an  solchen  Zuflüssen  Antheil  haben,  sind  bezüglich  der  Theilung,  oder  wo  eine 
solche  nicht  statthaft  ist,  bezüglich  der  Verwaltung  die  Bestimmungen  der  §§.  4 
und  5  in  Anwendung  zu  bringen. 

§.  10.  Alle  ausser  dem  Armeninstitute  bestehenden  Verwaltungen  von 
Stiftungen  und  Anstalten  zu  Armenzwecken  sind  verpflichtet,  das  Verzeichniss 
ihrer  Gaben  und  der  damit  Betheilten  dem  Vorsteher  jener  Gemeinde  auf  Ver- 
langen mitzutheilen,  in  welcher  die  Betheilten  das  Heimatsrecht  besitzen. 

§.11.  Die  Uebergabe  des  Vermögens  der  Pfarrarmen-Institute  ist  durch  die 
politische  Behörde  zu  vollziehen. 

Alle  diessfalls  oder  wegen  der  Theilung  (§§.  4  und  5)  entstehenden  Streitig- 
keiten sind  im  gesetzlichen  Instanzenzuge  zu  entscheiden. 

§.  12.  Hinsichtlich  der  Art  und  Weise  der  Verwaltung  des  Institutsver- 
mögens der  Berufung  gegen  Verftlgungen  der  Gemeindevorsteher  und  gegen 
Beschlüsse  des  Geroeindeausschusses,  dann  in  Bezug  des  Aufsichtsrechtes  gelten 
die  betreffenden  Bestimmungen  der  Gemeindeordnung  für  Kärnten. 

§.  1 3.  Wird  die  Verwaltung  von  Anneninstituten  schon  gegenwärtig  durch 
die  Gemeinden  geftihrt,  so  entfallen  auch  rücksichtlich  derselben  alle  bisher 
bestandenen  Beschränkungen  und  Bestimmungen,  welche  mit  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  im  Widerspruche  stehen,  insofern  sie  nicht  durch  (^sondere  Anordnun- 
gen des  Stifters  begründet  wären. 
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§.  14.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 
Mit  dem  Vollzüge  sind  Meine  Minister  des  Innern  und  für  Cultus  nnd  Unterricht 
beauftragt. .  Dieselben  sind  ermäc^htigt,  die  erforderlichen  Ansftlhrungsverordnun- 
gen  im  geeigneten  Wege  zu  erlassen. 

Wien,  am  21.  Februar  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

fihkra  m.  p.  Strenajr  m.  p. 

Nr.  100. 

Eriass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterriclit  vom  2.  Juli  1870, 

Z.  5736, 

an  Bämmtliche  Länderchefs,  beziehungsweise  Landesschulräthe, 

betreffend  die  Yorkehrung  zur  militili^isehen  Ansblldnng  jener  Personen 
des  CiTitetandes^  welche  zu  Landifehr-Ofllcieren  werden  ernannt  werden. 

Der  Herr  Minister  fUrLandesvertheidigung  hat  anher  eröfihet,  dass  das  (nach 
§.  27  des  Landwehrgesetzes  mit  der  Leitung  der  militärischen  Ausbildung  der 
k.  k.  Landwehr  betraute)  Landwehr-Obercommando  beabsichtige,  jene  Personen 
des  CirilstandeSy  welche  zu  Landwehr-Officieren  werden  ernannt  werden,  auf- 
zufordern, sich  —  soweit  ihre  Verhältnisse  es  überhaupt  möglich  machen,  behufs 
ihrer  entsprechenden  militärischen  Ausbildung,  freiwillig  zur  zeitweiligen  Dienst- 
leistung beim  stehenden  Heere,  eventuell  zur  Intervention  bei  der  nächstfolgenden 
Landwehr-Recruten- Ausbildung  zu  melden. 

In  Folge  dieser  Mittheilung  und  des  daran  geknüpften  Ersuchens  ergeht  an 

Euer (den  k.  k.  Landcsschulrath)  der  Auftrag,  falls  jetzt  oder  späterhin 

aus  jenem  Kreise,  auf  welchem  sieh  die  dortige  Disciplinargewalt  erstreckt, 
Landwehr-OflRciere  entnommen  werden  sollten,  auf  die  Betreffenden  erforderlichen 
Falles  in  dem  angedeuteten  Sinne  einzuwirken,  und  ihnea  den  zu  einer  solchen 
temporären  Dienstleistung  erforderlichen  Urlaub  auf  ihr  Einschreiten  selbst  zu 
.ertheilen,  beziehungsweise  wegen  Ertheilung  desselben  anher  den  Antrag  zu 
richten. 

Anmerknng.  Ein  gleicher  ErlasB  wurde  an  die  akademischen  fiebördon  und  das  Bec- 
torat  des  polytechnischen  Institutes  in  Wien  gerichtet. 

Nr.  101. 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  4.  Juli  1870, 

Z.  4205, 

an  den  Statthalter  für  Steiermark 
(aus  AnlasB  eines  speciellen  Falles) 

betreffend  die  Stellrertretung  des  Lapdescheüs  im  Laudesschalrathe. 

Was  die  gestellte  Anfrage,  betreffend  die  Stellvertretung  des  jeweiligen 
Landeschefs  im  Landesschubrathe  ajibelangt,  kann  es  mit  Hinblick  auf  den  Wort« 

40* 
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laut  der  im  §.  38  sab  1  des  SchnlanfsiohtsgeBetzes  ftlr  Steiermark  enthaltenen 
Bestinminng  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Landesehef  an  den  nach  dem 
Gesetze  vom  19.  Mai  1868  (R.  6.  Bl.  Nr.  44)  zn  seiner  Stellyertretang  berufenen 
Rath  der  politischen  Landesbehörde  nicht  gebunden  sei  und  daher  auch  einen 
anderen  Rath  der  politischen  Landesstelle  mit  der  gedachten  Function  betrauen 
könne. 

Aus  Opportunitätsräcksichten  wird  es  sich  jedoch  empfehlen,  dass  von 
einer  solchen  Wahl  Umgang  genommen  und  der  zur  Vertretung  des  Landeschefs 
überhaupt  berufene  Rath  stets  auch  zum  Stellvertreter  im  Landesschulrathe 
bestimmt  werde.  Hiebei  kann  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  bei  der  Bestimmung 
dieses  Fnnctionärs  auf  die  im  §.  38  sub  2  bis  7  des  Schulaufsichtsgesetzes 
bezeichneten  Mitglieder  des  Landesschulrathes  nicht  gegriffen  werden  kann,  weil 
die  Yersehung  der  denselben  gesetzlich  zugewiesenen  Functionen  mit  der  gleich- 
zeitigen Führung  des  Vorsitzes  und  der  sonstigen,  dem  Vorsitzenden  übertragenen 
Geschäfte  sich  durchaus  nicht  vereinbaren  liesse. 


Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
4.  Juli  d.  J.  allergnädigst  zu  genehmigen  geruht,  dass  an  dem  deutschen  Osrmnasiam  eu  Brunn 
vier  LehrsteUen  extra  statnm  mit  den  an  diesem  Qymnasium  systemishten  Besttgen  auf  die  Dauer 
des  Bedarfes  vom  Schuljahre  1870/1  angefangen  errichtet  werden. 

Die  für  Mähren,  Oberösterreich  und  Schlesien  in  Gemässheit  der  Sehulaufsichts- 
gesetze  vom  12.  Jänner,  21.  und  28.  Februar  d.  J.  eingesetzten  Landesschulrathe  haben  ihre 
Wirksamkeit  begonnen. 

Der  Leiter  des  Ministerioms  für  Cnltus  und  Unterricht  hat  der  Privat- Volksschule  der 
israelitischen  Cnltnsgemeinde  in  Graz  das  Oeffentlicbkeitsrecht  ertheilt 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
24.  Juni  d.  J.  den  Schriftsteller  Heinrich  Schmitt  zum  Mitgliede  des  galizischen  Landesschul- 
rathes allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
28.  Juni  d.  J.  den  Professor  an  der  Oberrealschule  in  Graz,  Dr.  Joseph  Gobanz^  zum  Landes- 
sohnlinspector  zweiter  Classe  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  26.  März  1869  (R.  G.  Bl.  Nr.  40)  wurde  dem  Dr.  Joseph 
Gobanz  die  Inspeotion  der  Volksschulen  in  Kämthen  mit  dem  Amtssitze  in  Klagenfurt  über- 
tragen. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
5.  Juli  1.  J.  dem  Direotor  der  meteorologischen  Centralanstalt,  Dr.  Carl  Je I ine k«  den  Titel 
und  Charakter  eines  Sectionsrathes  allergnädigst  zu  verleihen  und  zu  gestatten  geruht,  dass 
derselbe  im  Unterrichtsministerium  in  ausserordentliche  Verwendung  genommen  werde. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
15.  Juli  1.  J.  den  Architecten  Alois  Bulif  zum  Bauinspector  bei  der  Durection  der  Guter  des 
gr.  or.  Bukowinaer  Religionsfondes  allergnädigst  zu  ernennen  geruht 
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Der  Leiter  des  Mioisteriums  für  Cultus  und  Unterricht  bat  den  Supplenten  an  dem  Com- 
niunaMlealgymnaBium  in  Mariabilf,  Friedrich  Umlauft,  zum  wirklichen  Lehrer  an  der  k.  k. 
Oberrealschule  in  Klagenfurt  ernannt. 

Der  Minister  lUr  Cultus  und  Unterricht  hat  im  Grunde  der  mit  der  Allerhöchsten  Ent- 
scbliessung  vom  30.  Juni  1.  J.  allergnädigst  ertheilten  Ermächtigung  dem  Institutsvorsteher  in 
Genfy  Dr.  Ferdinand  Lotheisen,  sum  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule  auf  der  Land- 
strasse ernannt 

Der  Minister  fiir  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Dechant  Wilhefan  Weber  in  Hobenelbe 
zum  Bezirkssohttlinspector  für  die  deutschen  Schulen  in  den  Bezirken  Hoheuelbe,Ji6in,  Königin- 
hof und  Starkenbach  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  an  der'k.  k.  Oberrealschule  in 
Troppau,  Eduard  Himmel,  zum  wirklichen  Lehrer  dieser  Anstalt  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  am  königl.  ungarischen  Staats- 
gymnasium  in  Hermannstadt,  Eduard  Scholz,  zum  Director  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt 
in  Innsbruck  ernannt,  und  dem  bisherigen  Schuldirector  daselbst,  Joseph  Mösmer,  die  erste 
Hauptlehrerstelle  an  dieser  Anstalt  verliehen. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  Volksschule  in  Traundorf,  Gerichtsbezirk  Tultn,  ist  die  Lehrer-,  zugleich 
Messner-  und  Organistenstelle  zu  besetzen. 

Mit  diesem  Dienstposten  ist  nebst  der  freien  Wohnung  eine  Dotation  von  298  fl.  I6V2  kr. 
ö.  W.  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Lehrerstelle  haben  ihre  vorschriftsmässigen  Gesuche  bis  Ende 
Juli  I.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Hernais  zu  tiberreichen. 

An  der  k.  k.  Oberrealschnle  in  Brunn  sind  vier  Lehrerstellen  extra  statum  mit  den 
systemmässigen  Bezügen  zu  besetzen,  und  zwar : 

1.  Eine  Lehrstelle  für  das  Freihandzeichnen  mit  subsidiarischer  Verwendung  für  das 
Linearzeichnen; 

2.  eine  Lehrstelle  fUr  Mathematik  und  Physik ; 

3.  für  deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte  \ 
4  fär  Chemie  und  Physik. 

Die  vorschriftsgemass  instruirten  Gesuche  sind  bis  zum  10.  August  l.J.  im  Dienstwege 
beim  k.  k.  Landesschnlrathe  für  Mähren  einzubringen. 

An  der  Landesoberrealschule  in  Z  n  a  i  m  sind  der  Posten  eines  Directors  der  Anstalt 
nnd  folgende  Lehrstellen  zu  besetzen : 

1.  Für  die  Religionslehre  nebst  subsidiarischer  Verwendung  fUr  das  deutsche  Sprachfach 
oder  für  Geographie  und  Geschichte ; 

2.  für  deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte; 

3.  für  die  französische  Sprache  nebst  subsidiarischer  Verwendung  für  die  englische  oder 
deutsche  Sprache; 

4.  für  Mathematik  und  Physik ; 

5.  für  die  Chemie  und  Naturgeschichte ; 

6.  für  das  Freihandzeichnen  und  die  darstellende  Geometrie. 
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Da  die  Landesoberrealschule  in  Znaim  neu  errichtet  wird,  so  ist  die  angegebene  Grup- 
pirung  der  Lehrfächer  als  keine  feststehende  anzusehen,  und  es  k  önncn  in  berücksichtigungs- 
werthen  Fällen  Aenderungen  derselben  vorgenommen  werden. 

Für  den  Director  ist  ein  Gehalt  von  700  fl.  ö.  W.  und  eine  Functionszulage  von  300  fl. 
ö.  W.,  und  för  jeden  der  ordentlichen  Lehrer  ein  Gehalt  von  700  fl.  ö.  W.,  bei  allen  mit  dem 
Rechte  auf  Decennalzulagen  systemisirt. 

Dabei  muss  bemerkt  werden,  dass  der  mährische  Landesausschnss  in  seiner  Sitzung  vom 
2.  Juni  1.  J.  beschlossen  hat,  bei  dem  Landtage  die  Gleichstellung  der  Bezüge  der  Directoren 
und  Lehrer  an  den  Landesoberrealschulen  mit  den  nach  dem  Gesetze  vom  9.  April  1870  für 
die  Professoren  an  Staatsmittelschulen  normirten  in  Antrag  zu  bringen.  Ebenso  wurde  im 
Sinne  des  §.11  des  erwähnten  Gesetzes  die  Beobachtung  derReciprocität  ausdrücklich  erklärt. 

Die  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  sind  bis  zum  10.  August  I.  J.  im  Dienstwege 
beim  k.  k.  Landesscbulrathe  für  Mähren  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  P  o  r  u  b  a  ist  eine  Unterlehrersstelle  mit  dem  Jahresgehalte  von 
126  fl.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen Über  ihr  Alter,  ihre  Befähigung  und  bisherige  Verwendung,  sowie  über  die  vollkommene 
Kenntniss  der  deutschen  und  böhmischen  Sprache  bis  10.  August  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft  in  Troppau  einzubringen. 

Im  Nentitscheiner  Schulbezirke  sind  folgende  Lehrerstellen  erledigt: 

1.  Die  Unterlehrersstelle  an  der  exponirten  Lehrerstation  inJanowitz,  mit  böhmischer 
Unterrichtssprache,  mit  einem  Gehalte  jährlicher  160  fl.  nebst  Wohnung  und  Holz ; 

2.  die  Unterlehrersstelle  an  der  Volksschule  in  Petrko  witz,  mit  böhmischer  Unterrichts- 
sprache, mit  dem  Gehalte  jährlicher  157  fl.  nebst  Wohnung  und  dem  Genu6se  eines  Haus- 
gärtchens ; 

3.  die  Unterlehrersstelle  an  der  zweicIassigen  Volksschule  in  Partschendorf,  mit 
deutscher  Unterrichtssprache,  mit  dem  Gehalte  jährlicher  126  fl. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  dem  Nachweise 
ihrer  Befähigung  versehenen  Gesuche  bis  10.  August  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirksbauptmanii- 
Schaft  Neutitschein  zu  überreichen. 

An  der  mit  dem  Schuljahre  1870/1  zu  eröffnenden  städtischen  Bürgerschule  in  Linz  ist 
die  Stelle  des  Directors,  zugleich  Lehrers  der  Naturwissenschaften,  zu  besetzen. 

Mit  der  genannten  Stelle  ist  ein  Jahresgehalt  von  1000  fl.,  der  Anspruch  auf  vier  Quin- 
quennalzulagen  ä  50  fl.  aus  dem  Landesfonde  und  ein  jährliches  mit  15  Percent  des  fixen* 
Gehaltes  zu  bemessendes  Quartiergeld  verbunden. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  mit  den  Belegen  Über  Alter,  die  zurückgelegten 
Studien  und  die  bisherige  Verwendung  im  Lehramte,  femer  über  die  Lehrbefähigung  in  den 
mathematisch  -  naturwissenschaftlichen  Fächern  für  Bürger-  und  Mittelschulen  versehenen 
Gesnche  bis  20.  August  d.  J.  im  Wege  der  vorgesetzten  Behörde  bei  dem  k.  k.  Hezirkssohul- 
rathe  der  Landeshauptstadt  Linz  einzubringen. 

An  der  neuerrichteten  Volksschule  in  Ribnik  (Mähren),  mit  deutscher  Unterriohta- 
sprache,  ist  die  Lehrersstelle  zu  besetzen.  Hiemit  ist  ein  Jahresgehalt  von  260  fl.  aas  Local- 
mittein  und  der  Genuss  einer  freien  Wohnung  im  Schulgebäude  vorbanden. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  bis  15.  Angost  d.  J.  an  die 
k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  zu  Littau  einzusenden. 

Am  k.  k.  Gymnasium  in  Ig  lau  ist  die  Directorsstelle  mit  den  systemmässigeD  Bezügen 
zu  besetzen. 

Bewerber  um  dieselbe  haben  ihre  vorsobriftagemäss  instrairtea  Oeauehe  bis  xam 
15.  August  l  J.  im  Dienstwege  beim  k.  k.  Landesscbulratbe  in  Brunn  einzubringen. 
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Bei  der  zweidassig^n  Volkflsobnle  zu  Ganneradorf,  Oericbtsbezirk  Mistelbaob,  ist 
die  Oberlebrerastelle  mit  den  fauionsmäsBigen  Bezügen  zu  besetaen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  baben  ihre  mit  den  Befähigungszeugnissen  versehenen  Oesucbe 
bis  15.  August  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirksbanptmannschaft  Mistelbach  zu  überreichen. 

An  dem  k.  k.  technischen  Institute  in  Brunn  sind  zwei  Assistentenstellen,  eine  bei  der 
Lehrkanzel  fttr  Hochbau  und  die  andere  bei  der  Lehrkanzel  für  darstellende  Geometrie  und 
Encjclop&die  des  Maschinenwesens,  je  mit  dem  Jahresgehalte  von  400  fl.  ö.  W.,  zu  besetzen. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  zwei  Jahre  und  kann  ausnahmsweise  auf  weitere  zwei  Jahre 
verlängert  werden. 

Bewerber  nm  diese  Stellen  haben  ihre  Gesuche  mit  den  Belegen  Ober  Alter,  zurückgelegte 
Studien  und  ihre  bisherige  Verwendung  bis  10.  August  1.  J.  bei  der  Institutsdirection  eiazu- 
bringen. 

Die  Lehrersstellen  an  den  eindassigeu  Volksschulen  inScharnstein  und  Russbach 
sind  definitiv  zu  besetzen.  Mit  jeder  derselben  ist  ausser  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt 
von  600  fl.  verbunden,  welcher  von  dem  Zeitpuncte  der  ersten  definitiven  Anstellung  als  Lehrer 
an  einer  öffentlichen  Schule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  bis  zum  vollendeten 
25.  Dienstjahr  von  5  zu  5  Jahren  um  50  fl.  jährlich  erhöht  werden  wird. 

Bewerber  um  eine  dieser  beiden  Stellen  haben  ihre  belegten  Gesuche ,  für  jede  Stelle 
abgesondert^  bis  20.  Augast  d.  J.  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirksschulratbes  beim  k.  k. 
Bezirksschnlrathe  Gmnnden  einzubringen. 

An  der  Schule  in  £be  Isberg  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers  mit  der  gesetzmässigen 
Besoldung  von  400  fl.  vacant  geworden. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  15.  August  d.  J.  beim  Bezirksscbul- 
rath  in  Linz  einzubringen,  und  zwar,  wenn  dieselben  bereits  Lehrer  sind,  im  Wege  ihres  vorge- 
setzten Bezirksscbulrathes. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  in  der  Stadt  Baut  seh  (Mähren)  ist  eine  Lehrerstelle 
mit  deutscher  Unterrichtssprache  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Lehrposten,  mit  welchem  ein  Jahresgehalt  von  300  fl.  und  Natural- 
Wohnung  verbunden  ist,  wollen  ihre  Eingaben,  versehen  mit  dem  Geburtsscheine,  dem  Lehr- 
befÜbigungs- und  VerwendungszeugDisse  bis  10.  August  I.  J.  bei  derk.  k. Bezirkshauptmann- 
Schaft  in  Stcmberg  einbringen. 

Am  k.  k.  Gymnasium  zu  Feldkirch  in  Vorarlberg  ist  eine  Lehrerstelle  für  classsische 
Philologie  mit  deutscher  Unterrichtsprache  zu  besetzen. 

Der  Gehalt  ist  der  nach  dem  Gesetze  vom  9.  April  d  J.  für  Staatsgymnasien  syste- 
misirte. 

Gehörig  instruirte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  stilisirte  Ge- 
suche sind  bis  zum  10.  August  1.  J.  im  Dienstwege  beim  k.  k.  Landesechulrath  ftir Vorarlberg 
zu  Bregrenz  einzureichen. 

Später  einlangende  Gesuche  können  nicht  berücksichtigt  werden. 

Mit  Beginn  des  heurigen  Schuljahres,  das  ist  vom  1.  September  d.  J.,  kommt  an  der  neu- 
errichteteten  Gemeindeschule  zuZarazitz.  bei  Wessely  (Mähren)  die  Stelle  eines  Lehrers 
zu  besetzen,  mit  welcher  nebst  freier  Wohnung  der  Bezug  eines  jährlichen  Gehaltes  von  940  fl. 
ans  den  Gemeinderenten,  dann  der  unentgeltliche  Genuss  von  fünf  Metzen  Aecker  und  zwei 
Metsen  Wiesengrunnd  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Gesuchsteller  haben  ihre  mit  dem  Lehrbefahigungszeugnisse,  dann  ihren  sonstigen  Ver- 
wendungszengnlssen  belegten  Gesuche  bis  30.  J  u  1  i  d.  J.  bei  dem  Zarazitzcr  Gemeindevor- 
stande einzubringen. 
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Zor  Beseteaiig  einer  Lehrstelle  fQr  Physik  an  der  k.  k.  Oberrealachule  ca  Klagenf  urt 
wird  der  Coneurs  mit  dem  Bemerken  ausgeschrieben,  dass  bei  deren  Verleihung  die  Nelien 
beföhigang  ans  der  Mathemathik  für  Oberrealschalen  oder  Obergymnasien  einen  Vorzug 
gewährt. 

Mit  dieser  Stelle  sind  die  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  sistemisirten  BezOge 
verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftmassig  instruirten  und  an  das  k.  k.  Mini* 
sterium  für  Cultus  und  Unterricht  stilieirten  (xesuche  bis  8.  August  1.  J.  beim  k.  k.  Landes- 
schuirathe  für  Kärnten  im  Dienstwege  einzubringen. 

An  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Linz  Ist  die  Stelle  eines  Hauptlehrers  für  Mathe- 
matik und  Zeichnen,  subsidiarisch  für  Naturwissenschaften,  zu  besetzen. 

Die  Bezüge  sind  durch  das  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869,  R.  G.  BL  Nr.  62, 
bestimmt. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirten,  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht 
gerichteten  Gesuche  bis  20.  August  d.  J.  entweder  unmittelbar,  oder  wenn  sie  bereits  ange- 
stellt sind,  durch  ihre  vorgesetzte  Behörde  an  den  k.  k.  Landesschulrath  für  Oberösterreich 
gelangen  zu  lassen. 

An  demPiseker  k.  k.  Gymnasium  ist  Eine,  and  an  dem  Koni ggr  ätze r  k.  k.  Gymna- 
sium sind  zwei  philologische  Lehrstellen  mit  dem  systemlsirten  Gehalte  von  800fl.  und  mit  dem 
Ansprache  auf  die  gesetzlichen  Quinquennalzulagen  von  200  fi.  In  Erledigung  gelangt 

Zur  Wiederbesetzung  dieser  Lehrstellen  wird  der  Concurs  mit  dem  Bedeuten  ausge- 
schrieben, dass  die  Bewerber  ihre  mit  den  Ausweisen  über  Lehrbefahigung,  Alter,  Stand  und 
moralisches  Verhalten  und  bisherige  Verwendung  belegten  Gesuche  bis  zum  15.  An  gast  d.  J. 
im  vorgeschriebenen  Dienstwege  bei  dem  k.k.Landesschulrathe  für  Böhmen  einzubringen  haben. 

Diejenigen  Competenten,  welche  subsidiarisch  für  eine  der  Landessprachen  oder  für 
Geographie  und  Geschichte  verwendbar  sind,  werden  vor  den  übrigen  den  Vorzug  erhalten. 

An  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Troppau  sind  zwei  Hauptlehrerstellen  mit  den 
durch  §.  36  des  Reichgesetzes  vom  14.  Mai  1869  systemlsirten  Bezügen  zu  besetzen,  und  zwar: 

1.  Für  Geographie,  Geschichte  und  Naturgeschichte; 

2.  für  Naturwissenschaften,  Mathematik  und  Zeichnen. 

Die  Bewerber  haben  ihre,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  oben  verlangte 
Lehrbefahigung  und  die  bisherige  Dienstleistung  nachweisenden,  gehörig  iustrnirten  Gesuche 
bis  15.  August  1.  J.  beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Troppau  im  Wege  ihrer  vorgesetzten 
Behörden  einzubringen. 

Unter  den  Bewerbern  werden  besonders  jene  berücksichtigt  werden,  welche  sich  mit  der 
Befähigung  für  den  Unterricht  in  der  Landwirthschaftslehre  oder  mit  der  Keuntniss  der  böhmi- 
schen Sprache  auszuweisen  In  der  Lage  sind. 

An  der  k.k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Te sehen  ist  eine  Hauptlehrersstelle  fUr Geographie 
und  Geschichte,  eventuell  für  das  deutsche  Sprachfach  für  Psychologie,  Logik,  Erziehungs- 
kunde und  Unterrichtslehre,  mit  den  durch  §.  36  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  systemi- 
sirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  oben  verlangte 
Lehrbefähigung  und  die  bisherige  Dienstleistung  nachweisenden  Gesuche  bis  15.  August  d.J. 
beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Troppau  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörden  einzubringen. 

An  dem  gr.  or.  Gymnasium  zu  Suczawa  in  der  Bukowina  ist  mit  Beginn  des  nächsten 
Schuljahres  1870/71  eine  Lehrerstelle  für  Geographie  und  Geschichte  mit  deatscber  Unterrichts« 
spräche  zu  besetzen. 

Mit  dieser  Lehrstelle  ist  vorläufig  bis  zur  Regalirung  der  Gtohalte  nach  dem  Gesetze  vom 
9.  April  1870  ein  Jahresgehalt  von  945  fl.  mit  dem  Vorrückongsrechte  in  die  Gehaltsstufe  von 
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1050  fl.  und  dem  Ansprache  aof  Decennalzulagen  unter  den  gesetslichen  Bedingungen  ver- 
banden. 

Der  Termin  zur  Bewerbung  um  diese  Stelle  wird  bis  20.  August  1.  J.  ausgeschrieben  und 
haben  bis  dahin  jene  Candidaten,  welche  dieselbe  zu  erbalten  wünschen,  ihre  diessfSlligen 
Gesuche,  falls  sie  bereits  in  einer  öffentlichen  Bedienstnng  stehen,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten 
Behörde,  sonst  aber  unmittelbar  bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Czemowitz  einzubringen. 

£s  wird  übrigens  bemerkt,  dass  der  höhere  Grad  subsidiarischer  Verwendbarkeit  zum 
Ujp^errichte  in  dem  deutschen  Sprachfache  oder  im  Lateinischen  und  Griechischen  für  das 
Untergymnasium  unter  übrigens  gleichen  UmstSnden  vorzugsweise  berücksichtigt  werden 
würde,  und  dass  gesetzlich  befähigte  Bewerber,  welche  der  gr.  or.  Kirche  angehören  und  der 
rumänischen  Sprache  nebst  der  deutschen  mächtig  sind,  den  Vorzug  erhalten,  und  dass  im 
Falle,  als  diese  Stelle  mit  einem  Bewerber  anderer  Confession  besetzt  werden  müsste,  derselbe 
sobald  als  ein  vorschriftsmässig  bef&higter  Candidat  des  gr.  or.  Bekenntnisses  zu  Gebote 
stehen  wird,  eine  andere  Verwendung  erhalten  wird. 

An  der  deutschen  Volksschule  zu  Neudorf,  Bezirk  Gablonz  (Böhmen),  ist  eine  ünter- 
lehrersstelle  mit  dem  Gehalte  von  300  fl.  und  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  den  Bef&higungs-  und  Verwendnngszeugnissen  belegten  Ge- 
suche bis  25.  August  1.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Gablonz  einbringen. 

An  der  Volksschule  zu  Gablonz  a/N  (Böhmen)  sind  zwei  UnterlehrersteUen ,  mit  wel- 
cher der  Jahresgehalt  von  je  350  fl.  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Beiyerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Kachweise  ihrer  Befähigung  und 
der  bisherigen  Verwendung  im  Schulfache  bis  Ende  August  d.  J.  bei  dem  Schulausschusse 
in  Gablonz  a/N.  zu  überreichen. 

An  der  Communaloberrealschule  und  zugleich  Realgymnasium  zu  Elbo gen  sind  zwei 
Professorenstellen  mit  dem  systemisirten  Gehalte  k  600  fl.  mit  dem  Vorrückungsrechte  in  die 
höheren  Gehaltsstufen  von  700—800  fl.  ö.  W.  und  Decennalzulagen  erlediget. 

Zur  Erlangung  einer  dieser  Dienstesstellen  ist  die  Lehrbefahigung  im  Allgemeinen,  spe- 
ciell  aber  die  mit  guten  Ei^fplge  abgelegte  Prüfung  aus  der  lat^ischen  und  griechischen 
Sprache  oder  aus  der  Mathematik  und  Physik  erforderHch  und  erhaken  jene  Bewerber,  welche 
sich  die  Befähigung  zur  Docirung  der  böhmischen  Sprache  erworben  haben,  den  Vorzug. 

Jene,  welche  eine  dieser  Dienststellen  zu  erhalten  wünschen,  haben  ihre  eigenhändig 
geschriebenen  Gesuche  unter  zugleicher  Nachweisung  des  Alters,  Standes  etc.  bis  längstens 
20.  August  l.  J.  beim  Elbogner  Stadtrathe  einzubringen. 

♦ 

An  der  zweidassigen  Volksschule  in  Weng  (Oberösterreich)  ist  die  Lehrerstelle  durch 
Todfall  erledigt,  zu  deren  Besetzung  der  Concurs  hiemit  ausgeschrieb.en  wird. 

Die  Bezüge  dieser  Schulstelle  sind  durch  §.  45  des  Landesgesetzes  vom  23.  Jänner  1870, 
Gesetz-  und  Verordnungsblatt  VIII,  Stück  Nr.  10,  normirt 

Die  Bewerber  haben  ihre  vorschriftmässig  documentirten  Gesuche  bis  27.  August  d.  J. 
entweder  unmittelbar,  oder  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirks- 
sehnlbehörde  beim  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Braunau  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Bohle  mit  deutscher  Unterrichtssprache  ist  die  Unterlehrerstelle 
provisorisch  zu  besetzen,  mit  welcher  nebst  Natural wohnung  und  Beheizung  ein  jährlicher 
Gehalt  von  200  fl.  ö.  W.  und  die  Verpflichtung  verbunden  ist,  in  den  Wintermonaten  in  den 
eingeschalten,  eine  halbe  Stunde  entfernten  Gemeinden  Nebes  und  Steine  den  Excurrendo- 
unterricht  zu  ertheilen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  versehen  mit 
den  erforderlichen  Nachweisen,  bis  10.  August  l.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in 
Hohenstadt  einzubringen. 
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Verfugungen, 

betreffend  Lehrbficher  und  Lehrmittel. 

Im  Verlage  von  R.  A.  Oldenburg  in  München  erscheint  nnter  dem  Titel: 

„Die  Natnrkräfte^  eine  naturwissenschaftliche  Volksbibliothek^  herausgegeben  von 

einer  Anzahl  von  Oelehrten.  Das  ganze  Werk  ist  auf  circa  30  Lieferungen  oder 

10  Bände  berechnet  und  ist  reich  illustrirt  Preis  eüier  Lieferung  von  6 — 7  Bogen 

8  Sgr.  oder  28  kr. ;  Preis  eines  Bandes  von  3  Lieferungen  24  Sgr.  oder  1  fl.  24  kr. 

(1  fl.  40  kr.  ö.  W.) 

Auf  das  vorstehende  Werk  werden  mit  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultns  und  Unterricht 
vom  28.  Juni  1870,  Z.  5912,  die  Mittelschulen  und  Lehrerbildungsanstalten  zum  Zwecke  allfU- 
Uger  Anschaffung  für  die  Bibliothen  aufmerksam  gemacht 

Mit  Erlass  vom  29.  Juni  1870»  Z.  5332,  hat  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht 
erklärt,  dass  gegen  die  Verwendung  des  Buches : 

„Geschichte  der  göttlichen  Offenbarung  des  alten  Bundes.^  Von  Franz 
Fischer.  Wien,  1870.  Preis  eines  Exemplares  1  fl. 

als  Lehrbuch  bei  dem  katholischen  Religionsunterrichte  in  den  unteren  Classen  der 
Mittelschulen  der  Wiener  Erzdiöcese  kein  Anstand  obwaltet. 


Kundmachung 

wegen  Besetximg  zweier  Lehrentellen  an  der  landschaftlichen  Bttrgenchnle 

in  Jndenborg. 

An  der  landschaftUchen  Bürgerschule  in  Judenburg  sind  mit  Beginn  des  Schuljahres 
1870/1  Bwei  Lehrerstellen,  und  swar: 

a)  für  deutsche  Sprache  und  Geographie  und  Geschichte ; 
h)  für  Naturgeschichte  und  Naturlehre 

mit  deutscher  Unterrichtssprache  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen,  mit  denen  der  Bezug  eines  Jahresgehaltes  von  je  800  fl.  O.W. 
mit  dem  Ansprüche  auf  zweimalige  Decennalzulagen  von  je  100  fl.  0.  W.  nach  in  der  Eigen* 
Schaft  eines  Lehrers  an  einer  Bürgerschule  oder  Mittelschi^e  zurückgelegten  zehn-  und  rflek- 
sichtsweise  zwanzigjähriger  Dienstzeit  verbunden  ist,  haben  iiire  mit  den  Ausweisen  über  das 
Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  BeflUiigung  zum  Lehramte,  und  zwar  mindestens  für 
Unterrealschulen  und  die  bisherige  Dienstieistung  im  Lehrfache  oder  sonstige  Verwendung 
instruirten  Gesuche  bis  Ende  Juli  d.  J.  bei  dem  steiermärkischen  Landesausschusse  unmit- 
telbar, falls  sie  aber  bereits  anderweitig  bedienstet  sind,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde 
zu  Überreichen. 

Unter  den  Bewerbern  um  die  Lehrerstelle  für  Natargeschichte  und  Naturlehre  werden 
Jene  vorzugsweise  berücksichtiget,  welche  auch  ihre  Eignung  zum  Unterrichte  in  der  Arith- 
metik und  Geometrie. aus  weisen. 

Die  definitive  Anstellung  erfolgt  erst  nach  zurückgelegtem  Probe-Triennium. 
Graz,  am  6.  Juni  1870. 

Vom  nteieniL  LandesauBBchuBne. 
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Im  Verlage  von  L.  W.  Setdel  k  Sohn  in  Wien  ist  soeben  erschienen: 

Deutsches  Lesebuch 

für  die 

österreichischen  Mittelschulen. 

Von 

Theodor  Vernaleken. 

Vierter  Theil  für  die  vierte  Classe. 

Preis  1  fl. 

Dieser  Band  für  die  nen  ins  Leben  tretende  vierte  Classe  zusammengestellt,  wird  gewiss 
den  Herren  Professoren  erwünscht  sein. 

Wir  sind  gerne  bereit,  denjenigen  Herren,  welche  die  Einführung  beabsichtigen,  dieaen 
sowie  die  in  nenen  Auflagen  erschienenen  drei  ersten  Bände  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Competenz-Ausschreibnng 

znr  Besetzung  zweier  Lehrstellen  an  der  landschaftl.  Obexrealsohule 

in  Oraz. 

An  der  steierm.  landsch.  Oberreaischule  in  Graz  sind  zwei  Lehrerstellen 

a)  für  Naturgeschichte  als  Hauptfach,    und  Chemie  oder  Physik  oder  Mathematik  als 
Nebenfach, 

b)  für  französische  Sprache  als  Hauptfach,  mit  Englisch  oder  Deutsch  oder  Geographie  und 
Geschichte  als  Nebenfach, 

in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stellen,  mit  welchen  der  Jahresgehalt  von  je  840  fl.  0.  W.  mit  dem 
Rechte  der  Vorrtlckung  in  die  höhere  Gehaltsstufe  von  1050  fl.,  dann  den  Anspruch  auf  zwei 
Decennalzulagen  ä  210  fl.  ö.  W.  verbunden  ist,  haben  ihre  Gesuche  und  zwar  bezüglich  der 
Lehrstelle  für  französische  Sprache  unter  Nachweisung  sämmüicher  in  der  Verordnung  des 
Herrn  Ministers  fOr  Cultus  und  Unterricht  vom  8.  August  1869,  R.  G.  Bl.  Jahrg.  1869  Nr.  141, 
vorgeschriebenen  Bedingungen  an  den  steierm.  Landesausschuss  zu  stylisiren  und  bis  läng- 
stens 15.  August  d.  J.  gemäss  §.  26  des  Landesgesetzes  vom  8.  Jänner  1870  Nr.  19,  wirksam 
für  Steiermark,  betreffend  die  Realschulen  bei  dem  k.  k.  steierm.  Landesschulrathe  in  Graz  zu 
überreichen. 

Graz,  am  9.  Juli  1870. 


In  der  k«  k«  Hof^  und  Staatsdiruekeirei  in  M^ien.  ist  erschienen: 

L  a  n  d  e  s  -  G  e  s  e  t  z 

fiir  das 

Erzherzogtliuiii  Oesterreich  unter  der  Enns 

vom  5.  April  1870, 

betreffend 

die  Begelung  der  Errichtimg,  der  Erhaltung  und  des  Besuches 

der  öffentlichen  Volksschulen. 

Preis  t »  kr.  ö.  W. 
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Für  Eeal-,  Gewerbe-  und  technische  Fachschulen. 

BdC  o  <l  e  1 1  e 


von  Maschinentheilen:  Schrauben-Nietverbindangen,  Zapfenlager,  Kupplungen, 
Kurbeln,  Kreuz-Pleunlköpfe,  Hahnen,  Kolben,  Ventile  etc.  nach  den  bewährtesten 
ConstructionsverhältniBsen  (Meuieux,  Bedienbacher)  gearbeitet,  als  Lehrmittel  für 
den  Unterricht  im  constructiven  und  Maschinen-Zeichnen  höchst  geeignet,  liefert  auf  Verlangen 

£.  F.  Bybicka, 

Constructeur  an  der  Gewerbeschnle  zu  Strakonic. 


In  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruekerei  in  Wien  ist  erschienen  nnd  dnrch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  besiehen : 

Handzeiolmungen,  historische,  von  Joh.  Nep.  Geiger,  mit  erklärendem  Texte  von  Gust 
Adolf  Schimmer.  Mit  90  Tafeln,  brosch.  5  fl« 

Wir  bieten  mit  diesem  prachtvollen  Album  jedem  Patrioten  und  Geschichtsfrennde  eine 
herrliche  Rundschau  in  der  vaterländischen  und  auch  allgemeinen  Ghsschichte  in  ihrem 
Zusammenhange  dar.  Die  von  Johann  NepomukGeiger  in  90  trefflichen  Umrissen 
meisterhaft  gezeichneten  Darstellungen  fuhren  jedem  Beschauer  die  interessantesten  nnd 
schönsten  Sagen  und  die  wichtigsten  geschichtlichen  Momente  der  Vorzeit  bis  auf  jene 
der  Gegenwart  vor  Augen.  Der  erklärende  Text  von  Gustav  Adolf  Schimmer  wechselt 
mit  dessen  anmuthiger  Prosa  und  mit  poetischen  Blassen  unserer  gefeiertsten  JDiohter 
der  Neuzeit,  wie  Anastasius  Grün,  Halm,  Seidl,  Joh.  N.  Vogl  und  Anderer.  Durch  dieses 
würdige  Zusammenwirken  wurde  es  ermöglicht,  eine  vaterländische  Gailerie  zu  schaffen, 
die  die  Liebe  zum  österreichischen  Vaterlande  mächtig  wecken  und  erheben  wird.  Der 
von  10  fl.  auf  5  fl.  ermässigte  Preis  macht  dieses  schöne  Album  der  grössten  Verbreitung 
Bo  würdig,  dasB  es  in  keiner  Schule  und  in  keiner  Familie  fehlen  sollte. 

Bilder- Atlas  zur  wissenschaftlich-populären  Naturgeschichte  der  Wirbelthiere.  Quart-Format. 
Der  ganze  Atlas  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  ausgeführten  Blättern  und  kostete 
complet  früher  126  fl.  —  jetzt  nur  mehr  60  fl. 

Hieraus  ist  auch  zu  haben: 

BildfBirJltlas  der  Säugethiere,  in  11  Heften,  früher  34  fl.  65  kr.  —  jetzt  18  fl. 

„              „    Vögel,  in  14  Heften,  früher  44  fl.  10  kr.  —  jetzt  20  fl. 

„              „   Fische,  in  6  Heften,  früher  18  fl.  90  kr.  —  jetzt  10  fl. 

„              „   Amphibien,  in  9  Heften,  früher  28  fl.  35  kr.  —jetzt  12  fl. 

Jedes  einzehie  Heft  enthält  9  bis  12  Blätter,  kostet^  früher  8  fl.  15  kr.  —  jetzt  nur  2  fl. 


Hierzu  als  erläuternde  Beigabe : 

Kurser  erläuternder  Text  zum  Bilder-Atlas  der  wissenschaftlich-populären  Natur- 
geschichte der  Wirbelthiere  von  Dr.  M.  Wretschko,  k.  k.  Professor  der  Naturgeschichte  am 
akademischen  Gymnasium  zu  Wien.  Gross-Quart,  br.  1  fl. 

Blflnger,  Dr.  Ant.  und  Dr.  Ferd.  Hauser,  der  physische  Mensch.  WissenschafUich-popnläre 
Zusammenstellung  über  den  Bau  des  menschlichen  Körpers  und  seine  Lebensverrichtungen. 
Als  Hilfsbuch  für  Lehrer  und  Erzieher,  auch  beim  Unterrichte  für  Blinde.  Mit  90  in  den  Text 
eingedruckten  Holzschnitten,  gr.  8.  brosch.  1  fl. 

Wissenschaft  und  Leben  gehen  in  unseren  Tagen  Hand  in  Hand.  Eigenthümlicher  Weise 
ist  gerade  derjenige  Zweig  der  Naturwissenschaften,  der  uns  am  nächsten  liegt  und  der 
auf  populäre  Behandlung  den  meisten  Anspruch  hat,  oisher  am  stiefmütterlichsten  behan- 
delt worden. 

Dieser  Grundgedanke  leitete  die  Verfasser  bei  Bearbeitung  obiger  populären  Anatomie 
nnd  Phvsiologie  des  Menschen.  Das  Werkchen  ist  mit  seltener  Klarheit  und  Gemein- 
fasslichkeit  geschrieben,  die  durch  90  in  den  Text  gedruckte  ausgezeichnete  Holzschnitte 
neoh  mehr  hervorgehoben  werden.  Es  eignet  sich  somit  als  vortrefflicher  Leitfaden  beim 
Unterrichte,  wie  es  ausserdem  jedem  Denkenden  zum  Selbststudium  bestens  empfohlen 
werden  kann. 

Aus  der  kalseriioh-kSnlgUehen  Hof-  und  Staatsdruekerei. 


Jahrgang  1870.  gtUck  XV. 


Verordnungsblatt 


'  für  dM  Dienslberadi  te 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  für  Caltas  and  ünterrichL 

Ausgegreben  am  13.  August  1870. 


Inlialt:  Lehrpläne  für  Realschulen,  nebst  Uebergangsbestimmungen  für  das  Schuljahr  1870/1 
des  Erzher zogthumes  Oesterreicb  unter  und  ob  der  Enns,  der  Herzogthttmer  Salz- 
burg und  Steiermark,  der  gefürsteten  Grafschaft  Tirol  und  Vorarlberg  und  der 
Herzogthümer  Kärnten,  Schlesien  und  Bukowina.  -^  Kundmachung  wegen  Berück- 
sichtigung der  Volksschullehrer  bei  Vortheilung  von  Gemüse-Sämereien.  —  Per- 
sonalnachrichten. —  Concurs-Ausschreibungen.  -  Verftigungen,  betreffend  Lehr- 
bücher und  Lehrmittel.  —  Privat- Anzeigen. 


Lehrplane  für  Realschulen, 

nebst  Uebergangsbestimmungen  för  das  Schulijahr  1870/1. 

(Genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom  19.  Juli  1870, 

Z.  5207  ♦). 


Nr.  102. 

Lehrplan  für  die  Realschulen 

des  Erzherzogthnmea  Oesterreicb  unter  der  Enns 

(auf  Grund  dies  Landesgesetzes  vom  3.  März  1870)« 

Beligionslehre 

(gesondert  für  jede  Confession). 

I.  bis  IV.  Classe,  wöchentlich  je  2  Stunden. 

Lebrziel  und  Ciassenziele  werden  von  den  kirchlichen  Oberbehörden  (für 
Israeliten  von  den  Vorständen  der  Gnltusgemeinden)  bestimmt  und  durch  die 
Landesschulbehörde  den  Realschulen  vorgezeichnet. 

Deutsche  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Fertigkeit  und  grammatische  Correctheit  in  Handhabung  der  deutschen  Sprache, 
Sicherheit  in  Kenntniss  der  Formenlehre  und  Syntax. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
deutschen  Sprache  nach  Bau  und  Inhalt;  Gewandtheit  und  stylistische  Correctheit 
im  mündlichen  nnd  schriftlichen  Gebrauche  derselben  für  Gegenstände,  welche 


*)  Anmerkung.  Der  Lehrplan  fUr  die  Realschulen  in  Niederösterreich  wird  hier  voll- 
Btfindig  abgedruckt;  rücksiohtlich  der  weiter  nachfolgenden  Lehrplane  werden  der  Kürze 
wegen  nur  die  Abweichungen  vom  ersterem  vollinhaltlich  aufgenommen. 
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dem  allmälig sich  erweiternden  Gedankenkreise  der  Schüler  angehören;  historische 
und  ästhetische  Eenntniss  des  Bildendsten  aus  der  deutschen  Literatur;  durch  die 
Lecture  gewonnene  Charakteristik  der  vorzüglichsten  prosaischen  und  poetischen 
Darstellungsformen. 

L  Glasse ,  wöchentlich  4  Stunden :  Wiederholung  der  gesammten  Formen- 
lehre, Uebersicht  der  Satzformen  in  Musterbeispielen  aus  dem  Lesebuche.  Sprech-, 
Lese-  un4  Schreibübungen,  letztere  vorherrschend  orthographischer  und  gramma- 
tischer Art ;  Besprechen  und  Memoriren  des  Gelesenen ,  mündliches  und  schrift- 
liches Wiedergeben  einfacher  Erzählungen  oder  kurzer  Beschreibungen.  Alle 
8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

II.  Glasse,  wöchentlich  4  Stunden:  Vervollständigung  der  Formenlehre, 
Lehre  vom  einfachen  und  erweiterten  Satze  auf  Grundlage  einer  eigenen  Schul- 
grammatik ;  mündliche  und  schriftliche  Beproduction  und  Umarbeitung  grösserer 
abgeschlossener  Stücke  aus  dem  Lesebuche.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle 
4  Wochen  eine  Schularbeit;  am  Schlüsse  jedes  Monats  hat  jeder  Schüler  eine 
schriftliche  Inhaltsaugabe  seiner  Privatlecture  zu  bringen. 

in.  Glasse,  wöchentlich  4  Stunden :  Lehre  vom  zusammengesetzten  Satze,  Arten 
der  Nebensätze;  Verkürzungen  derselben,  die  Periode  Tauf  Grundlage  der  Schnl- 
granmiatik);  systematische  Belehrung  über  Rechtschreioung  und  Zeichensetzung; 
Aufsätze  verschiedener  Art,  zumTheile  sich  anschliessend  an  den  Unterricht  in  der 
Geschichte  der  Geographie  und  den  Naturwissenschaften,  zum  Theile  an  jenen  im 
Französischen.  Termine  der  abzuliefernden  Arbeiten  wie  in  der  H.  Glasse. 

IV.  Glasse,  wöchentlich  3  Stunden:  Zusammenftissender  Abschluss  des  ge- 
sammten grammatischen  Unterrichts;  Zusammenstellung  von  Wortfamilien  mit 
Rücksicht  auf  Vieldeutigkeit  und  Verwandtschaft  der  Wörter ;  das  Wichtigste  ans 
der  Prosodie  und  Metrik.  Aufsätze  mit  Berücksichtigung  jener  Formen,  welche 
im  bürgerlichen  Leben  am  häufigsten  nöthig  werden.  Benützung  des  Lesestoffes 
zur  Kenntniss  der  antiken  und  germanischen  Sagendichtung.  Termine  der  abzu- 
liefernden Arbeiten  wie  in  der  H.  und  HL  Glasse. 

V.  Glasse ,  wöchentlich  3  Stunden :  Lecture  von  Uebersetzungen  aus  der 
classischen  Literatur  der  Griechen  und  Bömer ;  Lecture  einer  Auswahl  aus  leich- 
teren Werken  der  mittelhochdeutschen  Periode  (deren  Lesung  im  Urtexte  einer 
gedrängten  Uebersicht  der  Laut-  und  Flexionslehre  des  Mittelhochdeutschen 
bedarf);  Ueberblick  über  die  deutsche  Literatur  von  ihren  ersten  Anfängen  bis  zum 
Schlüsse  des  XIV.  Jahrhunderts.  Erläuterung  des  Wesens,  der  Formen  und  Arten 
der  Poesie,  sowie  der  vorzüglichsten  prosaischen  Darstellungsformen,  auf  Grund 
der  Lecture ;  Recitirübungen  und  Aufsätze  über  Gelesenes  und  Gehörtes. 

VI.  undVn.  Glasse,  wöchentlich  je  3  Stunden:  Kurze  Uebersicht  der  Literatur- 
geschichte vom  XV.  bis  zur  Mitte  des  XVIIL  Jahrhunderts,  ausführliche  Darstellung 
der  Literatur  der  zweiten  Hälfte  des  XVni.  und  des  XIX.  Jahrhunderts,  —  beides 
an  der  Hand  der  Lecture  gewonnen  und  stets  an  die  allgemeine  Gulturgeschichte 
angeknüpft;  Lesung  mindestens  zweier  vollständiger  Werke.  Abhandlungen,  jedoch 
stets  concreten  Inhalts;  Redeübungen,  freie  Vorträge. 

FranzöBische  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschulen:  Kenntniss  der  gesammten  For- 
menlehre und  der  wichtigsten  syntaktischen  Regeln,  Fertigkeit  im  Uebersetzen  aus 
dem  Französischen  und  in  dasselbe. 

• 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung 
und  Verständniss  der  Formenlehre  und  Syntax ;  Erwerb  eines  ausgiebigen  Wör- 
tervorraths,  Gewandtheit  im  mündlichen  Grebrauche  der  correcten,  gewöhnlichen 
Umgangs-  oder  Gonversationssprache,  freie  schriftliche  Bearbeitung  leichter  The- 
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mata ;  ttbersichtliche  Eenntniss  der  Literatur,  nähere  Bekanntschaft  mit  hervor- 
ragenden prosaischen  und  poetischen  Leistungen  derselben. 

L  Classe,  wöchentlich  5  Stunden :  Die  Regeln  der  Aussprache  und  des  Lesens, 
mit  Inbegriff  der  Lehre  vom  Accente ;  Formenlehre  des  Nom  und  Pronom,  das  Wich- 
tigste ttber  den  article  partitif,  die  am  häufigsten  vorkommenden  Präpositionen,  ein- 
fache Formen  von  avoir  und  Stre.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörter-  und 
Phrasen-Vorraths  mittelst  des  Memorirens.  Uebungen  im  Dictando-Schreiben  und 
im  Üebersetzen  leichter  Sätze. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Gesammte  ttbrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Bedetheile,  einschliesslich  der  häufigst  vorkommenden  unregelmässigen,  defectiven 
und  unpersönlichen  Zeitwörter;  Adverbien  und  Conjunctionen;  die  wichtigsten  syn- 
taktischen Regeln  ttber  den  Gebrauch  des  Artikels,  ttber  das  Adjectif  qualitatif 
und  determinatif,  endlich  über  das  Pronom.  Vermehrung  des  Wörter-  und  Phrasen- 
Vorraths.  Zahlreiche  Uebungen  in  vollständigen  Sätzen.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit, 
alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

III.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Cursorische  Wiederholung  des  Lehrstoffes 
der  L  und  II.  Classe  nnd  Ergänzung  der  systematischen  Eenntniss  der  gesammten 
Formenlehre  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Vollständige  Syntax  des 
Nom  und  Pronom.  Fortgesetztes  Vermehren  des  Wörter-  und  Phrasen-Vorraths, 
fortgesetzte  Uebungen;  alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit.  Leichte 
prosaische  und  poetisch^  Lecture.  Vei^suche  in  französischer  Conversation  mittelst 
der  ttbersetzten  Lesestttcke. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Systematische  Kenntniss  der  Syntax  des 
Zeitworts  und  der  inflexiblen  Redetheile ;  Lehre  vom  Gebrauche  der  Zeiten  und 
Modi,  der  Participien  und  ^egations-Partikeln.  Lehre  vom  französischen  Satzbau 
und  der  Interpunction.  Elemente  der  Wortbildnngslehre.  Fortgesetzte  mttndliche 
und  schriftliche  Uebungen  mit  Hervorhebung  der  Gallicismen  und  der  wichtigeren 
Synonymen,  bei  steter  Berücksichtigung  einer  Vermehrung  des  Wortvorraths  und 
einer  genauen  Kenntniss  echt  französischer  Phraseologie.  Alle  14  Tage  eine  Haus- 
arbeit, alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  gram- 
matischen Unterrichts,  Erweiterung  der  lexikalischen  Kenntnisse ;  Sprechttbungen 
nnd  schriftliche  Aufsätze  mit  besonderer  Rttcksichtnahme  auf  die  französische 
Lecture  und  auf  die  ttbrigen  Lehrgegenstände;  Lesung  von  Musterstttcken  der 
historischen,  descriptiven  nnd  epistolarischen  Literatur,  mit  Belehrungen  ttber  die 
französische  Behandlungsweise  der  entsprechenden  Stylgattungen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechttbungen  und 
schriftlichen  Aufsätze,  Behandlung  von  Musterstttcken  der  epischen  und  lyrischen 
Dichtung,  sowie  der  oratorischen  Prosa,  mit  steter  Rttcksicht  auf  die  französische 
Poetik  und  Rhetorik. 

VIL  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechttbungen  und 
schriftlichen  Aufsätze;  Ausdehnung  der  Lecture  auf  hervorragende  Werke  der 
dramatischen  Poesie.  Gedrängte  Geschichte  der  französischen.  Literatur  unter 
steter  Verweisung  auf  ihren  Znsammenhang  mit  der  allgemeinen  Culturgeschichte, 
insbesondere  aber  mit  der  Geschichte  der  deutschen  Literatur. 

Englische  Sprache« 

Lehr  ziel:  Vollständige  grammatische  Kenntniss  der  englischen  Sprache; 
gewandte  Handhabung  derselben  in  üebertragungen  leichter  prosaischer  Aufsätze 
aus  dem  Deutschen,  richtiges  Verständniss  leichterer  prosaischer  und  poetischer 
englischer  Werke ;  Kenntniss  der  wichtigsten  Thatsachen  aus  der  Geschichte  der 
englischen  Literatur,  namentlich  der  neueren  Zeit. 
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V.  Classey  wöchentlich  3  Standen :  Lese-  und  BetonungBlehre  mit  steter  Hin* 
Weisung  anf  die  Gesetze  der  Lautverschiebung  und  ihrer  Beziehung  zu  den  roma- 
nischen und  germanischen  Elementen  der  englischen  Sprache ;  Einübung  an  zahl- 
reichen Lesestttcken.  Die  gesammte  Formenlehre ,  unter  fortwährender  Ver- 
gleichung  mit  der  deutschen  und  französischen  Grammatik ;  die  zum  Verständnisse 
einfacher  Lesestttcke  erforderlichen  Sätze  aus  der  Syntax.  Lecture  erzählender 
und  beschreibender  Prosa. 

VL  ClassC;  wöchentlich  2  Stunden :  Wiederholung  der  Formenlehre^  haupt- 
sächlich ihres  anomalen  TheilS;.  umständlichere  Behandlung  der  Syntax,  ein- 
schliesslich der  Modus-  und  Tempus-Lehre.  Kenntniss  der  wichtigsten  Ableitun- 
gen und  Zusammensetzungen  von  Wörtern.  Allmäliges  Fortschreiten  der  schrift- 
lichen Uebungen  zu  einfachen  Briefen  und  Beschreibungen.  Lecture  didaktischer 
und  oratorischer  Prosa. 

Vn«  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Cursorische  Wiederholung  der  gesamm- 
ten  Grammatik  mit  englischem  Vortrage.  Kurze  Uebersicht  der  wichtigsten  Perio- 
den der  Literaturgeschichte.  Lecture  poetischer  Werke,  wobei  neben  dem  Lese- 
buche noch  in  jedem  Semester  e  i  n  abgeischlossenes  Werk  von  grösserer  Bedeu- 
tung durchzunehmen  ist.  Im  Anschlüsse  an  die  Lecture  schreiten  die  Schul-  und 
Hausaufgaben  bis  zu  freien  Aufsätzen  fort. 

Erdkunde  und  Oeschichte. 

Lehrziel  fttr  die-^Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  und  politischen  Abgränzungen  und  Umrissen  und 
nach  ihren  fttr  Gewerbe  und  Handel  massgebendsten  Beziehungen,  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Reiches.  Uebersicht  der  wichtigsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momente. 

Lehrziel  für  die  gesa'mmte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Kenntniss  der  Hanptbegcbenbeiten  der 
Völkergeschichte  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange,  mit  specieller  Be- 
rttcksichtigung  der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs.  Vaterländische  Verfas- 
sungslehre. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden  :  Erdkunde:  Fnndamentalsätze  des  geo- 
graphischen Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Karte  unentbehrlich 
sind  und  in  sinnlich-anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung 
der  Erdoberfläche  in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  den  allgemeinen  Schei- 
dungen nach  Völkern  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karte. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  yi.  Erdkunde,  2  Stunden:  Specielle 
Geographie  Asien's  und  Afrika's ;  detaillirte  Beschreibung  der  Terrainverhältnisse 
und  der  Stromgebiete  Europa's,  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Be- 
sprechung der  Schul-  und  Wandkarten  anknüpfend ;  Geographie  des  westlichen 
und  südlichen  Europa. 

£.  Geschichte,  2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  des  Alterthnms. 

in.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  ^.Erdkunde,  2  Stunden:  Specielle 
Geographie  des  übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland's. 

B.  Geschichte,  2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit 
besonderer  Hervorhebung  der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  X  Erdkunde,  2  Stunden:  Specielle 
Geographie  des  Vaterlands,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geographie  Amerika'« 
und  Australien's. 

jß.  Geschichte,  2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit 
umständlicherer  Behandlung  der  vaterländischen  Geschichte. 
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V.  Classe^  wöchentlich  3  Standen:  Pragmatische  Geschichte  des  Alter- 
thtuns  mit  steter  Berttcksichtigung  der  hiermit  im  Zusammenhange  stehenden 
geographischen  Daten. 

VL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Geschichte  des  VI.  bis  XVJI.  Jahr- 
hunderts in  gleicher  Behandlungsweise. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVni.  und  XTK.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  culturhisto- 
rischen  Momente,  speciell  derjenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
der  Volkswirthschaft  beziehen.  Kurze  Uebersicht  der  Statistik  Oesterreich- 
Ungam's.  Vaterländische  Yerfassungslehre. 

• 

Mathematik« 

Lefarziel  für  die  Unterrealschule:  Sicherheit  und  Fertigkeit  im 
mündlichen  und  schriftlichen  Zifferrechnen,  namentlich  in  der  Anwendung  des- 
selben auf  praktisch  wichtige  Fälle ;  Durchiibung  der  vier  ersten  Grundoperationen 
in  allgemeinen  Zahlen,  sowie  in  ihrer  Anwendung  zur  Auflösung  von  Gleichungen 
des  ersten  Grades  mit  einer  oder  zwei  Unbekannten. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Gründliche  Eenntniss 
und  sichere  Durchübung  der  elementaren  Mathematik  als  strenge  beweisender 
Wissenschaft 

I.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Dekadisches  Zahlensystem.  Die  Grund-, 
rechnungen  mit  unbenannten  und  einnamig  benannten  Zahlen,  ohne  und  mit  Deci- 
malbrüchen.  Grundzüge  der  Theilbarkeit,  grösstes  gemeinschaftliches  Mass, 
kleinstes  gemeinschaftliches  Vielfaches.  Gemeine  Brüche ;  Verwandlung  derselben 
in  Decimalbrüche  und  umgekehrt;  Rechnen  mit  periodischen  Decimalbrüchen. 
Rechnen  mit  mehrnamig  benannten  Zahlen. 

n.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Das  Wichtigste  aus  der  Mass-  und  Ge- 
wichtskunde, aus  dem  Geld-  und  Münzwesen,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  französischen  Systems.  Mass-,  Gewichts-  und  Münzreduction.  Lehre  von 
den  Verhältnissen  und  Proportionen,  letztere  mit  möglichstem  Festhalten  des 
Charakters  einer  Schlnssrechnung;  Kettensatz,  Procent-  und  einfache  Zins-, 
Discont-  und  Terminrechnung,  Theilregel,  Durchschnitts-  und  Alligationsrechnnng. 

IIL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fortgesetzte  Uebungen  im  Rechnen  mit 
besonderen  Zahlen,  zur  Wiederholung  und  Erweiterung  des  bisherigen  arithme- 
tischen Lehrstoffs.  Zusammengesetzte  Verhältnisse  mit  Anwendungen  auf  ver- 
schiedene im  Geschäftsleben  vorkommende  Aufgaben.  Einübung  der  vier  ersten 
Grnndoperationen  in  allgemeinen  Zahlen  mit  ein-  und  mehrgliedrigen  Ausdrücken, 
so  weit  dieselben  zur  Begründung  der  Lehre  vom  Potenziren  und  vom  Ausziehen 
der  Quadrat-  und  Kubikwurzel  nöthig  sind ;  Erhebung  auf  die  zweite  und  dritte 
Potenz,  Ausziehen  der  Wurzel  zweiten  und  dritten  Grades  aus  besonderen  Zahlen, 
ohne  und  mit  Abkürzung. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Ergänzende  und  erweiternde  Wieder- 
holung des  gesammten  arithmetischen  Lehrstoffs  der  Unter-Realschule ;  wissen- 
schaftlich dnrchgeftlhrte  Lehre  von  den  vier  ersten  Grundoperationen  mit  allgemeinen 
Zahlen,  grösstes  gemeinschaftliches  Mass  und  kleinstes  gemeinschaftliches  Viel- 
faches; Lehre  von  den  gemeinen  Brüchen.  Gleichungen  des  ersten  Grades  mit 
einer  oder  mit  zwei  Unbekannten,  nebst  Anwendung  auf  praktische  Aufgaben. 

V.  Classe,  wöchentlich  6  Stunden : 

A  Allgemeine  Arithmetik:  Zusammenfassende  Wiederholung  des  bis- 
herigen Lehrstoffs  aus  der  allgemeinen  Arithmetik;  Gleichungen  des  ersten  Grades 
mit  mehr  als  zwei  Unbekannten ;  diophantische  Gleichungen.  Die  Zahlensysteme 
überhaupt  und  das  dekadische  insbesondere ;  Theorie  der  Theilbarkeit ;  Lehre  von 
den  Decimalbrüchen,  Potenzen  und  Wurzelgrössen ;  Bedeutung  der  imaginären 
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nnd  complexen  Zahlen,  die  vier  Ornndoperationen  mit  denselben ;  Lehre  von  den 
Verhältnissen  and  Proportionen.  Quadratische  Gleichungen  mit  einer  nnd  mit 
zwei  Unbekannten. 

B.  Geometrie:  Planimetrie  in  ihrem  vollen  Umfange,  vom  streng  wissen- 
schaftlichen Standpnncte  behandelt;  zahlreiche  Uebnngen  im  Lösen  von  Construc- 
tionsaufgaben  mit  Hilfe  der  geometrischen  Analysis. 

VL  Classe,  wöchentlich  5  Stunden : 

A.  Allgemeine  Arithmetik:  Logarithmen;  Gleichungen  höheren 
GradeS;  welche  auf  quadratische  zurückgeführt  werden  können,  und  Exponential- 
gleichungen; arithmetische  und -geometrische  Progressionen  mit  Anwendung  auf 
Zinseszins-  und  Rentenrechnungen;  Einiges  über  die  Convergenz  unendlicher 
Beihen ;  Combinationslehre ;  binomischer  Lehrsatz. 

B.  Geometrie:  Goniometrie  und  ebene  Trigonometrie  nebst  zahlreichen 
Uebungsaufgaben  in  besonderen  und  allgemeinen  Zahlen;  Stereometrie  mit 
Uebungen  im  Berechnen  des  Inhalts  und  der  Oberfläche  von  Körpern;  Elemente 
der  sphärischen  Trigonometrie  nebst  Uebungsaufgaben. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  5  Stunden: 

A.  Allgemeine  Arithmetik:  Grundlehren  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung mit  Anwendungen  auf  die  Berechnung  der  wahrscheinlichen  Lebens- 
dauer ;  Kettenbrttche.  Das  Wichtigste  über  arithmetische  Reihen  höherer  Ordnung 
mit  Rücksicht  auf  das  Interpolationsproblem. 

B.  Geometrie:  Anwendung  der  sphärischen  Trigonometrie  auf  Aufgaben 
der  Stereometrie  und  insbesondere  auf  sphärische  Astronomie ;  analytische  Geo- 
metrie der  Ebene,  und  zwar  analytische  Behandlung  der  Geraden,  des  Kreises 
und  der  Kegelschnittlinien ;  Durchübung  der  analytischen  Geometrie  in  aUgemeinen 
und  besonderen  Zahlen,  namentlich  in  Construction  der  entsprechenden  Aufgaben. 

Wiederholung  des  gesammten  arithmetischen  und  geometrischen  Lehrstofifes 
der  Ober-Classen  mittelst  zahlreicher  Uebungsaufgaben. 

NaturgeBohichte  und  Physik. 

Lehrziel  für  die  Unterrealschule:  Auf  Anschauung  gegründete,  im 
Unterscheiden  geübte  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Formen  der  organischen 
und  unorganischen  Welt;  durch  das  Experiment  vermittelte  Kenntniss  der  leicht- 
fasslichen  Naturerscheinungen  und  ihrer  Gesetze,  mit  Berücksichtigung  der  ver- 
ständlichsten praktischen  Anwendungen. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Systematische  Uebersicht  der 
Thier-  und  Pflanzengruppen,  auf  Grund  der  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  That- 
Sachen  aus  ihrer  Anatomie,  Physiologie  und  Morphologie;  Kenntniss  der  Formen 
und  Eigenschaften  der  wichtigeren  Mineralien ;  Verständniss  der  bedeutendsten 
Naturerscheinungen  und  Naturgesetze,  durch  strengen  Beweis  gesichert,  soweit 
die  Elementarmathematik  für  letzteren  ausreicht ;  Anwendung  aller  dieser  Lehren 
auf  das  Gesammtbild  der  Erde,  als  eines  aus  Naturkörpem  zusammengesetzten, 
einheitlichen,  gesetzmässig  entwickelten  Ganzen. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Anschauungsunterricht  in  der  Natur- 
geschichte: 

I.  Semester:  Wirbelthiere. 
n.  Semester:  Wirbellose  Thiere. 

n.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Anschauungsunterricht  in  der  Natur* 
geschichte: 

L  Semester:  Mineralogie, 
n.  Semester:  Botanik. 
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DL  Classe^  wöchentlich  4  Standen :  Experimentalphysik:  Allgemeine 
Eigenschaften  der  Körper,  Wärme;  Statik  nnd  Dynamik  fester,  tropfbarer  und 
ausdehnsamer  Körper. 

lY.  Classe,  wöchentlich  2  Standen:  Experimentalphysik:  Schall,  Licht, 
Magnetismas,  Elektricität. 

V. Classe, wöchentlich  3 Standen :Natargeschichte:  Anatomisch-physiolo- 
gische Grandbegriffe  des  Thierreichs  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  höheren 
Thiere ;  Systematik  der  Thiere  mit  genauerem  Eingehen  in  die  niederen  Thiere. 

VI.  Classe,  wöchentlich  6  Standen : 

A.  Naturgeschichte  2  Stunden:  Anatomisch  -  physiologische  Grund- 
begriffe des  Pflanzenreichs,  Systematik  der  Pflanzen. 

B.  Physik  4  Standen:  Allgemeine  Eigenschaften  der  Körper,  Wirkungen 
der  Molekularkräfte,  Mechanik,  Akustik. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  7  Stunden: 

J.Physik  4  Stunden:  Elektricität,  Magnetismus,  Wärme,  Optik,  Grund- 
lehren der  Astronomie  und  mathematischen  Geographie. 

1/.  Naturgeschichte  3  Stunden:  L  Semester:  Kenntniss  der  wichtigsten 
Mineralien  nach  krystallographischen,  physikalischen  und  chemischen  Grund- 
sätzen, Geognosie. 

IL  Semester :  Grundzüge  der  Geologie,  das  Wichtigste  aus  der  Klimatologie, 
der  Phyto-  und  Zoogeographie. 

Chemie. 

Lehrziel:  Eingehende  Kenntniss  der  Grundstoffe  und  ihrer  wichtigsten  Ver- 
bindungen, Darstellungsmethoden  und  Anwendungen  in  der  Natur,  im  menschlichen 
Haushalte  und  in  der  Industrie. 

lY.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Uebersicht  der  wichtigsten  Grundstoffe 
und  ihrer  Verbindungen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihres  natttrlichen  Vor- 
kommens, jedoch  ohne  tieferes  Eingehen  in  die  Theorie  und  ohne  ansftthrliche 
Behandlung  der  Reactionen. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Gesetze  der  chemischen  Verbindungen.  Atome, 
Molecule,  Aequivalente,  Werthigkeit  der  Atome,  Typen,  Bedeutung  der  chemischen 
Symbole  und  Formeln.  Metalloide,  Metalle  der  Alkalien,  alkalische  Erden  und  Erden. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden: 
L  Semester:  Schwere  Metalle. 

n.  Semester:  Chemie  des  Kohlenstoffs  (ein-,  zwei-  und  mehrwerthige  Alko- 
hol-Radicale). 

vn.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden : 

I.  Semester :  Chemie  des  Kohlenstoffs  (andere  Substanzen  organischenUrsprungs). 
n.  Semester:  Recapitulation  mit  kurzer  Andeutung  der  neueren  chemischen 
Theorien. 

Die  Arbeiten  im  Laboratorium,  welche  der  Theilnahme  yorzüglich  Befähigter 
vorbehalten  werden,  sind  ausserhalb  der  obligaten  Unterrichtsstunden  vorzunehmen. 

OeometrischeB  Zeichnen  nnd  daxsteUende  Geometrie. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Elemente  der  Geo- 
metrie und  geometrischen  Constructionslehre ;  Fertigkeit  im  Linear-Zeichnen. 

Lehrziel  für  diegesammte  Realschule:  Vollständige  Kenntnissund 
gewandte  Handhabung  der  Projectionslehre,  in  ihrer  Anwendung  auf  Schatteülehre, 
auf  Perspective  und  auf  Darstellung  technischer  Objecte. 

I.  Classe,  wöchentlich  6  Stunden:  Geometrische  Anschauungslehre.  Geome- 
trische Gebilde  in  der  Ebene  (Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viereck,  Vieleck,  Kreis, 
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Ellipse),  Combinationeii  dieser  Figuren;  das  geometrische  Ornament.  Elemente  der 
Geometrie  im  Räume ;  Zeichnen  nach  Draht-,  Holz-  und  6yps-Modellen. 

n.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Planimetrie ;  Uebungen  mit  dem  Zirkel  und 
dem  Reisszeuge  überhaupt,  Gebrauch  der  Reissschiene  und  des  Dreiecks. 

m.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fortsetzung  des  vorbesprochenen  Lehr- 
stoffes unter  Anwendung  auf  Fälle  und  Beispiele  aus  der  technischen  Praxis. 
Stereometrie. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Anwendung  der  vier  algebraischen  Grund- 
operationen zur  Lösung  von  Aufgaben  der  Planimetrie  und  Stereometrie.  Theore- 
tisch-constructive  Uebungen  im  Zeichnen  der  wichtigsten  ebenen  Ciirven.  Einleitung 
in  die  darstellende  Geometrie :  orthogonale  Projection  des  Punctes  und  der  Linie. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Die  Lehre  von  der  Ebene.  Projectionen 
von  Körpern,  die  durch  Ebenen  begränzt  sind ;  Schnitte  von  Körpern  mit  Ebenen ; 
gegenseitige  Durchschnitte  der  Körper ;  krumme  Linien  und  deren  Beziehung  zu 
geraden  Linien  und  Ebenen. 

VL  Classe ,  wöchentlich  3  Stunden :  Erzeugung  und  Darstellung  krummerFlächen; 
Tangential-Ebenen  an  krummen  Flächen.  Schiefe  Projection  (Schattenlehre). 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Centrale  Projection  (Perspective).  Reca- 
pitulation  der  gesammten  darstellenden  Geometrie  mit  praktischen  Anwendungen 
behufs  Erlernung  geeigneter  Darstellungsweisen  technischer  Objecte. 


Lehrziel:  Verständniss  und  Gewandtheit  des  Freihandzeichnens  sowohl  mit 
Beziehung  auf  die  verschiedenerlei  praktischen  Verwerthungen  desselben,  als  mit 
Hinwirkung  auf  die  Bildung  des  Geschmackes. 

Das  Freihandzeichnen  wird  in^  H.— VIL  Jahre  in  je  4  Stunden  geübt.  Das 
schnellere  oder  langsamere  Fortsehreiten  des  Schülers  von  den  leichteren  Auf* 
gaben  zu  den  schwereren  innerhalb  dieser  Zeit,  kann  von  Talent  und  Fleiss 
abhängig  gemacht  werden;  im  Allgemeinen  hat  aber  zu  gelten,  dass  in  der 
II.  Classe,  anschliessend  an  das  Zeichnen  geometrischer  Figuren  mit  freier  Hand 
und  mit  tfaeilweiser  Fortsetzung  dieser  Vorübungen,  das  Flachomament  und  in  der 
ni.  Classe  Letzteres  und  Contouren  des  menschlichen  Kopfes  gezeichnet  werden 
sollen. 

In  den  nächsten  vier  Jahren  soll  das  Zeichnen  nach  Vorlagen  mit  Schatten 
und  Licht,  und  nach  dem  Runden,  sowie  das  Studium  des  plastischen  Ornamentes 
geübt  werden.  Ueber  diese  Gränzen  darf  der  Zeichnenunterricht  nicht  hinaus- 
greifen ;  aber  er  soll  streng  und  systematisch  geführt  werden ,  um  seinem  Zwecke 
der  in  einer  guten  Vorbereitung  besteht  mit  möglichster  Vollständigkeit  zu  ent- 
sprechen. 

Das  Materiale  soll  im  Anfange  der  Bleistift  und  beim  Ornamente  auch  die 
Feder,  später  Kohle  und  Kreide  sein.  Beim  Zeichnen  des  Ornamentes  darf  Tusch 
und  Aquarellfarbe  verwendet  werden,  um  dem  Schüler  die  Handhabung  des 
Pinsels,  und  die  ersten  Elemente  des  Tones  und  der  Farbe  beizubringen. 

Das  Modelliren  bleibt  der  freien  Theilnahme  vorzüglich  Befähigter  vorbe- 
halten; eine  Dispens  vom  Unterrichte  im  Freihandzeichnen  für  die  TheUnehmer  an 
ersterem  findet  nicht  statt. 

SohönBohreiben» 

Soweit  das  Landesgesetz  gestattet,  einzelnen  Schülern  die  Theilnahme  an 
diesem  ünteitichte  als  obligat  aufzutragen,  ist  derselbe  für  die  I.  und  H.  Classe 
mit  je  einer  wöchentlichen  Stunde  zu  ertheilen,  das  Lehrziel  jedoch  auf  Heran- 
bildung einer  leserlichen  und  gefälligen  Handschrift  zu  beschränken,  das  Erlernen 
jeder  Art  von  Kunstschriften  von  demselben  auszuschliessen. 
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Uebersicht 

4eB  Lekiflucs  fir  die  Eealsckilei  ii  Oesterreich  iiter  der  Kiis^ 
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Uebergangsbestimmnngen 

fttr 
das  Schuljahr  1870/1 

1 .  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1 870/1  fttr  die  Schttler  der  1. 
und  n.  Classe  vollständig  in  Wirksamkeit,  doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  auch  in  der  II.  Classe  mit  den  Regeln  der  Aussprache  und 
des  Lesens  und  muss  der  Lehrstoff  der  I.  und  11.  Classe  innerhalb  des  Schuljahres 
1871  zu  absolviren  bestrebt  sein,  zu  welchem  Ende  dem  französischen  Sprach- 
unterrichte erforderlichen  Falles  noch  eine  Lehrstunde  zugewiesen  werden  kann. 
Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  fttr  die  n.  Classe  muss  sich  nach  ,dem  in 
der  bisherigen  I.  Classe  bereits  absolvirten  Lehrstoffe  richten. 

2.  Die  Lehrkörper  haben  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  entscheiden, 
welche  Schttler  der  bisherigen  m.  Classe  ihrer  Anstalt  in  die  neue  V.  Classe,  welche 
hingegen  in  die  neue  IV.  Classe  aufzunehmen  sind.  Bei  Sehttlem  der  Anstalt,  deren 
Befähigung  zum  Aufsteigen  in  die  IV.  oder  Y.  Classe  zweifelhaft  ist,  und  bei  den 
aus  anderen  Anstalten  ttbertretenden  Sehttlem  der  bisherigen  ni.  Classe  entschei- 
det diessbezttglich  eine  Auinahmsprttfung. 

3.  Der  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  wird  ftlr  die  Schttler  der  DI. 
und  IV.  Classe  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nach  Cursen  so,  dass 
Anfänger,  Vorgeschrittenere  und  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebil- 
dete gesondert  unterrichtet  werden. 

4.  Einem  dieser  Curse  mttssen  sich  auch  die  Schttler  der  V.  Classe  einreihen, 
fttr  welche  die  französische  Sprache  insoweit  obligat  wird,  als  sie  sich  nicht  ttber 
die  bereits  erlangte  vollständige  Eenntniss  derselben  auszuweisen  vermögen  oder 
einen  bereits  frtther  begonnenen  Unterricht  in  der  italienischen  oder  englischen 
Sprache  fortzusetzen  haben. 

5.  Die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schttler  der  VI.  und  VH.  Classe  sind  nur 
dann  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  französischen  Sprache  verpflichtet, 
wenn  sie  nach  den  von  ihnen  bereits  erlangten  Vorkenntnissen  befähigt  sind,  und 
zwar  die  Schttler  der  VI.  Classe  in  den  Curs  für  Vorgeschrittenere,  jene  der  Vn. 
Classe  in  den  Curs  für  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete  aufge- 
nommen zu  werden. 

6.  Eine  Verpflichtung  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  englischen  Sprache 
besteht  nur  fttr  jene  Schttler  der  V.  Classe,  welche  zur  Theilnahme  an  dem  Unter- 
richte in  der  französischen  Sprache  nicht  verpflichtet  sind  und  auch  fttr  diese  nur 
insoweit,  als  sie  nicht  einen  bereits  begonnenen  Unterricht  in  der  italienischen 
Sprache  fortsetzen.  Von  den  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schttlern  der  VI.  und 
vn.  Classe  sind  nur  diejenigen  zur  Theilnalmie  am  Unterrichte  in  der  englischen 
Sprache  verpflichtet,  welche  einen  bereits  begonnenen  Unterricht  in  derselben 
fortsetzen. 

7.  Der  Unterricht  aus  den  ttbrigen  Lehrgegenständen  hat  sich  in  der  in.  und 
IV.  Classe  dem  Lehrplane  thunlichst  vollständig  anzuschliessen.  Der  durch  die 
Bestimmungen  5  und  6  in  den  Oberclassen  sich  ergebende  Ausfall  an  Lehrstunden 
gegenttber  der  Gesammtzahl  von  31  ist  zu  verwenden,  um  den  Lehrplan  in  der 
deutschen  Sprache,  Geschiehte  und  Geographie  oder  den  mathematisch- natur- 
wissenschaftlichen Disciplinen  so  zu  erweitern,  dass  das  vollständige  Uebergehen 
in  den  neuen  Lehrplan  im  Schuljahre  1871/2  stattfinden  kann. 

8.  Die  endgiltige  Festsetzung  der  Lectionspläne  für  das  Schuljahr  1870/1 
wird  den  Lehrkörpern  der  betreffenden  Realschulen  ausnahmsweise  ttberlassen, 
und  sind  die  bezttglichen  Beschlüsse  in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  October  1870 
der  Landesschulbehörde  zur  Kenntnissnahme  vorzulegen. 
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Nr.  103. 

Lehrplan  fUr  die  Realschulen 

des  Erzherzogthnmes  Oesterreich  ob  der  Eddb 
(auf  Grand  des  Landesgesetzes  yom  30.  April  1869). 

Beligionalehre 

(gesondert  für  jede  ConfesBion). 

(Wie  im  Lehrplane  für  NiederösteiTeich.) 

Deutsche  Sprache. 

• 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Fertigkeit  und  grammatische  Correctheit  in  Handhabung  der  deutschen  Sprache, 
Sicherheit  in  Eenntniss  der  Formenlehre  und  Syntax. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
deutschen  Sprache  nach  Bau  und  Inhalt;  Gewandtheit  und  stylistische  Correctheit 
im  mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauche  derselben  für  Gegenstände,  welche 
dem  allmälig  sich  erweiternden  Gedankenkreise  der  Schüler  angehören;  historische 
und  ästhetische  Eenntniss  des  Bildendsten  aus  der  deutschen  Literatur ;  durch  die 
Lecture  gewonnene  Charakteristik  der  vorzüglichsten  prosaischen  und  poetischen 
Darstellungsformen. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Wiederholung  der  gesammten  Formen- 
lehre, Uebersicht  der  Satzformen  in  Musterbeispielen  aus  dem  Lesebuche.  Sprech-, 
Lese-  und  Schreibübungen,  letztere  vorherrschend  orthographischer  und  gramma- 
tischer Art ;  Besprechen  und  Memoriren  des  Gelesenen,  mündliches  und  schrift- 
liches Wiedergeben  einfacher  Erzählungen  oder  kurzer  Beschreibungen.  Alle 
8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

II.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Vervollständigung  der  Formenlehre, 
Lehre  vom  einfachen  und  erweiterten  Satze  auf  Grundlage  einer  eigenen  Schul- 
grammatik ;  mündliche  und  schriftliche  Reproduction  und  Umarbeitung  grösserer 
abgeschlossener  Stücke  aus  dem  Lesebuche.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle 
4  Wochen  eine  Schularbeit ;.  am  Schlüsse  jedes  Monats  hat  jeder  Schüler  eine 
schriftliche  Inhaltsangabe  seiner  Privatlecture  zu  bringen. 

ni.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Lehre  vom  zusammengesetzten  Satze, 
Arten  der  Nebensätze,  Verkürzungen  derselben,  die  Periode  (auf  Grundlage  der 
Schulgrammatik) ; .  systematische  Belehrung  über  Rechtschreibung  und  Zeichen- 
setzung; Aufsätze  verschiedener  Art,  zumTheile  sich  anschliessend  an  den  Unter-  ^ 
rieht  in  der  Geschichte  der  Geographie  und  den  Naturwissenschaften ,  zum  Theile 
an  jenen  im  Französischen.  Termine  der  abzuliefernden  Arbeiten  wie  in  der 
n.  Classe. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Zusammenfassender  Abschluss  des  ge- 
sammten grammatischen  Unterrichts;  Zusammenstellung  von  Wortfamilien  mit 
Bücksicht  auf  Vieldeutigkeit  und  Verwandtschaft  der  Wörter ;  das  Wichtigste  aus 
der  Prosodik  und  Metrik.  Aufsätze  mit  Berücksichtigung  jener  Formen,  welche 
im  bürgerlichen  Leben  am  häufigsten  nöthig  werden.  Benützung  des  Lesestoffes 
zur  Eenntniss  der  antiken  und  germanischen  Sagendichtung.  Termine  der  abzu- 
liefernden Arbeiten  wie  in  der  II.  und  HI.  Classe. 

V.  Classe ,  wöchentlich  3  Stunden :  Lecture  von  Uebersetzungen  aus  der 
classischen  Literatur  der  Griechen  und  Römer;  Lecture  einer  Auswahl  aus  leich- 
teren Werken  der  mittelhochdeutschen  Periode  (deren  Lesung  im  Urtexte  einer 
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gedrängten  Uebersicbt  der  Lant-  und  Flexionalehre  des  Mittelhochdentschen 
bedarf);  Ueb6rblick  über  die  deutsche  Literatur  von  ibren  ersten  Anfängen  bis  zum 
Scblusse  des  XIV.  Jabrbunderts.  Erläaterang  des  Wesens,  der  Formen  und  Arten 
der  Poesie,  sowie  der  vorzttglicbstcn  prosaischen  Darstellungsformen^  auf  Grund 
der  Lecture ;  Recitirttbungen  und  Aufsätze  über  Gelesenes  und  Gehörtes. 

VI.  und  VII.  Classe,  wöchentlich  je  3  Stunden :  Kurze  Uebersicbt  der  Lite- 
raturgeschichte vom  XV.  bis  zur  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts,  ausführliche  Dar- 
stellung der  Literatur  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  und  des  XIX.  Jahrhunderts, 
—  beides  an  der  Hand  der  Lecture  gewonnen  und  stets  an  die  allgemeine  Cultur- 
geschichte  angeknüpft ;  Lesung  mindestens  zweier  vollständiger  Werke.  Abhand- 
lungen, jedoch  stets  concreten  Inhalts ;  Redeübungen,  freie  Vorträge. 

FranzOsifiche  Sprache. 

Lehr  ziel:  Eenntniss  der  gesammten  Formenlehre  und  der  wichtigsten 
syntaktischen  Regeln,  Fertigkeit  im  Uebersetzen  aus  dem  Französischen  und  in 
dasselbe. 

I.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Die  Regelnder  Aussprache  und  des  Lesens, 
mit  Inbegriff  der  Lehre  vom  Accente ;  Formenlehre  des  Nom  undPronom,  das  Wich- 
tigste über  den  article  partitif,  die  am  häufigsten  vorkommenden  Präpositionen,  ein- 
fache Formen  von  avoir  und  §tre.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörter-  und 
Phrasen-Vorraths  mittelst  des  Memorirens.  Uebungen  im  Dictando-Schreiben  und 
im  Uebersetzen  leichter  Sätze. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Redetheile,  einschliesslich  der  häufigst  vorkommenden  unregelmässigen,  defectiven 
und  unpersönlichen  Zeitwörter ;  Adverbien  und  Conjunctionen ;  die  wichtigsten  syn- 
taktischen Regeln  über  den  Gebrauch  des  Artikels,  über  das  Adjectif  qualitatif 
und  determinatif,  endlich  über  das  Pronom.  Vermehrung  des  Wörter-  und  Phrasen- 
Vorraths.  Zahlreiche  Uebungen  in  vollständigen  Sätzen.  Alle  8  Tage  eine  Hansarbeit, 
alle  i4  Tage  eine  Schularbeit. 

ni.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Cursorische  Wiederholung  des  Lehrstoffes 
der  I.  und  IL  Classe  und  Ergänzung  der  systematischen  Kenntniss  der  gesammten 
Formenlehre  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Vollständige  Syntax  des 
Nom  und  Pronom.  Fortgesetztes  Vermehren  des  Wörter-  und  Phrasen-Vorraths, 
fortgesetzte  Uebungen ;  alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit.  Leichte 
prosaische  und  poetische  Lecture.  Versuche  in  französischer  Conversation  mittelst 
der  übersetzten  Lesestücke. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Systematische  Kenntniss  der  Syntax  des 
Zeitworts  und  der  inflexiblen  Redetheile ;  Lehre  vom  Gebrauche  der  Zeiten  und 
Modi,  der  Participien  und  Negations-Partikeln.   Lehre  vom  französischen  Hatzbaa 

.  und  der  Interpunction.  Elemente  der  Wortbildungslehre.  Fortgesetzte  mündliche 
und  schriftliche  Uebungen  mit  Hervorhebung  der  Gallicismen  und  der  wichtigeren 
Synonymen,  bei  steter  Berücksichtigung  einer  Vermehrung  des  Wortvorraths  und 
einer  genauen  Kenntniss  echt  französischer  Phraseologie.  Alle  14  Tage  eine  Haus- 
arbeit, alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

EngUsche  Sprache« 

Lehr  ziel:  Vollständige  grammatische  Kenntniss  der  englischen  Sprache ; 
gewandte  Handhabung  derselben  in  Uebertragungen  leichter  prosaischer  Aufsätze 
aus  dem  Deutschen,  richtiges  Verständniss  leichterer  prosaischer  und  poetischer 
englischer  Werke. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Lese-  und  Betonungslehre  mit  steter  Bin- 
weisung  auf  die  Gesetze  der  Lautverschiebung  und  ihrer  Beziehung  zn  den  roma- 
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nischen  nnd  gennanischen  Elementen  der  englischen  Sprache ;  Einübung  an  zahl- 
reichen Lesestücken.  Die  gesammte  Formenlehre,  unter  fortwährender  Ver- 
gleichang  mit  der  deutschen  nnd  französischen  Grammatik ;  die  zum  Verständnisse 
einfacher  Lesestücke  erforderlichen  Sätze  aus  der  Syntax.  Lecture  erzählender 
nnd  beschreibender  Prosa. 

VI.  Classe^  wöchentlich  3  Stunden :  Wiederholung  der  Formenlehre,  haupt- 
sächlich ihres  anomalen  Theils,  umständlichere  Behandlung  der  Syntax,  ein- 
schliesslich der  Modus-  und  Tempus-Lehre.  Eenntniss  der  wichtigsten  Ableitun- 
gen und  Zusammensetzungen  von  Wörtern.  Allmäliges  Fortschreiten  der  schrift- 
lichen Uebungen  zu  einfachen  Briefen  und  Beschreibungen.  Lecture  didaktischer 
und  Oratoriseher  Prosa. 

VIT.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Cursorische  Wiederholung  der  gesamm- 
ten  Grammatik  mit  englischem  Vortrage.  Lecture  poetischer  Werke,  wobei  neben 
dem  Lesebuche  noch  in  jedem  Semester  e  i  n  abgeschlossenes  Werk  von  grösserer 
Bedeutung  durchzunehmen  ist.  Im  Anschlüsse  an  die  Lecture  schreiten  die  Schul- 
und  Hausaufgaben  bis  zn  freien  Aufsätzen  fort. 

Geographie,  Oeschichte  nnd  Elemente  des  österreichichen 

Gemeinde-  nnd  VerfasanngsweBenB. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  und  politischen  Abgränzungen  nnd  Umrissen  nnd 
nach  ihren  fUr  Gewerbe  und  Handel  massgebendsten  Beziehungen,  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Reiches.  Uebersicht  der  wichtigsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momente. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Kenntniss  d^r  Hauptbegebenheiten  der 
Völkergeschichte  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange,  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs.  Eingehende  Belehrung 
über«  die  staatsbürgerlichen  Rechte  und  Pflichten. 

I.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fundamenlalsätze  des  geographischen 
Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Karte  unentbehrlich  sind  und 
in  sinnlich-anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  der  Erd- 
oberfläche in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  den  allgemeinen  Scheidungen 
nach  Völkern  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karte. 

II.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  2  Stunden:  Specielle  Geographie 
Asien's  nnd  Afrika's;  detaillirte  Beschreibung  der  Terrain  Verhältnisse  und  der 
Stromgebiete  Europa's,  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Besprechung 
der  Schul-  und  Wandkarten  anknüpfend;  Geographie  des  westlichen  und  süd- 
lichen Europa. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  des  Alterthums. 

HL  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland's. 

2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Hervor- 
hebung der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  2  Stunden :  Specielle  Geographie  des 
Vaterlands,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geographie  Amerika's  und  Australien's. 

2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicherer 
Behandlung  der  vaterländischen  Geschichte. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Pragmatische  Geschichte  des  Alter- 
thums mit  steter  Berücksichtigung  der  hiermit  im  Zusammenhange  stehenden  geo- 
graphischen Daten. 
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VI.  Classe^  wöchentlich  3  Standen:  Geschichte  des  VI.  bis  XVII.  Jahr- 
hunderts in  gleicher  Behandlungsweise. 

Vn.  Classe,  wochenlich  4  Stunden :  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVIIL  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  culturhisto- 
rischen  Momente,  speciell  derjenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
der  Volkswirthschaft  beziehen.  Uebersicht  der  Statistik  Oesterreich-Ungam's; 
eingehende  Behandlung  der  Elemente  des  österreichischen  Gemeinde-  und  Ver- 
fassungswesens. 

Elemente  der  National-Oekonoinie« 

Lehrziel:  Bekanntschaft  mit  den  Begriffen  des  Gttterlebens  im  Allgemeinen, 
des  Verkehrslebens  insbesondere,  unter  stetem  Festhalten  ihrer  Anwendung  auf 
praktische,  speciell  auf  vaterländische  Verhältnisse. 

VII.  Classe,  wöchentlich  1  Stunde.  Wesen  des  Volksvermögens,  seine  Tbeile, 
ihre  Entstehung  und  Verzehrung.  Skizze  des  Bestands  und  Erfolgs  der  heimischen 
Urproduction,  gewerblichen  Industrie  und  Handelsthätigkeit. 

Mathematik. 

Lehrziel  tür  die  Unterrealschule:  Sicherheit  und  Fertigkeit  im 
mündlichen  und  schriftlichen  Zifferrechnen,  namentlich  in  der  Anwendung  des- 
selben auf  praktisch  wichtige  Fälle;  Durchlibung  der  vier  ersten  Grundoperationen 
in  allgemeinen  Zahlen,  sowie  in  ihrer  Anwendung  zur  Auflösung  von  Gleichungen 
des  ersten  Grades  mit  einer  oder  zwei  Unbekannten. 

Lehrziel  fttr  die  gesammte  Realschule:  Gründliche  Eenntniss 
und  sichere  Durchübung  der  elementaren  Mathematik  als  strenge  beweisender 
Wissenschaft. 

I.  Classe,  wöchentlich  «3  Stunden:  Dekadisches  Zahlensystem.  Die  Grund- 
rechnungen mit  unbenannten  und  einnamig  benannten  Zahlen,  ohne  und  mit  Deci- 
malbrttchen.  Grundzüge  der  Theilbarkeit,  grösstes  gemeinschaftliches  Mass, 
kleinstes  gemeinschaftliches  Vielfaches.  Gemeine  Brüche ;  Verwandlung  derselben 
in  Decimalbrüche  und  umgekehrt;  Rechnen  mit  periodischen  Decimalbrttchen. 
Rechnen  mit  mehmamig  benannten  Zahlen.  ^ 

n.  Olasse,  wöchentlich  3  Stunden :  Das  Wichtigste  aus  der  Mass-  und  Ge- 
wichtskunde, aus  dem  Geld-  und  MUnzwesen,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  französischen  Systems.  Mass-,  Gewichts-  und  Mttnzreduction.  Lehre  von 
den  Verhältnissen  und  Proportionen,  letztere  mit  möglichstem  Festhalten  des 
Charakters  einer  Schlussrechnung;  Kettensatz,  Procent-  und  einfache  Zins-, 
Discont-  und  Terminrechnung,  Theilregel,  Durchschnitts-  und  Alligationsrechnung. 

m.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Fortgesetzte  Uebungen  im  Rechnen  mit 
besonderen  Zahlen,  zur  Wiederholung  und  Erweiterung  des  bisherigen  arithme- 
tischen Lehrstoffs.  Zusammengesetzte  Verhältnisse  mit  Anwendungen  auf  ver- 
schiedene im  Geschäftsleben  vorkommende  Aufgaben.  Einübung  der  vier  ersten 
Grundoperationen  in  allgemeinen  Zahlen  mit  ein-  und  mehrgliedrigen  Ausdrücken, 
so  weit  dieselben  zur  Begründung  der  Lehre  vom  Potenziren  und  vom  Ausziehen 
der  Quadrat-  und  Kubikwurzel  nöthig  sind;  Erhebung  auf  die  zweite  und  dritte 
Potenz,  Ausziehen  der  Wurzel  zweiten  und  dritten  Grades  aus  besonderen  Zahlen, 
ohne  und  mit  Abkürzung. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Ergänzende  und  erweiternde  Wieder- 
holung des  gesammten  arithmetischen  Lehrstoffs  der  Untbr-Realschnle;  wissen- 
schaftlich durchgeführte  Lehre  von  den  vier  ersten  Grundoperationen  mit  allgemeinen 
Zahlen,  grösstes  gemeinschaftliches  Mass  und  kleinstes  gemeinschaftliches  Viel- 
faches ;  Lehre  von  den  gemeinen  Brüchen.  Gleichungen  des  ersten  Grades  mit 
einer  oder  mit  zwei  Unbekannten,  nebst  Anwendung  auf  praktische  Aufgaben. 
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V.  Classe,  wöchentlich  6  Standen : 

Ar  AllgemeineArithmetik:  Zusammenfassende  Wiederholung  des  bis- 
herigen Lehrstoffs  aus  der  allgemeinen  Arithmetik ;  Gleichungen  des  ersten  Grades 
mit  mehr  als  zwei  Unbekannten ;  diophantische  Gleichungen.  Die  Zahlensysteme 
überhaupt  und  das  dekadische  insbesondere ;  Theorie  der  Theilbarkeit ;  Lehre  von 
den  Decimalbrttchen;  Potenzen  und  Wurzelgrössen ;  Bedeutung  der  imaginären 
und  complexen  Zahlen,  die  vier  Grundoperationen  mit  denselben ;  Lehre  von  den 
Yerhältpissen  und  Proportionen.  Quadratische  Gleichungen  mit  einer  und  mit 
zwei  Unbekannten. 

B.  Geometrie:  Planimetrie  in  ihrem  vollen  Umfange,  vom  streng  wissen- 
schaftlichen Standpuncte  behandelt ;  zahlreiche  Uebungen  im  Lösen  von  Construc- 
tionsaufgaben  mit  Hilfe  der  geometrischen  Analysis. 

VI.  Classe,  wöchentlich  6  Stunden: 

A.  Allgemeine  Arithmetik:  Logarithmen;  Gleichungen  höheren 
Grades,  welche  auf  quadratische  zurückgeführt  werden  können,  und  Exponential- 
gleichungen; arithmetische  und  geometrische  Progressionen  mit  Anwendung  auf 
Zinseszius-  und  Rentenrechnungen;  Einiges  über  die  Convergenz  unendlicher 
Reihen ;  Combinationslehre ;  binomischer  Lehrsatz. 

B,  Geometrie:  Goniometrie  und  ebene  Trigonometrie  nebst  zahlrMchen 
Uebungsaufgaben  in  besonderen  und  allgemeinen  Zahlen;  Stereometrie  mit 
Uebungen  im  Berechnen  des  Inhalts  und  der  Oberfläche  von  Körpern;  Elemente 
der  sphärischen  Trigonometrie  nebst  ihrer  Anwendung  auf  Aufgaben  der  Stereo- 
metrie und  insbesondere  auf  sphärische  Astronomie. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  , 

A.  Allgemeine  Arithmetik:  Grundlehren  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung mit  Anwendungen  auf  die  Berechnung  der  wahrscheinlichen  Lebens- 
dauer; Kettenbrüche.  Das  Wichtigste  über  arithmetische  Reihen  höherer  Ordnung 
mit  Rücksicht  auf  das  Interpolationsproblem. 

B.  Geometrie:  Analytische  Geometrie  der  Ebene,  und  zwar  analytische 
Behandlung  der  Geraden,  des  Kreises  und  der  Kegelschnittlinien;  Durchübnng 
der  analytischen  Geometrie  in  allgemeinen  und  besonderen  Zahlen,  namentlich 
in  Construction  der  entsprechenden  Aufgaben. 

Wiederholung  des  gesammten  arithmetischen  und  geometrischen  Lehrstoffes 
der  Ober-Classen  mittelst  zahlreicher  Uebungsaufgaben. 

Naturgeschichte  und  Physik. 

(Wie  im  Lehrplane  fttr  Niederösterreich.) 

Chemie« 

Lehrziel:  Eingehende  Kenntniss  der  Grundstoffe  und  ihrer  wichtigsten  Ver- 
bindungen, Darstellungsmethoden  und  Anwendungen  in  der  Natur,  im  menschlicheif 
Haushfdte  und  in  der  Industrie. 

rV.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Uebersicht  der  wichtigsten  Grundstoffe 
und  ihrer  Verbindungen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihres  natürlichen  Vor- 
kommens, jedoch  ohne  tieferes  Eingehen  in  die  Theorie  und  ohne  ausführliche 
Behandlung  der  Reactionen. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Gesetze  der  chemischen  Verbindungen. 
Atome,  Molecnle,  Aequivalente,  Werthigkeit  der  Atome,  Typen,  Bedeutung  der 
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chemischen  Symbole  find  Formeln.  Metalloide,  Metalle  der  Alkallen;  alkalische  Erden 
nnd  Erden. 

VI.  ClassCy  wöchentlich  2  Stunden : 

I.  Semester :  Schwere  Metalle.    * 

iL  Semester :  Chemie  des  Kohlenstoffs  (ein-,  zwei-  und  mehrwerthige  Alko- 
hol-Radicale). 

Vn.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden : 

I.  Semester:  Chemie  des  Kohlenstoffs  (andere  Substanzen  organischen 
Ursprungs). 

n.  Semester:  Recapitulation  mit  kurzer  Andeutung  der  neueren  chemischen 
Theorien. 

Die  Arbeiten  im  Laboratorium,  welche  der  Theilnahme  vorzttglich  Befähigter 
vorbehalten  werden,  sind  ausserhalb  der  obligaten  Unterrichtsstunden  vorzunehmen. 

Oeometrisches  Zeichnen  nnd  darstellende  Geometrie. 
(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Freihandzeichnen. 

Lehrziel:  Verständniss  und  Gewandtheit  des  Freihandzeichnens  sowohl  mit 
Beziehung  auf  die  verschiedenerlei  praktischen  Verwerlhungen  desselben,  als  mit 
Hinwirkung  anf  die  Bildung  des  Geschmackes. 

Das  Freihandzeichnen  wird  im  IL — V.  Jahre  in  je  4,  im  VI.  und  VII.  Jahre 
in  je  4  Stunden  gettbt.  Das  schnellere  oder  langsamere  Fortschreiten  des  Schülers 
von  den  leichteren  Aufgaben  zu  den  schweren  innerhalb  dieser  Zeit,  kann  von 
Talent  und  Fleiss  abhängig  gemacht  werden ;  im  Allgemeinen  hat  aber  zu  gelten, 
dass  in  der  U.  Classe,  anschliessend  an  das  Zeichnen  geometrischer  Figuren  mit 
freier  Hand,  und  mit  theilweiser  Fortsetzung  dieser  Vorübungen,  das  Flach- 
ornament und  in  der  III.  Classe  Letzteres  und  Contouren  des  menschlichen  Kopfes 
gezeichnet  werden  sollen. 

In  den  nächsten  vier  Jahren  soll  das  Zeichnen  nach  Vorlagen  mit  Schatten 
und  Licht,  und  nach  dem  Runden,  sowie  das  Studium  des  plastischen  Ornamentes 
'  gettbt  werden.  Ueber  diese  Gränzen  darf  der  Zeichnenunterricht  nicht,  hinaus- 
greifen ;  aber  er  soll  streng  und  systematisch  gefUhrt  werden,  um  seinem  Zwecke 
der  in  einer  guten  Vorbereitung  besteht  mit  möglichster  Vollständigkeit  zu  ent- 
sprechen. 

Das  Materiale  soll  im  Anfange  der  Bleistift  und  beim  Ornamente  auch  die 
Feder,  später  Kohle  und  Kreide  sein.  Beim  Zeichnen  des  Ornamentes  darf  Tusch 
nnd  Aquarellfarbe  verwendet  werden ,  um  dem  Schüler  die  Handhabung  des 
Pinsels,  nnd  die  ersten  Elemente  des  Tones  und  der  Farbe  beizubringen. 

Das  Modelliren  bleibt  der  freien  Theilnahme  vorzttglich  Beßlhigter  vorbe- 
halten ;  eine  Dispens  vom  Unterrichte  im  Freihandzeichnen  fär  die  Theilnehmer  an 
ersterem  findet  nicht  statt. 

Schönschreiben. 

Lehr  ziel:  Heranbildung  einer  leserlichen  und  gefälligen  Handschrift. 
I.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Uebungen  nach  Vorlagen,  mit  Ausschluss 
jeder  Art  von  Kunstschriften. 
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Deutsche  Sprache  und  Literatur  .   . 

3       3 

21 

Französische  Sprache     

3 

4 

4 

3 

2 
2 
4 

27 

3 
3 

6 

3 
3 

3 

4 

28 

1 
15 

Englische  Sprache 

8 

Geographie    und    Geschichte,    Ele- 
mente   des    österreichischen  Ge- 
meinde- und  Verfassungswesens  . 

Elemente  der  NaUonal-Oekonomie   . 

25 

• 

1 

Mj&thpmHtik                 

29 

Geometrisches  Zeichnen  und  darstel- 
lende Geometrie 

24 

Vnfiirfi^pfirhichte 

14 

i,^|%LUl  ^vOVIllV>ui/v-       •■*.•■        ••• 

Physik 

14 

Dhfimie           .•••.• 

9 

2 
26 

4 
26 

Freihandzeichnen 

20 

Krhönschreiben    . 

2 

Summe  . 

190 

Ausserdem  in  jeder  Classe  zwei  Stun 

denl 

runie 

n. 

43 
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üebergangsbestimmungen 

für 
das  Schuljahr  1870/1. 

1.  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1870/1  für  die  Schüler  der  I. 
und  n.  Classe  vollständig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  auch  in  der  IL  Classe  mit  den  Kegeln  der  Aussprache  und 
des  Lesens  und  muss  den  Lehrstoff  der  I.  und  II.  Classe  innerhalb  des  Schuljahres 
1871  zu  absohiren  bestrebt  sein,  zu  welchem  Ende  dem  französischen  Sprach- 
unterrichte erforderlichen  Falles  für  dieses  eine  Schuljahr  noch  eine  Lehratunde 
zugewiesen  werden  kann.  Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  für  die  11.  Classe 
muss  sich  nach  dem  in  der  bisherigen  L  Classe  bereits  absolvirten  Lehrstoffe 
ricjiten. 

2.  Die  Lehrkörper  haben  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  entscheiden, 
welche  Schüler  der  bisherigen  III.  Classe  ihrer  Anstalt  in  die  neue  V.  Classe, 
welche  hingegen  in  die  neue  IV.  Classe  aufzunehmen  sind.  Bei  Schülern  der 
Anstalt,  deren  Befähigung  zum  Aufsteigen  in  die  lY.  oder  V.  Classe  zweifelhaft 
ist,  und  bei  den  aus  anderen  Anstalten  übertretenden  Schüler  der  bisherigen 
in.  Classe  entscheidet  diessbezttglich  eine  Aufnahmsprüfung. 

3.  Der  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  wird  für  die  Schüler  der  OL 
und  IV.  Classe  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nach  Cursen  so,  dass 
Anfanger  und  Vorgeschrittenere  gesondert  unterrichtet  werden. 

4.  Ebenso  tritt  die  Verpflichtung  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  engli- 
schen Sprache  sofort  für  alle  Schüler  der  V.  Classe  ein,  die  Schüler  der  VI.  und 
Vn.  Classe  sind  zur'Theilnahme  am  Unterrichte  in  der  englischen  Sprache  nicht 
verpflichtet. 

5.  Der  Unterricht  aus  den  übrigen  Lehrgegenständen  hat  sich  in  der  III. 
und  rV.  Classe  dem  Lehrplane  thunlichst  vollständig  anzuschliessen.  Der  durch 
die  Bestimmung  sub  4.  in  den  beiden  obersten  Classen  sich  ergebende  Ausfall  an 
Lehrstunden  gegenüber  der  Gesammtzahl  von  28  ist  zu  verwenden,  um  den  Lehr- 
plan in  der  deutschen  Sprache,  Geschichte  und  Geographie  oder  den  mathematisch- 
naturwissenschaftlichen  Disciplinen  so  zu  erweitern,  dass  das  vollständige  Ueber- 
gehen  in  den  neuen  Lehrplan  im  Schuljahre  1871/2  stattfinden  kann. 

6.  Die  endgiltige  Festsetzung  der  Lectionspläne  für  das  Schuljahr  1870/1 
wird  ausnahmsweise  den  Lehrkörpern  der  betreffenden  Realschulen  überlassen, 
und  sind  die  bezüglichen  Beschlüsse  in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  October  1870 
der  Landesschulbehörde  zur  Kenntnissnahme  vorzulegen. 
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Nr.  104. 

Lehrplan  fUr  die  Realschulen 

des  Herzogthumes  Salzburg 

(auf  Omnd  des  Landesgesetzes  Tom  30.  April  1869). 

Beligionslehre 

(gesondert  für  jede  Confession). 

L  bis  IV.  Classe,  wöchentlich  je  2  Standen ;  V.  und  VL  Classe,  wöchentlich 
je  1  Stande. 

(Im  Uebrigen  wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Deutsche  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich«) 

Französische  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschale:  Kenntniss  der  gesanmiten  For« 
menlehre  and  der  wichtigsten  syntaktischen  Regeln,  Fertigkeit  im  Uebersetzen 
ans  dem  Französischen  and  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung 
und  Verständniss  der  Formenlehre  und  Syntax ;  Erwerb  eines  ausgiebigen  Wör- 
tenrorraths,  Gewandtheit  im  mtlndlichen  Gebrauche  der  correcten ,  gewöhnlichen 
Umgangs«  oder  Conversationssprache,  freie  schriftliche  Bearbeitung  leichter  The- 
mata; übersichtliche  Kenntniss  der  Literatur,  nähere  Bekanntschaft  mit  hervor- 
ragenden prosaischen  und  poetischen  Leistungen  derselben. 

I.  Glasse,  wöchentlich  5  Stunden:  Die  Regeln  der  Aussprache  und  desLesens, 
mit  Inbegriff  der  Lehre  vom  Accente;  Formenlehre  des  Nom  und  Pronom,  das 
Wichtigste  über  den  article  partitif,  die  am  häufigsten  vorkommenden  Präposi- 
tionen, einfache  Formen  von  avoir  und  €tre.  Aneignung  eines  entsprechenden 
Wörter-  und  Phrasen-Vorraths  mittelst  des  Hemorirens.  Uebungen  im  Dictando- 
Schreiben  und  im  Uebersetzen  leichter  Sätze. 

n.  Classe,  wochenlich  4  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Redetheile,  einschliesslich  der  häufigst  vorkommenden  unregelmässigen,  defectiven 
und  unpersönlichen  Zeitwörter;  Adverbien  und  Conjunctionen ;  die  wichtigsten 
syntaktischen  Regeln  über  den  Gebrauch  des  Artikels,  über  das  Adjectif  qualitatif 
und  determinatif,  endlich  über  das  Pronom.  Vermehrung  des  Wörter-  und  Phrasen- 
Vorraths.  Zahlreiche  Uebungen  in  vollständigen  Sätzen.  Alle  8  Tage  eine  Haus- 
arbeit, alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

ni.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Cursorische  Wiederholung  des  Lehrstoffes 
der  I.  und  n.  Classe  und  Ergänzung  der  systematischen  Kenntniss  der  gesammten 
Formenlehre  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Vollständige  Syntax  des 
Nom  und  Pronom.  Fortgesetztes  Vermehren  des  Wörter-  und  Phrasen-Vorraths, 
fortgesetzte  Uebungen ;  alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit.  Leichte 
prosaische  und  poetische  Lecture.  Versuche  in  französischer  Conversation  mittelst 
der  übersetzten  Lesestücke. 

rV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Systematische  Kenntniss  der  Syntax  des 
Zeitworts  und  der  inflexiblen  Redetheile ;  Lehre  vom  Gebrauche  der  Zeiten  und 
Modi,  der  Participien  und  Negations-Partikeln.  Lehre  vom  französischen  Satzbau 
und  der  Interpunction.  Elemente  der  Wortbildungslehre.  Fortgesetzte  mündliche 
und  sohriftlicbe  Uebungen  mit  Hervorhebung  der  Gallicismen  und  der  wichtigeren 
Synonymen^  bei  steter  Berücksichtigung  einer  Vermehrung  des  Wortvorraths  und 
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einer  genauen  Kenntnis^  echt  franz(>siscber  Phraseologie.  Alle  HTnge  eine  Haus- 
arbeit, alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  »S  vStnnden :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  gram- 
matischen Unterrichts,  Erweiterung'  der  lexikalischen  Kenntnisse;  Sprechübungen 
und  schriftliche  Aufsätze  mit  besonderer  Rücksichtsnahme  auf  die  französische 
Lecture  und  auf  die  übrigen  Lehrgegenstände;  Lesung  von  Mu^terstückcn  der 
historischen,  desciptiven  und  epistolarischen  Literatur,  mit  Belehrungen  über  die 
französische  BehandlungswTise  der  entsprechenden  Stylgattungen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  ö  Stauden:  Fortsetzung  der  Sprechübungen  und 
schriftlichen  Aufsätze/lkhandlung  v(»n  Musterstücken  der  epischen  und  lyrischen 
Dichtung,  sowie  der  oratorischen  Prosa,  mit  steter  Rücksicht  auf  die  französische 
Poetik  und  Rhetorik. 

VII.  Classc,  wöchentlich  o  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechübungen  und 
schriltlichen  Aufsätze ;  Ausdehnung  der  Lecture  auf  hen'oiTagende  Werke  der 
dramatischen  Poesie.  Gedrängte  Geschichte  der  französischen  Literatur  unter 
MoiQY  Verweisung  aui' ihren  Zusnmmenliang  mit  der  allgemeinen  Cnlturgeschichte. 
insbesondere  aber  mit  der  Geschichte  der  deutschen  Literatur. 

Englische  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich."! 

Geographie  uud  Geschichte. 

L e h r  z i e  1  tu  r  die  1' n  t e  r -  R  e a  1  s c h u  1  e :  Kcnntniss  der  Erdobei tläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  m\\\  poljtist  lien  Abgrenzungen  und  Umrissen  und 
nach  ihren  für  Gewerbe  und  Handel  nuissgebendstcn  Beziehungen,  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch  ungarischen  Reiches.  l'e])ersicht  der  wichti^ten 
Regebenheiten  der  gesanmiten  Weltge8<-hichte,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momente. 

L  e  h  r  ziel  f  ü  r  die  ^'  e  s  a m  m  t  e  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Kenntniss  der  Hauptbegebenheiten  der 
Vrdkergcs(*hichte  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange,  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs. 

I.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fundamentalsätze  des  j.;eographisehen 
Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Karte  unentbeJu-lich  sind  und 
in  sinnlich-anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  der  Erd- 
oberfläche in  ihrer  natürlichen  BeschatVenheit  und  den  allgemeinen  Scheidungen 
nach  Völkern  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karte. 

IL  ('lasse,  wöchentlich  4  Stunden:  2  Stunden:  Specielle  Geographie 
Asien's  und  Afrika's;  detaillirte  Beschreibung  der  Ten-ainverhältnisse  und  der 
Stromgebiete  Europas,  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Besprechung 
der  Schul-  und  Wandkarten  anknüpfend;  Geographie  des  westlichen  und  süd- 
lichen Europa. 

2  Stunden:  IJebersicht  der  Geschichte  des  Alterthums. 

in.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  2  Stunden:  Specielle  (fCographic  des 
übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland's. 

2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Her- 
vorhebung der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
Vaterlands,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geogradhie  Amerika's  und  Australien  s. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicherer 
Behandlung  der  vaterländischen  Geschichte. 
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V.  Classe,  wöchentlich  3  Stimdeu:  Pra^iatische  Geschuthte  des  Aherthums 
mit  steter  BoUcksichtipine,-  der  hierinit  im  Zusammenhange  steheudeli  ideogra- 
phischen Daten. 

VI.  Classe,  wochentlicli  3  Stunden:  Gescliielite  des  Vf.  bis  XVll.  Jahrhiui- 
derts  in  gleicher  Behaudlungsweise. 

Vn.  Glaste,  wöchentlich  3  Stunden:  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVIII.  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  llervorhebuni;-  der  culturhisto- 
rischeu  Momente,  speciell  deijenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
der  Volkswirtlschaft  beziehen.  Kurze  Uebersieht  der  Statistik  Oesterreich-l  Ingarn's, 
mit  Hervorhei)ung  der  Verfassungsverhältnisse. 

Mathematik. 

(Wie  im  Lehrplaue  flu'  Niederösterreich.) 

Naturgeschichte  uud  Physik. 

(Wie  im  Lehrplane  für  }siederösterrei(*li.) 

Chemie. 

Li^hrziel:  Eingehende  Kenntnis«  <ler  Grundstotl'e  und  ihrer  wichtigsten  Ver 
biudungcn,  Darstellungsmethodeu  und  Anwendungen  in  der  Natur,  im  mensch- 
liehen Haushalte  uud  in  der  Industrie. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Uehi^rsicht  der  wlivjitigsteu  Grundstoffe 
und  ihrer  Verbinduni*:en,  mit  besonderer  Herncksichtiii:un:i  ihres  natürlichen  Vor- 
kommeus^  jedoch  ohne  tieferes  Kingehen  in  die  Theorie  und  ohne  ausführliclie 
Behandlung  der  Reactionen. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Gesetze  der  chemischen  Verbindungen. 
Atome,  Molecule,  Aequivaleute,  Werthigkeit  der  Atome,  Typen,  Bedeutung  der 
chemischen  Symbole  und  Formeln.  MetalloidCj  Metalle  «ler  Alkalien,  alkalisehe 
Erden  und  Erden.  « 

VI.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden : 

I.  Semester:  Schwere  Metalle. 

II.  Semester:  Chemie  des  Kohlenstoffs  (ein  ,  zwei-  und  nudirwerthige  Alkohol- 
Uadicale). 

VII.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden: 

I.  Semester:  Chemie  des  Kohlenstoffs  (andere  Substanzen  organischen 
Ursprungs). 

IL  Semester:  liecapitulation  mit  kurzer  Andeutung  der  neueroi  chemischen 
Theorien. 

Die  Arbeiten  im  Laboratorium,  welche  der  Theilnahme  vorzüglich  Betahigter 
vorbehalten  werden,  sind  ausserhalb  der  obligaten  Unterrichtsstunden  vorzunehmen. 

Geometrisches  Zeichnen  und  darstellende  Geometrie. 

Lehrziel  für  die  l'nter-Realschule:  Kenntniss  der  Elemente  der  Geu- 
metrie  und  getunetrischeu  Coustructionslehre;  Fertigkeit  im  Linear-Zeichnen. 

Lehrziel  für  die  gesummte  Realschule:  \\)llstän(lige  Kenntniss  und 
gewandte  Handhabung  der  Projectionslehre,  in  ihrer  Anwendungauf  Sehattenlehre, 
auf  Perspective  und  auf  Darstellung  technischer  übjecte. 

I.  Classe,  wöchentlich  (5  Stunden:  CTCometrisehe  Anschaiiungslehre.  (ieome- 
trische  Gebilde  in  der  Kbene  (Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viertck,  Vieleek,  Kreis, 
KUipse),  (\)mbiuationen  dieser  Figuren;  das  geometrisehe  Ornament. Elemente  der 
Geometrie  im  Räume;  Zeichnen  nach  Draht-,  Holz-  und  Gyps  Modellen. 
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II.  ClassO;  wöchentlich  3  Stondeii :  Planimetrie ;  Uebnngen  mit  dem  Zirkel  nnd 
dem  Reisszeuge  überhaupt;  Gebrauch  der  Reissschiene  und  des  Dreiecks. 

in.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Fortsetzung  des  vorbesproehenen  Liehr- 
stoffes  unter  Anwendung  auf  Fälle  und  Beispiele  aus  der  technischen  Praxis. 
Stereometrie. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Anwendung  der  vier  algebraischen  Qrund- 
Operationen  zur  Lösung  von  Aufgaben  der  Planimetrie  und  Stereometrie^  Theore- 
tiscb-eonstructive  Uebungen  im  Zeichnen  der  wichtigsten  ebenen  Gurren. 

y.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden  :  Orthogonale  Projection  des  Punctes  nnd 
der  Linie.  Die  Lehre  von  der  Ebene.  Projectionen  von  Körpern;  die  durch  Ebenen 
begränzt  sind ;  Schnitte  von  Körpern  mit  Ebenen ;  gegenseitige  Durchschnitte  der 
Körper ;  krumme  Linien,  und  deren  Beziehung  zu  geraden  Linien  und  Ebenen. 

VI.  ClassC;  wöchentlich  3  Stunden :  Erzeugung  und  Darstellung  krummer 
Flächen;  Tangential-Ebenen  an  krummen  Flächen.  Schiefe  Projection  (Schatten- 
lehre). 

Vn.  Classe;  wöchentlich  3  Stunden:  Centrale  Projection  (Perspective).  Reca- 
pitulation  der  gesammten  darstellenden  Geometrie  mit  praktischen  Anwendungen 
behufs  Erlernung  geeigneter  Darstellungsweisen  technischer  Objecto. 

Freihandzeichnen. 

(Wie  im  Lehrplane  fUr  Niederösterreich.) 

Schönschreiben. 

Lehrziel:  Heranbildung  einer  leserlichen  und  gefälligen  Handschrift. 
I.  und  n.  Classe,  wöchentlich  je  1  Stunde:  Uebungen  nach  Vorlagen;  mit 
Ausschluss  j e d e r  Art  von  Kunstschriften. 
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Ueber Sicht  . 

des  l/ehrplaaes  fär  die  Realscholea  im  Herzogthnne  Salzbarg. 


• 

I. 

11. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

VII. 

Summe 

Religion 

2 
4 

3 

o 

o 

3 

<i 

1 
27 

2 
4 
4 

4 
3 

n 
.'> 

3 
4 

1 

28 

2 

4 

— »_ 

4 

4 
3 

4 

>) 
ij 

4 
28 

2 

1 

1 
3 
3 
2 
3 

5 

3 

4 

2 

4 
32 

3 
8 
2 
3 

5 
3 

3 
4 

2 

4 
32 

lü 

Deutsche  Sprache 

1 

3 
3 

4 

4 

2 
3 
3 
4 

2« 

3 
3 
3 
3 

Vy 
3 

3 
3 

• 

4 
32 

24 

Französische  Sprache 

• 
25 

Englische  Sprache 

• 

7 

Greographie  und  Geschichte  .... 

24 

Mathematik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

Naturgeschichte 

14 

Physik 

14 

Chemie 

10 

Ge»>metiiaches  Zeichnen 

1 

>            39 

1         ■        —     -  .   . 
Freihan  dzeiclmen 

Schönschreiben 

2 

Summe  . 

207 
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lieber  gangsbestimmnngen 

für  das  Schuljahr  1870/i. 

1.  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1870/1  für  die  Schttler  der  I. 
und  II.  Classe  vollständig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  auch  in  der  II.  Classe  mit  den  Regeln  der  Aussprache  und 
des  Lesens  und  muss  den  Lehrstoff  der  I.  und  IL  Classe  innerhalb  des  Schuljahres 
1871  zu  absolviren  bestrebt  sein,  zu  welchem  Ende  dem  französischen  Sprach- 
unterrichte erforderlichen  Falles  noch  eine  Lehrstunde  zugewiesen  werden  kann. 
Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  flir  die  II.  Classe  muss  sich  nach  dem  in 
der  bisherigen  I.  Classe  bereits  absolvirten  Lehrstoffe  richten. 

2.  Der  Lehrkörper  hat  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  entscheiden, 
welche  Schüler  der  bisherigen  m.  Classe  seiner  Anstalt  in  die  neue  V.  Classe, 
welche  hingegen  in  die  neue  IV.  Classe  aufzunehmen  sind.  Bei  Schülern  der 
Anstalt,  deren  Befähigung  zum  Aufsteigen  in  die  IV.  oder  V.  Classe  zweifelhaft 
ist,  und  bei  den  aus  anderen  Anstalten  übertretenden  Schülern  der  bisherigen 
ni.  Classe  entscheidet  diessbezüglich  eine  Aufnahmsprüfung. 

3*  Der  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  wird  für  die  Schüler  der  III. 
und  rV.  Classe  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nach  Cursen  so,  dass 
Anfänger,  Vorgeschrittenere  und  grammatikalisch  bereits  vollständig  DurchgebiU 
dete  gesondert  unterrichtet  werden. 

4.  Einem  dieser  Curse  müssen  sieh  auch  die  Schiller  der  V.  Classe  einreihen, 
tUr  welche  die  französische  Sprache  insoweit  obligat  wird,  als  sie  sich  nicht  über 
die  bereits  erlangte  vollständige  Kenntniss  derselben  auszuweisen  vermögen,  oder, 
einen  bereits  früher  begonnenen  Unterricht  in  der  italiänischen  Sprache  fortzu- 
setzen haben. 

5.  Die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schüler  der  VI.  und  VII.  Classe  sind  nur 
dann  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  französischen  Sprache  verpflichtet,  wenn 
sie  nach  den  von  ihnen  bereits  erlangten  Vorkenntnissen  befähigt  sind,  und  zwar 
die  Schüler  der  VI.  Classe  in  den  Curs  für  Vorgeschrittenere,  jene  der  VII.  Classe 
in  den  Curs  für  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete  aufgenommen 
zu  werden. 

6.  Eine  Verpflichtung  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  italiänischen  Sprache 
besteht  nur  für  jene  Schüler  der  V.  Classe,  welche  zur  Theilnahme  am  Unterrichte 
in  der  französischen  Sprache  nicht  verpflichtet  sind  und  auch  für  diese  nur  inso- 
weit als  sie  nicht  einen  bereits  begonnenen  Unterricht  in  der  italiänischen  Sprache 
fortsetzen.  Die  Schüler  der  VI.  und  VII.  Classe  sind  zur  Theilnahme  am  Unter- 
richte in  der  italiänischen  Sprache  nicht  verpflichtet. 

7.  Der  Unterricht  aus  den  übrigen  Lehrgegenständen  hat  sich  in  der  111.  und 
IV.  Classe  dem  Lehrplane  thunlichst  vollständig  anzuschliessen.  Der  durch  die 
Bestimmung  5  und  6  in  den  Oberclassen  sich  ergebende  Ausfall  an  Lehrstunden 
ist  zu  verwenden,  um  den  Lehrplan  in  der  deutschen  Sprache,  Geschichte  und 
Geographie  oder  den  mathematisch  -  natui'wissenschaftlichen  Disciplineu  so  zu 
erweitem,  dass  das  vollständige  Uebergehen  in  den  neuen  Lehrplan  im  Schuljahre 
1871/2  stattfinden  kann. 

8.  Die  endgiltige  Festsetzung  des  Lecticmsplans  für  das  Schuljahr  1S70/1 
wird  ausnahmsweise  dem  Lehrkörper  überlassen,  und  sind  die  bezüglichen 
Beschlüsse  in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  October  1870  derLandesschulbehönle 
zur  Kenntnissnahme  vorzulegen. 
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Lehrplan  fUr  die  Realschulen 

des  Herzogthumes  Steiennark 
auf  Uriiiid  des  Laiidesi^esetzes  vom  8.  Jänner  1870. 

Religionslehre 

(gesondert  für  jede  Cüiifesaiou). 
(Wie  im  Lehrplane  fllr  Niederösterreieli.) 

Deutsche  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Sichtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Fertigkeit  und  grammatische  Correctheit  in  Handhabung  der  deutscheu  Sprache^ 
Sicherheit  in  Kenntuiss  der  Formenlehre  und  Syntax. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständuiss  der 
deutschen  Sprache  nach  Bau  und  Inhalt ;  Gewandheit  und  stylistische  Correctheit 
im  mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauche  derselben  fllr  Gegenstände;  welche 
dem  allmälig  sich  erweiternden  Gedankenkreise  der  Schüler  angeboren;  historische 
und  ästhetische  Kenntniss  des  Bildendsten  aus  der  deutschen  Literatur;  durch  die 
Lecture  gewonnene  Charakteristik  der  vorzüglichsten  prosaischen  und  poetischen 
Darstellungsformen. 

I.  Classe,  wöchentlich  8  Stunden:  Wiederholung  der  gesamniten  Formen- 
lehre, Uebersicht  der  Satzformen  in  Musterbeispielen  aus  dem  Lesebuehe,  Sprech-, 
Lese-  und  Schreibtibungen,  letztere  vorherrschend  orthographischer  und  gramma- 
tischer Art;  Besprechen  der  Meujoriren  des  Gelesenen,  mündliches  und  schrift-  . 
liebes  Wiederfireben  einfacher  Erzählungen  oder  kurzer  Beschreibungen.  Alle 
8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

IL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Vervollständigung  der  Fonnenlehre, 
Lehre  vom  einfachen  und  erweiterten  Satze  auf  Grundlage  einer  eigenen  Sohul- 
grammatik;  mündliche  und  schriftliche  Reproduction  und  Umarbeitung  grösserer 
abgeschlossener  Stücke  aus  dem  Lesebuche.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle 
4  Wochen  eine  Schularbeit;  am  Schlüsse  jedes  Monats  hat  jeder  Schüler  eine 
schriftliche  Inhaltsangabe  seiner  Privatlecture  zu  bringen. 

III.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Lehre  vom  zusammengesetzten  Satze, 
Arten  der  Nebensätze,  Verkürzungen  derselben,  die  Periode  (auf  Grundlage  der 
Schulgrammatik);  systematische  Belehrung  über  Rechtschreibung  und  Zeichen- 
setzung; Aufsätze  verschiedener  Art,  zum  Theile  sich  anschliesend  an  den  Unter- 
richt in  der  Geschichte  der  Geographie  und  den  Naturwissenschaften,  zum  Theile 
an  jenen  im  Franziisischen.  Termine  der  abzuliefernden  Arbeiten  wie  in  der 
IL  Classe. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Zusammenfassender  Abschluss  des  ge- 
sammten  grammatischen  Unterrichts;  Zusammenstellung  Ton  Wortfamilien  mit 
Rücksicht  auf  Vieldeutigkeit  und  Verwandtschaft  der  Wörter;  das  Wichtigste  aus 
der  Prosodik  und  Metrik.  Aufsätze  mit  Berücksichtigung  jener  Formen,  welche 
im  bürgerlichen  Leben  am  häufigsten  nöthig  werden.  Benützung  des  Lesestoffes 
zur  Kenntniss  der  antiken  und  germanischen  Sagendichtung.  Termine  der  abzu- 
liefernden Arbeiten  wie  in  der  IL  und  IH.  Classe. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Lecture  von  Uebersetzungen  aus  der 
elassischen  Literatur  der  Griechen  und  Römer;  Lecture  einer  Auswahl  aus  leich- 
teren Werken  der  mittelhochdeutschen  Periode  (deren  Lesung  im  Urtexte  einer 
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gedrängten  Uebersicht  der  Liut-  und  Flexionslehre  des  Mittelhochdeutschen 
bedarf);  Ueberblick  über  die  deutsche  Literatur  von  ihren  ersten  Anfangen  bis  zum 
Schlüsse  des  XIV  Jakrhunderts.  Erläuterung  des  Wesens,  der  Formen  und  Arten 
der  Poesie,  sowie  der  vorzüglichsten  prosaischen  Darstellungsformen^  auf  Grund 
der  Lecture ;  Recitirttbungen  und  Aufsätze  über  Gelesenes  und  Gehörtes. 

VI.  und  VIL  Classe,  woclientlich  je  3  Stunden:  Kurze  Uebersicht  der  Lite- 
raturgeschichte vom  XV.  bis  zur  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts,  ausfuhrliche  Dar- 
stellung der  Literatur  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  und  des  XIX.  Jahrhunderts, 
—  beides  au  der  Hand  der  Lecture  gewonnen  und  stets  an  die  allgemeine  Cultur- 
geschichte  angeknüpft;  Lesung  mindestens  zweier  vollständiger  Werke.  Abhand- 
lungen, jedoch  stets  concreten  Inhalts ;  Redeübungen,  freie  Vorträge. 

Slovenische  Sprache. 

(Bedingt  obligat  für  Alle,  deren  Aeltern  oder  Vormünder  sich  dafiir  erklären.) 

Lehr  ziel:  Kenntniss  der  gesanmiten  Formenlehre  und  Syntax,  Sicherheit 
und  grammatische  Correctheit  in  Handhabung  der  slovenischen  Sprache,  Fertig- 
keit im  Uebersetzen  aus  derselben  und  in  dieselbe. 

I.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Aussprache,  Wechsel  der  Laute,  Ton- 
zeichen, Schreibung.  Lehre  von  den  regelmässigen  Formen  der  flexiblen  Redetheile. 
Sprech-  und  Schreibttbungen.  Haus-  und  Schularbeiten,  wie  im  Deutschen. 

IL  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre,  ergänzt 
durch  die  vollständige  Kenntniss  der  anomalen  Formen.  Die  zum  Verständnisse 
einfacher  Lesestücke  erforderlichen  Sätze  aus  der  Syntax.  Zahlreiche  Uebungen 
in  vollständigen  Sätzen.  Haus-  und  Schularbeiten,  wie  im  Deutschen. 

III.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Systematische  Wiederholung  der  ge- 
sammten  Formenlehre.  Casuslehre.  Fortgesetzte  Uebungen;  Haus-  und  Schul- 
arbeiten, wie  im  Deutschen.  Leichte  prosaische  und  poetische  Lecture. 

IV.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Modus-  und  Tempus-Lehre.  Kenntniss 
der  wichtigsten  Ableitungen  und  Zusammensetzungen  von  Wörtern.  Fortgesetzte 
IJebnngen ;  Haus-  und  Schularbeiten,  wie  im  Deutschen.  Lecture.  Uebersicht  über 
den  Gang  des  slovenischen  Scliriftenthums. 

Franaösische  Sprache. 

(Obligat  für  jene,  welche  nicht  die  slovenische  und  die  englische  Sprache  erlernen,  i 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschulen:  Kenntniss  der  gesammten For- 
menlehre und  der  wichtigsten  syntaktischen  Regeln,  Fertigkeit  im  Uebersetzen  ans 
dem  Französischen  und  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung 
und  Verständnisß  der  Formenlehre  und  Syntax ;  Erwerb  eines  ausgibigen  Wör- 
tervorraths,  Gewandtheit  im  mündlichen  Gebrauche  der  eorrecten,  gewöhnlichen 
Umgangs-  oder  Conversationssprache,  freie  schriftliche  Bearbeitung  leichter  The- 
mata; übersichtliche  Kenntniss  der  Literatur,  nähere  Bekanntschaft  mit  hervor- 
ragenden prosaischen^und  poetischen  Leistungen  derselben. 

L  Classe,  wöchentlich  5  Stunden :  Die  Regeln  der  Aussprache  nnd  des  Lesens, 
mit  InbegriflFder  Lehre  vom  Accente;  Formenlehre  des  Noni  und  Pronom,  das  Wich- 
tigste über  den  article  partitif,  die  am  häufigsten  vorkommenden  Präpositionen,  ein- 
fache Formen  von  avoir  und  etre.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörter-  nnd 
Phrasen-Vorraths  mittelst  des  Memorirens.  Uebungen  im  Dictando-Schreiben  nnd 
im  Uebersetzen  leichter  Sätze. 

II.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Redetheile,  einschliesslich  der  häufigst  vorkommenden  nnregelmässigen,  defectiven 
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nnd  onpersönlichen  Zeitwörter;  Adverbien  and  Conjnctionen ;  die  wichtigsten  gyn- 
taktiBchen  Regeln  ttber  den  Gebranch  des  Artikels,  über  das  Adjectif  qualitatil 
und  determinatify  endlich  über  das  Pronom.  Vermehrung  des  Wörter-  und  Phrasen - 
Yorraths.  Zahlreiche  Uebungen  in  vollständigen  Sätzen.  Alle  8  Tage  eine  Haus- 
arbeit, alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

in.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Cnrsorische  Wiederholung  des  Lehrstoffes 
der  I.  nnd  n.  Classe  und  Ergänzung  der  systematischen  Kenntniss  der  gesammten 
Formenlehre  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Vollständige  Syntax  des 
Nom  und  Pronom.  Fortgesetztes  Vermehren  des  Wörter-  und  Phrasen-Vorraths, 
fortgesetzte  Uebungen ;.  alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit.  Leichte 
prosaische  und  poetische  Lecture.  Versuche  in  französischer  Couversation  mittelst 
der  übersetzten  Lesestttcke. 

rV.  ClassC;  wöchentlich  3  Stunden :  Systematische  Kenntniss  der  Syntax  des 
Zeitwortes  und  der  inflexiblen  Redetheile ;  Lehre  vom  Gebräuche  der  Zeiten  und 
Modi,  der  Participien  und  Negations-Partikeb,  Lehre  vom  französischen  Satzbau 
und  der  Interpunction.  Elemente  der  Wortbildungslehre.  Fortgesetze  mündliche 
und  schriftliche  Uebungen  mit  Hervorhebung  der  Gallicismen  und  der  wichtigeren 
Sjruonymen;  bei  steter  Berücksichtigung  einer  Vermehrung  des  Wortvorraths  und 
einer  genauen  Kenntniss  echt  französischen  Phraseologie.  Alle  14  Tage  eine 
Hausarbeit,  alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

y.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  gram- 
matischen Unterrichts,  Erweiterung  der  lexikalischen  Kenntnisse ;  Sprechübungen 
und  schriftliche  Aufsätze  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  französische 
Lecture  und  auf  die  übrigen  Lehrgegenstände ;  Lesung  von  Musterstücken  der 
historischen),  descriptiven  und  epistolarischen  Literatur,  mit  Belehrung  über  die 
französische  BehancUungsweise  der  entsprechenden  Stylgattungen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechübungen  und 
schriftlichen  Aufsätze ;  Behandlung  von  Musterstücken  der  epischen  und  lyrischen 
Dichtung,  sowie  der  oratorischen  Prosa,  mit  steter  Rücksicht  auf  die  französische 
Poetik  und  Rhetorik. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechübungen  und 
schriftliehen  Aufsätze;  Ausdehnung  der  Lecture  auf  hervorragende  Werke  der 
dramatischen  Poesie.  Gedrängte  Geschichte  der  französischen  Literatur  unter 
steter  Verweisung  auf  ihren  Zusanunenhang  mit  der  allgemeinen  Cnlturgeschichte. 
inbesondere  aber  mit  der  Geschichte  der  deutschen  Literatur. 

finglische  Sprache. 

(Obligat  für  Diejenigen,  welche  nicht  die  slovenische  und  die   französische  Sprache 

gewählt  haben.) 

Lehr  ziel:  Vollständige  grammatische  Kenntniss  der  englichen  Sprache; 
gewandte  Handhabung  derselben  in  Uebertragungen  leichter  prosaischer  Aufsätze 
aus  dem  Deutschen^  richtiges  Verständniss  leichterer  prosaischer  und  poetischer 
englischer  Werke ;  Kenntniss  der  wichtigsten  Thatsachen  aus  der  Geschichte  der 
englischen  Literatur,  namentlich  der  neueren  Zeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Lese-  und  Beton ungslehre  mit  steter  Hin- 
weisung auf  die  Gesetze  der  Lautverschiebung  und  ihre  Beziehung  zu  den  roma- 
nischen und  germanischen  Elementen  der  englischen  Sprache ;  Einübung  an  zahl> 
reichen  Lesestücken.  Die  gesammte  Formenlehre,  unter  fortwährender  Ver- 
gleichnng  mit  der  deutschen  und  französischen  Grammatik ;  die  zum  Verständnisse 
einfacher  Lesestttcke  erforderlichen  Sätze  aus  der  Syntax.  Lecture  erzählender 
und  beschreibender  Prosa* 

VL  Classe;  wöchentlich  2  Stunden :  Wiederholung  der  Formeulehre,  haupt- 
sächlich ihres  anomalen  Theils^  umständlichere  Behandlung  der  Syntax,  ein- 
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schliesslich  der  Modes-  und  Tempus-Lehre.  Kenutniss  der  wichtigsten  Ableitungen 
und  Zusammensetzungen  von  Wörter.  Allmäliges  Fortschreiten  der  schriftliehen 
Hebungen  zu  einfachen  Briefen  und  Beschreibungen.  Leoture  didaktischer  und 
oratorischer  Prosa. 

VII.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Cursorische  Wiederholung  der  gesanini- 
ten  Grammatik  mit  englischem  Vortrage.  Kurze  IJebersicht  der  wichtigsten  Perio- 
^den  der  Literaturgeschichte.  Lecture  poetischer  Werke,  wobei  neben  dem  Lese- 
buche noch  in  jedem  Semester  ein  abgeschlossenes  Werk  von  grösserer  Bedeu- 
tung durchzunehmen  ist.  Im  Anschlüsse  an  die  Lecture  schreiten  die  Schul-  und 
Hausaufgaben  bis  zu  freien  Aufsätzen  fort. 

Oeographie  und  Oeschichte. 

Lehr  ziel  für  die  Unter -Realschule:  Kenntnissder  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  und  politischen  Abgränzungen  und  L^mrisseu  und 
nach  ihren  für  Gewerbe  und  Handel  massgebendsten  Beziehungen,  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Reiches.  Ueberslcht  der  wichtigsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momente. 

Lehr  ziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Kenntniss  der  Hauptbegebenheiten  der 
Völkergeschichte  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange,  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs. 

I.  Classe,  wöchentlich  ß  Stunden:  Fundamentalsätze  des  geogi'aphischi^i 
Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Karte  unentbehrlich  sind  und 
in  sinnlich-anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  der  Erd- 
oberfläche in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  den  allgemeinen  Scheidungen 
nach  Völkern  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karle. 

II.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden:  Specielle  Geographie  Asien's 
und  Afrika's ;  detaillirte  Beschreibung  der  Terraiuverhältnisse  und  der  Stromge- 
biete Europa's,  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Besprechung  der  Schul- 
und  Wandkarten  anknüpfende;  Geographie  des  westlichen  und  südlichen  Europa. 

2  Stunden :  IJebersicht  der  Geschichte  des  Alterthuras. 

in.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland's. 

2  Stunden:  IJebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Hervor- 
hebung der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
Vaterlands,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geographie  Amerika's  und  Australieu*s. 

2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicherer  Be- 
handlung der  vaterländischen  Geschichte. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Pragmatische  Geschichte  des  Alterthums 
mit  steter  Berücksichtigung  der  hiermit  im  Zusammenhange  stehenden  geographi 
sehen  Daten. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Geschichte  des  VI.  bis  XVIi.  Jahrhunderts 
in  gleicher  Behandlungsweise. 

VH.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVIH.  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  cnlturhistfi- 
rischen  Momente,  speciell  derjenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
der   Volkswirthschaft    beziehen.    Kurze    Uebersicht   der   Statistik   Oestern^ich 
Ungarn's,  mit  Hervorhebung  der  Verfassuugsverliältnisse. 


431 

Mathematik. 

(Wie  im  Fjchrplanc  für  Niederösterreicli.) 

Naturgeschichte  und  Physik. 

(Wie  im  Lchrplane  fiir  Niederftsterreieh.) 

Chemie. 

(Wie  iiH  Lehrplane  llir  Niederösterreich.) 

Geometrisches  Zeichnen  und  darstellende  Geometrie. 

liC  hrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Elemente  der  Geo- 
metrie lind  geometrischen  Construction sichre;  Fertigkeit  im  Linear-Zeichnen.  ^ 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Kenntniss  und 
gewandte  Handhabung  der  Projectionslehre^  in  ihrer  Anwendung  auf  Schatten- 
lehre, auf  Perspective  und  auf  Darstellung  technischer  Objecte. 

I.  Classe,  wöchentlich  6  Stunden  :  Geometrische  Anschauungslehre.  Geome- 
trische Gebilde  in  der  Ebene  (Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viereck.  Vieleck,  Kreis, 
Ellipse),  Compinationen  dieser  Figuren;  das  geometrische  Ornament  Elemente  der 
Geometrie  im  Räume:  Zeichnen  nach  Draht-,  Holz   und  Gyps-Modellen. 

IL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Planfmctrie;  U(?buugen  mit  dem  Zirkel 
und  dem  Reisszeuge  überhaupt,  Gebrauch  der  Rcissschinc  und  des  Dreiecks. 

IIL  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Fortsetzung  des  vorbesprochenen  Lehr- 
stoffes unter  Anwendung  auf  Fälle  und  Beispiele  aus  der  technischen  Praxis. 
Stereometrie. 

IV.  Classe,  wöchentlich  '6  Stunden :  Anwendung  der  vier  algebraischen  Grund- 
operationen zur  Lösung  von  Aufgaben  der  Planimlrie  und  Stereometrie.  Theore- 
tisch-constructivcUebungen  im  Zeichnen  der  wichtigsten  ebenen  Curven.  Einleitung 
in  die  darstellende  Geometrie:  orthogonale  Projection  des  Punctes  und  der  Linie. 

V.  Classe,  wöchentlich  i]  Stunden :  Orthogonale  Projection  des  Punctes  und 
der  Linie.  Die  Lehre  von  der  Ebene.  Projectionen  von  Körpern,  die  durch  Ebenen 
begränzt  sind ;  Schnitte  von  Körpern  mit  Ebenen ;  gegenseitige  Durchschnitte  der 
Körper;  krumme  Linien  und  deren  Beziehung  zu  geraden  Linien  und  Ebenen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Erzeugung  und  Darstellung  krummer 
Flächen ;  Tangential-Ebenen  an  krummen  Flächen.  Schiefe  Projection  (Schatten- 
Ichre). 

VIL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Centrale  Projection  (Perspective).  Reca- 
pitulation  der  gesammten  darstellenden  Geometrie  mit  praktischen  Anwendungen 
behufs  Erlernung  geeigneter  Darstellungsweisen  technischer  Objecte. 

Freihandzeichnen. 

Le hrziel:  Verständniss  und  Gewandtheit  des  Freihandzeichnen  sowohl  mit 
Bc/iehung  auf  verschiedenerlei  praktischen  Verwerthungen  desselben,  als  mit 
Hinwirkung  auf  die  Bildung  des  Geschmackes. 

Das  Freihandzeichnen  wird  im  II.  —  VII.  Jahre  in  je  2  Stunden  geübt.  Das 
schnellere  oder  langsamere  Fortschreiten  des  Schülers  von  den  leichteren  Auf- 
gaben zu  den  sehwereren  innerhalb  dieser  Zeit,  kann  Ton  Talent  und  Flciss 
abhängig  gemacht  werden;  im  Allgemeinen  hat  aber  zu  gelten,  dass  in  der 
II.  Classe,  anschliessend  an  das  Zeichnen  geometrischer  Figuren  mit  freier  Hand, 
und  mit  theilweiser  Fortsetzung  dieser  Vorübungen^  das  Flachomament  und  in  der 
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ni.  Classe  Letzteres  und  Contoaren'  des  menschlichen  Kopfes  gezeichnet  werden 
sollen. 

In  den  nächsten  vier  Jahren  soll  das  Zeichnen  nach  Vorlage  mit  Schatten 
und  Licht,  and  nach  dem  Randen;  sowie  das  Stndinm  des  plastischen  Ornamentes 
geübt  werden.  Ueber  diese  Gränzen  darf  der  Zeichnennnterricht  nicht  hinaas- 
greifen ;  aber  er  soll  streng  and  systematisch  geführt  werden,  am  seinem  Zwecke 
der  in  einer  gaten  Vorbereitang  besteht  mit  möglichster  Vollständigkeit  zu  ent- 
sprechen. 

Das  Materiale  soll  im  Anfange  der  Bleistift  and  beim  Ornamente  aach  die 
Feder,  später  Kohle  and  Kreide  sein.  Beim  Zeichnen  des  Ornamentes  darf  Tasch 
and  Aquarellfarbe  verwendet  werd|n,  am  dem  Schüler  die  Handhabung  des 
Pinsels,  und  die  ersten  Elemente  des  Tones  und  der  Farbe  beizubringen. 

Das  Modelliren  bleibt  der  freien  Theilnahme  vorzttgliüh  Befähigter  vorbe- 
halten ;  eine  Dispens  vom  Unterrichte  im  Freihandzeichnen  für  die  Theilnehmer 
an  ersterem  findet  nicht  statt. 


Lehr  ziel :  Heranbildung  einer  leserlichen  und  gefälligen  Handschrift. 
L  Classe,  wöchentlich  2  Stunden,  und  n.  Classe,  wöchentlich  1  Stunde: 
Uebungen  nach  Vorlagen,  mit  Ausschluss  jeder  Art  von  Kunstschriften. 
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XJebe'r  sieht 

des  Lebrplsies  fir  di«  BealschalcB  !■  Steieraark. 


I. 

II. 

lU. 

IV. 

V. 

4 

VI. 

VII. 

Summe 

Religion 

2 
3 

(2) 
5 

3 

3 

3 

6 

2 

27 

(29) 

2 
3 

(2) 
4 

4 
3 

3 

3 
4 

1 

27 

(29) 

2 

3 

(2) 
4 

4 
3. 

4 

3 

4 

27 

(29) 

2 
3 

(2) 
3 

4 
4 

2 
3 
3 

4 

1 

3 

3 
3 
3 
6 
3 
3 

3 
4 

3 

3 
2 
3 

0 

3 

4 
3 

4 
32 

3 

3 
2 

o 
o 

5 

3 

3 

4 

2 

4 
32 

8 

Deutsche  (spräche 

21 

Slovenische  Sprache 

(8) 

FranzösiBche  Sprache 

25 

Englische  Sprache 

7 

Geographie  und  Geschichte     .    .   . 

24 

Mathematik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

Naturfireschichte 

14 

Physik 

14 

Chemie 

11 

Geometrisches  Zeichnen 

39 

Freihandzeichnen 

Schönschreiben 

3 

Summe . 

28 

(30) 

1 

31 

204 

(212) 

Ausserdem  in  jeder  Classe  zwe 

iStui 

idon ' 

rurn( 

sn. 
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UebergangsbeHtimmungen 

für 

das  öchuljahr  1870/J. 

1.  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1870/1  fiir  die  Schüler  der  I. 
und  IL  Classe  vollständig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  auch  in  der  H.  Glasse  mit  den  Regeln  der  Aussprache  und 
des  Lesens  und  mnss  den  Lehrstoff  der  L  und  11.  Classe  innerhalb  des  Schu^ ahres 
1871  zuabsolviren  bestrebt  sein,  zu  welchem  Ende  dem  französischen  Sprach- 
unterrichte erforderlieben  Falles  noch  eine  Lehrstunde  zugewiesen  werden  kann. 
Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  für  die  IL  Classe  muss  sich  nach  dem  in  der 
bisherigen  L  Classe  bereits  absolvirten  Lehrstoffe  richten. 

2.  Der  Lehrkörper  hat  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  entscheiden, 
welche  Schüler  der  bisherigen  m.  Classe  seiner  Anstalt  in  die  neue  V.  Classe, 
welche  hingegen  in  die  neue  IV.  Classe  aufzunehmen  sind.  Bei  Schülern  der 
Anstalt,  deren  Befähigung  zum  Aufsteigen  in  die  IV.  oder  V.  Classe  zweifelhaft  ist, 
und  bei  den  aus  andern  Anstalten  übertretenden  Schülern  der  bisherigen  III.  Classe 
entscheidet  diessbezüglich  eine  Aufnahmsprüfung. 

3.  Der  Untemcht  in  der  französischen  Sprache  wird  für  die  Schüler  der  III. 
und  IV.  Classe  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nach  Cnrsen  so,  dass 
Anf^ger,  Vorgeschrittenere  und  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebil- 
dete gesondert  unterrichtet  werden. 

4.  Einem  dieser  Curse  müssen  sich  auch  die  Schüler  der  V.  Classe  einreihen, 
für  Avelche  die  französche  Sprache  insoweit  obligat  wird,  als  sie  sich  nicht  über 
die  bereits  erlangte  vollständige  Kenntniss  derselben  auszuweisen  vermögen  oder 
einen  bereits  früher  begonnenen  Unterricht  in  der  italiänischen  Sprache  fortzusetzen 
haben. 

5.  Die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schüler  der  VI.  und  Vn.  Classe  sind  nur 
dann  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  französischen  Sprache  verpflichtet,  wenn 
sie  nach  den  von  ihnen  bereits  erlangten  Vorkenntnissen  befähigt  sind,  und  zwar 
die  Schüler  der  VL  Classe  in  den  Curs  für  Vorgeschrittenere,  jene  der  Vü.  Classe 
in  den  Curs  für  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete  aufgenommen 
zu  werden. 

6.  Eine  Verpflichtung  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  englischen  Sprache 
besteht  nur  für  jene  Schüler  der  V.  Classe,  welche  zur  Theilnahmc  an  dem  Unter* 
richte  in  der  französischen  Sprache  nicht  verpflichtet  sind  und  auch  für  diese  nur 
insoweit,  als  sie  nicht  einen  bereits  begonnen  Unterrricht  in  der  italiänischen 
Sprache  fortsetzen.  Die  Schüler  der  VL  und  Vn.  Classe  sind  zur  Theilnahme  am 
Unterrichte  in  der  englischen  Sprache  nicht  verpflichtet. 

7.  Der  Unterricht  aus  den  übrigen  Lehrgegenständen  hat  sich  in  der  m.  und 
IV.  Classe  dem  Lehrplane  thunlicfast  vollständig  anzuschliessen.  Der  durch  die 
Bestimmungen  5  und  6  in  den  Oberclassen  sich  ergebende  Ausfall  an  Lehrstunden 
ist  zu  verwenden,  um  den. Lehrplan  in  der  deutschen  Sprache,  Geschichte  und 
Geographie  oder  den  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Disciplinen  so  zu 
erweitern,  dass  das  vollständige  Uebergehen  in  den  neuen  Lehrplan  im  Schuljahre 
1871/2  stattfinden  kann. 

8.  Die  endgiltige  Festsetzung  des  Lectionsplans  für  das  Schuljahr  1870/1 
wird  ausnahmsweise  dem  Lehrkörper  überlassen,  und  sind  die  bezüglichen 
Beschlüsse  in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  October  1870  der  Landesschulbehörde 
zur  Kenntnissnahme  vorzulegen.  Sollte  die  Stundenzahl  für  den  Unterricht  in  der 
slovenischen  Sprache  als  ungenügend  erkannt  oder  eine  Fortsetzung  desselben  an 
den  Oberclassen  gewünscht  werden,  so  liegt  die  Genehmigung  begründeter  dicss- 
fälliger  Vorschläge  im  Wirkungskreise  der  Landesschulbehörde. 
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Nr.  106. 

Lehrplan  fUr  die  Realschulen 

der  geflirsteten  Orafschaft  Tirol 
mit  deutscher  Unterrichtssprache 

(auf  Grund  des  Landesgesetzes  Tom  30.  April  1869). 

Beligionslehre 

(für  jede  Confession  gesondert). 

I.  bis  lY.  Classe^  wöchentlich  je  2  Stunden ;  V.  bis  VU.  Classe,  wöchentlich 
je  1  Stünde. 

Lehrziel  und  Classenziele  werden  von  den  kirchlichen  Oberbehörden  (für 
Israeliten  von  den  Vorständen  der  Cnltnsgemeinden)  festgestellt  und  durch  die 
Landesbehörden  den  Bealschulen  vorgezeichnet. 

Deutsche  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 


Sprache. 

Lehrziel  fttr  die  Unter-Realschnle:  Eenntniss  der  gesammten Formen- 
lehre und  der  wichtigsten  syntaktischen  Regeln,  Fertigkeit  im  Uebersetzen  ans 
dem  Italiänischen  nnd  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  nnd 
Verständniss  der  Formenlehre  und  Syntax;  Erwerb  eines  ausgiebigen  Wörter-  und 
Phrasen-Vorraths ;  fehlerfreie  schriftliche  und  mündliche  Behandlung  leichterer 
Themen ;  übersichtliche  Kenntniss  der  Literatur,  nähere  Bekanntschaft  mit  hervor- 
ragenden Leistungen  derselben. 

I.  Classe,  wöchentlich  5  Stunden:  Die  Regeln  der  Aussprache  und  des 
Lesens;  Formenlehre  des  Substantivs,  Adjectivs,  Pronomens  und  Zahlworts ;  das 
Verbum  in  den  drei  Hauptzeiten  des  Indicativs.  Aneignung  eines  entsprechenden 
Wörter-  und  Phrasen-Vorraths  mittelst  des  Memorirens.  Uebungen  im  Dictando- 
Schreiben  und  im  Uebersetzen  leichter  Sätze. 

II.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Redetheile;  die  inflexiblen  Redetheile;  die  zur  Bildung  einfacher  Sätze  unentbehr- 
lichsten syntaktischen  Regeln.  Fortgesetzte  mtlndliche  und  schriftliche  Uebungen. 
Vennehrung  des  Wörter-  und  Phrasen-Vorraths.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit, 
alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

HI.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Cursorische  Wiederholung  des  Lehrstoffs 
der  I.  und  H.  Classe ,  ergänzt  durch  die  selteneren  anomalen  Formen.  Vollständige 
Casuslehre.  Fortgesetztes  Vermehren  des  Wörter-  und  Phrasen-Vorraths.  Fort- 
gesetzte Uebungen;  alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit.  Lecture 
leichterer  abgeschlossener  Stücke. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Modus-  und  Tempus-Lehre,  Elemente  der 
Wortbildungslehre.  Fortgesetzte  Uebungen  mit  Hervorhebung  der  Idiotismen,  der 
wichtigsten  Homonymen  und  Synonymen.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle 
4  Wochen  eine  Schularbeit.  Lecture  schwierigerer  abgeschlossener  Stücke. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Wiederholung  und  Ergänzung  des  gram- 
matischen Unterrichts ;  Erweiterung  der  lexikalischen  Kenntnisse ;  Sprechübungen 
und  schriftliche  Aufsätze  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  Lecture  und  auf 
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die  ttbrigen  Lehrgegenstände.  Lesung  von  Mnsterstttcken  der  erzählenden ,  be- 
schreibenden und  didaktischen  Prosa,  sowie  von  mehreren  Abschnitten  eines 
grösseren  Werkes  aus  diesen  Stylgattungen. 

VL  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Fortsetzung  von  Sprechübungen  und 
schriftlichen  Aufsätzen.  Behandlung  von  Jifusterstücken  der  oratorischcn  Prosa  und 
der  epischen  Dichtung,  mit  besonderer  Hervorhebung  einiger  Gesänge  aus  Tasso's 
Gerusalemme  liberata. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechtlbungen  und 
schriftlichen  Aufsätze;  Ausdehnung  der  Lecture  auf  lyrische  und  dramatische 
Poesie,  sowie  auf  gewählte  Stücke  aus  Dante.  Gedrängte  Geschichte  der  italiäni- 
schen  Literatur  unter  steter  Verweisung  auf  ihren  Zusammenhang  mit  der  allge- 
meinen Culturgeschichte. 


Sprache. 

Lehr  ziel:  Vollständige  grammatische  Kenntniss  der  französischen  Sprache ; 
gewandte  Handhabung  derselben  in  Uebertragungen  leichter  prosaischer  Aufsätze 
aus  dem  Deutschen,  richtiges  Verständniss  leichterer  französischer  Werke. 

V.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Die  Regeln  der  Aussprache  und  des  Lesens, 
mit  InbegriflF  der  Lehre  vom  Accente ;  gesammte  Formenlehre  der  flexiblen  Rede- 
theile,  einschliesslich  der  häufigst  vorkommenden  unregelmässigen,  defectiven  und 
unpersönlichen  Zeitwörter;  die  wichtigsten  syntaktischen  Regeln  über  den  Gebrauch 
des  Artikels,  über  das  Substantif,  das  Adjectif,  qualitatif  und  däterminatif,  endlich 
über  das  Pronom.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörter-  und  Phrasen- Vorraths. 
Zahlreiche  mündliche  und  schriftliche  Uebungen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Cursorische  Wiederholung  des  Lehrstoffs 
der  V.  Classe.  Ergänzung  der  Formenlehre  durch  die  selteneren  anomalen  Formen 
der  flexiblen  und  durch  die  inflexiblen  Redetheile.  Vollständige  Kenntniss  der 
Syntax.  Fortgesetzte  Uebungen,  bei  steter  Berücksichtigung  der  Vermehrung  des 
Wörter-  und  Phrasen- Vorraths. 

vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Wiederholung  und  Ergänzung  des  ge- 
sammten  grammatischen  Unterrichts.  Fortgesetzte  Uebungen  mit  Hervorhebung  der 
Gallicismen  und  der  wichtigeren  Synonymen.  Kurze  Uebersicht  der  Literaturge- 
schichte. Lecture  wenigstens  zweier  abgeschlossener  Werke  von  grösserer 
Bedeutung. 

Oeographie  und  G-eschichte. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  und  potitischen  Abgrenzungen  und  Umrissen  und 
nach  ihren  für  Gewerbe  und  Handel  massgebendsten  Beziehungen,  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Reiches.  Uebersicht  der  wichtigsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momente. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Kenntniss  der  Hauptbegebenheiten  der 
Völkergeschichtc  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange,  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fundamentalsätze  des  geographischen 
Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Karte  unentbehrlich  sind  und 
in  sinnlich -anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  der  Erd- 
oberfläche in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  den  allgemeinen  Scheidungen 
nach  Völkern  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karte. 
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n.  Classe,  wöchentlich  4  Standen:  2  Stnnden:  Specielle  Geographie 
Äsien's  und  Afrika's;  detaillirte  Beschreibung  der  Terrainverhältnisse  and  der 
Stromgebiete  Earopa's,  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Besprechang 
der  Schul-  und  Wandkarten  anknüpfend;  Geographie  des  westlichen  und  süd- 
lichen Europa. 

2  Stunden ;  Uebersicht  der  Geschichte  des  Alterthums. 

ni.  ClassC;  wöchentlich  4  Stunden:  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland's. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Hervor- 
hebung der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe^  wöchentlich  4  Stunden:  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
Vaterlandes,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geographie  Amerika's  und  Australien's, 

2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicherer 
Behandlung  der  vaterländischen  Geschichte. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Pragmatische  Geschichte  des  Alterthums 
mit  steter  Berücksichtigung  der  hiemit  im  Zusammenhange  stehenden  geographi- 
schen Daten. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Geschichte  des  VI.  bis  XVTI.  Jahrhun- 
derts in  gleicher  Behandlungsweise. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVin.  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  culturhisto- 
rischen  Momente,  speciell  deijenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
der  Volks wirthschaft  beziehen.  Kurze  Uebersicht  der  Statistik  Oesterreich-Ungarn's, 
mit  Hervorhebung  der  Verfassungsverhältnisse. 

Mathematik. 

(Wie  im  Lehrplane  ftir  Niederösterreich.) 

Naturgeschichte  und  Physik. 

(Wie  im  Lehrplane  fllr  Niederösterreich.) 

Crhemie. 

(Wie  im  Lehrplane  flir  Niederösterreich.) 

G-eometrisches  Zeichnen  und  darstellende  Oeometrie. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Elemente  der  Geo- 
metrie und  geometrischen  Constructionslehre ;  Fertigkeit  im  Linear-Zeichnen. 

Lehrziel  fttr  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Kenntniss  und 
gewandte  Handhabung  der  Projectionslehre,  in  ihrer  Anwendung  auf  Schattenlehre^ 
auf  Perspective  und  auf  Darstellung  technischer  Objecto. 

L  Classe,  wöchentlich  6  Stunden :  Geometrische  Anschauungslehre.  Geome- 
trische Gebilde  in  der  Ebene  (Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viereck,  Vieleck,  Kreis, 
Ellipse),  Combinationen  dieser  Figuren ;  das  geometrische  Ornament.  Elemente  der 
Geometrie  im  Räume;  Zeichnen  nach  Draht-,  Holz-  und  Gyps-Modellen. 

n.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Planimetrie ;  Uebungen  mit  dem  Zirkel  und 
dem  Reisszeuge  überhaupt,  Gebrauch  der  Reissschiene  und  des  Dreiecks. 

in.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Fortsetzung  des  vorbesprochenen  Lehr- 
stoffes unter  Anwendung  auf  Fälle  und  Beispiele  aus  der  technischen  Praxis. 
Stereometrie. 

44* 
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rV.  Classe,  wöchentlich  3  Standen :  Anwendnng  der  vier  algebraischen  Grand- 
operationen zar  Lösung  von  Aafgaben  der  Planimetrie  and  Stereometrie;  Theore- 
tisch-constructive  üebangen  im  Zeichnen  der  wichtigsten  ebenen  Carren. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Standen :  Orthogonale  Projection  des  Panctes  and 
der  Linie.  Die  Lehre  von  der  Ebene.  Projectionen  von  Körpern,  die  dnrch  Ebenen 
begrenzt  sind;  Schnitte  von  Körpern  mit  Ebenen;  gegenseitige  Darchschnitte  der 
Körper;  kramme  Linien  and  deren  Beziehang  za  geraden  Linien  and  Ebenen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Standen:  Erzeagäng  and  Darstellang  krammer 
Flächen;  Tangential-Ebenen  an  krammen  Flächen.  Schiefe  Projection  (Schatten- 
lehre). 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Standen :  Centrale  Projection  (Perspective).  Keca- 
pitalation  der  gesammten  darstellenden  Geometrie  mit  praktischen  Anwendangen 
behafs  Erlemang  geeigneter  Darstellangsweisen  technischer. Objecte. 

Freihandzeichnen. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Schönschreiben. 

Lehr  ziel:  Heranbildang  einer  leserlichen  and  gefälligen  Handschrift. 
L  Classe,  wöchentlich  2  Standen,  U.  Classe^  wöchentlich  1  Stande:  Üeban- 
gen nach  Vorlagen,  mit  Aasschlass  jeder  Art  von  Eanstschriften. 
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Uebersicht 


des  LehrpUies  Ar  BealseliileB  ii  Tirol  ait  deitseher  Viterriehtsspraehe. 


I. 

n. 

m. 

IV. 

V. 

VI. 

vn. 

Summe 

Religion 

2 
4 
5 

3 
3 

3 

2 
4 
4 

4 
3 

3 

3 
4 
1 

28 

2 
4 

4 

4 
3 

4 

3 
4 

28 

2 
8 
3 

4 
4 

2 
3 
3 
4 

28 

1 
3 
4 
4 
3 
6 
3 
3 

3 
4 

33 

1 
3 
2 
3 
3 
5 
3 
2 
4 
3 

1 
3 
2 
3 
3 
5 
3 
3 
4 
2 

11 

^ 

Deutsche  Sprache 

24 

ItaliSnische  Sprache 

23 

Französische  Sprache 

10 

Geographie  und  Geschichte  .... 

24 

Mathematik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

Natnrffeschichte 

14 

Physik 

'•'— 

14 

Chemie 

11 

Greometrisches  Zeichnen 

6 

2 

28 

• 

4 
33 

4 
33 

^            39 

Freihandseichnen 

Schönschreiben . 

3 

Summe . 

211 
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Uebergangsbestimmnngeii 

für  das  Schrüjalir  1870/1. 

1.  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1870/1  fttr  die  Schtller  der  I. 
ttnd  n.  Classe  yollständig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
italiänischen  Sprache  auch  in  der  11.  Classe  mit  den  Regeln  der  Aussprache  und 
des  Lesens  und  mnss  der  Lehrstoff  der  L  und  ü.  Classe  innerhalb  des  Schuljahres 
1871  zu  absoMren  bestrebt  sein,  zu  welchem  Ende  dem  italiänischen  Sprach- 
unterrichte erforderlichen  Falles  noch  eine  Lehrstunde  statt  des  Schönschreibens 
zugewiesen  werden  kann.  Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  für  die  ü.  Classe 
muss  sich  nach  dem  in  der  bisherigen  L  Classe  bereits  absolyirten  Lehrstoffe 
richten. 

2.  Der  Lehrkörper  hat  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  entscheiden, 
welche  Schüler  der  bisherigen  Ol.  Classe  seiner  Anstalt  in  aie  neue  V.  Classe, 
welche  hingegen  in  die  neue  IV.  Classe  aufzunehmen  sind.  Bei  Schülern  der 
Anstalt,  deren  Befähigung  zum  Aufsteigen  in  die  IV.  oder  V.  Classe  zweifelhaft 
ist,  und  bei  den  aus  anderen  Anstalten  übertretenden  Schülern  der  bisherigen 

III.  Classe  entscheidet  diessbezüglich  eine  Aufnahmsprüfung. 

3.  Der  Unterricht  in  der  italiänischen  Sprache  wird  fttr  die  Schüler  der  III. 
und  rV.  Classe  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nach  Cursen  so,  dass 
Anfänger,  Vorgeschrittenere  und  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebil- 
dete gesondert  unterrichtet  werden. 

4.  Einem  dieser  Curse  müssen  sich  auch  die  Schüler  der  V.  Classe  einreihen, 
fttr  welche  die  italiänische  Sprache  insoweit  obligat  wird,  als  sie  sich  nicht  über 

'  die  bereits  erlangte  vollständige  Eenntniss  derselben  auszuweisen  vermögen  oder 
einen  bereits  firtther  begonnenen  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  fortzu- 
setzen haben. 

5.  Die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schüler  der  VI.  und  VII.  Classe  sind  nur 
dann  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  italiänischen  Sprache  verpflichtet,  wenn 
sie  nach  den  von  ihnen  bereits  erlangten  Vorkenntnissen  befähigt  sind,  und  zwar 
die  Schüler  der  VI.  Classe  in  den  Curs  für  Vorgeschrittenere,  jene  der  VII.  Classe 
in  den  Curs  fttr  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete  aufgenommen 
zu  werden. 

6.  Eine  Verpflichtung  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  französischen 
Sprache  besteht  nur  fttr  jene  Schüler  der  V.  Classe,  welche  zur  Theilnahme  an 
dem  Unterrichte  in  der  italiänischen  Sprache  nicht  verpflichtet  sind.  Von  den  in 
gleicher  Lage  befindlichen  Schülern  der  VI.  und  Vn.  Classe  sind  nur  diejenigen 
zur  Theilnahme  am  Unterrichte  in  der  französischen  Sprache  verpflichtet,  welche 
einen  bereits  begonnenen  Unterricht  in  derselben  fortsetzen. 

7.  Der  Unterricht  aus  den  übrigen  Lehrgegenständen  hat  sich  in  der  IIL  und 

IV.  Classe  dem  Lehrplane  thunlichst  vollständig  anzuschliessen.  Der  durch  die 
Bestimmungen  5  und  6  in  den  Oberclassen  sich  ei:gebende  Ausfall  an  Lehrstnnden 
gegenüber  der  Gesammtzahl  von  33  ist  zu  verwenden,  um  den  Lehrplan  in  der 
deutschen  Sprache,  Geschichte  und  Geographie  oder  den  mathematisch-natur- 
wissenschaftlichen Disciplinen  so  zu  erweitem,  dass  das  vollständige  Uebergehen 
in  den  neuen  Lehrplan  im  Schuljahre  1871/2  stattfinden  kann. 

8.  Die  endgiltige  Feststellung  des  Lectionsplanes  fttr  das  Schu^ahr  1870/1 
wird  ausnahmsweise  dem  Lehrkörper  überlassen,  und  sind  die  bezüglichen 
Beschlüsse  in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  Octoberl870  derLandesschulbehörde 
zur  Kenntnissnahme  vorzulegen. 
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Nr.  107. 

Lehrplan  fUr  die  Realschulen 

von  Vor»,jVberg 
(dof  Grund  des  J^andesgesetzes  Tom  30.  April  1869). 


Beligionslehre, 

(GeBondert  für  jede  Confession.) 
(Wie  im  Lehrplane  fVa  NiederOsterreich.) 

Deutsche  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich. ) 
FranaöBische  Sprache. 

Lehrziel  fttr  die  Unterrealschnle:  Kenntnissder  gesammten  Formen- 
lehre and  der  wichtigsten  syntaktischen  I Regeln,  Fertigkeit  im  Uebersetzen  ans 
dem  Französischen  nnd  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Bealschnle:  Vollständige  Aneignung 
und  Verständniss  der  Formenlehre  nnd  Syntax ;  Erwerb  eines  ansgiebigen  Wörter- 
vorrathS;  Crewandtheit  im  mündlichen  Gebrauche  der  correcten,  gewöhnlichen 
Umgangs-  oder  Conversationssprache ,  freie  schriftliche  Bearbeitung  leichter 
Themata ;  übersichtliche  Kenntniss  der  Literatur ,  nähere  Bekanntschaft  mit  her- 
vorragenden prosaischen  und  poetischen  Leistungen  derselben. 

L  GlassC;  wöchentlich  5  Stunden :  DieBegeb  der  Aussprache  und  des  Lesens, 
mit  Inbegriff  der  Lehre  vom  Accente ;  Formenlehre  des  Nom  und  Pronom ,  das 
Wichtigste  über  den  article  partitif,  die  am  häufigsten  vorkommenden  Präpositionen, 
einfache  Formen  von  avoir  und  Stre.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörter- 
und  Phrasenvorraths  mittelst  des  Memorirens.  Uebungen  im  Dictandoschreiben 
und  im  Uebersetzen  leichter  Sätze. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Gesammte  übrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Bedetheile,  einschliesslich  der  häufigst  vorkommenden  unregelmässigen,  defec- 
tiven  und  unpersönlichen  Zeitwörter;  Adverbien  und  Conjunctionen ;  die  wich- 
tigsten syntaktischen  Begeln  über  den  Gebrauch  des  Artikels ,  über  das  Adjectif 
qualitatif  und  determinatif,  endlich  über. das  Pronom.  Vermehrung  des  Wörter- 
und  Phrasen- Vorraths.  Zahlreiche  Uebungen  in  vollständigen  Sätzen.  Alle  8  Tage 
eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

ni.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Cursorische  Wiederholung  des  Lehr- 
stoffes der  L  und  n.  Classe  und  Ergänzung  der  systematischen  Kenntniss  der 
gesanunten  Formenlehre  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Vollständige 
Syntax  des  Nom  und  Pronom.  Fortgesetztes  Vermehren  des  Wörter-  und  Phrasen- 
Vorraths»  fortgesetzte  Uebungen ;   lüle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schul- 
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arbeit.  Leichte  prosaische  nnd  poetische  Lectnre.  Yersache  in  französischer  Con- 
yersation  mittelst  der  übersetzten  Lesestücke. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Systematische  Eenntniss  der  Syntax  des 
Zeitworts  and  der  inflexiblen  Sedetheile ;  Lehre  vom  Gebrauche  der  Zeiten  nnd 
Modi^  der  Farticipien  und  Kegations-Partikeln.  Lehre  vom  französischen  Satzban 
und  der  Interpunction.  Elemente  der  Wortbildnngslehre.  Fortgesetzte  mündliche 
und  schriftliche  Uebungen  mit  Hervorhebung  der  Gallicismen  nnd  der  wichtigeren 
Synonymen ,  bei  steter  Berücksichtigung  einer  Vermehrung  des  Wortvorraths  und 
einer  genauen  Kenntniss  echt  französischer  Phraseologie.  Alle  14  Tage  eine  Haus- 
arbeit, alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

y.  Classe  j  wöchentlich  3  Stunden :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  gram- 
matischen Unterrichts,  Erweiterung  der  lexikalischen  Kenntnisse ;  Sprechübungen 
nnd  schriftliche  Aufsätze  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  französische 
Lecture  und  auf  die  übrigen  Lehrgegenstände ;  Lesung  von  Musterstücken  der 
historischen,  descriptiven  und  epistolarischen  Literatur,  mit  Belehrungen  über  die 
französische  Behandlungsweise  der  entsprechenden  Stylgattungen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechübungen  und 
schriftlichen  Aufsätze,  Behandlung  von  Musterstücken  der  epischen  und  lyrischen 
Dichtung, '  sowie  der  oratorischen  Prosa,  mit  steter  Bücksicht  auf  die  französische 
Poetik  und  Rhetorik. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechübungen  nnd 
schriftlichen  Aufsätze;  Ausdehnung  der  Lecture  auf  hervorragende  Werke  der 
dramatischen  Poesie.  Gedrängte  Geschichte  der  französischen  Literatur  unter 
steter  Verweisung  auf  ihren  Znsammenhang  mit  der  allgemeinen  Culturgeschichtei 
insbesondere  aber  mit  der  Geschichte  der  deutschen  Literatur. , 

Englische  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

G-eographie  und  G-eschichte. 

Lehrziel  für  die  Unter-Bealschule:  Eenntniss  der  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  und  politischen  Abgränzungen  und  Umrissen  und 
nach  ihren  für  Gewerbe  und  Handel  massgebendsten  Beziehungen,  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Reiches.  Uebersicht  der  wictrügsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momentß. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Eenntniss  der  Hauptbegebenheiten  der 
Völkergeschichte  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange ,  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fundamentalsätze  des  geographischen 
Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Earte  unentbehrlich  sind  und 
in  sinnlich  anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  der  Erd- 
oberfläche in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  den  allgemeinen  Scheidungen 
nach  Völkern  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Earte. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  2  Stunden :  Specielle  Geographie  Asien's 
undAfrika's;  detaillirte  Beschreibung  der  Terrainverhältnisse  nnd  der  Strom- 
gebiete Europa's,  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Besprechung  der 
Schul-  und  Wandkarten  anknüpfend ;  Geographie  des  westlichen  und  südlichen 
Europa. 
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2  Stünden :  Uebersicht  der  Geschichte  des  Alterthnms. 

HL  Glasse ;  wöchentlich  4  Stunden :  2  Standen :  Specielte  Geographie  des 
tibrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland's. 

2.  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Her- 
vorhebung der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Glasse ;  wöchentlich  4  Stunden :  2  Stunden :  Specielle  Geographie  des 
Vaterlands^  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Gteographie  Amerika's  und  Australien's. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicherer  Be- 
handlung der  vaterländischen  Geschichte. 

V.  Glasse,  wöchentlich  3  Stunden:  Pragmatische  Geschichte  des  Alterthums 
mit  steter  Berücksichtigung  der  hiermit  im  Zusammenhange  stehenden  geographi- 
schen Daten. 

VI.  Glasse ,  wöchentlich  3  Stunden :  Geschichte  des  VI.  bis  XVII.  Jahrhun- 
derts in  gleicher  Behandlungsweise. 

Vn.  Glasse,  wöchentlich  3  Stunden:  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVm.  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  culturhisto- 
rischen  Momente,  speciell  derjenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
der  Volkswirthschaft  beziehen.  Kurze  Uebersicht  der  Statistik  Oesterreich- 
Ungarn's,  mit  Hervorhebung  der  Verfassungsverhältnisse. 

Mathematik. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Naturgeschichte  und  Physik. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Chemie. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Geometrisches  Zeichnen  und  darstellende  G-eometrie. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Elemente  der  Geo- 
metrie und  geometrischen  Constructionslehre ;  Fertigkeit  im  Linear-Zeichnen. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Kenntniss  und 
gewandte  Handhabung  der  Projectionslehre ,  in  ihrer  Anwendung  auf  Schatten- 
lehre, auf  Perspective  und  auf  Darstellung  technischer  Objecto. 

I.  Classe^  wöchentlich  6  Stunden .  Geometrische  Anschauungslehre.  Geome- 
trische Gebilde  in  der  Ebene  (Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viereck,  Vieleck,  Kreis, 
Ellipse),  Gombinationen  dieser  Figuren;  das  geometrische  Ornament.  Elemente 
der  Geometrie  im  Räume;  Zeichnen  nach  Draht-,  Holz-  und  Gyps-Modellen. 

n.  Glasse ,  wöchentlich  3  Stunden :  Planimetrie ;  Uebungen  mit  dem  Zirkel 
nnd  dem  Reisszeuge  überhaupt,  Gebrauch  der  Reissschiene  und  des  Dreiecks. 

in.  Glasse,  wöchentlich  3  Stunden :  Fortsetzung  des  vorbesprochenen  Lehr- 
stoffes unter  Anwendung  auf  Fälle  und  Beispiele  aus  der  technischen  Praxis. 
Stereometrie. 

rV.  Glasse,  wöchentlich  3  Stunden:  Anwendung  der  vier  algebraischen  Grund- 
operationen zur  Lösung  von  Aufgaben  der  Planimetrie  und  Stereometrie.  Theore- 
tisch-constructive  Uebungen  im  Zeichnen  der  wichtigsten  ebenen  Gurren. 

V.  Glasse,  wöchentlich  3  Stunden:  Orthogonale  Projection  des  Punctes  und 
der  Linie.  Die  Lehre  von  der  Ebene.  Projectionen  von  Körpern,  die  durch  Ebenen 
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X  &  X 

begränzt  sind;  Schnitte  von  Körpern  mit  Ebenen;  gegenseitige  Durchschnitte  der 
Körper;  krnmtne  Linien  und  deren  Beziehung  zu  geraden  Linien  und  Ebenen. 

VI.  GlassCy  wöchentlich  d  Stunden:  Erzeugung  und  Darstellung  krummer 
Flächen ;  Tangential-Ebenen  an  krummen  Flächen.  Schiefe  Protection  (Schatten- 
lehre). 

vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Centrale  Projection  (Perspective).  Reca- 
pitulation  der  gesammten  darstellenden  Greometrie  mit  praktischen  Anwendungen 
behufs  Erlernung  geeigneter  Darstellungsweisen  technischer  Objecte. 


(Wie  im  Lehrplane  ftir  Niederösterreich.) 
SchönBchreiben. 

Lehrziel:  Heranbildung  einer  leserlichen  und  gefälligen  Handschrift. 
L  Classe,   wöchentlich  2  Stunden,  und  TL.  Classe,   wöchentlich  1  Stunde 
Uebungen  nach  Vorlagen^  mit  Ausschluss  jeder  Art  von  Kunstschriften. 
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üebersicht 

des  Lehrplanes  für  die  Realschulen  In  Yoral-lberg. 


• 

I. 

IL 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

VII. 

Summe 

Religion 

2 
4 
5 

3 
3 

3 

6 

2 

28 

2 
4 
4 

2 
4 

4 

2 

3 
3 

3 
3 
3 

3 
3 
2 
3 
5 
3 

2 

• 
4 

4 
32 

3 
3 
2 
3 
5 
3 
3 
4 
2 

8 

Deutsche  Sprache 

24 

Französische  Sprache 

25 

Englische  Sprache 

4 

3 

3 

3 

4 

1 

28 

4 

3 

4 

3 
4 

28 

7 

Geographie  and  Geschichte 

4 
4 

2 
3 
3 
4 

28 

3 

• 

6 
3 
3 

3 

4 

31 

24 

Mathematik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

Naturireschichte 

14 

Physik 

14 

« 

Ohemi<*   ,   ,   r   .   -   r t   -   - 

11 

Geometrisches  Zeichnen 

4 
32 

• 

;      39 

Freihandzeichnen 

Schönschreiben 

3 

• 

Summe  . 

207 
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€ebergang8bestimmnngeii 

für 
das  Schuljahr  1870/1. 


1.  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1870/1  für  die  Schttler  der  I. 
und  n.  Glasse  vollständig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  anch  in  der  IT.  Classe  mit  den  Regeln  der  Ausspräche  und 
des  Lesens  und  mnss  den  Lehrstoff  der  I.  und  11.  Classe  innerhalb  des  Schul- 
jahres 1871  zu  absolviren  bestrebt  sein^  zu  welchem  Ende  dem  französischen 
Sprachunterrichte  erforderlichen  Falles  noch  eine  Lehrstunde  statt  des  Schön- 
schreibens zugewiesen  werden  kann.  Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  fUr 
die  n.  Classe  muss  sich  nach  dem  in  der  bisherigen  I.  Classe  bereits  absolvirten 
Lehrstoffe  richten. 

2.  Der  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  wird  ftlr  die  Schtller  der  m. 
und  IV.  Classe  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nach  Cursen  so ,  dass 
Anfänger  und  Vorgeschrittenere  gesondert  unterrichtet  werden.  Der  Unterricht 
aus  den  tlbrigen  Lehrgegenständen  hat  sich  in  der  m.  und  IV.  Classe  dem  Lehr- 
plane thunlichst  vollständig  anzuschliessen. 

3.  Die  endgiltige  Pestsetzung  des  Lectionsplans  fllr  das  Schuljahr  1870/1 
wird  ausnahmsweise  dem  Lehrkörper  tiberlassen ,  und  sind  die  beztlglichen  Be- 
schlüsse in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  Ootober  1870  der  Landesschulbehörde 
zur  Eenntnissnahme  vorzulegen. 
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Lehrplan  fUr  die  Realschulen 

des 
Herzogtbttmes  Kärnten 

auf  Grund  des  Landesgesetzes  Tom  18.  Februar  1870. 


Seligionslehre 

(gesondert  für  jede  Confession). 
(Wie  inj  Lehrplane  für  Nieder-Oesterreicli.) 

Deutsche  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschulen:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Fertigkeit  und  grammatische  Correctheit  in  Handhabung  der  deutschen  Sprache, 
Sicherheit  in  Kenntniss  der  Formenlehre  und  Syntax. 

Lehrziel  fttr  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
deutschen  Sprache  nach  Bau  und  Inhalt ;  Gewandtheit  und  stylistische  Correctheit 
im  mtlndlichen  und  schriftlichen  Gebrauche  derselben  für  Gegenstände  ^  welche 
dem  allmälig  sich  erweiternden  Gedankenkreise  der  Schüler  angehören ;  historische 
und  ästhetische  Kenntniss  des  Bildendsten  aus  der  deutschen  Literatur;  durch  die 
Lecture  gewonnene  Charakteristik  der  vorzüglichsten  prosaischen  und  poetischen 
Darstellungsformen . 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Wiederholung  der  gesammten  Formen- 
lehre, Uebersicht  der  Satzformen  in  Musterbeispielen  aus  dem  Lesebuche.  Sprech-, 
Lese-  und  Schreibübungen,  letztere  vorherrschend  orthographischer  und  gramma- 
tischer Art;  Besprechen  und  Memoriren  des  Gelesenen,  mündliches  und  schrift- 
liches Wiedergeben  einfacher  Erzählungen  oder  kurzer  Beschreibungen.  Alle 
8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit 

n.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Vervollständigung  der  Formenlehre. 
Lehre  vom  einfachen  und  erweiterten  Satze  auf  Grundlage  einer  eigenen  Schul- 
grammatik ;  mündliche  und  schriftliche  Reproduction  und  Umarbeitung  grösserer 
abgeschlossener  Stücke  aus  dem  Lesebuche.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle 
4  Wochen  eine  Schularbeit;  am  Schlüsse  jedes  Monats  hat  jeder  Schüler  eine 
schriftliche  Inhaltsangabe  seiner  Privatlecture  zu  bringen. 

in.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Lehre  vom  zusammengesetzten  Satze, 
Arten  der  Nebensätze,  Verkürzungen  derselben,  die  Periode  (auf  Grundlage  der 
Schulgrammatik);  systematische  Belehrung  über  Rechtschreiben  und  Zeichen- 
setzung ;  Aufsätze  verschiedener  Art,  zum  Theile  sieh  anschliessend  an  den  Unter- 
richt in  der  Geschichte,  der  Geographie  und  den  Naturwissenschaften,  zum  Theile 
an  jenen  im  Französischen.  Termine  der  abzuliefernden  Arbeiten  wie  in  der 
IL  Classe. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Zusammenfassender  Abschluss  des  ge- 
sammten grammatischen  Unterrichts;  Zusammenstellung  von  Wortfamilien  mit 
Rücksicht  auf  Vieldeutigkeit  und  Verwandtschaft  der  Wörter ;  das  Wichtigste  aus 
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der  Prosodik  und  Metrik.  Aufsätze  mit  Berücksichtigang  jener  Formen,  welche 
im  bürgerlichen  Leben  am  häufigsten  nöthig  werden.  Benützung  des  Lesestoffes 
zur  Kenntniss  der  antiken  und  germanischen  Sagendichtung.  Termine  der  abzu- 
liefernden Arbeiten  wie  in  der  ü.  und  III.  Classe. 

y.  ClassC;  wöchentlich  3  Stunden:  Lecture  von  Uebersetzungen  aus  der 
classischen  Literatur  der  Griechen  und  Römer;  Lecture  einer  Auswahl  aus  leich- 
teren Werken  der  mittelhochdeutschen  Periode  (deren  Lesung  im  Urtexte  einer 
gedrängten  Uebersicht  der  Laut-  und  Flexionslehre  des  Mittelhochdeutschen 
bedarf;  Ueberblick  über  die  deutsche  Literatur  von  ihren  ersten  Anfangen  bis  zum 
Schlüsse  des  XIV.  Jahrhunderts.  Erläuterung  des  Wesens,  der  Formen  und  Arten 
der  Poesie,  sowie  der  vorztiglichsten  prosaischen  Darstellungsformen ,  auf  Grund 
der  Lecture;  Recitirübungen  und  Aufsätze  über  gelesenes  und  Gehörtes. 

VI.  und  Vn.  Classe :  wöchentlich  je  3  Stunden ;  Kurze  Uebersicht  der  Lite- 
raturgeschichte vom  XV.  bis  zur  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts,  ausführliche  Dar- 
stellung der  Literatur  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  und  des  XIX.  Jahrhunderts, 
—beides  an  der  Hand  der  Lecture  gewonnen  und  stets  an  die  allgemeine  Cultur- 
geschichte  angeknüpft;  Lesung  mindestens  zweier  vollständigen  Werke.  Abhand- 
lungen, jedoch  stets  concreten  Inhalts;  Redettbungen,  freie  Vorträge. 

Slovenische  Sprache. 

(Bedingt  obligat  für  Alle,  deren  Aeltern  oder  Vormünder  sich  dafür  erklären.) 

Lehrziel:  Kenntniss  der  gesammten  Formenlehre  und  Syntax,  Sicherheit 
und  grammatische  Cerrectheit  in  Handhabung  der  slovenischen  Sprache,  Fertig- 
keit im  Uebersetzen  aus  derselben  und  in  dieselbe. 

I.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Aussprache,  Wechsel  der  Laute,  Ton- 
zeichen, Schreibung.  Lehre  von  den  regelmässigen  Formen  der  flexiblen  Bedetheile. 
Sprech-  und  Schreibübungen.  Haus-  und  Schularbeiten,  wie  im  Deutschen. 

IL  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Gesammte  übrige  Formenlehre,  ergänzt 
durch  die  vollständige  Kenntniss  der  anomalen  Formen.  Die  zum  Verständnisse 
einfacher  Lesestücke  erforderlichen  Sätze  aus  der  Syntax.  Zahlreiche  Uebungen 
in  vollständigen  Sätzen.  Haus-  und  Schularbeiten,  wie  im  Deutschen. 

ni.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Systematische  Wiederholung  der  ge- 
sammten Formenlehre.  Casuslehre.  Fortgesetzte  Uebungen;  Haus-  und  Schul- 
arbeiten, wie  im  Deutschen.  Leichte  prosaische  und  poetische  Lecture. 

IV.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Modus-  und  Tempus-Lehre.  Kenntniss 
der  wichtigsten  Ableitungen  und  Zusammensetzungen  von  Wörtern.  Fortgesetzte 
Uebungen.  Haus-  und  Schularbeiten,  wie  im  Deutschen.  Lecture.  Uebersicht  über 
den  Gang  des  slovenisehen  Schriftenthums. 

Französische  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschulen:  Kenntniss  der  gesaounten  For- 
menlehre und  der  wichtigsten  syntaktischen  Regeln,  Fertigkeit  im  Uebersetzen  aus 
dem  Französischen  und  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung 
und  Verständniss  der  Formenlehre  und  Syntax;  £rwerb  eines  ausgiebigen  Wör- 
tervorraths,  Gewandtheit  im  mündlichen  Gebrauche  der  cojrrecten,  gewöhnlichen 
Umgangs-  oder  Conversationssprache,  freie  schriftliche  Bearbeitung  leichter  The- 
mata; übersichtliche  Kenntniss  der  Literatur,  nähere  Bekanntschaft  mit  hervor- 
ragenden prosaischen  und  poetischen  Leistungen  derselben. 

I.  Classe,  wöchentlich  5  Stunden :  Die  Regeln  der  Aussprache  und  des  Lesens, 
mit  Inbegriff  der  Lehre  vom  Accente ;  Formenlehre  des  Nom  und  Pronom,  das  Wieb- 
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tigBte  über  den  article  partitif^  die  am  häufigsten  vorkonunenden  Präpositionen;  ein- 
fache Formen  von  avoir  und  6tre.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörter-  und 
Phrasen-Vorraths  mittelst  des  Memorirens.  Uebongen  im  Dictando-Schreiben  und 
im  Uebersetzen  leichter  Sätze. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Redetheile,  einschliesslich  der  häufigst  vorkommenden  anregelmässigen^  defectiven 
und  unpersönlichen  Zeitwörter;  Adverbien  undConjunctionen;  die  wichtigsten  syn- 
taktischen Regeln  über  den  Gebrauch  des  Artikels,  über  das  Adjectiv  qualitativ 
und  determinatif,  endlich  über  das  Pronom.  Vermehrung  des  Wörter-  undPhrasen- 
Vorraths.  Zahlreiche  Uebungen  in  vollständigen  Sätzen.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit, 
alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

in.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Cursorische  Wiederholung  des  Lehrstoffes 
der  I.  und  11.  Classe  und  Ergänzung  der  systematischen  Kenntniss  der  gesammten 
Formenlehre  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Vollständige  Syntax  des 
Nom  und  Pronom.  Fortgesetztes  Vermehren  des  Wörter-  und  Phrasen  -  Vorraths, 
fortgesetzte  Uebungen;  alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit.  Leichte 
prosaische  und  poetische  Lecture.  Versuche  in  französischer  Conversation  mittelst 
der  übersetzten  Lesestücke. 

rV.  Classe.  wöchentlich  3  Stunden :  Systematische  Kenntniss  der  Sjmtax  des 
Zeitworts  und  der  inflexiblen  Redetheile;  Lehre  vom  Gebrauche  der  Zeiten  und 
Modi,  der  Participien  und  Negations-Partikeln.  Lehre  vom  französischen  Satzbau 
und  der  Interpunction.  Elemente  der  Wortbildungslehre.  Fortgesetzte  mündliche 
und  schriftliche  Uebungen  mit  Hervorhebung  der  Gallicismen  und  der  wichtigeren 
Synonymen,  bei  steter  Berücksichtigung  einer  Vermehrung  des  Wortvorraths  und 
einer  genauen  Kenntniss  echt  französischer  Phraseologie.  Alle  14  Tage  eine  Haus- 
arbeit alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  gram- 
matischen Unterrichts,  Erweiterung  der  lexikalischen  Kenntnisse;  Sprechübungen 
und  schriftliche  Aufsätze  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  französische 
Lecture  und  auf  die  übrigen  Lehrgegeustände ;  Lesung  von  Musterstücken  der 
historischen,  descriptiven  und  epistolarischen  Literatur,  mit  Belehrungen  über  die 
französische  Behandlungsweise  der  entsprechenden  Stylgattungen. 

VL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechübungen  und 
schriftlichan  Aufsätze,  Behandlung  von  Masterstücken  der  epischen  und  lyrischen 
Dichtung,  sowie  der  oratorischen  Prosa,  mit  steter  Rücksicht  auf  die  französische 
Poetik  und  Rhetorik. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden;  Fortsetzum;  der  Sprechübungen  und 
schriftlichen  Aufsätze;  Ausdehnung  der  Lecture  auf  hervorragende  Werke  der 
dramatischen  Poesie.  Gedrängte  Geschichte  der  französischen  Literatur  unter 
steter  Verweisung  auf  ihren  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen  Culturgeschichte, 
insbesondere  aber  mit  der  Geschichte  der  deutschen  Literatur. 

Italiänische  Sprache. 

Lehrziel:  Vollständige  grammatische  Kenntniss  der  italiänischen  Sprache; 
gewandte  Handhabung  derselben  in  Uebertragungen  leichter  prosaischer  Aufsätze 
aus  dem  Deutschen,  richtiges  Verständniss  leichterer  prosaischer  und  poetischer 
italiänischer  Werke;  Kenntniss  der  wichtigsten  Thatsachen  aus  der  Geschichte  der 
italiänischen  Literatur. 

V.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Lese-  und  Betonungslehre. 
Die  gesammte  Formenlehre,  unter  fortwährender  Vergleichung  mit  der  französi- 
schen Grammatik:  die  zum  Verständniss  einfacher  Lesestücke  erforderlichen  Sätze 
aus  der  Syntax.  Lecture  erzählender  und  beschreibender  Prosa. 
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VI.  Classe^  wöchentlich  2  Stunden :  Wiederholung  der  Formenlehre ,  haupt- 
sächlich ihres  anomalen  Theils,  umständlichere  Behandlung  der  Syntax ,  ein- 
schliesslich der  Modus-  und  Tempus-Lehre.  Kenntniss  der  wichtigsten  Ableitun- 
gen und  Zusammensetzungen  von  Wörtern.  Allmäliges  Fortschreiten  der  schrift- 
lichen Uebungen  zu  einfachen  Briefen  und  Beschreibungen.  Lecture  didaktischer 
und  oratorischer  Prosa. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Cursorische  Wiederholung  der  gesamm- 
ten  Grammatik.  Kurze  Uebersicht  der  wichtigsten  Perioden  der  Literaturgeschichte. 
Lecture  poetischer  Werke,  wobei  neben  dem  Lesebuche  noch  in  jedem  Semester 
grössere  Theile  eines  Werks  von  höherer  Bedeutung  durchzumachen  sind.  Im 
Anschlüsse  an  die  Lecture  schreiten  die  Schul-  und  Hausautgaben  bis  zu  freien 
Aufsätzen  fort. 

Geographie,  Geschichte  tmd  Elemente  der  VerfasBnngslehre. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  nattLrlichen  und  politischen  Abgränzungen  und  Umrissen  und 
nach  ihren  fSr  Gewerbe  und  Handel  massgebendsten  Beziehungen^  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Beiches.  Uebersicht  der  wichtigsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte  y  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momente. 

Lehrziel  für  die  gesammteBealschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Kenntniss  der  Hauptbegebenheiten  der 
Yölkergeschichte  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange ,  mit  speeieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs.  Kenntniss  der  staats- 
bürgerlichen Rechte  und  Pflichten. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fundamentalsätze  des  geographischen 
Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Karte  unentbehrlich  sind  und 
in  sinnlich-anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  der  Erd- 
oberfläche in  ihrer  natürlichen  Besohafienheit  und  den  allgemeinen  Scheidungen 
nach  Völkern  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karte. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden :  Specielle  Geographie  Asien's 
und  Africa's ;  detaillirte  Beschreibung  der  Terrainverhältnisse  und  der  Stromge- 
biete Europa's  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Besprechung  der  Schul- 
und  Wandkarten  anknüpfend;  Geographie  des  westlichen  und  südlichen  Europa. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  des  Alterthums. 

HI.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland 's. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Hervor- 
hebung der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
Vaterlands,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geographie  Amerika's  und  Au8tralien*8. 

2.  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicherer  Be- 
handlung der  vaterländischen  Geschichte. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Pragmatische  Geschichte  des  Alterthums 
mit  steter  Berücksichtigung  der  hiermit  im  Zusammenhange  stehenden  geographi- 
schen Daten. 

VL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Geschichte  des  VI.  bis  XVII.  Jahrhun- 
derts in  gleicher  Behandlungsweise. 

vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVIU.  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  culturhisto- 
risehen  Momente,  speciell  derjenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
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der  Volkswirthschaft  beziehen.  Uebersicht  der  Statistik  Oesterreich-Ungara'fl^  mit 
Hervorhebung  der  Verfassnngsyerhältnisse  in  allen  ihren  Richtungen. 

ElementB  der  National- Oekonomie. 

Lehr  ziel:  Bekanntschaft  mit  den  Begriffen  des  Gttterlebens  im  Allgemeinen; 
des  Verkehrslebens  insbesondere,  unter  stetem  Festbalten  ihrer  Anwendung  auf 
praktische,  speciell  auf  vaterländische  Verhältnisse. 

VIL  Classe,  wöchentlich  1  Stunde.  Wesen  des  Volksvermögens,  seine  TheilC; 
ihre  Entstehung  und  Verzehrung.  Skizze  des  Bestands  und  Erfolgs  der  heimischen 
Urproduction,  gewerblichen  Industrie  und  Handelsthätigkeit. 

Mathematik. 

(Wie  im  Lehrplane  fttr  Niederösterreich.) 

Naturgeschichte  und  Physik. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreieh.) 

Chemie. 

(Wie  im  Lehrplane  fttr  Niederösterreich.) 

Geometrisches  Zeichnen  und  darstellende  Geometrie. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich,) 

Freihandzeichnen. 

(Wie  im  Lehrplane  fttr  Niederösterreich.) 

Schönschreiben. 

Lehr  ziel:  Heranbildung  einer  leserlichen  und  getälligen  Handschrift. 
I.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden^  und  II.  Classe,  wöchentlich  1  Stunde; 
Uebungen  nach  Vorlagen,  mit  Ausschluss  jeder  Art  von  Kunstschriften. 
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Uebersicht 

des  Lehrplaaes  Ar  die  Reilsehilei  Kiritei's, 


• 

I. 

n. 

m. 

IV. 

V. 

VI. 

VII. 

Summe 

Religion *  .   . 

2 
3 

.  5 
3 

3 
3 

6 

2 

27 

(29) 

2 
3 

(2) 
4 

2 
2 

3 
3 

3 
4 

1 

27 

(29) 

2 

3 

4 

2 

2 

3 

4 

3 

4 

27 

(29J 

2 
3 

(2) 
3 

2 

2 

4 

2 
3 
3 

4 

28 
(30j 

3 

3 

3 

3 

• 

6 
3 
3 

3 

4 
31 

3 

3 
2 

5 
3 
2 
4 
3 

4 
32 

• 

3 

3 
2 

3 
1 

5 

3 

3 

4 

2 

4 

33 

8 

Deutsche  Sprache 

21 

Slovenische  Sprache 

(8) 

Französische  Sprache 

25 

Italiänische  Sprache 

7 

Geographie 

9 

Geschichte,  und  Elemente  der  Vcr- 
fassungslehre 

15 

Elemente  der  National-Oekonomie    . 

1 

Mathematik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

Naturireschichte 

14 

Physik 

14 

Chemie 

11 

Geometrisches  Zeichnen 

/             30 

Freihandzeichnen 

Schönschreiben 

3 

Summe  . 

2or> 

(213) 

Ausserdem  in  jeder  Classe  zwei  Stun 

denl 

["ume 

n. 

453 


Uebergangsbestimmungen 

für 

das  Schuljahr  1870/1. 


1.  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schu^ahre  1870/1  ftlr  die  Schüler  der 
L  and  11.  Classe  vollständig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  auch  in  der  II.  Classe  mit  den  Kegeln  der  Aussprache  und 
des  Lesens  und  muss  den  Lehrstoff  der  I.  und  II.  Classe  innerhalb  des  Schuljahres 
1871  zu  absolviren  bestrebt  sein,  zu  welchem  Ende  dem  französischen  Sprach- 
unterrichte erforderlichen  Falles  noch  eine  Lehrstunde  zugewiesen  werden  kann. 
Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  für  die  n.  Classe  muss  sich  nach  dem  in 
der  bisherigen  I.  Classe  bereits  absolvirten  Lehrstoffe  richten. 

2.  Der  Lehrkörper  hat  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  entscheiden, 
welche  Schüler  der  bisherigen  III.  Classe  seiner  Anstalt  in  die  neue  V.  Classe, 
welche  hingegen  in  die  neue  IV.  Classe  aufzunehmen  sind.  Bei  Schülern  der 
Anstal^  deren  Befähigung  zum  Aufsteigen  in  die  IV.  oder  V.  Classe  zweifelhaft 
ist,  und  bei  den  aus  anderen  Anstalten  übertretenden  Schülern  der  bisherigen 

III.  Classe  entscheidet  diessbezüglidi  eine  Aufhabmsprüfung. 

3.  Der  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  wird  für  die  Schüler  der 
IIL  und  IV.  Classe  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nachCursen  so,  dass 
Anfänger,  Vorgeschrittenere  und  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebil- 
dete gesondert  unterrichtet  werden. 

4.  Einem  dieser  Curse  müssen  sich  auch  die  Schüler  der  V.  Classe  einreihen, 
ftlr  welche  die  französische  Sprache  insoweit  obligat  wird,  als  sie  sich  nicht  über 
die  bereits  erlangte  vollständige  Kenntniss  derselben  auszuweisen  vermögen. 

5.  Die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schüler  der  VI.  und  VIL  Classe  sind 
nur  dann  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  französischen  Sprache  verpflichtet, 
wenn  sie  nach  den  von  ihnen  bereits  erlangten  Vorkenntnissen  befähigt  sind,  und 
zwar  die  Schüler  der  VI.  Classe  in  den  Curs  fUr  Vorgeschrittenere,  jene  der 
VIL  Classe  in  den  Curs  für  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete 
aufgenommen  zu  werden. 

6.  Eine  Verpflichtung  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  italiänischen 
Sprache  besteht  nur  für  jene  Schüler  der  V.  Classe,  welche  zur  Theilnahme  am 
Unterrichte  in  der  französischen  Sprache  nicht  verpflichtet  sind.  Von  den  in 
gleicher  Lage  befindlichen  Schülern  der  VI.  und  VIL  Classe  sind  nur  diejenigen 
zur  Theilnahme  am  Unterrichte  der  italiänischen  Sprache  verpflichtet,  welche 
einen  bereits  begonnenen  Unterricht  in  derselben  fortsetzen. 

7.  Der  Unterricht  aus  den  übrigen  Lehrgegenständen  hat  sich  in  der  III.  und 

IV.  Classe  dem  Lehrplane  thunlichst  vollständig  anzuschliessen.  Der  durch  die 
Bestimmung  5  und  6  in  den  Oberclassen  sich  ergebende  Ausfall  an  Lehrstunden 
ist  zu  verwenden,  um  den  Lehrplan  in  der  deutschen  Sprache,  Geschichte  und 
Geographie  oder  den  mathematisch  -  naturwissenschaftlichen  Disciplinen  so  zu 
erweitem,  dass  das  vollständige  Uebergehen  in  den  neuen  Lehrplan  im  Schul- 
jahre 1871/2  stattfinden  kann. 

8.  Die  endgiltige  Festsetzung  des  Lectionsplans  für  das  Schu\jahr  1870/1 
wird  ausnahmsweise  dem  Lehrkörper  überlassen ,  und  sind  die  bezüglichen  Be- 
schlüsse in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  October  1870  der  Landesschulbehörde 
zur  Kenntnissnahme  vorzulegen.  Sollte  die  Stundenzahl  für  den  Unterricht  in  der 
slovenischen  Sprache  als  ungenügend  erkannt  oder  eine  Fortsetzung  desselben  an 
den  Oberclassen  gewünscht  werden,  so  liegt  die  Genehmigung  begründeter  diess- 
bezüglichcr  Vorschläge  im  Wirkungskreise  der  Landesschulbehörde. 
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Nn  109. 

Lehrplan  fUr  die  Realschulen 

de* 

Herzogthnms  Schlesien 

auf  Oruud  des  Laudesgesetzes  vom  15.  Februar  1870. 


Beligionslehre 

f gesondert  für  jede  Confession). 

I. — IV.  Classe,  wöchentlich  je  2  Standen,  V. — VII.  Cla88e,  wöchentlich  je 
1  Stande. 

Lehrziel  nnd  Classenziele  werden  von  den  kirchlichen  Oberbehörden  (fttr 
Israeliten  von  den  Vorständen  der  Caltasgemeinden)  bestimmt  und  durch  die 
Landesschulbehörde  den  Realschalen  vorgezeichnet. 


Deutsche  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Fertigkeit  und  grammatische  Correctheit  in  Handhabung  der  deutschen  Sprache, 
Sicherheit  in  Eenntniss  der  Formenlehre  und  Syntax. 

Lehrziel  fttr  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständuiss  der 
deutschen  Sprache  nach  Bau  und  Inhalt;  Gewandtheit  und  stylistische  Correctheit 
im  mttndlichen  und  schriftlichen  Gebrauche  derselben  fttr  Gegenstände ,  welche 
dem  allmälig  sich  erweiternden  Gedankenkreise  der  Schttler  angehören ;  histori- 
sche und  ästhetische  Kenntniss  des  Bildendsten  aus  der  deutschen  Literatur;  durch 
die  Lecture  gewonnene  Charakteristik  der  vorzüglichsten  prosaischen  und  poeti- 
schen Darstellungsformen. 

I.  Classe ,  wöchentlich  4  Stunden :  Wiederholung  der  gesammten  Formen- 
lehre, Uebersicht  der  Satzformen  in  Musterbeispielen  aus  dem  Lesebuche.  Sprech-, 
Lese-  und  Schreibttbungen,  letztere  vorherrschend  orthographischer  und  gramma- 
tischer Art;  Besprechen  und  Memoriren  des  Gelesenen,  mttndliches  und  schrift- 
liches Wiedergeben  einfacher  Erzählungen  oder  kurzer  Beschreibungen.  Alle 
8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

II.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Vervollständigung  der  Formenlehre, 
Lehre  vom  einfachen  und  erweiterten  Satze  auf  Grundlage  einer  eigenen  Schul- 
grammatik ;  mttndliche  und  schriftliche  Reproduction  und  Umarbeitung  grosserer 
abgeschlossener  Stttcke  aus  dem  Lesebuche.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle 
4  Wochen  eine  Schularbeit;  am  Schlüsse  jedes  Monats  hat  jeder  Schttler  eine 
schriftliche  Inhaltsangabe  seiner  Privatlecture  zu  bringen. 
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III.  Classe,  wöchentlich  4  St  unden :  Lehre  vom  zusammengesetzten  Satze, 
Arten  der  Nebensätze ,  Verkürzungen  derselben,  die  Periode  (auf  Grundlage  der 
Schulgrammatik);  systematische  Belehrung  llber  Rechtschreibung  und  Zeichen- 
setzung; Aufsätze  verschiedener  Art,  zum  Theile  sich  anschliessend  an  den 
Unterricht  in  der  Geschichte,  der  Geographie  und  den  Naturwissenschaften,  zum 
Theile  an  jenen  im  Französischen.  Termine  der  abzuliefernden  Arbeilen  wie  in 
der  IL  Classe. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Zusammenfassender  Abschlujss  des  ge- 
sammten  grammatischen  Unterrichts;  Zusammenstellung  von  Wortfamilien  mit 
Rücksicht  auf  Vieldeutigkeit  und  Verwandtschaft  der  Wörter ;  das  Wichtigste  aus 
der  Prosodik  und  Metrik.  Aufsätze  mit  Berücksichtigung  jener  Formen ,  welche 
im  bürgerlichen  Leben  am  häufigsten  nöthig  werden.  Benützung  des  Lesestoffes 
zur  Kenntniss  der  antiken  und  germanischen  Sagendichtung.  Termine  der  abzu- 
liefernden Arbeiten  wie  in  der  IL  und  lU.  Classe. 

V.  Classe ,  wöchentlich  3  Stunden :  Lecture  von  Uebersetzungen  aus  der 
classischen  Literatur  der  Griechen  und  Römer ;  Lecture  e^ler  Auswahl  aus  leich- 
teren Werken  der  mittelhochdeutschen  Periode  (deren  Lesung  im  Urtexte  einer 
gedrängten  Uebersicht  der  Laut-  und  Flexionslehre  des  Mittelhochdeutschen 
bedarf) ;  Ueberblick  über  die  deutsche  Literatur  von  ihren  ersten  Anfängen  bis 
zum  Schlüsse  des  XIV.  Jahrhunderts.  Erläuterung  des  Wesens ,  der  Formen  und 
Arten  der  Poesie,  sowie  der  vorzüglichsten  prosaischen  Darstellungsformen,  auf 
Grund  der  Lecture ;  Recitirübungen  und  Aufsätze  über  Gelesenes  und  Gehörtes. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden  und  Vn. .  Classe,  wöchentlich  2  Stunden : 
Kurze  Uebersicht  der  Literaturgeschichte  vom  XV.  bis  zur  Mitte  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts, ausführliche  Darstellung  der  Literatur  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII. 
und  des  XIX.  Jahrhunderts,  —  beides  an  der  Hand  der  Lecture  gewonnen  und 
stets  an  die  allgemeine  Culturgeschichte  angeknüpft ;  Lesung  mindestens  zweier 
vollständiger  Werke.  Abhandlungen,  jedoch  stets  concreten  Inhalts;  Redeübungen, 
freie  Vorträge. 

Böhmische  Sprache. 

(Obügat  für  diejenigen  Schüler,  deren  Aeltern  oder  Vormünder  sich  dafür  entscheiden.) 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Kenntniss  der  gesammten  Formenlehre  und  Syntax.  Fertigkeit  im  Uebersetzen 
leichterer  Lesestücke  aus  dem  Böhmischen  und  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
Formenlehre  und  Syntax;  grammatische  und  stylistische  Correctheit  in  Bear- 
beitung leichterer  Themen ;  übersichtliche  Kenntniss  der  böhmischen  Literatur. 

L  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Lautlehre-  Flexion  der  Substantive,  Pro- 
nomina und  Adjective;  das  active  Verbum  in  den  Hauptzeiten,  der  Imperativ  und 
Infinitiv.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörtervorraths  mittels  des  Memorirens. 
Uebungen  im  Dictando-Schreibeu  und  in  leichten  Uebersetzungen. 

II.  Classe ,  wöchentlich  2  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der 
flexiblen  Redetheile ;  die  inflexiblen  Redetbeile ;  die  zur  Bildung  einfacher  Sätze 
unentbehrlichen  syntaktischen  Regeln.  Orthographische  Uebungen,  Memoriren 
von  Vocabeln.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

III.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Wiederholung  der  gesammten  Formen- 
lehre und  Ergänzung  derselben  durch  seltenere  anomale  Formen.  Casuslehre. 
Lecture  leichterer  zusanunenhängender  Stücke.  Memoriren  von  Vocabeln  und 
Phrasen.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit. 
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IV.  Clässe^  wöchentlich  2  Stunden :  Tempus-  und  Moduslehre.  Elemente  der 
Wortbildungslehre.  Fortgesetzte  Lecture  grösserer  zusammenhängender  Lese- 
stttcke.  Sammeln  und  Einüben  von  Phrasen,  mit  Vergleichung  der  deutschen  Ans- 
drudsweise.  Alle  14  Tage  eine  HausarbeiV  stlle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  ge- 
sammten  grammatischen  Unterrichts ;  Prosodie  und  Metrik ;  Aufsätze  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  die  im  praktischen  Leben  häufigst  vorkommenden  Formen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Fortsetzung  der  Uebungen';  Ueberblick 
der  Haupterscheinungen  aus  der  I.  und  IL  Periode  der  böhmischen  Li  teratur,  an 
der  Hand  der  Lehrer  gewonnen  (mit  einigen  Andeutungen  über  die  Formenlehre 
der  altböhmischen  Sprache).  Grössere  Aufsätze,  mit  besonderer  Rücksichtnahme 
auf  die  übrigen  Lehrgegenstände. 

VIL  Classe ;  wöchentlich  2  Stunden:  Die  Haupterscheinungen  aus  der 
in.  Periode  der  böhmischen  Literatur.  Abhandlungen  über  Gegenstände  aus  dem 
Erkenntnisskreise  der  Schüler.  Redeübungen. 


Polnische  Sprache. 

(Obligat  für  diejenigen  Schüler,  deren  Aeltera  oder  Vormünder  sich  dafür  entscheiden.) 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Kenntniss  der  gesammten  Formenlehre  und  Syntax,  Fertigkeit  im  Uebersetzen 
leichterer  Lesestücke  aus  dem  Polnischen  und  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
Formenlehre  und  Syntax;  grammatische  und  stylistische  Correctheit  in  Bear- 
beitung leichterer  Themen ;  übersichtliche  Kenntniss  der  polnischen  Literatur. 

I.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Lautlehre.  Regelmässige  Formenlehre 
des  Hauptworts,  Beiworts,  Zahlworts  und  Fürworts;  die  für  Bildung  kleiner 
Sätze,  wichtigsten  Formen  des  Zeitworts.  Aneignung  eines  entsprechenden 
Wörtervorraths  mittelst  des  Memorirens.  Uebungen  im  Dictando-Schreiben  und 
in  leichten  Uebersetzungen. 

II.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der 
flexiblen  Redetheile ;  die  inflexiblen  Redetbeile ;  die  zur  Bildung  einfacher  Sätze 
unentbehrlichen  syntaktischen  Regeln.  Orthographische  Uebungen,  Menioriren 
von  Vocabeb.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

HI.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Wiederholung  der  gesammten  Formen* 
lehre  und  Ergänzung  derselben  durch  seltenere  anomale  Formen.  Casuslehre. 
Lecture  leichterer  zusammenhängender  Stücke.  Memoriren  von  Vocabeln  und 
Phrasen.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit. 

IV.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Tempus-  und  Modnslehre.  Elemente  der 
Wortbildungslehre.  Fortgesetzte  Lecture  grösserer  zusammenhängender  Lese- 
stücke. Sammeln  und  Einüben  von  Phrasen,  mit  Vergleichung  der  deutschen 
Ausdrucksweise.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  4  Wochen  eine  Schularbeit 

V.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Wiederholung  und  Ergänzung  des  ge* 
sanunten  grammatischen  Unterrichts;  Prosodie  und  Metrik.  Aufsätze,  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  die  im  praktischen  Leben  häufigst  vorkommenden  Formen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Fortsetzung  der  Uebungen ;  Ueberblick 
der  Literaturgeschichte  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zum  Schlüsse  des  XVI.  Jahr- 
hunderts, aus  der  Lesung  von  Musterbeispielen  gewonnen.  Grössere  Aufsätze, 
mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  übrigen  Lehrgegenstände. 

VIL  Classe ,  wöchentlich  2  Stunden :  Die  Haupterscheinungen  aus  der 
neueren  polnischen  Literatur.  Abhandlungen  über  Gegenstände  aus  dem  Erkennt* 
nisskreise  der  Schüler.  Redeübungen. 
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Französisd^e  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  fttr  KiederSsterreich.) 

Englische  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

AUgemeine  und  ttsterreiohisohe  Geschichte ,   Geographie,  Statistik 

und  österreichische  Staatsver&ssung. 

Lehrziel  fUr  die  Unter-Bealschule:  EeDntniss  der  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  und  politischen  Abgränznngen  und  Umrissen  nnd 
nach  ihren  fttr  Gewerbe  und  Handel*  massgebendsten  Beziehungen;  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Reiches.  Uebersicht  der  wichtigsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte  y  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  ]&(omente. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Eenntniss  der  Hauptbegebenheiten  der 
Völkergeschicbte  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange^  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs.  Eingehende  Belehrung 
über  staatsbürgerliche  Rechte  und  Pflichten. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fundamen talsätze  des  geographischen 
Wissens  ^  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Karte  unentbehrlich  sind  und 
in  sinnlich-anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  der  Erd- 
oberfläche in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  den  allgemeinen  Scheidungen 
nach  Völkern  und  Staaten^  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karte. 

IL  ClassC;  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden :  Specielle  Geographie  Asien's 
und  Afrika's ;  detaillirte  Beschreibung  der  Terrainverhältnisse  und  der  Stromge- 
biete Europa'S;  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Besprechung  der  Schul- 
und  Wandkarten  anknüpfend ;  Geographie  des  westlichen  und  südlichen  Europa. 

2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  des  Alterthums. 

UL  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden :  Specielle  Geographie  des 
übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland's. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Her- 
vorhebung der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden :  Specielle  Geographie  des 
Vaterlands,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geographie  Amerika's  und  Australien's. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicher  Be- 
handlung der  vaterländischen  Geschichte. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Pragmatische  Geschichte  des  Alterthums 
mit  steter  Berücksichtigung  der  hiermit  im  Zusammenhange  stehenden  geographi- 
schen Daten. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Geschichte  des  VI.  bis  XVH.  Jahrhun- 
derts in  gleicher  BeLuudlungsweise. 

VII.  Clastse,  wöchentlich  4  Stunden:  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVni.  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  cultur- 
historisehen  Momente,  speciell  derjenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen 
Zweige  der  Volkswirthschaft  beziehen.  Statistik  Oesterreich-Ungarn's,  mit  ein- 
gehender Besprechung  der  Verfassungsverhältnisse. 
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Mathematik. 

(Wie  im  Lehrplane  fttr  Niederösterreich.) 

Naturgeschichte  und  Physik. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Chemie. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 


Geometrisches  Zeichnen  und  darstellende  Oeometrie. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschnle:  Eenntniss  der  Elemente  der 
Oeometrie  und  geometrischen  Constructionslehre ;  Fertigkeit  im  Linear*Zeichnen. 

Lehrziel  fttr  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Eenntniss  und 
gewandte  Handhabung  derProjectionslehre,  in  ihrer  Anwendung  auf  Schattenlehre, 
auf  Perspective  und  auf  Darstellung  technischer  Objecte. 

L  Classe,  wöchentlich  6  Stunden :  Geometrische  Anschauungslehre.  Geome* 
trische  Gebilde  in  der  Ebene  (Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viereck,  Vieleck,  Kreis, 
Ellipse),  Combinationen  dieser  Figuren;  das  geometrische  Ornament.  Elemente 
der  Geometrie  im  Räume;  Zeichnen  nach  Draht-,  Holz-  und  Gyps-Modellen. 

n.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Planimetrie;  Uebungen  mit  dem  Zirkel 
und  dem  Reisszeuge  überhaupt,  Gebrauch  der  Reissschiene  und  des  Dreiecks. 

in.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Forts.etzung  des  vorbesprochenen  Lehr- 
stoffes unter  Anwendung  auf  Fälle  und  Beispiele  aus  der  technischen  Praxis. 
Stereometrie. 

TV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Anwendung  der  vier  algebraischen  Grund- 
operationen zur  Lösung  von  Aufgaben  der  Planimetrie  und  Stereometrie.  Theore- 
tisch-constructive  Uebungen  im  Zeichnen  der  wichtigsten  ebenen  Curven. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Orthogonale  Projection  des  Punctes  und 
der.  Linie.  Die  Lehre  von  der  Ebene.  Projectionen  von  Körpern,  die  durch  Ebenen 
begrftnzt  sind;  Schnitte  von  Körpern  mit  Ebenen;  gegenseitige  Durchschnitte  der 
Körper;  krumme  Linien  und  deren  Beziehung  zu  geraden  Linien  und  Ebenen. 

VL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Erzeugung  und  Darstellung  krummer 
Flächen ;  Tangential-Ebenen  an  krtfmmen  Flächen.  Schiefe  Projection  (Schatten- 
lehre). 

VIL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Centrale  Projection  (Perspective).  Reca- 
pitulation  der  gesammten  darstellenden  Geometrie  mit  praktischen  Anwendungen 
behufs  Erlernung  geeigneter  Darstellungsweisen  technischer  Objecte. 

Freihandzeichnen. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Schönschreiben. 

Lehr  ziel:  Heranbildung  einer  leserlichen  und  gefälligen  Handschrift. 

l.  und  IL  Classe 9  wöchentlich  je  1  Stunde:  Uebungen  nach  Vorlagen,  mit 
Ausschluss  jeder  Art  von  Kunstschriften. 
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üebersiclit 

des  Lehif  Im««  Ar  die  Bealsehilei  ii  Seklesiei. 


^^        ^^ 

I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

vn. 

« 

Summe 

Religion  und  Sittenlehre 

2 
4 

(2) 
5 

3 
3 

3 

6 

1 

27 

(29) 

2 

4 

(2) 
4 

2 

2 
3 

3 

3 
4 
l 

2 
4 

(2) 
4 

2 

2 
3 

4 

3 
4 

2 
3 

(2) 
3 

2 

2 
4 

2 
3 
8 
4 

28 

(30) 

1 
3 

(2) 
3 
3 

3 
6 

3 

3 

3 

4 

32 

(34) 

1 
3 

(2) 
2 
2 

3 
5 

3 

2 

4 

3 

4 

32 

(34) 

1 

11 

Deutsche  Sprache  und  Literatur  .   . 

2 

(2) 
2 
2 

1 

3 
5 

3 

3 

4 

2 

4 

82 

(34) 

23 

Zweite  Landessprache 

(14) 

Fransösische  Sprache 

23 

1 

Englische  Sprache 

7 

Geographie,  Statistik  und  österrei- 
chische Staatsverfassung  .... 

10 

Allgemeine  und  österreichische  Ge- 
schichte    . 

15 

• 

Mathematik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

Naturgeschichte 

14 

• 

Physik 

14 

Chemie 

11 

« 

Geometrisches  Zeichnen 

>             39 

Freihandzeichnen 

Schönschreiben 

2 

28 
(30) 

28 
(30) 

207 

(221) 
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Uebergangsbestünmungen 

für  das  Schuljahr  1870/1. 

1.  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1870/1  fUr  die  Schüler  der 
I.  and  U.  Classe  vollständig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  auch  in  der  II.  Classe  mit  den  Regeln  der  Aussprache  und 
des  Lesens  und  muss  den  Lehrstoff  der  I.  und  II.  Classe  innerhalb  des  Schuljahres 
1871  zu  absolviren  bestrebt  sein,  zu  welchem  Ende  dem  französischen  Sprach- 
unterrichte erforderlichen  Falles  noch  eine  Lehrstunde  zugewiesen  werden  kann. 
Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  tllr  die  II.  Classe  muss  sich  nach  dem  in 
der  bisherigen  I.  Classe  bereits  absolvirten  Lehrstoffe  richten. 

2.  Die  Lehrkörper  haben  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  entscheiden^ 
welche  Schüler  der  bisherigen  III.  Classe  ihrer  Anstalt  in  die  neue  V.  Classe, 
welche  hingegen  in  die  neue  IV.  Classe  aufzunehmen  sind.  Bei  Schülern  der 
Anstalt,  deren  Befähigung  zum  Aufsteigen  in  die  IV.  oder  V.  Classe  zweifelhaft 
ist,  und  bei  den  aus  anderen  Anstalten  übertretenden  Schülern  der  bisherigen 

III.  Classe  entscheidet  diessbezüglich  eine  Aufnahmsprüfung. 

3.  Der  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  wird  für  die  Schüler  der  HL 
und  IV.  Classe  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nach  Cursen  so,  dass 
Anfänger,  Vorgeschrittenere  und  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchge- 
bildete gesondert  unterrichtet  werden. 

4.  Einem  dieser  Curse  müssen  sich  auch  die  Schüler  der  V.  Classe  einreihen, 
für  welche  die  französische  Sprache  insoweit  obligat  wird,  als  sie  sich  nicht  über 
die  bereits  erlangte  vollständige  Kenntniss  derselben  auszuweisen  vermögen  oder 
einen  bereits  früher  begonnenen  Unterricht  in  der  italiänischen  Sprache  fortzu- 
setzen haben. 

5.  Die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schüler  der  VI.  und  VU.  Classe  sind 
nur  dann  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  französischen  Sprache  verpflichtet, 
wenn  sie  nach  den  von  ihnen  bereits  erlangten  Vorkenntnissen  befähigt  sind»  und 
zwar  die  Schüler  der  VI.  Classe  in  den  Curs  für  Vorgeschrittenere,  jene  der 
VII.  Classe  in  den  Curs  ftlr  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete 
aufgenommen  zu  werden. 

6.  Eine  Verpflichtung  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  englischen  Sprache 
besteht  nur  für  jene  Schüler  der  V.  Classe,  welche  zur  Theilnahme  an  dem  Unter- 
richte in  der  französischen  Sprache  nicht  verpflichtet  sind  und  auch  für  diese  nur 
insoweit,  als  sie  nicht  einen  bereits  begonnenen  Unterricht  in  der  italiänischen 
Sprache  fortsetzen.  Von  den  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schüler  der  VL  und 
VII.  Classe  sind  nur  diejenigen  zur  Theilnahme  am  Unterrichte  in  der  englischen 
Sprache  nicht  verpflichtet,  welche  einen  bereits  begonnenen  Unterrieht  in  der- 
selben fortsetzen. 

7.  Der  Unterricht  aus  den  übrigen  Lehrgegenständen  hat  sich  in  der  III.  und 

IV.  Classe  dem  Lehrplane  thunlichst  vollständig  anzuscfaliessen.  Der  durch  die 
Bestimmungen  5  und  6  in  den  Oberclassen  sich  ergebende  Ausfall  an  Lehrstanden 
gegenüber  der  Gesammtzahl  von  32  (eventuell  34)  ist  zu  verwenden,  um  den 
Lehrplan  in  der  deutschen  Sprache,  Geschichte  und  Geographie  oder  den  mathe- 
matisch-naturwissenschaftliehen  Disciplinen  so  zu  erweitern,  dass  das  rolbtändige 
Uebergehen  in  den  neuen  Lehrplan  im  Schuljahre  1871/2  stattfinden  kann. 

8.  Die  endgiltige  Festsetzung  der  Lectionspläne  fttr  das  Schuljahr  1870/1 
wird  ausnahmsweise  den  Lehrkörpern  der  betreffenden  Realschulen  überlassen, 
und  sind  die  bezüglichen  Beschlüsse  in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  October 
1870  der  Landesschulbehörde  zur  Kenntnissnahme  vorzulegen.  Sollte  für  den 
Unterricht  in  der  böhmischen  oder  polnischen  Sprache  eine  Vermehrung  der 
Stundenzahl  wünschenswerth  erscheinen,  so  kann  die  Landesschulbehörde  begrün 
deten  diessf%lligen  Anträgen  ihre  Genehmigung  ertheilen. 
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Nr.  110. 

Lehrplan  fUr  die  Realschulen 

des  Herzogthnms  Bukowina 

auf  Grund  des  Lwdesgesetzes  Tom  30.  April  1869. 

Beligionslehre 

(Gesondert  fUr  jede  Coafossion). 

L,  IL  nnd  IV.  Classe,  wöchentlich  je  2  Stunden ;  IIL,  V.,  VI.  und  VII.  Classe, 
wöchentlich  je  1  Stunde. 

Lehrziel  und  Classenziele  werden  von  den  kirchlichen  Oberbehörden  (fttr 
Israeliten  von  den  Vorständen  der  Cfiltusgemeinden)  bestimmt  und  durch  die 
Landesschulbehörde  den  Realschulen  vorgezeichnet. 

Deutsche  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Richtiges  Sprechen  nnd  Lesen, 
Fertigkeit  und  grammatische  Correctheit  in  Handhabung  der  deutschen  Sprache, 
Sicherheit  in  Kenntniss  der  Formenlehre  und  Syntax. 

Lehrziel  fttr  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
deutschen  Sprache  nach  Bau  und  Inhalt ;  Gewandtheit  und  stylistisohe  Correctheit 
im  mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauche  derselben  für  Gegenstände,  welche 
dem  allmälig  sich  erweiternden  Gedankenkreise  der  Schüler  angehören ;  historische 
nnd  ästhetische  Kenntniss  des  Bildendsten  aus  der  deutschen  Literatur;  durch  die 
Lecture  gewonnene  Charakteristik  der  vorzüglichsten  prosaischen  nnd  poetischen 
Darstellungsformen. 

I.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Wiederholung  der  gesammten  Formen- 
lehre, Uebersicht  der  Satzformen  in  Musterbeispielen  aus  dem  Lesebuche.  Sprech-, 
Lese-  und  Schreibübungen,  letztere  vorherrschend  orthographischer  und  gramma- 
tischer Art;  Besprechen  und  Memoriren  des  Gelesenen,  mündliches  und  schrift- 
liches Wiedergeben  einfacher  Erzählungen  oder  kurzer  Beschreibungen.  Alle 
8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Vervollständigung  der  Formenlehre, 
Lehre  vom  einfachen  und  erweiterten  Satze  auf  Grundlage  einer  eigenen  Schul- 
grammatik ;  mündliche  und  schriftliche  Reproduction  und  Umarbeitung  grösserer 
abgeschlossener  Stücke  aus  dem  Lesebucbe.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle 
4  Wochen  eine  Schularbeit;  am  Schlüsse  jedes  Monats  hat  jeder  Schüler  eine 
schriftliche  Inhaltsangabe  seiner  Privatlecture  zu  bringen. 

ni.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Lehre  vom  zusammengesetzten  Satze, 
Arten  der  Nebensätze,  Verkürzungen  derselben,  die  Periode  (auf  Gnmdlage  der 
Schulgrammatik);  systematische  Belehrung  über  Rechtschreibung  und  Zeichen- 
setzung; Aufsätze  verschiedener  Art,  zum  Theile  sich  anschliessend  an  den  Unter- 
richt in  der  Geschichte  der  Geographie  und  den  Naturwissenschaften,  zum  Theile 
an  jenen  im  Französischen.  Termine  der  abzuliefernden  Arbeiten  wie  in  der 
n.  Classe. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Zusammenfassender  Abschluss  des  ge- 
sammten grammatischen  Unterrichts;  Zusammenstellung  von  Wortfamilien  mit 
Rücksicht  auf  Vieldeutigkeit  und  Verwandtschaft  der  Wörter ;  das  Wichtigste  aus 
der  Prosodik  und  Metrik.  Aufsätze  mit  Berücksichtigung  jener  Formen,  welche 
im  bürgerlichen  Leben  am  häufigsten  nöthig  werden.  Benützung  des  Lesestoffes 
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zur  SenntniBS  der  antiken  nnd  gennanischen  Sagendiehtnng.  Tennine  der  abza- 
liefernden  Arbeiten  wie  in  der  EL  und  m  Classe. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stünden:  Lectare  von  Uebersetzongen  ans  der 
classisichen  Literatur  der  Griechen  nnd  Römer;  Lectnre  ron  Uebersetznngen  ans 
Werken  der  mittelhochdentschen  Periode ;  Ueberblick  ttber  die  dentsche  Literatur 
Ton  ihren  ersten  Anfängen  bis  znm  Schlüsse  des  XIV.  Jahrhunderts.  Erläuterung 
des  Wesens,  der  Formen  und  Arten  der  Poesie,  sowie  der  vorzflglichsten  prosai- 
schen Kunstformen,  auf  Grund  der  Lecture;  Reeitirttbungen  und  Aufsätze  ttber 
Gelesenes  und  Gehörtes. 

VI.  und  Vn.  Classe,  wöchentlich  je  3  Stunden:  Kurze  Uebersicht  der  Literatur- 
geschichte vom  XV.  bis  zur  Mitte  des  XVin.  Jahrhunderts,  ausitthrliche  Darstellung 
der  Literatur  der  zweiten  Hälfte  des  XVni.  und  des  XIX.  Jahrhunderts,  —  beides 
an  der  Hand  der  Lecture  gewonnen  und  stets  an  die  allgemeine  Cultorgeschichte 
angeknüpft ;  Lesung  mindestens  zweier  vollständiger  Werke,  Abhandlungen,  jedoch 
stets  concreten  Inhalts ;  Redettbungen,  freie  Vorträge. 

Bomanische    Sprache. 

(Obligat  för  diejenigeo  Schüler,  deren  Aeltem  oder  Vormünder  sich  dafür  entscheiden.) 

Lehrziel  für  die  Unter-Bealschule:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Kenntniss  der  gesammten  Formenlehre  und  Syntax.  Fertigkeit  im  Uebersetsen 
leichterer  Lesestttcke  aus  dem  Romanischen  und  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
Formenlehre  und  Sjntax ;  grammatische  und  stylistische  Correctheit  in  Bearbei- 
tung leichter  Themata;  tibersichtliche  Kenntniss  der  romanischen  Literatur. 

I.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Aeltere  und  neuere  Orthographie ;  Wechsel 
der  Laute ;  die  regelmässigen  Formen  des  Nomen,  Conjugation  der  Hilfszeitwörter 
und  aller  Verba  in  Präsens.  Uebungen  im  Dictando-Schreiben  und  im  Uebersetzen 
leichter  Sätze. 

II.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Gesammte  übrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Redetheile;  die  inflexiblen  Redetheile;  die  zur  Bildung  einfacher  Sätze  erfor* 
derlicben  syntaktischen  Regeln.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine 
Schularbeit. 

III.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Cursorisehe  Wiederholung  der  gesamm* 
ten  Formenlehre,  ergänzt  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Casuslehre. 
Leichte  prosaische  und  poetische  Lecture.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine 
Schularbeit. 

IV.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Tempus-  und  Moduslehre.  Lehre  vom 
Satzbau  und  von  der  Interpunction.  Fortgesetzte  Lecture.  Alle  14  Tage  eine  Hans- 
arbeit, alle  4  Wochen  eine  Schalarbeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Wiederholung  und  Ergänzung  des  ge- 
sammten grammatischen  Unterrichts;  Grundzttge  der  Prosodie  und  Metrik;  die 
Wortbildungslehre.  Lesung  von  Mustersttlcken  der  erzählenden  und  beschreiben- 
den Prosa.  Aufsätze  ttber  leichtere  Themata,  mit  Berücksichtigung  der  fttr  das 
praktische  Leben  nothwendigsten  Formen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Behandlung  von  Musterstücken  didakti- 
scher und  oratorischer  Prosa.  Grössere  Aufsätze  mit  besonderer  Rücksichtnahme 
auf  die  Lecture  der  V.  und  VI.  Classe.  Uebersicht  der  Nationalliteratur  bis  in 
das  Xin.  Jahrhundert. 

VU.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Lecture  schwierigerer  poetischer  Werke. 
Uebersicht  der  Nationalliteratur  vom  XIV.  Jahrhunderte  bis  auf  die  neueste  Zeit. 
Freie  Aufsätze  und  Redettbungen. 
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ButheniBche  Sprache. 

(Obligat  für  diejenigen  Schüler,  deren  Aeltern  oder  Vormaoder  sich  dafür  entscheiden.) 

Lebrziel  für  die  Unter*Realschule:  Richtiges  Sprechen  and  Liesen, 
Kenntniss  der  gesammten  Formenlehre  und  Syntax,  Fertigkeit  im  Uebersetzen 
leichterer  Lesestücke  ans  dem  Ruthenischen  and  in  das  Ruthenische. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Eingehendes  Verständniss 
der  Formenlehre  und  Syntax ;  volle  grammatische  and  stylistische  Correctheit  in 
Bearbeitnug  leichterer  Themata;  Übersichtliche  Kenntniss  der  altslavischen  und 
der  daraus  hervorgegangenen  ruthenischen  Literatur. 

L  Classe^  wöchentlich  2  Stunden:  Lautgesetze  in  ihrer  Anwendang  auf 
Flexion  und  Orthographie ;  die  regelmässigen  Formen  des  Nomen,  die  zur  Bildung 
einfacher  Sätze  erforderlichen  Formen  des  Zeitworts.  Uebungen  im  Dictando- 
Schreiben  und  im  Uebersetzen  leichter  Sätze. 

n.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Ausführliche  Behandlung  der  Formenlehre 
des  yerl)nm;  die  anomalen  Formen  der  ttbrigen  flexiblen  Redetheile;  die  inflexiblen 
Bedetheile;  die  wichtigsten  Grundlehren  der  Syntax.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit, 
alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

m.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden ;  Cursorisch  9  Wiederholung  der  gesamm- 
ten Formenlehre  ergänzt  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Gasuslehre. 
Leichte  prosaische  und  poetische  Lecture.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine 
Schularbeit. 

IV.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Tempus-  und  Moduslehre.  Lehre  vom 
Satzbau  und  von  der  Interpunction.  Fortgesetzte  Lecture.  Alle  14  Tage  eine  Haus- 
arbeit, alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  gesamm- 
ten granmiatischen  Unterrichts;  GrundzUge  der  Prosodie  und  Metrik;  die  Wort- 
bildungslehre. Lecture.  Aufsätze  über  leichtere  Themata,  mit  Berücksichtigung 
der  fttr  das  praktische  Leben  wichtigsten  Formen. 

YL  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Uebersicht  der  altslavischen  und  alt- 
ruthenischen  Laut-  und  Formenlehre ;  Erklärung  altslavischer  Sprachdenkmale. 
Vergleichende  neuruthenische  Lecture.  Grössere  Aufsätze  mit  besonderer  Rück- 
sichtnahme auf  die  Lecture  der  V.  und  VI.  Classe. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Fortgesetzte  Lecture.  Uebersicht  der 
Nationalliteratur  von  der  ältesten  bis  auf  die  neueste  Zeit.  Freie  Aufsätze  und 
Redeübungen. 

Französische  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Mederösterreich). 

Englische  Sprache. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich). 

Geographie  und  Geschichte. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  und  politischen  Abgränzungen  und  Umrissen  und 
nach  ihren  für  Gewerbe  und  Handel  massgebendsten  Beziehungen,  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Reiches.  Uebersicht  der  wichtigsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momente. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Kenntniss   der  Hanptbegebenbeiten  der 
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Völkergeschichte  nach  ihrem  pragmatischen  Ziisammeuhange,  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutang  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs, 

I.  Classe^  wöchentlich  3  Stunden:  Fundamentalsätze  des  geographischen 
Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse  der  Karte  unentbehrlich  sind  und 
in  sinnlich-anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  der  Erd- 
oberfläche in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  den  allgemeinen  Scheidungen 
n^ch  Völkern  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karte. 

IL  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden :  Specielle  Geographie  Aaien's 
und  Afrika's;  detaillirte  Beschreibung  der  Terrainyerhältnisse  und  der  Strom* 
gebiete  Europa's  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  Besprechung  dqr  Schul- 
und  Wandkarten  anknüpfend ;  Geographie  des  westlichen  und  südlichen  Europa. 

2  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  des  Alterthums. 

III.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschland's. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Hervor* 
hebung  der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden.  2  Stunden :  Specielle  Geographie  des 
Vaterlands,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geographie  Amerika's  und  Australien's. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicherer  Be- 
handlung der  vaterländischen  Geschichte. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Pragmatische  Geschichte  des  Alterthums 
mit  steter  Berücksichtigung  der  hiermit  im  Zusammenhange  stehenden  geographi- 
schen Daten. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Geschichte  des  VI.  bis  XVII.  Jahrhun- 
derts in  gleicher  Behandlungsweise. 

VII.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Ausführliche  Behandlung  der  Geschichte 
des  XVIII.  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  cuIturhiBto- 
rischen  Momente,  speciell  derjenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
der  Volkswirthschaft  beziehen.  Statistik  Oesterreich-Ungam's  mit  eingehender 
Besprechung  der  Verfassungsverhältnisse. 

Mathematik. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Naturgeschichte  und  Physik. 

(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Chemie. 
(Wie  im  Lehrplane  für  Niederösterreich.) 

Geometrisches  Zeichnen  und  darstellende  Geometrie« 

Lehrziel  für  die  Ünter-Reals  chule:  Kenntniss  der  Elemente  der  Geo- 
metrie und  geometrischen  Constructionslehre ;  Fertigkeit  im  Linear-Zeichnen. 

Lehrziel  fttr  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Kenntniss  und 
gewandte  Handhabung  der  Projectionslehre,  in  ihrer  Anwendung  auf  Schattcnlehre, 
auf  Perspective  und  auf  Darstellung  technischer  Objecte. 

I  Classe,  wöchentlich  6  Stunden:  Geometrische  Anschauungslehre.  Geome- 
trische Gebilde  in  der  Ebene  (Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viereck,  Vieleck,  Kreis, 
Ellipse),  Combinationen  dieser  Figuren ;  das  geometrische  Ornament.  Elemente  der 
Geometrie  im  Räume;  Zeichnen  nach  Draht-,  Holz-  "und  Gyps-Modellen. 


465 

II.  Classe,  wöchentlich  3  Stnnden :  Planimetrie ;  Uebungen  mit  dem  Zirkel  und 
dem  Beisszenge  überhaupt,  Gebranch  der  Reissschiene  nnd  des  Dreiecks. 

ni.  Classe,  wöchentlich  3  Stnnden:  Fortsetzung  des  vorbesprochenen  Lehr- 
stoffes unter  Anwendung  auf  Fälle  und  Beispiele  aus  der  technischen  Praxis. 
Stereometrie. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stnnden :  Anwendung  der  \ier  algebraischen  Grund- 
Operationen  zur  Lösung  von  Aufgaben  der  Plbnimetrie  und  Stereometrie.  Theore- 
tisch-constructive  üebungen  im  Zeichnen  der  wichtigsten  ebenen  Curven. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Orthogonale  Projection  des  Punctes  und 
der  Linie.  Die  Lehre  von  der  Ebene.  Projection  von  Körpern,  die  durch  Ebenen 
begränzt  sind;  Schnitte  von  Körpern  mit  Ebenen;  gegenseitige  Durchschnitte  der 
Körper;  krumme  Linien  und  deren  Beziehung  zu  geraden  Linien  und  Ebenen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Erzeugung  und  Darstellung  krummer 
Flächen;  Tangential -Ebenen  an  krummen  Flächen.  Schiefe  Projection  (Schatten- 
lehre) . 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Standen :  Centrale  Projection  (Perspective).  Reca- 
pitulation  dergesammten  darstellenden  Geometrie  mit  praktischen  Anwendungen 
behufs  Erlernung  geeigneter  Darstellungsweisen  technischer  Objecte. 


(Wie  im  Lehrplane  fbr  Niederösterreich.) 
Schönschreiben. 

Lehr  ziel:  Heranbildung  einer  leserlichen  und  gefälligen  Handschrift. 
I.  und  II.  Classe,  wöchentlich  je  1  Stunde :  Üebungen  nach   Vorlagen  mit 
Ausschluss  jeder  Art  von  Kunstschriften. 
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Uebersicht 

des  LekrplMeg  flr  die  Realsckilei  \m  HerMg tkiae  Baktwiia. 


I. 

U. 

in. 

IV. 

V. 

VI. 

VU. 

Summe 

Reliirion    .   .   .   .   • 

2 
4 

(2) 
5 

2 

4 

(2) 
4 

4 
3 

3 

3 
4 

1 

• 

28 

K30) 

1 

4 

(2) 
4 

4 
3 

4 

3 

4 

27 

(29) 

2 
3 

1 
3 

1 
3 

1 

3 

(2) 
2 
2 
3 
5 
3 
3 
4 
2 

•  4 

32 

(34) 

10 

Deutsche  Sprache 

24 

Zweite  Landessprache 

(2) 
3 

4 
4 

2 
3 
3 

28 

(30) 

(2) 

(2) 

(14) 

Französische  Sprache 

3 

2 

23 

KfiiPliRfthe  Snraßhe  ....*... 

7 

3 
3 

3 

6 

1 

27 

(29) 

iß               m 

Geographie  und  Geschichte     .   .   . 

3 
6 
3 
3 

3 

4 

32 

f34) 

3 
5 
3 
2 
4 
3 

4 

32 

(34) 

24 

MH^hetHätik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

NafciiripeBchichte   ..••••••• 

14 

Pbvsik 

14 

A    BITOAlft        ««•.•••--■-•■ 

Chemie       

« 

11 

^UVIHAV       ,••.•••••»•.. 

Geometrisobes  Zeichnen 

\            39 

i 

Freihandseichnen 

Schönschreiben 

2 

Summe  . 

206 

(220) 
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lieber  ^angsbestimmnn^eii 

für  das  Schuljahr  1B70-1. 

1.  Der  nene  Lebrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1870/1  ftlr  die  Schüler  der  I. 
nnd  n.  Classe  vollBtändig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
frauztaischen  Sprach«  anch  in  der  IL  Classe  mit  den  Regeln  der  Anssprache  nnd 
des  Lesens  nnd  musis  den  Lehrstoff  der  L  nnd  I^.  Clause  innerhaltb  de^  Schuljahres 
1871  zn  absolviren  bestrebt  sein^  zu  welchem  fln^e  dem  französ:i8chen  Sprach- 
unterrichte erforderlichen  Falles  noch  eine  Lehrstunde  zugewiesen  werden  kann. 
Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  flir  die  IL  Classe  muss  sich  nach  dem  in 
der  bisherigen  I.  Classe  bereits  absolvirten  Lehrstoffe  richten. 

2.  Der  Lehrkörper  bat  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  zu  entscheiden, 
welche  äi^hfiler  der  bisherigen  IIL  Classe  seiner  Anstalt  in  die  neue  V.  Qlasse, 
welche  hingegen  in  die  neue  IV.  Classe  aufzunehmen  sind.  Bei  Schülern  der 
Anstalt,  deren  Befähigung  zum  Aufsteigen  in  die  IV.  oder  V.  Classe  zweifelhaft  ist 
nnd  bei  den  aus  anderen  Anstalten  übertretenden  Schülern  der  bisherigen  m.  Classe 
entscheidet  diessbezüglich  eine  Aufnahmsprüfting. 

3.  Der  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  wird  ftlr  die  Schüler  der  III. 
und  IV.  Clasae  sofort  unbedingt  obligat  und  gliedert  sich  nach  Cursen  so,  dass 
AnfUnger,  Vorgeschrittenere  und  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebil- 
dete gesondert  unterrichtet  werden. 

4.  Einem  dieser  Cnrse  müssen  sich  auch  die  Schüler  der  V.  Classe  einreihen, 
für  welche  die  französische  Sprache  insoweit  obligat  wird,  als  sie  sich  nicht  über 
die  bereits  erlangte  roUständige  Keitntniss  derselben  auszuweisen  vermögen  oder 
einen  bereits  früher  begonenen  Unterricht  \n  d^r  italilüaiscben  Sprache  fortzusetzen 
haben. 

5.  Die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schüler  der  VI.  und  Vn.  Classe  sind  nur 
dann  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  französischen  Sprache  verpflichtet,  wenn 
sie  nach  den  von  ihnen  bereits  erlangten  Vorkenntnissen  befähigt  sind,  und  zwar 
die  Schüler  der  VI.  Classe  in  den  Curs  für  Vorgeschrittenere,  jene  der  VII.  Classe 
in  den  Curs  für  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete  aufgenommen 
zu  werden, 

6.  Eine  Verpflichtung  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  englischen  Sprache 
besteht  nur  ftir  jene  Schüler  der  V.  Classe,  welche  zur  Theilnahme  an  dem  Unter- 
richte in  der  französischen  Sprache  nicht  verpflichtet  sind,  und  auch  für  diese  nur 
insoweit,  als  sie  nicht  einen  bereits  begonnenen  Unterricht  in  der  italiänischen 
Sprache  fortsetzen.  Die  Schüler  der  VI.  und  VII.  Classe  sind  zur  Theilnahme  am 
Unterrichte  in  der  englischen  Sprache  nicht  verpflichtet. 

7.  Der  Unterricht  aus  den  übrigen  Lebrgegenständen  hat  sich  in  der  IIL  und 
IV.  Classe  dem  Lehrplane  thunlichst  vollständig  anzuschliessen.  Der  durch  die 
Bestimmungen  5  nnd  6  in  den  Oberclassen  sich  ergebende  Ausfall  an  Lehrstunden 
gegenüber  der  Gesammtzabl  von  32  (eventuell  34)  ist  zu  verwenden,  um  den 
Lehrplan  in  der  deutschen  Sprache,  Geschichte  und  Geographie  oder  den  mathe- 
matisch-naturwissenschaftlichen Disciplinen  so  zu  erweitem,  dass  das  vollstän- 
dige Uebergehen  in  den  neuen  Tehrplan  im  Schu^ahre  1870/2  stattfinden  kann. 

8.  Die  endgiltige  Festsetzung  des  Lectionsplans  für  das  Schuljahr  1870/1 
wird  ausnahmsweise  dem  Lehrkörper  überlassen,  und  sind  die  bezüglichen 
Beschlüsse  in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  October  1870  der  Lau  desschulbe- 
hörde  zur  Kenntnissnahme  vorzulegen.  Bei  diesem  Anlasse  kann  die  Landes- 
schulbehörde  auch  allfUlIigen  begründeten  Anträgen  auf  Vermehrung  der  Stunden- 
zahl ftlr  den  Unterricht  in  der  romanischen  oder  ruthepischen  Sprache  ihre  Geneh- 
migung erthcilen. 
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Kundmachung. 


Das  k.  k.  Ackenbauministerium  hat  anf  Grand  und  im  Sione  jener  Anträge, 
welche  die  von  dem  genannten  Ministerium  zur  Berathung  tiber  die  Frage  wegen 
Hebung  der  Samenproduetion  einberufene  Commission  gesteint  hatte,  sämmtlichen 
Landwirthschafts-Gesellschaften;  mit  welchen  es  in  Subventionsangelegenheiten 
im  directen  Verkehr  steht,  als  da  sind :  Die  k.  k.  landwirthscfaaftlichen  Gesell- 
schaften in  Wien,  Linz,  Salzburg,  Innsbruck,  der  Landwirthschafts-  und  Garten- 
bauverein  in  Bozen,  die  Ackerbau- Gesellschaft  in  Trient,  der  vorarlbergische  land- 
wirthschaftliche  Verein  in  Bregenz,  die  k.  k.  Landwirthschafts-Gesellschaften  in 
Graz,  Elagenfurt  und  Laibach,  die  Ackerbau- Gesellschaften  in  Triest  Görz  und 
Rovigno,  die  k.  k.  Statthalterei  in  Zara,  welche  ftir  Dalmatien  die  Stelle  der  Haupt- 
landwirthschafts-Gesellschaften  vertritt,  die  k.  k.  patriotisch-Ökonomische  Gesell- 
schaft in  Prag,  die  mährisch-schlesische  Ackerbau-Gesellschaft  in  Brunn,  der 
Österreichisch-schlesische  landwirthschaftliche  Verein  in  Troppau,  die  k.  k.  land- 
wirthschaftlichen  Gesellschaften  in  Lemberg  und  Krakau,  endlich  der  Landescul- 
turvcrcin  in  Czernowitz  aufgetragen,  bei  Vertheilung  von  Gemttse-Sämereien  die 
Volksschullchrer  zu  berücksichtigen. 

Auch  sind  die  meisten  der  genannten  Vereine  verhalten  worden,  bei  Verthei- 
lung der  Subvention  fbr  Obst-,  Wein-  und  Gartenbau,  woftlr  nicht  eine  specielle 
Widmung  vorlag  auf  Sehnllehrer,  welche  sich  Verdienste  im  Gemüsebau  nnd  in 
der  Samenzucht  erworben  haben,  besondere  Rücksicht  zu  nehmen. 

Einige  Gesellschaften,  und  zwar. jene  von  Niederösterreich,  Südtirol,  Steier- 
mark, Kärnten,  Krain,  Böhmen,  Schlesien,  Ostgalizien,  woselbst  eine  besondere 
Subvention  zu  diesem  Zwecke  heuer  nicht  bewilligt  werden  konnte,  wurden 
beauftragt,  Erhebungen  einzuleiten  über  jene  Schullehrer,  welche  sich  in  dieser 
Beziehung  in  den  betreffenden  Gemeinden  schon  besondere  Verdienste  erworben 
haben,  damit  der  Herr  Ackerbauminister  in  die  Lage  versetzt  werde,  diese  Per- 
sonen entweder  durch  Verleihung  von  besonderen  Subventionen  oder  Bewilligung 
'  von  silbernen  Staatspreis-Medaillen  oder  auch  nur  schriftliche  Anerkennung  sei- 
tens des  Ackerbanministeriums  zur  weiteren  Thätigkeit  aufzumuntern. 

T«ni  k.  k.  lliisteriBm  fir  Caltss  uni  Unterricht. 

Wien,  den  18.  Juli  1870. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschltessung  vom 
13.  Juli  d.  J.  die  Lehrkanzel  der  Geburtshilfe  an  der  Hebaramenlehranstalt  in  Linx  dem 
dcrroaligen  Supplenten  dieser  Stelle  Dr.  Johann  Thaler  allergüädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschllessuug  vom 
20.  Juli  d.  J.  die  Verzichtleistung  dos  Gyronasialdircctors  in  Iglau  Dr.  Mathias  Drbal  auf 
die  ihm  verliehene  Directorsstelle  am  Gymnasium  in  Salzburg  zur  Allerhöchsten  Kenntniss 
zu  nehmen  und  diesen  Posten  dem  Professor  am  akademischen  Gymnasium  in  Wien  Dr.  Her- 
mann Pick  allergnädigst  zu  verleihen  geruht 


469 

Seine  k.  und  k.  ApostoüBche  Miyestftt  haben  mit  AUerhOohster  Entochliesaung  vom 
24.  Juli  d.  J.  den  Privatdozenten  für  PliiloBopliie  an  der  Wiener  Universität  Dr.  Carl  Siegmund 
Barach«>Rappaport  zum  ordentlichen  Professor  desselben  Faches  an  der  Hochschule 
zu  Lemberg  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Setne  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
:25.  Juli  d.  J.  den  ordentlichen  Professor  des  Österreichischen  Civilrechtes  an  der  Innsbrucker 
Universität  Dr.  Peter  Harum  zum  ordentlichen  Professor  desselbeu  Faches  an  der  Wiener 
Universität  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

8eine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
2G.  Juli  d.  J.  zu  Mitgliedern  des  Landesschulrathes  fiir  Krain  auf  die  gesetzliche  Functions- 
dauer  deu  Domdechant  Dr.  Johann  Pogaöar,  den  Domherrn  Georg  Savas ebnig,  den 
Oberrealschulprofessor  Michael  Peter  nel  und  den  Volksschullehrer  Andreas  Praprotnik 
allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
!^.  Juli  d.  J.  den  bisherigen  Schulrath  Dr.  Eusebius  Czerkawski  zum  Landesschulin- 
spector  erster  Classe  extra  statum,  dann  den  bisherigen  Schulrath  Andreas  Oskar d,  deu 
bisherigen  provisorischen  Schulrath  Stanislaus  Olszewski  und  den  Tarnover  Gymnasial- 
director  Timotheus  Mandybnrzu  Landesschulinspectoren  zweiter  Olasse  allergnädigst  zu 
zu  ernennen  geruht. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  2G.  März  18G9  wurde  dem  Dr.  Eusebius  Czerkawski 
uud  Andreas  0  s  k  a  r  d  die  Inspection  der  Mittelschulen,  dem  Stanislaus  Olszewski  und 
IMmotheus  Mandybur,  jene  der  Volksschulen  in  Gallzieu  und  Lodomerien  sammt  dem 
Grossherrzogthume  Krakau  mit  dem  Amtssitze  in  Lemberg  übertragen.  , 


Der  Minister  fiir  Cnltus  und  Unterricht  hat  den  Conceptspraktikanten  der  niederöster- 
reichischen Finanzprokuratur  Dr.  Rudolf  Franz  zum  Ministerialconcipisten  in  k.  k.  Mini- 
sterium für  Cttltus  und  Unterricht  ernannt 

Der  Minister  für  Cultiis  und  Unterricht  hat  in  Einvernehmen  mit  dem  bischöflichen 
Consistorium  in  Bndweis  den  Weltpriester  Carl  Conrad  zum  Religiouslebrer  am  Realgym- 
nasium in  Tabor  ernannt. 

Der  Minister  fiir  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  der  selbstständigen  Communal- 
Unterrealschule  in  Iglau,  Johann  Tu  Sina,  zum  wirklichen  Lehrer  an  der  k.  k.  Oberrealschule 
in  Innsbruck  ernannt. 

Der  Minister  fUr  Cnltus  und  Unterricht  hat  den  Techniker  Johann  St  in  gl  zum  Präpa- 
rator bei  der  Lehrkanzel  fllr  chemische  Technologie  am  k.  k.  Polytechnikum  in  Wien  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  zu  Bezirksschnlinspectoren  in  Oberösterreich 
auf  die  durch  den  §.  25  des  Schulaufsichtsgesetzes  vom  21.  Februar  1870  bestimmte  Funktions 
dauer  ernannt:  den  Realschnlprofessor,  Wilhelm  Kukula,  in  Linz  fiir  den  Stadtbezirk  Linz, 
den  Realschttlprofessor,  Josef  Frank,  in  Linz  für  den  Landbezirk  Linz,  den  Gymnasialpro- 
fessor, Karl  Ha  feie,  in  Linz  für  den  Bezirk  Braimau,  den  Gymnasialprofessor,  Dr.  Michael 
Walz,  in  Linz  für  den  Bezirk  Rohrbach,  den  Realschulprofessor,  Johann  Ap  reut,  in  Linz  für 
den  Bezirk  Vöcklabrnck,  den  Uauptlehrer  an  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Linz  Florian  S  a  1 1- 
legger,  für  den  Bezirk  Freistadt,  den  Volksschuldirector,  Josef  Auinge  r  in  Scherding  für 
den  Bezirk  Scherding,  den  Volkschnidirector,  Alois  Böhm,  in  Gmunden  für  den  Bezirk 
Gmunden,  den  Volksschullehrer,  Mathiaa  Schopf,  in  Wels  fdr  Bezirk  Wels,  und  den  Volks- 
schullehrer, Paul  Reichenaner,  in  Ried  fiir  den  Bezirk  Ried. 

46* 
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Zogleich  wurde  die  Inspection  der  Volksschulen  in  dem  Stadt-  und  Lundtiezirke  Steyr 
dem  Besirksachulinspector,  Wilhelm  Kukula,  im  Bezirke  Kirchdorf  dem  BerirksschnKnspec- 
tor,  Johann  A p r e n t ,  und  im  Bezirke  Perg dem  Bezirksschulinspector, .Florian  Sattlegger, 
provisorisch  übertragen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  zu  Besirksschulinspectoren  den  Professor  am 
Realgymnasium  in  Tabor  Franz  P  a  t  o  d  k  a  fUr  den  Bezirk  Pilgram,  und  den  Lehrer  an  der  Unterreal- 
schule in  Klattau  Franz  C  h  l  A  d  e  k  för  die  böhmischen  Schulen  im  Bezirke  Schiittenhofen  ernannt. 

Der  Minister  dir  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnasium  in  Neuhaus  erledigte 
Lehrstelle  dem  Gymnasialprofessor  zu  Königgrätz  Ignaz  MaSek  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  Stelle  des  ersten  Kustos  an  der  k.  k.  Uni- 
versitäts-Bibliothek  in  Wien  dem  zweiten  Kustos  dieser  Anstalt :  Universitfits-Bibliothekar 
Dr.  Karl  Leopold  M  i  c  h  e  1  i  { ,  die  zweite  Kustostelle  dem  l,  Scriptor :  Kustos  Anton  K  al  1  m  u  s ,  die 
Stelle  des  ersten  Scriptors  dem  zweiten  Scriptor  Dr.  Ferdinand  Grassauer,  endlich  die 
zweite  Scriptorstelle  dem  Amanuensis  dieser  Bibliothek,  Dr.  Alois  Müller  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Unterlehrer  an  der  Volksschule  in  Dobri- 
chowitz  Wenzel  Fiedler  in  Würdigung  seiner  vieQährigen  erspriesslichen  Wirksamkeit  im 
Lehramte,  den  Lehrertitel  verliehen. 


Concurs-AussGhreibungen. 


In  dem  mit  1.  October  I.  J.  zu  St.  Polten  in's  Leben  tretenden MilitÜr-CoUegium können 
hoch  mehrere  Zahlplätze  verliehen  werden. 

Die  Aspiranten  müssen  ein  Unter-  oder  Realgymnasium  mit  gutem  Erfolge  absolvirt 
haben,  kOrperKcfa  die  künftige  Feldkriegsdiensttaugliebkeit  anhoiTen  lassen  and  in  sittlicher 
Beziehung  nnbeanstindet  seih. 

Im  Militär-Collegium  werden  die  Humanitfitsstudien  in  einem  zweijährigen  Carse  fort- 
gesetzt, worauf  die  entsprechend  qualificirten  Zöglinge  in  die  Neustädter  Akademie  übersetzt 
und  ans  dieser  Anstalt  nach  befridlgend  absolvirtem  4.  Jahrgang  als  Officiere  in  das  k.  k. 
Heer  eingethcilt  werden. 

Für  einen  Zahlplatz  sowohl  im  CoUegium  als  später  in  der  Neustädter  Akademie  ist 
jährlich  der  Beköstlgungs-Pauschalbertrag  von  551  Gulden  25  kr.  ö.  W.  in  halbjährigen  Raten 
am  1.  October  und  1.  April  an  das  Militär-Aerar  zu  entrichten. 

Gesuche,  welchen  der  Taufschein,  das  Impfungs-  und  ein  militärärztliches-,  dann  das  letzte 
Schulzeugniss  der  4.  Gymnasialclasse  beizuschliessen  sind,  können  bis  l5.  Sep  tember  1.  J. 
entweder  im  Wege  der  MiUtär-Platz-Stations-  oder  Ergänzungsbezirks-,  dann  der  General- 
nnd  Militär-Commanden  oder  auch  direotedemk.  k.  Reiclis-Kriegsministetriam  eingesendet 
werden. 

An  der k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  zu  Bregenz  in  Vorarlberg  ist  die  Stelle  des 
Lehrers  der  eindassigen  Uebnngsschule  zu  besetzen. 

Der  Gehalt  ist  bis  znr  gesetzlichen  Regelung  der  Bezüge  des  Lehrpersonals  an  dem 
aus  Staatsmitteln  dotirten  Uebungsschnlen  mit  7U0  fl.  festgesetzt. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  mit  dem  Gebnrtszeugnisse  und  den  Nachweisen 
über  die  erworbene  LehrbefUhigung  mit  deutscher  Unterrichtssprache  (Ür  die  fm  Reichs- 
Volksschulgesetze  vom  14.  Mai  1869,  §.  3,  angeführten  Gegenstände  (mit  Ausnahme  der 
Religionslehre)  belegten  Gesuche,  und  zwar,  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  der 
vorgesetzten  Behörden,  sonst  aber  unmittelbar  beim  k.  k.  Landesschulrathe  zu  Bregenz 
einzureichen. 
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Bei  der  Hanptschale.in  Te plitz,  Böhmen,  deren  Umwandlung  in  eine  Bürgerschule 
Torgenommen  wird,  sind  mit  Beginn  des  kommenden  Schuljahres  3  (Jnterlehrerstellen  zu 
besetzen,  womit  der  regelmässig  entfallende  Jahresgehalt  von  je  420  fl.  verbunden  ist. 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  documentirten  Bewerbungsgesoche  bis  zum 
31.  August  L  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Te plitz  einzubringen,  wobei  bemerkt  wird,  dass 
jene  Bewerber,  welche  zur  aushilfsweisen  Ertheilung  des  Turnunterrichtes  befähigt  sind,  nnter 
gleichen  Umständen  vorzugsweise  Berücksichtigung  finden  werden. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  inNeukirchen,  Bezirk  Braunau,  dann  au  den  ein- 
elassigeh  Volksschnlen  in  Hecken,  Gemeinde  Lengau,  und  in  Vormoos,  Gemeinde  Feld- 
kirchen, sind  die  Lehrerstellen  erledigt,  zu  deren  Besetzung  der  Concurs  ausgeschrieben 
wird. 

Die  Bezüge  dieser  Lehrstellen  sind  durch  das  Landesgesetz  vom  23.  Jänner  1870 
(Gesetz-  und  Verordnungsblatt,  VIIL  Stück,  Nr.  10)  bestimmt. 

Die  Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  bis  8.  September 
d.  J.  entweder  unmittelbar,  oder  wonu  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  der  vorgesetzten 
Bezirksschulbehörde  beim  Bezirksschulrathe  in  Braunau  einzubringen. 

Vom  Schuljahre  1870/1  angefangen  ist  an  der  mit  der  Knaben- Volksschule  vereinigten 
stadtischen  Bürgerschule  zu  Innsbruck  die  Directorstelle  und  eine  Lehrerste  He  provisorisch 
mit  dreijähriger  Probezeit  zu  besetzen. 

Mit  der  Directorstelle  ist  ein  Jahresgehalt  von  1200  Gulden  ö.  W.,  mit  der  Lehrerstelle 
ein  solcher  von  900  fl.  ö.  W.  verbunden,  und  überdiess  erhalten  sowohl  der  Director  als  auclr 
der  Lehrer  vom  Tage  der  ersten  Anstellung  an  der  genannten  Schule  angefangen  bis  zum  voll- 
endeten dreissigsten  Dienstjahre  von  fünf  zu  fünf  Jahren  eine  Zulage  von  je  fünfzig  Gulden 
0.  W.  Nach  der  während  der  Probezeit  der  gesetzlichen  Anforderungen  entsprechend  zurück- 
gelegten Dienstleistung  hat  die  definitive  Anstellung  zu*  erfolgen,  und  es  werden  in  diese  anch 
die  Dienstjabre  des  Provisoriums  eingerechnet. 

Für  die  Directorstelle  ist  die  Nachweisung  der  Lehrbefahigung  für  deutsche  Sprache, 
Geographie,  Geschichte  and  Naturgeschichte  und  Naturlehre,  für  die  Lehrerstelle  jene  für 
Arithmetik,  Gksometrie,  Naturgesehfchte  erforderlich. 

Bewerber  am  diese  Stellen  haben  ihre  gehörig  tnstrnirten  Gesuche  bis  31.  August  d.  J. 
beim  Magistrate  zu  Innsbruck  za  überreichen. 

Da  die  Bürgerschule  besondere  Rücksicht  für  Handel  nnd  Gewerbe  zn  nehmen  hat,  wird 
bemerkt,  dass  bei  übrigens  gleichen  Vorzügen  jene  Bewerber,  welche  ausser  der  oben  gefor- 
derten Lehrbefahigung  auch  über  BuchfÜhmng,  Handels-  nnd  Wechselkunde  Unterricht  zu 
ertheilen  im  Stande  sind,  den  Vorzug  erhalten. 

Die  Unterlehrerstelle  an  der  Volksschule  in  Wacht I  (Mähren)  mit  dentscher  Unterrichts- 
sprache, mit  welcher  ein  Jahresgehalt  von  150  fi.  ö.  W.  ans  Localmitteln  nnd  freie  Wohnung 
nebst  Beheiznog  verbanden  ist,  kommt  zn  besetzen. 

Bewerber  haben  Ihre  instmirten  Gesuche  bis  15.  August  d.  J.  bei  deric.  k.  Bezirks - 
haoptmannschaft  In  Littau  einzubringen. 

An  der  Volksschale  za  Matzdorf,  Bezirk  Jägerndorf  (Schlesien),  ist  die  durch  das 
Ableben  des  dortigen  Lehrers  erledigte  Stelle  zn  besetzen,  mit  welcher  vorläufig  bis  zur  allge- 
meinen Gehaltsregulirung  nebst  der  Naturalwohnung  ein  Einkommen  von  jährlichen  200  fl.  ö.  W. 
verbanden  ist. 

Bewerber  am  diese  Stelle  haben  ihre  mit  dem  Lehrf&higketis-,  Sitten-  und  Verwendungs- 
zeugnisse belegten  Gesuche  bis  30.  August  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in 
Jägenidorf  einzubringen. 

An  der  Staatsoberrealschale  in  Görz  tat  eine  Lehrstelle  fUr  Natargeschiehte  als  Haupt- 
gegenstand  mit  den  vom  Gesetze  vom  9.  April  d.  J.  sistemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 
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Bewerber  haben  ihre  verschriftmässig  belegten  Gesuche  mit  der  Nachweisung.  ob  sie 
eventuell  auch  mit  dem  Unterrichte  in  den  Landessprachen,  d.  i.  im  Italiänischen  oder  im  Slove- 
nischen,  oder  mit  dem  Deutschen  in  den  unteren  Classen  betraut  werden  könnten,  bis 
31.  Augus  t  d.  J.  im  Dienstwege  bei  dem  Landesschulrathe  in  Görz  einzubringen. 

Die  Lehrerstelle  an  der  Volksschule  zu  Reith  in  Unterinnthal  mit  damit  verbundenem 
Messner-  und  Organistendienste,  mit  einem  fassionsmässigen  Einkommen  von  jährlichen  232  fl. 
r>9  kr.  ö.  W.,  ist  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  belegten  Gesuche  bis  20.  August  d.  J.  beim  k.  k. 
Bezirkshauptmanne  in  Kufstein  einzubringen. 

An  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  zu  Klage nfurt  ist  bis  zum  Beginne  des  nächstfol- 
genden Schuljahres,  mit  welchem  an  derselben  der  3.  Jahrgang  eröffnet  wird,  eine  Hauptlehrer- 
stelle mit  den  nach  §.  36  des  Reichsgesetzes  über  die  Volksschulen  vom  14.  Mai  lSß9,  R.  G.  Bl. 
Nr.  62,  sistemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  sich  über  ihre  Befähigung  zum  Unterrichte  im  Zeichnen  als  Hauptfach 
und  in  der  Mathematik  oder  den  Naturwissenschaflen  auszuweisen. 

Die  vorschriftmässig  belegten  Gesuche  sind  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unter- 
richt zu  richten,  und  zwar,  wenn  die  Bewerber  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  ihrer  vor- 
gesetzten Behörden,  bis  15.  August  d.  J.  bei  dem  k.  k.  kämtnerischeu  Landesschulrathe 
einzubringen. 

Am  k.  k.  deutschen  Gymnasium  in  Brüuu  sind  vier  Lehrstellen  extra  statum  mit  den  au 
diesem  Gymnasium  sistemisirten  Bezügen  zu  besetzen :  zwei  für  Lateinisch  und  Griechisch, 
eine  für  Geschichte  und  Geographie,  alle  drei  mit  wenigstens  subsidiarischer  Vertretung  des 
deutschen  Sprachfaches  und  eine  für  Mathematik  und  Physik. 

Die  vorschriftmässig  instruirten  Gesuche  sind  bis  Ende  August  d.  J.  im  Dienstwege 
bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Brunn  einzubringen. 

Für  den  Excurrendo-Unterricht  in  Wenzelsdorf  (Mähren)  ist  die  sistemisirte  Unter- 
lehrerstelle an  der  Volksschule  in  Moskelle,  mit  deutscl^er  Unterrichtsspache,  womit  ein 
Jahresg^halt  von  240  fl.  ö.  W.  aus  Gemeindemitteln  und  der  Genuas  einer  freien  Wohnung 
verbanden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftmässig  instruirten  Gesuche  bis  15.  August  d.  J.  an  die 
k.  k.  Bezirkshauptmaanschaft  in  Littau  einzusenden. 

Mit  1.  October  d.  J.  kömmt  zu  Asch  ein  Personalunterlehrer  auf  Kosten  des  böhmischen 
Normalachulfondes  beizugeben  und  zu  bestellen,  dessen  Gehalt  sich  nach  der  für  Asch  bestimmt 
werdenden  Gehaltsclaaae  richten  wird. 

Bewerber  um  diesen  Personalunterlehrerposten  haben  ihre  mit  den  Lehrbeiahigimgs- 
Nachweisen  versehenen  und  sonst  gehörig  instruirtan  Gesuche  bis  Ende  August  d.  J.  bei 
dem  k.  k.  Bezirksschulratbe  in  Asch  einzubringen. 

Am  k.  k.  deutachen  Gymnasium  in  Brunn  ist  eine  Lebrerstelle  für  Lateiniioh  und 
Griechisch  mit  wenigstens  subsidiarischer  Vertretung  der  deutachen  Sprache  mit  den  system- 
mässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  dieselbe  haben  ihre  vorsohriftgemäss  instruirten  Gesuche  bis  cum 
20.  August  1.  J.  im  Dienstwege  beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Brunn  euiEubringen. 

Bei  der  zweicIassigen  Volksschule  zu  Paasdorf,  Gerichtsbezirk  Mistalbacb,  Ist  die 
Oberlehrerstelle  mit  den  fassionsmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  hierum  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten  Gesuche  bisEndeAugustd.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmaanschaft  io  Mistelbaeh  einzubringen. 
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Mit  1.  October  1.  J.  kommt  die  Aushilfslehrerstelle  der  4.  Schulabtheilung  an  der  Volks- 
Bchule  zu  A  u  8  8  e  e  in  Steiermark  zur  Besetzung. 

Mit  diesem  Posten  ist  vorläufig  bis  zur  allgemeinen  Organisirung  des  Lehrerdienstes 
ein  Jahresgehalt  von  200  fl.,  dann  Naturalwohnung  oder  ein  lOpercentiges  Quartiergeld 
verbunden. 

Bewerber  um  diese  Lehrerstelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  den  Dienstes- 
documenten  belegten  Gesuche  bis  längstens  25.  August  d.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in 
Aussee  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  zuLang-Enzersdorf  im  Schulbezirke  Korneuburg 
ist  die  Oberlehrerstelle  erledigt. 

Bewerber  haben  ihre  documcntirten  Gesuche  bis  31.  August  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft Komeuburg  einzureichen. 

Die  Fassion  kann  bei  der  Gemeinde  Lang-Euzersdorf  eingesehen  werden. 

An  der  Wiener  Handels -Akademie  ist  das  Lehramt  der  Mathematik  im  Vorbereitungs- 
cursus  erledigt 

Beworber  um  diese  Stelle,  mit  welcher  ein  Gehalt  von  1000  fl.  (in  besonders  berücksich- 
tigungswürdigen Fällen  auch  ein  höherer  Bezug)  verbunden  ist,  werden  eingeladen,  iliro  docu- 
mentirten,  an  den  Verwaltungsrath  der  Wiener  Handels- Akademie  gerichteten  Gesuche  bis 
15.  September  d.  J.  bei  der  Direction  dieser  Lehranstalt  (Stadt,  Akademiestrasse  12) 
einzubringen. 

An  der  vierdassigen  Volksschule  zu  Zo  11  bei  Zellhof  (Bezirk  Pcrg)  ist  die  Lehrerstelle 
in  Erledigung  gekommen.  Mit  derselben  ist  ausser  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von 
700  fl.  verbunden,  welcher  von  dem  Zeitpuncte  der  ersten  definitiven  Anstellung  als  Lehrer  an 
einer  Öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsratbe  vertretenen  Länder  bis  zum  voll- 
endeten 25.  Dienstjahre  von  5  zu  5  Jahren  um  50  fl.  jährlich  erhöht  werden  wird. 

Die  Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  gehörig  documroentirteu  Gesuche  bi» 
5.  September  d.  J.  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirksschulrathes  beim  k.  k.  Bezirksschul- 
rathe  in  Perg  einzureichen. 

An  der  Volksschule  in  Busau  ist  die  Unterlehrersstelle  mit  slavischer  Unterrichts- 
sprache, mit  welcher  ein  Jahresgehalt  von  126  fl.  ö.  W.,  nebst  Stolaantheil  und  Naturalquartier 
mit  Beheizung  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen.  Wohlinstruiile  Gesuche  sind  bis 
Ende  August  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Littau  (Mähren)  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  Perg  ist  die  Lehrerstelle  definitiv  zu  besetzen. 

Mit  deraelben  ist  ausser  Aev  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von  700  fl.  verbunden, 
welcher  von  dem  Zeitpuncte  der  ersten  definitiven  Anstellung  als  Lehrer  an  einer  Öffentlichen 
Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  bis  zum  vollendeten  20.  EHenstjahre 
von  5  zu  5  Jahren  um  50  fl.  jährlich  erhöht  werden  wird. 

Die  Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  gehörig  documcntirten  Gesuche  bis 
20.  September  d.  J.  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirks - 
schulrathe  in  Pcrg  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  mit  deutscher  Unterrichtssprache  in  Olbersdorf 
(Mähren)  ist  die  Stelle  des  Lehrers  mit  dem  Jaihresgehalte  von  400  fl.  und  dem  Genüsse  einer 
Naturalwohnung  zu  besetzen. 

In  dem  gedachten' Gehalte  sind  die  Bezüge  für  die  eventuelle  Versehung  des  Organisten- 
dienstes als  erlaubter  Nebenbeschäftigung  nicht  inbegriffen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftgemäss  documcntirten  Gesuche  mit  den  Nachweisen  über 
ihr  Alter,  Lchrbefähigung,  bisherige  Verwendung  und  musikalische  Kenntnisse  im  Dienstwege, 
bis  15.  S  eptemb  er  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  ROmerstadt  einzubringen. 
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An  der  Laude»  -  Unterrealschnle  in  Mährisch-Scbönber^  sind  die  Stelle  des 
Directors  und  folgende  Lehrstellen  zu  besetzen : 

1.  für  die  Religionslehre  nebst  subsidiarischer  Verwendung  fUr  das  deutsche  Sprachfach 
oder  für  6eogi*aphie  und  Geschichte, 

2.  für  die  deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte, 

3.  für  Mathematik,  Physik  und  Chemie, 

4.  für  Freihand-  und  Linealzeichnen. 

Da  die  Landes-Unterrealschule  in  Schönberg  ncu>organisirt  wird,  so  ist  die  angegebene 
Gruppirung  der  Lehrfächer  als  keine  feststehende  anzusehen,  und  es  können  in  berück- 
sichtigenswerthen  Fällen  Aenderungen  derselben  vorgenommen  werden. 

Diejenigen  Bewerber  um  die  Di rec torssteile  düiften  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen 
vorzugsweise  berücksichtigt  werden,  die  eine  Lchrbefahigung  für  humanistische  insbesondcrs 
für  philologische  Lehrfächer  nachzuweisen  im  Stande  sind. 

Die  Lehrstellen  sind  mit  einem  Gehalte  von  600  fl.  nebst  dem  Anrechte  auf  DecounaK 
Zulagen  systemisirt,  wozu  für  den  Director  noch  eine  Functionszulage  mit  200  fl.  kömmt. 

Im  Sinne  des  §.  11  des  [Gejsetzes  vom  9.  April  1870  wurde  die  Beobachtung  der  Rcci- 
procität  ausdrücklich  erklärt. 

Die  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  sind  bis  Ende  August  1.  J.  Im  Dienstwege 
beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Mähren  einzubringen. 

In  dem  politischen  Amtsbezirke  Mähriscb-Trübau  sind  an  den  Volksschulen  zu  Altstadt 
mit  deutscher  Unterrichtssprache  und  dem  Bezüge  von  180  fl.,  zuMarkt-Türnau  mit  deut- 
scher und  slavischer  Unterrichtssprache  und  dem  Bezüge  von  126  fl.,  und  zuKladekmit 
slavischer  Unterrichtssprache  mit  dem  Bezüge  von  126  fl.  Unterlehrerstcllen  zu  besetzen. 

Competenten  um  diese  Stellen  wollen  ihre  mit  den  Lehrbefühigungs-Zeugnissen  oder 
sonstigen  bisherigen  Vorwendnngs-Zeagnissen  belegten  Gesoehe,  insofern  sie  bereits  in  einer 
Anstellung  sich  befinden  sollten,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde  bis  zum  25.  A  n  g  u  s  t 
d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannsohaft  Mährisoh-Trübau  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  Kohl- Jan owi  tz  ist  die  erste  Lehrerfltelle  und  eine  Unterlohrer- 
stelle  mit  böhmischer  Unterrichtssprache  erledigt. 

Mit  der  Lehrerstelle  ist  ein  Gehalt  von  500  fl.  ö.  W.  jährlich  und  freie  Wohnung  im  Schul- 
gebäude verbunden,  ausserdem  Anspruch  auf  Stolagebühren.  Auch  erhält  er  ans'dcr  Verwaltung 
des  Grossgrundbesitzes  Battaj  jährlich  4  Klafter  Holz  aus  einer  Gebetstiflung. 

Mit  der  Untcrlehrerstelle  ist  ein  jährliches  Einkommen  mit  200  fl.  aus  der  Gemeiodecassa 
verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stellen  wollen  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  versehen 
mit  den  erforderlichen  Zeugnissen  bis  zum  20.  Au  gus t  d.  J.  bei  dem  k.  k. Bozirksschulrath  in 
Kettenberg  einbringen. 

Anf  den  Nachweis  der  Befähigung  für  den  Unterricht  an  vierclassigen  Volksschulen»  wird 
besonders  Bedacht  genommen. 

An  der  mit  der  Brunn  er  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  verbundenen  Ucbungs-  und  Muster- 
scbule  gelangen  mit  Beginn  des  Schuljahres  1870/71  drei  Lchrcrstcllen  zur  Besetzung,  mit 
welchen  bis  zu  der  in  Aussicht  stehenden  Regulirung  der  Bezüge  des  Lehrpcrsonals  an  den 
staatlichen  Uebnngsschulen  vorläufig  die  bisherigen  Gehaltsstufen  von  800,  700  und  600  fl.  ö.W. 
verbunden  sind. 

Gehörig  instruirtc  und  an  den  k.  k.  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  gerichtete  Bowcv- 
bungsgcsuche  sind  bis  Ende  August  1.  J.  bei  dem  mährischen  k.  k.  Landesschulrathe  auf 
dem  vorschriftsmässigen  Wege  zu  überreichen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  der  Stadt  Plan  (Böhmen)  wird  aus  Anlass  der  Errich- 
tung einer  fünften  Classe  eine  Unterlchrcrstclle  mit  dem  provisorischen  Jahresgehalte  pr. 
203  fl.  54  kr.  und  der  jährlichen  Remuneration  für  Ertheilung  des  Tnmunterrichtes  pr.  50  fl. 
aus  Gemeindemittehi  der  Stadt  Plan,  bis  zur  gesetzlichen  Regelung  der  Lehrcrgehalte  besetzt. 


475 

Bewerber  um  diesen  Dienstposten  haben  ihre  Gesuche  mit  den  legalen  Nachweisen  über 
ihre  bisherige  Befähigung  für  Hauptschulen  und  für  den  Turnunterricht  bis  31.  August  d.  J. 
bei  dem  Ortsschulrathe  in  Plan  einzubringen. 

An  der  zweicUssigen  Volksschule  im  Markte  in  St.  Gallen  in  Obersteiermark  ist  die 
Unter! ehrerstelle  mit  150  fl.  Gehalt,  dann  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  der  Nach- 
weisung über  Alter,  Beföhigung  und  bisherige  Verwendung  bis  31.  August  d.  J.  beim  Orts- 
schnlrathe  in  St.  GaUen  einzubringen. 

An  der  Hauptschule  in  Hietzing  ist  die  Stelle  eines  Hauptschullehrers  mit  dem  Beginne 
des  kommenden  Schuljahres  zu  besetzen,  und  wird  hiefür  der  Concurs  ausgeschrieben. 

Bewerber  um  diese  Stelle,  womit  ein  Jahresgehalt  von  400  fl.  ö.  W.  verbunden  ist,  haben 
ihre  mit  den  vorgeschriebenen  Nachweisen  über  ihre  Befähigung  und  bisherige  Verwendung 
und  insbesondere  auch  über  den  Tumutiterricht  belegten  Gesuche  bis  15.  September  d.  J. 
bei  dem  Bürgermeisteramte  in  Hietzing  zu  überreichen. 


Verfügungen, 

betreffend  Lehrbficher  und  Lehrmittel. 

Im  k.  k.  Schulbttcherverlage  zu  Wien  ist  eine  slovenische  Sprachlehre 
sammt  Anleitung  zu  Geschäftsanfsätzen  fttr  die  oberen  Glassen  der  Volksschnle 
(Slovenska  slovnica)  —  Preis  eines  gebundenen  Exemplares  33  kr.  —  erschienen. 

Haji<la.u.sg^a.1>eii  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Yolkssehulsaehen^ 
welche  durch  den  k.  k.  Schnlbttcheryerlag  veröffentlicht  worden  sind : 

Romanisch:  Gesetz  vom  25.  Mai  1868,  wodurch  grundsätzliche  Bestim- 
mungen über  das  Verhältniss  der  Schule  zur  Kirche  erlassen  werden,  und  Gesetz 
vom  14.  Mai  1869,  durch  welches  die  Grundsätze  des  Unterrichtswesens  bezüglich 
der  Volksschulen  festgestellt  werden.    (Nr.  1,  Preis  3  kr.) 


Competenz-Ausschreibung 

zur  Besetzimg  zweier  Lehrstellen  an  der  landschaftl.  Oberrealschule 

in  Graz. 

An  der  steierm.  landsch.  Oberrealschule  in  Graz  sind  zwei  LebrersteUen 

a)  fUr  Naturgeschichte  als  Hauptfach,    und  Chemie   oder  Physik  oder  Mathematik  als 
Nebenfach, 

b)  ftlr  französische  Sprache  als  Hauptfach,  mit  Englisch  oder  Deutsch  oder  Geographie  und 
Geschichte  als  Nebenfach, 

in  Erledigung  gekonunen. 

Bewerber  um  diese  Stellen,  mit  welchen  der  Jahresgehalt  von  je  840  fl.  ö.  W.  mit  dem 
Rechte  der  Vorrückung  in  die  höhere  Gehaltsstufe  von  1050  fl.,  dann  den  Anspruch  auf  zwei 
Decennalzulagen  a  210  fl.  ö.  W.  verbunden  ist,  haben  ihre  Gesuche  und  zwar  bezüglich  der 
Lehrstelle  für  französische  Sprache  unter  Nachweisung  sämmtlicher  in  der  Verordnung  des 
Herrn  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  8.  August  1869,  R.  G.  Bl.  Jahrg.  1869  Nr.  141, 
vorgeschriebenen  Bedingungen  an  den  steierm.  Landesausschuas  zu  stylisiren  und  bis  läng- 
stens 15.  August  d.  J.  gemäss  §.  26  des  Landesgesetzes  vom  8.  Jänner  1870  Nr.  19,  wirksam 
für  Steiermark,  betreffend  die  Realschulen  bei  dem  k.  k.  steierm.  Landesschulrathe  in  Graz  zu 
überreichen. 

Graz,  am  9.  Juli  1870. 
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JBhrg»iig  1870.  fitnek  XVI. 


Verordnungsblatt 


fnr  dei  llieDstberetcb  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Dnterricht. 


Ansgrtsgreben  am  27»  Angrust  1870. 


Inhalt:  Lefarpläne  der  BüdangsunBtaUeu  für  Lehrer  und  Lehrerinnen.  —  Oircularverord- 
uang  des  k.  k.  ReichB-Kriegsministeriams,  betreffend  die  Bestimmungen  bezüglich 
jener  Ofiiciere,  welche  sich  der  Lehramts-Prüfung  für  Realschulen,  namentlich  zum 
Zwecke  ihrer  Verwendung  als  Lehrer  in  den  Militär-Bildungsanstalten  zu  unter- 
ziehen wünschen.  ^  Erlass  des  Ministers  Hlr  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die 
Publicirung  von  Auszügen  aus  den  Sitzungsprotokollen  der  Landesschulräthe.  — 
Krlase  des  Ministers  Air  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  einige  Erläuterungen  de? 
Gesetzes  vom  9.  April  1870  Über  die  Gehalte  der  Professoren  an  Mittelschulen 
rücksichtlich  der  Zuerkcnnung  der  Quinquennalzulagen  und  der  Localzulagen.  -> 
ErlasB  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Wiedereinführung 
des  Vorbereitungscurses  der  Leobncr  Bergakademie  und  Umwandlung  der  berg- 
akademischen Stipendien.  —  Erlass  des' Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betref- 
fend die  Entlohnang  der  Lehrer  der  freien  Lehrgegenstände  an  Staats-Mittelschulen. 
—  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Geltung  der  auf 
Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  5.  Novjember  18&Ö,  B.  G.  BL  Nr.  195,  über  die 
Leichc'nbestattung  erOossenen  Vorschriften.  —  Oeffentlichkeitrechtsverleihung.  — 
Personalnachrichtcn.  ~  Concurs-Ausscbreibungen.  ~  Verfügungen,  betreffend  Lehr- 
bücher und  Lehrmittel.  —  Privat- Anzeigen. 


Nr.  111. 

L  e  h  r  p  I  a  n 

der 

Bildungsanstalten  für  Lehrer. 

(Eingeführt  durch  Verordnung  des  Ministers  fürCultas  und  Unterricht  vom  19.  Juli  1870,  Z.  70S8.) 

Obligate  Fächer,  > 

§.  1.  Religion  (abgesondert  für  jede  ConfesBion)|  in  der  I.  und  II.  Classe 
wöchentlich  je  2  Stunden,  in  der  III.  und  IV.  ClaBse  wöchentlich  je  1  Stunde. 

Das  Lehrziel  wird  von  den  kirchlichen  Oberbehörden  (für  die  israelitischen 
Zöglinge  von  den  Vorständen  der  Cnltusgemeinden)  bestinunt,  und  durch  die 
Landesschulbehörden  den  Lehrerbildungsanstalten  vorgezeichnet. 

§.  2.  Erziehung»-  und  Unterrichtslehre. 

Ziel:  Kenntniss  des  Menschen  nach  Körper  und  Geist  und  insbesondere  der 
Gesetze  des  Denkens;  Kenntniss  der  körperlichen  und  geistigen  Fähigkeiten  des 
Kindes  und  der  Mittel  zur  Entwicklung  und  Ausbildung  derselben;  Vertrautheit 
mit  den  Grundsätzen  des  Unterrichts  überhaupt  und  in  der  Volksschule  insbeson- 
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dere;  KenntniBS  der  histurigchen  Entwicklang  der  Volks-  and  Bilrgerschnle  und 
der  Aufgabe  derselben  fttr  die  Gegenwart;  Eenntniss  der  Geschichte  der  Pädagogik 
bis  znr  (Gegenwart;  Bekanntschaft  mit  den  Grandsätzen  der  Scholdisciplin ;  metho- 
dische Gewandtheit. 

n.  Classe,  2  Standen  Anthropologie  and  Logik. 

m.  Classe,  3  Standen.  Pädagogik  (in  geschichtlicher  Darstellang). 

IV.  Classe,  2  Standen.  Zasammenfassang  and  abschliessende  Wiederholang 
des  gesammten  Lehrstoffes. 

Ueberdiess  wohnen  die  Zöglinge  der  IIL  Classe  in  bestimmten  Grappen  im 
Dnrchschnitte  2  Standen  in  der  Woche  dem  Unterrichte  in  der  Uebangsschnle 
and  in  anderen  Volksschalen  als  Zuhörer  bei. 

In  der  IV.  Classe  treten  praktische  Uebangen  der  Zöglinge  in  der  Uebangs- 
schale  ein.  Hieftir  sind  die  Zöglinge  in  Grappen  za  theilen,  deren  Zahl  im  allge- 
meinen nach  der  Anzahl  der  Olassen  beziehnngs weise  Abtheilangen  der  Uebangs- 
schale  sich  za  richten  hat.  Jede  Grappe  nimmt  an  den  praktischen  Uebangen  theil, 
welche  so  einzarichten  sind,  dass  im  Lanfe  des  Schuljahres  jedem  Zöglinge  Gele- 
genheit geboten  wird,  auf  den  verschiedenen  Stufen  Unterrichtsversache  anzu- 
stellen. Im  Durchschnitte  wöchentlich  6  Stunden. 

Bei  dieser  Aufgabe  haben  der  Director,  die  betreffenden  Fachlehrer  and  die 
Uebungsschnllehrer  mitzuwirken.  Der  Director  leitet  die  Uebungen,  indem  er  von 
Woche  IBU  Woche  in  besondern  Gonferenzen,  denen  die  Zöglinge  beizuziehen  sind, 
die  Lehrziele  feststellt,  mit  Rtlcksicht  auf  die  erledigten  wie  die  zu  erledigenden 
Pensa  didaktische  Weisungen  ertheilt  und  die  erforderliche  Ueberwachang  der 
Uebungen  veranlasst. 

§.  3.  Unterrichtssprache. 

Ziel:  Genaue  Kenntniss  der  Grammatik,  Bekanntschaft  mit  den  hervorra- 
gendsten Erzeugnissen  der  Literatur,  insbesondere  des  18.  und  19.  Jahrhunderts; 
Gewandtheit  in  der  mündlichen  und  schriftlichen  Darstellang,  Vertrautheit  mit 
der  Methode  des  Sprachunterrichts. 

I.  Classe,  5  Stunden. 

Grammatik :  Aussprache,  Betonung  und  Rechtschreibung.  Lesetibungen  mit 
vorzngsweiser  Berücksichtigung  der  VolksschnllesebHcher. 

n.  Classe,  4  Stunden. 

Grammatik:  Wortbildung;  Rection  der  Verba  and  Präpositionen.  Lectttre. 

ni.  Classe,  4  Standen. 

Grammatik  in  systematischem  Zusammenhange,  insbesondere  Satzbau.  Proben, 
ans  der  Literatur;  besondere  Rücksicht  auf  das  Volks-  und  Kirchenlied. 

IV.  Classe,  4  Standen. 

Neuere  Literatur,  und  zwar  mehr  Lectttre  als  Geschichte.  Arten  der  Dichtung. 
Die  vorzüglichsten  Jugendschriften.  Methodik  des  Sprachunterrichts. 

In  allen  Classen  werden  Uebungen  im  mündlichen  und  schriftlichen  Ans- 
druek  vorgenommen.  Auf  das  freie  Erzählen  ist  besonderes  Gewicht  za  legen.(Die 
schriftlichen  Aufsätze  werden  theils  zu  Hause,  theils  in  der  Classe  ansgearbeitet, 
und  zwar  ist  monatlich  je  eine  schriftliche  Hausaufgabe  nnd  eine  Clausurarbeit  za 
liefern.  Neben  Stoffen  aus  den  verschiedenen  Zweigen  des  Unterrichtes  sollen  in 
den  letzten  Classen  vorzüglich  solche  über  pädagogische  und  didaktische  Fragen 
gegeben  werden. 

In  der  I.  Classe  ist  die  Form  der  Aufsätze  vorzugsweise  Nachbildung; 
in  der  H.  Classe  Ausftlhrung  gegebener  Dispositionen;  in  der  m.  und  IV.  Classe 
müssen  die  Zöglinge  angeleitet  werden,  über  ein  gegebenes  Thema  selbst  zu 
disponiren. 

In  den  obem  Classen  hat  sich  an  die  freien  Vorträge  eine  Kritik  seitens 
des  Lehrers  und  Besprechung  seitens  der  Zöglinge  anznscbliessen. 
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§.  4.  Mathematik. 

Ziel:  Sicherheit  im  Kopf-  und  Tafelrechnen ,  Uebang  in  den  wichtigsten 
bürgerlichen  Rechnnngsarteni  Eenntnis  der  elementaren  Algebra  und  ^leometrie. 

Arithmetik: 

I.  Classe,  2  Stunden.  Die  Entstehung  der  Zahl  und  das  dikadische  Zahlen- 
system. Die  Grundrechnungsarten  in  ganzen  Zahlen,  Decimalbrtlchen,  gemei- 
nen Brtlohen  sowohl  in  allgemeinen  als  in  besonderen  Zahlen.  Elemente  der  Ge- 
wichts-,  Mass-  und  Mttnzsysteme  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  metrischen 
Systems. 

n.  Classe,  2  Stunden.  Die  Proportionslehre  und  ihre  Anwendung  auf  die 
wiehtigsten  bürgerlichen  und  kaufmännischen  Rechnungen,  Potenzen,  Wurzeln, 
Logarithmen. 

ni.  Classe,  2  Stunden.  Gleichungen  des  1.  Grades  mit  einer  und  mehreren 
Unbekannten,  Gleichungen  des  2.  Grades  mit  einer  Unbekannten,  arithmetische 
und  geometrische  Progression,  Zinses-Zinsrechnung. 

IV.  Classe,  1  Stunde.  Die  Grundzüge  der  einfachen  kaufmännischen  und 
gewerblichen  Buchführung.  Einübung  an  praktisch  durchgeführten  Beispielen, 
Wiederholung  des  gesammten  Lehrstoffes.  Methodik. 

Geometrie: 

L  Classe,  2  Stunden.  Planimetrie. 

n.  Classe,  2  Stunden,  Elemente  der  descriptiven  Geometrie.  Elemente  der 
Trigonometrie.  Vermessung  und  Theilung  von  Liegenschaften,  Aufnahme  und 
Anfertigen  von  Situationsplänen. 

m.  Classe,  2  Stunden.  Stereometrie. 

IV.  Ciasse,  1  Stunde.  Wiederholung  des  gesammten  Lehrstoffes.  Methodik 
der  geometrischen  Formenlehre. 

In  jeder  Classe  monatlich  eine  Clausurarbeit  aus  Arithmetik  und  Geometrie. 

§.  5»  Naturgeschichte. 

Ziel :  Kenntniss  der  Naturproducte  der  drei  Reiche  nach  ihrem  innern  und 
äussern  Bau,  nach  ihrer  Gesetzmässigkeit  und  Zusammengehörigkeit. 

1.  Classe,  3  Stunden.  1.  Semester.  Zoologie:  Somatologie  des  Menschen. 
2.  Semester.  Wirbelthiere  mit  vergleichender  Betrachtung  ihres  Baues. 

II.  Classe,  2  Stunden.  1.  Semester.  Die  Insecten  und  niedem  Thiere  nach 
denselben  Gesichtspuncten  und  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  landwirthschaft- 
lieb,  technisch  und  nationalökonomisch  wichtigen  Arten. 

2.  Semester.  Botanik :  Die  wiehtigsten  Pflanzen  der  Umgebung  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  die  Giftpflanzen. 

in.  Classe,  3  Stunden.  1.  Semester.  Eigenschaften  der  Pflanzen.  Gruppirung 
derselben  zu  einem  natürlichen  System.  Behandlung  der  wichtigsten  Nahrungs- 
pflanzen. 

2.  Semester.  Mineralogie :  Die  wichtigsten  Mineralien  in  landwirtbsehaftlicher, 
technischer  und  geognostischer  Beziehung. 

IV.  Classe,  2.  Stunden.  Allgemeine  Begriffe  der  Geologie.  Verbreitung  der 
Thiere  und  Pflanzen  mit  Rücksicht  auf  die  physikalischen  Lebensbedingungen. 

Wiederholung.  Methodik. 

§.  6.  Naturlehre. 

Ziel :  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Lehren  der  Chemie  zur  Erklärung 
der  täglichen  Lebenserscheinungen  und  der  allgemeinen  industriellen  Thätigkeit ; 
Kenntniss  der  wichtigsten  physikalischen  Erscheinungen  auf  Grundlage  des  Expe- 
riments. Kenntniss  jener  Werkzeuge  und  Apparate,  die  für  das  praktische  Leben 
von  Belang  sind,  insbesondere  solcher,  die  der  Lehrer  selbst  anfertigen  kann. 

I.  Classe,  2  Stunden.  Allgemeine  Eigenschaften  der  Körper  eingehend.  Anor- 
ganische Chemie,  soweit  sie  den  physikalischen  Lehren  als  Grundlage  dient.  Die 
Lehre  von  der  Wärme. 
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II.  Clagse,  3  Stünden.  Magnetismus^  Elektricität,  Elektromagnetismns.  Schluss 
der  anorganischen  Chemie.  Die  Elemente  der  organischen  Chemie. 

ni.CIasse,  3  Stunden.  Mechanik,  Akustik  und  Optik.  Die  mathematische 
Begi-Ündung  der  physikalischen  Lehrsätze  ist  nur  dort  vorzunehmen,  wo  sich  die- 
selbe auf  elementarem  Wege  ausfuhren  lässt  und  hier  auch  nur  mit  Rflcksicht  auf 
die  bezüglichen  Kenntnisse  der  Zöglinge. 

Auf  die  Begründung  der  meteorologi«chen  Erscheinungen  und  auf  die  mathe- 
matische Geographie  ist  ttberal>  Rücksicht  zu  nehmen. 

rv.  Classe,  2  Stunden.  Wiederholung.  Methodik. 

§.  7.  Geographie. 

Ziel:  Verständniös  der  Karte  und  des  Globus,  Kenntnis«  der  Erdoberfläche 
in  physikalischer  und  politischer  Hinsicht  nach  den  wichtigsten  Momenten,  ins- 
besondere Europa^s  und  speciell  Mitteleuropa's,  einige  Uebung  im  Kartenzdchnen. 

I.  Classe,  2  Stunden.  Das  Wesentlichste  aus  der  mathematischen  und  physi- 
schen Geographie  mit  vorwiegender  Rücksicht  auf  die  nächste  Umgebung.  Heimat- 
kunde. Uebersichtliche  Kenntniss  der  Erdoberfläche.  Land  und  Wasser. 

n.  Classe,  2  Stunden.  Elemente  der  Völker-  und  Staatenkunde.  Die  euro- 
päischen Länder. 

UL  Classe,  2  Stunden.  Die  ausser-europäischen  Länder. 

IV.  Classe,  2  Stunden.  Wiederholung  des  gesammten  Lehrstoffes.  Methodik 
des  geographischen  Unterrichtes  in  der  Volksschule,  insbesondere  Anleitung,  wie 
der  Lehrer  Heimatkunde  zu  behandeln  hat. 

§.  8.  Geschichte  und  vaterländische  Verfassungslehre. 

Ziel:  Uebersichtliche  Kenntniss  der  wichtigsten  Begebenheiten  der  allge- 
meinen Geschichte,  insbesondere  der  griechischen  und  römischen,  ferner  der 
österreichischen  Geschichte,  specielle  Geschichte  des  Heimatlandes,  mit  beson- 
derer Hervorhebung  der  cultnrlichen  Momente. 

I.  Classe,  2  Stunden.  Geschichte  von  Oesterreich  mit  Rücksicht  auf  die  gleich- 
zeitigen welthistorischen  Ereignisse. 

II.  Classe,  2  Stunden.  Allgemeine  Geschichte  von  der  ältesten  Zeit  bis  auf 
das  16.  Jahrhundert. 

in.  Classe,  2  Stunden.  Allgemeine  Geschichte  vom  16.  Jahrhundert  bis  auf 
die  Gegenwart. 

rv.  Classe,  2  Stunden.  Uebersichtliche  Kenntniss  der  Verfassung  nnd  der 
Staatseinrichtungen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Wiederholntig  des 
ganzen  Unterrichtsstoffes.  Methodik. 

§.  9.  Landwirthschaftslehre. 

Ziel :  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Lehren  über  die  Fütterung,  Aufzucht 
und  Mästung  der  landwirthschaftlichen  Säugethiere,  über  die  Gmqdzttge  der  ratio- 
nellen Fisch-,  Seiden-  und  Bienenzucht,  über  die  Bodenbeschafienheit,  Düngung, 
den  Anbau  wichtiger  Culturgewächse  und  die  dabei  verwendeten  Geräthe. 

III.  Classe,  2  Stunden.  Allgemeine  Uebersicht  der  volkswirthschaftlichen 
Tbätigkeit  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  land-  und  forstwirthsehaftlichen 
Production.  Viehzucht;  Zucht  und  Pflege  des  Kindes,  Pferdes,  des  Jung-  und 
Kleinviehes  nach  physiologischen  Grundsätzen.  Allgemeines  über  Fisch-,  Seiden- 
und  Bienenzucht  mit  praktischen  Uebungen  ausserhalb  der  Schulstunden. 

rv.  Classe,  2  Stunden.  Bodenkunde,  Uebersicht  der  Bodenverhältnisse  der 
österreichisch  -  ungarischen  Monarchie;  Klimatologie;  Düngerlehre  eingehend. 
I^anzenbau,  landwirthsebaftliche  Geräthe,  Anbau  der  Cerealien,  Futter«  nnd 
Knollengewächse,  Obstbaumzucht.  Praktische  Uebungen  im  Schulgarten  ausser- 
halb der  Schulstunden. 

§.  10.  Schreiben. 

Ziel:  Befähigung,  den  (iegenstaud  in  der  Volksschule  zu  beti*eiben;  eine 
deutliche,  gefällige  Handschrift;  Fertigkeit  im  Schreiben  mit  der  Kreide. 
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b 
I.  Classe,  2  Stunden.  Cnrrent-,  Latein-  und  Rondschrift.   • 

n.  Classe,  1  Stunde,   üebung  dieser  Formen ;  Frakturschrift,  verbunden  mit 

dem  Sehreiben  auf  der  Wandtafel. 

§.  11.  Zeichnen,  in  jeder  Classe  2  Stunden. 

Ziel :  Bildung  von  Auge  und  Hand ;  Fertigkeit,  Gegenstände  auf  der  Tafei 
in  Unnrissen  oder  auf  Papier  mit  Schattirung  und  Colorit  auszuführen;  Fähigkeit, 
Zierformen  zu  componiren  und  den  Unterricht  im  Zeichnen  an  allgemeinen  Volks- 
schulen zu  ertheilen. 

Das  Zeichnen  als  Freihandzeichnen  umfasst:  das  Zeichnen  einfacher  und 
complicirter  geometrischer  Figuren;  Zeichnen  nach  Vorlqgeblättem  verschiedener 
Art,  die  Elemente  der  Perspective,  Zeichnen  nach  der  Natur,  Schattiren  mit 
Kreide  und  Tusch.  Unterrieht  im  Modelliren,  wo  es  die  Verhältnisse  ermöglichen. 
Methodik. 

Das  geometrische  Zeichnen  ist  iu  Verbindung  mit  dem  geometrischen  Unter- 
richt zu  lehren,  und  auf  der  spätem  Stufe  ist  auf  das  Zeichnen  von  Baupläneu 
Ktlcksicht  zu  nehmen. 

§.  12.  Musik. 

Gesang,  2  Stunden. 

Ziel :  Ausbildung  sum  Gesangslehrer  fUr  Schulen ;  Befähigung,  den  mehrstim- 
migen Chor  richtig  aufzufasseu  und  einzuüben. 

Die  Pflege  des  Volksliedes  ist  Hauptsache. 

Die  Zöglinge  der  TV.  Classe  haben  auch  unter  Aufsicht  des  Gesangslehrers 
Unterrichtsversuche  im  Gesänge  an  der  Uebungsschule  anzustellen. 

Violinspiel,  2  Stunden. 

Befähigung  zum  Gebrauch  der  Violine  beim  Gesangsunterricht  ist  Hauptzweck. 

Die  Zöglinge  der  ganzen  Anstalt  sind  ftlr  diesen  Unterricht  mit  Rücksicht 

auf  Anlagen  und  erlangte  Vorkenntnisse  in  Gruppen  von  höchstens  10  zu  theileu. 

§.  13.  Turnen.  Jede  Classe  2  Stunden. 

Ziel:  Fähigkeit  zur  Ertheilung  eines  rationellen  Turnunterrichts  in  der 
Schule. 

In  den  untern  Classen  Vorträge  über  den  Zweck  und  die  Arten  der  gymnasti- 
schen Uebungen ;  in  den  obem  Classen  über  Geschichte,  Literatur  und  Systeme 
der  Gymnastik.  Methodik. 

Michtobligate  Fflcher. 

§.  14.  Zweite  Landessprache,  in  jeder  Classe  2  Stunden. 

Ziel :  Befähigung,  nach  Bedarf  auch  in  dieser  Sprache  an  der  Volksschule  zu 
lehren.  Der  Lehrplan  für  diesen  Unterricht  wird  auf  den  Antrag  des  Lehrkörpers 
durch  die  Landesschulbehörde  bestimmt,  wobei  angemessene  Rücksicht  darauf 
zu  nehmen  ist,  ob  der  gesammte  Unterricht  an  der  Lehrerbildungsanstalt  nur  in 
einer  Sprache  ertheilt,  oder  theilweise  auch  die  zweite  Landessprache  dabei  ange- 
wendet wird. 

§.  15.  Klavier-  und  Orgelspiel,  2  Stunden. 

Ziel:  Fertigkeit  in  der  Behandhing  des  Instruments;  die  Musiktheorie  mit 
Einschluss  der  Bezifferung,  Transponiren  und  Moduliren. 

§.  16.  Wo  die  Gelegenheit  dazu  vorhanden  ist,  sollen  die  Zöglinge  der 
IV.  Classe  mit  der  Behandlung  von  taubstummen,  blinden  und  idiotischen  Kindern 
bekannt  gemacht  und  in  den  Stand  gesetzt  werden,  solche  Kinder  ftir  die  Auf- 
nahme in  die  entsprechenden  Bildungsanstalten  vorzubereiten. 

Ebenso  sind  die  Zöglinge  der  IV.  Classe,  wenn  sich  die  Gelegenheit  dazu 
bietet,  mit  der  Organisation  von  Kinder-Bcwahranstalten  und  Kindergärten  bekannt 
zn  machen. 
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§.  17.  Die  Einführung  anderer  nichtobligater  t^ächer  bedarf  einer  besonderen 
Genehmigung  der  Landesschulbehörde. 

Stundenplan. 

Classe 

Obligate  Fäeher.  I.  IL  m.  IV. 

Religion 2  2  1  1 

Erziehungs-  und  Unterrichtslehre  sammt  Schul- 
besuchen und  praktischen  Uebungen    •   .  —  2  5  8 

Unterrichtssprache 5  4  4  4 

Arithmetik  und  Geometrie     .......  4  4  4  2 

Naturgeschichte 3  2  2  2 

Naturlehre 2  3  3  2 

Geographie 2  2  2  2 

Geschichte  und  vaterländische  Verfassungs- 
lehre      2  2  2  2 

Landwirthschaftslehre —  —  2  2 

Schreiben 2  1  —  — 

Zeichnen 2  2  2  2 

Gesang 2  2  2  2 

Violinspiel 2  2  2  2 

Turnen 2  2  2  2 


Zusammen .  30  30  33  33 
Nichtobligate  Fächer: 

Zweite  Landessprache 2  2  2  2 

Klavier- und  Orgelspiel 2  2  2  2 

Methode  des  Taubstummen-,  Blinden-  und 

Idioten-Unterrichts —  —  —  2 


Nr.  112. 

L  e  h  r  p  I  a  n 

der 

Bildnngsanstalten  fftr  Lehrerinnen. 

(Eingeführt  durch  Verordnung  des  Ministers  fUrCultus  und  Unterricht  vom  19.  Juli  1870,  Z.7033« 

Obligate  Fächer. 

§.1.  Religion  (abgesondert  für  jede  Confession),  in  der  I.  und  11.  Claase 
wöchentlich  je  2  Stunden,  in  der  in.  und  IV.  Classe  wöchentlich  je  1  Stunde. 

Das  Lehrziel  wird  von  den  kirchlichen  Oberbehörden  (fttr  die  israelitischen 
Zöglinge  von  den  Vorständen  der  Cultusgemeinden)  bestimmt;  und  durch  die 
Landesschulljehörden  den  Lehrerinnenbildungsanstalten  vorgezeichnet. 

§.  2.  Erziehungs-  und  Unterrichtslehre. 

Ziel :  Kenntniss  des  Menschen  nach  Körper  und  Geist  und  insbesondere  der 
Gesetze  des  Denkens ;  Kenntniss  der  körperlichen  und  geistigen  Fähigkeiten  des 
Kindes  und  der  Mittel  zur  Entwicklung  und  Ausbildung  derselben ;  Vertrautheit 
mit  den  Grundsätzen  des  Unterricht  Überhaupt  und  in  der  Volksschule  insbeson- 
dere ;  Kenntniss  der  historischen  Entwicklung  der  Volks-  und  Bttrgerschule  und 
der  Aufgabe  derselben  fitr  die  Gegenwart;  Kenntniss  der  Geschichte  der  Pädagogik 
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bi8ftnrG(e^enwätt;  j&ekanntschaft  mit  d^n  6mndsätzeD  der  Schuldisciplin ;  metho- 
dische Gewandtheit. 

II.  Classe,  2  Stunden.  Anthropologie  und  Logik. 

III.  Classe,  3  Stunden.  Pädagogik  (in  geschichtlicher  Darstellung). 

IV.  Classe,  2  Stunden.  Zusammenfassung  und  abschliessende  Wiederholung 
des  gesammten  Lehrstoffes. 

Ueberdiess  wohnen  die  Zöglinge  der  IIL  Classe  in  bestimmten  Gruppen  im 
Durchschnitte  2  Stunden  in  der  Woche  dem  Unterrichte  in  der  Uebungsschule  und 
in  anderen  Volksschulen  als  Zuhörer  bei. 

In  der  IV.  Classe  treten  praktische  Uebungen  der  Zöglinge  in  der  Uebungs- 
schule ein.  Hiefttr  sind  die  Zöglinge  in  Gruppen  zu  theilen,  deren  Zahl  im  allge- 
mehien  nach  der  Anzahl  der  Classen  beziehungsweise  Abtheilungen  der  Uebungs- 
schule sich  zu  richten  hat.  Jede  Gruppe  nimmt  an  den  praktischen  Uebungen  theil, 
welche  so  einzurichten  sind,  dass  im  Laufe  des  Schuljahres  jedem  Zöglinge  Gele- 
genheit geboten  wird,  auf  den  verschiedenen  Stufen  Unterrichtsversuche  anzu- 
stellen. Im  Durchschnitte  wöchentlich  6  Stunden. 

Bei  dieser  Aufgabe  haben  der  Director,  die  betreffenden  Fachlehrer  und  die 
Lehrer  (Lehrerinnen)  der  Uebungsschule  mitzuwirken.  Der  Director  leitet  die 
Uebungen,  indem  er  von  Woche  zu  Woche  in  besonderen  Conferenzen,  denen  die 
Zöglinge  beizttziehen  sind,  die  Lehrziele  feststellt,  mit  Rücksicht  auf  die  erledigten 
wie  die  zu  erledigenden  Pensa  didaktische  Weisungen  ertheilt  und  die  erforderliche 
Ueberwachung  der  Uebungen  veranlasst. 

§.3.  Unterrichtssprache. 

Ziel:  Genaue  Kenntniss  der  Grammatik,  Bekanntschaft  mit  den  hervor- 
Itigendsten  Erzeugnissen  der  Literatur,  insbesondere  des  18.  und  19.  Jahrhunderts ; 
Gewandtheit  in  der  mündlichen  und  schriftlichen  Darstellung,  Vertrautheit  mit 
der  Methode  des*  Sprachunterrichts. 

I.  Classe,  5  Stunden. 

Grammatik :  Aussprache,  Betonung  und  Rechtschreibung.  LeseUbungen  mit 
vorzugsweiser  Berücksichtigung  der  Volksschullesebücher. 

n.  Classe,  4  Stunden. 

Grammatik:  Wortbildung;  Rection  der  Verba  und  Präpositionen.  Leetüre. 

HL  Classe,  4  Stunden. 

Grammatik  in  systematischem  Zusammenhange,  insbesondere  Satzbau.  Proben 
aus  der  Literatur ;  besondere  Rücksicht  auf  das  Volks*  und  Kirchenlied. 

IV.  Classe^  4  Stunden. 

Neuere  Literatur,  und  zwar  mehr  Leetüre  als  Geschichte.  Arten  der  Dichtung. 
Die  vonsttglichsten  Jugendschriften.  Methodik  des  Sprachunterrichts. 

In  allen  Classen  werden  Uebungen  im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdruck 
vorgenommen.  Auf  das  freie  Erzählen  ist  besonderes  Gewicht  zu  legen.  Die 
schriftlichen  Aufsätze  werden  theils  zu  Hause,  theils  in  der  Classe  ausgearbeitet, 
und  zwar  ist  monatlich  je  eine  schriftliche  Hausaufgabe  und  eine  Clausurarbeit 
ztt  Hefem.  Neben  Stoffen  aus  den  verschiedenen  Zweigen  des  Unterrichtes  sollen 
in  den  letzten  Classen  vorzüglich  solche  über  pädagogische  und  didaktische 
Fragen  gegeben  werden. 

In  der  I.  Classe  ist  die  Form  der  Aufsätze  vorzugsweise  Nachbildung;  in 
der  n.  Classe  Ausführung  gegebener  Dispositionen ;  in  der  III.  und  IV.  Classe 
müssen  die  Zöglinge  angeleitet  werden,  über  ein  gegebenes  Thema  selbst  zu 
disponieren. 

In  den  obem  Classen  haben  sich  an  die  fi-eien  Vorträge  eine  Kritik  seitens 
des  Lehrers  und  Besprechung  seitens  der  Zöglinge  anzuschliessen. 
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§.  4.  HathematilL. 

Ziel:  Sicherheit  im  Kopf-  und  Tafelrechnen,  Debmig  in  den  wichtigsten 
bürgerlichen  Bechnnngsarten,  Kenntnias  der  elementaren  Geometrie ;  einige  Fer- 
tigkeit im  Linearzeichnen. 

Arithmetik: 

L  Claase,  2  Standen.  L  Semester:  Das  dekadiaehe  Zahlensystem;  die  Orand- 
rechnnngsarten  mit  ganzen  Zahlen  nnd  DecimalbrUchen ;  Reehnangsvortheile  bei 
der  Moltiplication  und  Division  in  Decimalbrttehen;  Theilbarkeit  der  Zahlen. 
IL  Semester:  Das  grösste  gemeinschaftliche  Mass;  das  kleinste  gemeinsebaiUiehe 
Vielfache ;  die  gemeinen  Brüche  nnd  Anwendung  derselben  anf  die  vier  ^»ecies  ; 
Verwandlung  der  gemeinen  ftrflche  in  Deeimalbrttche  und  umgekehrt ;  die  wälsche 
Praktik ;  Elemente  der  Gewichts-;  Mass-  und  Mttnzsysteme  mit  besonderer  Berttek- 
sichtigung  des  metrischen  Systems. 

n.  Classe,  2  Stunden  L  Semester:  Einfache  und  zusammengesetzte  Propor- 
tionen, n.  Semester:  Kettensatz;  Interessenrechnnng ;  einfache  Fälle  der  Zinses* 
Zinsrechnung. 

m.  Classe,  2  Stunden.  L  Semester:  Einfache  und  zuaammengeaelzte 
Gesellschaftsrechnungen  (Theilungs-,  Durchschoitts-  und  Mischungsrechnung), 
fl.  Semester:  Einfache  kaufinSnnische  Buchhaltung,  durchgeftthrt  in  praktischen 
Beispielen. 

rv.  Classe,  1  Stunde.  Wiederholung?  und  Znsammenfassung  des  ganzen 
Stoffes.  Methodik. 

Geometrie: 

L  ClassC;  2  Stunden.  (Geometrische  Formenlehre. 

n.  ClassC;  2  Stunden.  Berechnung  der  Flächen  und  Kikper. 

m.  Chsse,  2  Stunden.  Darstellung  geometrischer  Grössen  im  Baum; 
Schattenconstmetion. 

IV.  ClassC;  1  Stunde.  Wiederholung:;  Methodik. 

Das  geometrische  Zeichnen  ist  passend  zu  verbinden. 

Monatlieh  eine  Clausurarbeit  aus  Arithmetik  und  Geometrie  in  jedev  Classe. 

§.  b.  Naturgeschichte. 

Ziel:  Eenntniss  der  Naturproducte  der  drei  Reiche  nach  ihrem  innern  und 
äussern  Bau,  nach  ihrer  Gesetzmässigkeit  und  Zusammengehörigkeit. 

I,  Classe,  3  Stunden.  L  Semester.  Zoologie:  Somatologie  des  Menschen. 
II.  Semester.  Wirbelthiere  mit  vergleichender  Betrachtung  ihres  Baues. 

II.  Classe,  2  Stunden.  I.  Semester.  Die  Insekten  und  niedem  Thiet-e  nach 
denselben  Gesichtspnneten  nnd  mit  besonderer  Rttcksieht  auf  die  landwirthsehaft- 
lieh,  technisch  nnd  national-ökonomisch  wichtigen  Arten. 

n.  Semester.  Botanik:  Die  wichtigsten  I%anzen  der  Umgebung  mit  beson- 
derer Räcksicht  auf  die  Giftpflanzen. 

in.  Classe,  2  Stunden.  I.  Semester.  £igensehaft«n  der  Pflanzen.  Gmppirung 
derselben  zu  einem  natürlichen  System.  Behandlung  der  wichtigsten  Nahmngs- 
pflanzen. 

n.  Semester.  Mineralogie :  Die  wichtigsten  Mineralien  in  landwirthschafliicber, 
technischer  und  geognostischer  Beziehung. 

IV.  Classe,  2  Stunden.  Allgemeine  Begriffe  der  Geologie.  Verbreitung  der 
Thiere  und  Pflanzen  mit  Rticksicbt  auf  die  physikalischen  Lebensbedingungen. 

Wiederholung,  Methodik. 

§.  6.  Naturlehre. 

Ziel :  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Lebren  der  Chemie  zur  Erkl&rung 
der  täglichen  Lebenserscheinungen  und  der  allgemeinen  industriellen  Thätigkeit; 
Kenntniss  der  wichtigsten  physikalischen  Erscheinungen  auf  Grundlage  des 
Experiments.  Kenntniss  jener  Werkzeuge  und  Apparate,  die  ftlr  das  praktische 
Leben  von  Belang  sind. 
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L  Glasse,  2  StundeiL  Allgemeine  Eigenschafken  der  Körper  eingehend.  An- 
organische Chemie,  soweit  sie  den  physikalischen  Lehren  als  Grnndlage  dient. 
Die  Lehre  von  der  Wärme.  ' 

IL  Classe,  3  Stunden.  Magnetismus,  Electricität,  Elektromagnetismus.  Schluss 
der  anorganischen  Chemie.  Die  Elemente  der  organischen  Chemie. 

IIL  Classe,  3  Stunden.  Mechanik,  Akustik  und  Optik. 

Auf  die  Begründung  der  meteorologischen  Erseheinunpen  und  auf  die  mathe- 
matische Greographie  ist  ttberall  Rttcksicht  zu  nehmen. 

IV.  Classe,  2  Stunden.  Wiederhohtnp:,  Methodik. 

*}.  7.  Geographie. 

Ziel :  Verständniss  der  Karte  und  des  Klobns,  Kenutniss  der  Erdoberfläche 
in  pliysikaliseher  und  politischer  Hinsicht  nach  den  wichtigsten  Momenten,  insbe- 
sondere Europas  und  speciell  Mitteleuropas,  einige  Uebung  im  Kailenzeichnen. 

L  Classe,  2  Stunden.  Das  Wesentlichste  aus  der  mathematischen  und  physi- 
schen Qeographie  mit  vorwiegender  Rttcksicht  auf  die  nächste  Umgebung. 
Heimatkunde.  Uebersichtlicbe  Kenntniss  der  Erdoberfläche;  Land  und  Wasser. 

IL  Classe,  2  Stunden.  Elemente  der  Volker-  und  Staatenkunde.  Die  euro- 
päischen Länder. 

HL  Classe^  2  Stunden.  Die  anaser-europäischen  Länder. 

IV.  Classe,  2  Stunden.  Wiederholung  des  gesammten  Lehrstoffes.  Methodik 
dea  ge<^Apbischen  Unterrichts  in  der  Volksachule,  insbesondere  Anleitung,  wie 
die  Heimatkunde  zu  bebandeln  ist. 

§.  8.  Geschichte  und  vaterländische  Verfassungslehre. 

Ziel :  Uebersichtlicbe  Kenntniss  der  wichtigsten  Begebenheiten  der  allge- 
meinen Geschieht»,  insbesondere  der  grieohischien  und  r^bnischen,  ferner  der 
österreichischen  Geschichte,  specielle  GesoUchte  des  Heimatlandes,  mit  beson- 
derer Hervorhebung  der  culturhchen  Momente. 

I.  Classe,  2  Stunden.  GescUchte  von  Oesterreieh  mit  Rllcksiebi  auf  die 
gleichzeitigen  welthistorischen  Ereignisse. 

IL  Classe,  2  Stunden.  Allgemeine  Geschichte  von  der  ältesten  Zeit  bis  auf 
das  16.  Jahrhundert 

in.  Classe,  2  Stunden.  Allgemeine  Geschichte  vom  16.  Jahrhundert  bis  auf 
die  Gegenwart. 

rV.  Classe,  2  Stunden.  Uebersichtliebe  Kenntniss  der  Verfassung  und  der 
Staatseinrichtungen  der  österreichisch- ungarischen  Monarchie.  Wiederholnng  des 
ganzen  Unterrichtsstoffes.  Methodik. 

§.  9.  Haushaltungskunde.  (FV.  Classe  wöchentlich  1  Stunde.) 

Ziel:  Bekanntschaft  nait  den  Pflichten  einer  tttehtigen  Haasfrau;  Befähigung 
des  Zöglings,  den  Gegenstand  in  der  Schule  zu  behandeln.  Kenntniss  und  zweck- 
mässige Verwendung  der  in  einem  geordneten  Haushalt  nöthigeu  Dinge. 

Anknüpfend  an  die  vorangegangene  Lehre  vom  menschlichen  Körper  sind 
Belehrungen  über  Kinderpflege,  über  zweckmässige  Ernährung,  Bekleidung,  Be- 
wegong,  Schlaf,  Pflege  der  Haut,  über  Kinderspiele  und  über  die  Eigenschaften 
einer  zweckmässigen  Wohnung  zu  geben. 

Belehrungen  über  die  Wirksamkeit  der  Hausfrau  in  Küche  und  Keller,  über 
die  Nahrungsmittel  im  besondem,  über  Industrieartikel  und  ihre  Erzeugung,  sind 
im  Anschluss  an  die  Unterrichtszweige  Physik  und  Chemie  zu  vermitteln. 

§.  10.  Französische  Sprache.  (I.  undH.  Classe  je  3,  HI.  und IV.  Classe 
je  2  Stunden.) 

Ziel:  Fertigkeit  im  mündlichen  und  schriftlichen  Gedankenansdruck.  Kennt- 
niss der  hervorragendsten  Erscheinungen  der  französischen  Literatur  und  deren 
Autoren. 

Auf  allen  Stufen  des  Unterrichts  ist  Lectttre  und  Unterweisung  passend  zu 
verbinden. 
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Die  Gliederung  des  Stoffes  wird  sich  nach  der  Vorbildungsstufe  äer  Zöglinge 
richten  mttssen. 

§.  11.  Schreiben. 

Ziel :  Befähigung,  den  Gegenstand  in  der  Volksschule  zu  betreiben ;  eine 
deutliche,  gef&llige  Handschrift;  Fertigkeit  im  Schreiben  mit  der  Kreide. 

I.  Classe,  2  Stunden.  Current-,  Latein-  und  Rondschrift. 

n.  Classe,  1  Stunde.  Uebung  dieser  Formen ;  Frakturschrift,  verbunden  mit 
dem  Schreiben  auf  der  Wandtafel. 

§.  12.  Freihandzeichnen. 

Ziel:  Bildung  von  Auge  und  Hand;  Fertigkeit,  Gegenstände  auf  der  Tafel 
in  Umrissen  oder  auf  Papier  mit  Schattierung  und  Colorit  auszuführen ;  Fähigkeit» 
Zierformen  zu  componieren  und  den  Unterricht  im  Zeichnen  an  allgemeinen  Volks- 
schulen  zu  ertheilen. 

I.  Classe,  2  Stunden.  Geradlinige  nnd  krummlinige  Figuren ;  Uebergang  zum 
Zeichnen  einfacher  Gegenstände. 

II.  Ghisse)  2  Stunden.  Fortsetzung  dieser  Uebungen  mit  Rttcksichtnahme  auf 
Kunst-  und  Naturgegenstände. 

III.  Classe,  2  Stunden.  Zeichnen  von  Ornamenten  und  Blumen,  schattiert; 
Landschaftzeichnen. 

IV«  Classe,  2  Stunden.  Fortsetzung  der  Uebtmg ;  vorzugsweise  ZeiohneD  auf 
der  Tafel;  Methodik. 

§.  13.  Musik. 

Gesang,  2  Stunden. 

Ziel:  Ausbildung  zur  Gesangslehrerin  für  Schulen;  Befithigung,  denmehrstim« 
migen  Chor  richtig  autzufassen  und  «inzuttben. 

Die  Pflege  des  Volksliedes  ist  Hauptsache. 

Die  Zöglinge  de^  IV.  Classe  haben  auch  unter  Aufsicht  Unterrichtsversucbe 
im  Gesänge  an  der  Uebungsschule  anzustellen. 

Klavierspiel»  2  Stunden. 

Befähigung  zum  Gebrauche  des  Klaviers  beim  Gesangsunterrichte  ist  Haupt- 
zweck. 

Die  Zöglinge  der  ganzen  Anstalt  sind  fBr  diesen  Unterricht  mit  Bttcksicht  auf 
Anlagen  und  Vorkenntnisse  in  Gruppen  zu  theilen. 

§.  14.  Turnen.  Jede  Classe  1  Stunde. 

Ziel:  Fähigkeit  zur  Ertheilung  eines  rationellen  Turnunterrichts  in  der 
Schule. 

In  den  untern  Classen  Vorträge  ttber  den  Zweck  und  die  Arten  der  gymnasti- 
schen Uebungen ;  in  den  obern  Classen  ttber  Greschichte,  Literatur  und  Systeme 
der  Gymnastik,  Methodik. 

§.   15.  Weibliche  Arbeiten  (t.,  II.  Classe  2  Stunden,  III.   Classe, 

1  Stunde.) 

Ziel :  Befähigung  zur  £ttheiluilg  des  Unterrichts  in  weiblichen  Handarbeiten. 

Der  Unterricht  erstreckt  sich  ac^ Stricken,  Sticken,  Häkeln,  Netzen  riHlet- 
arbeit")  und  Nähen,  wobei  das  Ausbessem  und  Einsetzen  der  Weiss  Wäsche  zu 
berücksichtigen  ist. 

§.  16.  Unterricht  in  einer  zweiten  Landessprache  in  jeder  Classe 

2  Stunden. 

Ziel :  Befähigung,  nach  Bedarf  auch  in  dieser  Sprache  an  der  Volksschule 
zu  lehren.  Der  Lehrplan  für  diesen  Unterricht  wird  auf  den  Antrag  des  Lehr- 
körpers durch  die  Landesschulbehörde  bestimmt^  wobei  angemessene  Rttokaioht 
darauf  zu  nehmen  ist,  ob  der  gesammte  Unterricht  an  der  Lehrerinnenbildnngs- 
anstalt  nur  in  einer  Sprache  ertheilt  oder  theilweise  auch  die  zweite  Landes« 
spräche  dabei  angewendet  wird. 
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§f.  llfinglisciie  Spräche  in  d6f  t.  Cflasse  3^  in  der  II. ,  in.,  IV. 
je  2  Standen. 

Ziel  wie  bei  der  franzöBiscben  Sprache. 

§.  18.  Wo  die  Gelegenheit  dazu  vorhanden  ist,  sollen  die  Zöglinge  der  IV.  Classe 
mit  der  Organisation  won  Kinder-Bewahranstalten  und  Kindergärten  bekannt 
gemacht  werden. 

6.  ]  9.  Die  Einflihmng  anderer  nichtobligater  Fächer  bedarf  einer  besonderen 
Oenehmigung  der  Landesschulbebörde.  * 

Stundenplan. 

Obligate  Fächer.  I       „      „j     jy^ 

Religion 2  2  1  .1 

Erziehungs-  und  Unterrichtslehre  sammt  Schulbesuchen 

und  praktischen  Uebungen —  2  5  8 

Unterrichtssprache 5  4  4  4 

Arithmetik  und  Geometrie 4  44  2 

Naturgeschichte 3  2  2  2 

Naturlehre 2  3  3  2 

Geographie 2  2  2  2 

Geschichte 2  2  2  2 

Haushaltungskunde —  —  —  1 

Französische  Sprache 3  3  2  2 

Schreiben 2  1  —  — 

Freihändzeichnen 2  2  2  2 

Gesang     2  2  2  2 

Klavierspiel 2  2  2  2 

Turnen 1  1  1  1 

Weibliche  Arbeiten 2  2  1  — 

Zusammen  .      34      34      33      33 

Nichtobligate  Fächer. 

Zweite  Landessprache 2        2        2        2 

Englische  Sprache 3        2        2        2 

Nr,  113. 

Circularverordnung  de$  k.  k.  Reichs-Kriegsministeriums  vom 

21.  Juni  1870,  Abtheilung  6,  Nr.  791 «), 

betreffend  die  Bestimmungen  bezflglich  jener  Offlciere^  welclie  sich  der 
Lehramtoprüfting  fDr  Realschulen^  namentlicli  znm  Zwecke  Ihrer  Terwen« 
dang  als  Lehrer  in  den  Milit&r-Bildungsanstalten  zu  imterziehen  wünschen. 

Wie  es  bereits  mit  dem  an  sämmtliohe  General-  und  Militär-Commanden 
unterm  21.  Norember  1868^  Abth.  6  Nr.  4057^  gerichteten  Erlasse,  dann  mit  der 
Circttlar- Verordnung  vom  20.  Mai  1869,  Abth.  6  Nr.  1134,  angedeutet  worden  ist, 
beabsichtigt  das  Reichs-Eriegsministerium  hinfort  nur  mehr  solche  Officiere  des 
activen  und  Buhestandes  als  Lehrer  humanistischer,  dann  mathematischer  und 
naturwissenschaftlicher  Gegenstände  in  den  Militär-Bildnngs-Anstalten  zu  ver- 


*)  Anmerkung.  Enthalten  im  Verordnungsblatte  f\ir  das  k.  k.  Heer,  Stück  37,  Nr.  134 


488 

wenden ,  welche  die  vorgeschriebene  Lehramtsprttfting  vor  der  in  Wien  tagenden 
Realschnl-PrüfungB-Commission  mit  Erfolg  abgelegt  haben. 

Insofern  die  Prttfangs-Aspiranten  lediglich  beabsichtigen,  das  Lehrbefähi- 
gung8-Zeugnis8  ftlr  militärische  Bildnngs-Anstalten  zu  erhaltcQ,  sind 
sie  —  dem  mit  dem  k.  k.  Ministerium  für  Cultns  und  Unterricht  getroffenen  Ueber- 
einkommen  gemäss  —  von  dem  Nachweise  der  im^  §.  2  der  Vorschrift 
Über  die  Prüfung  der  Candidaten  des  Lehramtes  (Reichsgesetzblatt,  24.  Stttck  de 
1853)  geforderten  Vorstudien  und  der  Beibringung  des  Maturitäts  -  Zeugnisses 
enthoben. 

Die  betreffenden  Officiere  haben  daher  nur  mittelst  eines  an  das  Reichs- 
Rriegsministerium  zu  ."«tilisirenden ,  keiner  Beilagen  bedürfenden  und  im  Dienst- 
Wege  einzusendenden  Gesuches  um  die  Zulassung  zur  Lehramts-Prüfung  aus  den 
im  Oesuche  zu  benennenden  Fächern  einzuschreiten. 

Jenen  Officieren  aber,  welche  —  abgesehen  von  ihrem  Streben  nach  einer 
Verwendung  in  den  Militär-Bildungs-Anstalten  —  überhaupt  ein  für  den  ganzen 
Umfang  der  westlichen  Reichshälfte  giltiges  Lehrbefähigoiigs-Zeugniss  für 
selbstständige  Realschulen  anstreben,  kann  in  der  Regel  die  Nachsicht 
der  Vorstndien  nicht  ertheilt  werden  und  müssen  deren  Gesuche  daher  mit  den 
bezüglichen  Zeugnissen  instruirt  sein. 

Sollte  übrigens  ein  das  letztere  Ziel  verfolgender  Officier  zwar  diese  Zeug- 
nisse vorzulegen  nicht  in  der  Lage  sein ,  jedoch  entweder  durch  tüchtige  wissen- 
schaftliche  Arbeiten  oder  auf  andere  Art  den  Nachweis  der  erforderlichen  wissen- 
schaftlichen Bildung  geliefert  haben  (was  im  Gesuche  ausftlhrlich  zu  erttrtera  und 
soweit  nöthig  zu  docnmentiren  ist),  so  wird  das  k.  k.  Unterrichta-Ministerium  faU- 
weise  in  Erwägung  ziehen,  ob  einem  solchen  Candidaten  der  Nachlass  der  vor- 
schriftsmässigen  Vorstndien ,  Behufs  Ablegung  der  Lehramts-Prüfang  für  selbst- 
ständige Realschulen,  ertheilt  werden  könne. 

Bezüglich  der  Ablegung  der  Lehramts- Prüfung  lediglich  für  die  Militär- 
Bildungs-Anstalten  gelten  nachfolgende  Besimmungen : 

Gegenstände  dieser  Prüfung  in  dem  ftlr  Ober-Realschulen  vorgeschriebenen 
Umfange  sind : 

aj  Sprachlich-historische  Lehrfächer: 

1.  Deutsche  Sprache. 

2.  Böhmische  Sprache. 

3.  Ungarische  Sprache. 

4.  Französische  Sprache. 

5.  Geographie. 

6.  Geschichte. 

b)  Mathematisch-naturwissenschaftliche  Fächer: 

1.  Elementar-Mathematik. 

2.  Darstellende  Geometrie. 

3.  Naturgeschichte. 

4.  Physik. 

5.  Chemie. 

ß.  Maschinenlehre. 

Jeder  Lehramts-Candidat  ist  verpflichtet ,  sieh  ans  mindestens  zwei  Gegen- 
ständeneiner  und  derselben  Gruppe  der  Prüfung  zu  unterziehen.  Hiebei  wird 
jedoch  bemerkt,  dass  die  Befähigung  ftlr  das  geschichtliehe  Lehrfiach  nur  in  Ver- 
bindung mit  der  Geographie  erworben  werden  kann.  Doch  ist  es  gestattet,  sieh  der 
Prüfung  aus  der  Geographie  in  Verbindung  mit  Naturgeschichte  zn  unterziehen. 

Die  Prüfung  wird  ganz  nach  den  Weisungen  der  im  Eingange  citirten  Vor- 
schrift vom  Jahre  1853  vorgenommen  werden. 
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Das  Mass  der  Anforderungen  ans  den  bezeichneten  Fächern  ist  dasselbe,  wie 
fUr  Lehrer  an  vollständigen  Realschalen,  nnr  bezüglich  der  allgemeinen 
Bildung  wird  sich  die  Prüfting  blos  auf  die  mit  Hauptfächern  verwand- 
ten Wissensgebiete  erstrecken. 

Der  Candidat  fftr  Physik  hat  eine  ttberöichtliche  Bekanntschaft  mit  den 
wichtigsten  chemischen  Gesetzen,  — jener  für  Chemie  mit  den  Fundamental- 
lehren der  Physik  und  mit  der  Naturgeschichte  an  den  Tag  zu  legen. 

Von  dem  Candidaten  ftlr  Naturgeschichte,  welcher  nicht  zugleich  die 
Lehrbefähignng  für  Geographie  erlangen  will,  wird  eine  ttbersichtliche  Bekannt- 
schaft mit  den  wichtigsten  Lehrsätzen  der  physikalischen  Geographie ,  und  eine 
genaue  Kenntniss  der  Pflanzen-  und  Thier-Geographie  gefordert;  femer  muss  er 
mit  den  wichtigsten  Lehrsätzen  der  Chemie  bekannt  sein. 

Der  Candidat  fttr  die  sprachlichen  Disciplinen  hat  eine  Übersichtliche 
Kenntniss  der  Geschichte  in  dem  an  Realschulen  gelehrten  Umfange ,  —  jener  fllr 
die  historisch-geographischen  Fächer  eine  hinlängliche  Kenntniss  der 
deutschen  Sprache  und  ihrer  Literatur  zu  besitzen. 

Femers  wird  von  jedem  Candidaten  eine  ttbersichtliche  Bekanntschaft  mit 
der  Geschichte  der  neueren  Pädagogik  und  den  wichtigsten  Grandsätzen  der 
Methodik,  insbesondere  bezüglich  seiner  Speciallächer  gefordert. 

Das  Lehrbefähigungs-Zeugniss  aus  den  Oben  genannten  Fächern  in  dem  ftlr 
Ober-Realschulen  vorgeschriebenen  Umfange  berechtigt  bezüglich  der  sprachlich- 
historischen Disciplinen  zur  Anstellung  in  allen  Üfilitär-Bildungs- Anstalten,  —  hin- 
sichtlich der  Mathematik  und  Naturgeschichte  für  das  Militär-CoUegium  und  die 
militär-technische  Schule,  bezüglich  der  Physik  und  Chemie  lediglich  für  die 
letztere  Anstalt,  hinsichtlich  der  darstellenden  Geometrie  für  die  militär-  technische 
Schule  und  die  beiden  Akademien. 

Da  Maschinenlehre  in  deni  vorbezeichneten  Umfange  in  den  Militär-Bildungs- 
Anstalten  nicht  gelehrt  wird,  begrtlndet  das  Befähigungs-Zeugniss  für  diesen 
Gegenstand  auch  nicht  den  Ansprach  auf  eine  Anstellung  in  jenen  Anstalten.  Der 
gedachte  Gegenstand  wurde  unter  die  Prüfungsfächer  nur  desshalb  angenommen, 
weil  er  einem  lediglich  für  die  Militär-Bildungs- Anstalten  candidirenden  Officiere 
als  zweiter  Prüfungs-Gegenstand  dienen  könnte. 

Die  Lehramts- Prüfung  wird  in  Wien  alljährlich  im  Monate  Juni,  r-  ii» 
laui*enden  Jahre  aber  ausnahmsweise  erst  im  Herbste  stattfinden,  worüber  die 
Verfügung  das  Reichs-Kriegsministerium  sich  noch  vorbehält. 

Anbelangend  die  Constatirang  der  LehrbefHhigung  für  die  beiden  Militär- 
Akademien^  aus: 
aj  der  höheren  Mathematik^ 
h)  Mechanik, 

c)  Physik, 

d)  Chemie,  und 

e)  Maschinenlehre, 

welche  Gegenstände  daselbst  vorgetragen  werden,  wird  bei  Erledigung  einer 
solchen  Professur  der  Weg  der  Concurs-Prüfijng  eingeschlagen  und  das  technische 
imd  administrative  Militär-Comit^  fallweise  mit  der  Vomahme  derselben  beauftragt 
werden. 

Das  Reichs-Kriegsministerium  wird  zu  diesem  Zwecke  jedesmal  hinsiclitlieh 
des  zu  prüfenden  Gegenstandes  vom  Comit6  ein  Fragen-Programm  abverlangen, 
demselben  drei  Fragen  entnehmen  und  diese  dem  Präsidium  des  Comit^s  versiegelt 
übermitteln.  Das  Siegel  darf  erst  am  Prüfungstage  und  in  Gegenwart  der  ver- 
sammelten Lehramts-Concurrenten  geöflftiet  werden,  worauf  diese  die  ihnen 
gestellten  drei  Fragen  in  der  Clausur,  ohne  weitere  Behelfe,  als  z.  B.  die  unum- 
gänglich nöthigen  Logarithmen-Tafeln  etc.,  unter  Aufsicht  von  sich  ablösenden 
höheren  Ol&cieren  des  Comit^s  zu  beantworten  haben. 
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Die  betreffenden  Ausarbeitungen  sind  sodann  ebenfalls  versiegelt  dem 
Reichs-Kriegsministerium  einzusenden  ^  welches  dieselben  durch  Vertrauenmftnner 
der  betreffenden  Fächer  censuriren  lassen  und  hierauf  demjenigen,  der  die  beste 
Ausarbeitung  geliefert^  die  erledigte  Professur  übertragen  wird. 

Offieiere^  welche  eines  der  Yorbezeichneten  höheren  Lehrfacher  an  einer 
Militär- Akademie  zu  übernehmen  wünschen,  werden  auf  Grund  ihrer  bezüglichen 
Gesuche  vorläufig  nur  in  Vormerkung  genommen,  und  unter  diesen  diejenigen, 
welche  gleiche  Professuren  anstreben ,  erst  dann  zur  Concnrs-Prüfung  einberufen, 
wenn  sich  die  betreffende  Lehrkanzel  voraussichtlich  bald  erledigt. 

Die  Einberufung  der  Aspiranten  aller  drei  Gruppen  zu  den  bezüglichen 
Prüfungen  erfolgt  von  Seite  des  Reichs-Kriegsministeriums. 

Den  ausserhalb  Wien  stationirten  betreffenden  Officiercn  wird  bewilligt,  die 
Auslagen  fUr  die  Her-  und  Rückreise ,  sowie  die  Reise-Zulage  für  die  Reise-  und 
PrUfungstage  und  das  TransenaUQuartiergeld  in  conto  der  Dotation  der  MUilär- 
Bildungs- Anstalten  zu  verrechnen. 

Nr.  114. 

Erlass  des  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  vom  13.  Juli  1870, 

Z.  1770, 

au  den  Vorsitzenden  des  LandesBcbulrathes  für  Vorarlberg, 

(SU0  Anlsss  eines  speciellen  Falles) 

betreffend  die  Publiciruug  von  Auszügen  aas  den  SitznngsprotokoUen  det 

Landessehnlräthe. 

Ich  eröffne  Eurer y  dass  die  Publicirung  von  Auszttgen  ans  den 

Sttzungsprotokollen  der  Landesschulräthe  durch  die  Landeszeitung  grundstttzlich 
keinem  Anstände  unterliegt. 

Von  derPublication  werden  jedoch  stets  jene  Angelegenheiten  auszuschliessen 
sein,  durch  deren  Verlautbarung  öffentliche,  dienstliche  oder  Privatrttcksichten  ver- 
letzt werden  könnten. 

Nr.  115. 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricirt  vom  13.  Juli  1870, 

Z.  5630, 

an  sämmtliche  Länderchefs,  beziehungsweise  Landesschulräthe, 

betreffend  einige  Erläatemngen  des  Gesetzes  vom  9«  April  1870  ftber  die 
Gehalte  der  Professoren  an  Mittelschulen  rücksichtlicli  der  Zuerkennuig 

der  Quinquennalzulagen  und  der  Loealzulagen. 

Nach  §.  3  des  Gesetzes  vom  9.  April  d.  J.  (Verord.  Bl.  Nr.  71)  über  die 
Gehalte  der  Professoren  an  Mittelschulen  können  deren  Bezüge  bis  zum  25. 
Dienstjahre  nach  je  5  Jahren  zufriedenstellender  Dienstleistung  um  200  fl.  erhöht 
werden. 

Bei  der  Berathung  dieses  Gesetzes  im  Abgeordnetenhause  wurde  bereits  auf 
die  Beibehaltung  des  in  dem  betreffenden  Entwürfe  enthaltenen  Ausdruckes  „zu- 
friedenstellende Dienstleistung^  ein  besonderes  Gewicht  gelegt,  nachdem  im 
Principe  die  verschiedenen  Kategorien  unter  den  einzelnen  Anstalten  aufgehört 
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haben,  der  geringe  Unterschied  bei  den  Bezttgen  aber,  der  gleichwohl  noch  be- 
steht|  dnroh  die  verschiedenen  Thenerongsverhältnisse  ausgeglichen  wird,  somit 
fast  ausschliesslich  nur  mit  der  Zuerkennung  der  erwähnten  Quinquennalzulage 
Seitens  der  Behörde  eine  Anerkennung  der  Dienstleistung  ermöglicht  ist 

Wenn  aber  diese  Absicht  erreicht  werden  soll;  dann  darf  in  den  betreffenden 
Anstellungsdecreten  der  Vorrttckung  in  die  Quinquennalzulagen  nicht,  wie  dies 
rtlcksichtlich  der  bestandenen  Decennalzulagen  in  vielen  Fällen  geschehen  ist, 
als  eines  Rechtes  erwähnt  werden. 

Um  nun  in  dieser  Beziehung  jeder  gegentheiligen  Auslegung  auszuweichen, 
erachte  ich  es  für  zweckmässig,  dass  in  den  Anstellungsdecreten  lediglich  die 
Gehaltsziffer  zum  Ausdrucke  gelange,  welche  den  Bezttgen  entspricht,  die  zur 
Zeit  der  Ausstellung  der  Decrete  verliehen  werden. 

Ich  ersuche  nunmehr  Euer  ....   (den  k.  k )  in  vorkommenden 

Fällen  entsprechend  vorgehen  zu  wollen,  mdem  ich  hinzusetze,  dass  auch  eine 
Citirnng  des  Gesetzes  vom  9.  April  d.  J.  in  den  bezüglichen  Decreten  entbehrlich 
erscheint,  nachdem  dasselbe  die  Basis  des  ganzen  Vorganges  ist  und  dessen 
Kenntniss  ohnehin  vorausgesetzt  werden  muss. 

Eine  weitere  Verständigung  erscheint  mir  rttcksichtlich  der  im  §.  1  des  mehr- 
citirten  Gesetzes  normii-ten  Localzulagen  nothwendig.  Dieselben  sind  nur  von 
den  Mitgliedern  der  Lehrkörper  der  Mittelschulen  I.  Classe  zu  beziehen. 

Es  kann  daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Genuss  dieser  Local- 
zulagen an  den  Ort  und  nicht  an  die  Person  gebunden  ist,  dass  daher  fttr  den 
Fall,  als  Directoren  und  Professoren,  welche  solche  Zulagen  bereits  bezogen 
haben,  sie  verlieren,  sobald  sie  an  eine  Lehranstalt  Übersetzt  werden,  wo  diesel- 
ben nicht  systemisirtsind  und  dass  von  der  im  Gesetze  vorgesehenen  Einrechnnng  in 
die  Pension  nur  dann  die  Bede  sein  kann,  wenn  die  Betreffenden  zur  Zeit,  als  sie 
in  den  Ruhestand  treten,  sich  im  Genüsse  der  Localzulagen  befunden  haben. 

Um  darüber  jeden  Zweifel  zu  beseitigen,  verordne  ich  hiemit,  dass  die  Lo- 
calzulagen zwar  ebenfalls  in  Anticipativ-Monats-Raten,  jedoch  nicht  unter  Einem 
mit  dem  eigentlichen  Gehalte,  sondern  abgesondert  und  gegen  specielle  Quittun- 
gen zu  beziehen  sind,  womach  bei  Ausfertigung  der  Anstellungsdecrete  vorzu- 
gehen, ich  ebenfalls  ersuche. 

Nr.  116. 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  13.  Juli  1870, 

Z.  6146, 

au  Bämmtliche  Länderchefs,  beziehungsweise  Landesschulräthe, 

betreffend  die  Wiedereinffthniug  desYorbereitungseuroes  der  Leobner  Berg- 
akademie nnd  Umwandlimg  der  bergakademisclieu  Stipendien. 

Laut  Mittheilung  des  k.  k.  Ministers  fbr  Ackerbau  vom  23.  Juni  d.  J., 
Z.  3450,  haben  Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  mit  Allerhöchster 
EntSchliessung  vom  17.  Juni  1.  J.  die  provisorische  Wiedereinführung  des  im 
Jahre  1866  aufgehobenen  Vorbereitungscurses  der  Leobner  Bergakademie  bis  zu 
dem  Zeitpuncte,  wo  die  neue  Hochschule  für  Bergwesen  ins  Leben  gerufen  sein 
wird,  und  die  Umwandlung  der  gegenwärtigen  40  bergakademischen  Stipendien 
li  210fl.  in  20  Stipendien  ä  300  fl.,  und  12  Stipendien  k  200  fl.  zu  genehmigengeruht. 

Die  Wiedereinführung  des  Vorbereitungscurses  wird  in  der  Weise  erfolgen, 
dass  im  nächsten  Schuljahre  der  I.  Jahrgang,  dann  im  darauffolgenden  Schul- 
jahre auch  der  zweite  Jahrgang  desselben  mit  Zugrundelegung  des  zuletzt  vor 
der  Aufhebung  bestandenen  Unterrichtsplanes  errichj^pt  wird. 
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Bei  dem  Umstände,  als  seit  einiger  Zeit  die  Zahl  der  Bergwesenscandidaten 
in  bedenklicher  Weise  abnimmt,  durch  die  eben  erwähnten  beiden  Massregeln 
aber  voraussichtlieh  wieder  eine  grössere  Zahl  dem  Fache  zugeführt  wewien 
dürfte,  beehre  ich  mich  Euer  ....  (den  k.  k )  zu  ersuchen,  die  Be- 
kanntmachung derselben  noch  vor  Schlnss  des  laufenden  Schuljahres  zu  veran- 
lassen. 

Nr.  117. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  15.  Juli  1870, 

Z.  6682, 

an  sämmtliche  Länderchefs,  beziehungsweise  Landesschulräthe, 

betreffend  die  Entlohnung  der  Lehrer  der  freieta  Lelirgegenrtande  an  Staate- 
Mittel  schulen. 

Aus  Anlass  einer  gestellten  Anfrage  in  Betreff  der  Entlohnung  der  Lehrer 
der  freien  Lehrgegenstände  an  Staats-Mittelschulen  finde  ich  behufs  einer  gleich 
artigen  Ausführung  der  §§.  5  und  6  der  Verordnung  vom  19.  April  d.  J.,  Z.  3603. 
zu  eröffnen,  dass  Ansprüche  auf  Remunerationen  nur  in  jenen  Fällen  als  begründet 
aneusehen  sind,  wo  der  Unterricht  in  einem  freien  Lehrgegenstande  als  entschie- 
denes Bedtlrfniss  nachgewiesen,  und  der  Unterricht  von  einem  Lehrer  ertheitt 
worden  ist,  dessen  Lehrbefähigung  für  dieses  Fach  ausser  Zweifel  steht. 

Nr.  118. 

Eriass  des  Ministers  fflr  Cirttus  und  Unterriclit  vom  1.  August  1B70, 

Z.  7522, 

an  den  Statthalter  in  Mähren, 
(aus  Anlass  eines  speciellen  Falles) 

betreffend  die  Geltung  der  auf  Grund  des  kaiserl.  Patente»  vom  5.  November 
1866^  R.  G.  Bl.  Nr.  195^  über  die  Leiehenbestattung  erflossenen  T orschriften. 

Der  Herr  Minister  des  Innern  hat  mir  denBericht^  welcher  von  Euer  .... 
über  die  von  dem  fUrsterzbischöflichen  Consistorium  in  Olmütz  in  Sachen  der  Leichen- 
bestattung  angeregten  Gontroversen  erstattet  wurde,  zur  Erledigung  abgetreten. 

Es  kömmt  hiebei  auf  die  Lösung  der  von  dem  genannten  Consistorium  aufge- 
worfenen Frage  an,  ob  durch  den  Artikel  12  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  49,  tiber  die  interconfessionellen  Verhältnisse  der  Staatsbürger  der  Bestand 
der  seit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  5.  November  1855^  R.  G.  Bl.  Nr.  95,  über 
die  Leiehenbestattung  erflossenen  Vorschriften  alterirt  sei,  oder  ob  es  noch  derzeit 
dem  Gesetze  entspreche,  wenn  auf  katholischen  Friedhöfen  nicht  nur  für  die 
Bestattung  von  nichtkatholisehen  Christen,  sondern  auch  solchen  Katholiken,  die 
zu  Folge  des  Kirchengesetzes  des  kirchlichen  Begräbnisses  nicht  theilhaft  werden 
sollen,  eigene  Begräbnissplätze  ausgesondert  werden. 

In  Betreff  dessen  habe  ich  die  Ehre  Euer im  Einvernehmen  mit 

dem  Herrn  Minister  des  Innern  zu  eröflhen,  dass  d^r  Annahme,  als  seien  die 
erwähnten  Vorschriften  durch  die  Staatsgrundgesetze  nicht  berührt  worden,  ins- 
besondere in  der  Richtung  nicht  stattgegeben  werden  könne,  dass  die  Regienmg* 
noch  jetzt  zu  der  Ausführung  der  in  Rede  stehenden  Vorschriften  mitzuwirken 
hätte.  Es  liegt  ohne  Zweifel  im  Sinne  des  Artikels  14  des  Staatsgrundgesetzes 
über    die  allgemeinen  Reehte  der  Staatsbürger  vom  21.  December  1867,  R.-0. 
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Bl.  Nr.  142,  dass  die  Regierung  die  staatliehe  Zwangsgewalt  zur  Vollziehung  von 
confessionellen  Vorsehriften  irgend  einer  im  Staate  bestehenden  Kirche  oder 
Religionsgesellschaft  nur  in  der  durch  das  Gesetz  fllr  zulässig  erkannten  Weise 
in  Anwendung  bringen  könne.  Eine  bürgerliche  Vorschrift  aber,  durch  welche  die 
Organe  der  Staatsgewalt  berechtigt  würden ,  zwangsweise  vorzugehen,  damit  der 
Leichnam  eines  Katholiken  aus  dem  Grunde,  weil  ihm  die  kirchlichen  Obern  das 
kirchliche  Begräbniss  versagen,  nicht  in  der  Reihe  seiner  Religionsgenossen,  son- 
dern auf  einem  abgesonderten  Platze  bestattet  werde ,  besteht  gegenwärtig  nicht. 
Diess  vorausgesetzt,  kann  ich  auch  nicht  einräumen,  dass  derMinisterialerlass  vom 
21.  Mai  1856,  Z.  774-C.u.U.,  betreffend  die  Beerdigung  der  Leichname  nicht 
katbolisoher  Personen  auf  katholischen  Friedhöfen,  durch  das  Gesetz  vom  25.  Hai 
1868,  R  G.  Bl.  Nr.  49,  unberührt  geblieben  sei,  weil  es  dermalen  im  Sinne  der  Staats- 
grundgesetze der  Regierung  nicht  gestattet  ist,  auf  die  Ausführung  von  Verfügungen 
Einflnss  zu  nehmen,  welche,  wie  der  bezogene  Ministerialerlass,  auf  einer  confessio- 
nellen Basis  beruhen.  Wenn  nun  die  Regierung  in  imperativer  Weise  nicht  dahin 
wirken  kann,  dass  nicht  katholische  Personen  in  den  Fällen  des  Artikels  12  des 
Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  49,  auf  katholischen  Friedhöfen  nicht  in 
der  sie  treffenden  Reihe,  sondern  auf  einem  abgesonderten  Platze  des  Friedhofes 
beerdigt  werden,  so  ist  dies  um  so  weniger  bezüglich  jener  katholischen  Personen 
zulässig,  denen  ihre  kirchlichen  Obern  das  kirchliche  Begräbniss  versagen. 

Das  fttrsterzbischöfliche  Consistorium  in  Olmütz  wirddenmach  das  Zuthun  der 
Regierung  zur  Ausführung  der  dort  über  das  kirchliche  Begräbniss  im  Jahre  1857 
erlassenen  confessionellen  Anordnungen  nicht  zu  erwarten  haben,  weil  es  nach  den 
Staatsgrundgesetzen  nicht  angeht,  dass  die  Regierung  die  Befolgung  kirchlicher 
Vorschriften  erzwinge,  wobei  sie  es  übrigens  nicht  hindert,  dass  die  kirchlichen 
Organe  durch  Anwendung  der  ihnen  eigenthümlichen  Mittel  die  Vollziehung  sol- 
cher Vorschriften  anstreben,  wenn  nur  dabei  hinsichtlich  der  Leichenbestattnng 
die  Grenzen  einer  anständigen  Leichenbestattung  eingehalten  werden,  indem  eine 
solche  nicht  katholischen  Persdnen  auf  katholischen  Friedhöfen  gesetzlich  ver- 
bürgt ist,  sonach  um  so  weniger  den  Katholiken  verkümmert  werden  darf. 


Der  Minister  für  Cnltns  und  Unterricht  hat  der  Privat-MfidchenlehransUlt  der  Josepbine 
LwowBkyin  Prag  das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entscbliessung  Tom 
1.  Augast  d.  J.  die  Systemisimng  einer  zweiten  ordentlichen  Lehrkanzel  der  Chemie  an  der 
Universität  zu  Wien  aUergnädigst  zu  genehmigen,  und  die  bereits  erledigte  Lehrkanzel  dieses 
Faches  dem  Professor  der  Chemie  an  der  mediciniscli-chirurgischen  Josephs-Akademie, 
Dr.  Franz  Schneider,  ferners  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  7.  August  d.  J.  die  neu 
creirte  Lehrkanzel  dem  ordentlichen  Professor  der  Chemie  an  der  Universität  in  Prag,  Regie- 
ningsrathe  Dr.  Friedrich  Rochleder,  aUergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
4.  August  1.  J.  dem  Schulrathe  und  Inspector  der  Mittelschulen,  Andreas  Osk  ard  in  Lemberg, 
in  Anerkennung  seiner  treuen  und  vorzfigliehen  Dienstleistung  das  Ritterkreuz  Allerhöchst 
ihres  Franz  Josephs  Ordens  aUergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

49 
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Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  £ntsehHessung  vom 
IG.  August  d.  J.  in  Anerkennung  vieljährigen,  eifrigen  und  erspriesslichen  Wirkens  im  Schul- 
fache  den  Oberlehrern  Dominik  Kohl  zu  Retz  in  Niederösterreich  und  GeorgNussbaumcr 
zu  Weier  in  Oberösterreich  das  goldene  Verdienstkreuz,  ferner  den  Lehrern  Joseph  Palm  zu 
Tschersing und  Thaddäus  Rybicka  zuKydlin  in  Böhmen,  dem  Musterlehrer  Johann  Lohner 
zu  Leobersdorf  und  dem  Lehrer  Johann  Nowratll  zu  Prellenkirchen  in  Niederösterreich, 
endlich  dem  Lehrer  Joseph  Walde k  zu  Steinbach  in  Oberösterreich  das  silberne  Verdienst- 
kreuz mit  der  Krone  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 


Der  Minister  fflr  Cultns  und  Unterricht  hat  dem  Dr.  Joseph  Zh  i  shman,  Professor  des 
orientalischen  Kirchenrechtes  an  der  Wiener  Hochschule  zum  Prüfnngscommissär  für  kanoni- 
sches Recht  bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfungscommission  in  Wien  ernannt 

Der  Minister  Air  Cuitus  und  Unterricht  hat  eine  am  zweiten  Staatsgymnasium  in  Teschen* 
erledigte  Lehrstelle  dem  gewesenen  Lehrer  am  ungarischen  Gymnasium  in  Leutschau,  Carl 
Kolbenheyer  verliehen. 

Der  Minister  für  Cuitus  und  Unterricht  hat  den  Ingenieur  bei  der  österreichischen  Nord- 
westbahn, Joseph  Weiner,  zum  Adjuncten  bei  der  Lehrkanzel  fUr  Maschinenbau  am  poly- 
technischen Institute  in  Wien  ernannt. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  dem  k.  k.  Josephstädter  Gymnasium  in  Wien  sind  mit  Beginn  des  Schuljahres 
1870/1  folgende  Lehrstellen  zu  besetzen : 

Vier  Lehrstellen  für  das  Gebiet  der  classlschen  Philologie  und  beziehungsweise  in  Vor- 
bindung mit  philosophischer  Propädeutik. 

Eine  Lehrstelle  für  deutsche  Sprache  und  Literatur  in  Verbindung  mit  Geographie  und 
Geschichte. 

Zwei  Lehrstellen  für  Mathematik  und  Physik  in  den  oberen  Classen  in  Verbindung  mit 
Naturgeschichte. 

Mit  diesen  Stellen  sind  die  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  46)  nor- 
mirten  Bezüge  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  bis  5.  September  d.  J.  im 
Dienstwege  bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Wien  einzubringen. 

InSüssenbach  (Niederösterreich)  ist  der  Posten  eines  Personalunterlehrers  mit  einer 
Dotation  von  jährlichen  150  fl.  ö.  W.  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Posten,  welche  das  Lehrbeföhigungszeugniss  besitzen,  haben  ihre 
gehörig  belegten  Gesuche  bis  31.  Au  gnst  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Waid- 
hof en  a.  d.  Thaya  zu  überreichen. 

An  der  Volksschule  zaKlein-Mohrau  (Mähren)  mit  deutscher  Unterrichtssprache  ist 
die  Stelle  des  Personalunterlehrers,  mit  welcher  eine  Besoldung  jährlicher  180  fl.  ö.  W.  nebst 
Quartier  und  Brennmateriale  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche,  und  zwar 
jene  aus  fremden  Schulbezirken  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Schnlbehörde,  bis  Ende  August 
d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Schönberg  einzubringen. 

Bei  der  zweidassigen  Volksschule  in  Wildschütz  (Schlesien)  ist  die  Unterlehrersstelle 
zn  besetzen. 
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Bewerber  um  diese  StellC)  mit  welcher  eii>  Gehalt  von  200  fi.  und  Naturalwohnung  ver- 
bunden ist|  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  mit  dem  Nachweise  ihres  Alters,  ihrer 
Bef&hignng  und  bisherigen  Verwendung  documentirten  Gesuche  bis  22.  September  d.  J.  bei 
der  k.  k.  Bezirkshauptroannschaft  in  Frciwaldau  einzubringen. 

Vom  1.  Oetober  1.  J.  an  kommt  im  Markte  Steinaki rohen  (NiederÖsterreich)  eine 
Unterlehrersstclle  provisorisch  zu  besetzen. 

Bewerber  um  dieselbe  wollen  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  bis  15.  Septcmbe  r  I.  J. 
bei  der  Bezirkshauptmannschaft  Scheibbs  einreichen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  zu  Buchbergsthal  (Schlesien)  ist  die  Stelle  des 
Lehrers  mit  dem  Gehalte  jährlicher  210  fl.  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  documentirten  Gesuche  im  Wege  der  vorgesetzten 
Bezirksschulbehörde  bei  dem  Gemeinde  vorstände  Buchbergsthal  bis  20.  September  1.  J. 
einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Loukow  r3Iähren)  mit  böhmischer  Unterrichtssprache  ist  eine 
Unterlehrersstclle  zu  besetzen,  mit  welcher  ein  Gehalt  jährlicher  50  fl.  ö.  W.,  dann  freier 
Wohnung  mit  freier  Kost  und  Wäsche  bei  dem  Lehrer  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  den  Sitten-,  Befähi- 
gungs-  und  Verwendungszeugnissen  versehenen  Gesuche  bis  31.  August  d.  J.  bei  der  k.k. 
Bezirkshauptmannsohafc  in  Holleschau  zu  tlberreichen. 

An  der  exponirten  Gehilfen  Station  in  K I  o  i  n  -  G 1  o  c  k  e  r  s  d  o  r  f  ist  die  Unterlehrersstelle 
mit  dem  Gehalte  jährlicher  157  fl.  50  kr,  uud  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  dieae  Stelle  haben  ihre  eigenhäneig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen über  ihr  Alter,  ihre  bisherige  Verwendung  und  Beschäftigung  bis  16.  September  1.  J. 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzubringen. 

• 

An  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Spalato,  woselbst  die  italienische  Sprache  Unterrichts- 
sprache ist;  sind  zwei  Lehrstellen  unbesetzt,  nämlich : 

aj  eine  ftlr  Geographie,  Geschichte  und  die  slavische  Sprache; 
öj  die  andere  fiir  die  slavische  und  italienische  Sprache. 

Mit  jeder  dieser  Lehrstellen  ist  der  Jahresgchalt  von  800  fl.  ausser  den  mit  dem  Gesetze 
vom  9.  April  1870  festgesetzten  Quinquennalzulagen  verbunden. 

Die  Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Einschreiten  im  Wege  ihrer  unmittelbar  vorge- 
setzten Behörden  einzureichen  und  hierbei  ihr  Alter,  ihren  Geburtsort,  die  zuiiickgelegten 
Studien,  die  allenfalls  schon  geleisteten  Dienste  und  vor  Allem  die  vorschriftsmässige  Lehr- 
befahigung  für  eine  der  obigen  Gruppen  von  Gegenständen  documentai-isch  nachzuweisen. 
Der  Concurs  bleibt  bis  15.  September  d.  J.  eröfi^et. 

Am  k.  k.  Obergymnasium  in  Spalato,  woselbst  die  itaÜenische  Sprache  Unterrichts- 
sprache ist,  sind  folgende  drei  Lehrstellen  unbesetzt : 

aJ  eine  für  classischc  Philologie  und  italienische  Sprache ; 

bj  eine  für  classische  Philologie  und  deutsche  Sprache ; 

c)  eine  für  classischc  Philologie  und  philosophische  Prodädeutik. 

Mit  jeder  dieser  Lehrstellen  ist  ein  Jahresgehalt  von  800  fl.  ausser  den  im  Gesetze  vom 
i\  April  1870  festgesetzten  Quinquennalzulagen  verbunden. 

Die  Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Einschreiten  im  Wege  ihrer  unmittelbar  vor- 
gesetzten Behörden  einzureichen  und  hierbei  ihr  Alter,  ihren  Geburtsort,  die  zurückgelegten 
Studien,  die  allenfalls  schon  geleisteten  Dienste  und  vor  Allem  die  vorschriftsmässige  Lehr- 
beflhigung  für  eine  deroberwfihnten  Gruppen  von  Gegenständen  documentarisch  nachzuweisen. 
Der  Conours  bleibt  bis  10.  September  d.  J.  eröfitaet. 
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An  der  k.  k.  Unterrcalschule  in  Zar  a,  woselbst  Unterriclitssprach«  die  italienisch«  ist^ 
sind  folgende  zwei  Lehrstellen  unbesetzt: 

aj  eine  Lehrstelle  für  Geographie,  Geschichte  und  eine  der  beiden  Landessprachen,  entweder 

Italienisch  oder  Illyrisch ; 
b)  für  Geometrie,  geometrisches  Zeichnen  und  Architectur. 

Mit  jeder  dieser  Lehrstellen  ist  der  Jahresgehalt  von  800  fl.  und  eine  Localzulage  jähr- 
licher 150  fl.,  ausser  den  im  Gesetze  vom  9.  April  1870  bestimmten  Quinquennalzulagen  ver- 
bunden. 

Die  Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Einschreiten  im  Wege  ihrer  unmittelbar  vor- 
gesetzten Behörden  einzureichen  und  hierbei  ihr  Alter,  ihren  Geburtsort,  die  zurückgelegten 
Studien,  die  allenfalls  schon  geleisteten  Dienste  und  vor  Allem  die  vorsohriftsmiissige  Lehr- 
befahigung  für  eine  Gruppe  der  obigen  Gegenstände  documentarisch  nachzuweisen. 

Der  Concurs  bleibt  bis  10.  September  d.  J.  eröffnet 

An  der  einclassigen  Volksschule  zuSipbachzell  (Oberösterreicb)  ist  die  Lehrersstelle 
definitiv  zu  besetzen.  Mit  dieser  Stelle  ist  ausser  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von 
600  fl.  ö.  W.  verbunden,  \velcher  von  dem  Zeitpnncte  der  ersten  definitiven  Anstellung  als 
Lehrer  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Beichsrathe  vertretenen  Länder  bis  zum 
vollendeten  20.  Dienstjahre  von  5  zu  5  Jahren  um  50  fl.  jährlich  erhöht  wird. 

Weiters  kommt  an  der  zweicIassigen  Volksschule  zu  Ncuhofen  die  Unterlehrersstelle 
definitiv  zu  besetzen.  Mit  dieser  Stelle  ist  ausser  der  freien  Wohnung  ein  J»hrc8gehalt  von 
400  fl.  ö.  W.  verbunden,  und  beginnend  mit  dem  Zeitpunote  der  ersten  definitiven  Anstellung 
als  Untcrlehrer  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  König* 
reiche  und  Länder,  bis  zum  vollendeten  20.  Dienstjahre  von  5  zu  5  Jahren  eine  GehaltserhöhuDg 
jährlicher  25  fl.  ö.  W. 

Die  Bewerber  um  diese  Posten  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  30.  Sep- 
tember 1.  J.  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirkssohulrathe 
für  den  Landbezirk  Steyr  einzubringen. 

An  den  Wiener  Communal- Volksschulen  werden  zeitliche  Aushilfslehrcr  benöthlget. 

Der  Jahresgehalt  eines  solchen  beträgt  250  fl.  ö.  W.  und  wird  derselbe  auf  die  Dauer  der 
Verwendung  gezahlt. 

Diejenigen  für  das  Lehramt  an  den  Wiener  Schulen  befähigten  Lehrer,  welche  solche 
aushilfsweise  Dienste  zu  leisten  beabsichtigen,  für  deren  Daner  übrigens  keine  Gewähr  geleistet 
werden  kann,  wollen  sich  im  Schuldepartement  des  Wiener  Magistrates  vormerken  lassen. 

An  der  zweicIassigen  Volksschule  St.  Oswald  bei  Freistadt  und  an  der  einclassigen 
Volksschule  in  Waxenburg  (Oberösterreich)  sind  Lehrersstellen  in  Erledigung  gekommen. 
Mit  jeder  derselben  ist  ausser  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von  600  fl.  verbunden, 
welcher  von  dem  Zeitpnncte  der  ersten  denifitiven  Anstellung  als  Lehrer  an  einer  öffentlichen 
Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  bis  zum  vollendeten  20.  Dienstjahre 
von  5  zu  5  Jahren  um  50  fl.  jährlich  erhöht  werden  wird. 

Die  Bewerber  um  diese  Posten  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  22.  S  e  p- 
tember  d.  J.  entweder  unmittelbar,  oder  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  des  vor- 
gesetzten k.  k.  Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Freistadt  einzubringen. 

An  der  dreiclassigen  Volksschule  idLeonfelden  und  an  der  zweicIassigen  Volksschule 
inKönigswiesen  (Oberösterreich)  sind  die  Oborlehrersstellen  erledigt 

Die  Bezüge  jeder  dieser  Schulstellen  bestehen  in  freier  Wohnung  und  700  fl.  Gehalt, 
welcher  letztere  vom  Zeitpuncte  der  ersten  definitiven  Anstellung  als  Lehrer  an  einer  öffent- 
lichen Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  bis  zum  vollendeten  20.  Dienst- 
jähre  von  5  zu  5  Jahren  mit  50  fl.  jährlich  erhöht  werden  wird. 

Die  documentirten  Bewerbungsgesuehc  sind  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirks- 
schulrathes bis  22. Septem  b  er  d.J.  bei  dem  k«k. Bezirksschulrathe  in  Freistadt  einzubringen. 
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An  der  einclasüigen  Volksschule  in  Neu  Kirchen  bei  Lambach  (Oberösterreich)  ist  die 
Lehrersstelle  defioitiv  zu  besetzen.  Mit  derselben  ist  nebst  der  freien  Wohnnng  ein  Jahres- 
gehalt  von  600  fl.  verbanden,  wozu  noch  die  gesetzmässige  Gehaltserhöhung  von  5  zu  5  Jahren 
um  50  fl.  bis  zum  vollendeten  20.  Jahre  der  Dienstleistung  kommt 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  24.  September  d.  J.  im  Wege  der 
vorgesetzten  Bezirkssohnlrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Wels  einzubringen. 

An  den  städtischen  Volksschulen  zu  Graz  ist  mit  1.  October  d.  J.  eine  Unterlehrersstelle 
mit  dem  Gehalte  von  400  fl.  und  den  gesetzlichen  Quinquennalzulagen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  mit  Taufschein,  Studien-  und  Lehrbefiihi- 
gungszeugnissen  belegt,  binnen  16.  September  d.  J.  dem  Stadtschalrathein  Graz  einzu- 
bringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Attnang  ist  die  Lehrersstelle  definitiv  zu  besetzen. 

Mit  derselben  ist  nebst  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von  600  fl.  verbunden,  wozu 
noch  die  gesetzmiissige  Gehaltserhöhung  bis  zum  vollendeten  20.  Jahre  der  Dienstleistung  kommt. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  T.September  d.  J.  im  Wege  des 
vorgesetzten  Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Vöcklabrnck  einzubringen. 

Im  Schulbezirke  Vö  ck lab  ruck  sind  nachbenannte  Lehrersstellen  definitiv  zu  besetzen: 
Obcrlehrersstelle  an  den  einclassigen  Volksschulen  zu  Ampflwang,  Niederthalheim, 
Ptichkirchen,  und  an  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  Neukirchen,  jede  mit  einem 
Jahresgehalte  von  600  fl.  -,  die  Oberlehrersstelle  an  der  dreislassigen  Volksschule  zu  S  c  h  w  a- 
nenstadt  mit  einem  Jahresgehalte  von  700  fl.;  die  Oberlehrersstelle  an  der  dreiclassen  Volks- 
schule zuFrankenbnrg  mit  einem  Jahresgehalte  von  800  fl.,  endlich  die  zweite  Lohrersstelle 
an  der  dreidassigen  Volksschule  zu  Mondsee  mit  einem  Jahresgehalte  von  700  fl. 

Mit  jeder  dieser  Stellen  sind  die  freie  Wohnung  und  die  gesetzmässige  Gehaltserhöhung 
bis  zum  vollendeten  20.  Jahre  der  Dienstleistung  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  Gesuche,  unter  Nachweisung  ihrer  Befähigung  für  diese  Stellen, 
bis  25.  September  d.  J.  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirks- 
schulrathe in  Vöcklabrack  einzubringen. 

Am  k.  k.  deutschen  Gymnasium  in  01m fitz  ist  eine  Lehrersstelle  für  Mathematik  und 
Physik  mit  den  systemmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  dieselbe  haben  ihre  vorschriffcsgemäss  instruirten Gesuche  bis  zum  15.  Sep- 
tember 1.  J.  im  Dienstwege  bei  dem  k.  k.  mährischen  Landesschulrathe  einzubringen. 


Verfügungen, 

betreffend  Lehrbfieher  und  Lehrmittel. 

P  i  B  k  0 ,  Dr.  Fr.  Jos.  Die  Physik  ftlr  Obergymnasien.  Von  Prof.  Dr.  Fr.  Jos.  Pisko 
in  Wien.  Zweite  umgearbeitete  Auflage.  Brttnn,  1869.  Bei  C.  Winniker.  (Preis 
3  fl.  20  kr.  ö.  W.) 

Mit  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom  8.  August  1870,  Z.  7617, 
wurde  diese  Auflage  zum  Unterrichtsgebrauche  an  den  deutschen  Obergymnasien  und  Real- 
Obergymnasien  allgemein  zugelassen. 

Majer^  Dr.  Anton.  Fysika  pro  vyäSf  Skoly  od  .  .  .  Prag,  1870.  Im  Selbst- 
verlage des  Verfassers.  8.  (Preis  eines  broschirten  Exemplares  3  fl.  ö.  W.) 

Mit  dem  Ministerialerlasse  vom  14.  August  1870,  Z.  7858,  zum  Unterrichtsgebrauche  in 
den  oberen  Classen  der  Mittelschulen  mit  böhmischer  Unterrichtssprache,  jedoch  unter  der 
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Bedingung  allgemein  zugelassen,  dass  in  den  durch  den  Selbstverlag  abgesetzten  und  in  den 
buchhändlerischen  Verkehr  gelangenden  Exemplaren  des  Baches  die  Vorrede  beseitiget  wird. 

Die  Lehrer  der  allgemeinen  Volkßschule  werden  auf  das  in  Rudolf  Lecbner's 
Verlag  in  Wien  erschienene  Zeichnnngs werk  des  Dr.  Franz  K.  Hillardt,  betitelt: 
„die  kleinen  Zeichner",  vier  Hefte  k  60  kr.,  anfinerksam  gemacht. 

Gleiches  ist  der  Fall  mit  Anton  Mo  rawek's  „Systematischen  Zeichnenschule^. 
Pilsen,  bei  Carl  Maasch.  (Preis  eines  Exemplares  mit  deutsehem  oder  böhmischen 
erläuternden  Texte  1  fl.) 

(ü.  M.  Z.  5780.) 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  der  k.k.  Landesschulbebörden 
für  Mähren  und  Schlesien 

Dr.  Franz  Joseph  Kretschmeyer's  „Deutsches  Lesebuch  fttr  die  drei  ober- 
sten Classen  an  höheren  Töchterschulen,  achtclassigen  Bürgerschulen  für  Mädchen 
und  verwandte  Lehranstalten^.  Band  L  und  IL  Brttnn,  1869.  A.  Hauptmannes 
Buchhandlung  (Preis  je  90  kr.) 

zum  Lchrgebranche  an  den  oberen  Classen  von  Mädchenschulen  zugelassen.  (U.M.Z.570(>.) 


— 1     -j    1-  ri 


Fi*iva;t--A.iizeiireii 


Frager  Handelsakademie. 

Das  nächste  Studienjahr  beginnt  am  1.  Octo her  d  J.  Die  definitiven  liüneielirei- 
bunten  finden  bereits  vom  *20.  September  an  bei  der  unterzeichneten  Diroction  statt,  von 
welcher  auch  die  ausführlichen  Prospeote  jederzeit  gratis  zu  beziehen  sind.  Die  absol- 
virten  Schüler  haben  die  Berechtigang  zum  einjährigen  freiwilligen  Militärdienste. 

Prag,  den  1.  August  1870. 

Im  Auftrage  des  Yerwaltnngsrathes : 

Der  Director : 


•»■^  fi^ 


I «  .-    :.  M       .  .-_  .^.-   j 


Ooncurs-AuBschreibung. 

An  der  steierra.  landsch.  Obcrrcalschiile  zu  Graz  ist  die  Stelle  eines  Supplenten  für  dar- 
stellende Geometrie  und  Arithmetik,  ferner  die  Stelle  eines  Assistenten  flkr  das  Lehrfach  des 
geometrischen  Zeichnens  erlediget. 

Mit  ersterer  ist  voriäufig  die  bisher  übliche  Supplcntcngebühr  von  jähriichen  504  fl.  6.  W.» 
mit  letzterer  eine  Jahresreniuneration  von  400  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Bewerber  inn  die  eine  oder  die  andere  dieser  Stellen  haben  ihre  an  den  steierm.  Landes- 
ausschuss  stilisirten  Gesuche  bis  .OO.August  I.  J.  bei  der  Direction  der  steierm.  landschaft- 
lichen Oberrealschule  einzureichen. 

Graz,  am  6.  August  1870. 

Vom  steierm.  Landesaussohasse« 
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Im  Verlage  von  L.  W.  SeUel  St  Sohn  in  Wien  ist  soeben  erschienen : 

Deutsches  Lesebuch 

für  die 

österreichischen  Mittelschulen. 

Von 

Theodor  Vernaieken. 

Vierter  Tbeil   fUr  die  vierte  Classe. 

Prois  1  li. 

Dieser  Band  flir  die  neu  ins  Leben  tretende  vierte  riassc  zusammengestellt,  wird  gewiss 
den  Herren  Professoren  erwünscbt  sein. 

Wir  sind  gerne  bereit,  denjenigen  Herren,  welche  die  Einführung  beabsichtigen,  diesen 
sowie  die  in  neuen  Auflagen  erschienenen  drei  ersten  Bünde  zur  Verfügung  zu  stellen. 


aee 


In  der  k.  k.  Hof-  and  Staatsdmekerel  In  Wien  ist  erschienen  und  durch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

FttsiXLger,  Leopold  Joseph,  wissenschaftlich  populäre  Naturgeschichte  derSSugethiere  in  ihren 
simmtUchen  Hauptformen.  Nebst  einer  Einleitung  in  die  Naturgeschichte  überhaupt  und  in 
die  Lehre  von  den  Thieren  insbesondere.  Ein  Hilfsbtich  filr  Lehrer,  gr.  8.  brosch.  6  Bände 
k  50  kr.,  complet  3  fl. 

wissenschaftlich  populäre  Naturgeschichte  der  Vögel.  Band  I.  II.  gr.  8.  brosch. 

pr.  Band  k  50  kr.  (nicht  vollständig). 
Obige  Naturgeschichte  der  Saugethiere  ist  nach  den  neuesten  naturgeschichtlichen 
Forschungen  in  leicht  verständlicher  und  höchst  unterhaltender  Manier  durchgeführt.  Der 
Verfiuser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  vorzüglich  die  Lebensweise  und  den  ganzen 
Haushalt,  mithin  die  eigentliche  Naturgeschichte  der  Saugethiere  in  grösster  Vollständig- 
keit darzustellen. 

Die  praktische  Idee,  nicht  nur  für  Lehrer  und  Lehranstalten  ein  naturgeschichtliches 
Handbuch,  sondern  auch  Jeder  Familie  eine  äusserst  anziehende  und  belehrende  Lecture 
zu  verschaffen,  ist  dem  Ver&sser  hier  in  jeder  Weise  gelungen.  Der  unglaublich  billige 
Preis  von  3  fl.  für  6  starke  Bände  oder  191  Bogen  macht  dieselbe  jeder  Schule  und  jeder 
Fanülie  zugänglich. 

Dasselbe  günstige  Urtheil  haben  wissenschaftliche  Fachmänner  über  die  beiden  Bände 
der  Naturgeschichte  der  Vögel  abgegeben,  welche  zwar  kein  abgeschlossenes  Ganzes 
bilden,  aber  des  gediegenen  Inhaltes  und  des  enorm  billigen  Preises  wegen  immerhin  eine 
sehr  interessante  und  belehrende  Unterhaltung  für  Jedermann  bieten. 

Bilder-Atlas  zur  wissenschaftlich-populären  Naturgeschichte  der  Wirbelthiere.  Quart-Format. 
Der  ganze  Atlas  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  ausgeführten  Blättern  und  kostete 
complet  früher  126  fl.  —  jetzt  nur  mehr  GO  fl. 

Hieraus  ist  auch  zu  haben: 

Bilder- Atlas  der  Saugethiere,  in  11  Heften,  früher  34  fl.  65  kr.  ~  jetzt  18  fl. 

„   Vögel,  in  14  Heften,  früher  44  fl.  10  kr.  —  jetzt  20  fl. 

„   Fische,  in  6  Heften,  früher  18  fl.  90  kr.  —  jetzt  10  fl. 

„              „    Amphibien,  in  9  Heften,  früher  28  fl.  35  kr.  —jetzt  12  fl. 

Jedes  einzelne  Heft  enthält  9  bis  12  Blätter,  kostete  früher  3  fl.  15  kr.  —  jetzt  nnr  2  fl. 

Hierzu  als  erläuternde  Beigabe : 

Kurser  erläuternder  Text  sum  Bilder-Atlas  der  wissenschaftlich-populären  Natur- 
geschichte der  Wirbelthiere  von  Dr.  M.  Wretschko,  k.  k.  Professor  der  Naturgeschichte  am 
akademischen  Gymnasium  zn  Wien.  Gross-Qnart.  br.  X  fl* 
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Man  bittet,  diese  Anzeige  nicht  unberflclcsiclitigt  zu  iassen ! 


In  der  k.  k.  Hof^  und  Staatsdimokerei  in  '^^len  ist  soeben  erschienen  nnd 
wird  gratis  abgegeben: 

werthvoller, 

im  Preise  aosseroMich  ermässigter 


aus  dem 


Verlage  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdnickerei 


in 


Dieses  Verzeichniss  enthfilt  Werke  aus  allen  Fächern  der  Literatur  und  Kunst,  welche 
sowohl  in  Bezug  auf  wissenschaftlichen  Inhalt,  als  auch  artistische  Ausstattung  hervorragen. 

Die  einzelnen  Artikel  sind  im  Preise  nanmehr  bis  auf  die  HUfte^  Zum  Theil 
sogar  «uf  den.  fQnften  Theil  des  friilieren  Verkaufspreises  herabgesetzt, 

»onach  Jedermann  leicht  zugänglich  gemacht. 

Wir  sind  aberdiess  in  der  Lage,  öflTentlicheii  Lehranstalten^  Instituten^  Biblio- 
theken bcidirecten,  frankirten,  schriftlichon  Bestellungen,  denen  der  entsprechende  Geld- 
betrag sogleich  beigelegt  wird,  einen  Nachlass  TOn  25  Percent  vom  Catalogsprelse  zu 
gewShren. 

Bestellungen  gegen  Postnachnahme  können  wir  nicht  effectuiren. 

Cataloge  stehen  auf  Verlangen  jederzeit  gratis  zu  Dienst 

Wien,  August  1870. 

VerUig  der  h.  h.  Hof^  und  Staatsdruckerei. 


In  der  k«  k«  Hof-  and  Staatsdmekerei  in  Wien  ist  erschienen  und  durch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Haadseichnnngen,  historische,  von  Job.  Nep.  Geiger,  mit  erklärendem  Texte  von  Gust 
Adolf  Schimmer.  Mit  90  Tafeln,  brosch.  5  fl. 

Wir  bieten  mit  diesem  prachtvollen  Album  jedem  Patrioten  und  Gesehichtsfreunde  eine 
herrliche  Rundschau  in  der  vaterländischen  und  auch  allgemeinen  Geschichte  in  ihrem 
Zusammenhange  dar.  Die  von  Johann  Nepomuk  Geiger  in  90  trefflichen  Umrissen 
meisterhaft  gezeichneten  Darstellungen  führen  jedem  Beschauer  die  interessantesten  und 
schönsten  Sagen  und  die  wichtigsten  geschichtlichen  Momente  der  Vorzelt  bis  auf  jene 
der  Gegenwart  vor  Augen.  Der  erklärende  Text  von  Gustav  Adolf  Schimmer  wechselt 
mit  dessen  anmuthiger  Prosa  und  mit  poetischen  ErgUssen  unserer  gefeiertsten  Dichter 
der  Neuzeit,  wie  Anastasius  Grün,  Halm,  Seidl,  Job.  N.  Vogl  und  Anderer.  Durch  dieses 
würdige  Zusammenwirken  wurde  es  ermöglicht,  eine  vaterländische  Gallerie  zu  schaffen, 
die  die  Liebe  zum  österreichischen  Vaterlande  mächtig  wecken  nnd  erheben  wird.  Der 
von  10  fl.  auf  5  fl.  ermässigte  Preis  macht  dieses  schöne  Album  der  grössten  Verbreitung 
so  würdig,  dass  es  in  keiner  Schule  und  in  keiner  Familie  fehlen  sollte. 

Aus  der  katt^lck-kVnigUohen  Hof-  und  Staattdruekerei. 


Jahrgang  1870.  Stück  XYII. 
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Nr.  119. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  20.  August 

1870,  Z.  7648  % 

womit  eine  Schul-  and  Unterrichtsordnung  für  die  allgemeinen  Volksschulen 

erlassen  wird, 

wirksam  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder ,  mit  Ausnahme  des  Königreiches 
Galizien  und  Lodomerien  sammt  dem  Grossherzogthnme  Krakau   und   der  Markgraf- 
schaft Istrien. 

Auf  Grund  des  §.  78  des  Reichsgesetzes  vom  14.  Mai  1869,  R.  6.  BI.  Nr.  62, 
und  nach  Einvernehmung  der  Landesschulbehörden  finde  ich  die  folgende  Schul- 
und  Unterrichtsordnung  für  die  allgemeinen  Volksschulen  unter  dem  Vorbehalte 
weiterer  Anordnungen,  welche  die  Erfahrung  und  der  Forttschritt  des  Volksschul- 
wesens als  erforderlich  erweisen  werden,  sowie  mit  Rücksicht  darauf,  dass  ein- 
zelne Landesgesetze  bezüglich  der  Volksschulen  noch  nicht  zu  Stande  gekommen 
sind,  provisorisch  zu  erlassen. 

Dieselbe  bat  mit  dem  Beginne  des  Schuljahres  1870-1  in  Wirksamkeit  zu 
treten. 

Strenayr  m.  p. 


•)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  105. 
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Schul-  und  Unterrichtsordnung 

für  die 

allgemeinen  Yolksschnlen. 


I.  Vom  Schulbesuche. 

§.  1 .  Die  Ortschulbehörde  (der  Ortssehulrath)  hat  dem  Leiter  der  Schule  behufs 
Ueberwachung  des  regelmässigen  Schulbesuches  acht  Tage  vor  Beginn  eines  jeden 
Schuljahres  ein  Vcrzeichniss  sämmtlicher  schulpflichtigen  Kinder  des  Schul- 
sprengels  zu  übermitteln.  Die  Landesschulbehörde  (der  Landesschulrath)  crlässt 
besondere  Vorschriften  darüber,  wie  die  schulpflichtigen  Kinder  zu  verzeichnen 
(conscribiren)  und-  in  Uebersicht  zu  halten  sind. 

Den  Eltern  oder  ihren  Stellvertretern  liegt  es  ob,  die  schulpflichtigen  Kinder 
an  einem  der  letzten  drei  Tage  vor  Beginn  des  Schuljahres  in  die  Schule  zu 
bringen  und  in  die  Liste  der  schulbesuchenden  Kinder  (die  Schulmatrik)  eintragen 
zu  lassen.  Eltern  oder  deren  Stellvertreter,  welche  dieser  Pflicht  nicht  nachkom- 
men, sind  von  dem  Leiter  der  Schule  der  Ortsschulbehörde  behufs  der  gesetzlichen 
Amtshandlung  namhaft  zu  machen. 

§.  2.  Die  Schulpflichtigkeit  beginnt  mit  dem  vollendeten  sechsten  Lebensjahre. 
Kinder,  welche  bei  Beginn  des  Schuljahres  zwischen  dem  fünften  und  sechsten 
Lebensjahre  stehen,  können  nur  mit  Bewilligung  der  Ortsschulbehörde  aufgenom- 
men werden.  Diese  Bewilligung  ist  nur  filr  Kinder,  welche  physisch  und  geistig 
reif  sind,  und  nur  insoweit  zu  ertheilen,  als  dadurch  die  gesetzliche  Schüler- 
anzahl  nicht  überschritten  wird. 

§.  3.  Kein  Kind  darf  olme  statthafte  Entschuldignngsgrüude  einzelne  »Stunden 
oder  Tage  der  gesetzlichen  Schulzeit  versäumen. 

Versäumnisse,  welche  binnen  acht  Tagen  nicht  genügend  entschuldigt  wer- 
den, sind,  wenn  deren  Grund  nicht  notorisch  ist,  als  unentschuldigt  anzusehen. 

§.  4.  Als  statthafte  Entschuldigungsgründe  sind  insbesondere  anzusehen: 

a)  Krankheit  des  Kindes; 

b)  Krankheit  der  Eltern  oder  Angehörigen,  wenn  diese  der  Pflege  des  Kindes 
erwiesener  Massen  nothwendig  bedürfen ; 

c)  schlechte  Witterung,  wenn  dadurch  den  Kindern  Gefahr  an  der  Gesundheit 
droht : 

dj  Ungangbarkeit  der  Wege. 

§.  5.  Wenn  bei  nachgewiesener  Armuth  der  Mangel  an  Bekleidung  den  Grund 
der  Schulversäumnisse  bildet,  so  hat  die  Ortsschulbehörde  dafür  Sorge  zu  tragen, 
(lass  dem  Bedürfnisse  durch  die  gesetzlich  dazu  Verpflichteten  sofort  abgeholfen 
werde. 

§.ü.  Jeder  Lehrer  ist  verpflichtet,  zurNachweisnng  der  Schulversäumnisse  mit- 
zuwirken, und  sämmtliche  Schulversänmnisse ,  die  entschuldigten  und  die  nicht- 
entschuldigten,  Tag  für  Tag  im  Classenbuche  genau  zu  verzeichnen.  Das  Ver- 
zeichniss  dieser  Sohulversäumnisse  ist  innerhalb  der  durch  das  Gesetz  für  die 
Revision  vorgeschriebenen  Frist  durch  den  Leiter  der  Schule  der  Ortsschulbehörde 
vorzulegen.  Die  Art  und  Weise,  wie  diese  Vorlage  geschieht,  wird  durch  die 
Landesschulbehörde  bestimmt. 

§.  7.  Die  Ortsschulbehörde  hat  unverzUglicli  die  Ursachen  der  Schulversäum- 
nisse über  deren  Statthaftigkeit  ein  Zweifel  obwaltet,  zu  untersuchen  und  gegen  die 


503 

säamigen  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  nach  den  gesetzlichen  Normen  Amt 
zn  handeln. 

n.  Von  der  Unterrichtszeit. 

§.  8.  Das  Schuljahr  dauert  46  Wochen.  In  der  Kegel  beginnt  dasselbe  in  der 
Zeit  vom  1.  September  bis  1.  November. 

Die  Volksschulen  in  Orten,  wo  sich  Mittelschulen  befinden,  haben  den  Unter- 
rieht gleichzeitig  mit  der  für  diese  festgesetzten  Unterrichtszeit  zu  beginnen. 

Für  alle  anderen  Oi-te  ist  der  Anfang  und  das  Ende  der  Untenichtszcit 
mit  Rücksicht  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  und  die  Beschäftigungsart  der  Ein- 
wohner von  der  Bezirksschulbehörde  (dem  Bezirksschulrathe)  festzusetzen,  der 
es  aus  denselben  Gründen  freisteht,  die  sechswöchentlichen  Hauptferien  innerhalb 
des  Jahres  zu  vertheilen. 

Ausnahmen  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  über  den  Anfang  des 
Schuljahres  können  von  der  Landesschulbehörde  bewilligt  werden. 

§.  9.  Die  Ferialtage  während  des  Schuljahres  werden  durch  die  Landesschul- 
behörde festgesetzt. 

§.  10.  An  allen  Tagen  des  Schuljahres,  welche  nicht  als  Ferialtage  bestimmt 
sind,  ist  Schule  zu  halten,  und  dürfen  von  der  Ortsschulbehörde  nur  bei  vorkom- 
menden ausserordentlichen  Gelegenheiten  höchstens  noch  drei  Ferialtage  während 
eines  Schuljahres  gewährt  werden. 

(Zusatz  für  Tirol  und  Vorarlberg :  Eine  zeitweilige  Befreiung  schulpflichtiger 
Kinder  vom  Schulbesuche  während  der  Sommermonate  kann  mit  Rücksicht  auf 
örtliche  und  andere  besondere  Verhältnisse  die  Landesschulbehörde  bewilligen). 

§.  11.  An  mehrclassigen  Schulen  hat  in  der  Regel  ein  ganztägiger  Unterricht 
stattzufinden,  nur  bei  einclassigen  Schulen  darf  im  Falle  des  §.  45  dieser  Schul- 
ordnung ein  Halbtagsunterricht  eingerichtet  werden. 

Die  Landesschulbehörde  hat  das  Recht,  ausnahmsweise  auf  begründete  An- 
träge der  Bezirksschulbehörden  auch  in  anderen  Fällen  einen  Halbtagsunterricht 
zu  bewilligen. 

§•  12.  Anfang  und  Dauer  der  täglichen  Schulzeit  sind  nach  Verschiedenheit 
und  Erforderniss  der  Umstände  auf  frühere  oder  spätere  Stunden  mit  Beachtung 
der  vorgeschriebenen  Stundenzahl  von  der  Ortsschulbchörde  festzusetzen. 

§.  13.  Die  Schulpflichtigkeit  dauert  bis  zum  vollendeten  vierzehnten  Lebens- 
jahre. 

Eine  Verkürzung  der  vorgeschriebenen  Schulzeit  (durch  Verminderung  der 
wöchentlichen  Lehrstundenzahl,  durch  Einschränkung  des  Unterrichtes  auf  das 
Winterhalbjahr,  durch  Einführung  von  Abendschulen  oder  abwechselnden  Werk- 
tagsschulen oder  in  einer  anderen  geeigneten  Weise)  ist  zeitweilig  nur  für  die  den 
zwei  letzten  Jahrcsstufen  angehörende  Schuljugend  auf  dem  Lande  zulässig.  Die 
nähere  Bestimmung  hierüber  steht  unter  Berücksichtigimg  einschlägiger  Wünsche 
und  Anträge  der  Orts-  und  Bezirksschulbehörden  der  Landesschulbehörde  zu. 

rZusatz  für  Görz-Gradiska :  Im  Sinne  dieser  Bestimmungen  sind  auch  die 
crforaerlichen  Anordnungen  von  dem  Landesschulrathe  fltr  jene  Schulsprcngel  zu 
treffen,  in  denen  die  Dauer  der  Schulpflichtigkeit  nach  §.  21  des  Landesgesetzes 
über  die  Enichtung  der  Schulen  auf  das  vollendete  zwölfte  Lebensjahr  einge- 
schränkt wird). 

m.  Von  der  Entlassuiig  aus  der  Schule. 

§.  14.  Nach  Vollendung  der  Schulpflichtigkeit  erhalten  Kinder,  welche  nach 
dem  Urtheile  des  Leiters  der  Schule  (an  mehrclassigen  Schulen  nach  dem  Urtheile 
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der  Lehrerconferenz)  die  vorgeschriebenen  nothwendigsten  Kenntnisse  (§.  21, 
alinea  2  des  Reichs- Volksscbulgesetzes  vom  14.  Mai  1869)  erworben  haben  und 
ans  der  Schule  zu  entlasBen  sind,  das  Eutlassungszeugniss,  wofttr  keine 
wie  immer  Namen  habende  Gebühr  (Taxe)  zu  entrichten  ist.  Im  Falle  der  Ver- 
weigerung dieses  Zeugnisses  sind  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  berechtigt,  bei 
der  Bezirksschulbehörde  um  die  Abhaltung  einer  Prüfung  anzusuchen. 

Das  Entlassungszeugniss  erhalten  auch  jene  Kinder,  denen  nach  §.  21, 
alinea  3  des  Reichs- Volksschulgesetzes  die  Entlassung  aus  der  Schule  vor  gänz- 
lich vollendeter  Schulpflichtigkeit  von  der  Bezirksschulbehörde  bewilligt  worden  ist. 

§.  15.  Kinder,  welche  das  Entlassungszeugniss  nicht  erlangen,  sind  ttber  das 
schulpflichtige  Alter  hinaus  zum  Schulbesuch  verpflichtet. 

Kinder,  deren  geistiger  oder  köi'perlicher  Znstand  nach  vollendeter  Schul- 
pflichtigkeit  erwiesenermassen  die  Erreichung  des  Zweckes  der  Volksschule  nicht 
mehr  erwarten  lässt,  erhalten  einAbgangszeuguiss,  in  welchem  auf  diesen 
Paragraphen  der  Schul-  und  Unterrichtsordnung  ausdrücklich  hinzuweisen  ist. 

§.  16.  Kinder,  welche  zu  Hause  oderiu  einer  nicht  mit  dem  Offentlichkeitsrecht 
ausgestatteten  Privatlehraustalt  Unterricht  erhalten  haben,  sind  verpflichtet,  am 
Ende  ihres  schulpflichtigen  Alters  sich  einer  Prüfung  an  einer  öffentlichen  Schule 
zu  unterziehen,  und  sich  hierüber  bei  der  Bezirksschulbebörde  jenes  Schulspren- 
gels,  in  welchem  sie  verzeichnet  sind  (§.  1),  auszuweisen. 

Für  die  Prüfung  ist  eine  Taxe  von  fünf  Gulden  österreichischer  Währung  zu 
erlegen,  welche  unter  die  Prüfenden  und  den  Leiter  der  Schule  zu  gleichen  Theilen 
vertheilt  wird.  Bei  erwiesener  Mittellosigkeit  kann  die  der  Schule  zunächst 
vorgesetzte  Schulbchörde  von  dieser  Taxe  ganz  oder  theilweise  dispensiren. 

§.  17.  Ausgenommen  von  der  Verpflichtung  zur  Erwerbung  eines  Entlassungs- 
zeugnisses sind  Kinder,  welche  in  dem  bezeichneten  Termine  eine  höhere  Schule  be- 
suchen, femer  solche,  denen  ein  geistiges  oder  schweres  körperliches  Gebrechen 
anhaftet,  und  die  aus  diesem  Grunde  auch  von  der  Verpflichtung ,  die  öffentliche 
Schule  zu  besuchen,  zeitweilig  oder  dauernd  durch  das  Gesetz  entbunden  sind. 

§.  18.  Das  Entlassungszeugniss  wird  von  dem  Leiter  der  Schule  ausgestellt 
und  an  mehrclassigen  Schulen  von  dem  Lehrer  der  obersten  Classe  mitgefertigt. 

Die  Namen  der  aus  der  Schule  entlassenen  Kinder  werden  in  ein  bei  der 
Oiisschulbehörde  aufzubewahrendes  Entlassungsbuch  eingetragen,  und  wird  die 
erfolgte  Entlassung  zugleich  in  der  Schulmatrik  angemerkt. 

§.  19.  Die  Entlassungszeugnisse  für  Kinder,  welche  eine  öffentliche  Volks- 
schule besucht  haben,  müssen  nebst  dem  vollständigen  Nationale  des  Schülers 
enthalten : 
aj  die  Dauer  des  Schulbesuches ; 

hj  das  Urtheil  über  das  sittliche  Verhalten  und  den  Fleiss  des  Abgehenden ; 
cj  das  Urtheil  über  die  Leistungen  in  den  einzelnen  Lehrgegenständen; 
dj  die  Erklärung ,  dass  hiemach ,  da  den  Anfordemngen  des  Gesetzes  Genüge 
geleistet  worden  ist,  die  Entlassung  aus  der  Schulpflichtigkeit  erfolgt  sei. 
Bei  den  Zeugnissen  der  Privatschüler  {%.  16)  hat  die  Angabe  der  Dauer 
des  Schulbesuches  und  das  ad  b)  erwähnte  Urtneil  zu  entfallen. 

§.  20.  Der  Schulbesuch  wird  mit  den  Worten :  sehr  fleissig,  fleissig,  minder 
fleissig,  nachlässig;  das  sittliche  Betragen  mit:  vollkommen  entsprechend,  ent- 
sprechend, minder  entsprechend ;  der  Fortgang  in  den  einzelnen  Lehrgegenständen 
mit:  sehr  gut,  gut,  mittelmässig,  ungenügend  bezeichnet. 

IV.  Von  der  Sohnlzucht 

§.21.  Das  Ziel  aller  Jugenderziehung  ist  ein  offener ,  edler  Charakter.  Zur 
Anbahnung  desselben  hat  der  Lehrer  auf  ein  wahrhaft  sittliches  Verbalten  der 
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Jugend,  auf  Pflicht-  und  Ehrgeftlhl,  auf  Gemeinsinn,  Menschenfrenndlichkeit  und 
Vaterlandsliebe  unausgesetzt  hinzuwirken.  Er  ist  berechtigt  und  Tcrpflichtet, 
hiezu  alle  gesetzlich  erlaubten  und  pädagogisch  bewährten  Mittel  in  Anwendung 
zu  bringen. 

§.22.  Jeder  Schuler  ist  insbesondere  zur  Reinlichkeit  und  Ordnung,  zum  pUnct- 
liehen  Gehorsam  und  anständigen  Betragen  anzuhalten. 

Die  Beinlichkeit  hat  sich  nicht  blos  auf  den  Körper  und  die  Kleider,  sondern 
auch  auf  die  Lehr-  und  Lernmittel,  die  Schulgeräthe,  die  Schulzimmer  und  übrigen 
Räume  des  Schulhauses  zu  erstrecken. 

Kinder ,  welche  mit  einem  eekelhaften  körperlichen  Znstande  behaftet  sind 
oder  durch  ihre  Anwesenheit  in  der  Schule  die  Verbreitung  einer  ansteckenden 
Krankheit  befürchten  lassen ,  sind  von  der  Schule  ferne  zu  halten,  und  erst  nach 
Beseitigung  dieses  Hindernisses  wieder  zuzulassen. 

§.  23.  Die  Schüler  haben  rechtzeitig  in  der  Schule  zu  erscheinen  und  dürfen 
sich  ohne  Erlaubniss  nicht  aus  dem  Lehrzimmer  entfernen. 

Nach  den  ersten  zwei  Stunden  jedes  halbtägigen  Unterrichtes  tritt  eine  Pause 
von  15  Minuten  ein,  während  welcher,  wo  es  die  Verhältnisse  gestatten,  die 
Schüler  mit  Erlaubniss  des  Lehrers  classen-  oder  abtheilungsweise  das  Schul- 
zimmer verlassen  können.  Körperbewegungen  aus  dem  Bereiche  des  Zimmer- 
tumens  werden  einen  Ersatz  bieten,  wo  oder  wenn  ein  Verlassen  des  Schul- 
zimmers nicht  möglich  ist. 

Für  die  Kinder  der  zwei  untersten  Altersstufen  hat  auch  schon  nach  der 
ersten  Unterrichtsstunde  eine  Pause  von  fünf  Minuten  einzutreten. 

§.  24.  Erziehungsmittel  sind  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  EigenthUmlich- 
keiten  des  Kindes  anzuwenden.  In  keinem  Falle  dürfen  Strafen  das  sittliche  Gefühl 
des  Kindes  oder  dessen  Gesundheit  gefährden.  Die  körperliche  Züchtigung  ist 
unter  allen  Umständen  von  der  Schule  ausgeschlossen. 

Im  Allgemeinen  gelten  als  Disciplinarmittel  das  Lob,  die  Belohnung  mit 
Ausschluss  von  Jahresprämien ;  andererseits  die  Warnung ,  der  Verweis ,  Stehen- 
oder Heraustretenlassen  in  .oder  ausser  der  Bankreihe,  Zurückbehalten  in  der 
Glasse  unter  entsprechender  Aufsicht  (mit  thunlicher  Verständigung  der  Eltern), 
Vorladung  des  Kindes  vor  die  Lehrerconferenz  (an  einelassigen  Schulen  vor  den 
Vorsitzenden  der  Ortsschulbehörde),  endlich  zeitweilige  Ausschliessung. 

Die  letztere ' kann  nur  ausnahmsweise  in  Fällen,  wo  das  Verbleiben  eines 
Kindes  in  der  Schule  die  Sittlichkeit  der  Mitschüler  dringend  gefährdet,  auf  den 
Antrag  des  Leiters  der  Schule  (an  mehrclassigen  Schulen  auf  den  Antrag  der  Lehrer- 
conferenz) von  der  Ortsschulbehörde  verfUgt  werden. 

In  Bezug  auf  die  von  der  Schule  ausgeschlossenen  Kinder  finden  die  Bestim- 
mungen des  §.  20  des  Reichs-Volkisschulgesetzes  Anwendung. 

§•  25.  Der  Lehrer  soll  das  Verhalten  der  Kinder  auch  ausser  der  Schule,  so- 
weit es  von  ihm  beobachtet  werden  kann,  berücksichtigen. 

Eigenmächtiges  Ausbleiben  der  Kinder  aus  der  Schule  ist  sogleich  den  Eltern 
zur  Abhilfe  bekannt  zu  geben. 

« 

V.   Von  den  Pflichten  der  Lehrer. 

§.  26.  Der  Lehrer  ist  gebunden,  das  ihm  übertragene  wichtige  Amt  gewissen- 
haft zu  versehen,  alle  durch  die  Gesetze  und  Verordnungen  getroffenen  Verhtgungen 
und  die  Weisungen  der  vorgesetzten  Behörden  genau  zu  befolgen ,  sich  jedes 
Missbrauches  der  Schule  und  seiner  Stellung  zu  derselben  zu  politischen ,  natio- 
nalen oder  confessionellen  Umtrieben  zu  enthalten,  und  auf  sämmtliche  seiner 
Obhut  anvertrauten  Kinder  ein  wachsames  Auge  zu  haben. 
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Au  Schulen,  wo  mehrere  Lehrer  bestellt  sind,  sollen  diese  durch  Eintracht 
und  wechselseitige  Achtung  sich  das  öffentliche  Vertrauen  erwerben,  um  auf 
diese  Weise  zum  Wohle  und  zur  Förderung  der  Schule  beizutragen.  Dem  Leiter 
der  Schule  haben  die  übrigen  Lehrer  in  Amtssachen  pttnctlich  zu  gehorchen. 

§.  27.  Es  ist  dem  Lehrer  untersagt,  den  Schulkindern  die  Verrichtung  von  Ge- 
schäften aufzutragen,  welche  mit  der  Schulzucht  unverträglich  sind  oder  mit  dem 
Unterrichtszwecke  in  keinem  Znsammenhange  stehen. 

§.  28.  Sein  Strafamt  hat  der  Lehrer  in  stetem  Bewusstsein  seiner  Pflicht  und 
seiner  sittlichen  Verantwortlichkeit  zu  üben.  Mit  den  Strafmitteln  soll  er  sparsam 
und  haushälterisch  verfahren. 

§.  29.  Der  Lehrer  hat  den  im  Interesse  des  Unterrichtes  und  der  Erziehung 
nothwendigen  Verkehr  mit  dem  Eltemhause  und  das  einträchtige  Zusammenwirken 
mit  demselben  nach  Kräften  zu  «fördern.  Insbesondere  soll  er  sich  bei  wieder- 
holten Gebotsttbertretnngen  der  Schüler  in  Verbindung  mit  den  Eltern  oder  deren 
Stellvertretern  setzen,  um  über  die  weiter  anzuwendenden  Strafmittel  Rttcksprache 
zu  nehmen. 

Der  Lehrer  hat  darauf  zu  achten,  dass  die  Schnlräume  und  Schulgeräth- 
schaften  stets  in  reinlichem  Zustande  sich  befinden;  er  hat  femer  die  Schullocalitäten, 
auf  eine  ihrer  Bestimmung  zuwiderlaufende  Weise  weder  selbst  zu  benutzen, 
noch  auch  benutzen  zu  lassen.  Für  muthwillige  Beschädigungen  haftet  der 
Thäter.  In  allen  Fällen,  wo  eine  Verbesserung  oder  Vermehrung  der  Schul- 
geräthe  sich  als  nothwendig  herausstellt,  hat  sich  der  Leiter  der  Schule  um 
Abhilfe  an  die  Ortsschulbehörde  und,  falls  die  Abhilfe  nicht  erfolgt,  an  die 
Bezirksschulbehörde  zu  wenden. 

§.  30.  An  einklassigen  Schulen  hat  der  Lehrer  eine  Viertelstunde  vor  Beginn 
desUnterrichtes  im  Lehrzimmer  zu  erscheinen ,  die  fllr  den  Unterricht  festgesetzten 
Stunden  pünctlich  zu  beginnen  und  zu  schliessen.  An  mehrclassigen  Schulen  hat 
die  Lehrerconferenz  wegen  Ueberwachung  der  Kinder  vor  Beginn  des  Unterrichtes 
durch  Lehrer  die  nöthige  Vorkehrung  zu  treffen.  Kein  Lehrer  darf  den  Unterricht 
ohne  gesetzliche  Berechtigung  unterbrechen,  aussetzen  oder  verkürzen,  oder 
irgend  welche  Veränderungen  in  der  Unterrichtszeit  vornehmen. 

Im  Falle  eingetretenen  Unwohlseins  ist  an  einelassigen  Schulen  die  Orts- 
schulbehörde ,  an  mehrclassigen  der  Leiter  der  Schule  rechtzeitig  in  Kenntniss  zu 
setzen. 

§.  31.  Urlaub  bis  zu  drei  Tagen  darf  an  einelassigen  Schulen  die  Ortsschul- 
behörde, an  mehrclassigen  der  Leiter  der  Schule  ertheilen ,  wovon  jedesmal  der 
Bezirksschulbehörde  die  Anzeige  zu  erstatten  ist.  Ein  längerer  Urlaub  kann  nur 
von  der  Bezirksschulbehörde  gewährt  werden. 

§.  32.  Will  ein  Lehrer  seine  Lehrstelle  niederlegen,  so  hat  er,  den  Fall  seiner 
Versetzung  in  ein  anderes  Lehramt  ausgenommen,  sein  Entlassungsgesuch  wenig- 
stens ein  Vierteljahr  vorher  bei  der  Ortsschulbehörde  einzubringen. 

Soll  der  Austritt  eines  Lehrers  vor  dem  Schlüsse  des  Schuljahres  erfolgen,  so 
ist  hiezu  die  Bewilligung  der  Landesschulbehörde  erforderlich. 

In  keinem  Falle  darf  der  Lehrer  seinen  Schuldienst  eher  verlassen,  als  bis 
er  von  demselben  ordnungsmässig  enthoben  wurde. 

§.33.  An  jeder  Schule  ist  der  Leiter  derselben  für  die  Instandhaltung  der  erfor- 
derlichen Amtsbttcher  und  Amtsschriften  verantwortlich,  nämlich:  einer  Schulchronik, 
der '  Schulmatrik,  der  Classenbttcher  und  Kataloge,  des  Wochenbuches  über  den 
vorgenommenen  Lehrstoff,  der  ConferenzprotokoUe ,  der  Ausweise  ttber  die  erhal- 
tenen und  vertbeilten  Oratisbttcher  u.  s.  f.  Auch  bat  er  das  Amtssiegel  zu  ver- 
wahren. Ueber  die  vorhandenen  Lehrmittel  und  Schulgeräthe  führt  er  ein  genaues 
Inventar.  Den  jährlichen  Zuwachs  macht  er  am  Ende  eines  jeden  Scbn^ahres 
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ersichtlich^  und  legt  dieses  Verzeichniss  abschrifklicb  mit  Bezeichnung  der  erforder- 
lichen AnschafTangen  der  Ortsschnibehörde  vor. 

Zum  Sehulinventar  gehören  auch  das  Schulgesetz  und  die  bezüglich  des 
Volkssebalwesens  erlassenen  Verordnungen  und  Vorschriften. 

Alle  Bticher  und  Schriffen  sind,  nach  Jahrgängen  geordnet,  im  Schul- 
archive  aufzubewahren  und  bei  eintretendem  Personenwechsel  mittels  eines  Pro- 
tokolls dem  Amtsnachfolger  zu  Obergeben. 

§.  34.  Der  Leiter  der  Schule  hat  die  Aufsicht  und  Leitung  der  inneren  Schul- 
angelegenheiten. Insbesondere  hat  er  die  Pflicht^  für  das  genaue  Befolgen  der 
Schulordnung  Sorge  zu  tragen. 

Es  liegt  ihm  ob,  die  Unterrichtsstunden  seiner  Mitlehrer  und  Mitlehrerinnen, 
soweit  seine  Zeit  es  erlaubt,  zu  besuchen,  und  auf  die  Beseitigung  etwdger  Un- 
ordnungen und  Missbräuche  hinzuarbeiten.  Den  darauf  abzielenden  Anordnungen 
des  Leiters  haben  die  Lehrer  Folge  zu  leisten.  Erachtet  ein  Lehrer  eine  derartige 
Anordnung  als  dem  Gesetze  oder  der  Schulordnung  widerstreitend,  oder  das 
Interesse  der  Schule  gefährdend,  so  hat  er  das  Kecht  und  die  Pflicht,  die  Anzeige 
an  die  Bezirksschulbehörde  zu  erstatten. 

§.  35.  Von  aussen  kommende  Beschwerden  und  Wünsche  theilt  der  Leiter  der 
Schule  den  betreffenden  Lehrern  mit.  Im  Falle  die  Angelegenheit  für  die  Schule 
nachtheilig  werden  könnte,  hat  er  der  Ortsschulbehörde  die  Anzeige  zu  machen. 

§.  36.  ImFalle  der  Verhinderung  eines  Lehrers  hat  bei  mehrclassigen  Schulen 
derLeiterfttr  die  Fortführung  des  Unterrichtes  zu  sorgen,  und  bei  einer  voraussicht- 
lich längeren  Verhinderung  die  Anzeige  an  die  Bezirksschulbehörde  zu  erstatten. 

An  einclassigen  Schulen  ist  von  dem  Vorsitzenden  der  Ortsschulbehörde  so- 
gleich die  Anzeige  an  die  Bezirksschulbehörde  zu  erstatten. 

VI.  Von  der  Lehrerconferenz. 

§.  37.  An  Schulen  mit  mehreren  Lehrkräften  beruft  der  Leiter  derselben  regel- 
mässig jeden  Monat  zu  einer  ausserhalb  der  Unterrichtszeit  festgesetzten  Stunde  die 
Lehrerconferenz.  Eine  ausserordentliche  Conferenz  beruft  er  so  oft,  als  er  selbst 
dazu  einen  dringenden  Anlass  findet  oder  zwei  Mitglieder  des  Lehrkörpers  darauf 
antragen. 

Mitglieder  der  Conferenz  sind  die  sämmtlichen  Lehrer,  Uuterl ehrer  und 
Nebenlehrer  (Hilfslehrer).  Letztere  haben  eine  beschliessende  Stimme  in  den 
Fällen,  wo  es  sich  speciell  um  ihren  Lehrgegenstand  oder  um  ihre  Schüler 
handelt ;  ausserdem  steht  ihnen  nur  eine  berathende  Stimme  zu. 

§.  38.  Die  Lehrerconferenzen  haben  im  Allgemeinen  den  Zweck,  dass  sich  die 
Lehrer  über  die  Grundsätze  des  Unterrichtes,  der  Zucht  und  der  Schuleinrichtung, 
sowie  über  den  Stand  des  Unterrichtes,  das  sittliche  Verhalten ' und  den  Fort- 
schritt der  Kinder  besprechen  und  jene  Uebereindtimmung  und  Gemeinsamkeit 
in  ihrem  Vorgehen  erzielen,  welche  ftir  eine  jede  Schule  unentbehrlich  sind. 

In  der  Lehrerconferenz  sind  auch  die  Glassenziele,  welche  mit  Rücksicht  auf 
die  örtlichen  Verhältnisse  einer  Abänderung  bedürfen,  die  Ausführung  des  allge- 
meinen Lehrplanes,  der  für  jeden  Unterrichtsgegenstand  durch  alle  Classen  fest- 
zuhaltende Lehrgang,  die  disciplinarischen  Grundsätze  und  die  zu  verhängenden 
schwereren  Strafen  zu  besprechen  und  festzusetzen.  Ergeben  sich  Abweichungen 
^on  den  allgemeinen,  für  Volksschulen  überhaupt  festgestellten  Normen,  so  hat 
lie  Conferenz  ihre  Beschlüsse  im  Wege  der  Bezirksschulbehörde  der  Landesschul- 
ehörde  zur  Entscheidung  vorzulegen. 

g.  39.  Den  Vorsitz  führt  in  der  Conferenz  der  Leiter  der  Schule  und  in  seiner 
Vrhinderung  der  von  ihm  bestimmte  Lehrer.  Wurde  keiner  bestimmt,  so  ist  der 
Iienstfilteste  Leiter  der  Conferenz. 
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Alle  Mitglieder  des  Lehrkörpers  sind  verpflichtet,  den  Sitzungen  beizuwohnen; 
jede  Verhinderung  ist  dem  Vorsitzenden  anzuzeigen,  lieber  die  Verhandlungen 
wird  von  den  Mitgliedern  der  Lehrerconfereuz  abwechselnd  ein  die  gestellten 
Anträge  und  gefassten  Beschlüsse  enthaltendes  Protokoll  geführt,  dieses  Ton 
allen  Anwesenden  gefertigt  und  im  Archive  aufbewahrt. 

• 

§.  40.  Die  Beschlüsse  werden  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  gefasst,  bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Die  einzelnen  Mitglieder  sind  berechtigt,  ihr  Separatvotum  abzugeben  und 
die  etwaige  Einsendung  des  Protokolls  an  die  Bezirksschulbehörde  zu  begehren. 

Dem  Vorsitzenden  steht  es  zu,  die  Ausführung  eines  gefassten  Beschlusses 
zu  sistiren,  wenn  derselbe  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze  zuwiderläuft;  oder  das 
Interesse*  der  Schule  gefährdet.  Er  ist  aber  in  diesem  Falle  verpflichtet,  alsogleich 
die  Entscheidung  der  Bezirksschulbehörde  einzuholen. 

Jedes  Mitglied  des  Lehrkörpers  ist  zur  genauen  Befolgung  der  von  der  Lehrer- 
confereuz in  ihrem  Wirkungskreise  gefassten  Beschlüsse  verpflichtet. 

Vn.  Von  der  Classenabtheilung. 

§.  4L  Die  Bezeichnung  der  Volksschulen  richtet  sich  nach  der  Anzahl  der 
Classen,  welche  mit  Ausschluss  blosser  Parallelen  zu  berechnen  ist;  einclassige 
Volksschule,  zweiclassige  u.  s.  f. 

§.  42.  Sämmtliche  Schüler  werden  nach  der  Anzahl  der  Lehrkräfte  entweder 
in  eine  Classe  vereinigt  oder  in  mehrere  Classen  getheilt 

Jede  Olasse  welche  Kinder  verschiedener  Alters-  oder  Bildungsstufen 
vereinigt,  zerfällt  in  mehrere  Abtheilungen. 

§.  43.  Die  Classen  in  mehrclassigen  Schulen  werden  von  unten  nach  oben 
gezählt  und  mit  erste,  zweite,  dritte  Classe  u.  s.  w.  bezeichnet. 

In  ähnlicher  Weise  werden  die  verschiedenen  Abtheilungen  einer  Classe 
benannt. 

§.  44.  Die  Vertheilung  der  Schulkinder  auf  die  Classen  oder  Abtheilungen  findet 
nach  den  Kenntnissen  statt,  wobei  auch  auf  das  Alter  angemessene  Bücksicht  zu 
nehmen  ist. 

Vom  vollendeten  zwölften  Lebensjahre  an  sind  Knaben  und  Mädchen ,  wo  es 
nur  immer  thunlich  ist,  getrennt  zu  unterrichten.  Bei  vier-  und  mehrclassigen 
Schulen  ist  diese  Trennung  unbedingt  durchzuführen. 

§.  45.  In  einclassigen  Schulen  können  sämmtliche  Schüler,  wenn  deren  Anzahl 
fünfzig  übersteigt,  in  zwei  Gruppen  getheilt  werden ,  deren  jede  zu  verschiedenen 
Tageszeiten  Unterricht  erhält.  Gemeinschaftlich  mit  der  Gruppe  der  unteren  Alters* 
stufen  sind  auch  die  Mädchen  der  letzten  zwei  Altersstufen  zu  unterrichten. 

§.  46.  An  mehrclassigen  Schulen  hat  der  Lehrkörper  (die  Lehrerconfereuz)  die 
Vertheilung  der  Kinder  in  die  Classen  und  Abtbeilungen  nach  den  obwaltenden 
Verhältnissen  vorzunehmen ,  und  hierüber  gleich  nach  Beginn  des  Schuljahres  im 
Wege  der  Ortsschulbehörde  an  die  Bezirksschulbehörde  zu  berichten. 

§.47.  Die  Zahl  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  beträgt  für  die  Kinder  der 
vier  ersten  Schuljahre  mindestens  18  und  höchstens  24,  flir  jene  der  vier  folgenden 
Schuljahre  in  der  Regel  (§.  13)  mindestens  24  und  höchstens  28  Stunden. 

In  einclassigen  Schulen  mit  Halbtagsunterricht  hat  die  erste  Gruppe  12, 
die  zweite  18  wöchentliche  Unterrichtsstunden. 

§.  48.  Die  Versetzung  der  Kinder  aus  einer  Classe  in  die  andere  und  inner^ 
halb  der  Classen  aus  einer  Abtheilung  in  die  andere  erfolgt  in  der  Reg«!  ani 
BcUusse  des  Schuljahres. 
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Kinder,  welche  aaenahmsweisc  im  Laufe  des  Schuljahres  aufgenommen 
werden,  sind  auf  Grund  einer  vorzunehmenden  Prüfung  von  dem  Leiter  der  Schule 
in  diejenige  Classe  oder  Abtheilung  zu  verweisen ,  welche  den  bereits  erlangten 
Eedtitnissen  entspricht. 

§.49.  Wo  eine  Classe  Schüler  mehrerer  Altersstufen  vereinigt  und  daher  eine 
Gruppirung  nach  Abtheilungen  stattfindet,  hat  der  Lehrer  für  eine  zweckentspre- 
chende Beschäftigung  der  nicht  unmittelbar  von  ihm  unterrichteten  Abtheilungen 
Sorge  zu  tragen.  Eine  zweckmässig  eingerichtete  Verwendung  von  Schülern  zur 
Wiederholung  und  Einübung  des  vom  Lehrer  bereits  durchgenommenen  Lehrstoffes 
ist  nicht  ausgeschlossen,  wenn  sie  in  Gegenwart  und  unter  Beaufsichtigung  des 
Lehrers  derart  geschieht,  dass  sie  eben  nur  eine  Hilfe  bei  dem  mittelbaren 
ünten-ichte  ist. 

Vni.  Von  den  Lehrzielen. 

§.  50.  Die  Feststellung  der  Lehraufgabe  für  den  Religionsunterricht  ist  der 
Kirchen-Behörde  unter  Festhaltung  der  darüber  erlassenen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen (§.  5  des  Keichs-Volksschulgesetzes)  vorbehalten;  bis  sie  erfolgt  ist, 
bleibt  die  bisherige  Uebung  in  Kraft. 

Die  Verfügungen  der  Kirchenbehörde  über  die  religiösen  Uebungen  hat  die 
Bezirksschulbehörde  dem  Leiter  der  Schule  durch  die  Ortsschulbehörde  zu 
verkünden.  In  Fällen,  wo  sich  über  das  Mass  dieser  Uebungen  zwischen  der 
Bezirksschulbehörde  und  der  Kirchenbehörde  Differenzen  ergeben ,  hat  darüber 
die  Landesschulbehörde  zu  entscheiden. 

Es  ist  Pflicht  der  Schule,  für  die  disciplinare  Ueberwachung  der  Schüler  bei 
den  im  Sinne  des  §.  5  des  Reichs-Volksschulgesetzes  eingeführten  religiösen 
Uebungen  durch  Lehrer  des  betreffenden  Glaubensbekenntnisses  zu  sorgen. 

§.51. Das  Ziel  des  Sprachunterrichtes  ist:  Richtiges  Verständniss  der 
Mittheilungen  Anderer  in  der  Muttersprache,  Fähigkeit  sich  mündlich  und  schrift- 
lich richtig  und  fliessend  auszudrücken ;  Fertigkeit  im  ausdrucksvollen  Lesen  des 
Gedruckten  und  Geschriebenen,  und  genaues  Verständniss  der  Lesestücke  nach 
ihrem  Inhalt  und  dem  Zusammenhang  der  einzelnen  Theile.  Hierbei  ist  Sehäifnng 
der  Beobachtungsgabe,  Klarheit  dpr  Gedanken  und  Stärkung  des  Gedächtnisses 
anzustreben. 

Der  Sprachunterricht  fällt  mit  dem  Anschauungsunterrichte  zusammen. 

Dieser  beginnt  mit  dem  Anschauen,  Auffassen  und  Beschreiben  der  be- 
kanntesten Gegenstände  in  Schule,  Haus  und  Umgebung.  Auf  Correctheit  und 
Vollständigkeit  des  Sprechens  und  reine  Aussprache  ist,  vom  ersten  Anfang  an, 
ein  besonderes  Augenmerk  zu  richten. 

Auf  den  oberen  Stufen  werden  diese  Uebungen  fortgesetzt  und  erweitert. 
Was  in  Natur  und  Leben  dem  Kinde  nahe  liegt  und  durch  das  Lesebuch  nab# 
geführt  wird,  muss  auf  dem  Wege  der  Anschauung  vermittelt  werden. 

Auf  den  unteren  Stufen  werden  mit  dem  Anschauungsunterricht  formale 
Sprachübungen  verbunden  und  die  Schüler  mit  den  wichtigsten  Wortarten  bekannt 
gemacht.  Der  Unterricht  in  der  Sprachlehre  tritt  nicht  als  theoretischer  Unter- 
richtsgegenstand auf,  sondern  ist  in  diesen  Uebungen  enthalten. 

Der  Leseunterricht  hat  auf  den  unteren  Stufen  ein  lautrichtiges  mechanisch- 
fertiges und  sinnrichtiges  Lesen  anzubahnen. 

Die  Schreibübungen  beschränken  sich  auf  den  unteren  Stufen  nach  Aneig- 
nung einer  gewissen  Schreibfertigkeit  auf  methodisch  geleitetes  Abschreiben  von 
Wörtern  und  Sätzen.  Die  Sehreibübungen  haben  auch  den  Zweck,  die  in  den 
Spraebttbnngen  zur  Anwendung  kommenden  Sprachformen  zum  sicheren  Eigen- 
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thnm  des  Schttlers  zu  machen.  Bei  allen  schriftlichen  Uebnngen  ist  anf  die 
Rechtschreibung  und  Interpunction  (Satzzeichnung)  besondere  Sorgfalt  zu  ver- 
wenden. 

Auch  auf  den  mittleren  und  oberen  Jahresstufen  gehSrt  die  Erzielung  eines 
laut-  und  sinnrichtigen,  fertigen  und  verständigen  Lesens  zu  den  wichtigsten  Auf- 
gaben des  Sprachunterrichtes. 

Die  formalen  Sprachttbungen  (Sprachlehre),  welche  mündlich  und  schrift- 
lich vorzunehmen  sind^  umfassen  auf  diesen  Stufen  die  Einübung  der  Formen  des 
einfachen  Satzes^  die  Eenntniss  der  Haupt-  und  Nebenglieder  des  Satzes^  die 
Woiiibiegung  und  Wortbildung. 

Den  Schlussstein  des  Sprachunterrichtes  bildet  die  grammatikalische  Betrach- 
tung des  Satzes  in  seinen  verschiedenen  Gestalten. 

Die  schriftlichen  Uebungen  umfassen  auf  der  mittleren  Stufe  die  Nachbildung 
gelesener  und  vorgetragener  Erzählungen  oder  Beschreibungen.  Auf  den  oberen 
Stufen  sind  Briefe  und  freie  Aufsätze  nach  gegebenen  Entwürfen  der  Fassungs- 
kraft der  Schüler  augemessen  vorzunehmen  und  die  Schüler  mit  der  Form  und  den 
Erfordernissen  der  wichtigsten  Geschäftsaufsätze  bekannt  zu  machen. 

Uebungen  im  freien  Vortrage  prosaischer  und  poetischer  Musterstücke, 
deren  Yerständniss  aber  vorher  sorgftlltig  vermittelt  sein  muss,  sind  auf  allen 
Unterrichtsstufen  vorzunehmen. 

(Zusatzbestimmung  für  Tirol,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Steiermark, 
Kärnten,  Erain,  Bukowina,  Dalmatien,  Triest  und  Görz-Gradiska : 

Für  Schulen,  an  denen  eine  zweite  Landessprache  in  den  Unterricht  aufzu- 
nehmen ist  (§.  6  des  Reichs- Yolksschulgesetzes),  hat  über  das  Lehrziel  dieses  Unter- 
richtes und  dessen  Ausführung  die  Landesschulbehörde  die  näheren  Anordnungen 
zu  treffen). 

§.52.  Das  Ziel  des  Unterrichtes  imBechnen  ist:  auf  Anschauung  ge- 
gründete Einsicht  in  die  Zahlenbegriffe  und  Zahlenverhältnisse,  soweit  solche  im 
gewöhnlichen  Leben  vorkommen.  Fertigkeit  m  der  mündlichen  und  schriftlichen 
Lösung  der  im  practischen  Leben  vorkommenden  Rechnungsaufgaben.  Ist  auch 
die  Erzielung  mechanischer  Fertigkeit  eine  der  Hauptaufgaben,  welche  der  Unter- 
richt im  Rechnen  nicht  aus  dem  Auge  lassen  darf,  so  ist  dabei  auch  der  formale 
Bildungszweck  zu  berücksichtigen. 

Auf  allen  Stufen  ist  das  mündliche  und  schriftliche  Rechnen  in  passender 
Verbindung  zu  üben. 

Auf  den  unteren  Stufen  sollen  die  Schüler  mit  dem  Rechnen  im  Zahlen- 
raume  von  1  — - 100  nach  allen  Grundoperationen  bekannt  gemacht  werden. 

Auf  den  mittleren  Stufen  folgen  Uebungen  im  weiteren  Zahlenraume.  Die 
Kenntniss  des  decadischen  Zahlensystems  wird  vermittelt,  das  Rechnen  mit  mehr- 
namigen  Zahlen  und  das  Decimalrechnen  geübt. 

♦  Auf  den  oberen  Stufen  soll  das  Rechnen  mit  den  gemeinen  Brüchen  geübt, 
das  einheimische  und  das  französische  Mass-,  Gewicht-  und  Münzsystem  veran- 
schaulicht, und  das  Rechneu  auf  die  Bedürfnisse  des  praktischen  Lebens  ange- 
wendet werden. 

Je  nach  den  Ortsverhältnissen  und  den  künftigen  Berufsarten  der  Schüler 
sollen  landwirthschaftliche,  gewerbliche  oder  einfache  kaufmännische  Rechnun- 
gen vorzügliche  Berücksichtigung  finden.  Die  Mädchen  sind  besonders  in  Haus- 
haltungsrechnungen zu  üben. 

§.  53.  Der  Unterricht  im  Zeichnen  und  in  der  geometrischen  Formen- 
lehre hat  die  Aufgabe,  Auge  und  Hand  der  Schüler  zu  bilden,  und  dieselben  zu 
einer  sicheren  und  klaren  Auffassung  und  Unterscheidung  der  Formen  und  Maasse 
zubringen;  Geübtheit  im  linearischen  Darstellen  räumlicher  Verhältnisse,  Zeichnen 
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von  Gegenständen,  die  von  ebenen  Flächen,  geraden  and  krummen  Linien  begrenzt 
werden,  Fähigkeit,  einfache  Gegenstände  nach  der  Natnr  darzustellen.  Die 
Wahl  der  Objecte  für  das  Zeichnen  richtet  sich  nach  den  Bedürfnissen  des  Lebens. 

Auf  den  unteren  Stufen  werden  einfache  auf  der  Schultafel  vorgezeichnete 
Gegenstände  nachgezeichnet.  Auf  den  mittleren  und  oberen  Stufen  wird  der 
Zeichnungsnnterricht  in  Verbindung  mit  der  geometrischen  Formenlehre  ertheilt, 
indem  der  Schüler  zunächst  zur  bildlichen  Darstellung  der  betreffenden  geometri- 
schen Formen  angeleitet  wird.  Fähigere  Schüler  werden  im  Zeichnen  einfacher 
Ornamente,  Grundrisse  und  Pläne  (Landkarten)  geübt.  Beim  Zeichnen  muss  es 
überhaupt  dem  Lehrer  überlassen  bleiben,  sowohl  dem  allgemeinen  als  dem 
Classenziele  weitere  oder  engere  Grenzen  zu  ziehen;  nur  hat  er  bei  diesem 
Unterrichte  auch  auf  die  besonderen  Bedürfhisse  der  Mädchen  Rücksicht  zu 
nehmen. 

Die  geometrische  Formenlehre  wird  auf  den  mittleren  und  oberen  Stufen 
gelehrt  Es  kommen  in  Betracht:  Winkel,  Dreiecke,  Vier-  und  Vielecke,  der 
Kreis,  die  Elipse,  Prisma,  Pyramide,  Cylinder,  Kegel  und  Kugel.  Flächen-  und 
Körperberechnungen  schliessen  diesen  Unterricht  ab. 

§•54.  Das  Ziel  des  Schreibunterrichtes  ist:  Fertigkeit  im  deut- 
lichen, geläufigen  und  möglichst  gefölligen  Schreiben  der  Schrift  der  Unterrichts- 
sprache, beziehungsweise  der  zweiten  Landessprache,  bei  deutschen  Schulen  auch 
der  lateinischen  Schrift. 

Die  Schüler  sind  von  vornherein  anzuhalten,  Alles,  was  sie  schreiben ,  nicht 
nur  schön,  sondern  auch  ortographisch  richtig  und  genau  zu  schreiben. 

Dieser  Unterricht  ist,  vom  Anfang  an,  mit  den  übrigen  Unterrichtsgegen- 
ständen in  innige  Verbindung  zu  bringen. 

§•  55.  Der  Unterricht  in  den  Bealien  hat  das  Wissenswürdigste  aus  der 
Naturkunde,  der  Geographie  und  Geschichte  in'  s  Auge  zu  fassen.  Hierbei  ist 
der  Grundsatz  festzuhalten,  dass  sich  dieser  Unterricht  auf  den  unteren  und  mitt- 
leren Stufen  zunächst  an  die  Fibel  und  die  Schullesebttcher  anschliesst,  und  dass 
er  erst  auf  den  oberen  Stufen  selbstständig  auftritt. 

§.  56.  Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  soll  den  Schülern  Interesse 
und  Liebe  für  die  Natur  einflössen,  sie  mit  den  verbreitetsten  Naturkörpem  bekannt 
machen,  und  zur  scharfen  und  genauen  Beobachtung,  sowie  zur  charakterisirenden 
Beschreibung  der  angeschauten  Naturkörper  anleiten.  Besondere  Aufmerksamkeit 
ist  den  einheimischen  und  in  Landschulen  TÖmehmlich  den  auf  die  Landwirthschaft 
(Feld-,  Gemüse-  und  Obstbau,  Blumencultur,  Seidenraupen-,  Bienen-  und  Vieh- 
zucht) bezüglichen  Naturgegenständen  zuzuwenden.  So  weit  es  thunlich,  muss 
von  der  Anschauung  wirklicher  Naturkörper  ausgegangen,  und  wo  diess  nicht 
ausreicht,  zu  Abbildungen  gegriffen  werden.  Die  Bekanntschaft  mit  einem  natur- 
historischen System  ist  nicht  Aufgabe  der  allgemeinen  Volksschule. 

Auf  den  unteren  Stufen  wird  der  naturgeschichtlichc  Unterricht  mit  dem  An- 
schauungsunterrichte verbunden.  Die  Kinder  werden  mit  einer  Anzahl  der  wich- 
tigsten Thiere  und  Pflanzen  der  Heimat  bekannt  gemacht.  Damit  ist  die  Belehrung 
über  den  Schutz  der  Thiere  und  der  Pflanzungen  passend  zu  verbinden. 

Auf  den  Mittelstufen  bildet  das  Lesebuch  die  Gnmdlage  des  naturhistori- 
schen Unterrichtes. 

In  den  obern  Classen  wird  der  bereits  angeeignete  Wissensstoff  ei*weitert. 
Die  charakteristischen  Repräsentanten  der  wichtigsten  Gruppen  aus  den  drei 
Reichen,  insbesondere  jene  Naturkörper,  welche  durch  Nutzen  oder  Schaden, 
durch  verbreitete  Anwendung  in  Gewerben  und  Künsten  oder  durch  ihre  bedeu- 
tende Rolle  im  Haushalte  der  Natur  hervortreten,  haben  vorzugsweise  Berücksich- 
tigung zu  finden.  Hieran  schliesst  sich  sodann  eine  etwas  eingehendere  Kenntniss 
des  Menschen  unter  Hervorhebung  der  wichtigsten  Sätze  ans  der  Gesundheitslehre. 
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Der  naturgeschichtlichc  Unterricht  schliesst  sich  am  zweckmässigsten  an 
einen  zeit-  und  ortsgemäss  eingerichteten  Schulgarten  an. 

§.57.  Die  Natur  lehre  hat  die  Aufgabe,  Kenntniss  und  Verständniss  der  wich- 
tigsten Naturerscheinungen  anzubahnen.  Naturerscheinungen  und  einfache  Experi- 
mente bilden  den  Ausgangspunct.  Auf  den  untern  Stufen  werden  bei  dem  An- 
schauungsunterrichte die  wichtigsten  Naturerscheinungen  besprochen.  Auf  den 
mittleren  Stufen  bildet  das  Lesebuch  die  Grundlage,  und  bietet  die  Lecture  Gele- 
genheit, die  wichtigsten,  am  häufigsten  wiederkehrenden  Naturerscheinungen  zu 
besprechen  und  zu  erklären,  als:  Ab-  und  Zunahme  der  Wärme  (Thermometer), 
Luftzug,  Luftdruck  (Barometer,  Pumpen),  Wind,  Thau,  Reif,  JJebel,  Wolken, 
Regen,  Schnee,  Eis,  Verbrennung,  Heizung. 

Auf  den  obem  Unterrichtsstufen  soll  eine  Auswahl  aus  den  verschiedenen 
Partien  der  Naturlehre  mit  Berücksichtigung  der  Fassungskraft  der  Schiller  ge- 
iroflfen,  und  dieser  Lehrstoff  denselben  zum  vollen  Verständniss  gebracht  werden. 
An  den  physikalischen  Unterricht  schliesst  sich  Dasjenige  aus  der  Chemie  an,  was 
zum  Verständniss  fltr  die  gewöhnlichsten  Vorgänge  im  häuslichen  Leben,  in  der 
Landwirthschaft  und  in  den  Gewerben  nothwendig  ist. 

§. 68.  Die  Aufgabe  des  erdkundlichen  (geographischen)  und  geschieht- 
1  i  c  h  e  n  Unterrichtes  ist,  einerseits  durch  die  Kenntniss  des  vaterländischen  Bodens 
und  der  wichtigsten  Schicksale  Oesterreichs  und  seiner  Bewohner,  Liebe  zur  Heimat 
und  zum  Vaterlande  sowie  Anhänglichkeit  an  den  Kaiser  und  die  Dynastie  zu 
erwecken,  andererseits  durch  die  Elemente  der  Weltkunde  den  geistigen  Gesichts- 
kreis zu  erweitern  und  das  Herz  zu  veredeln. 

Das  Ziel  des  erdkundlichen  Unterrichtes  ist:  Uebersichtliche  Kennt- 
niss der  Heimat  und  des  Vaterlandes  nach  physischen  und  topischen,  ethnographi- 
schen und  politischen  Verhältnissen;  Kenntniss  des  Wichtigsten  über  Europa  und 
die  übrigen  Erdtheile  mit  Hervorhebung  der  Bodenverhältnisse;  Verständniss  dci 
nahe  liegenden  Erscheinungen,  die  aus  der  Gestalt,  Stellung  und  Bewegung  der 
Erde  hervorgehen.  Den  Ausgangspunct  des  Unterrichtes  bildet  der  allmälig 
unter  den  Augen  der  Schüler  sich  entwickelnde  Plan  des  Wohnortes  und  seiner 
Umgebung;  daran  schliesst  sich  die  allmälige  Einführung  in  das  vollständige 
Verständniss  der  Karte. 

Das  Ziel  des  Geschichts-Unterrichtes  ist:  Kenntniss  der  Geschichte 
des  Wohnortes,  der  Heimat,  des  Vaterlandes  und  des  Wichtigsten  aus  der  allge- 
meinen Geschichte,  d.  h.  jener  Partien,  welche  mit  der  Geschichte  des  Vaterlandes 
in  naher  Beziehung  stehen  oder  für  die  Entwicklung  der  Menschheit  bedeutsam  ge- 
worden sind.  Dieser  auf  den  unteren  Stufen  im  Anschluss  an  die  Lesebücher  er- 
theilte  Unterricht  wird  auf  den  mittleren  Stufen  in  inniger  Verbindung  mit  dem 
geographischen  Unterrichte  und  vorzugsweise  in  biographischer  Form  weiterge- 
führt. In  den  letzten  Jahren  des  Unterrichts  hat  der  Lehrer  auf  die  Wieder- 
holung, Zusammenfassung  und  chronologische  Aneinanderreihung  der  Haupt- 
momente  des  Gelernten  Bedacht  zu  nehmen. 

Zum  Schlüsse  werden  die  Schüler  mit  den  Hauptgrundzügen  der  vateriän- 
dischen  Verfassung  bekannt  gemacht. 

§.  59.  Der  Gesang  Unterricht  hat  die  Aufgabe,  den  Tonsinn  zu  wecken,  die 
ästhetische  und  Gemüthsbildung  der  Kinder  zu  fbrdem  und  das  patriotische  Gefllhl 
zu  beleben.  In  den  ersten  Schuljahren  wird  das  Singen  nach  dem  Gehör  eingeübt; 
die  Bildung  der  Stimme  und  des  muaikalischen  GehOrs  ist  vornehmlich  zu  erzielen. 
Auf  den  höheren  Stufen  ist  der  Gesangunterricht  auf  Grundlage  des  Notensystems 
zu  ertheilen.  Eine  Anzahl  guter  Volkslieder,  die  für  die  Schüler  nach  Text  und 
Melodie  auch  für  die  Folge  Werth  haben,  sollen  dem  Gedächtniss  eingeprägt  werden. 

§.  60.  Die  Leibesübungen  haben  zunächst  die  Aufgabe,  die  Entwicklung  der 
Jagend  zn  Kraft,  Gewandtheit  und  Sicherheit;  Ordnungssinn,  Muth  und  Selbstver- 
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tränen  zu  fördern,  and  die  Frische  des  Körpers  and  Geistes  zu  erhalten.  Sie  bestehen 
in  Ordnungs-  und  Freiübungen,  Turaspielen,  und,  insofern  Turngeräthe  vorhanden 
sind,  auf  den  oberen  Stufen  auch  in  Gerätheilbungen.  Die  Leibesübungen  sind  für 
Knaben  und  Mädchen  nach  den  durch  die  Verschiedenheit  des  Geschlechtes  gege- 
benen Rücksichten  zum  Theile  verschieden. 

§.61.  Ueber  die  Aufnahme  anderer  als  der  vorbezeichneten  Lehrgegenstände 
in  den  Unterrichtskreis  der  Volksschule ,  wenn  diese  von  der  Ortsschulbehörde 
gewünscht  wird ,  entscheidet  die  Landesschulbehörde.  Ein  bezüglicher  Unterricht 
kann  nur  in  ausserordentlichen  Schulstunden  stattfinden. 

§.  62.  Die  einzelnen  Lchrgegenstände  dürfen  nicht  ohne  Beziehung  zu  einander 
auftreten ,  sondern  alle  sind  als  ein  einheitlicher  Bildungsstoflf  zu  betrachten,  und 
müssen  daher  auch  in  wechselseitiger  Beziehung  zu  einander  behandelt  werden. 

Eine  bestimmte  Lehrmethode  wird  für  keinen  Lehrgegenstand  der  Volksschule 
vorgeschrieben. 

Die  Bezirks-  und  Landesschulinspectoren  haben  jedoch  darüber  zu  wachen, 
dass  jedes  Experimentiren  mit  Methoden  vermieden  werde.  Die  Lehrer  haben 
sich  die  von  Wissenschaft  und  Praxis  anerkannten,  und  von  der  Bezirkslehrer- 
eonferenz  angenommenen  Methoden  anzueignen. 

§.  63.  In  jedem  Bezirke  hat  die  Bezirkslehrer- Conferenz  von  Zeit  zu  Zeit  den 
Lehrplan  innerhalb  der  gesetzlichen  Normen,und,  sobald  von  der  Landesschulbehörde 
Normalpläne  bekannt  gegeben  sein  werden,  mit  Beachtung  derselben  festzustellen 
und  den  der  Volksschule  zugewiesenen  Unterrichtsstoff  auf  die  verschiedenen 
Classen  und  Abtheilungen  zu  vertheilen.  Hierbei  sind  die  verschiedenen  Kategorien 
der  Volksschulen  angemessen  zu  berücksichtigen.  Die  Beschlüsse  sind  der  Bezirks- 
schulbehörde zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Lehi-pläne  für  die  zu  den  Lehrerbildungsanstalten  gehörigen  Uebungs- 
schulen  sind  von  den  Lehrkörpern  dieser  Anstalten  festzustellen  und  der  Landes- 
schulbehörde zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  auf  diese  Weise  ftlr  jede  Classe  oder  Abtheilung  festgestellten  Anforde- 
rungen müssen  von  jedem  Lehrer  erfllUt  werden  und  dieser  bleibt  für  die  Einhaltung 
des  Classen-  oder  Abtheilungszieles  den  Schulaufsichtsbehörden  verantwortlich. 

Sowohl  die  Lehrerconferenzen  als  die  Schulbehörden  haben  sich  gegenwärtig 
zu  halten,  dass  die  in  den  §§.  51  bis  60  aufgestellten  Lehrziele  dermalen  als  die 
höchsten  gelten ,  welche  in  der  allgemeinen  Volksschule  anzustreben  sind,  die- 
selben daher  im  Sinne  des  §.  3  des  Reichs-Volksschulgesetzes  namentlich  in  den 
zwei-  und  einclassigen  Schulen  nach  Bedarf  herabgesetzt  werden  können. 

§.  64.  Die  Stundenpläne  werden  bei  einclassigen  Schulen  von  dem  Lehrer,  bei 
mehrclassigen  Schulen  von  der  Lehrerconferenz  entworfen,  und  der  Bezirks- 
schulbebörde  (bei  Uebungsschulen  der  Lehrerbildungsanstalten  der  Landesschul- 
behörde) zur  Genehmigung  vorgelegt. 

Die  genehmigten  Stundenpläne  sollen  in  den  betreffenden  Schulzimmern 
ersichtlich  sein. 
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IX.  Von  den  Prüfungen  und  Zeugnissen. 

§.  65.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Schuljahres  können  nach  dem  Ermessen  der 
Ortschulbehörde  öffentliche  Prüfungen  abgehalten  werden.  Diese  haben  lediglich 
den  Zweck,  den  Eltern  Kenntniss  von  den  Leistungen  der  Schule  zu  gewähren 
und  in  den  weitern  Kreisen  der  Schulgemeinde  eine  rege  Theilnahme  flir  das 
Schulwesen  zu  kräftigen.  Die  Art  und  Weise  sowie  die  Zeit  der  Abhaltung  der 
öffentlichen  Prüfung  hat  die  Ortsschulbehörde  mit  dem  Leiter  der  Schule  zu  be- 
sprechen und  hierüber  an  die  Bezirksschulbehörde  zu  berichten,  welche  rechtzeitig 
den  Tag  und  den  Leiter  der  Prüfung  bestimmt. 
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An  Stelle  der  SchlassprUfangen  oder  in  Verbindung  mit  denselben  können 
auch  Schalfeierlichkeiten  treten. 

§.  66.  Die  Ertheilung  von  Zeugnissen  in  den  allgemeinen  Volksschulen  ist  auf 
die  im  m.  Abschnitt  dieser  Schul-  und  Unterrichtsordnung  erwähnten  Entlassungs- 
nnd  Abgangszeugnisse  zu  beschränken.  Während  der  Dauer  der  Schulpflicht  kann 
ein  Schulzeugniss  (Frequentationszeugniss)  nur  auf  begründetes  Ansuchen  der  filtern 
oder  ihrer  Stellvertreter  außgefolgt  werden ;  auf  einem  solchen  Zeugnisse  ist  der 
Zweck  desselben  ausdrücklich  zu  bezeichnen. 

Die  Eltern  oder  ihre  Stellvertreter  sind  jedoch  viermal  während  des  Schul- 
jahres von  dem  sittlichen  Betragen  unc^den  Fortschritten  der  Kinder  durch  schrift- 
liche Mittheilungen  in  Kenntniss  zu  setzen  (Schnlnachrichten). 

§.  67.  Diese  Schulnachrichten  sollen  ürtheile  über  Schulbesuch,  sittliches 
Betragen  und  Fortgang  des  Schülers  enthalten,  und  gelten  hiefttr  die  im  §.  20  vor- 
geschriebenen Bezeichnungen. 

§.  68.  Die  Eltern  sind  verpflichtet,  die  Mittheilung  der  Schulnachrichten  durch 
den  Lehrer,  mit  ihrer  Unterschrift  zu  bestätigen.  Wird  diese  Bestätigung  ver- 
weigert, so  hat  der  Lehrer  die  Unterstützung  der  Ortsschulbehörde  in  Anspruch  zu 
nehmen. 

§.  69.  Mit  Privatschülern  dürfen  während  ihres  schulpflichtigen  Alters 
Prüfungen  nur  ausnahmsweise  auf  begründetes  Ansuchen  der  Eltern  oder  ihrer 
Stellvertreter  von  jeder  öflfentlichen  Volksschule  vorgenommen  werden;  auf  dem 
auszustellenden  Zeugnisse  ist  der  Zweck  desselben  allemal  ausdrücklich  zu 
bezeichnen. 

Bezüglich  der  Prüfungstaxe  gilt  die  im  §.  16  enthaltene  Bestimmung. 

X.  Von  den  Lehr-  und  Lernmitteln. 

§.  70.  Jede  Schule  soll  mit  den  erforderlichen  Lehr-  und  Lernmitteln  voll- 
ständig  versehen  sein.  Wegen  Beischaflung  derselben  hat  sich  der  Leiter  der 
Schule  an  die  durch  das  Gesetz  berufene  Behörde  zu  wenden. 

§.  71.  Für  jede  Schule  sollen  nach  Bedarf  mindestens  folgende  Lehrmittel 
angeschafft  werden : 

a)  Apparate  für  den  ersten  Leseunterricht; 

bj  Veranschaulichungsmittel  für  den  ersten  Rechenunterricht ; 

c)  Bilder  für  den  Anschauungsunterricht; 

dj  Ein  Globus; 

ej  Je  eine  Wandkarte  von  den  Planiglobien,  von  dem  Heiraatlande,  von  der 
östciTcichisch-ungarischen  Monarchie,  von  Europa  und  von  Palästina ; 

f)  Vovlegeblätter  für  den  Unterricht  im  Zeichnen ; 

gj  Eine  kleine  Sanunlung  von  heimischen  Natur körpern  und  einfachen  phy- 
sikalischen Apparaten ; 

hj  Eine  Schulbibliothek. 

§.  72.  Die  von  der  Bezirkslehrerconferenz  filr  jede  Classe  oder  Abtheilung 
bestimmten  Lernmittel  sollen  sich  in  den  Händen  aller  Schulkinder  befinden. 

Ausser  den  erforderlichen  Schulbüchern  hat  jedes  Schulkind  eine  Schreib- 
tafel, und  auf  den  spätem  Unterrichtsstufen  die  nöthigen  Schreib-  und  Zeichen- 
hefte ,  nach  Anordnung  des  Lehrers,  zu  besitzen. 

Die  Schulbücher  und  anderen  Lernmittel  sind  den  Kindern  durch  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  und  im  Falle  erwiesener  Dürftigkeit  derselben  durch  die 
nach  dem  Gesetze  dazu  Verpflichteten  beizuschaffen. 
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XL  Von  den  Schalen  fttr  weibliche  Handarbeiten  und  .Haushaltungs- 
kunde. 

§•  73.  Zu  den  nothwendigen  Unterrichtsgegenständen  für  Mädchen  an  den 
allgemeinen  Volksschulen  gehören  anch  die  weiblichen  Handarbeiten  und  die 
Haushaltungskunde. 

Hiefbr  haben  die  Bezirksschnlbehörden  auf  den  Antrag  oder  nach  Anhörung 
der  Ortsschulbehörden  eigene  Arbeitsschulen  entweder  in  Verbindung  mit  den 
Volksschulen  oder  abgesondert  von  denselben  einzurichten. 

An  selbstständigen  Mädchenschulen  hat  die  Arbeitsschule  allemal  eine  beson- 
dere Schulabtheilung  zu  bilden. 

Der  Unterricht  niuss,  ausserhalb  der  fllr  den  Volksschuluntcrricht  im  §.  47 
festgesetzten  Unterrichtszeit,  mindestens  durch  sechs  Monate  im  Schuljahre  er- 
theilt  werden. 

§.  74.  Die  Zahl  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  bestimmt  die  Bezirks- 
schulbehörde. 

§.  75.  Eine  Lehrerin  darf  nicht  mehr  als  40  Scliillerinnen  gleichzeitig  unter- 
richten. Bei  einer  grösseren  Anzahl  sind  Parallelabtheilungen  einzurichten. 

§.  76.  Die  Bezirksschulbehörde  bestimmt,  von  welchem  Jahrescurse  der 
Volksschule  an  der  Unterricht  zu  beginnen  hat. 

§.  77.  £ine  Befreiung  vom  Besuche  der  Arbeitsschule  kann  die  Ortsschulbehörde 
auf  Verlangen  der  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  denjenigen  Mädchen  bewilligen, 
von  denen  nach  ihren  Verhältnissen  zu  erwarten  ist,  dass  sie  den  nöthigen  Unter- 
richt auf  andere  Weise  erhalten. 

§.  78.  Der  Unterricht  in  den  Handarbeiten  hat  sich  zu  erstrecken  auf: 

Stricken  und  Häkeln  in  seinen  verschiedenen  Anwendungen ; 

Nähen,  vorzugsweise  Weissnähen ; 

Flicken,  sowohl  von  Stilimpfen  als  aller  Art  von  Zeugen ; 

Zeichnen  der  Wäsche, 

Zuschneiden  aller  in  der  Schule  vorkommenden  Näharbeiten. 

Das  ftlr  die  bürgerliche  Haushaltung  Unentbehrliche  hat  vorzugsweise  Berück- 
sichtigung zu  finden;  Kunstarbeiten  können  nur  dann  eintreten,  wenn  sich  die 
Schülerinnen  die  nöthige  Fertigkeit  in  den  gewöhnlichen  weiblichen  Arbeiten  ange- 
eignet haben. 

Wünsche  der  Eltern  in  Betreff  der  Arbeit  dürfen  nur  insofern  berücksichtigt 
werden,  als  sie  nicht  gegen  Ordnung  und  Regel  der  Schule  streiten. 

§.  79.  Der  UnteiTicht  in  der  Haushaltungskunde  hat  zu  umfassen  : 
a)  Belehrungen  über  die  Arbeitsstoffe  nach  ihrem  Ursprung,  ihrer  Beschaffenheit, 

Bereitung  und  nach  ihrem  Preise ; 
bj  Belehrungen  über  die  wichtigsten  Nahrungsstoffe,   ihren  Ankauf  und  ihre 

Verwendung; 

c)  Belehrungen  über  die  Handarbeit  nach  ihren  verschiedenen  Arten  und  ihrer 
mannigfaltigen  Verwendung; 

d)  die  Bekanntmachung  mit  den  Werkzeugen  und  Geräthschaften,  deren  man 
in  der  Haushaltung  bedarf; 

e)  Belehrungen  über  die  Wohnung  des  Menschen  und  über  Krankenpflege. 
Der  Lehrstoff  der  Haushaltungskunde  ist  auf  die  oberen  Stufen  zu  vertheilen. 
§.  8o.  Die  Schülerinnen  haben  die  zum  Unteixicht  erforderlichen  Werkzeuge 

und  Stoffe  mitzubringen.  Wird  dies  unterlassen,  so  sind  Eltern  oder  Stellvertreter 
durch  die  Ortsschulbehörde  zur  Anschaffung  des  Fehlenden  anzuhalten.  Leisten 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  der  Aufforderung  nicht  Folge ,  so  hat  auf  deren 
Kosten  die  Ortsschulbehörde  für  die  Anschaffung  Sorge  zu  tragen. 
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Fflr  Arme  wird  das  Nothwendige  von  den  durch  das  Gesetz  dazn  Verpflich- 
teten beigestellt. 

§.  81.  Es  steht  der  Ortssehulbehörde  frei,  die  unmittelbare  Aufsieht  über  die 
weibliche  Arbeitsschule  einem  Frauen-Comitö  ans  den  Angehörigen  der  Gemeinde- 
mitglieder zu  übertragen. 

Dieses  hat  sodann  die  Aufgabe,  die  Anstalt  von  Zeit  zu  Zeit  zu  besuchen  und 
die  zur  Förderung  der  Schule  dienlichen  Anträge  an  die  Ortssehulbehörde  zu 
Stelleu. 

§.  82.  In  Bezug  auf  den  Besuch  der  Arbeitsschulen,  die  Entlassung  der  Schü- 
lerinnen, die  Schulzucht,  diePflichten  der  Lehrerinnen,  diePrüfungen  und  Zeugnisse 
gelten  im  Allgemeinen  die  für  die  Volksschulen  vor^ezeichneten  Bestimmungen. 
Wo  die  Arbeitsschule  in  Verbindung  mit  der  Volksschule  stellt,  hat  dieselbe  au 
der  SchlussprUfupg  oder  Schulfeierlichkeit  sich  zu  betheiligen,  und  hierbei  auch 
die  Handarbeiten  der  Schülerinnen  zu  Jedermanns  Einsicht  aufzulegen.  Ebenso 
sind  die  Zeugnisse  solcher  Arbeitsschulen  mit  jenen  der  Volksschule  zu 
verbinden. 

Schlussbestimmung. 

§.  83.  Die  Formularien  zu  den  verschiedenen  Amtsschriften  (Schulmatriken, 
Classenbüchern,  Katalogen,  Zeugnissen,  Schulnachrichten  u.  s,  f.)  werden  den 
Schulen  durch  dieLaudesschulbehörde  vorgezeichnet,  welche  auch  die  dazu  nöthi- 
gen  Instructionen  zu  ertheilen  hat. 


Mit  Minist  crialcrlass  von  gleichem  Datum  wurde  behufs  der  lieber  wach  ung 
der  gesetzlichen  Schulpfli'chtigkeit  auch  angeordnet,  dass  die  Leiter  der  Mittel- 
und  Fachschulen  Schüler,  welche  aus  diesen  Anstalten  vor  der  Beendigung  des 
schulpflichtigen  Alters  austreten,  jedesmal  sofort  der  Ortssehulbehörde  jenes 
Schulsprengeis,  in  welchem  diese  Schüler  conscribirt  sind,  wegen  der  Anhaltung 
derselben  zum  weiteren  Besuche  der  Volksschule  anzuzeigen  haben. 


Nr.  120. 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  20.  August 

1870,  Z.  7078, 

an  die  Landesschulräthe,  beziehungsweise  Länderchefs, 

betreffend  die  Lohrpläne  der  dreiclassigen  Bürgerschulen  für  Knaben  und 

Mädchen. 

Die  endliche  Feststellung  des  Lehrplanes  fUrBllrgerschulen  ist  eine  dringende 
Nothwcndigkeit.  Nach  §.18  des  Reichs-Volksschulgesetzes  vom  H.Mai  1869  ist 
die  Bürgerschule  entweder  eine  achtclassige  Volksschule,  welche  eine  über  das 
Lchrziel  der  allgemeinen  Volksschule  hinansreichendc  Bildung  gewähren  soll, 
oder  sie  ist  eine  selbstständige  dreiciassige  Anstalt,  welche  sich  an  den  fttnften 
Jahrescurs  der  allgemeinen  Volksschule  anschliesst.  Da  das  in  fünf  Jahrescursen 
der  Volksschule  zu  erreichende  Lehrziel  durch  die  Schul-  und  ünterrichtsordnung 
für  allgemeine  Volksschulen  vorgezeichnet  wird,  so  handelt  es  sich  im  Wesen  um 
dfc  Bestimmung  derjenigsn  Leliraufgabe,  welche  die  selbstständige  dreiciassige 
Bürgerschule  erfüllen  soll. 
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Ich  habe  darum  den  Entwurf  eines  Lehrplaues  der  dreiclassigen  Bürgerschulen 
sowohl  für  Knaben  als  fUr  Mädchen  ausarbeiten  lassen,  über  welchen  hiermit 
gemäss  dem  §.  4  des  Keichs-Volklischulgesetzes  das  Einvernehmen  der  Landes- 
schulbeliörden  eingeleitet  wird. 

Indem  ich  eine  Anzahl  Exemplare  dieser  Entwürfe  beischliesse,  ersuche  ich, 
die  Pläne  einer  eingehenden  Berathung  zu  unterziehen  und  mir  die  als  zweck- 
dienlich erkannten  Aenderungen  behufs  der  definitiven  Schlussfassung  berichtlich 
vorzulegen. 

Zugleich  finde  ich  anzuordnen,  dass  die  mitgetheilten  Lehrpläne  vom  nächsten 
Schuljahre  1870-1  anfangend,  bis  auf  weitere  Anordnung,  sowohl  bei  den  neu  zu 
errichtenden  Bürgerschulen  provisorisch  einzuführen  sind,  als  auch  bei  den  unselbst- 
ständigen  Unterrealschulen  die  den  obwaltenden  Verhältnissen  angemessene 
Anwendung  zu  finden  haben,  in  welcher  Beziehung  die  entsprechenden  Anord- 
nungen von  dem  k.  k.  Landesschulrathe  (Eurer  .  .  .  .  )  sofort  zu  treffen  sind. 
Hierbei  bemerke  ich  ausdrücklich,  dass  die  unselbstständigen  Unterrealschulen, 
soweit  nicht  deren  Aufhebung  in  dieser  Eigenschaft  auf  competentem  Wege  erfolgt 
ist  oder  erfolgt,  mit  dem  Charakter  von  Volksschulen  auf  Kosten  derjenigen, 
welche  sie  bisher  erhalten  haben,  jedoch  getrennt  von  den  allgemeinen  Volksschulen 
einstweilen  fortzuführen  sind,  da  letztere  hinfort  in  all'  und  jedem  den  neuen 
Gesetzen  und  der  für  dieselben  erlassenen  Schul-  und  Unterrichtsordnung  zu  folgen 
haben. 

Was  die  achtclassigen  Bürgerschulen  anlangt,  liegt  es  ganz  im  Sinne  der 
gegenwärtigen  Anordnungen,  dass  dieselben  in  die  drei  obersten  Classen  den 
Lehrplan  für  die  selbstständigen  dreiclassigen  Bürgerschulen  unverändert  aufzu- 
nehmen haben. 


Lehrplan 

der 

dreiclassigen  Bürgerschulen  für  Knaben. 

A.  Obliffate  Lehrfflcher. 


§.  1.  Be ligi  on.  Wöchentlich  1  Stunde  in  jeder  Classe.  Das  Lehrziel  wird 
von  den  kirchlichen  Oberbehörden  (für  israelitische  Schüler  von  den  Vorständen 
der  Cultnsgemeinden)  bestimmt  und  durch  die  Landesschulbehörde  den  Schulen 
vorgezeichnet.  ' 

§.  2.  Unterrichtssprache  und  Aufsatzlehre. 

Ziel:  Fehlerfreier  und  gefälliger  Ausdruck  in  Wort  und  Schrift.  Genaues 
Verständniss  des  Gelesenen  und  Gehörten  mit  Rücksicht  auf  Inhalt  und  Form. 
Uebungin  schriftlichen  Darstellungen,  wie  sie  im  Leben  am  häufigsten  vorkommen. 
Zuletzt  Kenntniss  des  Wichtigsten  aus  der  Literatur. 

L  Classe.  5.  Stunden. 

a)  Lesung  mit  richtiger  Betonung;  genaues  Verständniss  des  Gelesenen;  münd- 
liche Wiedergabe; 

b)  der  einfache  und  mehrfache  Satz  im  Allgemeinen ,  mit  Rücksicht  auf  die 
Zeichensetzung ;  !Rechtschreibung  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Länge  und 
Kürze  der  Silben ;  Näheres  über  Haupt-,  Zeit-  und  Eigenschaftswort ; 

c)  schriftliche  Uebungen :  Erzählung  und  Beschreibung,  angeknüpft  an  Gelesenes 
und  Wahrgenommenes. 

51 
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n.  Classe.  5  Stunden. 


a)  Fortsetzung  der  Lesettbangen,  Besprechiing  nach  Inhalt  and  Darstellongsart, 
besonders  bei  poetischen  Stücken.  Beachtung  des  Rythmus  und  Reimes. 
Freier  Vortrag  erzählender  Gedichte ; 

b)  die  Glieder  des  einfachen  Satzes  insbesondere,  wobei  die  Rection  der  Zeit- 
und  Vorwörter  besonders  ins  Auge  zu  fassen  ist.  Das  Wesentlichste  ttber  die 
Wortbildung;  die  adverbialen  Bestimmungen  und  Fürwörter.  Fortsetzung  der 
Rechtschreibttbungen ; 

c)  fortgesetzte  Aufsatzttbungen ,  angeknüpft  theils  an  das  Lesebuch ,  theils  an 
den  übrigen  Unterricht,  namentlich  an  die  Geschichte.  Beschreibungen  grös- 
seren Umfanges  nach  gegebenen  Dispositionen. 

in.  ClassB.  5  Stunden. 

a)  Fortgesetztes  Lesen,  Erzählen  und  Vortragen.  Zusammenfassen  all^  dessen, 
was  auf  den  früheren  Stufen  aus  der  Literatur  geboten  wurde ,  mit  kurzen 
Biographien  der  bedeutendsten  Scbriftstelfer ;  Anbahnung  des  Verständtiisses 
für  Schönheit  der  Form ; 

V)  genauere  kenntniss  des  Satzbaues,  insbesondere  de%  zusaAMnengesetzten 
Satzes ,  mit  Rücksicht  auf  die  Bindewörter,  Zeitformen  und  Redewet&en ; 

c)  grössere  Aufsätze,  deren  Anlage  vorher  besprochen  wird.  Die  im  bürgerlichen 
Leben  vorkommenden  GeschäftsaufkStze ; 

d)  gelegentliche  Uebnng  im  Disponiren  solcher  Stoffe ,  die  dem  Schüler  nahe 
liegen. 

§.  3.  Geographie  und  Geschichte. 

Ziel:  Kenntniss  des  Wichtigsten  aus  der  mathematischen  und  physikalischen 
Geographie.  Uebersichtliche  Kenntniss  Europas  und  der  übrigen  Erdtheile. 
Genauere  Kenntniss  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  des  Heimat- 
landes. (Der  Unterricht  hat  so  viel  als  möglich  vergleichend  vorzugehen.)  Kenntniss 
der  Reichs-  und  Landesverfassung. 

Kenntniss  der  wichtigstein  Begebenheiten  der  allgemeinen  Geschichte  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Vaterlands-  und  Heimatsgeschichte. 

I.  Classe.  4  Stunden. 

a)  Verständniss  des  Globus  und  der  Karte.  Uebersicht  der  Erdtheile  nach 
horizontaler  und  verticaler  Gliederung,  nach  ethnographischen  und  politischen 
Verhältnissen. 

h)  Die  wichtigsten  Culturerscheinungen  des  Älterthums. 

U.  Classe.  3  Stunden. 

a)  Geographie  Europas  nach  Naturverhältnissen  und  Bewohnern  und  mit  Bezug 

auf  materielle  und  geistige  Cultur. 
h)  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  vaterländi* 

sehen  Geschichte. 

ni.  Classe.  3  Stunden. 

a)  Eingehende  Betrachtung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie ;  Kenntniss 

der  Verfassung  derselben. 
h)  Geschichte  der  Neuzeit,  besonders  der  österreichistih-ungarischen  Monarchie. 

§.  4.  Naturgeschichte. 

Ziel:  Kenntniss  der  für  das  bürgerliche  Leben  wichtigsten  Körper  in  den 
drei  Naturreichen  mit  Rücksicht  auf  deren  praktische  Verwerthnng.  Kenntniss  des 
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Menschen  nach  dem  Bau  seines  Leibes^  der  Thätigkeit  der  Organe  and  der  Pflege 
der  Gesundheit. 

I.  Glasse.  2  Standen. 

Tbiere,  Pflanzen  nnd  Mineralien,  die  der  Beobachtung  am  nächsten  liegen, 
geschildert  als  Individuen  nach  ihrer  Wesenheit,  ihrer  Verbreitung  und  ihrer  Ver- 
wendung im  täglichen  Leben. 

ILClasse.  2  Stunden. 

Thiere,  Pflanzen  und  Mineralien,  aufgefasst  nach  der  Achnlichkeit  oder 
Unühnlichkeil  der  Merkmale  (Begriflf  des  Systemes). 

III.  Classe.  2.  Stunden. 

Die  Erscheinungen  der  Gesteinsformation  und  Verwitterung ;  Verschiedenheit 
des  Bodens  nach  seinen  mineralischen  Bestandtheilen.  Bau  und  Organe  des 
menschlichen  Leibes  mit  Hervorhebung  der  wichtigsten  Sätze  aus  der  Gesund- 
heitslehre. 

§.  5.  Naturlehre  (Physik  und  Chemie). 

Ziel:  Auf  Beobachtung  und  Versuche  gegründete  Kenntniss  der  wich- 
tigeren Naturkräfte,  Naturerscheinungen  und  Naturgesetze.  Kenntniss  der  wich- 
tigsten Grundstoffe  und  der  häufiger  vorkommenden  (unorganischen  und  orga- 
nischen) Verbindungen.  State  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  des  praktischen 
Lebens. 

I.  Classe.  2  Standen. 

Molekularerscheinungen. 
Wärmelehre. 

IL  Classe.  2  Standen. 

Magnetismus,  Electricität,  Schall  und  Licht. 

III.  Classe.  2  Standen. 

Die  für  das  praktische  Leben  wichtigsten  Erscheinungen  aus  der  Statik  und 
Mechanik  der  festen  und  flüssigen  Körper  (die  daraus  resultirenden  Gesetze^  und 
die  darauf  begründeten  Maschinen). 

Die  wichtigsten  Elemente  aus  der  Reihe  der  Metalloide  und  Metalle,  die 
bekanntesten  unorganischen  und  organischen  Verbindungen.  Hinweisung  auf  die 
einschlägigen  chemisch-technologischen  Operationen. 

§.  6.  Arithmetik. 

Ziel:  Fertigkeit  und  Sicherheit  in  den  elementaren  Rechnungsoperationen 
mit  besonderen  Zahlen  und  den  gebräuchlichen  Vortheilen  und  Abkürzungen.  Ge- 
wandtheit in  RechnungsföUen  des  bürgerlichen  Lebens  und  in  der  einfachen 
Buchführung. 

I.  Classe.  3  Standen. 

Das  decadische  System ,  das  Rechnen  in  ganzen  (unbenannten  und  einnami- 
gen)  Zahlen  und  in  Decimalbiüchen  mit  den  gebräuchlichsten  Rechnungsvortheilen, 
die  abgekürzte  Multiplication  und  Division.  Die  Eigenschaften  der  Zahlen,  das 
Rechnen  in  gemeinen  Brüchen  und  mehmamigen  Zahlen.  Das  metrische  System. 
Die  wälsche  Praktik. 

n.  Classe.  3  Stunden. 

Ziffergleiclmngen.  Quadriren  und  Kubiren,  Ausziehen  der  Quadrat-  und 
Kubikwurzel.  Die  Lehre  von  den  Verhältnissen  und  Proportionen.  Einfache  und 
zusammengesetzte  Regel  de  tri,  einfache  Interessen-,  Rabatt-  und  Terminrechnung, 
der  Kettensatz.  Theilungsrechnung, 
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m.  Classe.  3  Stunden. 

Procenti-echnung  und  ihre  Anwendung  auf  WaarenpreiHberechnung.  Die  ein- 
facheren Fälle  der  Zinseszinsreehnung.  Die  Münz-  und  Wechselrechnung  (letztere 
mit  dem  Wichtigsten  aus  der  Wechselkunde).  Die  Berechnung  von  Staats-  und 
Industriepapieren.  Die  Waarencalculation,  die  Grundzüge  der  einfachen  Buch- 
führung. 

§.  7.  Geometrie  und  geometrisches  Zeichnen. 

Ziel:  a)Fürdie  Geometrie.  Sicherheitim  Erkennen,  Vergleichen,  Be- 
rechnen und  Ausmessen  von  RaumgrOssen. 

&)  Für  das  geometrische  Zeichnen.  Grewandtheit  in  der  Auffassung 
und  Darstellung  geometrischer  Formen  und  einfacher  Objecte  des  Bau-  und 
Maschinenfaches. 

I.  Classe.  3  Stunden. 

Anschauung  und  Vergleichung  der  ebenen  geometrischen  Formen.  (Leicht- 
fassliche  Beweise  als  Grundlage  für  den  spätem  berechnenden  Theil  der 
Geometrie.) 

Einfache  Constructionen,  das  Errichten  der  Senkrechten,  das  Zeichnen  der 
Parallelen,  das  Theilen  der  Geraden,  das  Zeichnen  und  Theilen  der  Winkel  mit 
Hilfe  des  Zirkels  und  Lineals. 

II.  Classe.  3  Stunden. 

Berechnung  ebener  Flächen  nach  Umfang  und  Inhalt.  Anschauung  ^  Ver- 
gleichung und  Berechnung  geometrischer  Körper. 

Constructionen  —  Zeichnen,  Theilen  und  Umwandeln  ebener  Figuren  —  mit 
Zirkel  und  Lineal.   Einiges  über  Situationspläne. 

III.  Classe.  4  Stunden. 

(In  dieser  Classe  fällt  der  theoretische  Unterricht  aus.) 
Einfache  Objecte  des  Bau-  und  Maschinenfaches. 

§.8.  Freihandzeichnen. 

Ziel:  Fertigkeit  in  der  Auffassung  und  Wiedergabe  sowohl  nach  dem  Modell 
als  nach  der  Vorlage.  Fertigkeit  des  Zeichnens  aus  dem  Gedächtniss ;  Uebung  des 
Angenmasses  und  Bildung  des  Geschmacks. 

Ein  bestimmtes  Ziel  lässt  sich  fUr  die  einzelnen  Classen  nicht  feststellen,  da 
dasselbe  von  den  in  der  Volksschule  erlangten  Vorkenntnissen  abhängig  ist. 

L  Classe  2  Stunden.  II.  Classe  4  Stunden.  III.  Classe  4  Stunden. 

§.  9.  Schreiben. 

Ziel:  Aneignung  einer  leserlichen,  geläufigen  und  gefalligen  Handschrift, 
und  der  im  gewerblichen  Leben  vorkommenden  Schriftarten. 
Jede  Classe  wöchentlich  1  Stunde. 

§.  10.  Gesang. 
In  der  L  Classe  2  Stunden,  in  der  II.  Classe  1  Stunde. 

§.  11.  Turnen. 
In  jeder  Classe  2  Stunden. 

Niohtobligate  Fftcher. 

§.  12.  1.  ZweiteLandessprache;  an  nichtdeutschen  Bürgerschulen  die  deutsche 
Sprache;  mindestens  2  Stunden  in  jeder  Classe. 


521 

Den  Lehrplan  daftlr  bestimmt  ttber  Antrag  des  Lehrkörpers  die  Landesschul 
behörde. 

Dies  gilt  aueh  von  einer  fremden  Sprache,  wenn  sie  in  der  Bürgerschule 
gelehrt  werden  soll. 

2.  Modelliren. 

Sehluftsbestimmuiig^en, 

Die  Organisirung  von  Fachcnrsen  für  eine  specielle  Ausbildung  (siehe  §§.  10 
und  19  des  Volksschulgesetzes),  erfolgt  ttber  Antrag  Derjenigen,  welche  die 
Kosten  bestreiten,  durch  die  Landesschulbehörde. 

Stundenplan. 

Obligate  Fächer.  j       jj       jjj 

Religion j[  ^  1 

Unterrichtssprache  und  Aufsatzlehre 5  5  5 

Geographie  und  Qeschichte 4  3  3 

Naturgeschichte 2  2  2 

Naturlehre 2  2  3 

Arithmetik 3  3  3 

Geometrie  und  geometrisches  Zeichnen 3  3  4 

Freihandzeichnen 2  4  4 

Schreiben 1  1  1 

Gesang 2  1  — 

Turnen 2  2  2 

27      27      W 


Lehr plan 

der 

dreiclassigen  Bürgerschulen  für  MSdcheiL 

A.  Obligate  Lehrfftcher. 

§.1.  Keligion.  Wöchentlich  1  Standein  jeder  Classe.  Das  Lehrziel  wird  von 
den  kirchlichen  Oberbehörden  (für  israelitische  Kchltler  von  den  Vorständen  der 
Cultnsgemeinden)  bestimmt  und  durch  die  Landesschulbehörde  den  Schulen  vor- 
gezeichnet. 

Unterrichtssprache  und  Aufsatzlehre. 

Ziel:  Fehlerfreier  und  gefälliger  Ausdruck  in  Wort  und  Schrift.  Genaues 
Verständniss  des  Gelesenen  und  Gehörten  mit  Rtlcksicht  auf  Inhalt  und  Form. 
Uebnng  in  schriftlichen  Darstellungen,  wie  sie  im  Leben  am  häufigsten  vorkommen. 
Zuletzt  EenntnisB  des  Wichtigsten  aus  der  Literatur. 

§.  2.  L  Classe.  5  Stunden. 

o^  Lesen  mit  richtiger  Betonung;  genaues  Verständniss  des  Gelesenen; 
mUndliche  Wiedergabe ; 

h)  der  einfache  und  mehrfache  Satz  im  Allgemeinen,  mit  Rücksicht  auf  die 
Zeichensetzung ;  Rechtschreibung  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Länge  und 
Ettrze  der  Silben;  Näheres  über  Haupt-,  Zeit-  und  Eigenschaftswort; 
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c)  schriftliche  Uebungen :  Erzählung  und  Beschreibung,  angeknttpft  an  Gelesenes 
und  Wahrgenommenes. 

II.  Classe.  5  Stunden. 

a)  Fortsetzung  der  LeseUbungen,  Besprechung  nach  Inhalt  uiid  Darstellungsart, 
besonders  bei  poetischen  Stücken.  Beachtung  des  Rythmns  und  Reimes. 
Freier  Vortrag  erzählender  Gedichte ; 

h)  die  Glieder  des  einfachen  Satzes  insbesondere,  wobei  die  Kection  der  Zeit- 
und  Vorwörter  besonders  ins  Auge  zu  fassen  ist.  Das  Wesentlichste  über 
die  Wortbildung ;  die  adverbialen  Bestimmungen  und  Fürwörter.  Fortsetzung 
der  Rechtschreibübungen ; 

c)  fortgesetzte  Aufsatzttbungen,  angeknüpft  theils  an  das  Lesebuch,  theils  an 
den  übrigen  Unterricht,  namentlich  an  die  Geschichte.  Beschreibungen  grös- 
seren Umfanges  nach  gegebenen  Dispositionen. 

III.  Classe.  5  Stunden. 

a)  Fortgesetztes  Lesen,  Erzählen  und  Vortragen.  Zusammenfassen  alles  dessen, 
was  auf  den  früheren  Stufen  aus  der  Literatur  geboten  wurde,  mit  kurzen 
Biographien  der  bedeutendsten  Schriftsteller ;  Anbahnung  des  Verständnisses 
für  Schönheit  der  Form ; 

b)  genauere  Kenntniss  des  Satzbaues,  insbesondere  des  zusammengesetzten 
Satzes,  mit  Rücksicht  auf  die  Bindewörter,  Zeitformen  und  Redeweisen; 

c)  grössere  Aufsätze,  deren  Anlage  vorher  besprochen  wird.  Die  im  bürgerlichen 
Leben  vorkommenden  Geschäftsaufsätze; 

d)  gelegentliche  Uebung  im  Disponiren  solcher  Stoffe ,  die  dem  Schüler  nahe 
liegen. 

§.3.  Geographie  und  Geschichte. 

Ziel :  Kenntniss  des  Wichtigsten  aus  der  mathematischen  und  physikalischen 
Geographie.  Uebersichtliche  Kenntniss  Europas  und  der  übrigen  Erdtheile. 
Genauere  Kenntniss  der  österreichisch-ungariHchen  Monarchie  und  des  Heimat- 
landes. (Der  Unterricht  hat  so  viel  als  möglich  vergleichend  vorzugehen.)  Kenntniss 
der  Reichs-  und  Landesverfassung. 

Kenntniss  der  wichtigsten  Begebenheiten  der  allgemeinen  Geschichte  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Vaterlands-  und  Heimatsgeschichte. 

I.  Classe.   3  Stunden. 

a)  Verständnis»  des  Globus  und  der  Karte.  Uebersicbt  der  Erdtheile  nach 
horizontaler  und  verticaler  Gliederung,  nach  ethnographischen  und  politischen 
Verhältnissen. 

h)  Die  wichtigsten  Culturerscheinungen  des  Alterthums. 

II.  Classe.  3  Stunden. 

a)  Geographie  Europas  nach  Naturverhältnissen  und  Bewohnern  und  mit  Bezug 
auf  materielle  und  geistige  Cultur. 

h)  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  vater- 
ländischen Geschichte. 

in.  Classe.  3  Stunden. 

a)  Eingehende  Betrachtung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie ;  Kenntniss 

der  Verfassung  derselben. 
h)  Geschichte  der  Neuzeit^  besonders  der  österreichisch-ungarisehen  Monarchie. 
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§.  4.  Naturgeschichte. 

Ziel:  Kenntniss  der  fttr  das  bürgerliche  Leben  wichtigsten  Körper  in  den 
drei  Naturreichen  mit  KUcksicht  auf  deren  praktische  Verwerthung.  Kenntniss  des 
Menschen  nach  dem  Bau  seines  Leibes,  der  Thätigkeit  der  Organe  und  der  Pflege 
der  Gesundheit. 

L  Classe.  2  Stunden. 

ThierC;  Pflanzen  und  Mineralien,  die  der  Beobachtung  am  nächsten  liegen, 
geschildert  als  Individuen  nach  ihrer  Wesenheit ,  ihrer  Verbreitung  und  ihrer  Ver- 
wendung im  täglichen  Leben. 

IL  Classe.  2  Stunden. 

Thiere,  Pflanzen  und  Mineralien,  aufgefasat  nach  der  Aehnlichkeit  oder 
Unähnlichkeit  der  Merkmale  (Begriff  des  Systemes). 

in.  Classe.  3  Stunden. 

Die  Erscheinungen  der  Gesteinsformation  und  Verwitterung;  Verschiedenheit 
des  Bodens  nach  seinen  mineralischen  Bestandtheilen.  Bau  und  Organe  des 
menschlichen  Leibes  mit  Hervorhebung  der  wichtigsten  Sätze  aus  der  Gesund- 
heitslehre. 

•  _ 

§.5.   Naturlehre.  (Physik  und  Chemie). 

Ziel:  Auf  Beobachtung  und  Versuche  gegründete  Kenntniss  der  wich- 
tigeren Naturkräfte,  Naturerscheinungen  und  Naturgesetze.  Kenntniss  der  wich- 
tigsten Grundstoffe  und  der  häufiger  vorkqmmen^en  (unorganischen  und  orga- 
nischen) Verbindungen.  State  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  des  practischen 
Lebens. 

I.  Classe.  2  Stunden. 

Molekularerscheinungen. 
Wärmelehre. 

U.  Classe.  2  Stunden. 

Biagnetismus,  Elektricität,  SchaU  und  Licht. 

IIL  Classe.  2.Sti^nden. 

Die  fttr  das  practische  Leben  wichtigsten  Erscheinungen  aus  der  Statik  und 
Mechanik  der  festen  und  flüssigen  Körper  (die  daraus  residtirenden  Gesetze,  und 
die  darauf  begründeten  Maschinen). 

Die  wichtigsten  Elemente  aus  der.Aßifee.^er  ^]^qt9,lloide,  und  Metalle,  die 
bekanntesten  unorganischen  und  organischen,  Verbindijingen.  .Einweisung  auf  die 
einschlägigen  chemisch-technologischen  Operationen,  mit  besonderer  Berücksichti- 
gung des  Hauswesens. 

§.  6.   Arithmetik. 

Ziel:  Fertigkeit  und  Sicherheit  iniden  elementaren  Rechnungsoperationen  mit 
besonderen  Zahlen  und  den  gebräuchlichen  ,Vortbeiilen  und  Abkürzungen.  Gewandt- 
heit in  Bechnungsfällen  des  bürgerlichen  Lebens  und  in  der  einfachen  Buch- 
(tthnmg. 

I.  Classe.  2  Stunden. 

Das  decadische  System,  das  Rechnen  in  ganzen  (ujibei^annten  utid  einnami- 
gen)  Zahlen  und  in  Decimalbrüchen  mit  den  gebräuchlichsten  Rechnungsvortheilen, 
die  abgekürzte  Multiplication  und  Division.    Die  Eigenschaften  der  Zahlen,  das 
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Rechnen  in  gemeinen  Brüchen  und  mehrnamigen  Zahlen.  Das  metrische  System. 
Die  wälsche  Praktik. 

n.  Classe.  2  Stunden. 

Ziffergleichungen.  Quadrieren  and  Cnbieren,  Ausziehen  der  Qaadnt-  und 
Cubikwurzel.  Die  Lehre  von  den  Verhältnissen  und  Proportionen.  Einfache  und 
zusammengesetzte  Regel  de  tri;  einfache  Interessen-,  Rabatt-  und  Terminrechnung, 
der  Kettensatz.  Theilungsrechnung. 

m.  Classe.  2  Stunden. 

Procentrechnung  und  ihre  Anwendung  auf  Waarenpreisberechnung.  Die  ein- 
facheren Fälle  der  Zinseszinsrechnung.  Die  Münz-  und  Wechseh-echnung  (letztere 
mit  dem  Wichtigsten  aus  der  Wechselkunde).  Die  Berechnung  von  Staats-  und 
Industriepapieren.  Die  Waarencalcnlation,  die  Grundzüge  der  einfachen  Buch- 
führung. 

§.  7.   Geometrie. 

Ziel:  Für  die  Geometrie.  Sicherheit  im  Erkennen,  VergleicheUi  Be- 
rechnen und  Ausmessen  von  Raumgrössen. 

I.  Classe.  1  Stunde. 

Anschauung  und  Vergleichung  der  ebenen  geometrischen  Formen.  (Leicht- 
fassliche  Beweise  als  Grundlage  für  den  spätem  berechnenden  Theil  der 
Geometrie). 

II.  Classe.  1  Stunde. 

Berechnung  ebener  Flächen  nach  Umfang  und  Inhalt.  Anschauung ,  Ver- 
gleichung und  Berechnung  geometrischer  Körper. 

§.  8.  Freihandzeichnen. 

Ziel:  Fertigkeit  in  der  Auffassung  und  Wiedergabe  sowohl  nach  dem  Modell 
als  nach  der  Vorlage.  Fertigkeit  des  Zeichnens  ans  dem  Gedächtniss;  Uebung 
des  Augenmasses  und  Bildung  des  Geschmacks. 

Ein  bestimmtes  Ziel  lässt  sich  für  die  einzelnen  Classen  nicht  feststellen^  da 
dasselbe  von  den  in  der  Volksschule  erlangten  Vorkenntnissen  abhängig  ist 

Jede  Classe  wöchentlich  2  Stunden. 

§.  9.  Schreiben. 

Ziel:  Aneignung  einer  leserlichen ^  geläufigen  und  gefälligen  HandsehrUt| 
und  der  im  gewerblichen  Leben  vorkonmienden  Schriftarten. 
Jede  Classe  wöchentlich  1  Stunde. 

§.  10.  Gesang. 
In  jeder  Classe  wöchentlich  1  Stunde. 

§.  11.  Turnen. 
In  jeder  Classe  wöchentlich  1  Stunde. 

§.  12.  Weibliche  Handarbeiten.  Jede  Classe  wöchentlich  6  Stunden. 

§.  13.   Haushaltungskunde.  UL  Classe.  2  Stunden. 

Dieser  Unterricht  hat  zu  umfassen : 
aj  Belehrungen  über  die  Arbeitsstoffe  nach  ihrem  Ursprung;  ihrer  Beschaffen- 
heit;  Bereitung  und  nach  ihrem  Preise ; 
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bj  Belehrungen  Über  die  wichtigsten  Nahrnngsstoffe,  ihren  Ankauf  und  ihre 

Verwendimg ; 
cj  Belehrungen  ttber  die  Handarbeit  nach  ihren  verschiedenen  Arten  und  ihrer 

mannigfaltigen  Verwendung; 
dj  Bekanntmachung  mit  den  Werkzeugen  und  Geräthschaften,  deren  man  in  der 

Haushaltung  bedarf; 
ej  Belehrungen  ttber  die  Wohnung  des  Menschen  und  ttber  Krankenpflege. 

B.  Nichtobligate  LehrfAoher. 

§.  14.  1.  Zweite  Landessprache ;  an  nichtdeutschen  Bttrgerschulen  die  deutsche 
Sprache,  mindestens  2  Stunden  in  jeder  Classe. 

Den  Lehrplan  dafür  bestimmt  ttber  Antrag  des  Lehrkörpers  die  Landesschul- 
behOrde. 

Dies  gilt  auch  von  einer  fremden  Sprache,  wenn  sie  in  der  Bttrgerschule 
gelehrt  werden  soll. 

2.  Modelliren. 

Sehlassbestiiiiiiiang^en* 

Die  Organisirung  von  Facheursen  fttr  eine  specielle  Ausbildung  (siehe  §§.  10 
und  19  des  Volksschnlgesetzes),  erfolgt  ttber  Antrag  Detjenigen,  welche  die 
Kosten  bestreiten,  durch  die  LandesschulbehOrde. 

Stuidenplan* 

Obligate  Lehrfächer.  j^     jj^    jjL 

Beligion 1  1  1 

Unterrichtssprache  und  Aufsatzlehre ...5  5  5 

Oeographie  und  Geschichte 3  3  3 

Naturgeschichte 2  2  2 

Naturlehre 2  2  2 

Arithmetik 2  2  2 

Geometrie 1  1  — 

Freihandzeichnen 2  2  2 

Schreiben 1  1  1 

Gesang 1  1  1 

Turnen 1  1  1 

Weibliche  Handarbeiten 6  6  6 

Haushaltungskunde —  —  2 

27    27    28 
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Nr.  121. 

Ministerialerlass  vom  16.  August  1^70^  Z.  7517, 

an  den  Landesschnlratb  der  Bukowina^ 

betreffend  die  Matnritfttsprfiflmgstare  bei  WiederlioluDgsprflfaiigen  und  die 
Taxe  für  Prüfungen  ans  den  am  Gymnasinm  Tertretenen  freien  Gegenständen. 

In  Erledigung  des  Berichtes  Tom  18.  d.  M.,  Z.  €68  L.  S.  R.,  wird  der  mit 
Bezugnahme  auf  den  Ministerialerlass  vom  6.  Februar  1870^  Z.  12.128  ex  1869 
(Vdgsblatt.  1870,  S.  55,  Nr.  21),  gestellte  Antrag: 

sub  a)  Dasa  die  Maturitätsprüfungstaxe  für  den  Fall  derWieder- 
holung  der  Prüfung,  ohne  Rücksieht  darauf,  ob  der  betreifende  Abiturient  die 
YUI.  Gymnasialclasse  als  öffentlicher  Schüler  besucht  oder  dieselbe  als  Privat- 
schüler zurückgelegt  hatte,  ferner  ob  derselbe  im  ersteren  Falle  vom  Untenrichts- 
gelde  befreit  gewesen  ist  oder  nicht,  stets  6fl.  zu  betragen  habe,  genehmigt; 

der  sub  i^  gestellte  Antrag  dagegen,  dass  dieselbe  Taxe  für  Prüfungen 
aus  den  am  Gymnasium  vertretenen  Sprachen  und  anderen  freien 
Gegenständen  in  allen  Fällen  festgesetzt  werden  möge,  wenn  der 
Prüfungscandidat  dem  Gymnasium  nicht  als  Schüler  angehört, 
erscheint  zur  Genehmigung  nicht  geeignet ;  ebenso  wird  der  k.  k hin- 
sichtlich der  Lehrer  lebender  Sprachen  auf  den  Mtn.-Erlass  vom  27.  Deeember 
1849,  Z.  8432,  verwiesen,  womach  an  Orten,  wo  sich  keine  Universität  und  kein 
technisches  Institut,  aber  ein  Gymnasium  oder  eine  Oberrealschule  befindet,  die 
wirklich  angestellten  Lehrer  oder  Nebenlehrer  lebender  Sprachen  an  denselben 
ermächtigt  sind,  im  Beisein  des  Directors  und  gegen  eine  Taxe  von  2  fl.  10  kr. 
ö.  W.  mit  Candidaten,  welche  der  betreffenden  Mittelschule  nicht  als  Schüler 
angehören,  Prttfuugen  vorzunehmen  und  darüber  Zeugnisse,  welche  vom  Director 
auszufertigen  sind,  auszustellen,  worin  mit  bestimmten  Worten  Art  und  Grund  der 
Befähigung  des  Geprüften,  seine  Gedanken  mündlich  und  schriftlich  in  der  frag- 
lichen Sprache  auszudrücken,  zu  bezeichnen  ist 

Die  Lehrer  der  übrigen  freien  Gegenstände  an  Gymnasien,  der  Kalligcaphie, 
des  Zeichnens,  des  Gesanges  und  der  Gymnastik  erscheinen  zur  Ausstellumg  von 
Zeugnissen,  die  einen  öffentlichen  Charakter  an  sich  tragen,  an  Nichtstadirende 
der  betreffenden  Anstalten,  überhaupt  nicht  berechtigt. 

Nr.  122. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  18.  August 

1870,  Z.  8256, 

an  Bämmtliche  k.  k.  Landesschulräthe,  beziehungsweise  Länderchefs,  mit  Ausnahme  des 

Landesschulrathes  in  Lemberg, 

betreffiend  die  Gompetenz  zur  Zuerkennong  der  Qulquennalzidagen  an  die 
vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  9.  April 

1870,  B.  6.  Bl.  Nr.  46. 

Nachdem  in  jüngster  Zeit  mehrere  Anträge  von  Landesschulräthen  wegen  der 
Zuerkennung  von  Quinquennalzulagen  an  Professoren  von  Staatsntittelschnlen  in 
Gemässheit  des  Gesetzes  vom  9.  April  1.  J.,  R.  G.  Bl.  Nr.  46,  an  mich  gelangt  sind, 
wo  die  im  Min.-Erlasse  vom  13.  Juli  1.  J.,  Z.  Ö63ü  (Verord.  Bl.  für  den  Dienst* 
bereich  des  Minist,  für  Cult.  und  Unterr.  Nr.  115),  hervorgehobene  Voraussetzung 
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einer  zufriedenstellenden  Dienstleistung  der  Betreffenden  durch  das  einstimmige 
Votum  des  Landesschulrathes  sichergestellt  war,  so  finde  ich  mich  zu  der  Anord- 
nung bestimmt,  dass  in  derartigen  Fällen,  wo  über  die  Würdigkeit  des  die  Zaer- 
kennungderQuinquennalzuIagen  ansuchenden  Professors,  welcher  selbstverständ- 
lich bereits  im  Lehramte  bestätiget  sein  muss,  zum  Genüsse  dieser  Zulage  von 
keiner  Seite  ein  Bedenken  erhoben  wird,  von  dem  Landesschulrathe,  beziehungs- 
weise dem  Landeschef,  die  Zuerkennung  der  Quinquennalzulage  im  eigenen  Wir- 
kungskreise ausgesprochen  und  nur  in  solchen  Fällen,  wo  über  das  Vorhandensein 
der  erwähnten  Voraussetzung  für  die  Zuerkennung  der  Quinquennalzulage  von 
irgend  einer  Seite  ein  Zweifel  angeregt  wird,  unter  Vorlage  aller  bezugnehmenden 
Acten  eine  Entscheidung  eingeholt  worden  soll. 

In  gleicher  Weise  ermächtige  ich  die  Landesschulrathe,  beziehungsweise  die 
Länderchefs,  künftighin  die  Bestätigung  der  vom  Ministerium  ernannten  wirklichen 
Lehrer  im  Lehramte  nach  Ablauf  des  Probetrienniums  in  dem  Falle  Namens  des 
Unterrichtsministeriums  im  eigenen  Wirkungskreise  auszusprechen,  wenn  die 
betreffenden  Lehrer  die  volle  gesetzliche  Lehrbeßlhigung  nachweisen  und  gegen 
ihre  Stabilisirung  von  keiner  Seite  eine  Ein\Yendung  erhoben  wird. 

Nr.  123. 

Eriass  des  Mirtisters  fUrCultus  und  Unterricht  vom  20.  August  1870^ 

Z.  8171, 

an  die  Statthalterei  für  Niederösterreich, 
(aus  Anlass  eines  speciellen  Falles) 

betreifeud  die  Zulassung  jeher  Gyninasialschfiler  zur' Wiederholungsprüfung^ 
welche  iu  zwei  Gegenständen  eine  ungenügende  Note  erhalten  haben. 

In  billiger  Würdigung  der  mit  dem  Berichte  vom  14.  August  1870  dargelegten 
Gründe  und  in  der  Absicht,  den  §.  17,  Alinea  5  des  Gesetzes  vom  3.  März  1870 
für  das  Erzherzogthum  OesteiTeich  unter  der  Enns,  betreffend  die  Realschulen 
(Verord.  Bl.  des  Minist,  für  Cnlt.  und  Unterr.  Nr.  63),  mit  den  bezüglichen  Bestim- 
mungen des  bestehenden  iStaats-Ministerialerlasses  vom  2.  März  1 866,  Z.  4634-C.  U. 
(Verord.  Bl.  des  Minist,  für  Cult.  und  Unterr.,  Jahrg.  1870,  VII.  Stk.,  S.  169), 

in  Uebereinstimmung  zu  bringen,  finde  ich  es  der  k.  k (eventuell  dem 

Landesschulrathe  fUr  Niederösterreich)  anheimzustellen,  in  besonders  rüeksichts- 
würdigen  Fällen  solchen GymnasialschUlern,  welche  selbst  in  zwei  Gegenständen 
eine  ungenügende  Note  erhalten  haben,  die  Zulassung  zur  Wiederholungsprüfung 
aus  diesen  Gegenständen  zum  Zwecke  ihres  Aufsteigens  in  die  höhere  Classe  zu 
gestatten. 


Persomthiaehrichten. 

Seine  k.  und  k.  ApoBtolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
11.  Anglist  d.  J.  dem  Professor  der  gerichtlichen  Medizin  an  der  Wiener  Universität,  Dr. 
HioronTmus  Beer,  aus  Anlass  seiner  Versetzung  In  den  wohlverdienten  bleibenden  Ruhe- 
stand in  Anerkennung  seiner  vieljahrigen,  vielseitigen  und  verdienstvollen  Leistungen  den 
Titel  eines  Regierungsrathes  taxfrei  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.und  k.ApoBtoliBcbe  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntscbKessung  vom  H.Au- 
gust d.J,  dam  Bibliotbeksdiener  des  Wiener  Polyteohnikams ;  Johann  Steinbtlcbler,  in 
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Anerkennung  seiner  fünfzigjährigen,  treuen  Dienstleistung  das  silberne  VerdienstkreuE  mit 
der  Krone  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
17.  August  d.  J.  dem  ordentlichen  Professor  der  Mathemathik  an  der  Universität  zu  Lcmberg, 
Dr.  Ignaz  Lern  och,  bei  dem  Anlasse  der  von  demselben  erbetenen  Versetzung  in  den  bleiben- 
den Buhestand  die  Allerhöchste  volle  Zufriedenheit  mit  seiner  vieljährigen  ausgezeichneten 
Dienstleistung  im  Lebramte  allergnädigst  bekannt  zu  geben  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 

19.  August  d.  J.  dem  Profesor  der  deutschen  Sprache  und  Literatur  an  der  Universität  zu 
Rrakau,  Stiftspriester,  Dr.  Thomas  Bratranek,  das  Ritterkreuz  des  Franz- Josef-Ordens  aller- 
gnädigst zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöshster  Entschliessung  vom 

20.  August  d.  J.  dem  ordentlichen  Professor  der  österreishischen  Geschichte  an  den  Univer- 
sität zu  Innsbruck,  Heinrich  Glax,  bei  dem  Anlasse  seiner  Versetzung  in  den  bleibenden  Ruhe- 
stand die  Allerhöchste  Zufriedenheit  mit  seiner  vieljährigen  eifrigen  Dienstleistung  im  Lehr- 
amte allergnädigst  bekannt  zu  geben  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
20.  August  L  J.  dem  Direetor  des  I.  Staatsgymnasiums  in  Graz,  Dr.  Richard  Pei  nlich,  in  An- 
erkennung seiner  Verdienste  im  Lehrfache  den  Titel  und  Rang  eines  Schulrathes  allergnädigst 
EU  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
23.  August  1870  den  Privatdozenten  für  klinische  Propädeutik,  Doctor  Samuel  Stern,  zum 
ausserordentlichen  Professor  dieses  Faches  an  der  Wiener  Universität  allergnädigst  zu  ernennen 
geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Miyestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
23.  August  1.  J.  den  Privatdocenten  am  Wiener  Polytechnikum,  Dr.  Leander  Ditscheiner 
zum  unbesoldeten  ausserordentlichen  Professor  an  demselben  Institute  allergnädigst  zu  ernen- 
nen geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
30. August  d.  J.  deta  ordentlichen  Universitäts-Professor  in  Lemberg,  Dr.  Gustuv  Li  nker,  zum 
ordentlichenProfessorderclassischenPhylologie  an  der  Universität  in  Prag  und  den  disponiblen 
Professor  der  Krakauer  Hochschule,  Dr.  Johann  Wrobel,  zum  ordentlichen  Professor  des- 
selben Faches  an  der  Hochschule  zu  Lemberg  allergnädigst  zu  ernennen  geruht 


Der  Minister  flir  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  Gymnasium  in  Feldkirch  erledigte 
Lehrstelle  dem  dortigen  Supplenten  Hermann  Jag  er  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  k.  k.  Realgymnasium  zu  Vi!  lach 
erledigte  Zeichenlehrerstelle  dem  Professor  desselben  Faches  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in 
Rakovaö,  Carl  Pallasmann,  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Professor  und  Bezirksschul- 
Inspector  Heinrich  Noe  in  Graz  zum  Direetor  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Triesl 
ernannt,  und  je  eine  Hauptlehrerstelle  an  dieser  Anstalt  dem  bisherigen  Schuldirector  Jobann 
Bevelante  und  dem  Lehrer  Franz  Frtdrich  daselbst  verlieben. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  Hauptlehrerstelle  an  der  k.  k.  Lehrer- 
bildungsanstalt in  fi  ozen  dem  Lehrer  der  dortigen  Uebungsschule,  Peter  Hamp,  verliehen. 
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Der  Minister  dir  Cnltas  nnd  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Professor,  zngleich  Mitglied 
des  Btikoviner  Landesschulrathes  Demeter  Isopeskul  zum  Director  der  k.  k.  Lehrer- 
bildangsanstalt  in  Czernowitz  ernannt,  und  eine  Hauptlehrerstelle  daselbst  dem  Director 
der  Unterrealschule  in  Sniatyn,  Johann  Sonkup,  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  k.  k.  niederOsterreichischen  Auscultanten 
Dr.  Theodor  Erb  und  den  Amanuensis  der  k.  k.  Universitäts-Bibliothek  zu  Graz  Dr.  Albert 
Kosmatsch  zu  Amanuenses  an  der  k.  k. Universitats-Bibliothek  in  Wien  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasiallehrer  in  G  Ö  r  z ,  Franz  S  c  h  e  d  1  e 
zum  wirklichen  Lehrer  am  Staatsgymnasium  in  Trie  st  ernannt. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  den  städtischen  Volksschulen  in  Graz  sind  bis  1.  Ootober  d.  J.  mehrere  Lehrer- 
steilen  mit  dem  Gehalte  von  vorläufig  600  fl.,  darunter  die  Stelle  eines  Oberlehrers  an  der 
städtischen  Mädchenschule  der  inneren  Stadt  mit  600  fl.  Gehalt,  100  fl.  Functionszulage  mit 
Dienstwohnung,  sowie  im  Falle  der  graduellen  Vorrückung  mehrere  Unterlehrerstellen  mit 
400  fl.  Gehalt  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen,  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Taufscheine,  den  Studien-  und 
Beschäfdgungszeugnissen  belegt,  bis  zum  24.  September  d.  J.  bei  dem  Stadtschulrathe 
in  Graz  einzubringen. 

An  den  Volksschulen  der  Stadt  Linz  kommen  mit  Beginn  des  nächsten  Schuljahres 
9  Lehrer-  und  6  Unterlehrerstellen  zu  besetzen,  von  welch  letztem  2  Stellen  mit  Lehrerinen 
besetzt  werden  können. 

Mit  den  Lehrerstellen  ist  ein  Jahresgehalt  von  800  fl.  österr.  Währ.,  dann  eine  bis  zum 
vollendeten  zwanzigsten  Jahre  der  Dienstleistung  von  fünf  zu  fünf  Jahren  eintretende  Gehalts- 
erhöhung jährlicher  50  fl.  —  mit  den  Unterlebrerstellcn  ein  Jahresgehalt  von  400  fl.  österr. 
Währ.,  femer  gleichfalls  eine  bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Jahre  der  Dienstleistung  von 
fünf  zu  fünf  Jahren  eintretende  Gehaltserhöhung  von  jährUch  25  fl.  —  endlich  mit  den  Stellen 
der  Lehrerinen  80  Percent  des  Gehaltes  und  der  sonstigen  Bezüge  der  Unterlehrer  und  mit 
allen  Stellen  ein  Quartiergeld  im  Ausmasse  von  15  Percent  des  fixen  Gehaltes  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Gesuche,  die  gehörig  instmirt  und  insbesondere 
mit  den  die  Lehrbefahigung  nachweisenden  Belegen  versehen  sein  müssen,  bis  zum  28.  Sep- 
tember d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  für  die  Stadt  Linz  und  zwar  bereits  angestellte 
Lehrindividaen  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirksschulrathes  einzubringen. 

Am  k.  k.  Gymnasium  in  Iglau  mit  deutscher  Unterrichtssprache  ist  eine  Lehrerstelle 
für  Lateinisch  und  Griechisch  mit  den  an  diesem  Gymnasium  systcmisirten  Bezügen  zu 
besetzen. 

Die  vorschriftsgemäss  instruirten  Gesuche  sind  bis  Ende  September  1.  J.  im  Dienst- 
wege beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Brunn  einzubringen. 

Im  Neutitscheiner    Sohulbezirke  sind  folgende  Lehrerstellen  erledigt : 

1.  Die  Stelle  des  exponirten  Unterlehrers  in  Janowiz  (mit  böhmischer  Untenichis- 
spräche)  mit  einem  Gehalt  jährlicher  180  fl.  nebst  Wohnung  und  Holz. 

2.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  Volksschule  in  Petfkowitz  (mit  böhmischer  Unter- 
ricbtitsprache)  mit  dem  Gehalte  jährlicher  157  fl.  nebst  Wohnung  und  dem  Genüsse  eines 
Hausgärtchens. 

3.  Die  Unterlehrersstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Alttitschein  (mit 
böhmischer  Unterrichtssprache)  mit  dem  Gehalte  jährlicher  180  fl.  und  freier  Wohnung.  Der 
Unterlebrer  ertheilt  den  Unterricht  in  der  II.  Classe. 
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Bewerber  nm  diese  Stellen  habeu  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  dem  Nachweise 
ihrer  BefKhigung  versehene  Gesuche  bis  15.  September  bei  der  k.  k.  Bezirkshanptmann- 
Schaft  in  Neutitschein  zu  überreichen. 

ImTrebitscher  Schnlbezirke  sind  folgende  Unterlehrerstellen  erledigt: 

Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  slavischer  Unterrichtssprache 

in    Oppatau  mit  dem  Gehalte  jährlicher  45  fl.  nebst  freier  Wohnung,  der  ganzen  Kost  und 
Wäsche  beim  Lehrer. 

2.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  slavis  eher  Unterrichts- 
sprache inPribislawitz  mit  dem  Gehalte  jährlicher  126  fl.  ö.  W.  und  freier  Wohnung. 

3.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  slavischer  Unterrichts- 
sprache inRoketnitz  mit  dem  Gehalte  jährlicher  130  fl.  und  freier  Wohnung.  Bewerber  um 
eine  dieser  Stellen  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  und  mit  dem  Nachweise  ihres 
Alters,  ihrer  Befähigung  und  bisherigen  Verwendung  documentirten  Gesuche  bis  20.  Sep- 
tember d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  zu  Trebitsch  einzubringen. 

Bei  der  eindassigen  Volksschule  zu  Bullendorf,  Gerichtsbezirk  Mistelbach,  ist  die 
Lehrerstelle  mit  den  fassionsmässigen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  hierum  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten  Gresuche  bisEndeSeptember 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Mistelbach  einzubringen. 

Bei  der  directivmässigen  Communal-Hauptschule  zuDöbling  bei  Wien,  ist  die  Stelle 
einer  Lehrerin  mit  einem  Jahresgehalte  von  300  fl.,  einem  Qnartiergeld  von  120  fl.  eventuell 
Natural  Wohnung  und  dem  Bezüge  des  Honorars  für  Ertheilung  des  Industrie-Unterrichtes  zn 
besetzen. 

Bewerberinen  haben  ihre  mit  den  Befähigungszeugnissen  für  Hauptschulen  belegten 
Gesuche  bis  14.  October  d.  J.  an  den  Schulconcurrenzausschuss  für  Ober-  und  UnterdÖbling 
einzusenden. 

Die  Unterlehrersstelle  an  der  Volksschule  in  A  u  g  e  z  d  (Mähren)  mit  deutscher  Unter- 
richtssprache ist  zu  besetzen.  Mit  dieser  Stelle  ist  ein  Gehalt  von  126  fl.  ö.  W.  aus  Local- 
mitteln  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  wohlinstniirten  Gesuche  bis  15.  September  bei  der  k.  k. 
Bezirk shauptmannschafl  Littau  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  der  Vorstadt  Taschenberg  inBrüx  wird  für  die 
I.  Classe  eine  Lehrerin  angestellt,  welche  zugleich  befähigt  ist,  Mädchen  dieser  Schule  in  den 
weiblichen  Handarbeiten  zu  unterrichten. 

Diese  Lehrerin  wird  gemäss  §.  39  des  Landesgesetzes  vom  21.  Jänner  1870,  80  Percent 
von  jenem  Lehrergehalte  beziehen,  welcher  für  diese  Schule  festgesetzt  werden  wird. 

Vorschriftsmässig  belegte  Gesuche  sind  bis  zum  20.  September  I.  J.  beim  Orts- 
schulrathe  der  k.  Stadt  Brüx  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Neunkirchen  in  Niederösterreich  ist  die  filnfte  Unterlehrers- 
stelle mit  dem  Jahresgehalte  von  240  fl.  und  jährlichem  Quartiergelde  von  16  fl.  zn  besetzen. 
Die  Bewerber  um  diese  Stelle  wollen  ihre  gehörig  instmirten  Gesuche  bis  30.  September 
d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Neunkirchen  überreichen. 

An  der  Volksschule  zu  Ratk an  (Schlesien)  ist  die  Unterlehrersstelle  zu  besetzen,  mit 
welcher  bis  zur  definitiven  Regelung  der  Lehrergehalte  vorläufig  ein  Einkommen  von  126  fl. 
und  die  freie  Wohnung  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen über  ihr  Alter,  ihre  bisherige  Verwendung  und  Befähigung  bis  Ende  September 
],  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  zu  Troppau  einzubringen. 
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Bei  den  Volksschnlen  !o  der  Stadt  Mais  sau,  in  dem  Markte  Palkan,  in  den  Gemeinden 
See  fei  d  und  Unter-Nalb  sind  Unterlehrerstellen  mit  den  bisherigen  Bezügen  und  eventuell 
mit  dem,  nach  dem  Gesetze  vom  5.  April  d.  J.,  L.  G.  Nr.  35,  geregelten  Diensteinkommen  zu 
besetzen. 

Bewerber  wollen  ihre  Gesuche  unter  Nachweis  ihres  Alters,  der  Beflttiigung  und  früheren 
Verwendung  bis  zum  20.  September  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Oberholla- 
brunn einreichen. 

Nach  Umständen  wird  auch  auf  Unterlehrer,  welche  noch  kein  Lehrbeffthlgungs-Zeugniss 
besitzen,  Bedacht  genommen. 

An  der  fünfclaasigen  Volksschule  in  der  Stadt  G munden  ist  eine  Unterlehrerstelle 
mit  dem  Jahresgehalte  von  400  fl.,  welcher  vom  Zeitpuncte  der  ersten  definitiven  Anstellung 
an  einer  öffentlichen  Schule  eines  der  im  Beichsrathe  vertretenen  Länder  bis  zum  vollendeten 
20.  Dienstjahre  von  5  zu  5  Jahren  um  25  fl.  jährlich  erhöht  werden  wird,  und  mit  dem  Genüsse 
einer  freien  Wohnung,  beziehungsweise  eines  Quartiergeldes  jährlicher  60  fl.  definitiv  zu 
besetzen. 

Bewerber  haben  ihre,  wo  möglich  mit  dem  Nachweise  der  Befähigung  auch  zum  Zeichen- 
und  Turnunterrichte  belegten  Gesuche  um  diese  Stelle  bis  zum  12.  October  d.  J.  im  Wege 
des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Gmunden 
einzubringen. 

An  den  Volksschulen  in  Grein,  St.  Georgen  an  der  Gusen  und  Saxen  sind  Unter- 
lehrerstellen in  provisorischer  Eigenschaft  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  14.  S  eptember  d.  J. 
bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  Perg  einzureichen. 

An  der  Stadt  Reichenberger  Volksschule  gelangen  mit  1.  October  1870  vier  neue 
Unterlehrerstellcn  zur  Besetzung. 

Es  wird  demnach  für  diese  Stellen  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben,  und  an  Diejenigen 
welche  sich  um  eine  derselben  bewerben  wollen,  die  Aufforderung  erlassen,  ihre,  mit  dem 
Taufscheine,  dem  Moralitätszeugnisse  und  dann  ihre  Qualification  für  eine  vollständige  Volks- 
schule nachweisenden  Behelfe  belegten  Gesuche  bis  Ende  September  d.  J.  bei  dem 
Bezirksschulrathe  in  Reichenberg  einzubringen. 

Die  Bewerbungsgesuche  bereits  angestellter  Lehrindividaen  sind  im  Wege  ihres  vorge- 
setzten k.  k.  Bezirksschulrathes  einzusenden. 

Der  mit  jeder  der  vier  Unterlehrerstellen  verbundene  Gehalt,  wird  sich  nach  der  Classe 
richten,  in  welche  die  Stadt  Reichenberg  nach  §§.  21  und  22  des  Laadesgesetzes  vom  21. 
Jinner  1870  vom  k.  k.  Landessohulrathe  gereiht  werden  wird. 

An  der  Staats-Oberrealschule  zu  Innsbruck  ist  die  Stelle  eines  Lehrers  der  italienischen 
und  französischen  Sprache  zu  besetzen.  Jahresgehalt  800  fl.  Localzulage  150  fl. 

In  Ermanglung  gesetzlich  qualificirter  Bewerber  würde  für  diesen  Posten  ein  Supplent  mit 
der  normalmässigen  Substitutionsgebühr  bestellt  werden. 

Die  vorschriftsmässig  belegten  Gesuche  sind  bis  15.  September  d.  J.  bei  der  k.  k. 
Statthalterei  in  Innsbruck  einzubringen,  und  zwar  im  Dienstwege,  falls  der  Bewerber  bereits 
an  einer  Öffentlichen  Lehranstalt  in  Verwendung  steht 

An  der  Lehrerbildungsanstalt  in  St  Polten  werden  zwei  Hauptlehrerstellen  besetzt 
werden,  und  zwar  die  eine  für  die  Erziekongslehre,  Geographie  und  Gesohichte  und  das 
deutsche  Sprachfach  und  die  andere  fUr  Naturgeschichte,  Chemie  und  Physik  mit  Freihand- 
zeichnen. 

Mit  jeder  dieser  Dienststellen  ist  ein  jähriieher  Gehalt  von  1000  fl.  bis  l^&M.  mit  Quin- 
quennalzttlagen  von  100  fl.  verbunden. 

Die  Bewerber  um  diese  Dienstesatellen  haben  ihre  an  die  k.  li.  niederöstevreichische 
Statthalterei  gerichteten  Gesuche  längstens  bis  zum  15.  September  L  J.  bei  der  Direetion 
der  genannten  Lehrerbildungsanstalt  einzubringen. 


532 

An  der  Landes-Unterrealschale  In  An  s  p i  t  z  Bind  folgende  Stellen  zn  besetzen : 

1.  die  St^e  des  Directora  ; 

2.  die  Lehrstelle  für  die  Religiouslcbre  nebst  sabsidiarischer  Verwendung  für  ein  zweites 
Fach; 

3.  die  Lehrstelle  für  die  französische  Sprache,  nebst  subsidiarischer  Verwendung  für  ein 
zweites  Fach; 

4.  die  Lehrstelle  für  deutsche  Sprache  nebst  Geographie  und  Greschichte  ; 

5.  die  Lehrstelle  für  Freihand-  und  Linearzeichnen ; 

6.  die  Lehrstelle  für  Mathematik,  Physik  und  Chemie. 

Da  die  Landes-Unterrealschule  in  Ausp  i  t  z  neu  organisirt  wird,  so  ist  die  angegebene 
Gruppirung  der  Lehrfacher  als  keine  feststehende  anzusehen  und  es  können  in  berücksichti- 
genswerthen  Fällen  Aenderungen  derselben  vorgenommen  werden. 

Die  Lehrstellen  sind  mit  einem  Gehalte  von  700  fl.  ö.  W.  nebst  dem  Anrechte  auf  Quin- 
quennalzulagen  mit  je  100  fl.  ö.  W.  systemisirt,  wozu  für  den  Director  noch  eine  Functions- 
Zulage  mit  200  fl.  ö.  W.  kömmt 

Im  Sinne  des  §.  11  des  Gesetzes    vom  9.  April  1870  wurde  die  Beobachtung  der  Recipro- 
cität  ausdrücklich  erklärt. 

Die  vorschrifbsmässig  instruirten  Gesuche  sind  bis  20.  September  1.  J.  im  Dienstwege 
beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Mähren  einzubringen. 

Ander  einclassigen  Volksschule  in  St  Georgen  bei  Tolled  (polit  Bezirk  Wels)  ist 
die  Lehrerstelle  definitiv  zu  besetzen.  Mit  derselben  ist  nebst  der  freien  Wohnung  ein  Jahres- 
gehalt von  600  fl.  verbunden,  wozu  noch  die  gesetzmässige  Gehaltserhöhung  von  fünf  zu  fünf 
Jahren  um  50  fl.  bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Jahre  der  Dienstleistung,  kommt 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  24.  September  d.  J.  im  Wege  des 
vorgesetzten  Bekirksschnlrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathein  Wels  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zuOlbersdorf,  Bezirk  Jägemdorf  (Schlesien),  ist  die  Stelle  eines 
Unterlehrers  zu  besetzen»  mit  welcher  vorläufig  bis  zur  allgemeinen  Gtohaltsregulirung  ein  Ein- 
kommen von  160  fl.  österr.  Währ,  verbunden  ist 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  dem  Lehrfahigkeits-,  Sitten-  und  Verwendungs- 
zeugnisse, dann  mit  der  Qualificationstabelle  belegten  Gesuche  bis  2.  Oc tober  d.  J.  bei  der 
k.  k.  Bezirkshauptmannschait  in  Jägemdorf  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volkschule  zu  Tschimischl  mit  deutscher  Untorrichtsspraohe  ist 
die  Stelle  des  Lehrers,  mit  welcher  bisher  ein  fassionsmässiges  Jahreseinkommen  von  210  fl. 
österr.  Währ,  nebst  Wohnung  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschrifbsmässig  instruirten  Gesuche  bis  Ende 
September  d.  J.  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Schönberg  einzubringen. 

Am  viercla»8igen  Landcs-Realgymnasium  in  Mährisch-Neustadt  sind  folgende 
Stellen  zu  besetzen: 

1.  Die  Stelle  des  Directors; 

2.  eine  Lehrstelle  für  die  Religionalehre  mit  subsidiarischer  Verwendung  für  ein 
zweites  Fach ; 

3.  eine  Lehrstelle  für  die  lateinische  und  griechische  Sprache; 

4.  eine  Lehrstelle  für  deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte; 

5.  eine  Lehrstelle  für  Mathematik,  Physik  und  Chemie; 

6.  eine  Lehrstelle  für  Freiband-  and  Linealzeichnen. 

Da  das  Landes-Bealgymnasium  neu  organisirt  wird,  so  ist  die  angegebene  Gruppimng 
der  Lehrfächer  als  keine  feststehende  anzuseheu  und  es  können  in  berücksiohtigeniwerthen 
Fällen  Aenderungen  derselben  vorgenommen  werden. 

Für  den  Director  ist  ein  Gehalt  von  700  fl.  imd  eine  FuncdonsittUge  von  200  fl.,  für 
jeden  der  ordentlichen  Lehrer  ein  Gehalt  von  700  fl.,  bei  allen  mit  dem  Rechte  auf  Qninqnennal* 
Zulagen  mit  je  100  fl.  ö.  W.  systemisirt. 
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Im  Sinne  des  §.  11  des  Gesetsea  vom  9.  April  1870  wurde  die ! Beobachtung  der  Recipre- 
citftt  auBdrücklich  erklärt 

Die  vorschrifhnässig  instniirten  Gesuche  sind  bia  zum  90.  Sieptembe  r  d«  J.  im  Dienst- 
wege beim  k.  k.  Landesschulrathe  für  Mfihren  einsureichen. 

An  der  vierclaseigen  Volkssobule  der  Stadt  Mttglitz  mit  deutscher  Unterrichtssprache 
ist  eine  Uateriehrerstelle  sra  besetzen,  mit  welcher  ein  JahresgeiiaH  von  900  fl.  ö.  W.,  dann  ttm 
Wohnung  und  Beheizung  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  25. 
September  d.  J.im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Schulanfsichtsbehörde  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft  in  Hohenstadt  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  deutscher  Unterrichtssprache  in  Friedland 
(Iffihren)  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers,  mit  welcher  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregulirung 
der  Bezog  von  Jährlichen  200  fl.  und  zwei  Klaftern  weichen  Brennholzes,  dann  der  Genuss 
einer  Naturalwohnung  verbunden  ist,  zu  besßtzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftmässig  documentirten  Gesuche  im  Dienstwege  bis  18. 
September  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmanuschaft  in  ROmerstadt  einzubringen. 

Bei  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Gaunersdorf  ist  die  Unterlehrersatelle  zu 
besetzen. 

Mit  diesem  Posten  ist  bis  zur  aU^emeinea  Ocgsaisirung  des  Leihrerdienstes  ein  Jahrea- 
gehalt  von  100  fl.  aus  Gemeindemitteln,  dann  freie  Wohnung  und  gänzliche  Verpflegung 
verbunden. 

Bewerber  um  dieaen  Posten  haben  ihre  gehörig  belegten  Gemiohe  bie  20*Septenftbor 
d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmanuschaft  Ifiatelbaeh  au  überreiehen. 

An  der  Nebenschule  zu  Rronbichl  in  der  Gemeinde  Breitenbach  ist  der  »Posten  eines 
Unterlehrers  mit  dem  Jahreseinkommen  von  126  fl.  von  Martini  d.  J.  an  provisorisch  neu  zu 
besetzen. 

Bewerber  am  diesen  Posten  haben  ihre  belegten  Gesuche  bis  30.  September  d.  J.  bei 
der  k.  k.  Bezirkshauptmanuschaft  Kufstein  einzubringen. 

An  der  Landesunterrealschule  in  Sternberg  sind  die  Stelle  des  Directors  und  folgende 
Lehrstellen  su  besetzen: 

1.  Pflr  die  Religionslehrc  nebst  subsidiarischer  Verwendung  für  das  deutsche  oder 
französische  Sprach&ch,  oder  fhr  Geographie  und  Geschichte; 

2.  fllr  deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte; 

3.  für  Mathematik  und  Physik; 

4.  für  Naturgeschichte  und  Chemie; 

5.  fQr  Freihand-  und  Linearzeichnen; 

6.  für  französische  Sprache  nebst  subsidiarischer  Verwendung  für  die  deutsche  Sprache. 

Da  die  Landesunterrealschule  in  Stemberg  neu  organisfrt  wird,  so  ist  die  angegebene 
Gruppirung  der  Lehrfächer  als  keine  feststehende  anzusehen  und  es  können  in  bertlcksfch- 
tigenswerthen  Fällen  Aenderungen  derselben  vorgenommen  werden. 

Die  Lehrstellen  sind  mit  einem  Gehalte  von  700  fl.  nebst  dem  Anrechte  auf  Quinquennal- 
Zulagen  in  der  Höhe  von  je  100  fl.  systemisirt,  wozu  für  den  Director  noch  eine  Functionszulage 
mit  200  fl.  kömmt. 

Im  Sinne  des  §.11  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870  wurde  die  Beobachtang  der  Recipro- 
cität  ausdrücklich  erklärt 

Die  vorschriftsmässig  instruirtcn  Gesuche  sind  bis  18.  September  l.  J.  im  Dienstwege 
beim  k«  k,  Landesschulrathe  in  Mähren  einzubringen. 
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Im  Schalbezirke  Mährisch -Trübau,  an  der  VolksBobnIe  in  Markt-Türnau,  mit 
deutscher  und  Blavischer  Unterrichtssprache  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem  jährlichen 
Gebalte  von  200  fl.  österr.  Währ,  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Befahigun  gs-  oder  sonstigen  Zeugnissen 
über  ihre  bisherige  Verwendung  belegten,  an  den  k.  k.  Bezu'ksschulrath  gerichteten  Gesuche, 
und  zwar,  wenn  sie  bereits  in  einer  Anstellung  sich  befinden  sollten,  im  Wege  ihrer  vorge- 
setzten Behörde  bis  zum  14.  September  1.  J.  bei  der  Bezirkshauptmannschaft  in  Mährisch- 
Trübau  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  in  Penne wang  ist  die  Lehrerstelle  definitiv  zu 
besetzen.  Mit  derselben  ist  nebst  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von  600  fl.  verbunden, 
wozu  noch  die  gesetzmässige  Gehaltserhöhung  von  fünf  zu  fünf  Jahren  um  50  fl.  ^bis  zum 
vollendeten  20.  Jahre  der  Dienstleistung  kommt. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  25.  September  d.  J.  im  Wege  des 
vorgesetzten  Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathein  Wels  einzubringen. 

An  der  k.  k.  Oberrealschule  zu  Linz  sind  zwei  Lehrstellen,  die  eine  für  die  französische, 
die  andere  für  die  englische  Sprache  mit  den  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  für  Mittel- 
schulen erster  Classe  systemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber,  welche  den  vorgeschriebenen  Bedingungen  entsprechen  und  zugleich  die 
Lehrbefahigung  für  ein  zweites  Lehrfach  besitzen,  haben  ihre  gehörig  documentirten  und  an 
das  k.  k.  Ministerium  für  Cnltus  und  Unterricht  gerichteten  Gesuche  bis  25.  Septembe  r  bei 
dem  k.  k.  Landesschulrathe  für  OberOsterreich  im  Dienstwege  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  in  der  Stadt  We  idenau  (Schlesien)  ist  die  Stelle  de» 
dirigirenden  Oberlehrers  zu  besetzen.  Mit  dieser  Lehrstelle  ist  vorläufig,  bis  zur  allgemeinen 
Gehaltsregulirung  der  Lehrer,  der  Bezug  eines  jährlichen  Gehaltes  von  400  fl.  and  einer 
Functionszulage  von  100  fl.  nebst  Naturalwohnung  im  Schulgebäude  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  mit  den  Nachweisen  über  Alter,  Stand, 
bisherige  Verwendung  und  erlangte  Lehrbefahigung  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft 
zu  Freiwaldau  bis  30.  September  1.  J.  einzubringen. 

An  der  k.  k.  deutschen  Oberrealschule  zu  Prag  ist  eine  Assistentenstelle  für  das  lineare 
Zeichnen  zu  besetzen.  Bewerber  um  diesen  Posten,  mit  welchem  eine  Remuneration  jährlicher 
800  fl.  verbunden  ist,  mögen  ihre  gehörig instruirten  Gesuche  bis  20.  September  d.  J.  bei 
der  Direction  der  genannten  Realschule  einbringen. 

Au  dem  neu  zu  organisirenden  vierclassigen  Landesrealgymnasium  in  Mährisch- 
Schönberg  ist  die  Lehrstelle  für  die  lateinische  und  griechische  Sprache  mit  dem  system- 
massigen  jährlichen  Bezüge  von  700  fl.  ö.  W.  und  dem  Anrechte  auf  Quinquennalzulagen  mit  je 
100  fl.  ö.  W.  zu  besetzen. 

Da  der  mährische  Landtag  in  der  iSitzuug  vom  31.  August  1.  J.  den  Bescliluss  gefasst 
hat,  die  bisher  festgestellten  Gehalte  für  die  Lehrer  an  den  Landesunterrcalschulen  und  den 
vierchiBsigen  Landesrealgymnasien  mit  600  fl.  ö.  W.  auf  700  fl.  ö.  W.  zu  erhöhen,  und  statt  der 
Decennalzulagen  mit  200  fl.,  QuinquennalzuUgen  mit  100  fl.  ö.  W.  einzuführen ,  so  wird  die 
Bewerbung  für  die  mittelst  Kundmachung  vom  5.  August  1870  als  zur  Besetzung  zu  gelan- 
genden Stellen  an  dem  Schönberger  Realgymnasium  durch  diese  Verlautbarung  neuerdings 
gestattet. 

Diese  Stellen  sind : 

1.  Die  Stelle  des  Directorsj 

2.  für  die  Religionslehre  nebst  subsidiarischer  Verwendung  für  das  deutsche  Sprachfach 
oder  tUr  Geographie  oder  Geschichte; 

3.  für  deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte; 

4.  für  Mathematik,  Physik  und  Chemie; 

5.  fUr  Freihand-  und  Linearzeichnen. 
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Im  Sinne  des  §.  11  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870  wurde  die  Beobachtung  der 
Keciprooität  ausdrücklich  festgesetzt. 

Die  vorsehriftmässig  instruirten  Gesuche  sind  bis  18.  September  1.  J.  im  Dienstwege 
beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Mähren  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  der  Ol  mutz  er  Vorstadt  Nengasse  mit  deutscher  Unterrichts- 
sprache ist  die  Stelle  eines  zweiten  Lehrers  oder  Unterlehrers  mit  dem  Gehalte  jährlicher 
240  fl.  ö.  W.  und  freiem  Quarder  eriedigt 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Befähigungs-  und  Verwendungs-Zeugnissen, 
sowie  mit  den  Nachweisen  über  musikalische  Kenntnisse  belegten  Gesuche  bis  Ende 
September  I.  J.  bei  dem  Ortssehnlrathe  in  Neugasse  einzubringen. 

Aus  Anlass  der  unumgänglich  nothwendigen  Vermehnmg  der  Schuldassen,  dann  in  Folge 
der  Erledigung  mehrerer  Unterlehrersteljen  im  Sohulbezirke  L  ed  e  S  (Böhmen),  werden  schon  mit 
Beginn  des  nächsten  Schidjahres  mehrere  Lehrkräfte  mit  dem  im  §.  22  des  Landesschulgesetzes 
vom  21.  Jänner  1870  bemessenen  Gehalte  auO^enommen  und  zwar  in  den  nachstehenden 
Gemeinden : 

1.  VierLehrer  (ÜrLeded,  Unter-Kralovic,  Svetla  und  Zru£  (diese  Orte  sind  in  die 
erste  G^haltsclasse  mit  Jährlichen  600  fl.  beantragt) 

2.  Sechs  Unterlehrer  und  zwar  für  Borovniö,  Hnßvkovic ,  Unterstadt,  Leded,  Zhof 
und  Zruö  (die  Schulen  in  Leded  und  Zru6  sind  In  die  erste,  die  Schulen  inBorovnid,Hn6vkovic, 
Unterstadt  und  Zhoi^  in  die  dritte  GehaltschiJ^se  beantragt).  An  allen  diesen  Schulen  ist  die 
Unterrichtssprache  die  böhmische. 

Die  Bewerber  um  eine  dieser  erledigten  Stellen  wollen  ihre  mit  dem  Taufscheine,  dann 
mit  den  Zeugnissen  über  ihre  LehrbefUhigung  und  bisherige  Verwendung  im  Schulfache  docu- 
mentirten  Gesuche  bis  15.  October  1.  J.  bei  demjenigen  Ortssehnlrathe  einbringen,  wo  sie 
sich  um  die  Lehrerstelle  bewerben. 

Uebrigens  haben  sich  die  Bewerber  in  ihren  Gesuchen  zu  erklären,  ob  sie  sich  auch  mit 
einem  andern  der  oberwähnten  Dienstorte  zufrieden  stellen  würden,  wenn  ihnen  die  angesuchte 
Stelle  nicht  verliehen  werden  könnte. 

Zur  Besetzung  der  am  deutschen  polytechnischen  Landesinstitute  zu  Prag  erledigten 
ordentlichen  Professur  für  Mineralogie,  Geognosie  und  Palaeontologie  mit  deutscher  Unter- 
richtssprache wird  hiemit  der  Concurs  bisEndeOctoberl.  J.  ausgeschrieben. 

Hit  der  ordentlichen  Professur  ist  ein  Jahresgehalt  von  2000  fl.  ö.  W.  mit  dem  Rechte 
der  Vorrücknng  in  die  höheren  Gehaltskategorien  von  2500  fl.  und  3000  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Diese  Vorrückuug  findet  in  der  Weise  statt,  dass  den  Professoren  nach  einer  Reihe  von 
zehn  im  Range  eines  ordentlichen  Professors  an  einer  Universität  oder  technischen  Lehranstalt, 
zugebrachten  Dienstjahren  der  Anspruch  auf  die  höhere,  und  nach  zwanzig  solchen  Dien  st- 
jahren  auf  die  höchste  Gehaltsstufe  erwächst. 

Bewerber  um  die  Eingangs  erwähnte  Professur  haben  ihre  Gesuche  innerhalb  der  ange- 
gebenen Concursfrist  beim  Rectorat  des  deutschen  Polytechnikums  in  Prag  einzubringen,  und 
nebst  Angabe  des  Alters,  gegenwärtigen  Wohnortes  und  Charakters,  ihre  wissenschaftliche 
Befähigung,  bisherige  Verwendung  und  allenfallige,  literarische  Thätigkeit  nachzuweisen. 

Am  Staatsgymnasium  mit  deutscher  Unterrichtssprache  in  Görz  ist  eine  Lehrstelle  fUr 
classische  Phylologie  erledigt,  mit  welcher  die  gesetzlich-systemisirten  Bezüge  verbunden 
sind. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  bis  10.  October  im  Wege  ihrer  vor- 
gesetzten Schulbehörde  vorzulegen. 

Die  Kenntniss  einer  der  dortländigen  Landessprachen  -«  des  Italienischen  oder  des 
Slovenisohen  —  wird  zar  besonderen  Empfehlung  dienen. 

Ad  der  Staatsoberrealschole  mit  deutscher  Unterrichtssprache  in  Görz  ist  eine  Lehr- 
stelle für  das  italienische  Sprachfach  mit  dem  vom  Gesetze  systemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 
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Bewerber  um  diese  SteDe  haben  ihre  gesetiUche  Befähigung  für  den  Unterricht  in  der 
italienischen  Sprache  an  einer  vollständigen  Mittelschule  naohauweisen  und  die  vorscbrift- 
mäesig  instmirten  Gesuche  bis  10.  October  1.  J.  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde  bei 
dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Görz  einzubringen. 

Ab  der  dreiolaasigen  Volksschule  zuPeutschleuthen  im  politiBchen  Amtsbezirke 
Freist»dt  (Schlesien)  sind  zwei  UnterlehrersteUea  mit  dem  Jahresgehalte  von  150  A.  6.  W. 
nebst  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Nebst  der  deutschen  ist  die  vollkommwe  Kenntaiss  der  böhmischen  und  p<^nischen 
Unterrichtssprache  erforderlich. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bei  der  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  Freistadt  bis30.  September!.  J.  einzubringen. 

Ander  k.  k.  Oberrealschule  zu  Salzburg  ist  die  Stelle  eines  Lehrers  für  die  franzö- 
sische und  englische  Sprache  mit  dem  Jahresgehalt«  von  800  fl.  und  der  Localzulage  von 
150  fl.  zu  besetzen. 

Die  vorschriftm&ssig  belegten  Gesuche  sind  bis  20.  September  d.  J.  bei  dem  k.  k. 
Laodesschukathe  in  Salzburg  und  zwar  im  Wege  der  vergesetzten  SckulbehördCi  wenn  der 
Bewerber  an  einer  Lehranstalt  in  Verwendung  steht,  sn  fiberreichen. 

In  Ermanglung  gesetzlich  qualificirter  Bewerber  wird  fQr  den  Poeten  ein  Supplent 
mit  der  normahnfissigen  SubstitutionsgebiUir  bestellt  werden. 


Verfttgunnen, 

betreffend  Lehrbficher  und  Lehrmittel. 

Der  Minister  fUr  CuHus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  der  niederöster- 
reichichen  Landesschulbehörde  das  „Lehrbnch  der  Geographie  für  Mittelschulen^ 
von  Dr.  Carl  Hasselbach,  Wien  1870,  Becks  UniTersitäts-Buchhandlung  (Preis 
eines  Exemplare«  72  kr.)  zum  Lehrgebranche  an  den  niehtflelbatständigen  Unter- 
realschnlen,  rlicksichtlicb  Bürgerschulen,  für  znlässig  erklärt.  (C.  U.  M.  Z.  7661 
ex  1870.) 

Hemmerling  J.  Uebungsbnch  zum  Uebersetzen  aus  dem  Deutschen  ins 
Lateinische  für  obere  Gynmasialclassen  etc.  I.  Tbeil,  Aufgabe  für  Secunda.  Köln 
1870,  8.  Preis  1  fl.  90  kr.  ö.  W. 

Mit  Ministerialerlass  vom  14.  August  1870^  Z.  7764,  zum  Unterriehtsgebrauohe  ia  den 
oberen  Classen  der  Gymnasien  und  Realgymnasien  mit  deutseher  Unterrichtssprache  allgemein 
zngelassea 

Nachbenannte  in  Eduard  H  0 1  z  e  Vs  Verlag  zu  Wien  und  Ohntttz  heranagege- 
bene  Kartenwerke  des  Oymnasialprofessors  B.  Eozen,  als: 

Wandkarte  der  Planiglobien^  Ausgabe  ohne  Sternenhimmel,  Preis  1  fl.  40  kr. 

Wandkarte  der  Planiglobicn/  Ausgabe  mit  Sternenhimmel,  Preis  1  fl.  80  kr. 

Karte  der  Planiglobien  mit  böhmischer  Terminologie  (mapa  zemikoull),  Preis 
1  fl.  60  kr. 

Wandkarle  von  Europa,  Preis  2  fl. 

Dieselbe  mit  böhmischer  Terminologie  (Mapa  Europy)^  Preis  2  fl.  40  kr. 

Geographischer  Sefanlallas,  Aufgabe  in  6  Earte%  deutsch,  Preis  30  kr. 

Derselbe  mit  böhmiacher  Terminok  gie  (Zem^ien^  atlaseiistech)  Preis 40 kr. 
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Derselbe  mit  pekiiseber  Terminologie  (JeogpriaficzDy  adas  szkolny)  Preis  40  kr. 

Geographischer  Schulatlas  in  12  Karten,  deutsch,  Preis  56  kr. 

Derselbe  mit  böhmischer  Terminologie  (Zemgpisn^  atlas  v  12  listech); 
Preis  72  kr. 

Derselbe  mit  polnkeher  Terminologie  (Jeografiezny  atlas  skolny,  wydanie  w 
12  mapach),  Preis  72  kr. 

Kleiner  geographischer  Atlas  in  18  Karten,  deutsch,  Preis  80  kr. 

Derselbe  mit  böhmischer  Terminologie  (Zeraftpisn^  atlas  v  18  listech)  Preis 
1  fl.  12  kr. 

Derselbe  mit  polnischer  Terminologie  (Jeograficzny  atlas  szkoJny,  wydanie 
w  18  mapaeh),  Preis  1  fl.  12  kr. 

Atlas  der  österreiehisch-angarischen  Monarchie,  deatsch,  Preis  90  kr. 

werden  als  geeignete  Lehrmittel  fUr  den  geographischen  Unterricht  an  den  Volks-  uud 
Bürgerschulen  bezeichnet  (€.  U.  M.  Z.  790r3  ex  1870.) 

Mit  dem  MinisterialerlasBe  vom  9.  Augast  d.  J.,  Z.  7342,  wurden  nacbbenannie  Lehrbücher 
zum  Unterriobtsgebrauche  an  Oberrealsohnlen  mit  böhmischer  Unterriclitsspradie  für  suläsaig 
erklärt: 

Lepaf.  VSeobecn^  d^epis  k  potfebS  i&kft  na  TyiSich  gymnasiioh  öeskoslo- 
vansk^^-ch.  Dil  I.  Star^  vfck.  (Preis  1  fl.  60  kr.)  Prag,  bei  Kober,  1867. 

Lepah  Vfieobecn;^  dSjepis  k  potfebg  2&ku  na  vysfiich  gymnasiich  ieskoslo- 
vansk:^ch.  Dil  H.  Stfedov«k.   (Preis  1  fl.  60  kr.)  Prag,  bei  Kober,  1869. 

Kov&f.  Vfieobecn^  d&jepis  ka  potfeb6  z&kü  na  realnych  SkoUch  öeskoslo- 
vansk^ch.   Dil  I.   (Preis  1  fl.  72  kr.)  Prag,  bei  Koher,  1869. 

Koväj.  VSeobecn^  d&jepis  kn  potf eb£  2&kft  na  realnych  fikoläch  ceskoslo- 
vansk^ch.   Dil.  U.   (Preis  1  fl.  40  kr.)  Prag,  hei  Kober,  1870. 

Jahn.  Chemie  öili  luöba.  Die  16.  vydini  Schoedlerovy  „Knihy  prlrody". 
Druhö;  opravene  a  rozmnoiene  vydani.  (Preis  1  fl.  40  kr.)  Prag,  bei  Kober,  1869. 


Kundmachung 


des  steiermärkiseheB  LaBdesauHschusses  wegen  Besetzung  der  Directors- 

stelle  an  der  landsehaftlfehen  Bflrgerschule  in  Gllli. 

« 

Bdl  der  mit  Aafiifig  November  d.  J.  in  der  Stadt  Cilli  zu  eröffnenden  landschaftlichen 
Biirgorscbule  ist  die  Stelle  des  Directors,  zugleich  Lehrers  zu  besetzen. 

Bewerber  um  die^  Stelle  haben  ihre  Befähigung  durch  das  Zeugniss  fiber  die  mit  gutem 
Erfolge  bestandene  Lehramtscandidaten-Prüfvng  wenigstens  fÜrUnterrealschuIen  nachzuweisen. 

Mit  der  erwähnten  Stelle  ist  ausser  freier  Dienstwohnung  ein  Jahresgehalt  von  äOO  fl.  mit 
dem  Rechte  der  Vorrückung  in  die  höheren  Gehaltstufen  von  900  und  1000  fl.  nach  zehn-,  rück- 
siohtBweise  zwanzigjähriger,  in  der  Eigenschaft  als  Lehrer  an  einer  Bürger-  oder  Mittelschule 
zurückgelegter  Dienstleistung,  ferner  der  Bezug  einer  Functionszulage  jährlicher  200  fl.  ö.  W. 
verbunden;  die  definitive  Bestätigung  im  Lehramte  erfolgt  jedoch  erst  nach  zurückgelegter 
dreijähriger  Dienstzeit. 

Die  mit  den  erforderliehen,  das  Alter,  die  znrOckgelegten  Stadien,  die  Sprachkenntnisse, 
die  bisherige  Verwendung  im  Lehrfache  und  namentlich  die  Befähigung  zur  Leitung  von 
Unterrichtsanstalten  nachweisenden  Belegen  vollständig  instruirten  Gesuche  sind  bis  Ende 
September  1.  J.  bei  dem  steierm.  Landesansschusse  zu  überreichen. 

Oraz,  am  1.  Septeonber  1870. 

Vom  steierm.  Landesausschosse. 
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Fhysicalischer  Apparat 

für  Yolksschulen 

nach  Wtirtembergischem  System  zusammenRestellt 

und  angefertigt  von 

Franz  Batka  in  Prag. 


Dieses  Lehrmittel  umfasst  in  der  I.  Serie  die  unerlässlichen  Gegenstände  zur  Demon- 
stration der  allgemeinen  Eigenschaften  der  Körper,  des  Magnetismus,  der  Elektrieitftti  des 
GalYanismns,  der  Optik,  Aerostatik,  Hydrostatik  etc.,  sowie  in  der  EL.  mehrere  Geräthschafteu 
zu  chemischen  Versuchen  und  einigen  ebenfalls  wichtigen  physicalischen  Experimenten.  Die 
III.  Serie  besteht  aus  einem  Telegrafen  nach  Mors6*s  System,  bei  welchem  der  Papierstreifen 
(der  znr  Bewegung  ein  Uhrwerk  erfordert,  welch  letzteres  von  den  Schülern  irrthflmlicherweise 
oft  für  den  Hauptbestandtheil  des  Apparates  angesehen  wird)  durch  eine  Metallglocke  substi- 
tuirt  ist,  welche  durch  ein  an  dem  Anker  befestigtes  Hämmerchen  beim  Telegraphiren  die 
Zeichen  gibt. 

Sfimmtliche  3  Serien  zusammen  kosten  inclusive  Emballage  fl.  27.—.  Doch  werden  die- 
selben auch  einzeln  abgegeben  und  dann  kostet  Serie I.  fl.  14.—,  Seriell,  fl.5.50,  Serie III.  fl.9.50. 

-  I  -|  — I   ■  ■     r    1 11 —       -       ^---.         —    ^^  ^■■■B  11^  ■!■  i-  -III  m   t-  -■ -M-i  -fi-f-       -m i  -  ■ 

Kundmachung 

wegen  Besetzung  der  Direetorsstelle  an  der  landschftl.  Bfirgerscliule 

in  Radkersbnrg. 

Bei  der  in  der  Stadt  Radkersburg  zu  errichtenden  und  im  October  d.J.  zu  eröffnen- 
den landschaftlichen  Bürgerschule  ist  die  Stelle  eines  Directors,  zugleich  ersten  Lehrers  zu 
besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Befähigung  durch  die  mit  gutem  Erfolge  bestandene 
Lehramtscandidaten-Prüfung  wenigstens  für  Unterrealschulen  nachzuweisen. 

Mit  der  erwähnten  Stelle  ist  ausser  freier  Dienstwohnung  ein  Jahresgehalt  von  800  fl.  mit 
dem  Rechte  der  Vorrückung  in  die  Gehaltsstufen  von  900  und  1000  fl.  nach  zehn-,  rücksichts- 
weise  zwanzigjähriger  in  der  Eigenschaft  als  Lehrer  an  einer  Bürger-  oder  Mittelschule  zurück- 
gelegter Dienstleistung,  femer  der  Bezug  einer  Function szulage  jährl.  200  fl.  ö.  W.  verbunden; 
die  definitive  Bestätigung  im  Lehramte  erfolgt  Jedoch  erst  nach  zurückgelegtem  Probe- 
Triennium. 

Die  mit  den  erforderlichen,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  Sprachkenntnisse,  die 
bisherige  Verwendung  im  Lehrfache  und  namentlich  die  Befähigung  zur  Leitung  von  Unter- 
richtsanstalten  nachweisenden  Belegen  vollständig  instruirten  Gesuche  sind  bis  28.  Septem- 
ber 1.  J.  bei  dem  steierm.  Landesausschusse  zu  tiberreichen. 

Graz,  am  18.  August  1870. 

Tom  steieniL  Landesausscliusse. 

Frager  Handelsakademie. 

Das  nächste  Studienjahr  beginnt  am  1.  October  d.  J.  Die  definitiven  KiiUBolurel- 
bun^on  finden  bereits  vom  20.  September  an  bei  der  unterzeichneten  Direction  statt,  von 
welcher  auch  die  ausführlichen  Prospeete  jederzeit  gratis  zu  beziehen  sind.  Die  absol- 
virten  Schüler  haben  die  Berechtigung  zum  eiiyährigen  freiwilligen  Militärdienste. 

Prag,  den  1.  August  1870. 

Im  Auftrage  des  Yerwaltnngsrathes : 

Der  Director: 
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(PROSPEGT.) 


Zeitsclirift 
Realschulen,  Bürgerschulen  und  verwandte   Anstalten. 

Unter  Mitwirkung  von  Faolunännern  redigirt  und  herausgegeben 

Ton 

Uuäti  MU, 

Diraclor  der  öffeatlioben  OberreaUebale  in  der  inseren  Stedt  Wien. 


Diese  Zeitschrift  macht  sich  zur  Aufgabe  die  Interessen  der  Real- 
schulen, Bürgerschulen  und  ähnlichen  Anstalten  nach  jeder  Richtung  hin 
zu  vertreten. 

Sie  enthält: 

I.Abhandlungen  und  kürzere  Mittheilungen,  welche  sich  auf  jede  Seite  des 
Schulorganismus  erstrecken. 

2.  Correspondenzen. 

3.  Eine  Rundschau  über  den  factischen  Bestand  der  in  Betracht  kommenden  Schulen 
in  den  verschiedenen  Staaten.  * 

4.  Eine  Bücherschan,  welche  die  einschlägige  neueste  Literatur  bespricht  und  nebst- 
dem  ein  genaues  Repertorium  der  wichtigsten  Fortschritte  derjenigen  Wissenschaften  giebt, 
die  für  Mittelschulen  besonders  in  Betracht  kommen. 

5.  Einen  vollständigen  literarischen  Anzeiger  von  Schulschriften. 

6.  Berichte  über  Versammlungen,  diese  mögen  entweder  aus  pädagogischem  Interesse 
veranstaltet  sein  oder  von  gesetzgebenden  Körperschaften  in  Sachen  des  Schulwesens  gelialtcn 
werden. 

7.  Personalnachrichten. 

8.  Stellenausschreibungen  und  Erlässe. 

Tüchtige  Mitarbeiter  sichern  die  Crediegenheit  der  Ausführung  dieses  reichen  Programms. 
Was  den  Herausgeber  betrifft,  so  wird  er  gewiss  kein  Opfer  scheuen ,  dasjenige ,  was  er  hier 
verAprichty  getreu  und  pflichtgemäss  zu  erfüllen.  Er  hofft  aber  auch  andererseits  mit  Zuversicht 
auf  eine  freundliche  Förderung  seines  Unternehmens  von  Seite  der  Herren  CoUegen  und  des- 
jenigen Publikums,  dem  es  um  die  Entwicklung  und  den  Fortschritt  der  Schulen  ernstlich  zu 
thun  ist. 

Wien,  15.  August  1870. 

Der  Herausgeber. 

Die  Zeitschrift  erscheint  jährlich  in  10  Monatsheften,  1  Heft  zu  3— 3Vs  Bogen.  Sollten 
besondere  Umstände  eine  raschere  Publication  erfordern,  so  werden  Extrahefte  ausgegeben. 

Die  erste  Nummer  kommt  zu  Anfang  October. 

PräiMenti«!.  iMenteipffeis. 


JäJirlich  ßr  Wien 4  fl.  6.  W. 

„        „    auswärts ^ »   n   „ 

oder  3  Thir. 

Halbjährig  für  Wien 2  fl.  ö.  W, 

V  ^    auewärtt Z  ^  SOkr. 

oder  i%  Thlr. 
Einzelne  Befite SO  kr.  oder  9  egr. 


Für  eine  Seite     .    .    .  iO  fl.  6.  W.  oder  6  Thlr. 
Für  eine  halbe  Seite  .     &  „  „    »      „    3    „ 

Für  eine  viertel  Seite Zfl.  SO  kr, 

oder  yy,  Thlr. 
Kleinere  Anzeigen  werden  nach  der  gespaltenen 

Petitteile  berechnet. 
Gespaltene  Petitieile  .    .    .   .  iO  kr.  oder  2  sgr. 


Briefe  und  andere  Sendungen  bittet  man  an  die  Redaction  zu  schicken : 
Wien,  L  Bezirk,  Hohermarkt,  Ankerhof,  Kanzlei  der  Oberrealschnle. 
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Man  bittet,  diese  Anzeige  nicht  unberücksichtigt  zu  lassen  I 


In  der  k.  k.  Hof^  und  StaAt«dr«kolloroi  in  'Wleti  ist  soeben  erschienen  und 
wird  gratis  abgegeben: 


W^^m^mkmmB 


werthvoller, 


im  Preise  aösscrordentiich  ermässigter 


@^ 


tmtmttkt 


aus  dem 


Yerlage  der  k.  k.  Hof-  nAd  Staatsdiaekerei 


in 


Dieses  Venseichniss  enthält  Werke  aus  allen  Fächern  der  Literatur  und  Kunst,  welche 
sowohl  in  Bezug  auf  wiseeoachaftlichen  Inhalt,  als  auch  arttatische  Ausstattung  hervorragen. 

Die  einzelnen  Artikel  sind  im  Preise  DUIlMielir  Ms  auf  die  HUfte^  ZUm  Theil 

sogar  auf  den  fftnften  Theil  des  ftiUleren  Yerkanfisipreiflies  kerabgesetst^ 

sonach  Jedermann  leicht  zugänglich  gemacht. 

Wir  sind  ttberdiess  in  der  Lage,  Öffentlichen  Lehranstalten^  Ittstltaten,  Biblio- 
theken bei  directen,  frankirten,  schriftlichen  Bestellungen,  denen  der  entsprechende  Geld- 
betrag sogleich  beigelegt  wird,  einen  Nachlass  YOn  25  Pereent  vom  Catalogsprelse  zu 
gewähren. 

Bestellungen  gegen  Postnachnahme  können  wir  nicht  effectuiren. 

Cataloge  stehe«  auf  Verlangen  jederzeit  gratis  zu  Dienst. 

Wien,  August  1870. 


Verlag  der  k.  k.  Bof^  und  Staatsdruckerei. 


Ao«  dt  r  ktiMrIieh-kfairlifhta  Htf»  «ad  Staa(a4ra«ktrfi. 


Jahrgang  1870.  Stück  XVm. 


Verordnungsblatt 


für  den  Dieaslbereidi  des 

ff 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht, 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  für  Goltus  mid  Unterricht 

Ausgrepeben  am  30.  September  1870. 


lohalt:  Lehrplan  für  Realschnlen,  nebst  Uebergang^bestimmangen  für  das  Schuljahr  1870/1 
für  die  Markgrafschaft  Mähren.  —  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  die 
Portofreiheit  der  Correspondenzen  der  k.  k.  Bezirksschulinspectoren  und  der  k.  k. 
Prüfungscommissionen  betreffend.  —  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht, 
betreffend  die  Beurlaubungen  zur  Ausbildung  von  Landwehr-Öfficieren.  —  Ministe- 
rialerlass,  betreffend  die  Geschäftsordnung  fQr  die  formelle  Behandlung  der  Geschäfte 
im  Consistorium  dos  griechisch-orientalischen  Bisthums  in  Dalmatien  (Zara).  — 
Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  womit  erklärt  wird,  dass  die  an 
Mittelschulen  anzustellenden  Beligionslehrer  den  Nachweis  der  Maturitätsprüfung 
zu  liefern  haben.  —  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die 
Verminderung  der  Lehrstunden  in  der  katholischen  Keligion  in  der  achten  Ciasso 
am  k.  k.  akademischen  Gymnasium  in  Wien.  —  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus 
und  Unterricht,  betreffend  die  Competenz  der  Landesregierung  in  Kirchen-,  Pfarr- 
und  Schulbau-Concurrenzanf  elegenheitcn  auf  Staats-  und  griechisch-orientalischen 
Religionsfonds-Domänen.  —  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht, 
betreffend  die  Honorirung  des  Unterrichtes  in  den  an  Gymnasien  vertretenen  freien 
LehrgegCDständen.  -^-^Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  womit 
eine  Vorschrift  über  die  Prüfungen  der  Candidaten  für  das  Lehramt  des  Turnens 
an  Mittelschulen  und  Lehrerbildungsanstalten  kundgemacht  wird.  —  Erlass  des 
Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Ertheilung  der  Altersnachsichten 
behufs  des  Eintrittes  in  die  nautischen  Schulen.  --  Verordnung  des  Ministers  für 
Cultus  und  Unterricht,  womit  die  Verordnung,  betreffend  die  Bildungsanstalten  für 
Lehrer  und  Lehrerinnen  unverändert,  die  Verordnung,  betreffend  die  Prüfungen  der 
Lehrer  an  Volks-  und  Bürgerschulen  hingegen  mit  einigen  Modificationen  auf  die 
Markgrafschaft  Istrien  ausgedehnt  werden.  —  Verordnung  des  Ministers  für  Cultus 
und  Unterricht,  betreffend  die  Einführung  der  anticipativen  Zahlung  der  CoUegien- 
gelder  an  den  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck 
vom  Beginne  des  Studienjahres  1871/2  an.  —  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und 
Unterricht,  betreffend  die  Aufnahme  von  Privatschülem  an  den  Mittelschulen  auf 
Grund  einer  Aufnahmsprüfuog.  —  Kundmachung  behufs  der  Verleihung  von  Unter- 
stützungen für  Candidaten  des  Lehramtes  der  französischen  Sprache  an  selbst- 
ständigen Realschulen.  —  Genehmigung  zur  Errichtung  einer  voUständigen  Real- 
schule in  Marburg.  —  Oeffentlichkeitrechts- Verleihungen.  —  Bewilligung  zur 
Erweiterung  des  Jungbunzlauer  Untergymnasiums  zu  einem  achtclassigen  Ober- 
gymnasium. ^  Beginn  der  Wirksamkeit  des'  Landesschulrathes  für  E^rain.  — 
Personalnachrichten.  —  Concurs- Ausschreibungen.  -  Verfügungen,  betreffend 
Lehrbücher  und  Lehrmittel.  —  Privat- Anzeigen. 
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Nr.  124. 

Lehrplan  für  die  Realschulen 

der 

Markgrafschaft  Mähren 

uiif  Grund  des  Landesgesetzes  vom  30.  April  1869. 

(Genehmigt  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  fär  Cultus  und  Unterricht  vom  24.  September 

1870,  Z.  8296.) 

Beligionslehre. 

(Gesondert  für  jede  Confession.) 

I.  bis  IV.  Glasse,  wöchentlich  je  2  Stunden;  V.  bis  VII.  Classe,  wöchentlich 
je  1  Stande. 

Lebrziel  und  Classenziele  werden  von  den  kirchlichen  Oberbehörden  (für 
Israeliten  von  den  Vorständen  der  Cultusgemeinden)  festgestellt  und  durch  die 
Landesbehörde  den  Realschulen  vorgezeichnet. 

Deutsche  Sprache. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Fertigkeit  und  grammatische  Correctheit  in  Handhabung  der  deutschen  Sprache^ 
Sicherheit  in  Kenntniss  der  Formenlehre  und  Syntax. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
deutschen  Sprache  nach  Bau  und  Inhalt ;  Gewandtheit  und  stylistische  Correctheit 
im  mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauche  derselben  fttr  Gegenstände  ^  welche 
dem  allmälig  sich  erweiternden  Gedankenkreise  der  Schüler  angehören ;  historische 
und  ästhetische  Kenntniss  des  Bildendsten  ans  der  deutschen  Literatur ;  durch  die 
Lectnre  gewonnene  Charakteristik  der  vorzüglichsten  prosaischen  und  poetischen 
Darstellungsformen. 

I.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Wiederholung  der  gesammten  Formen- 
lehre, Uebersicht  der  Satzfonnen  in  Musterbeispielen  aus  dem  Lesebuche,  Sprech-, 
Lese-  und  Schreibflbungen,  letztere  vorherrschend  orthographischer  und  granuna- 
tischer  Art:  Besprechen  und  Memoriren  des  Gelesenen,  mündliches  und  schrift- 
liches Wiedergeben  einfacher  Erzählungen  oder  kurzer  Beschreibungen.  Alle 
8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Vervollständigung  der  Formenlehre, 
Lehre  vom  einfachen  Satze  auf  Grundlage  einer  eigenen  Schulgrammatik; 
mündliche  und  schriftliche  Reproduction  und  Umarbeitung  grösserer  abge- 
schlossener Stücke  aus  dem  Lesebnehe.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit^  alle 
4  Wochen  eine  Schularbeit;  am  Schlüsse  jedes  Monats  hat  jeder  Schüler  eine 
schriftliche  Inhaltsangabe  seiner  Privatlecture  zu  bringen. 

in.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Lehre  vom  zusammengesetzten  Satze, 
Arten  der  Nebensätze,  Verkürzungen  derselben,  die  Periode  (auf  Grundlage  der 
Schulgrammatik);  systematische  Belehrung  über  Rechtschreibung  und  Zeichen- 
setzung ;  Aufsätze  verschiedener  Art,  zum  Theile  sich  anschliessend  an  den  Unter- 
richt in  der  Geschichte,  der  Geographie  und  den  Naturwissenschaften,  zum  Theile 
an  jenen  im  Französischen.  Termine  der  abzuliefernden  Arbeiten  wie  in  der 
IL  Classe. 
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lY.  Classc,  woelientlicb  3  Sinnden:  Zasammenfassender  Abschlnss  des  ge- 
sammten  grammatischen  Unterrichts;  Zusammenidtelinng  von  Woriianiilien  mit 
Rtlcksicht  auf  Vieldeutigkeit  und  Verwandtschaft  der  Wörter;  das  Wichtigste  aus 
der  Prosodik  und  Metrik.  Aufsätze  mit  Berücksichtigung  jener  Formen^  welche 
im  bürgerlichen  Leben  am  häufigsten  nöthig  werden.  Benützung  des  Lesestoffes 
zur  Kenntniss  der  antiken  und  germanischen  Sagendichtung.  Termine  der  abzu- 
liefernden Arbeiten  wie  in  der  IL  und  III.  Classe. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Lecture  von  Uebersetzungen  aus  der 
classischen  Literatur  der  Griechen  und  fiömer ;  Lecture  einer  Auswahl  aus  leich- 
teren Werken  der  mittelhochdeutschen  Periode  (deren  Lesung  im  Urtexte  einer 
gedrängten  Uebersicht  der  Laut-  und  Flexionslehre  des  Mittelhochdeutschen 
bedarf) ;  Ueberblick  über  die  deutsche  Literatur  von  ihren  ersten  Anfängen  bis  zum 
Schlüsse  des  XIV.  Jahrhunderts.  Erläuterung  des  Wesens,  der  Formen  und  Arten 
der  Poesie,  sowie  der  vorzüglichsten  prosaischen  Darstellungsformen,  auf  Grund 
der  Lecture;  RecitirUbungen  und  Aufsätze  über  Gelesenes  und  Gehörtes. 

VL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden  und  VII.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden ; 
Kurze  Uebersicht  der  Literaturgeschichte  vom  XV.  bis  zur  Mitte  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts, ausführliche  Darstellung  der  Literatur  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII. 
und  des  XIX.  Jahrhunderts,  —  beides  an  der  Hand  der  Lecture  gewonnen  und 
stets  an  die  allgemeine  Culturgeschichte  angeknüpft;  Lesung  mindestens  zweier 
vollständiger  Werke.  Abhandlungen,  jedoch  stets  concreten  Inhalts;  Redeübungen, 
freie  Vorträge. 

Böhmische  Sprache. 

'Obligat  für  diejenigen  Scfaülor,  deren  Acltern  oder  Vormünder  sich  dafür  entsckeidei.) 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Richtiges  Sprechen  und  Lesen, 
Kenntniss  der  gesammten  Formenlehre  und  Syntax,  Fertigkeit  im  Üebcrsetzen 
leichterer  Lesestttcke  aus  dem  Polnischen  und  in  dasselbe. 

Lehrziel  für  die  gcsammte  Realschule:  Volles  Verständniss  der 
Formenlehre  und  Syntax;  grammatische  und  stylistische  Correctheit  in  Bear- 
beilung  leichterer  Themen;  übersichtliche  Kenntniss  der  böhmischen  Literatur. 

I.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Lautlehre.  Flexion  der  Substantive,  Pro- 
nomina und  Adjective,  das  active  Verbum  in  den  Hauptzeiten,  der  Imperativ  und 
Infinitiv.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörtervorraths  mittelst  des  Memorirens. 
Uebungen  im  Dictando- Schreiben  und  in  leichten  Uebersetzungen. 

IL  Classe ,  wöchentlich  2  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der 
flexiblen  Redetheile ;  die  inflexiblen  Redetheile ;  die  zur  Bildung  einfacher  Sätze 
unentbehrlichen  syntaktischen  Regeln.  Orthographische  Uebungen ,  Memoriren 
von  Vocabeln.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

III.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  yViederholung  der  gesammten  Formen- 
lehre und  Ergänzung  derselben  durch  seltenere  anomale  Formen.  Casuslehre. 
Lecture  leichterer  zusammenhängender  Stücke.  Memoriren  von  Vocabeln  und 
Phrasen.  Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit. 

IV.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Tempus-  und  Moduslehre.  Elemente  der 
Wortbildungslehre.  Fortgesetzte  Lecture  grösserer  zusammenhängender  Lese- 
stttcke. Sammeln  und  Einüben  von  Phrasen,  mit  Vergleichung  der  deutschen  Aus- 
drucksweise. Alle  14  Tage  eine  Hausarbeit,  alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden  :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  ge- 
sammten grannnatischen  Unterrichts ;  Profiodie  und  Metrik;  Aufsätae  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  die  im  praktischen  Leben  hän%Bt  vorkommenden  Formen. 

VI.  Classe,  wochenüich  2  Ständen :  ForteiEiizang  der  Uebungen ;  Ueberblick 
der  Haupterscheinungen  ans  der  I.  und  IL  Periode  der  böhnuschen  Literatur,  an 
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der  Hand  der  Leetnre  gewonnen  (mit  einigen  Andentnngen  über  die  Formenlehre 
der  altböhmiflchen  Sprache).  Grössere  Anfsätze,  mit  besonderer  Rücksichtnahme 
auf  die  ttbrigen  Lehrgegenstände. 

VII.  Classe,  wöchentlich  2  Standen:  Die  Hanpterscheinnngen  ans  der 
UI.  Periode  der  böhmischen  Literatur.  Abhandlungen  über  Gegenstände  ans  dem 
Erkenntnisskreise  der  Schüler.*  Redettbungen. 

Französische  Sprache. 

Lehrziel  fttr  die  Unter-Realschnle:  Kenntniss  der  gesammten  For- 
menlehre  und  der  wichtigsten  syntaktischen  Regeln,  Fertigkeit  im  Uebersetzen  aus 
dem  Französischen  und  in  dasselbe. 

Lehrziel  fttr  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung 
und  Verständniss  der  Formenlehre  nnd  Syntax;  Erwerb  eines  ausgiebigen  Wor- 
te rvorraths,  Gewandtheit  im  mttndlichen  Gebrauche  der  correcten ,  gewöhnlichen 
Umgangs-  oder  Conversationssprache,  freie  schriftliche  Bearbeitung  leichter  The- 
mata; übersichtliche  Kenntniss  der  Literatur,  nähere  Bekanntschaft  mit  hervor- 
ragenden prosaischen  und  poetischen  Leistungen  derselben. 

L  Classe,  wöchentlich  5  Stunden :  Die  Regeln  der  Aussprache  und  des  Lesens, 
mit  Inbegriff  der  Lehre  vom  Accente;  Formenlehre  des  Nom  und  Pronom,  das  Wich- 
tigste über  den  article  partitif,  die  am  häufigsten  vorkommenden  Präpositionen,  ein- 
fache Formen  von  avoir  und  etre.  Aneignung  eines  entsprechenden  Wörter-  und 
Phrasen-Vorraths  mittelst  des  Memorirens.  Uebungen  im  Dictando-Schreiben  und 
im  Uebersetzen  leichter  Sätze. 

n.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Gesammte  übrige  Formenlehre  der  flexiblen 
Redetheile,  einschliesslich  der  häufigst  vorkommenden  unregelmässigen,  defectiven 
und  unpersönlichen  Zeitwörter;  Adverbien  undConjunctionen;  die  wichtigsten  syn- 
taktischen Regeln  über  den  Gebrauch  des  Artikels,  über  das  Adjectiv  qualitativ 
und  determinatif,  endlich  über  das  Pronom.  Vermehrung  des  Wörter-  und  Phrasen- 
Vorraths.  Zahlreiche  Uebungen  in  vollständigen  Sätzen.  Alle  8  Tage  eine  Hausarbeit, 
alle  14  Tage  eine  Schularbeit. 

in.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Cursorische  Wiederholung  des  Lehrstoflfes 
der  L  und  II.  Classe  und  Ergänzung  der  systematischen  Kenntniss  der  gesammten 
Formenlehre  durch  die  selteneren  abweichenden  Formen.  Vollständige  Syntax  des 
Nom  und  Pronom.  Fortgesetztes  Vermehren  des  Wörter-  und  Phrasen  -  Vorraths, 
fortgesetzte  Uebungen ;  alle  14  Tage  eine  Hausarbeit  und  eine  Schularbeit.  Leichte 
prosaische  und  poetische  Lecture.  Versuche  in  französischer  Conversation  mittelst 
der  übersetzten  Lesestücke. 

IV.  Classe.  wöchentlich  3  Stunden :  Systematische  Kenntniss  der  Syntax  des 
Zeitworts  und  der  inflexiblen  Redetheile;  Lehre  vom  Gebrauche  der  Zeiten  und 
Modi,  der  Participien  und  Negations-Partikeln.  Lehre  vom  französischen  Satzbau 
und  der  Interpunction.  Elemente  der  Wortbildungslehre.  Fortgesetzte  mündliche 
und  schriftliche  Uebungen  mit  Hervorhebung  der  Gallicismen  und  der  wichtigeren 
Synonymen,  bei  steter  Berücköichtigung  einer  Vermehrung  des  Wortvorraths  und 
einer  genauen  Kenntniss  echt  französischer  Phraseologie.  Alle  14  Tage  eine  Haus- 
arbeit alle  4  Wochen  eine  Schularbeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Wiederholung  und  Ergänzung  des  gram- 
matischen Unterrichts,  Erweiterung  der  lexikalischen  Kenntnisse ;  Sprechübungen 
und  schriftliche  Aufsätze  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  französische 
Leetnre  und  auf  die  übrigen  Lehrgegenstände;  Lesung  von  Musterstttcken  der 
historischen,  descriptiven  und  epistolarischen  Literatur,  mit  Belehrungen  über  die 
französische  Behandlungsweise  der  entsprechenden  Stylgattungen. 


545 

VI.  Classe^  wöchentlich  2  Stunden:  Fortsetzung  der  Sprechübungen  und 
schriftlichen  Aufsätze,  Behandlung  von  Musterstttcken  der  epischen  und  lyrischen 
Dichtung;  sowie  der  oratorischen  Prosa,  mit  steter  Rücksicht  auf  die  französische 
Poetik  und  Rhetorik. 

yn.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden;  Fortsetzung  der  Sprechübungen  und 
schriftlichen  Aufsätze;  Ausdehnung  der  Letture  auf  hervorragende  Werke  der 
dramatischen  Poesie.  Gedrängte  Geschichte  der  französischen  Literatur  unter 
steter  Verweisung  auf  ihren  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen  Culturgeschichte, 
insbesondere  aber  mit  der  Geschichte  der  deutschen  Literatur. 

Englische  Sprache. 

Lehr  ziel:  Vollständige  grammatische  Kenntniss  der  englischen  Sprache ; 
gewandte  Handhabung  derselben  in  Uebertragungen  leichter  prosaischer  Aufsätze 
aus  dem  Deutschen,  richtiges  Verständniss  leichterer  prosaischer  und  poetischer 
englischer  Werke ;  Kenntniss  der  wichtigsten  Thatsachen  aus  der  Geschichte  der 
englischen,  namentlich  der  neueren  Zeit. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Lese-  und  Betonungslehre  mit  steter  Hin- 
weisung auf  die  Gesetze  der  Lautverschiebung  und  ihrer  Beziehung  zu  den  roma- 
nischen und  germanischen  Elementen  der  englischen  Sprache ;  Einübung  an  zahl- 
reichen Lesestücken.  Die  gesammte  Formenlehre,  unter  fortwährender .  Ver- 
gleichung  mit  der  deutschen  und  französischen  Grammatik ;  die  zum  Verständnisse 
einfacher  LesestUcke  erforderlichen  Sätze  aus  der  Syntax.  Lecture  .erzählender 
und  beschreibender  Prosa. 

VL  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Wiederholung  der  Formenlehre,  haupt- 
sächlich ihres  anomalen  Theils,  umständlichere  Behandlung  der  Syntax,  ein- 
schliesslich der  Modus-  und  Tempus-Lehre.  Kenntniss  der  wichtigsten  Ableitun- 
gen und  Zusammensetzungen  von  Wörtern.  Allmäliges  Fortschreiten  der  schrift- 
lichen Uebungen  zu  einfachen  Briefen  und  Beschreibungen.  Lecture  didaktischer 
und  oratorischer  Prosa. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Cursorische  Wiederholung  der  gesamm- 
ten  Granunatik  mit  englischem  Vortrage.  Kurze  Uebersicht  der  wichtigsten  Perio- 
den der  Literaturgeschichte.  Lecture  poetischer  Werke,  wobei  neben  dem  Lese- 
buche noch  in  jedem  Semester  e  i  n  abgeschlossenes  Werk  von  grösserer  Bedeu- 
tung durchzunehmen  ist.  Im  Anschlüsse  an  die  Lecture  schreiten  die  Schul-  und 
Hausaufgaben  bis  zu  freien  Aufsätzen  fort. 

Geschichte  und  Geographie. 

Lehrziel  für  die  Unter-Realschule:  Kenntniss  der  Erdoberfläche  nach 
ihren  wichtigsten  natürlichen  und  politischen  Abgränzungen  und  Umrissen  und 
nach  ihren  fUr  Gewerbe  und  Handel  massgebendsten  Beziehungen,  mit  besonderer 
Hervorhebung  des  österreichisch-ungarischen  Reiches.  Uebersicht  der  wichtigsten 
Begebenheiten  der  gesammten  Weltgeschichte  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  biographischen  Momente. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Vollständige  Aneignung  des 
geographischen  Wissens.  Eingehende  Kenntniss  der  Hauptbegebenheiten  der 
Völkergeschichte  nach  ihrem  pragmatischen  Zusammenhange ,  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung der  vaterländischen  Geschichte.  Andeutung  der  epochemachenden 
Momente  aus  der  Geschichte  der  Arbeit  und  des  Verkehrs.  Eingehende  Belehrung 
über  staatsbürgerliche  Rechte  und  Pflichten. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Fundamentalsätze  des  geographischen 
Wissens,  soweit  dieselben  zum  Verständnisse   der  Karte  unentbehrlich  sind  und 
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in  /sinnlich  anschaulicher  Weise  erörtert  werden  können.  Beschreibung  df  r  Erd- 
obei-fläche  in  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  und  den  allgemeinen  Scheidlangen 
nach  Völkeiü  und  Staaten,  auf  Grundlage  steter  Handhabung  der  Karte. 

II.  GlassC;  wöchentlich  4  Stunden :  2  Stunden :  Specielle  Geographie  Asien's 
und  Afrika's ;  detaillirte  Beschreibung  der  TerraiuFßrbältnisse  und  der  Strom- 
gebiete Europa's,  an  oftmalige  Anschauung  und  rationelle  ßesprechui^  der 
Schul-  und  Wandkarten  anknüpfend ;  "Geographie  des  westlichen  und  südlichen 
Europa. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschieht^  des  Alterthums. 

ni.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  2  Stunden:  Specielle  Geographie  des 
übrigen  Europa  und  namentlich  Deutschlund's. 

2.  Stunden:  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  mit  besonderer  Her- 
vorhebung der  vaterländischen  Momente. 

IV.  Classe ,  wöchentlich  4  Stunden :  2  Stunden :  Speeielle  Geographie  des 
Vaterlands,  Umrisse  der  Verfassungslehre.  Geographie  Amerika's  undAustralien's. 

2  Stunden :  Uebersicht  der  Geschichte  der  Neuzeit  mit  umständlicherer  Be- 
handlung der  vaterländischen  Geschichte. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Pragmatische  Geschichte  des  Alterthums 
mit  steter  Berücksichtigung  der  hiermit  im  Zusammenhangs  stehenden  geographi- 
schen Daten. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Geschichte  des  VI.  bis  XVII.  Jalirhun- 
derts  in  gleicher  Behandlungsweise. 

Vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Ausführliche  Behandlung  der  Geschiciite 
des  XVIH.  und  XIX.  Jahrhunderts  mit  besonderer  Hervorhebung  der  cuUurhisto- 
rischen  Momente,  speziell  derjenigen,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Zweige 
der  Volkswirthschaft  beziehen.  Statistik  Oesterreich-Ungarn's,  mit  eingehender 
Besprechung  der  Verfassungsverhältnisse. 

Formale  Logik. 

Lehrziel:  Zusammenhängende  Eenntniss  der  allgemeinsten  Gedankeu- 
formen  als  Abschluss  des  bisherigen  und  als  Vorbereitung  eines  noch  strengereu 
wissenschaftlichen  Unterrichts. 

VII.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden :  Entwicklung  der  Gesetze  des  Denkens 
in  ihrer  Anwendung  auf  alle  in  der  Schule  bereits  wissenschaftlich  behandelten 
Lehrgegenstände. 

Mathematik. 

Lehrsiel  für  die  Unterrealschnle:  Sicherheit  und  Fertigkeit  im 
mündlichen  und  schriftlichen  Zifferreohaen,  namentlich  in  der  Anwendung  des- 
selben auf  praktisch  wichtige  Fälle;  DurchUbung  der  vier  ersten  Grundoperationen 
in  allgemeinen  Zahlen,  sowie  in  ihrer  Anwendung  zur  Auflösung  von  Gleichungen 
des  ersten  Grades  mit  einer  oder  zwei  Unbekannten. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Gründliche  Kenntniss 
und  sichere  Durchttbung  der  elementaren  Mathematik  als  strenge  beweisender 
Wissenschaß. 

I.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Dekadisches  Zahlensystem.  Die  Grund- 
rechnungen mit  unbenannten  und  einnamig  benannten  Zahlen,  ohne  und  mit  Deci- 
malbrüchen.  GrundzUge  der  Theilbarkeit,  grösstes  gemeinschaftliches  Mass, 
kleinstes  gemeinschaftliches  Vielfaches.  Gemeine  BrOcba;  Verwandlung  derselben 
in  Deoimalbrttche  und  umgekehrt ;  Rechnen  mit  periodischen  DccimalbrUcben. 
Rechnen  mit  mehrnamig  benannten  Zahlen. 
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IL  Classe,  woclientlich  3  Stunden :  Das  Wichtigste  aus  der  Mass-  und  Ge- 
wiehtskunde,  aus  dem  Geld-  und  MUnzwesen,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  französischen  Systems,  Mass-,  Gewichts-  und  MUnzreduction ;  Lehre  von 
den  Verhältnissen  und  Proportionen,  letztere  mit  möglichstem  Festhaltea  des 
Charakters  einer  Schlussrechniing;  Kettensatz,  Procent-  und  einfache  Zins-, 
Discont-  und  Terminrechnung,  Theilregel,  Durchschnitts-  und  AUigationsrechnung. 

IIL  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Fortgesetzte  Uebungen  im  Rechnen  mit 
besonderen  Zahlen,  zur  Wiederholung  und  Erweiterung  des  bisherigen  arithme- 
tischen Lehrstoffs.  Zusammengesetzte  Verhältnisse  mit  Anwendungen  auf  ver- 
schiedene im  Geschäftslehen  vorkommende  Aufgaben.  Einübung  der  vier  ersten 
Grundoperationen  in  allgemeinen  Zahlen  mit  ein-  und  mehrgliedrigen  Ausdrücken, 
so  weit  dieselben  zur  Begründung  der  Lehre  vom  Potenziren  und  vom  Ausziehen 
der  Quadrat-  und  Kubikwurzel  nöthig  sind;  Erhebung  auf  die  zweite  und  dritte 
Potenz,  Ausziehen  der  Wurzel  zweiten  und  dritten  Grades  aus  besonderen  Zahlen, 
ohne  und  mit  Abkürzung. 

IV.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden:  Ergänzende  und  erweiternde  Wieder- 
holung des  gesamraten  arithmetischen  Lehrstoffs  der  Unter-Realscfhule ;  wissen- 
schaftlich durchgeführte  Lehre  von  den  vier  ersten  Grundoperationen  mit  allgemeinen 
Zahlen,  grösstes  gemeinschaftliches  Mass  und  kleinstes  gemein«chaftltehes  Viel- 
faches :  Lehre  von  den  gemeinen  Brüchen.  Gleichungen  des  ersten  Gtades  mit 
einer  oder  mit  zwei  ütibekannten,  nebst  Anwendung  auf  praktische  Aufgaben. 

V.  Classe,  wöchentlich  6  Stunden: 

A.  Allgemeine  Arithmetik:  Zusammenfassende  Wiederholung  des  bis- 
herigen Lehrstoffs  aus  der  allgemeinen  Arithmetik;  Gleichungen  des  ersten  Grades 
mit  mehr  als  zwei  Unbekannten ;  diophantische  Gleichungen.  Die  Zahlensysteme 
überhaupt  und  das  dekadische  insbesondere;  Theorie  der  Theiibarkeit:  Lehre  von 
den  Decimalbrüchen,  Potenzen  und  Wurzelgrössen;  Bedeutung  der  imaginären 
und  complexen  Zahlen,  die  vier  Grundoperationen  mit  denselben ;  Lehre  von  den 
Verhältnissen  und  Proportionen.  Quadratische  Gleichungen  mit  einer  und  mit 
zwei  Unbekannten. 

B.  Geometria:  Planimetrie  in  ihrem  vollen  Umfange,  vom  streng  wissen- 
schaftlichen Standpuncte  behandelt ;  zahlreiche  Uebungen  im  Lösen  von  Constrne^ 
tionsaufgaben  mit  Hilfe  der  geometrischen  Analysis. 

VI.  Classe,  wochentlieb  6  Stunden : 

A,  Allgemeine  Arithmetik:  Logarithmen;  Gleichungen  höheren 
Grades,  welche  auf  quadratische  zurückgefllfart  werden  können,  und  Exponential- 
gleichungen ;  arithmetische  und  geometrische  Progressionen  mit  Anwendung  auf 
Zinseszins-  und  Rentenrechnungen ;  Einiges  über  die  Convergenz  unendlicher 
Reihen;  Combinationslehre ;  binomischer  Lehrsatz. 

h.  Geometrie:  Goniometrie  nnd  ebene  TrigonomeMe  nebst  zahlreichen 
Uebungsaufgaben  in  besonderen  und  allgemeinen  Zahlen;  Stereon^etrie  mit 
Uebungen  im  Berechnen  des  Inhalts  und  der  Oberfläche  von  Körpern;  Elemente 
der  sphärischen  Trigonometrie  nebst  Uebungsaufgaben. 

VII.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden : 

A.  Allgemeine  Arithmetik:  Grundlehren  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung mit  Anwendungen  auf  die  Berechnung  der  wabiaobeinliehen  Lebens- 
dauer; Ketteabrttche.  Das  Wichtigste  ttb^  aritfametiscbe  Reihen  höherer  Ordnung 
mit  Rücksicht  auf  das  laterpolationsproblem. 

B.  Geometrie:  Anwendung  der  sphärischen  Trigonometrie  auf  Aufgaben 
der  Stereometrie  und  insbesondere  auf  sphärische  Astronomie ;   analytische  Geo- 
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metrie  der  Ebene ,  und  zwar  analytische  Behandlung  der  Geraden ,  des  Kreises 
und  der  Eegelschnittlinien ;  DurchUbung  der  analytischen  Geometrie  iu  allgemeinen 
and  besonderen  Zahlen,  namentlich  in  Construction  der  entsprechenden  Aufgaben. 
Wiederholung  des  gesammten  arithmetischen  und  geometrischen  Lehrstoffes 
der  Ober-Classen  nutteist  zahlreicher  Uebungsaufgaben. 

Naturgeschichte  und  Physik. 

Lehrziel  fttr  die  Unterrealschule:  Auf  Anschauung  gegründete,  im 
Unterscheiden  geübte  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Formen  der  organischen 
und  unorganischen  Welt;  durch  das  Experiment  vermittelte  Kenntniss  der  leicht- 
fasslichen  Naturerscheinungen  und  ihrer  Gesetze,  mit  Berücksichtigung  der  ver- 
ständlichsten praktischen  Anwendungen. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Realschule:  Systematische  Uebersicht  der 
Thier-  und  Pflanzengruppen,  auf  Grund  der  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  That- 
Sachen  aus  ihver  Anatomie,  Physiologie  und  Morphologie ;  Kenntniss  der  Formen 
und  Eigenschaften  der  wichtigeren  Mineralien ;  Yerständniss  der  bedeutendsten 
Naturerscheinungen  und  Naturgesetze,  durch  strengen  Beweis  gesichert,  soweit 
die  Elementarmathematik  für  letzteren  ausreicht;  Anwendung  aller  dieser  Lehren 
auf  das  Gesammtbild  der  Erde,  als  eines  aus  Naturkörpeni  zusammengesetzten, 
einheitlichen,  gesetzmässig  entwickelten  Ganzen. 

L  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Anschauungsunterricht  in  der  Natur- 
geschichte: 

L  Semester:  Wirbelthiere. 
n.  Semester:  Wirbellose  Thicre. 

n.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Anschauungsunterricht  in  der  Natur- 
geschichte: 

I.  Semester:  Mineralogie. 
IL  Semester:  Botanik. 

in.  Classe,  wöchentlich  4  Stunden :  Experimentalphysik:  Allgemeine 
Eigenschaften  der  Körper,  Wärme ;  Statik  und  Dynamik  fester,  tropfbarer  und 
ausdehnsamer  EOrper. 

IV.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden:  Experimentalphysik:  Schall,  Lieht, 
Magnetismus,  Elektricität. 

y.  Classe,  wöchentlich  3 Stunden:  Naturgeschichte:  Anatomisch-physio- 
logische Grundbegriffe  des  Thierreichs  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  höheren 
Thiere ;  Systematik  der  Thiere  mit  genauerem  Eingehen  in  die  niederen  Thiere. 

VI.  Classe,  wöchentlich  6  Stunden: 

A.  Naturgeschichte  2  Stunden :  Anatomisch-physiologische  Grund- 
begriffe des  Pflanzenreichs,  Systematik  der  Pflanzen. 

B.  Physik  4  Stunden :  Allgemeine  Eigenschaften  der  Körper,  Wirkungen 
der  Molecularkräfte,  Mechanik,  Akustik. 

VII.  Classe,  wöchentlich  7  Stunden : 

A.  Physik  4  Stunden:  Etektricität,  Magnetismus,  Wärme,  Optik,  Grund- 
lehren  der  Ajstronomie  und  mathematischen  Geographie. 

ß,  Naturgeschichte  3  Stunden:!.  Semester:  Kenntniss  der  wichtigsten 
Mineralien  nach  krystallographischen,  physikalischen  und  chemischen  Grund- 
sätzen, Geognosie. 

II.  Semester:  Grundzüge  der  (Jeologie,  das  Wichtigste  aus  der  Klimatologie, 
der  Phyto-  und  Zoogeographie. 
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Allgemeine  Chemie. 


Lehr  ziel:  Eingehende  Eenntniss  der  Grundstoffe  und  ihrer  wichtigsten  Ver- 
bindungen, Darstellungsmethoden  und  Anwendungen  in  der  Natur,  im  mensch- 
lichen Haushalte  und  in  der  Industrie. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Uebersicht  der  wichtigsten  Grundstoffe 
und  ihrer  Verbindungen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihres  natürlichen  Vor- 
kommensy  jedoch  ohne  tieferes  Eingehen  in  die  Theorie  und  ohne  ausführliche 
Behandlung  der  Beactionen. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Gesetze  der  chemischen  Verbindungen. 
Atome,  Molecule,  Aequivalente,  Werthigkeit  der  Atome,  Typen,  Bedeutung  der 
chemischen  Symbole  und  Formeln.  Metalloide,  Metalle  der  Alkalien,  alkalische 
Erden  nnd  Erden. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden: 
I.  Semester :  Schwere  Metalle. 

n.  Semester:  Chemie  des  Kohlenstoffs  (ein-,  zwei-  und  mehrwerthige  Alkohol- 
Badicale). 

Vn.  Classe,  wöchentlich  2  Stunden: 

I.  Semester:  Chemie  des  Kohlenstoffs  (andere  Substanzen  organischen 
Ursprungs). 

n.  Semester :  Recapitulation  mit  kurzer  Andeutung  der  neueren  chemischen 
Theorien. 

Die  Arbeiten  im  Laboratorium,  welche  der  Theilnahme  vorzüglich  Befähigter 
vorbehalten  werden,  sind  ausserhalb  der  obligaten  Unterrichtsstunden  vorzunehmen. 

Geometrisches  Zeichnen  und  darstellende  Oeometrie. 

Lehrziel  für  die  Unter-Bealschule:  Kenntniss  der  Elemente  der  Geo- 
metrie und  geometrischen  Constructionslehre ;  Fertigkeit  im  Linear- Zeichnen. 

Lehrziel  für  die  gesammte  Bealschule:  Vollständige  Kenntniss  und 
gewandte  Handhabung  der  Projectionslehre ,  in  ihrer  Anwendung  auf  Schatteu- 
lehre, auf  Perspective  und  auf  Darstellung  technischer  Objecto. 

I.  Classe,  wöchentlich  6  Stunden .  Geometrische  Anschauungslehre.  Geome- 
trische Gebilde  in  der  Ebene  (Linien,  Winkel,  Dreieck,  Viereck ,  Vieleck,  Kreis, 
Ellipse),  Combinationen  dieser  Figuren;  das  geometrische  Ornament.  Elemente 
der  Geometrie  im  Räume ;  Zeichnen  nach  Draht-,  Holz-  und  Gyps-Modellen. 

n.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Planimetrie;  Uebungen  mit  dem  Zirkel 
und  dem  Beisszeuge  ttberhaupt,  Gebrauch  der  Reissschiene  und  des  Dreiecks. 

in.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden :  Fortsetzung  des  vorbesprochenen  Lehr- 
stoffes unter  Anwendung  auf  Fälle  und  Beispiele  aus  der  technischen  Praxis. 
Stereometrie. 

IV.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Anwendung  der  vier  algebraischen  Grund- 
operationen zur  Lösung  von  Aufgaben  der  Planimetrie  und  Stereometrie.  Theore- 
tiscb-constructive  Uebungen  im  Zeichnen  der  wichtigsten  ebenen  Curven. 

V.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Orthogonale  Projection  des  Punctes  und 
der  Linie.  Die  Lehre  von  der  Ebene.  Projectionen  von  Körpern,  die  durch  Ebenen 
begrenzt  sind ;  Schnitte  von  Körpern  mit  Ebenen ;  gegenseitige  Durchschnitte  der 
Körper;  krumme  Linien  und  deren  Beziehung  zu  geraden  Linien  und  Ebenen. 

VI.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Erzeugung  und  Darstellung  krummer 
Flächen;  Tangential-Ebenen  an  krummen  Flächen.  Schiefe  Projection  (Schatten- 
lehre). 

vn.  Classe,  wöchentlich  3  Stunden:  Centrale  Projection  (Perspective).  Reca- 
pitulation der  gesammten  darstellenden  Geometrie  mit  praktischen  Anwendungen 
behufs  Erlernung  geeigneter  Darstellungsweisen  technischer  Objecto. 
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Freihandzeichnen. 


Lehr  ziel:  Yerständniss  und  Gewandtheit  des  Freihandzeichnens  sowohl  mit 
Beziehung  auf  verschiedenerlei  praktischen  Yerwcrthungen  desselben,  als  mit 
Hinwirknng  auf  die  Bildung  des  Geschmackes. 

Das  Freihandzeichnen  wird  im  IL  —  VI.  Jahre  in  je  4  Stunden,  im  VIL  Jahre 
in  2  Stunden  geübt.  Das  schnellere  oder  langsamere  Fortschreiten  des  Schülers 
von  den  leichteren  Aufgaben  zu  den  schwereren  innerhalb  dieser  Zeit,  kann 
von  Talent  und  Fleiss  abhängig  gemacht  werden ;  im  Allgemeinen  hat  aber  zu 
gelten,  dass  in  der  IL  Classe,  anschliessend  an  das  Zeichnen  geometrischer 
Figuren  mit  freier  Hand  und  mit  theilweiser  Fortsetzung  dieser  Vorübungen,  das 
Flachomament  und  in  der  III.  Classe  Letzteres  und  Contouren  des  menschlichen 
Kopfes  gezeichnet  werden  sollen. 

In  den  nächsten  vier  Jahren  soll  das  Zeichnen  nach  Vorlagen  mit  Schatten 
und  Licht,  und  nach  dem  Runden,  sowie  das  Studium  des  plastischen  Ornamentes 
geübt  werden,  lieber  diese  Gränzen  darf  der  Zeichnenunterricht  nicht  hinaus- 
greifen ;  aber  er  soll  streng  und  systematisch  geführt  werden,  um  seinem  Zwecke, 
der  in  einer  guten  Vorbereitung  besteht,  mit  möglichster  Vollständigkeit  zu  ent- 
sprechen. 

Das  Materiale  soll  im  Anfange  der  Bleistift  und  beim  Ornamente  auch  die 
Feder,  später  Kohle  und  Kreide  sein.  Beim  Zeichnen  des  Ornamentes  darf  Tusch 
und  Aquarellfarbe  verwendet  werden,  um  dem  Schüler  die  Handhabung  des 
Pinsels  und  die  ersten  Elemente  des  Tones  und  der  Farbe  beizubringen. 

Das  Modelliren  bleibt  der  freien  Theilnahme  vorzüglich  BefÄhigter  vorbe- 
halten ;  eine  Dispens  vom  Unterrichte  im  Freihandzeichnen*  fttr  die  Theilnehmer 
an  ersterem  findet  nicht  statt. 

Schönschreiben. 

Lehr  ziel:  Heranbildung  einer  leserlichen  und  geiUlligen  Handschrift. 
I.  und  II.  Classe,  wöchentlich  je  1  Stunde:  Uebungen  nach  Vorlagen,  mit 
Ausschluss  jeder  Art  von  Kunstschriften. 
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Stundenplan 

für  die  ftealsehülei   der  M«rh^afseh«ft  Mihrea. 

Auf  Grund  des  l^andesgesetzes  vom  30.  April  1869. 


I. 

IL 

m. 

IV. 

V. 

VI. 

VU. 

Summe 

Religion 

2 

4 

(2) 
5 

3 

3 
3 

6 

1 

27 

(29) 

2 

4 

(2) 
4 

4 

3 

3 

7 

l 

28 
(30) 

2 
4 

(2) 
4 

4 

2 
3 

(2) 
3 

4 

l 

1 
3 

(2) 
3 
3 
3 

1 

6 
3 
3 

3 
4 

1 
3 

(2) 
2 

2 

a 

5 
3 
2 
4 
3 
4 

1 
2 

(2) 
2 
2 
4 
2 
5 
3 
3 
4 
2 
2 

32 

(34) 

11 

Deutsche  Sprache 

23 

Böhmische  Sprache 

(14) 

Französische  Sprache 

23 

Englische  Sprache 

7 

Geographie  und  Geschichte  .... 

2Ö 

■ 
Formale  Lo^ik 

2 

3 

4 

7 

28 
(30) 

4 

2 

.3 

7 

28 
(30) 

Mathematik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

Naturgeschichte 

14 

Physik 

14 

Allgemeine  Chemie 

11 

Geometrisches  und  Freihandzeichnen 

37 

Schönschreiben 

2 

Summe . 

32 

(34) 

32 

(34) 

207 

(221) 

Ausserdem  in  jeder  Classe  zwei  Stnn< 

clenl 

["ume 

n. 
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Freihandzeichnen. 


Lehrziel:  Verständniss  und  Gewandtheit  des Fi*eihandzeiehnens  sowohl  mit 
Beziehung  auf  verschiedenerlei  praktischen  Verwcrthungen  desselben,  als  mit 
Hinwirkung  auf  die  Bildung  des  Geschmackes. 

Das  Freihandzeichnen  wird  im  II.  —  VI.  Jahre  in  je  4  Stunden,  im  VII.  Jahre 
in  2  Stunden  gelibt.  Das  schnellere  oder  langsamere  Fortschreiten  des  Schülers 
von  den  leichteren  Aufgaben  zu  den  schwereren  innerhalb  dieser  Zeit,  kann 
von  Talent  und  Fleiss  abhängig  gemacht  werden ;  im  Allgemeinen  hat  aber  zu 
gelten,  dass  in  der  II.  Classe,  anschliessend  an  das  Zeichnen  geometrischer 
Figuren  mit  freier  Hand  und  mit  theilweiser  Fortsetzung  dieser  Vorübungen,  das 
Flachomament  und  in  der  III.  Classe  Letzteres  und  Contouren  des  menschlichen 
Kopfes  gezeichnet  werden  sollen. 

In  den  nächsten  vier  Jahren  soll  das  Zeichnen  nach  Vorlagen  mit  Schatten 
und  Licht,  und  nach  dem  Runden,  sowie  das  Studium  des  plastischen  Ornamentes 
geübt  werden,  lieber  diese  Gränzen  darf  der  Zeichnenunterricht  nicht  hinaus- 
greifen;  aber  er  soll  streng  und  systematisch  geführt  werden,  um  seinem  Zwecke, 
der  in  einer  guten  Vorbereitung  besteht,  mit  möglichster  Vollständigkeit  zu  ent- 
sprechen. 

Das  Materiale  soll  im  Anfange  der  Bleistift  und  beim  Ornamente  auch  die 
Feder,  später  Kohle  und  Kreide  sein.  Beim  Zeichnen  des  Ornamentes  darf  Tusch 
und  Aquarellfarbe  verwendet  werden,  um  dem  Schüler  die  Handhabung  des 
Pinsels  und  die  ersten  Elemente  des  Tones  und  der  Farbe  beizubringen. 

Das  Modelliren  bleibt  der  freien  Theilnahme  vorzüglich  Befilhigter  vorbe- 
halten ;  eine  Dispens  vom  Unterrichte  im  Freihandzeichnen»  für  die  Theilnehmer 
an  ersterem  findet  nicht  statt. 

Schönschreiben. 

Lehrziel:  Heranbildung  einer  leserlichen  und  gefillligen  Handschrift. 
I.  und  II.  Classe,  wöchentlich  je  1  Stunde:  Uebungen  nach  Vorlagen,  mit 
Ausschluss  jeder  Art  von  Kunstschriften. 
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Stundenplan 

für  die  ftealsehiilei   der  Mark^afsehaft  Mihrea. 

Auf  Grund  des  ^andesgesetzes  voqa  30.  April  1869. 


I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

VII. 

Summe 

Religion 

2 

4 

(2) 
5 

3 

3 

3 

6 

1 

27 

(29) 

2 

4 

(2) 
4 

4 

3 

3 

7 

2 
4 

(2) 
4 

4 

3 

4 

7 

2 
3 

(2) 
3 

4 

4 

2 

.3 

7 

1 
3 

(2) 
3 
3 
3 

6 
3 
3 

3 

4 

1 
3 

(2) 
2 

2 

a 

5 
3 
2 
4 
3 
4 

32 

(34) 

1 
2 

(2) 
2 
2 
4 
2 
5 
3 
3 
4 
2 
2 

32 

(34) 

11 

Deutsche  Sprache 

23 

Böhmische  Sprache 

(14) 

Französische  Sprache 

23 

Englische  Sprache 

7 

Geographie  und  Geschichte  .... 

25 

Formale  Lo^ik 

2 

Mathematik 

29 

Darstellende  Geometrie 

9 

Naturfifeschichte 

14 

Physik 

14 

Allgemeine  Chemie 

11 

Geometrisches  und  Freihandzeichnen 

37 

1 

Schönschreiben 

l 

28 
(30) 

28 
(30) 

28 
(30) 

■    ^ 

32 

(34) 

2 

Summe . 

207 

(221) 

Ausserdem  in  jeder  Classe  zwei  Stun 

denl 

rurne 

n. 
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üebergangsbestimmungen 

für  das  Schuljahr  1870/1. 

1.  Der  neue  Lehrplan  tritt  mit  dem  Schuljahre  1870/1  für  die  Schüler  der 
I.  und  IL  Classe  vollständig  in  Wirksamkeit.  Doch  beginnt  der  Unterricht  in  der 
französischen  Sprache  auch  in  der  II.  Classe  mit  den  Kegeln  der  Aussprache  und 
des  Lesens  und  muss  den  Lehrstoff  der  I.  und  11.  Classe  innerhalb  des  Schuljahres 
1871  zu  absolviren  bestrebt  sein,  zu  welchem  Ende  dem  französischen  Sprach- 
unterrichte erforderlichen  Falles  noch  eine  Lehrstunde  zugewiesen  werden  kann. 
Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  fUr  die  II.  Classe  muss  sich  nach  dem  in 
der  bisherigen  I.  Classe  bereits  absolyirten  Lehrstoffe  richten. 

2.  Die  neue  IV.  Classe  wird  erst  mit  Beginn  des  Schuljahres  1871/2  activii-t, 
daher  die  zum  Aufsteigen  in  die  höhere  Classe  berechtigten  Schüler  der  bisherigen 
IIL  Classe  zu  Beginn  des  Schuljahres  1870/1  in  die  neue  V.  Classe  überzutreten 
haben. 

3.  Der  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  für  die  Schüler  von  der 
ni.  Classe  angefangen  gliedert  sich  nach  Cursen  so,  dass  Anfänger,  Vorgeschrit- 
tenere und  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete  gesondert  unter- 
richtet werden. 

4.  Für  die  Schüler  der  III.  Classe  wird  dieser  Unterricht  sofort  obligat,  für 
die  Schüler  der  V.  Classe  aber  nur  insoweit,  als  sie  sich  nicht  über  die  bereits 
erlangte  vollständige  Eenntniss  derselben  auszuweisen  vermögen. 

5.  Die  in  gleicher  Lage  befindlichen  Schüler  der  VI.  und  VE.  Classe  sind 
nur  dann  zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  französischen  Sprache  verpflichtet, 
wenn  sie  nach  den  von  ihnen  bereits  erlangten  Vorkenntnissen  befähigt  sind,  und 
zwar  die  Schüler  der  VI.  Classe  in  den  Curs  für  Vorgeschrittenere ,  jene  der 
VU.  Classe  in  den  Curs  für  grammatikalisch  bereits  vollständig  Durchgebildete 
aufgenommen  zu  werden. 

6.  Zum  Besuche  des  Unterrichtes  in  der  englischen  Sprache  sind  im  Schul- 
jahre 1870/1  die  Schüler  noch  nicht  verpflichtet. 

7.  Der  Unterricht  aus  den  übrigen  Lehrgiegenständen  hat  sich  in  der  IIL 
Classe  dem  Lehrplane  thunlichst  vollständig  anzuschliessen.  Der  durch  die 
Bestimmungen  5  und  6  in  den  Oberclassen  sich  ergebende  Ausfall  an  Lehrstunden 
gegenüber  der  Gesammtzahl  von  32  (eventuell  34)  ist  zu  verwenden,  um  den 
Lehrplan  in  der  deutschen  Sprache,  Geschichte  und  Geographie  oder  den  mathe- 
matisch-naturwissenschaftlichen Disciplinen  so  zu  erweitern,  dass  das  vollständige 
Uebergehen  in  den  neuen  Lehrplan  im  Schuljahre  1871/2  stattfinden  kann. 

8.  Die  endgiltige  Festsetzung  der  Lectionspläne  für  das  Schuljahr  1870/1 
wird  ausnahmsweise  den  Lehrkörpern  der  betreffenden  Bealschulen  überlassen, 
und  sind  die  bezüglichen  Beschlüsse  in  der  ersten  Hälfte  des  Monates  October 
1870  dem  Landesschulrathe  zur  Eenntnissnahme  vorzulegen.  Sollte  fUr  den 
Unterricht  in  der  böhmischen  Sprache  eine  Vermehrung  der  Stundenzahl  wttn- 
schenswerth  erscheinen,  so  kann  der  Landesschulrath  begründeten  diessfUlligen 
Anträgen  die  Genehmigung  ertheilen. 
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Nr.  125. 


Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  August  1870, 

Z,  10.735, 

die  Portofreiheit  der  Correspondenzen  der  k.  k.  Bezirksschulinspectoren 

und  der  k.  k.  Prufüngscommlssionen  betreffend. 

Die  amtlichen  Correspondenzen  der  k.  k.  Bezirksschulinspectoren  und  der 
k.  k.  Prtifungs-Commissionen  für  allgemeine  Volks-  und  Bürgerschulen  hab'^n  die 
im  Art.  II,  Abs.  8,  dann  im  Art.  VII  des  Gesetzes  vom  2.  October  1865  normirte 
Portofreiheit  zu  geniessen. 

Dieselben  müssen  aber  auf  der  Adresse  mit  dem  Namen  und  Charakter  des 
Absenders,  dann  mit  der  im  Art.  V  des  obigen  Gesetzes  vorgeschriebenen  Bezeich- 
nung versehen  sein. 

Nr.  126. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterriclit  vom  16.  August 

1870,  Z.  5736, 

an  den  Statthalter  für  Tirol  und  Vorarlberg, 

betreffend  die  Beurlaubungen  zur  Ausbildung  von  Landwehr-Officieren, 

Im  Nachhange  zu  dem  Ministerial-Erlasse  vom  2.  Juli  1870,  Z.  5736  (Verord.* 
Blatt  des  Minist,  für  Cultus  und  UnteiT.  Stück  XIV,  Nr.  100)  wird  mit  Rücksicht 
auf  den  vorgesehenen  Fall,  dass  Universitätsstudirende  zu  Landwehr- Officieren 
ernannt  werden  sollten ,  die  Anfrage ,  ob  sich  sodann  der  akademische  Senat  für 
ermächtigt  halten  dürfe,  solchen  Studierenden,  wenn  sie  zur  militärischen  Verwen- 
dung aufgefordert  werden,  im  eigenen  Namen  für  die  Dauer  dieser  Verwendung  die 
Pflicht  zum  Besuche  der  Vorlesungen  nachzusehen ,  in  nachfolgender  Weise  be- 
antwortet: 

Die  Zuschrift  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesvertheidigung,  deren  Inhalt 
Eurer  .  .  •  mit  dem  Eingangs  citirten  Erlasse  bekannt  gegeben  wurde,  deutet 
selbst  schon  darauf  hin,  dass  dns  Landwehr-Oberkommando  bezüglich  der  an  die 
Landwehr-Offiziere  zu  richtenden  Aufforderung  zur  zeitweiligen  Dienstleistung  bei 
dem  stehenden  Heere  oder  zur  Intervention  bei  der  Land  wehr-Recrutenausbildung 
—  auf  die  individuellen  Lebensverhältnisse  der  Betreffenden  entsprechende  Rück- 
sicht zu  nehmen  bereit  ist. 

Hieraus  allein  darf  schon  geschlossen  werden,  dass  die  Einberufung  der  Uni- 
versitätsstudirenden,  falls  solche  zu  Landwehr-Officieren  ernannt  werden  sollten, 
der  Regel  nach  in  einem  solchen  Zeitpuncte  stattfinden  wird,  dass  die  wirkliche 
militärische  Verwendung  der  Betreffenden  vorzugsweise  in  den  grossen  Ferien  zu 
fallen  hätte.  Dieser  Zeitraum  kann,  nachdem  es  zufolge  §.  32  der  allgemeinen 
Studienordnung  vom  1.  October  1850  den  akademischen  Behörden  überlassen  ist, 
die  Immatrikulation  und  Inscription  von  Studirenden  noch  in  der  dritten  Woche 
des  beginnenden  Studienjahres  zu  bewilligen,  und  nach  §.  56  derselben  Verordnung 
die  Bestätigung  des  Besuches  binnen  der  letzten  drei  Wochen  des  Semesters  zu 
ertheilen,  nach  dem  Ermessen  der  akademischen  Behörden  bis  zu  einer  Gesammt- 
ausdehnung  von  mehr  als  14  Wochen  verlängert  werden,  womit  wohl  dem  Bedürf- 
nisse der  militärischen  Ausbildung  der  Betreffenden  im  Allgemeinen  Genüge 
geleistet  sein  dürfte. 
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Die  Ertheilung  einer  Ermächtigang  ai>  die  akademischen  Behörden ,  wäh- 
rend des  Studienjahres  einzelnen  Stadirenden  die  Pflicht  zum  Besuche 
der  Vorlesungen  nachzusehen,  erscheint  dagegen,  zumal  es  sieh  hier  um  längere 
Unterbrechungen  handeln  wUrde,  mit  den  Osterreichischen  Studiengesetzen  ganz 
unvereinbar,  und  es  wäre  daher  für  den  Ausaahmsfall  der  Einberufung  eines 
als  Landwehr-OfFiciers  ernannten  Universitätsstudirenden  während  des  Studien- 
jahres das  bezügliche  Einschreiten  desselben  um  die  Bewilligung  zur  Unterbre- 
chung des  Vorlesungsbesuches  anher  zur  Entscheidung  vorzulegen. 

Nr.  127. 

Ministerialerlass  vem  31.  August  1870,  Z.  8476, 

an  den  Statthalter  für  Dalmatien, 

betreffend  die  GeschMtsordnnng  für  die  formelle  Behandlung  der  Geschalte 
im  Consistorium  des  griechisch-orientalischen  Bisthums  inDalmatien(Zara). 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung 
vom  24.  August  1870  als  Norm  für  die  formelle  Behandlung  der  Geschäfte  im 
Consistorium  des  griechisch-orientalischen  Bisthums  in  Ddlmatien  (Zara)  eine 
eigene  Geschäftsordnung  zu  genehmigen  geruht. 

Nr.  128. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  1.  September 

1870,  Z.  8626, 

an  den  k.  k.  Landesschulrath  für  Böhmen , 
(aus  Anlass  eines  spcciellen  Falles) 

womit  erkläii;  wird^  dass  die  an  Mittelschulen  anzustellenden  Beligiimslelirer 
den  Nachweis  der  Maturitätsprflftang  zu  liefern  haben. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  26.  August  d.  J.  finde  ich  zu  erklären,  dass 
es  im  Sinne  des  §.  2,  Alinea  5  der  Verordnung  des  Ministeriums  für  Cultus  und 
Unterricht  vom  19.  Juli  1856  (R.  6.  Bl.  Nr.  146)  und  des  §.  12  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1870  (Verord..  Blatt  des  Ministeriums  ftr  Cultus  und  Unterricht  Nr.  71, 
pag.258)  liege,  dass  von  den  an  den  Mittelschulen  anzustellenden  Religionslehrem 
der  Nachweis  der  mit  Erfolg  bestandenen  Maturitätsprüfung  gefordert  werden  muss. 

Nr,  129. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  3.  September 

1870,  Z.  8065, 

an  den  Statthalter  von  NiederÖaterreich, 

betreffend  die  Yermlnderung  der  Lehrstnnden  In  der  katholischen  Religion 
in  der  aehten  Classe  am  k.  k.  akademischen  Gymnasium  in  Wien. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  10.  August  d.  J.  genehmige  ich  den  vom 
Lehrkörper  des  akademischen  Gymnasiums  in  Wien  wiederholt  gestellten  und  ein- 
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stimmig  —  somit  im  Einverständnisse  mit  dem  katholischen  Religionslehrer  be- 
schlossenen nnd  von  Eurer  .  .  .  beantworteten  Antrag,  betreffend  die  Verminde- 
rung der  Lehrstunden  in  der  katholischen  Religion  in  der  achten  Gymnasialclasse 
von  drei  auf  zwei  Stunden  per  Woche  und  die  Verwendung  der  biedurch  ge- 
wonnenen einen  Stunde  per  Woche  für  Mathematik. 

Nr.  130. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  5.  September 

1870,  Z.  8267, 

an  den  Landespräsidenten  der  Bukowina, 

betreffend  die  Competenz  der  Landesregiernng  in  Kirchen-^  Ffarr-  und 
Schulbau-ConcurrenKangelegenheiten  auf  Staats-  und  grleehisch- orienta- 
lische Religionsfonds-Domänen. 

Betreffend  die  gestellte  Anfrage,  ob  die  Durchführung  der  Verhandlungen  in 
Kirchen-,  Ffarr-  und  Schulbau- Concurrenzangelegenheiten  auf  Staats-  und  grie- 
chisch-orientalischen Religionsfondsdomänen  in  den  Wirkungskreis  der  Bezirks* 
hauptmannschaften  oder  der  Landesregierung  gehöre  —  nehme  ich  im  Einver- 
ständnisse mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  keinen  Anstand,  Eurer  .... 
beizustimmen ,  dass  bei  Verhandlungen  in  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schulconcurrenz- 
angelegenheiten  auf  Staats-  und  Beligionsfondsdomänen,  wo  ein  Beitrag  aus  den 
bezüglichen  Gutsrenten  zu  leisten  ist,  die  Competenz  der  Landesregierung  in 
gleicher  Weise  einzutreten  habe,  wie  bei  Verhandlungen  dieser  Art,  wo  die  Bei- 
tragspflichtigkeit des  Aerars  oder  eines  unter  der  Verwaltung  oder  Ueberwachung 
der  Landesstelle  stehenden  Fondes  unmittelbar  angesprochen  wird. 

Nach  §.  40  b  des  Statthalterei- Wirkungskreises  (Ministerial  -  Verord.  vom 
19.  Jänner  1853,  R.  G.  Bl.  Nr.  10,  Seite  97)  steht  der  Landesbehörde  zu  die  Ge- 
stattung einer  Kirchen-,  Pfarr-  oder  Schulbaulichkeit,  wenn  ein  Beitrag  von  dem 
Aerar  oder  einem  unter  der  Leitung  oder  Verwaltung  der  Landesbehörden  stehen- 
den öffentlichen  Fonde  zu  leisten  ist,  und  dieser  Beitrag  3000  fl.  nicht  übersteigt. 
(Bei  höheren  Beträgen  steht,  insoweit  nicht  die  Schlussfassung  Sr.  Majestät  einzu- 
holen ist,  die  Gestattung  der  Bauten  dem  Ministerium  zu).  Nach  dem  Schlusssatze 
des  §.  40  hat  die  Landesbehörde,  wenn  der  Staatsschatz  mittelbar  oder 
unmittelbar  bedieiligt  ist,  vorderdefinitivenErledigung  mit  der  Finanz-Landes- 
behörde das  Einvernehmen  zu  pflegen. 

Hieraus  gebt  klar  hervor,  dass  der  §.  40  nicht  nur  eine  unmittelbare,  sondern 
auch  jede  mittelbare  Inanspruchnahme  der  dort  gedachten  Fonde  vor  Augen  hat. 

Hiernach  wird,  wenn  es  eich  um  eine  Kirchen-,  Pfarrei-  oder  Schulbaulich- 
keit handelt,  wozu  ein  Staats-  oder  Religionsfondsgut  einen  3000  fl.  nicht  über- 
steigenden Beitrag  leisten  soll,  die  Gestattung  dieser  Baulichkeit  in  den  Wirkungs- 
kreis des  Landespräsidenten  fallen. 

Hieraus  aber  folgt  nicht,  dass  die  Bauverhandlung  nicht  vom  Bezirkshaupt- 
manne  zu  pflegen  ist ,  im  Gegentheile  ist  er  zur  Verhandlung  berufen  laut  §.  28 
des  kreisbehördlichen  Wirkungskreises  (R.  G.  Bl.  1853,  Seite  88,  und  Minist. 
Verord.  vom  30.  August  1868  R.  G.  Bl.  Nr.  123).  Dadurch  wird  das,  was  in  Anse- 
hung der  Competenz  derzeit  in  Kraft  besteht,  nicht  geändert. 
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Nr.  131. 


Eriass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  7.  September 

1870,  Z.8710, 

an  den  k.  k.  Landesschnlrath  von  Böhmen, 

betreffend  die  Honorirniig  des  Unterriehtes  in  den  an  Gymnasien  Yertretenen 

freien  Lehrgegenstanden. 

Nach  dem  §§.  5  nnd  6  der  Ministerialyerordnang  vom  19.  April  1.  J.,  Z.3603 
(Verord.-Bl.  Nr.  72,  Seite  259),  hat  fllr  die  an  den  Gymnasien  vertretenen  freien 
Lehrgegenstände  die  Entrichtung  eines  besonderen  Honorars  fUr  die  am  Unterrichte 
theilnehmenden  »Schüler  nur  dann  zu  entfallen,  beziehungsweise  die  Entlohnung 
der  Lehrer  durch  Remunerationen  aus  dem  Studienfonde  einzutreten ,  wenn  die 
betreffenden  Fächer  mit  ministerieller  Genehmigung  gelehrt  werden.  Zum 
Belege  dieser  Voraussetzung  bedarf  es  bei  den  im  Organisations-Entwurfe  für  die 
österreichischen  Gymnasien  §.  18.  2,  d,  e,  f  und  8—11  angeführten  Gegenständen 
keiner  speciellen  Verfügung;  für  alle  dort  nicht  angeführten  Lehrgegenstände 
niuss  dagegen  meine  ausdrückliche  Genehmigung  eingeholt  werden,  um  die  An- 
wendung der  §§.  5  und  6  der  Verordnung  vom  19.  April  1.  J.  auf  dieselben  herbei- 
zuführen. 

Die  Genehmigung  der  betreffenden  Vorträge  im  Allgemeinen  vorausgesetzt, 
ist  die  Entlohnung  der  Lehrer  durch  Kemunerationen  aus  dem  Studienfonde  im 
einzelnen  Falle  davon  abhängig,  dass  einerseits  durch  den  Nachweis  über  die 
Anzahl  der  theilnehmenden  Schüler  in  jedem  einzelnen  Unterrichtszweige  über 
die  demselben  gewidmete  Zeit  und  die  erzielten  Unterrichtserfolge  den  Anforde- 
rungen des  §.  6  der  Verordnung  vom  19.  April  1.  J.  und  anderseits  durch  den 
Nachweis  des  vorhandenen  Bedürfnisses  (welcher  eventuell  schon  in  der  Schüler- 
zahl allein  liegen  kann)  und  der  von  dem  Lehrer  für  das  betreffende  Fach  erwor- 
benen Lehrbefkhigung,  den  Bestimmungen  des  hierortigen  Erlasses  vom  15.  Juli 
d.  J.,  Z.  6682  genügt  worden  ist. 

Das  Ausmass  der  aus  dem  Studienfonde  zu  bewilligenden  Remunerationen 
wird  sich  zwischen  den  Ziffern  von  100  bis  525  fl.  bewegen  und  zwar  sind  im  All- 
gemeinen die  minderen  Ansätze  von  100  bis  300  fl.  für  jene  Lehrer  (oder  Supp- 
lenten)  obligater  Lehrgegenstände,  die  gleichzeitig  noch  einen  freien  Lehrgegen- 
stand vortragen,  die  höheren  Ansätze  von  300  bis  ;>25  fl.  aber  für  die  selbststän- 
digen Nebenlehrer  der  nicht  obligaten  Lehrgegenstände,  sofeme  der  Unterricht  in 
den  letzteren  wenigstens  durch  fünf  Stunden  per  Woche  ertheilt  wird,  bestimmt. 
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Nr.  132. 

Verordnung  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom 

10.  September  1870,  Z.  9167''), 

womit  eine  Yorschrift  Aber  die  Prüflingen  der  Candidaten  für  das  Lehramt 
des  Tnmens  an  Mittelschnlen  und  Lelirerbildnngsanstalten  bundgemacht 

wird. 

Artikel  I. 

Lehrbefähigung» 

Wer  das  Tarnlehramt  an  einer  Mittelschule  oder  Lehrerbildungsanstalt  aus- 
üben will,  hat  sieb  zur  Erlangung  des  Lehrbefahigungs-Zeugnisses  einer  Prüfung 
bei  der  biezu  bestellten  PrUfnngs-Commission  zu  unterziehen. 

ArtikellL 

Frttfangs-CommiBsion» 

Diese  Commission  wird  vorerst  nur  in  Wien  errichtet.  DerUnterrichtsminister 
ernennt  den  Vorsitzenden ,  dessen  Stellvertreter  und  mehrere  Fachexaminatoren 
als  Mitglieder  der  Commission  auf  die  Daner  von  drei  Jahren,  nach  deren  Ablauf 
eine  Neu-  oder  Wiederbestellung  stattfindet. 

Artikeln!. 

Früfungsgesuche. 

Prüfungswerber  haben  die  Zulassung  zur  Prüfung  bei  der  Commission  Schrift- 
lieh  anzusuchen,  und  hiebei 

1 .  ihren  Lebenslauf  und  Bildungsgang  darzulegen, 

2.  die  Absolvirung  einer  Mittelschule  oder  Lehrerbildungsanstalt  nachzuweisen, 

3.  anzugeben,  in  welcher  Sprache  sie  unterrichten  werden. 

In  rttcksichtswttrdigen  Fällen  ertheilt  der  Unterrichtsminister  nach  Anhörung 
der  Prüfungscommission  die  Nachsicht  der  im  Absatz  2  enthaltenen  Anforderung. 

Der  Vorsitzende  entscheidet  über  die  Zulassung  zur  Prüfung.    Zurückgewie-  . 
senen  Candidaten  steht  die  Berufung  an  das  Unterrichtsministerium  offen. 

Artikel  IV. 

Früfang. 

Die  Prüfung  hat  den  Zweck  festzustellen,  ob  derPrUfungs-Candidat  die  erfor- 
derliche intellectuelle  Ausbildung,  die  nöthige  Fertigkeit  in  den  Uebungen  des 
Schulturnunterrichtes  und  eine  rationelle  Unterrichtsmethode  besitzt. 

Artikel  V. 
Früfongseinleitung. 

Die  Prüfung  zerfallt  in  eine  theoretische  und  praktische,  erstere  wieder  in 
eine  schriftliche  und  mündliche. 

Bei  der  theoretischen  Prüfung  hat  der  Candidat  zu  erproben : 

1.  den  erforderlichen  Grad  der  allgemeinen  Bildung; 

2.  die  genaue  Bekanntschaft  mit  dem  Turnwesen,  u.  zw.  allgemeine  Kenntniss 
der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Tumwesens,  Bekanntschaft  mit  der  Aufgabe 
des  Turnunterrichtes,  mit  dem  Zwecke  und  Ziele  des  Turnens ;  Kenntniss  der 

*)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1870,  unter  Nr.  116. 
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neueren  Systeme  von  Jahn-Eiselen  iindSpiess,  allgemeine  Kenntniss  der  gymnasti- 
schen Literatur  und  genaue  Bekanntschaft  mit  der  gymnastischen  Nomenclatur. 
Kenntniss  der  technischen  Einrichtung  der  Uebungsgeräthe.  sowie  der  Anlage  von 
Turnplätzen. 

3.  Kenntniss  des  menschlichen  Körpers  in  anatomischer  und  physiologischer 
Beziehung,  und  zwar  insbesondere : 

a)  Kenntniss  des  Knochengerüstes  als  Grundlage  des  Bewegungsapparates,  der 
Schädelknochen ,  Knochenverbindungen  überhaupt  und  der  Gelenke  insbe- 
sondere ; 

b)  Kenntniss  des  Muskelsystems ,  der  Lagenverhältnisse  und  Wirksamkeit  der 
wichtigsten  Muskeln  und  ihrer  Gruppirung  nach  den  Gliedmassen  und  deren 
Bewegungen ; 

e)  Kenntniss  der  Athmungs-  und  Verdauungsorgane  im  Allgemeinen,  der  wich- 
tigsten Sätze  über  den  Ernährungs-  und  Umbildungsprocess,  über  das  Blut- 
gefäss- und  Nervensistem ; 

d)  Kenntniss  der  Gesundheitslehre  (Diätetik),  soweit  sie  bei  dem  Betriebe  des 
Turnens  in  Betracht  kommt,  insbesondere  zum  Behufe  der  ersten  nothwen 
digen  Hilfeleistungen  bei  eingetretenen  Körperverletzungen. 

Artikel  VL 

Schriftliche  Prüfung. 

Bei  der  schriftlichen  Prüfung  (Clausur-Arbeit)  hat  der  Candidat  unter  Auf- 
sicht eines  von  der  Prtifungs-Commission  bestellten  Organes  einen  Aufsatz  aus- 
zuarbeiten. Die  Auswahl  des  Themas  aus  den  für  die  theoretische  Prüfung  vor- 
geschriebenen Kenntnissen  bleibt  der  Prüfungs-Commission  vorbehalten. 

Bei  Beurtheilung  der  schriftlichen  Prüfungsarbeit  ist  nicht  blos  auf  Klarheit 
in  Gedanken  und  in  der  Darstellung,  sondern  auch  auf  statistische  üorrectheit 
und  Gewandtheit  zu  sehen. 

Artikel  Vn. 

Mündliche  Prüfung. 

Erst  wenn  die  Clausurarbeit  von  der  Prüfungs-Commission  als  ausreichend 
befunden  wurde,  kann  der  Candidat  zur  mündlichen  Prüfung  zugelassen  werden. 

Artikel  Vnr. 

Praktische  Prüfung. 

Die  praktische  Prüfung  wird  von  einem  Commissionsmitgliede  derTumanstalt 
vorgenommen. 

Bei  derselben  hat  der  Candidat  rationelle  Unterrichtsmethode,  dann  Fertig- 
keit im  Frei-  und  Geräthturnen  darzuthun. 

Will  der  Candidat  auch  die  Qualification  fttr  Lehrerinen-Bildungsanstalten 
erlangen,  so  hat  er  noch  überdiess  seine  Bekanntschaft  mit  den  Grundsätzen  und 
Eigenthümlichkeiten  des  Mädchenturnens  nachzuweisen. 

ArtikellX. 

Prüf ung8-Zeugni88 . 

Nach  Beendigung  sämmtlicher  Prüfungsacte  wird  von  der  Commission  Be- 
schluss  gefasst,  und  in  einem  eigenen  Protokolle  festgestellt,  mit  welchem  Erfolge 
der  Candidat  die  Prüfung  bestanden  habe. 

Hat  der  Candidat  die  Prüfung  bestanden,  so  ist  demselben  ein  vom  Vor- 
sitzenden und  den  Examinatoren  zu  unterfertigendes  Zeugniss  auszustellen,  in 
demselben  das  Nationale  desCandidaten  (Namen,  Gebnrtsoit,  Schulbildung),  dann 
das  Ergebniss  der  einzelnen  Prüfungsacte  genau  zu  verzeichnen,  und  am  Schlüsse 
bestimmt  auszusprechen,  ob  derselbe  mit  Rücksicht  auf  seine  Leistungen  zur  Er- 
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theiluDg  des  Turnunterrichtes  „befähigt^  oder  „in  ausgezeichneter  Weise  befä- 
higet^ ist. 

Die  allßillige  Qnalification  des  Candidaten  fllr  den  Mädehenunterricht  ist  im 
Zeugnisse  ausdrücklich  zu  bemerken. 

ArtikelX. 

Beprobation. 

Candidaten ,  welche  die  Prüfung  nicht  bestanden  haben,  werden  von  ihrer 
Zurückweisung  und  von  der  Frist,  binnen  welcher  sie  die  Prüfung  wiederholen 
dürfen,  schriftlich  verständigt.  Die  Fristbestimmung  steht  der  Commission  zu. 

Artikel  XI. 

Prüfungs-Wiederholung. 

Die  Commission  kann  zurückgewiesenen  Candidaten  nur  einmal  eine  Wieder- 
holung der  Prüfung  bewilligen. 

Die  Bewilligung  einer  weiteren  Wiederholung  derselben  bleibt  dem  Unter- 
richtsminister vorbehalten. 

Artikel  Xn. 
Taxen. 

Vor  Abhaltung  der  Prüfung  hat  der  Candidat  eine  Taxe  von  10  fi.  an  die 
nieder-österreichische  Landeshauptcassa  abzuführen. 

Diese  Taxe  muss  bei  einer  Wiederholung  neuerlich  entrichtet  werden. 

Artikel  Xra. 
Vorstehende  Behörde. 

Die  Prüfungs-Commission  untersteht  dem  Unterrichtsminister  unmittelbar. 

Artikel  XIV. 
Oeschflfts-Ordnung. 

Der  Vorsitzende,  resp.  dessen  Stellvertreter,  ist  mit  der  gesammten  Geschäfts- 
führung und  mit  der  Leitung  der  PrUfungs Verhandlungen  betraut. 

Nach  Ablauf  eines  jeden  Jahres  erstattet  der  Vorsitzende  über  das  Ergebniss 
der  Prüfungen  unter  Vorlage  der  Protokolle  an  den  ünterrichtsminister  Bericht,  in 
welchem  die  Leistungen  der  einzelnen  Commissionsmitglieder  hinsichtlich  ihrer 
Betheiligung  an  den  Prüftingsacten  genau  anzugeben  sind. 

Artikel  XV. 
Bemunerationen. 

Die  Commissionsmitglieder  erhalten  ftlr  ihre  Thätigkeit  bei  den  Lehramts- 
prüfungen angemessene  Remunerationen. 

Artikel  XVL 

Beginn  der  Wirksamkeit. 

Diese  Prüfungsordnung  tritt  mit  Beginn  des  Schuljahres  1870—71  in  Wirk- 
samkeit. 

Artikel  XVIL 

Frtifungsnachsicht. 

Turnlehrer,  welche  wenigstens  fünf  Jahre  mit  Erfolg  selbstständig  praktischen 
Turnunterricht  erthcilt,  und  dabei  Proben  ihrer  besonderen  Befähigung  zum  Turn- 
unterrichte abgelegt  haben,  können  vom  Unterrichtsminister  nach  Anhörung  der 
Prüfungs-Commission  von  der  Beßlhigungsprüfung  ganz  oder  theilweise  befreit 
werden. 

54* 
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Artikel  XVIII. 

Uebergangsbestimmungen,  Dispenseu. 

Bis  Beginn  des  Schuljahres  1872 — 73  bleibt  es  dem  Ermessen  derPrüfungs- 
Commissäre  überlassen,  beim  Vorhandensein  rUcksichtswUrdiger  Umstände  die 
Anforderungen  fUr  die  theoretische  Prüfung  ausnahmsweise  zu  crmilssigen,  diese 
Ermässigung  muss  jedoch  im  PrUfungszeugnisse  angemerkt  werden. 

Unter  gleichen  Verhältnissen  kann  sich  der  Vorsitzende  bis  zu  dem  genannten 
Zeitpuncte  behufs  Zulassung  eines  Candidaten  zur  Prüfung  auch  mit  der  Nach- 
Weisung  jenes  Bildungsgrades  begnügen,  welcher  an  einem  Unter-,  einem  Real- 
gymnasium oder  einer  Unterrealschule  erworben  weiden  kann. 

Stremayr  m.  p. 

Nr.  133. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  11.  September 

1870,  Z.  9206, 

an  die  Statthalter  in  Triest  und  Zain, 

betreffend  die  Ertheilung  der  Altersnachsichten  behnl^  des  Eintrittes  in 

die  nautischen  Schulen. 

Zur  Vereinfachung  der  Geschäfte  beehre  ich  mich  Eurer  .  .  .  anlässlich  der 
in  letzterer  Zeit  häufiger  vorkommenden  Gesuche  um  Altersnachsicht  zum  Eintritte 
in  eine  nautische  Schule  die  Ermächtip:nng  zu  ertheilen,  derlei  Dispensen  unter 
folgenden  Voraussetzungen  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  bewilligen,  wenn  nämlich 

1.  der  Abgang  zum  Normalaller  von  14  Jahren  nicht  über  sechs  Monate 
beträgt ; 

2.  die  ttbrigen  Bedingungen  zur  Aufnahme  in  die  nautische  Schule  erfttllt 
sind,  und 

3.  Eure  .  .  .  sich  in  geeigneter  Weise  von  der  geistigen  Reife  des  Auf- 
nahmswerbers für  den  zu  gewärtigenden  Unterricht  überzeugt  haben. 

In  letzterer  Kichtung  wird  jedenfalls  die  Direction  jener  nautischen  Schule, 
an  der  die  Aufnahme  angestrebt  wird,  einzuvernehuien  und  gegen  deren  Antrag 
eine  Dispens  nicht  zu  ertheilen  sein. 

Die  Nachsicht  eines  über  sechs  Monate  hinau8gelienden  Abganges  zum 
Normalalter  kann  nur  in  besonders  rUcksichtswürdigen  Fällen  ertbeilt  werden, 
und  wollen  derlei  Gesuche,  falls  sie  sich  nicht  zur  Abweisung  eignen,  mir  nach 
Einvernehmung  der  betreffenden  Schuldirection  berichtlich  vorgelegt  worden. 

Nr.  134. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom 

11.  September  1870,  Z.  6033  % 

womit  die  Terordnnngvom  12.  Juli  1869^  betreffend  die  BHänngsanstalten  fOr 
Lehrer  und  Lehrerinnen  unverändert^  die  T erordnung  vom  15.  November  1869^ 
betreffend  die  Prfiftangen  der  Lehrer  an  Tolles-  und  Bürgerschulen  hingegen 
mit  einigenModiflcationen  auf  die  Markgrafsohaft  Istrienansgedehnt  werden, 

wirksam  für  die  Markgrafschaft  Istrien, 

Naeh  Einvemehmnng  desLandesschulrathes  in  If^trien  finde  ich,  vom  Schal- 
jähre  1870—71  anfangend,  die  Ministerial- Verordnung  vom   12.  Juli  1869  (R.  G. 

*)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  117. 
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Bl.  Nr.  131),  betreffend  d^p  Bilduiigsanstalten  für  Lehrer  und  Lehrerinen,  unver- 
ändert, dann  die  Ministerial-Verordunng  vom  15.  November  1869  (R.  G.  Bl. 
Nr.  168),  womit  Bestimmungen  für  die  Prüfungen  der  Lehrer  an  Volks-  und 
Bürgerschulen  erlassen  wurden,  mit  folgenden  ModiiicatioBen  auf  die  Markgraf- 
sohaft  Istrien  auszudehnen : 

n)  dem  Landesschulrathe  von  Istrien  kömmt  es  gemäss  dem  Landesgesetze 
vom  4.  April  1870  zu,  für  die  nach  §.  1  der  Verordnung  dem  Minister  für 
Cultus  und  Unterricht  vorbehaltene  Ernennung  der  PrUfungs-Commissioos- 
niitglieder  die  Vorschläge  zu  erstatten ; 

h)  als  Staudort  einer  PrUfungs-Commission  (§.  2  der  Verordnung)  wird  auch 
Rovigno  bestimmt; 

e)  statt  der  im  §.  7  lit.  c  der  Verordnung  geforderten  Nachweisung  einer  min- 
destens zweijährigen  Verwendung  im  praktischen  Schuldienste  ist  gemäs9 
dem  cifirten  Landesgesetze'dcr  Nachweis  einer  dreijährigen  Verwendung  zu 
fordern; 

d)  an  Stelle  des  PrUfnngsgegenstandes  des  deutschen  Sprachfaches  (§.  19  lit.  / 
der  Verordnung)  hat  der  Prüfungsgegenstand  „Unterrichtssprache**  zu  treten. 

Zugleich  finde  ich  anzuordnen,  dass  die  an  den  Lehrerbildungsschulen  von 
Istrien  bisher  erworbenen  Lehrbeföhigungs-Zeugnisse  für  Trivial-  und  Hauptschulen 
bei  Anstellungen  den  LehrbcfSihigungszeugnissen  für  allgemeine  Volksschulen, 
dann  die  gleichen  Zeugnisse  über  die  Befähigung  zum  Unterlehrer  an  Trivial-  oder 
Hauptschulen  den  Zeugnissen  der  Reife  im  Sinne  des  ReichsVolksschulgesetzes 
gleichzuhalteu  sind. 


Nr.  135. 

Verordnung  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricfit  vom 

13.  September  1870,  Z.  8825  *), 

betreffend  die  Einführung  der  antieipativen  Zahlung  derCollegie  ngelder  an 
den  l^niversitäten  zu  Wlenf  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Inusbrnck 

vom  Beginne  des  Stndieigahrea  1871-8  an. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung 
vom  2.  September  1870  zu  genehmigen  geruht,  dass  die  mit  dem  Ministerial -Erlasse 
vom  27.  Februar  1853^  R.  O.  Bl.  Nr.  37^  bezüglich  der  ausserordentlichen  Hörer 
augeordnete  semestrale  Vorauszahlung  der  CoUegiengelder  vom  Studienjahre 
1870-~71  an,  mit  Aufhebung  der  Bestimmuugen  des  §.  35  der  provisorischen  Vor- 
schrift vom  12.  Juli  1850,  R.6.  Bl  Z.  310,  auf  alle  Studierenden  der  Universitäten 
der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ausgedehnt  werde. 

Es  werden  daher  vom  Beginne  des  Studienjahres  1871 — 72  an  alle  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Hörer,  welche  nicht  schon  bei  der  Inscription^h 
tiber  die  vorher  erwirkte  Befreiung  oder  Über  den  ihnen  nach  §.  14  der  ctttrtai 
provisorischen  Vorschrift  zukommenden  gesetzlichen  Auspruch  auf  gänzliefae  Be- 
freiung von  Zahlung  des  CoUegiengeldes  ausweisen  können,  das  Coliegiengeld 
ftlr  alle  von  ihnen  augemeldeten  CoUegien  sogleich  bei  der  Inscription  illr  das 
betreifende  Semester  anticipativ  zu  entrichten  haben. 

Stremtjr  m.  p. 


*>Aumerkang.  Enthalten  im  R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  118. 
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Nr.  29. 


Eriass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  21.  September 

1870,  Z.  9260, 

an  den  Statthalter  für  Tirol  und  Vorarlberg, 

betreffend  die  Anftaahme  you  Priyatsehfilem  an  den  Mitteteehnlen  anf  Ornnd 

einer  Anfitahmspruftang. 

In  Erwiderang  der  gestellten  Anfrage  beehre  ich  mich  Eurer  .  .  .  zn  erüfinen, 
dass  die  Ministerial-Yerordnang  vom  14.  März  d.  J.,  Z.  2370  (Verord.-Blatt  Nr.47, 
Seite  173),  womach  vom  Beginne  des  Schuljahres  1870—71  an  von  Denjenigen, 
welche  die  Aafnahme  in  die  erste  Classe  einer  Mittelschule  nachsuchen,  ein  Zeug- 
niss  der  Volksschule  nicht  zu  fordern  ist,  sie  dagegen  einer  AufnahmsprUfung 
sich  zu  unterziehen  haben,  auch  auf  die  Aufnahme  als  PrivatschUlejr  an 
den  Mittelschulen  Anwendung  findet 


Kundmachung. 

Zur  Reise  und  zum  einjährigen  Aufenthalte  in  Frankreich  behufs  gründlicher 
praktischer  Ausbildung  in  der  französischer  Sprache  wird  unter  den  Modalitäten 
der  Ministerialverordnung  vom  15.  Juni  1870,  Z.  5715  (Verordnungsblatt  des 
Ministeriums  fttr  Cultus  und  Unterricht,  Stück  XIII),  betreffend  Bestinunungen 
behufs  der  Verleihung  von  Unterstützungen  fttr  Candidaten  des  Lehramtes  der 
französischen  Sprache  an  selbstständigen  Realschulen,  eine  Unterstützung 
von  Sechshundert  (600)  Gulden  ö.  W.  in  Silber  auf  die  Dauer  emes 
Jahres  an  einen  Candidaten  verliehen,  welcher  die  Lehramtsprüfung  für  das  fran- 
zösische Sprachfach  auf  Orund  der  Ministerialverordnung  vom  8.  August  1869, 
R.  G.  Bl.  Nr.  141,  bereits  mit  günstigem  Erfolge  bestanden  hat. 

Die  Bewerber  um  diese  Unterstützung  haben  ihre  Gesuche,  denen  der 
Geburtsschein,  das  Zeugniss  über  die  bestandene  Lehramtsprüfung  und  der  nach 
Absatz  6  der  bezogenen  Ministerialverordnung  auszustellende  Revers,  eventuell 
auch  ein  Nachweis  über  ihre  etwaige  bisherige  lehrämtliche  Verwendung  beizu- 
legen sind,  dem  k.  k.  Unterrichtsminister  bis  längstens  30.  November  1.  J.  ein- 
zusenden. 


'  Seine  k.  und  k.  ApostoliBehe  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschlieasung  vom 
5.  September  d.  J.  die  Errichtung  einer  vollständigen,  mit  einer  Unterrealschnle  verbundenen 
Oberrealschule  in  Marburg  unter  Uebemabme  der  für  das  Lebrpersonale  zu  bestreitenden 
Bezüge  auf  den  steiermärkischen  Studien-,  respective  Religionsfond,  verbehaltlich  der  verfas- 
sungsmässigen Genehmigung  allergnftdigst  zu  genehmigen  geruht. 


Der  Minister  Hlr  (Uiltus  und  Unterricht  bat  der  siebenclassigen  Privat- Vollcsschule  des 
Moriz  Fröhlich  in  Prag  das  Recht  der  Oeffentlichkeit  ertheilt. 
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Der  Minister  für  Coltas  und  Unterricht  hat  der  siebenclaasigen  Privat-Mädchenschale  der 
£milie  Schmitt  in  Prag  das  Becht  der  Oeffentllchkeit  ertheilt. 

Der  Minister  fdr  Cultos  i)nd  Unterricht  hat  der  Privat-Mädchenschule  der  Antonia  Van- 
Crasbeck  in  Linz  das  Oeffentlichkeitsrecht  verliehen. 

Der  Minister  für  Cnltns  and  Unterricht  hat  der  in  der  Besorgong  von  Töchtern  der  christ- 
lichen Liebe  des  Grazer  Centralhanses  stehenden  Privat-Mädchenschule  zu  Hengsberg  das 
Becht  der  Oeffentllchkeit  ertheilt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  bat  der  Privatschule  der  NoSmi  Holzner  in  Prag 
das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt 

Der  Minister  f&r  Cultus  und  Untecricht  hat  dem  Convente  der  Ursulinerinnen  in  Wien 
die  Bewilligung  zur  Errichtung  einer  Privat-Bildungsanstalt  für  Lehrerinnen  daselbst  ertheilt 
und  dieser  Anstalt  zugleich  das  Oeffentlichkeitsrecht  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privat- Volksschule  des  Wenzel  Nowak 
in  Pilsen  das  Oeffentlichkeitsrecht  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  vom  Stifte  St.  Lamb recht  daselbst 
erhaltenen  Privat- Volksschule  das  Becht  der  Oeffentllchkeit  zuerkannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Stadtrepräsentanz  zu  Jungbunzlau  in 
Böhmen  die  Erweiterung  des  dortigen  Untergymnasiums  zu  einem  achtclassigen  Obergymnasium 
mit  successiver  Eröffnung  bewilligt 

Der  für  Krain  in  Gemässheit  des  Schukufsichtsgesetzes  vom  25.  Februar  1.  J.  einge- 
setzte Landesschulrath  hat  am  2.  September  1.  J.  seine  Wirksamkeit  begonnen. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
31.  August  d.  J.  dem  Privatdocenten  am  Wiener  Polytechnikum  Carl  Hessler  den  Titel  und 
Bang  eines  ausserordentlichen  Professors  an  dieser  Anstalt  allergnädigst  zu  verleiben  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Miyestät  haben  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
1.  September  1870  den  Professor  Dr.  Johann  Streng  in  Prag  zum  ordentlichen  Professor  der 
Geburtshilfe  für  Mediciner  und  den  Professor  an  der  medicinisch-chirurgischen  Lehranstalt  in 
Lemberg  Dr.  Ferdinand  Bitter  v.  Weber  zum  ordentlichen  Professor  der  Geburtshilfe  für 
Hebammen  an  der  Prager  Hochschule  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
7.  September  1.  J.  dem  Professor  Budolph  Niemtschik  zu  Graz  die  ordentliche  Lehrkanzel 
der  darstellenden  Geometrie  am  polytechnischen  Institute  zu  Wien  allergnädigst  zu  verleihen 
und  den  Adjuncten  dieser  Anstalt  Dr.  Budolph  Staudigl  zum  ausserordentlichen  Professor 

desselben  Lehrfaches  ebenda  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

* 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
9.  September  L  J.  den  Bezirkshauptmann  Leo  Bitter  v.  Bodakowski  zum  Statthalte reirathe 
zweiter  Classe  und  Beferenten  für  die  administrativen  und  ökonomischen  Schulangelegenheiten 
in  dem  galizischen  Landesschulrathe  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
12.  September  1870  den  Privatdocenten  und  supplirenden  Professor  Dr.  Lucian  Bydel  zum 
ordentlichen  öffentlichen  Professor  der  Augenheilkunde  an  der  Jagelionischen  Universität  zu 
Krakau  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 
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Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majest&t  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessnng  vom 
14.  September  1.  J.  dem  Literaten  Dr.  Max  Letteris  in  Wien  in  Anerkennung  seiner  verdienst- 
vollen Leistungen  das  goldene  Verdienstkreuz  mit  der  Krone  allergnädigst  zu  verleihen  gerulit. 


Der  Minister  für  Oultus  und  UnteiTicht  hat  auf  Grund  des  SchulaofiBichtsgesetzes  vom 
12.  Jänner  1870  zu  Bezirkssohulinspectoren  in  Mähren  ernannt: 

Für  den  Stadtbezirk  Brunn  den  Gymnasial-Professor  in  Brunn  Franz  Staniek. 

Für  den  Stadtbezirk  Olmütz  den  Gymnasial-Professor  in  Olmütz  Dr.  Erasmns  Schwab. 

Für  den  Stadtbezirk  Iglau  den  Bealschuldirector  in  Iglau  Anton  Hilbner. 

Für  den  Stadtbezirk  Znaim  den  Gymnasial-Professor  in  Znaim  Carl  Seeberge r. 

Fttr  den  Stadtbezirk  Hradisch  den  Director  des  Keal  -  Obergymnasiums  in  Uradisch 
Adolph  Weichselmann. 

Fttr  den  Bezirk  Ungarisch-Brod  den  Realschul-Professor  in  Olmütz  Emilian  Schulz. 

Für  den  Landbezirk  Brunn  den  Ilauptlehrer  an  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Brunn  Carl 
S  c  h  m  i  d  e  k  und  den  dortigen  Volksschullehrcr  Wilhelm  D  e  c  h  e  t. 

Für  den  Bezirk  Datschitz  den  VolksscbuUehrer  in  Jamnitz  Mathias  ^i  wn^. 

Für  den  Bezirk  G  ö  d  i n  g  den  Statthalterei-Bechnungs-Ofßcial  in  Brunn  Ludwig  Li  n  d  n  e  r. 

Für  den  Bezirk  Hohenstadt  den  Schuldircctor  in  MUglitz  Anton  N  o  w  o  t  n  j^. 

Für  den  Bezirk  Holleschau  den  supplirenden  Gymnasiallehrer  in  Kremsier,  Carl 
BSlohlavek. 

Für  den  Landbezirk  Hradisch  den  Realschul-Professor  in  Olmütz  Valentin  Rubiena. 

Für  den  Landbezirk  Iglau  den  Gymnnsial-Director  in  Iglan  Dr.  Mathias  Drbal. 

Für  den  Bezirk  Kremsier  den  Gymnasial-Professor  in  Olmütz  Carl  Stejskal. 

Für  die  slavischon  Schulen  des  Beziskes  Littau  und  für  die  deutschen  Schulen  in  dem 
südlichen,  den  ehemaligen  politischen  Bezirk  Konitz  umfassenden  Theile  desselben  den  Ober- 
lehrer in  Littau  Joseph  Drabek. 

Für  den  Bezirk  Wallachisch-Meseritsch,  den  Schuldircctor  in  Wrfskirchen,  Carl  F  i  a  1  a 

Für  den  Bezirk  Mistek  den  Schuldircctor  in  Mährisch-Optrau  Johann  Pobial. 

Für  den  Bezirk  Neustadtl  den  Gymnasial-Professor  in  Brunn  Joseph  Scholz. 

Für  die  deutschen  Schulen  im  Bezirke  Neutitschein  den  Professor  am  deutschen  Staata- 
gy mnasium  in  Olmütz  Leopold  Dwofak. 

Für  den  Bezirk  Kikolsburg  den  Gymnasial-Professor  in  Znaim  Wilhelm  Rösner. 

Für  den  Landbezirk  in  Olmütz  den  Director  am  deutschen  Staatsgymnasium  in  Olmütz 
Joseph  Dvofik  und  den  Director  der  dortigen  Lehrerbildungsanstalt  Gustav  Zeynek. 

Für  den  Bezirk  Prossnitz  den  provisorischen  Schuldirector  in  Prossnitz  Franz  No2i£ka. 

Für  den  Bezirk  Römerstadt  den  Schuldirector  in  Röroorstndt  Dominik  Kunschner. 

Fttr  die  deutschen  Schulen  im  Bezirke  SchOnberg  den  Realschallehrer  in  Schönberg 
Friedrich  Gebhart. 

Für  die  deutschen  Schulen  im  Bezirke  Stemberg  den  Bealschuldirector  in  Sternberg 
Ferdinand  Weber. 

Fttr  den  Bezirk  Mährisch-Trübau  den  Schuklire<'for  in  Zwittau  Adolph  Porm. 

Für  den  Bezirk  Trebitsch  den  Realschullelirer  in  Teltsch  Joseph  Marschall. 

Für  die  slaviscben  Schulen  im  Bezirke  Weisskirclien  don  Hauptlehrer  an  der  Lehrer- 
bildungsanstalt in  Olmütz  Franz  Schmied;  endlich 

fttr  den  Landbezirk  Znaim  den  Gymnasial- Director  in  Znaim  Dr.  Carl  Schwippel  und 
den  Schuldirector  daselbst  Vincenz  Erb. 

Zugleich  wurde  die  Inspection  der  Schulen  im  Bezirke  Aus])itz  dem  Bezirksschulinspector 
Lndwig  Lindner,  im  Bezirke  Boskowitz  dem  Bezirksschulinspector  Franz  Staniek,  im 
Bezirke  Gaya  dem  pensionirten  Oberlehrer  Caspar  Pivoda  in  Koritschan,  im  Bezirke  Rromau 
dem  Lehrer  an  der  Oberrealschule  in  Brunn  Joseph  Mikusch,  im  Bezirke  Gross-Me.seritsch 
dem  Hanptlehrer  an  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Brttnn  Johann  No wo tnj^  und  im  Bezirke 
Wischau  dem  Bezirksschulinspector  Wilhelm  Dachet,  ferner  die  Inspection  der  deutschen 
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Schulen  in  dem,  die  ehemaligen  politischen  Bezirke  Littan  and  Mähriach-Nenstadt  umfaBsenden 
Theile  des  Bezirkes  Littan  dem  Bezirksscbulinspector  Dominik  Ennschner,  der  slawischen 
Schulen  im  Bezirke  Neutitschein  dfkß  Bezirksschulinspector  Johann  Po bial,  der  slavischen 
Schulen  im  Bezirke  Schönberg  dem  Bezirksscbulinspector  Anton  Nowotn  j^,  der  sUvischen 
Schulen  im  Bezirke  Stemberg  dem  Bezirksscbulinspector  Joseph  Dvof  Äk  und  der  deutschen 
Schulen  im  Bezirke  Weisskirchen  dem  Bezirksscbulinspector  Leopold  Dvofak  einstweilen 
provisorisch  übertragen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Professor  und  Bezirksscbul- 
inspector in  Prag  Dr.  Andreas  Bauer  zum  Director  der  k.  k.  deutschen  Bildungsanstalt  Hlr 
Lehrerinnen  in  Prag  ernannt  und  dem  Schuldirector  Joseph  Knappe,  dem  Lehrerbildner  Franz 
Marschner  und  dem  Volksschullehrer  Ferdinand  Bach  mann  daselbst  je  eine  Hauptlebrer- 
stelle  an  dieser  Anstalt  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  ausserordentlichen  Professor  an  der 
Wiener  Universität  Dr.  Wilhelm  Hart el  zum  Mitgliede  der  Wiener  Prilfungscommission  fl)r 
Candidaten  des  Gymnasiallehramtes,  und  zwar  für  claasiscbe  Philologie  ernannt. 

Der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Professor  in  Prag,  zugleich 
Bezirksschulinspector  Michael  Achtner  zum  Director  der  k.  k.  deutschen  Lehrerbildungs- 
anstalt in  Prag  ernannt  und  je  eine  Hauptlehrerstelle  an  dieser  Anstalt  dem  Lehrer  am  Real« 
gymnasium  in  Ungariseh-HradiBoh  Joseph  Gu  ekler,  dem  Realschullehrerin  Prag  Jobann 
Mrjkzek  und  dem  Gymnasialsnpplenten  inBrilnn  Anton  Blasohtowitschka   verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  substitnirten  Oberförster  in  Kimpolung 
Carl  Renelt  zum  OberfTirster  auf  den  Gütern  des  Bukowinaer  griechisch- nrientalisrhen  Reli- 
gionsfondes  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  imd  Unterricht  hat  den  Professor  am  Obergymnasium  in  Laibach 
Blasius  Hrovath  zum  Director  der  dortigen  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  ernannt  nnd  je  eine 
Hauptlehrerstelle  an  dieser  Anstalt  dem  Lehrer  an  der  Uebungaachnle  daselbst  Franz  Lesjak 
und  dem  Gjcmnasialsupplenten  Leopold  Ritter  v.  Gariboldi  verliehen. 

Der  Minister  für  (*ultUB  nnd  Unterricht  bat  bei  der  k.  k.  Direktion  der  Güter  des  Bnko- 
winaer  griechisch  -  orientalischen  Heligionsfondes  den  Concipisten  Joseph  Wislocki  zum 
Secretür  ernannt. 

Der  Minister  für  (*ultus  und  Unterricht  hat  den  provisorischen  Leiter  der  k.  k.  Bildungs- 
unstalt  für  Lehrerinnen  in  Wien  Robert  Niedergesäss  zum  wirklichen  Director  dieser 
Anstalt  ernannt  nnd  Hauptlehrorstellen  an  derselben  den  Realschullehrern  Carl  Schubert  und 
Johann  Clima,  dann  dem  Realschvlprofessor  Eduard  Ritter  v.  Wein  zier  1  in  Wien  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Schuldirector  in  Budweis,  Leonhard 
Hradil  /.um  Director,  dann  den  Professor  an  der  Oberrealschule  in  Pardubitz  Franz  Gaksch 
und  den  Assistenten  an  der  Unterrealschule  in  Iglau  Emanuel  Schulz  zu  Hauptlehrem  an 
der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Budweis  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Professor,  zugleich  Bezirks- 
schulinspector in  Prag  Johann  Lcpaf  zum  Director  der  k.  k.  böhmischen  Lehrerbildungs- 
anstalt in  Prag  ernannt,  dann  Hnuptlehrerstellen  an  dieser  Anstalt  dem  Schuldirector  und 
Bezirksschulinspect<»r  in  Prag  Joseph  Valter  und  dem  Realschullehrer  und  Bezirkssclml- 
insi>ector  in  Jicin  Thomas  Kazbunda  verlieben. 

Der  Minister  ilir  Cultus  und  Unterricht  hat  den  G}'mnasial-Profe88or  und  BeBirksschul- 
inspector  in  £ger  Eduard  Kittel  zum  Director,  dann  den  Director  der  k.  k.  Unterrealsohule 
in  Belovar  Carl  Waas,  den  Professor  an  der  Oberrealscbule  in  Leitmeritz  Franz  Wolf  v. 
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Wolf  in  au  und  den  Qymnasialsappleiiten  in  Prag  Dr.  Anton  Pelle  t  er  fZuHanpilehrern  an 
der  k.  k.  Lehrerbildungaanstalt  in  £ger  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  nnd  Unterricht  hat  den  Professor  an  der  Oberrealschule  in  Kutten- 
berg  und  Bezirksschulinspector  Dr.  Johann  Gall  zum  Director,  dann  den  Schuldirector  und 
Bezirksschulinspector  daselbst  Joseph  Mazaö  nnd  den  Professor  an  der  Oberrealschule  in 
Leitomischl  Franz  Kaiina  zu  Hauptlehrern  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Kuttenberg* 
ernannt. 

Der  Hinister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  an  der  Oberrealschute  in  Bakonitz 
und  Bezirksschulinspector  Dr.  Emanuel  Hrys  zum  Director,  dann  den  Realschullehrer  in 
PHbram  und  Bezirksschulinspector  Joseph  Melichar,  den  Realschullehrer  in  Rokycan  Joseph 
Svoboda  und  den  Snpplenten  an  der  Lehrerbildungsschule  in  Bud weis  Franz  Simek  zu 
Hanptlehrern  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  SobSsiau  ernannt. 

Der  Hinister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  der  Landes-Oberrealschule  in 
St.  Polten  Andreas  Liel egg  zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Wien 
ernannt,  nnd  eine  Lehrerstelle  an  der  Uebungsschule  daselbst  dem  Supplenten  Andreas  Weiss 
verliehen. 

Der  Minister  filr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Director  der  Oberrealschule  in  Pisek  nnd 
Bezirksschulinspector  Adalbert  Ledetick^  zum  Director,  dann  den  Lehrerbildner  ander 
Lehrerbildungsschule  in  K6niggrätz  pnd  Bezirksschnlinspector Thomas  Vorbes,  den  Professor 
an  der  Oberrealschule  in  Pilsen  und  Bezirksschnlinspector  Anton  Mo ravek  nnd  den  Real- 
schullehrer in  Rokycan  Johann  Panyrek  zu  Hauptlehrern  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt 
in  Königgrätz  ernannt. 

Der  Hinister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Director  der  Oberrealschule  in  Böhmisch- 
Leippa  und  Bezirksschulinspector  Eduard  Seewald  zum  Director,  dann  den  Lehrerbildner 
an  der  Lehrerbildungsschule  in  Leitmeritz  und  Bezirksschulinspector  Joseph  Hanzer,  den 
Realschullehrer  in  Znaim  Leopold  »Schmerz  und  den  Realschullehrer  in  Bergreichenstein  Alois 
Jelinek  zu  Hauptlohrem  an  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Trautenan  ernannt. 

. 
Der  Hinister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Professor  und  prov.  Bezirks- 
schulinspector in  Troppau  Joseph  Nepomuck;^  zum  Director,  dann  den  bisherigen  Lehrer- 
bildner an  der  Prager  böhmischen  Lehrerbildungsschule  und  Bezirksschulinspector  Vinoenz 
Biba,  den  Assistenten  am  böhmischen  polytechnischen  Landesinstitute  in  Prag  Dr.  Gustav 
Hüller  und  den  Volksschullchrer  in  Prag  Joseph  Kobera  zu  Hauptlehrern  an  der  k.  k. 
böhmischen  Bildungsnnstalt  filr  Lehrerinnen  In  Prag  ernannt. 

Der  Unterrichtsminister  hat  dem  Lehrer  an  der  Communal-Oberrcalschnle  in  Böhmisch- 
Leippa  Joseph  Egermaun  eine  Lehrerstelle  extra  statum  an  der  k.  k.  deutschen  Oberreal- 
schule in  Prag  verliehen. 

Der  Hinistor  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  am  Staatsgymnasium  zu  («örz 
Joseph  Fiegl  zum  Gymnasiallehrer  am  Staatsgymnasium  zu  Feldkirch  ernannt 

Der  Hinistcr  filr  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  Oberrealsehule  in 
Rakovac  Johann  Hinterwaldner  eine  Hauptlehrerstelle  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt 
in  Innsbruck  verliehen. 

Der  Hinistcr  filr  Cultus  nnd  Unterricht  hat  den  ordentlichen  Professor  der  classischen 
Philologie  an  der  Prager  Universität  Dr.  Gustav  Linker  zumHitgliede  der  wissenschaft- 
lichen Gymnasial-PrUfungscommission  daselbst  ernannt. 

Der  Minister  fttr  Cultus  nnd  Unterricht  hat  zwei  am  Gymnasium  in  Harburg  erledigte 
Lehrstellen  dem  Gymnasiallehrer  in  Cilli  Franz  Korp  nnd  dem  Supplenten  am  ersten  Staats- 
gymnasiam  in  Graz  Alois  S  i  e  s  s  verliehen. 
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Der  Minister  für  Caltas  und  Unterricht  hat  eine  am  griechisch-orientalischen  Gjnnnasium 
zu  Suczawa  erledigte  Lehrstelle  dem  Hilfslehrer  am  Gymnasium  zu  Königgrätz  Dr.  Phil. 
Anton  B al ca r  yerliehen. 

Der  Hinister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  am  Josephstadter  Gymnasium  in  Wien 
zur  Besetzung  kommenden  Lehrstellen  den  Professoren:  Dr.  Carl  Schober  am  ersten  Staats- 
gymnasium  in  Teschen,  Franz  Raab  an  dem  Staatsgymnasium  in  Triest,  Ignaz  Prammer 
am  Staatsgymnasium  in  Troppau  und  Michael  Singer  am  Staatsgymnasium  in  Linz,  dem 
Lehrer  Wendelin  Förster  am  deutschen  Staatsgymnasium  in  Briinn;  dem  Supplenten  Joseph 
Guglerund  dem  Probecandidaten  Franz  Richard  Batta,  die  beiden  letzteren  am  Joseph - 
Städter  Gymnasium  in  Wien,  verliehen. 

Der  Minister  Air  Gnitus  und  Unterricht  hat  den  Professor  am  Real-Obergymnasium  zu 
Ungarisch  -  Hradisch  Adam  Werner  und  den  Realschnllehrer  in  Korne ubnrg  Emannel 
Pawlik  zu  Uanptlehrem  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Korneuburg  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  am  Gymnasium  in  Salzburg 
Cajetan  H  öfner  zum  wirklichen  Lehrer  am  Realgymnasium  in  Villach  ernannt. 

Der  Minister  flir  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  am  Gymnasium  in  König£i^rätz 
Wenzel  BakowsJcy  und  den  Lehrer  am  bischöflichen  Gymnasium  in  Budweis  Franz  Zläbek, 

den  Supplenten  am  Prag-Altstadter  Gymnasium  Johann  NovÄk, 

den  Professor  am  Klattauer  Gymnasium  Franz  Hromadko, 

den  Lehrer  am  G3rmna8ium  in  Deutschbrod  Theofil  Banse  und 

den  Lehrer  an  der  Oberrealschule  in  Pilsen  Ignaz  Malj^  zu  Lehrern,  beziehungsweise 
Hromadko  zum  Professor  am  Ober-Realgsrmnasium  in  Tabor  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Realschullehrer  Joseph  Lukas  in  Graz  zum 
Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  daselbst,  dann  die  Realschullehrer  Gottlieb 
Stop  per  in  Marburg  und  Alphons  Mülln  e  r  in  Hemals  zu  Hauptlehrern  an  der  k.  k.  Lehrer- 
bildungsanstalt in  Marburg  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  Realschullehrer  Albert  Stein  lechner  in 
Marburg  und  Albert  Gauby  in  Graz  zu  Hauptlehrern  an  der  k.  k.  Bildnngsanstalt  für  Lehre- 
rinnen in  Graz  ernannt 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  an  der  Landes-Oberrealschule 
zu  St.  Polten  Ludwig  Jei tt  eles  zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Salz- 
burg ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  an  der  Unterrealschule  in  Steyr 
Joseph  Stadler  zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Linz  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  k.  k.  Real-Obergymnasium  auf  der 
Landstrasse  in  Wien  zur  Besetzung  kommende  Lehrstelle  für  classische  Philologie  dem  Lehrer 
am  Staatsgymnnsinm  zu  Feldkirch  Johann  Schmidt  yerliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  ordentlichen  öffentlichen  Professor  der 
Philosophie  an  der  Lemberger  Universität  Dr.  Carl  Salomon  Barach-Rappaport  zumMit- 
gliede  der  wissenschaftlichen  Gymnasial-Prüfungscommission  daselbst,  und  zwar  als  Examinator 
für  Philosophie  ernannt,  und  gleichzeitig  die  Betrauung  desselben  mit  der  Fragestellung  in 
didaktisch-pädagogischer  Beziehung  an  die  Candidaten  des  Gymnasial-Lehramtes  gestattet 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Unterlehrer  an  der  Uebungsschule  in 
Teschen,  Joseph  W  oj  nar  in  Würdigung  seiner  mehrjährigen  erspriesslichen  Wirksamkeit  im 
Lehramte  den  Lehrertitel  verliehen. 
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Concurs-Ausschreibungen. 

Am  k.  k.  Obergymnasium  iu  Troppau  ist  eine  Lehrerstelle  für  Geographie  und  6e* 
schichte  in  Verbindung  mit  böhmischer  oder  deutscher  Sprache  mit  den  durch  dasReiclisgesetK 
vom  9.  April  d.  J.  systemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  Yorschriftsmässig  inatruirten  Gesuche  sind  bis  Ende  Oc  tob  er  d.  J.  im  Dienstwege 
bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Troppau  einzubringen. 

An  der  Staats-Oberrealschule  zu  Roveredo  (Unterrichtssprache  italienisch)  ist  eine 
Lehrstelle  für  darstellende  Geometrie  in  Verbindung  mit  Mathematik  zu  besetzen.  Gehalt  800  fl. 

In  Ermanglung  gesetzlich  qualificirter  Bewerber  würde  für  diesen  Posten  ein  äupplent 
mit  der  normalmässigen  Substitutionsgebühr  bestellt  werden. 

Die  vorschriftamässig  belegten  Gesuche  sind  bis  18.  October  1870  bei  der  k,  k.  Statthai- 
terei  in  Innsbruck  einzubringen,  und  zwar  im  Dienstwege,  falls  der  Bewerber  an  einer  Öffent* 
lieben  Lehranstalt  in  Verwendung  steht. 

Im  Schulbezirke  Hohenstadt  an  der  Valksschnle  in  A 1 1  e  r  h  e  i  I  i  g  e  n  mit  deuUcher  Unter* 
richtssprache  ist  eine  Unterlehrorstelle  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  200  fl.  ö.  W.  nebst 
freier  Wohnung  und  Beheizung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  über  Alter,  Stand,  bisherige 
Verwendung  und  erlangte  Lehrbefahigung  belegten  Gesuche,  und  zwur  wenn  sie  bereits  in 
einer  Anstellung  sich  befinden  sollten,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde  bis  20.  October 
1870  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaffc  in  Hohenstadt  einzubringen. 

Zur  Besetzung  nachstehender  Schulposten  an  den  Volksschulen  mit  höhmischer  Unter- 
richtssprache wird  der  Concurs  bis  15.  October  d.  J.  ausgeschrieben: 

1.  Eine  Lehrersstelle  an  der  Volksschule  in  Wigrowitz,  mit  dem  Jahresgehalte  von 
200  fl.,  nebst  freier  Wohnung  und  Beheizung. 

2.  Eine  Lehrersstelle  an  der  Volksschule  zu  Bist  ritz  am  Hostein,  mit  dem  Jahresgehalte 
von  300  fl.  und  freier  Wohnung. 

Musikkenner  haben  den  Vorzug. 

Bewerber  haben  ihr  documentirtes  Gesuch ,  mit  welchem  ad  II  die  vollkommene  Kennt- 
niss  beider  Landessprachen  nachzuweisen  ist,  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Holleschau 
einzubringen. 

An  der  fünfclassigen  Knabenvolksschule  in  0  dran  ist  eine  Unterlehrerstelle  vorläufig  mit 
dem  Gehalte  jährlicher  200  fl.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhäudig  geschriebeneu  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen über  ihr  Alter,  ihre  bisherige  Verwendung  und  Befähigung  bisEnde  October  I.  J., 
und  zwar  wenn  sie  bereits  im  Schuldienste  verwendet  wurden,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten 
Bezirksschulbehörde  unter  Anschluss  ihrer  Qualificationstabelle  bei  der  k.  k.  Bezirkshaopt- 
mannschaA  in  Troppau  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  Per g,  welche  in  eine  vierelassige Sehale  zu  erweitern  ist,  kommt 
die  Stelle  eines  Lehrers  und  Unterlehrers  zu  besetzen. 

MitErsterer  ist  ein  Jahresgehalt  von  700  fl.,  mit  Letzterer  ein  solcher  mit  400  fl.,  und  von 
dem  Zeitpunkte  der  ersten  dofinitiven  Anstellnng  als  Lehrer,  beziehungsweise  Unterlehrer  an 
einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im  Reichsrathe  vertretenen  KOnigreiobe  und  Länder 
bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Dieustjshre  von  fünf  zu  fünf  Jahren  eine  Gehaltserhöhung 
jährlicher  50  fl.,  beziehungdweine  25  fl.  verbunden. 

Die  Bewerber  um  diese  Posten  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  7.  No- 
vember d.  J.  im  Wege  der  vorgesetzton  Bezirksschulbehörde  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe 
iu  Perg  einzubringen. 
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An  der  zweiclasstgeD  Volksschule  in  P a  b  n  e  u  k  i  r c  h  e  n  ist  die  Unteiiehrerstelle  erledigt. 
3lit  derselben  ist  ein  Jahresgehalt  von  400  fl.  verbunden,  welcher  von  dem  Zeitpunkte  der 
ersten  definitiven  Anstellung  als  Unterlehrer  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der  im 
Reiohsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Dienstjahre 
▼on  fünf  zu  fhnf  Jahren  um  25  fl.  Jährlich  erhöht  werben  wird. 

Die  Bewerber  am  diesen  Posten  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  8.  No- 
vember d.  J.  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschnibehörde  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe 
in  Prag  einzubringen. 

An  der  Volksschule  iu  Pol  lein  mit  slavischer  Unterrichtssprache  ist  die  Lehrerstelle  mit 
dem  jährlichen  Gehalte  von  210  fl.  ö.  W.  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  über  Alter,  Stand,  Befähigung 
und  bisherige  Verwendung  belegten,  an  den  k.  k.  Bezirksschulratb  in  Höh  enstadt  gerichte- 
ten Gesuche,  und  zwar  wenn  sie  bereits  in  einer  Anstellung  sich  befinden  sollten,  im  Wege  ihrer 
vorgesetsten  Behörde  bis  20.  Octob  er  d.  J.'  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschafit in  Hohen- 
stadt  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  Pressbaum  ist  eine  Unterlehrcrsstelle  zu  besetzen,  mit  welcher 
ein  Gehalt  von  250  fl.,  der  Genuss  einer  Naturalwohnung,  Holzdeputat  und  Dienstalters znlage 
von  f^nf  zu  fttnf  Jahren  mit  50  fl.  bis  Erlangung  eines  Gehaltes  von  350  fl.  verbunden  ist. 

Beworber  haben  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschni- 
behörde bis  20.  Oc tober  d.  J.  bei  dem  Bürgenneisterauite  Pressbaum  nächst  Wien  zu  über- 
reichen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  deutscher  Unterrichtssprache  in  Bergstadt  ist  die 
Stelle  eines  Unterlchrers,  mit  welcher  dermal  der  Bezug  von  jährlichen  250  fl.  und  zwei  Klaftern 
Brennholzes,  dann  der  Genuss  einer  freien  Wohnung  im  Schulhause  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  im  Dienstwege  bis 
5.  October  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Bömerstadt  einzubringen. 

Auf  Bewerber,  welche  bereits  fUr  das  selbstständige  Lehramt  befähigt  sind,  wird  beson- 
dere Rücksicht  genommen.  v 

An  der  Volksschule  in  Sternberg  sind  eine  Lehrerstelle  mit  dem  Gehalte  von  360  fl. 
und  dem  Quartiergelde  pr.  60  fl.,  dann  eine  Unterlebrerstelle  mit  dem  Gehalte  pr.  260  fl.  und 
dem  Quartiergelde  pr.  40  fl.  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Posten  haben  ihre  Gesuche,  versehen  mit  dem  Taufscheine,  demLehr> 
befähigungs-,  Moralitäts-  und  Verwendungs-Zeugnisse  bis  15.  October  l.  J.  im  Wege  des 
vorgesetzton  Bezirksschulrathes  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Sternberg  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  inCharwath  mit  böhmischer  Unterrichtssprache  ist 
die  Stelle  eines  zweiten  Lehrers  oder  Unterlehrers  zu  besetzen,  mit  welcher  bis  zur  allgemeinen 
Gehaltsregelung  ein  Gehalt  jährlicher  120  fl.  ö.  W.  nebst  einer  Zulage  jährlicher  50  fl.  ö.  W.  und 
freier  Wohnung  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  dem  Nachweise  ihrer  Befähigung  und  Verwen- 
dung versehenen  Gesuche  ehestens  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Olmütz  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  inSchönichel  (Schlesien)  mit  deutscher  und  böhmi- 
scher Unterrichtssprache  ist  eine  Lehrersstelle  mit  dem  Jahresgehalte  von  300  fl.,  freier  Woh- 
nung und  dem  Genüsse  eines  Stück  Ackers  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bi»  22.  October  1.  J.  entweder  bei  der 
k.  k.  Bezirkshauptmannsrhaft  zu  Freistadt  oder  bei  dem  Gemeindevorstande  in  Schönichel  ein- 
zubringen. 

Bei  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Petrowitz  (Schlesien)  mit  deutscher  und  polni- 
scher Unterrichtssprache  ist  eine  Unterlehrersstelle  mit  dem  Gehalte  von  150  fl.  nebst  freier 
Wohnung  und  Beheizung  zn  besetzen. 
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Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  22.  October  1.  J.  entweder  bei  der 
k.  k.  Bezfrkshaiiptmannschan;  in  Freistadt  oder  bei  dem  Gemeindevorstande  in  Petrowitz  ein- 
zubringen. 

An  der  Landes-Oberrealschule  in  1^1  au  tat  die  Lehrstelle  för  die  deutsche  Sprache  als 
Haupt-  und  Geographie  und  Greschicbte  als  Nebenfach  in  Erledigung  gekommen. 

Die  Lehrstelle  ist  mit  einem  Gehalte  von  800  fl.  ö.  W.  nebst  den  Quinqaen&alsalagen  mit 
je  200  fl.  ö.  W.  systemisirt. 

Im  Sinne  des  §.  1 1  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870  wurde  die  Beobachtung  der  Recipro- 
eität  ansdrücklich  erklärt. 

Die  vorscbriflsmässig  instruirten  Gesuche  sind  bis  15.  October  I.J.  im  Dienstwege  beim 
k.  k.  Landesschulrathe  in  Mähren  einzubringen. 

Bei  der  Volksscbule  zu  Poinisch-Ostran  mit  deutscher  und  bdhmiseher  Unterrichts- 
sprache ist  eine  Unterlehrersstelle  mit  dem  Gehalte  von  jährlichen  200  fl.  zn  besetsen. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gresuche  bis  22.  October  1.  J.  entweder  bei  der 
k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Freistadt  oder  bei  dem  Gemeindevorstande  in  Polnisch -Ostrau 
einzubringen. 

An  der  erweiterten  Volksschule  inLobnig  mit  deutscher  Unterrichtssprache  ist  die 
Stelle  eines  Unterl^hrers  mit  dem  Jahresgebalte  von  240  fl.  ö.  W.  und  dem  Genasse  einer 
Naturalwohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  im  Dienstwege  bis  15.  Oc- 
tober 1.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Rdmerstadt  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  in  Friedeberg  (Schlesien)  ist  die  Lehrerstelle  mit 
einem  Jahresgehalte  von  210  fl.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  am  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  über  ihr  Alter,  ihre  Befähigung 
und  bisherige  Verwendung,  dann  mit  der  Quatificationstabelle  belegten  Gresuche  bis  30.  Geto- 
be r  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmann schaft  in  Freiwaldau  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  Stadt  Schrattenthal  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  den  bisherigen 
Bezügen,  eventuell  aber  mit  dem  nach  dem  Gesetze  vom  5.  April  1.  J.,  L.  G.  Nr.  35,  geregelten 
Dionsteinkommcn  zu  besetzen. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  den  erforderlichen  Behelfen  zum  Nachweis  des  Alters,  Befähi- 
gung und  bisherigen  Dienstleistung  belegten  Gesuche  bis  15.  October  1.  J.  bei  der  k.  k.  Be- 
zirhshauptmannschaft  in  Oberhollabrunn  einreichen. 

Nach  Umständen  irird  auch  auf  Bewerber  Bedacht  genommen ,  welche  ihr  Bofahigungs- 
zeugniss  nachtragen. 

An  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Laib  ach  ist  eine  Haaptlehrerstelle  mit  den  nach 
§.  36  des  Reichs- Volksschulgesetzes  vom  14.  Mai  1809  systemisirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  sich  über  ihre  Befähigung  zum  Unterrichte  in  den  beschreibenden 
Naturwissenschaften  und  der  Naturlehre  und  die  Kenntniss  der  slovenisohen  Sprache  auszu- 
weisen, nnd  werden  solche,  welche  auch  die  Landwirthschaftslehre  zit  lehren  vermögen,  be- 
sonders berücksichtiget. 

Die  vorschriftsmässig  belegten,  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  zu 
richtenden  Gesuche  sind  im  Dienstwege  bei  dem  k.  k.  krainischen  Landesschulrathe  bis  20. 0  c- 
tober  1.  J.  einzubringen. 

Mit  1.  November  1870  kommen  an  den  beiden  vierclassigen  Volksschulen  inSimmering 
bei  Wien  zwei  Oberlehrerstellen,  jede  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  700fl.  und  einem  Quartier- 
geld  von  150  fl.,  zu  besetzen. 

Die  mit  den  Befähigungs-  und  Verwendungszeugnissen  versehenen  eigenhändig  geschrie- 
benen Gesuche  sind  bis  15.  October  d.  J.  bei  der  k.  k.Bezirkshauptmannschail  Brack  a.  d. 
Leitha  einzubringen. 
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An  der  Volksschule  zu  Bärn  (Mähren)  mit  deutscher  Unterrichtssprache  ist  eine  Lehrer- 
stelle zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Lehrposten,  mit  welchem  ein  Gehalt  von  300  fl.  ö.  W.,  Naturalquar- 
tier  und  drei  Klaftern  weiches  Brennholz  jährlich  verbunden  sind,  wollen  ihre  Eingaben,  ver- 
sehen mit  dem  Taufscheine  und  dem  Lehrbefahigungs-,  Sitten-  und  Verwendungs- Zeugnisse,  im 
Wege  ihres  vorgesetzten  Bezirksschulrathes  bis  18.  Oc tober  1870  bei  dem  Ortsschulratho  in 
Bärn  einbringen. 

Bei  der  Volksschule  in  der  Stadtgemeinde  Altstadt  Betz  ist  eine  Unterlehrcrsstelle 
mit  den  bisherigen  Bezügen,  eventuell  mit  dem  nach  dem  Landesgesetze  vom  5.  April  1870, 
Nr.  35,  geregelten  Diensteinkommen  zu  besetzen. 

Bewerber  wollen  ihre  belegten  Gesuche  bis  15.  Oc  tob  er  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshaupt- 
mannschaft Oberhollabrunn  einreichen. 

Nach  Umständen  wird  auch  auf  Unterlehrer  Bedacht  genommen,  welche  ihre  Lehrbefahi- 
gungsdecrete  erst  nachträglich  beibringen  können. 

Der  vereinigte  Lehrer-,  Messner-  und  Organistendienst  in  £bbs  ist  vom 
1.  November  d.  J.  an  neu  zu  besetzen. 

Das  erhobene  reine  Jahreseinkommen  des  vereinigten  Dienstes  beziffert  sich  auf  265  fl. 
78  kr.  ö.  W.,  wovon  der  neue  Lehrer  dem  resignirenden  Lehrer  jährlich  55  fl.  60  kr.  ö.  W. 
hinauszuzahlen  verbunden  ist. 

Femer  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers,  zugleich  Chorgehilfen  in  Ebbs  mit 
einem  Jalireseinkommen  von  212  fl.  ö.  W.  ebenfalls  vom  1.  November  d.  J.  an  provisorisch  zu 
besetzen. 

Bewerber  uro  einen  dieser  beiden  Dienstposten  haben  ihre  gehörig  belegten  Gresuche  bis 
4.  Octo  bcr  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Kufstein  einzureichen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  zu  Kriegsdorf  (Mähren)  ist  die  Lehrstelle,  mit  welcher 
der  Gehalt  von  177  fl.  48  kr.  ö.  W.  und  Natural wohnung  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Lehrposten  haben  ihre  Eingaben ,  welche  mit  dem  Taufscheine  und 
dem  Moralitäts-,  Verwendungs-  und  Lehrbefähigungs-Zeugnisse  zu  versehen  sind,  bis  15.  Oc- 
tober  1.  J.  beim  Ortsschulrathe  in  Stadt  Liebau  einznbringen. 

An  der  öffentlichen  Volksschule  in  Lichtenegg  (politischer  Bezirk  Neunkirchen)  ist 
eine  Unterlehrerstelle  zu  besetzen. 

Bis  zur  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrstandes  ist  mit  dieser  Stelle  Kost  und 
Wohnung  im  Schulhause  und  eine  jährliche  Besoldung  von  50  fl.  aus  der  Gemeindecasse  ver- 
bunden. 

Die  ordnungsmässig  documcntirten  Gesuche  sind  bis  8.  Oc  tober  d.  J.  an  die  Gemeinde- 
vorstehung  Lichtenegg  zu  richten. 

An  der  ezponirten  Unterlehrerstation  mit  deutscher  Unterrichtssprache  inHerzogsdorf 
(Mähren)  kömmt  der  Unterlehrersposten,  mit  welchem  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregulirung 
der  Bezug  jährlicher  180  fl.  ö.  W.  und  der  Genuss  einer  Natural  wohnung  im  Schulhause  ver- 
bunden ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  sammt  dem  Nachweise  de^ 
erlangten  Lehrbefahigung  bis  20.  0  et  ober  d.  J.  im  Dienstwege  bei  der  k.  k.  Bezirkshaupt 
mannsohaft  Römerstadt  einzubringen. 

Im  Schulbezirke  Wels  sind  nachstehende  Lehrerstellen  definitiv  zu  besetzen: 
Lehrerstelle  au  der  vierclassigen  Mädchenschule  in  Wels;  Lehrerstelle  an  der  vierclas- 
sigen  Volksschule  in  £  ff  er  ding;  Lehrerstelle  an  der  vierclassigen  Volktf  schule  in  Gries- 
kirchen,  jede  mit  800  fl.  Jahresgehalt^  sammt  der  bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Dieust- 
jahre  von  fUnf  zu  fünf  Jahren  eintretenden  Grehaltserhöhung  jährlicher  50  fl.  Mit  jeder  dieser 
Stellen  ist  freie  Wohnung  oder  in  Ermanglung  dieser  ein  Quartiergeld  im  Ausmasse  von  \b% 
des  fixen  Gehaltes  verbunden. 
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Bewerberum  diese  Stellen  haben  ihre  Gesuche  unter  Nachweis  ihrer  Befkhignng  als  Lehrer 
bis  15.  October  d.  J.  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirksschulrathes  bei  dem  Bezirksscbnlrathe 
in  Wels  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Untorach  ist  die  Lehrerstelle  definitiv  zu  besetzen. 
Mit  derselben  ist  nebst  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von  600  fl.  verbunden,  wozu  noch 
die  gesetzmässige  Gehaltserhöhung  bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Jahre  der  Dienstleistung 
kommt.' 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  27.  October  d.  J.  Im  Wege  des  vor- 
gesetzten Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Vöcklabruck  einzubringen. 

An  der  vereinigten  fünfclassigen  Volks-  und  dreiclassigen  Bürgerschule  in  Wels  sind 
nachbenannte  Stellen  definitiv  zu  besetzen : 

1.  Die  Stelle  des  Directors,  zugleich  Lehrers  an  der  Bürgerschule,  mit  einem  Jahresgehalte 
von  1000  fl. 

2.  Eine  Fachlehrerstelle  an  der  Bürgerschule  mit  einem  Jahresgehalte  von  800  fl. 

3.  Eine  Lehrerstelle  an  der  Volksschule  mit  einem  Jahresgehalte  von  800  fl. 

4.  Eine  Unterlehrerstelle  an  der  Volksschule  mit  einem  Jahresgehalte  von  400  fl. 

Mit  diesen  Stellen  ist  der  Anspruch  auf  ein  Naturalquartier  oder  auf  ein  jährliches,  mit 
15%  des  fixen  Gehaltes  zu  bemessendes  Quartiergeld,  femer  auf  die  Quinquennal-Znlage  ver- 
bunden, welche  von  5  zu  5  Jahren  um  50  fl.  (und  bei  der  Unterlehrerstelle  um  25  fl.)  bis  zum 
vollendeten  20.  Jahre  der  Dienstleistung  gesetzlich  ausgesprochen  ist. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Gesuche  bis  28.  October  d.  J.  im  Wege  des  vor- 
gesetzten Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Wels  einzubringen. 


Verfugungen, 

betreffend  Lehrbficher  und  Lehrmittel. 

Die  in  Eduard  H  ö  1  z  e  Ts  Verlag  zu  Wien  und  Olmtttz  erschienene  Höhen* 

Bchichtenkarte    von    Oberösterreich    und    Salzburg    vom    Gymnasialprofessor 

B.  E  o  z  e  n  n  (Preis  40  kr.) 

wird  als  geeignet  zur  Anschaffung  für  die  Volkes  und  Bärgerschulen  der  genannten  zwei 
Länder  bezeichnet  (U.  M.  Z.  7905  ex  1870). 

Der  Minister  für  Cultns  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  des  Bukowinaer  I^andesachul- 
rathes  die  nachbenannten  Liederbücher: 

Spivannik  dlja  gospodarskich  ditocok  von  J.  6.  Fedkovic.  I.  Heft.  Wien, 
1869.   (Preis  eines  Exemplares  5  kr.) 

Colectiune  de  efntece  von  Isidor  Vorobkievic.  I.  Heft.  Czernowitz,  1870. 
(Preis  eines  Exemplares  35  kr.) 

Sbomik  päsnej  von  Isidor  Vorobkievic.  L  Heft  CzernoMntZ;  1870.  (Preis 
eines  Exemplares  30  kr.) 

zum  Lehrgebrauohe  in  den  Volksschulen  ilir  zulässig  erklärt  (U.  M.  Z.  7773  ex  1870). 

K.  A.  Madie  ra.  Deutsches  Lehrbuch  für  die  unteren  Classen  an  Obergym- 
nasien  und  Oberrealschulen.  Prag,  bei  Kober,  1870.  (Preis  geheftet  1  fl.  80  kr., 
gebunden  2  fl.  ö.  W.) 

Mit  ErlasB  des  Ministeriams  für  Coltus  und  Unterricht  vom  13.  September  1870,  Z.  8418, 
zumLehrgebnuiche  in  der  vierten  Classe  derOberrealschulen  mit  böhmischer  Unterriohtsspraobe 
allgemein  zugelassen. 
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Schultz  Ferdinand.  Kleine  lateinische  Grammatik.  II.  Auflage.  Paderborn^ 
1869.  8. 

Schultz  Ferdinand.  Aufgaben.  Sammlung  zur  Einübung  der  lateinischen 
Syntax.  Vierte,  berichtigte  Auflage.  Paderborn,  1867«  8. 

Mit  ErlasB  des  MiniBteriams  f&r  Cultos  und  Unterricht  vom  24.  Angast  1870,  Z.  6282,  an 
GymnaBien  und  Realgymnasien  mit  dentBcher  UnterrichtBBprache  zum  Unterrichtsgebrauche 
allgemein  zugelasBen. 

San  da  Frant.  MSfictvi  pro  vySSi  tfidy  stfednich  fikol  a  k  vlastnimu  Studium. 

V  Praze  F.  L.  Kober,  1870, 

Dil  prvj^.  I.  Planimetrie.  II.  Trigonometrie.  III.  Stereometrie.  (Preis  2  fl.  20 kr.) 
Dil  druh^.  I.  Analytickä  mifictvi  v  rovinS.  11.  Sförickä  trigonometrie.  (Preis 

84  kr.) 

Mit  Erlass  des  MiniBters  für  Cultus  und  Unterricht  vom  14.  September  1870,  Z.  8629,  zum 
Unterrichtsgebrauche  in  den  oberen  Classen  der  Mittelsehulen  mit  böhmischer  Unterrichts- 
sprache allgemein  zagelasBcn. 

Dr.  Anton  Tille.  Uöebni  kniha  zemfepisu  prol.  tfidu  stfodnich  Skol.  V. Praze, 
J.  L.  Kober,  1869.  (Preis  eines  broschirten  Exemplarea  88  kr.) 

Mit  Erlass  des  Ministeriums  fdr  Cultus  und  Unterricht  vom  11.  September  1870,  Z.  8374, 
zum  UnterrichtagebrHUche  in  der  ersten  Classe  der  Unterrealschulen  mit  böhmischer  Unter- 
richtssprache allgemein  zugelassen. 

E  Ti  n  z  Earel.  U£ebn&  a  cvicebni  kniha  jazyka  n6meck6ho  pro  druhou  tfidu 
8kol  stfednich.  Pilsen,  K.  Maske,  1870.  8.  (Preis  eines  broschirten  Exemplares 
96  kr.  ö.  W. 

zum  Unterrichtsgebrauche  an  Mittelschulen  mit  böhmischer  Unterrichtssprache  allgemein 
zugelassen.  (U.  M.  Z.  8666  ex  1870.) 

Hinsichtlich  derGebrauchsnahme  sowohl  dieses,  als  des  ersten  mit  Erlass  des  Ministeriums 
für  Cultus  und  Unterricht  vom  6.  September  1BG8,  Z.  7673,  allgemein  approbirten  Theiles  des 
Werkes  mu8S  darauf  Aufmerksam  gemacht  werden,  dass  es  nicht  zweckmässig  erscheine,  dort, 
wo  diese  beiden  Bttcher  benutzt  werden,  noch  ein  anderes  Lehr-  und  Lesebuch  in  Anwendung 
zu  bringen,  weil  minder  umsichtige  Lehrer  die  planmüssig  so  notbwendige  Absolvirung  dieser 
beiden  Bücher  illusorisch  machen  und  so  den  beabsichtigten  Erfolg  ganz  vereiteln  wilrden. 

Im  Prag  er  k.  k.  Schulbttcherverlage  ist  erschienen: 

Leitfaden  der  biblischen  Geschichte  des  alten  und  neuen  Testamentes  für  die 
erste  Classe  evangelischer  Schulen. 

(Biblick4  d^jespr&va  staröho  i  novöho  zäkona  pro  prvni  tfidu  evangelick^^ch 
Skol),  in  böhmischer  Sprache,  Preis  brochirt  6  kr.,  gebunden  10  kr.  ö.  W. 

Der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  hat  mit  Erlass  vom  5.  September  1870,  Z.  8753, 
diesen  Leitfaden  der  biblischen  Geschichte  zum  Gebrauche  für  den  evangeliBch-reformirten 
Religionsunterricht  an  Volksschulen  flir  zulässig  erklärt. 

Haxidaixss:a.ben  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Yolksschidsaelien^ 
welche  durch  den  k.  k.  Schnlbücherverlag  veröffentlicht  worden  sind : 

-  Deutsch:  Nr.  5.  Verordnung  des  Ministers  ftir  Cultus  und  Unterricht  vom 
20.  August  1 870,  womit  eine  Schul-  und  Unterrichtsordnung  fttr  die  allgemeinen 
Volksschulen  erlassen  wird.  (Preis  3  kr.) 
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LIEBIG'S  FLEISGH-EXTRAGT 

aus  FRAY-BENTOS  (SOd- Amerika) 


LIEBIG'S   FLEISCH  -  EXTEACT   COMPAGNIE,    LONDON. 

Grz*osse  Ehrspajrniss  il&r  XIa.iifiili.alti].ii|peii. 

Augenblickliche  Herstellung  von  kräftiger  Fleischbrühe  zu  1/^  des  Preises  derjenigen  aus 
frischem  Fleische.  —  Bereitung  und  Verbesserung  von  Suppen,  Saucen,  Gemüsen  etc. 

Stärkung  für  Schwache  und  Kranke. 

Zwei  Goldene  Medaillen,  Paris  1867;  Goldene  Medaille,  Havre1868. 

Dm  grosse  EhreHdiplom  —  die  hdehste  AnsieichHVHg  —  Amsterdam  1869. 


Detail-Preise  für  ganz  Oesterreicli: 

1  engl.  U  Topf.       1/8  engl.  U  Topf.        1/4  engl.  S  Topf.       1/8  engl,  ß  TopL 
OestWhg.  fl.  5.80        fl.  3.-  fl.  1.70  fl.  0.92  Krz. 


/7  ^y      ^  Hnr  acht,  wenn  jeder  Jj^L 

-Kr-^-^^--*^         Topf    nebenatehende        ^^"^^^ 

Unterschriften  trägt. 


i^4  haben  in  den  renommirteaten  Handlungen  und  Apotheken. 

En  gro8-Lager  bei  den  Gorrespondenten  der  Gesellschaft : 


Herreu  KL06EB  &  Sohn,  Wien, 

Schotteng:a88e  Nr.  i. 


Herren  Jos.  TOIGT  k  Comp.,  Wien, 

.Eum  schwarzen  111100**,  1  Hohen  Markt. 


Buchhandlung  für  pädagogische  Literatur, 

Wiei,  V.  Beiirk,  Margarethenplati  Nr.  t. 


I  —  I 


Ein  bedeuteudcH  Lager  vorzUgliclicr 

Werke,  Atlanten  und  Lehrmittel 

gestattet  die  sorgfältigste  und  prompte  Effectairung  aller  eingehenden  Auftrüge. 

Kataloig^e    |g^i*a.ti8   und  fVanko. 
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Das  von  E.  VT.  Firltasfiioli  in  IL«elpziy  unter  MitHrbeiterechaft  der  angesehensten 
Mnsikschriftsteller  herauBgegebene 

beginnt  mit  Nr.  40  am  30.  September  ein  neues  Quartal. 

Diese  rlerteljShrig  in  13  Nummern  ä  16  Seiten  in  Quart  za  dem  Abonnementspreis 
▼OD  90  Icr.  ö.  W«  erscheinende  Musikeoitschrift  bietet:  Regelmässige  wissenschaftliche  Auf- 
sätze; Kritiken;  Biographien  bedeutender  Künstler  (mit  Portraits);  Abbildungen 
von  Geburtshäusern,  Monumenten,  Grabstatten  etc.;  Mnsikb  riefe  und  Correspondönzen; 
stehende  Rubriken  für  Engagements  und  Gastspiele,  für  Kirchenmusik-,  Opern- 
und  N  o  V  i  t  ä  t  e  n -Aufführungen,  sowie  für  beachtenswerthc  neue  M  u  s  i  k  a  1  i  e  n  y  e  r  1  a  g  s  w  e  r  k  e ; 
Journalschan;  Angabe  von  Yacanzen  für  Musiker;  Inserate  n.  s.  w.,  u.  s.  w.  Ausserdem 
werden  ihr  noch  Abonnementsprämien  beigegeben. 

Das  „Musikalische  Wochenblatt**  darf  deshalb  mit  Recht  allen  Musikern  und 
Musikfreunden  als  die  derzeit  reichhaltigste  und  billigste  Mnsikzeitschrift  angelegentlichst 
empfohlen  werden.  —  Dasselbe  ist  durch  alle  Buch-  und  Musikalienhandlungen,  sowie  Post- 
anstalten  zu  beziehen.  —  Probennmmem  gratis. 

Unterrichtsbücher 

aus  unserem  Verlage,  welche  wir  hiermit  bestens  empfehlen.  Dieselben  sind  durch  jede 

Buchhandlung  zu  beziehen: 

Deutsches  Lesebuch 

für  Bürgerschulen,  Unterreal- und  Fortbildungsschulen,  von  Rob.  Niedergesäss,  Dii-ector 
der  Lehrerinnen-Bildungs-Anstalt  in  Wien.  prov.  k.  k.  Bezirks-Schulinspector. 
I.  Thl.  3.  Aufl.  1870.  gr.  8.  geh.  70  kr.,  oart.  80  kr.  (für  die  5.  Classe  der  Volksschule  oder 
vollständigen  Bürgerschule). 

IL  Thl.  1870.  gr.  8.  geh.  70  kr.,  cart.80kr.  (für  die  6.  Classe  der  Volksschule,  resp.  1.  Classe 
der  Unterreal-  oder  selbsUtändigen  dreidassigen  Bürgerschulen). 

III,  Thl.  1.  Band  1871.  gr.  8.  geh.  70  kr.  cart.  80  kr.  (für  die  7.  Classe  vollständiger  Bürger- 
schulen, resp.  2.  Classe  der  Unterreal-  oder  selbstständiger  dreidassigen  Bürgerschulen). 

IlL  Thl.  2.  Band  1871.  gr.  8.  geb.  circa  fl.  1.12  (für  die  8.  Classe  vollständiger  Bürger- 
schulen, resp.  die  3.  Classe  der  Unterreal  oder  selbstständiger  dreidassigen  Bürgerschulen). 
Niedergesäss  Bob.^  prov.  k.k.  Bezirks-Schulinspector,  Gedäehtnissflbiuigeii  f.  d«  Yolkssehule. 

1870.  2.  Aufl.  8.  geh.  25  kr. 
und  A«  Lehfeld,  Frelschreibflbungeii  und  Aufgaben  IHr  den  mttndllchen  Gedanken- 

ansdmek.  1.  Heft.  Im  Anschlnss  an  die  Fibel.  1S70.  2.  Aufl.  8.  geh.  20  kr.  —  2.  Heft.  Im 

Anschluss  an  das  Lesebuch  f.d.  2.  Classe.  8. 187D.  geh.  20  kr.  ~  S.Heft;.  ImAnschluss  an  das 

Lesebuch  f.  d.  3.  Classe.  8.  1870.  geb.  25  kr. 
Zeiten  und  Mensehen.  Bilder  aus  vergangener  Zeit  in  Geschichten,   Sprüchen  und 

Gedichten,  zur  Belebnng  des  Sinnes  Mr  Geschichte  und  zur  Einführung  in  die  Literatur.  Für 

Schule  und  Haus  bearbeitet,  gr.  8.  2.  Ausg.  1870.  1  fl.  20  kr. 
Cllma  Marie,  Hanshaltnngskunde«  Ein  Lehr-  und  Lesebuch  für  Lehrerinnen -Bildnngsanstalten 

und  höhere  Töchterschulen.  8.  1870.  geh.  40  kr. 
Klein  L.f  Reehenilbel.  Ein  Uebungsbüchlein  f.  Elementarsdiüler.  l.Theil.  1871.  geheftet  15  kr. 
Mair  Franiy  Chormeistcr  des  n.-östr.  Sängerbundes  und  des  Lehrersängerchores  „Schubert- 

bund**  etc..  Praktische  Singlehre  für  deutsche  Volks-  und  Bürgerschulen.  8. 1870.  geh.  10  kr. 
Hetollezka,  Prof.  Dr.  Engen,  Leitfaden  beim  ersten  Unterrichte  in  der  Geographie«  Auf 

Grundlage  der  neuesten  Veränderungen  und  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Kaiser- 

thums  Oestcrreich  für  Volks-  und  Mädchenschulen  bearbeitet.  2.  berichtigte  Aufl.  1870.  8. 

geh.  50  kr. 
Leitfaden  beim  ersten  Unterrichte  in  der  Weltgeschichte*  Für  Töchterschulen  bear- 
beitet. 3.  Aufl.  8.  1870.  geh.  50  kr. 
Proehizka^  Dr*  J.  J.,  Psychologie«  Leitfaden  für  den  Unterricht  in  Gymnasien,  Realschulen, 

Militärakademien,  Lehrerbildungsanstalten  und  Töchterschulen.  i\,  Aufl.  8.  1870.  geh.  50  kr. 
Leitgeb  Josef^  Lesetaktschreib-Methode  für  Volksschullehrer,  gr.  8.  Wien,  1869.  Mit  vier 

Tafeln,  geh.  Preis  50  kr. 
Jessen  A«  Chr.,  Liederbom^  ein-  und  mehrstimmige  Lieder.  Ztmi  Gebrauche  für  Volks-  und 

Bürgerschulen  nnd  (Hr  gesellige  Kreise.  I.Heft:  Frühling  10  kr.  —  2. Heft:  Sommer  15  kr.— 

3.  Heft:  Herbst  10  kr.  —  4.  Heft:  Winter  10  kr. 
Kleiner  Liederbom.  1871.  geh.  20  kr. 

A.  Fichler's  Witwe  &  Sohiii 

Bncbhandlnng  ffir  pädagogische  Literatur^ 

Wien,  Margarethenplatz  Ö. 
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Man  bittet,  diese  Anzeige  nicht  unberOcicstchtigt  zu  lassen ! 


In  der  Ic.  Ic.  Hot-  und  ^t«Ats<liruolce]rei  in  liefen  ist  soeben  erschienen  nad 
wird  gratis  abgegeben: 


?#r%M€ii»le8 


werthvollerj 


im  Preise  ausserordentlich  ermässigter 


%€ktt  nnh  m^^^t^^tkt 


aus  dem 


Yerlage  der  k.  k.  Hof-  und  StaÄtsdruckerei 


in 


Dieses  Verzeichniss  enthiUt  Werke  aus  allen  Fächern  der  Literatur  und  Kunst,  welche 
sowohl  in  Bezug  auf  wissenschaftlichen  Inhalt,  aiä  auch  artistische  Ausstattung  hervorragen. 

Die  einzelnen  Artikel  sind  im  Preise  nanmehr  bis  auf  die  Hälfte^  zum  Theil 

sogar  auf  den  fünften  Theil  des  früheren  Yerkaufspreises  herabgesetit« 

sonach  Jedermann  leicht  zugänglich  gemacht. 

Wir  sind  aberdiess  in  der  Lage,  öffentlichen  Lehranstalten^  Instituten^  Biblio- 
theken bei  directen,  frankirten,  schriftlichen  Bestellungen,  denen  der  entsprechende  Geld- 
betrag sogleich  beigelegt  wird,  einen  Nachlass  TOn  26  Percent  vom  Catalogspreise  lo 
gewähren. 

Bestellungen  gegen  Postnachnahme  können  wir  nicht  effectuiren. 

Cataloge  stehen  auf  Verlangen  jederzeit  gratis  zu  Dienst 

Wien,  August  1870. 


Verlag  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdrtickerei. 


Avi  «i#r  li*»rrtirl«-littBiyli«bf ■  itwl-  und  5ia«la4rttviicr#i. 


Jahrgang  1870.  Stück  XIX. 


Verordnungsblatt 


Tür  dei  Dieulkereich  its 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  MiDisterium  für  Cultus  und  Unterricht 


Aasgetfeben  am  16.  October  1870« 


InliaJtx  Eriais  des  Bfinisters  für  Cultaa  and  Unterricht,  mit  welchem  angeordnet  wird,  dass 
die  zu  ordentlichen  Professoren  ernannten  ansserordentlichen  Facultäts-Professoren 
oder  ansserordentliohen  Professoren  einer  technischen  Hochschule  lediglich  an  den 
bereits  abgelegten  Eid  zu  erinnern  sind.  «~  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und 
Unterricht,  betreffend  die  bedingte  Beibehaltung  yon  Prämien  an  den  Mittelschulen. 
—  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Grundzttge 
der  Organisation  des  k.  k.  technischen  Institutes  zu  Brttnn.  —  Erlass  des  Ifinistert 
für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Grundzüge  der  Organisation  des  k.  k. 
polytechnischen  Institutes  in  Wien.  —  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unter- 
richt, betreffend  die  Abänderungen  mehrerer  Bestimmungen  der  Vorschrift  über 
die  Prüfungen  der  Candidaten  des  Lehramtes  an  vollständigen  Realschulen  nebst 
der  bezüglichen  Verordnung.  —  Umgestaltung  der  Wiener  k.  k.  Gewerbezeich- 
nenschule in  eine  Bau-  und  Maschinen-Gewerbeschule.  —  OeffentUohkeitreohts- 
Verleihnngen.  —  PersonHlnacbrichten.  —  Concurs-Ausschreibungeu.  —  Verfü- 
gungen, betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  ~  Privat- Anzeigen. 


Nr.  137. 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  2f.  September 

1870,  Z.  9124, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Steiermark,  Tirol  und  Oalizien, 

mit  welchem  angeordnet  wird^  dass  die  zu  ordentlichen  Professoren  ernann- 
ten ausserordentlichen  Faenltäts-Professoren  oder  ausserordentlichen  Pro- 
fessoren einer  technischen  Hochschule  lediglich  an  den  bereits  abgelegten 

Eid  zu  erinnern  sind. 

lieber  die  gestellte  Anfrage,  ob  im  Falle  der  Ernennung  eines  ausserordent- 
licben  Professors  einer  Hocbschnle  zum  ordentlichen  Professor  eine  neuerliche 
Beeidigung  desselben  stattzufinden  habe,  wird  zur  Erzielung  eines  gleichförmigen 
Vorganges  hiemit  angeordnet,  dass  in  Zukunft  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  aus- 
serordentlicher Facultäts-Professor  oder  ein  ausserordentlicher  Professor  einer  tech- 
nischen Hochschule  zum  ordentlichen  Professor  ernannt  wird ,  keine  neuerliche 
förmliche  Beeidigung  desselben,  sondern  bei  seiner  Meldung  zum  Dienstantritte 
lediglich  eine  Erinnernng  an  seinen  bereits  abgelegten  Eid  einzutreten  habe,  und 
ist  der  Tag  der  Vornahme  dieser  Erinnerung  auf  seinem  Anstellungsdecrete  anzu- 
merken. 
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Nr.  138. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom '28.  September 

1870,  Z.  8643, 

an  sämmtliche  Landesschalräthe,  beziehungsweise  Lftnderchefs, 
betreffend  die  bedingte  Beibehaltung  von  Prämien  an  den  Mittelschulen. 

Obwohl  die  Prämien  fttr  Volksschulen  bereits  mit  dem  Ministerialerlasse  vom 
16.  April  1868^  Z.2425y  grundsätzlich  und  allgemein  abgestellt  worden  sind,  fand 
sich  das  Ministerium  fttr  Cultus  und  Unterricht  doch  in  Betreff  der  Prämien  an 
Mittelschulen,  weil  sich  fttr  deren  Beibehaltung  mehrere  gewichtige  Stinunen  erho- 
ben hatten,  bestimmt,  mit  dem  Erlasse  vom  24.  Juni  1868,  Z.4837,  erst  noch  eine 
Umfrage  bei  sämmtlichen  Landesschulbehörden  und  einigen  Fachmänner- Vereinen 
ttber  die  grössere  Zweckmässigkeit  der  Aufrechterhaltnng  oder  Beseitigung  dieser 
Einrichtung  zu  veranstalten. 

Die  überwiegende  Mehrheit  hat  sich  mit  Entschiedenheit  fttr  die  Beibehaltung 
der  Prämien  an  den  Mittelschulen,  wo  solche  bestehen,  ausgesprochen. 

Unter  diesen  Umständen  bin  ich  der  Belassung  dieser  Einrichtung  an  jenen 
Lehranstalten,  wo  besondere  ftlr  diesen  Zweck  bestimmte  Mittel  zur  Verf ttgung  stehen, 
nicht  entgegen.  Ich  bemerke  jedoch  ausdrttcklich,  dass  aus  Staatsmitteln  künftig- 
hin keine  Beiträge  zu  solchen  Zwecken  mehr  geleistet  werden  können,  wie  denn 

auch  dem  k.  k (Eurer  .    .    .    .  )  mit  dem  Erlasse  vom  28.  Mai  d.  J., 

Z.  7527  ex  1868,  bereits  bekannt  gegeben  worden  ist,  dass  die  beztiglichen 
Positionen  vom  Solarjahre  1870  an  aus  dem  Budget  gestrichen  worden  sind. 

Indem  ich  sohin  die  Beibehaltung  dieser  Prämien,  wo  solche  in  Uebnng  und 
die  erforderlichen  Fonde  zur  Bedeckung  der  Auslagen  vorhanden  sind,  gestatte, 
werden  unter  Einem  die  betreffenden  Lehrkörper  ermächtigt,  von  den  fttr  die  ganze 
Anstalt  bestimmten  Prämien  je  eines  ftlr  besonders  ausgezeichnete  Lei- 
stungen in  einem  der  Lehrfächer  auch  an  solche  Schttler  des  Obergym- 
nasiums zu  ertheilen,  welche  nach  dem  Ergebnisse  des  Gesanuntcalculs  anderen 
Schttlem  nachstehen. 

Nur  wird  bei  Ausftlhning  dieses  Gedankens,  welcher  gewissermassen  die 
Prämiirung  wissenschaftlicher  Bestrebungen  beabsichtigt,  die  Beschränkung  einzu- 
treten haben,  dass  doch  nur  Schttler,  welche  die  Vorzugsciasse  als  Haupt- 
calcnl  haben,  berttcksichtigt  werden  können,  dass  solche  Preise  von  der 
gesammtenLehrer-Conferenz  nur  in  den  (3)  höchsten  Classen  und 
auch  da  nur  ausnahmsweise  zuerkannt  werden  dttrfen;  endlich  dass'ein 
Schttler  einen  solchen  Fachpreis  nur  einmal  erhalten  dttrfe. 
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Nr.  139. 


Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  4.  Octofaer 

1870,  Z.  9923, 

betreffend  die  Grandzflge  der  Organisation  des  k.  k.  technischen  Institutes 

zn  Brfinn. 

Seine  k.  nnd  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessnng 
vom  1.  October  1870  allergnädigst  zu  genehmigen  geruht,  dass  die  folgenden 
Gmndzttge  der  Organisation  fttr  das  k.  k.  technische  Institut  zn  Brtlnn  der  verfas- 
sungsmässigen Behandlung  unterzogen  werden. 

Zugleich  haben  Seine  Miyestät  zu  bewilligen  geruht,  dass  die  in  diesen  Grund- 
Zügen  enthaltenen  Bestimmungen  schon  in  diesem  Studienjahre  provisorisch  zur 
Anwendung  gelangen. 

Grundzüge 

der 

Orgapisation  des  k.  k.  technischen  Institutes  zu  Briinn. 


§.  1.  Das  k.  k.  technische  Institut  in  Brunn  hat  den  Zwecke  eine  grtlndliche 
theoretische  und,  soweit  es  an  der  Schule  möglich  ist,  auch  praktische  Ausbildung 
fUr  jene  Berufsrichtungen  zu  ertheilen,  welche  an  demselben  durch  besondere 
Fachschulen  vertreten  sind. 

§.  2.  Am  technischen  Institute  zu  Brtlnn  bestehen  folgende  Fachschulen : 

a)  ftlr  Strassen-  und  Wasserbau  (Ingenieurschule) ; 

b)  fttr  Maschinenbau  (Maschinenbauschule) ; 

c)  fttr  technische  Chemie  (chemisch-technische  Schule). 

Jene  Lehrfächer,  welche  in  keine  dieser  Fachschulen  eingereiht  sind,  werden 
in  einer  vierten  oder  allgemeinen  Abtheilung  vereinigt. 

Der  am  Brttnner  Institute  bestehende  Speciaicurs  ftir  kaufmännische  Wissen- 
schaften ist  vom  Institute  abzutrennen  und  sind  bezüglich  der  Umgestaltung  des- 
selben in  eine  selbstständige  Handels-Lehranstalt  die  geeigneten  Verhandlungen 
einzuleiten. 

§.  3.  Der  Einrichtung  des  Institutes  liegt  das  Princip  der  Lehr-  und  Lem- 
freiheit  zu  Grunde. 

§.  4.  Der  Unterricht  wird  von  ordentlichen ,  ausserordentlichen  Professoren, 
honorirten  Docenten,  Privatdocenten  und  Lehrern  ertheilt.  Zur  Unterstützung  der 
Professoren  können  Assistenten  bestellt  werden. 

§.  5.  Privatdocenten  werden  für  alle  Lehrgegenstände  zugelassen,  welche  die 
Zwecke  der  Lehranstalt  zu  fördern  geeignet  sind. 

Fttr  die  Habilitation  der  Privatdocenten  gelten  dieselben  Bestimmungen,  wie 
an  der  Universität.  Das  Doctors-Diplom  kann  durch  das  Diplom  Aber  die  abge- 
legten strengen  Prttfungen  (§.  24)  der  betreffenden  Fachschule  ersetzt  werden. 

§.  6.  Die  Assistenten  werden  auf  Antrag  der  betreffenden  Professoren  vom 
Professoren-Collegium  auf  zweiJahre  ernannt,  und  dem  Unterrichtsminister  zur 
Bestätigung  angezeigt.  Bei  entsprechender  Verwendung  kann  die  Anstellung  auf 
weitere  zwei  Jahre  verlängert  werden  und  in  besonders  berttcksichtigungswerthen 
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Fällen  mit  Genehmigung  des  Unterriehtsministers  eine  nochmalige  Verlängernng 
der  Verwendung  auf  weitere  zwei  Jahre  erfolgen. 

§.  7.  Die  Leitung  des  Institutes  ist  dem  Professoren- Collegium  übertragen^ 
an  dessen  Spitze  der  Rector  steht. 

§.  8.  Der  Rector  wird  auf  die  Dauer  eines  Jahres  von  dem  Professoren-Col- 
legium  aus  den  ordentlichen  Professoren  defi  Institutes  gewählt  und  die  Wahl  dem 
Unterrichtsminister  zur  Bestätigung  vorgelegt. 

Der  Rector  bezieht  eine  Functions- Zulage. 

In  Verhinderungsfällen  wird  er  von  seinem  Vorgänger  im  Amte  (Prorector) 
vertreten. 

§.  9.  Das  Professoren-Collegium  besteht  aus  den  wirklichen  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Professoren  und  zwei  oder  einem  gewählten  Vertretern  der  am 
Institute  lehrenden  Privatdocenten ,  je  nachdem  die  Anzahl  der  letzteren  die  Zahl 
fttnf  überschreitet  oder  nicht.  Die  Vertreter  der  Privatdocenten  haben  im  Profes- 
soren-CoUegium  blos  berathende  Stimme. 

§.  10.  Das  Professoren- CoUegium  ist  für  den  Zustand  des  Institutes  in  wissen- 
schaftlicher^  disciplinärer  und  ökonomischer  Beziehung  verantwortlich. 

Alle  Angelegenheiten,  welche  nicht  ausdrücklich  dem  Rector,  den  Abtheilungs- 
Collegien  (§.  11)  oder  den  Vorständen  (§.  12)  der  letzteren  zugewiesen  sind, 
gehören  in  den  Wirkungskreis  des  Professoren-CoUegiums. 

§.11.  Die  einzelnen  Abtheilungen  des  Institutes  werden  zunächst  durch  die 
Abtheilungs-CoUegien  geleitet. 

Mitglieder  derselben  sind  die  wirklichen  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Professoren  und  die  honorirten  Docenten  der  Unterrichtsgegenstände  der  betref- 
fenden Abtheilung.  Die  Privatdocenten,  welche  Vorlesungen  halten,  die  in  die 
betreffende  Abtheilung  einschlagen,  sind  berechtigt,  einen  oder  zwei  Vertreter  im 
Sinne  des  §.  9  mit  berathender  Stimme  in  die  Abtheilungs  -  Collegien  zu  ent- 
senden. 

§.  12.  Die  Mitglieder  jedes  Abtheilungs-Colleginms  wählen  einen  der  Profes- 
soren aus  ihrer  Mitte  zum  Vorstande  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren. 

Der  Rector  kann  nicht  zugleich  Vorstand  einer  Abtheilung  sein. 

§.  13.  Die  Hörer  des  Institutes  sind  entweder  ordentliche  oder  ausser- 
ordentliche. 

§.  14.  Als  ordentliche  Hörer  werden  aufgenommen : 
a)  Diejenigen,  welche  an  einer  von  der  Regierung  hiezu  autorisirten  Mittelschule 

ein  Maturitäts-Zeugniss  erworben  haben,  wobei  Oymnasialschttler  noch  eine 

hinreichende  Fertigkeit  im  geometrischen  und  Freihandzeichnen   nachzu- 
weisen haben ; 
bj  die  ordentlichen  Hörer  ähnlich  organisirter  technischer  Lehranstalten,  welche 

an  das  technische  Institut  zu  Brunn  übertreten. 

In  wiefeme  im  ersten  Falle  das  mangelnde  Maturitäts  -  Zeugniss  durch  eine 
am  teehnischen  Institute  abzulegende  Aufhahmsprüfung  ersetzt  werden  könne, 
bestimmt  der  Unterrichtsminister. 

§.  15.  Als  ausserordentliche  Hörer  können  diejenigen  aufgenommen  werden, 
welche  nicht  die  Qualification  zum  Eintritte  als  ordentliche  Hörer  besitzen ,  oder 
welche  nur  einzelne  Vorlesungen  in  der  Eigenschaft  als  ausserordentliche  Hörer 
besuchen  wdlen.  Von  den  Ersteren  wird  jedoch  der  Nachweis  des  Alters  von 
wenigstens  18  Jahren  und  derjenigen  Vorkenntnisse  verlangt,  welche  für  das  Ver- 
ständniss  der  gewählten  Vorlesungen  erforderlich  sind. 

§.  16.  Die  ausserordentlichen  Hörer  haben  keinen  Anspruch  auf  Absolutorien 
(§.  23)  und  auf  den  Oenuss  von  Stipendien ;  sie  werden  zu  den  strengen  Prüfungen 
(§.  24)  nicht  zugelassen. 

§.  17.  Für  den  Besuch  der  Vorlesungen  am  technischen  Institute  ist  eine 
Aufiiahmstaxe  und  ein  Unterricbtsgeld  zu  entrichten. 
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§.  18.  Die  Anfnahmstaxe  ist  bei  der  ersten  Aufnahme  an  das  technische 
Institut  oder  nach  einjähriger  oder  längerer  Unterbrechung  der  Studien  zu  erlegen. 
Eine  Befreiung  von  dieser  Gebühr  findet  nicht  statt. 

§.  19.  Die  ordentlichen  Hörer  des  Institutes  haben  ein  Unterrichtsgeld  zu  ent- 
richten, welches  ohne  Unterschied  der  Abtheilung  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  von  ihnen  gewählten  Unterrichtsstunden  bemessen  wird.  Das  von  den  ausser- 
ordentlichen Hörern  zu  entrichtende  Unterrichtsgeld  wird  nach  der  Zahl  der 
wöchentlichen  Stunden  bestimmt,  in  welchen  sie  den  Unterricht  geniessen ,  wobei 
je  zwei  Uebungs-  oder  Zeichnungsstunden  als  eine  berechnet  werden. 

§.  20.  Bei  nachgewiesener  Mittellosigkeit  und  einem  guten  durch  Fortgangs- 
Zeugnisse  (§.  23)  erwiesenen  Studienerfolge  können  ordentliche  Hörer  von  der 
Entrichtung  des  Unterrichtsgeldes  ganz  oder  zur  Hälfte  befreit  werden.  Bei  ausser- 
ordentlichen Hörern  kann  die  Befreiung  nur  im  Falle  eines  vorzüglichen  Studien- 
erfolges bewilligt  werden. 

Die  Entscheidung  über  die. Befreiung  steht  dem  Professoren-Collegium  zu. 

§.  21.  Die  ausserordentlichen  Vorlesungen  der  Professoren,  die  Vorlesungen 
der  Privatdocenten  und  der  vom  Staate  nicht  besoldeten  Lehrer  sind  in  dem  von 
denselben  festgesetzten  Betrage  zu  honoriren. 

§.  22.  Um  es  den  Studierenden  zu  ermöglichen,  in  einer  bestimmten  Anzahl 
von  Jahren  sich  eine  möglichst  vollständige  Ausbildung  nach  einer  der  im  §.  2 
bezeichneten  Fachrichtungen  anzueignen,  sind  vom  Professoren-Collegium  fttr  jede 
der  Fachabtheilungen  Studienpläne  zu  entwerfen,  und  dem  Unterrichtsminister  zur 
Genehmigung  vorzulegen.  Die  Studierenden  sind  jedoch  zur  Einhaltung  dieser 
Studienpläne  nicht  verpflichtet. 

§.  23.  Der  Besuch  der  Vorlesungen  und  das  Verhalten  wird  den  ordentlichen 
Hörern  in  Meldungsbüchem,  welche  für  die  ganze  Zeit  der  Studien  zu  gelten 
haben^  und  den  ausserordentlichen  Hörern  in  tWr  ein  Jahr  ausgestellten  Meldungs- 
bogen  bestätigt. 

Zum  Nachweise  des  Studienerfolges  können  die  Studierenden  Fortgangs -Zeug- 
nisse aus  den  einzelnen  Lehrgegenständen  erheben. 

Diejenigen  Studierenden,  welche  sämmtliche  in  dem  Studienplane  (§.  22) 
einer  Fachabtheilung  enthaltenen  Lehrgegenstände  gehört  haben,  können  ein 
Absolutorium  ansprechen,  welches  die  Bestätigung  des  Collegien  -  Besuches ,  des 
Verhaltens  und  eventuell  auch  des  Studienerfolges  enthält. 

Diejenigen  Hörer,  welche  ein  Absolutorium  erworben  haben,  werden  zu  den 
strengen  Prüfungen  (§.  24)  zugelassen. 

§.  24.  Durch  die  strengen  Prüftmgen  soll  die  Befähigung  des  Candidaten  für 
seinen  Beruf  erwiesen  werden. 

Die  strengen  Prüfungen  haben  den  Nachweis  zu  liefern ,  dass  der  Candidat 
sich  die  vollständige  Eenntniss  aller  Prüfungs-Gegenstände,  die  in  den  Studienplan 
(§.  22)  der  betreffenden  Fachschule  aufgenommen  sind,  in  theoretischer  und  prak- 
tischer Beziehung  angeeignet  habe. 

Für  die  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  ist  eine  Taxe  zu  entrichten. 

Ueber  die  bestandene  Prüfung  wird  ein  Diplom  ausgefertigt. 

§.  25.  Zur  Vornahme  der  strengen  Prüfungen  wird  fttr  jede  der  drei  Fach- 
schulen eine  besondere  Prüfiings-Commission  gebildet,  welche  aus  den  Professoren 
jener  Gegenstände,  über  welche  sich  die  Prüfung  erstreckt  und  aus  Fachmännern 
besteht,  welche  der  Unterrichtsminister  zu  diesem  Behufe  ernennt. 
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Nr.  140. 


Eriass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  4.  October 

1870,  Z.  9924, 

betreffend  die  Gnmdzflge  der  Organisation  des  k,  k.  polytechnischen  Insti- 
tutes in  Wien. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung 
vom  1 .  October  1870  allergnädigst  zu  genehmigen  geruht,  dass  die  nachstehenden 
Orandzttge  der  Organisation  des  k.  k.  polytechnischen  Institutes  zu  Wien  der  ver- 
fassungsmässigen Behandlung  unterzogen  werden.  Zugleich  haben  Seine  Majestät 
allergnädigst  zu  bewilligen  geruht,  dass  die  in  diesen  GrundzUgen  enthaltenen 
Bestimmungen  schon  in  diesem  Studienjahre  1870—71  in  provisorischer  Weise 
zur  Durchfuhrung  gelangen. 

Grundzüge 

der 

Organisation  des  k.  k.  polytechnischen  Institutes  In  Wien. 


§.  1.  Das  k.  k.  polytechnische  Institut  in  Wien  hat  den  Zweck,  eine  gründ- 
liche theoretische  und,  soweit  es  an  der  Schule  möglich  ist,  auch  praktische  Aus- 
bildung für  jene  Berufsrichtungen  zu  ertheilen,  welche  an  demselben  durch 
besondere  Fachschulen  vertreten  sind. 

§.  2.  Am  Institute  bestehen  folgende  Fachschulen : 
a)  ilir  Strassen-  und  Wasserbau  (Ingenieurschule) ; 
bj  ftlr  Hochbau  (Bauschule) ; 
c)  fllr  Maschinenbau  (Maschinenbausehule) ; 
dj  für  technische  Chemie  (chemisch-technische  Schule). 

Jene  Lehrfächer,  welche  in  keine  dieser  Fachschulen  eingereiht  sind,  werden 
in  einer  fUnften  oder  allgemeinen  Abtheilung  vereinigt. 

§.  3.  Der  Einrichtung  des  Institutes  liegt  das  Princip  der  Lehr-  und  Lern- 
freiheit  zu  Orunde. 

§.  4.  Der  Unterricht  wird  von  ordentlichen,  ausserordentlichen  Professoren, 
honorirten  Docenten,  Privatdocenten  und  Lehrern  ertheilt.  Zur  Unterstützung  der 
Professoren  können  Adjnncten  und  Assistenten  bestellt  werden. 

§.  5.  Privatdocenten  werden  für  alle  Lehrgegenstände  zugelassen,  welche  die 
Zwecke  der  Anstalt  zu  fördern  geeignet  sind. 

Für  die  Habilitation  der  Privatdocenten  gelten  dieselben  Bestimmungen  wie 
an  der  Universität.  Das  Doctorsdiplom  kann  durch  das  Diplom  über  eine  abgelegte 
strenge  Prüfung  (§.  24)  der  betreffenden  Fachschule  ersetzt  werden. 

§.  6.  Die  Adjnncten  werden  auf  Vorschlag  des  Professoren-CoUegiums  vom 
Unterrichtsminister  ernannt;  sie  werden  beeidet  und  ihre  Stellung  ist  eine 
bleibende. 

Die  Assistenten  werden  auf  Antrag  der  betreffenden  Professoren  vom 
Professoren  Collegium  auf  zwei  Jahre  ernannt  und  dem  Unterrichtsminister  zur 
Bestätigung  angezeigt.  Bei  entsprechender  Verwendung  kann  die  AnsteUnng  auf 
zwei  weitere  Jahre  verlängert  werden  und  in  besonders  berücksichtigungswertben 
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Fällen  mit  Genehmigang  des  Unterrichtsministers  eine  nochmalige  Verlängerung 
der  Verwendung  auf  weitere  zwei  Jahre  erfolgen. 

§.  7.  Die  Leitung  des  Jnstitutes  ist  dem  Professoren-Gollegium  übertragen,  an 
dessen  Spitze  der  Sector  steht. 

§.  8.  Der  Rector  wird  auf  die  Daner  eines  Jahres  von  dem  Professoren- 
CoUeginm  aus  den  ordentlichen  Professoren  des  Institutes  gewählt  und  die  Wahl 
dem  Unterriehtsminister  zur  Bestätigung  vorgelegt. 

Der  Rector  bezietil  eine  Functions-Znla^e. 

In  Verhinderungsfällen  wird  er  von  seinem  Vorgänger  im  Amte  (Prorector) 
vertreten. 

§.  9.  Das  Professoren-Gollegium  besteht  aus  den  wirklichen  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Professoren  und  zwei  oder  einem  gewählten  Vertretern  der  «m 
Institute  lehrenden  Privatdoeenten^  je  nachdem  die  Anzahl  der  letzteren  die  Zahl  5 
Überschreitet  oder  nicht.  Die  Vertreter  der  Privatdocenten  haben  im  Professoren- 
Gollegium  blos  berathende  Stimme. 

§.  10.  Das  Professoren-Gollegium  ist  fbr  den  Zustand  des  polytechnischen 
Institutes  in  wissenschaftlicher,  disciplinärer  und  ökonomischer  Beziehung  verant- 
wortlich. 

Alle  Angelegenheiten,  welche  nicht  ausdrttcklich  dem  Rector,  den  Abtheilungs- 
GoUegien  (§.  11)  oder  den  Vorständen  (§.  12)  der  letzteren  zugewiesen  sind, 
gehören  in  den  Wirkungskreis  des  Professoren-CoUegiums. 

§.11.  Die  einzelnen  Abtheilungen  des  Institutes  werden  zunächst  durch  die 
Abtheilungs-Gollegien  geleitet. 

Mitglieder  derselben  sind  die  wirklichen  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Professoren  und  die  honorirten  Docenten  der  Unterrichtsgegenstände  der  betreffen- 
den Abtheilung.  Die  Privatdocenten,  welche  Vorlesungen  halten,  die  in  die 
betreffende  Abtheilung  einschlagen,  sind  berechtigt,  einen  oder  zwei  Vertreter  im 
Sinne  des  §•  9  mit  berathender  Stimme  in  die  Abtheilungs-Gollegien  zu  entsenden. 

§.  12.  Die  Mitglieder  jedes  Abtheilungs-Collegiums  wählen  einen  der  Profes- 
soren aus  ihrer  Mitte  zum  Vorstande  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren. 
Der  Rector  kann  nicht  zugleich  Vorstand  einer  Abtheilung  sein. 

§.  13.  Die  Hörer  des  polytechnischen  Institutes  sind  entweder  ordentliche 
oder  ausserordentliche. 

§.  14.  Als  ordentliche  Hörer  werden  aufgenommen: 

aj  Diejenigen,  welche  an  einer  von  der  Regierung  biezu  autorisirten  Mittelschule 
ein  Maturitäts-Zeugniss  erworben  haben,  wobei  Gymnasialschüler  noch  eine 
hinreichende  Fertigkeit  im  geometrischen  und  Freihandzeichnen  nachzu- 
weisen haben ; 

b)  die  ordentlichen  Hörer  ähnlich  organisirter  technischer  Institute ,  welche  an 
das  polytechnische  Institut  zu  Wien  ttbertreten. 

Inwieferne  im  ersten  Falle  das  mangelnde  Maturitäts-Zeugniss  durch  eine  am 
polytechnischen  Institute  abzulegende  AufnahmsprUfung  ersetzt  werden  könne, 
bestimmt  der  Unterrichtsminister. 

§.  15.  Als  ausserordentliche  Hörer  können  diejenigen  aufgenommen  werden, 
welche  nicht  die  Qualification  zum  Eintritte  als  ordentliche  Hörer  besitzen  oder 
welche  nur  einzelne  Vorlesungen  in  der  Eigenschaft  von  ausserordentlichen 
Hörern  besuchen  wollen. 

Von  den  Ersteren  wird  jedoch  der  Nachweis  des  Alters  von  wenigstens 
18  Jahren  und  deijenigen  Vorkenntnisse  verlangt,  welche  fUr  das  Verständniss  der 
gewählten  Vorlesungen  erforderlich  sind. 

§.  16.  Die  ausserordentlichen  Hörer  haben  keinen  Anspruch  auf  Fortgangs- 
Zeugnisse  und  Absolutorien  (§.  23),  auf  Befreiung  von  der  Entrichtung  des  Unter« 
richts-Honorars  (§.  20)  und  auf  den  Genuss  von  Stipendien. 
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§.  17.  Fttr  den  Besuch  der  Vorlesungen  am  polyteehniscben  Institiite  ist  eine 
Matrikelgebtihr  und  ein  Unterrichts-Honorar  zu  entrichten.' 

§.  18.  Die  Matrikelgebtihr  ist  bei  der  ersten  Anfnahme  an  das  polytechnische 
Institut  oder  bei  einjähriger  oder  längerer  Unterbrechung  der  Studien  zu  erlegen. 
Eine  Befreiung  von  dieser  Oebtthr  findet  nicht  statt. 

§.  19.  Die  ordentlichen  Hörer  des  Institutes  haben  ein  Unterricht9*Hoiiorar  zu 
entrichten,  welches  ohne  Unterschied  der  Abtheilung  und  ohne  Rttcksicht  auf  die 
Zahl  der  von  ihnen  gewählten  Unteifichtsstunden  bemess&i  wird. 

Das  von  den  ausserordentlichen  Hörern  zu  entrichtende  Unterriehts-Honorar 
wird  nach  der  Zahl  der  wöchentlichen  Stunden  bestimmt,  in  welchen  sie  den 
Unterricht  geniessen,  wobei  je  zwei  Uebungs«  oder  Zeichnungsstunden  als  eine 
berechnet  werden. 

§.  20.  Bei  nachgewiesener  Mittellosigkeit  und  einem  guten  durch  Fortgangs- 
Zeugnisse  (§.  23)  erwiesenen  Studienerfolge  können  ordentliche  Hörer  von  der 
Entrichtung  des  Unterrichts-Honorars  ganz  oder  zur  Hälfte  befreit  werden.  Die 
Entscheidung  über  die  Befreiung  steht  dem  Professoren- Collegium  zu. 

§.  21.  Die  ausserordentlichen  Vorlesungen  der  Professoren,  die  Vorlesungen 
der  Privatdocenten  und  der  vom  Staate  nicht  besoldeten  Lehrer  sind  in  dem  von 
denselben  festgesetzten  Betrage  zu  honoriren. 

§.  22.  Um  es  den  Studierenden  zu  ermöglichen ,  in  einer  bestimmten  Anzahl 
von  Jahren  sich  eine  möglichst  vollständige  Ausbildung  nach  einer  der  im  §.  2 
bezeichneten  Fachrichtungen  anzueignen,  sind  vom  Professoren-CoUeginm  fllr  jede 
der  Fachabtheilungen  Studienpläne  zu  entwerfen  und  dem  Unterrichtsminister  zur 
Oenehmigung  vorzulegen.  Die  Studierenden  sind  jedoch  zur  Einhaltung  dieser 
Studienpläne  nicht  verpflichtet. 

§.  23.  Der  Besuch  der  Vorlesungen  und  das  Verhalten  wird  den  ordentlichen 
Hörern  in  Meldungsbttchem,  welche  fUr  die  ganze  Zeit  der  Studien  zu  gelten 
haben,  und  den  ausserordentlichen  Hörern  in  fUr  ein  Jahr  ausgestellten  Meldnngs- 
bogen  bestätigt. 

Zum  Nachweise  des  Stndienerfolges  können  die  Studierenden  Fortgangs- 
Zeugnisse  aus  den  einzelnen  Lehrgegenständen  erheben. 

Diejenigen  Studierenden,  welche  alle  in  dem  Studienplane  (§.  22)  einer  Fach- 
schule enthaltenen  Lehrgegenstände  gehört  haben,  können  ein  Absolutorium 
ansprechen,  welches  die  Bestätigung  des  Collegien-Besuches ,  des  Verhaltens  und 
eventuell  auch  des  Studienerfolges  enthält. 

Jene  Hörer,  welche  ein  Absolutorium  erworben  haben,  werden  zu  den  strengen 
Prüfungen  (^.  24)  zugelassen. 

§.  24.  Durch  die  strengen  Prüfungen  soll  die  Befähigung  des  Candidaten  für 
seinen  Beruf  erwiesen  werden.  Die  strengen  Prüfungen  haben  den  Nachweis  zu 
liefern,  dass  der  Candidat  sich  die  vollständige  Eenntniss  aller  Prüfungs-Gegen- 
stände, die  in  den  Studienplan  (§.  22)  der  betreffenden  Fachschule  aufgenommen 
sind,  in  theoretischer  und  praktischer  Beziehung  angeeignet  habe. 

Für  die  Ablegnng  der  strengen  Prüfungen  ist  eine  Taxe  zu  entrichten. 

Ueber  die  bestandene  Prüfung  wird  ein  Diplom  ausgefertigt. 

§.  25.  Zur  Vornahme  der  strengen  Prüfungen  wird  für  jede  der  vier  Fach- 
schulen eine  besondere  Prüfungscommission  gebildet,  welche  aus  den  ordentlichen 
Professoren  jener  Gegenstände ,  über  welche  sich  die  Prüfung  erstreckt  und  aus 
Fachmännern  besteht,  welche  der  Unterrichtsminister  zu  diesem  Behufe  ernennt. 
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Nr.  141.     . 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cuitus  und  Unterricht  vom  6.  October 

1870,  Z.  9912, 

an  Bämmtliche  Landesschulbehörden,  beziehnngsweise  LandesBchulräthe, 

betreffend  die  Abänderung  mehrerer  Bestimmungen  der  Torschrift  über 
die  Prüfungen  der  Candidaten  des  Lehramtes  an  tollständigen  Realschulen. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mich  mit  der  Allerhöchster  Ent- 
schliessnng  vom  30.  September  1.  J.  allergnädigst  zu  ermächtigen  geruht,  die  unter 
Nr.  142  nachfolgende  Verordnung,  womit  mehrere  Bestimmungen  der  Vorschrift 
ttber  die  Prüfungen  der  Candidaten  des  Lehramtes  an  vollständigen  Realschulen 
abgeändert  werden,  zu  erlassen. 

Als  Uebergangsbestimmung  gestatte  ich,  dass  bei  jenen  Candidaten,  welche 
sich  bereits  im  PrUfungs-Stadium  befinden,  die  Aufgaben  zur  häuslichen  Bearbei- 
tung auf  die  ihnen  nach  der  bisherigen  Vorschrift  gestellten  Fragen  beschränkt 
bleiben. 

Nr.  142. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cuitus  und  Unterricht  vom 

6.  October  1870 ""), 

womit  mehrere  Bestimmungen  der  Torschrift  über  die  Prflftangen  der  Can- 
didaten des  Lehramtes  an  vollständigen  B^alschnlen  abgeändert  werden« 

Die  §§.  2,  3,  5,  17,  18  und  21  der  Ministerial- Verordnung  vom  24.  April  1853, 
R.  G.  Bl.  Nr.  76,  werden  in  Folge  Allerhöchster  Ermächtigung  in  nachstehender 
Weise  abgeändert: 

§.2.  1.  Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  hat  der  Candidat  sein  Gesuch 
andieDirection  derjenigen  Prüfungs-Commission  zu  richten,  vor  welcher  er  die 
Prüfung  zu  bestehen  beabsichtiget.  Er  hat  seinem  Gesuche  beizulegen : 

a)  das  ZeugnisB  über  die  an  einem  Gymnasium  mit  gutem  Er- 
folge bestandene  Maturitätsprüfung  fürdenFall,  als  die  Prü- 
fung zurErlangung  der  Lehrbefähigung  aus  dem  Gebiete  der 
„Sprachen"  oder  der  „Geschichte"  abgelegt  werden  will, 

bj  den  Nachweis,  dass  er  drei  Jahre  mit  Studien  an  einer  Universität  oder 
einer  technischen  Hochschule  als  ordentlicher  Hörer  zugebracht  habe, 
und  dass 

€f^  während  dieses Trienniums  bezüglich  seines  sittlichen  Verhaltens  nichts  Wid- 
riges vorgekommen  sei ; 

d)  falls  seit  den  absolvirten  Studien  mehr  als  ein  Jahr  verflossen,  hat  der  Can- 
didat ttber  sein  Benehmen  während  dieser  Zeit  dasZeugniss  einer  öffentlichen 
Behörde  beizubringen ; 

cj  seinen  schriftlich  abgefassten  Lebenslauf,  in  welchem  er  vorzüglich  den  Gang 
seiner  Bildung  und  die  Richtung  und  Gegenstände  seiner  speciellen  Studien 
darzustellen  und  zugleich^anzugeben  hat,  für  welche  Gegenstände  und  in  wel- 
cher Unterrichtssprache  er  sich  zum  Lehramte  befähigt  glaubt. 


*)  Anmerkung.  Enthalten  im  R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  122. 
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2.  Wenn  eines  dieser  Zeugnisse  nicht  beigebracht  werden  kann,  oder  von 
der  Prüfnngs-Commission  beanständet  wird,  jedoch  der  Beweis  einer  erspriess- 
liehen  Wirksamkeit  im  Lehramte  oder  andere  Umstände  vorliegen,  welche  zu  der 
Annahme  berechtigen,  dass  der  Candidat  eine  gründliche  nnd  geregelte  Bildung 
erhalten  habe,  so  hat  die  Prttfnngs-Commission  die  Entscheidung  des  Unter- 
richts-Ministers über  die  Zulassung  zur  Prtifung  einzuholen,  indem  sie  ihrer 
Anfrage  zugleich  ihr  Outachten  beifügt. 

§.  3.  Um  tiberhaupt  die  Anstellungsfähigkeit  an  Realschulen  zu  erreichen,  muss 
der  Candidat : 

1.  durch  das  Exameii  gründliche  Kenntnisse  in  den  Fächern,  fUr  deren  Unter- 
richt er  sich  zunächst  befähigen  will,  beweisen  nnd 

2.  eine  befriedigende  Eenntniss  der  Unterrichtssprache  be- 
kunden. 

Das  Ergebniss  der  PrUfung  in  beiden  Beziehungen  ist  daflir  massgebend,  ob 
der  Candidat  zur  Ertheilung  des  Unterrichtes  in  der  ganzen  Realschule  oder  nur 
in  der  Unterrealschule  befähigt  ist.  Die  Commission  hat  hierüber,  insofeme  nicht 
in  dieser  Vorschrift  bestimmte  Regeln  enthalten  sind,  nach  ihrem  Ermessen  zu 
urtheilen,  und  ihr  Urtheil  immer  in  dem  Zeugnisse  mit  Genauigkeit  und  Bestimmt- 
heit auszusprechen. 

§..5.  Wer  sich  für  die  Unterrichtssprache  an  derOberrealschule  befähigen 
will,  hat  sich  gleichzeitig  der  Lehramtsprüfung  wenigstens  für  die  Unterrealschule 
zu  unterziehen^  entweder 
a)  aus  einer  zweiten  Landessprache,  oder  aus  der  französischen  oder  englischen 
Sprache,  wodurch  er  jedoch  nur  die  Befähigung  zur  Anstellung  an  einer  Real- 
schule erlangt,  an  welcher  die  bezügliche  zweite  Sprache  gelehrt  wird,  oder 
bj  aus  der  Geographie  und  Oeschiclite,  oder 
r)  aus  der  Physik,  oder 
dj  aus  der  Naturgeschichte,  oder 
ej  aus  der  Mathematik. 

Die  Befähigung  zum  Unterrichte  in  der  Geographie  kann 
auch  in  Verbindung  mit  jener  für  die  Physik  oder  Naturgeschichte 
erlangt  werden.  Hingegen  ist  die  Lehrbefähigung  für  Geschichte 
auch  künftighin  von  dem  Erwerbe  der  Lehrbefähigung  für  Geo- 
graphie abhängig. 

Die  Berähigung  für  Geographie  und  Geschichte  allein  genügt  nur  dann,  wenn 
sie  sich  auf  die  Oberrealschule  erstreckt,  und  nur  zur  Anstellung  an  einer  solchen. 
Ist  sie  auf  die  Unterrealschule  beschränkt,  so  muss  damit  die  Befähigung  für  die 
Unterrichtssprache  rerbunden  sein. 

Wer  die  Befähigung  nur  aus  dem  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Ge- 
biete erlangen  will,  muss  dieselbe  aus  wenigstens  zweien  der  im  §.  4  angeführten 
Fächer  (a — f),  und  zwar  mindestens  ans  einem  fllr  die  Oberrealschule  erweisen. 

§.  17.  In  Beziehung  auf  die  befriedigende  Kenntniss  derUnter- 
richtssprache  hat  jeder  Candidat  Correctheit  und  Gewandtheit 
im  Gebrauche  derselben,  sowie  Verständniss  ihrer  wichtigsten 
grammatischen  Gesetze  nachgewiesen. 

§.  18.  Sind  in  der  Meldung  die  im  §.  2  bezeichneten  Bedingungen  erfüllt,  so  be- 
stimmt die  Prüfnngs-Commission  die  Examen- Arbeiten,  und  zwar : 

1.  Erhält  der  Examinand  zwei  oder  drei  Aufgaben  zur  häuslichen  Bear- 
beitung; 
o^für  die  eine  derselben  ist  ein  Thema  allgemeinen,  namentlich 
didaktischen  oder  pädagogischen  Inhaltes  zu  wählen,  dessen 
Bearbeitung  dem  Candidaten  Gelegenheit  bietet,  nachzu- 
weisen, dass  er  das  Verhältniss  seines  Faches  zur  Aufgabe 
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aller  Bildung  richtig  aufgefasst  und  über  seine  Bebandleing 
im  Scbulunterricbte  mit  Erfolg  nachgedacht  hat. 

Der  Vorstand  der  Prllfungs-Commission  bestimmt  vonFall 
zu  Fall,  welcher  Fach-Examinator  die  pädagogisch  didak- 
tische Aufgabe  zu  stellen  hat. 

£^  Die  weiteren  Fragen  müssen  nothwendig  aus  dem  Kreise  der  speciellen 
Studien  des  Examinanden,  und  zwar  so  gewählt  werden,  dass  derselbe  darin 
hinlänglich  Gelegenheit  findet,  den  Umfang  und  die  OrUndlichkeit  seiner 
Studien  zu  zeigen. 

ej  Zur  Bearbeitung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Examinirenden  ein  Zeitraum  von 
3 — 4  Monaten  bewilligt.  Bei Einlieferung  der  Arbeiten  hat  derselbe  zugleich 
gewissenhaft  anzugeben,  welche  Hilfsmittel  er  zur  Bearbeitung  benutzt  hat. 

dj  Wenn  der  Examinand  zugleich  mit  seinem  Lebenslaufe  eine  von  ihm  bereits 
im  Drucke  erschienene  Arbeit  einreicht,  so  ist  es  dem  Ermessen  derPrUfungs- 
Commission  überlassen,  diese  statt  einer  oder  aller  schriftlichen  Arbeiten 
gelten  zu  lassen  und  demgemäss  zu  beurtheilen  oder  bei  den  sonst  gesetz- 
lichen Forderungen  zu  beharren. 

§.  21.  III.  Die  mündliche  Prüfung 
a)  erstreckt  sich  auf  die  von  dem  Examinanden  gewählten  Gegenstände  und  die 
im  §.  17  angegebenen  Kenntnisse  der  Unterrichtssprache;  sie  hat 
in  denjenigen  Gegenständen ,  in  welchen  der  Examinand  bereits  schriftlich 
gearbeitet,  das  Ergebniss  der  schriftlichenPrüfung  zu  vervollständigen  und 
zu  sichern; 

bj  Es  steht  der  Prüfungs-Conimission  zu,  mehr  als  einen  Examinanden  zu  der- 
selben Zeit  die  mündliche  Prüfung  abhalten  zu  lassen,  auch  wenn  diese  nicht 
denselben  Gegenstand  des  Realschul-Unterrichtes  zu  ihrem  Hauptstudium 
gemacht  haben ;  doch  dürfen  nicht  mehr  als  drei  Candidaten  zugleich  mündlich 
geprüft  werden. 

Für  die  Clausurarbeiten  fällt  die  letzte  Beschränkung  weg. 

cj  Bei  dem  mündlichen  Examen  muss  derDirector  der  Prüfungs-Commission  un- 
unterbrochen, und  ausser  ihm  müssen  wenigstens  zwei  andere  Mitglieder  der 
Commission  zugegen  sein. 

Ueber  die  gesammte  mllndliche  Prüfung  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  und 
zwar :  wenn  mehrere  zugleich  geprüft  werden,  über  jeden  der  Examinanden 
ein  gesondertes. 

Stremiyr  m.  p. 

Nr.  143. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung 
vom  24.  September  1.  J.,  vorbehaltlich  der  verfassungsmässigen  Genehmigung, 
die  Umgestaltung  der  Wiener  k.  k.  Gewerbezeichnenschule  in  eine  Bau- 
und  Maschinen-Gewerbeschule  nach  folgenden  Grundzügen  provisorisch 
zu  gestatten  geruht : 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  Die  k.  k.  Bau-  und  Maschinengewerbeschule  in  Wien  hat  den  Zweck, 
durch  systematisch  geordneten  Unterricht  Maurermeister.,  Werkmeister  und  Werk- 
führer  heranzubilden. 

§.  2.  Der  Unterricht  ist  theils  ein  vorbereitender,  theils  ein  specieller  Berufs- 
unterricht. Letzterer  gliedert  sich  in  die  bautechnische  und  in  die  mechanisch- 
technische Fachabtheilung. 
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Die  baatechniscbe  Abtheilnng  soll  durch  theoretischen  Unterricht,  sowie  durch 
praktische  Unterweisungen  und  Uebungen  zukünftigen  Maurermeistern,  Zimmer- 
meistern,  Bautischlern  u.  s.  w.  sowie  jenen,  welche  andere,  mit  den  Baugewerben 
in  Verbindung  stehende  Oeschäfte  ergreifen  wollen,  die  entsprechende  Ausbildung 
gewähren. 

Die  mechanisch-technische  Abtheilung  hat  den  Zweck,  Mechaniker,  Monteure, 
Werkmeister,  Mühlenbauer,  Maschinenzeichner  u.  s.  w.  heranzubilden. 

§.  3.  Die  Lehrgegenstände,  aufweiche  sich  der  Unterricht  zu  erstrecken  hat, 
die  Zahl  der  Semester,  welche  der  vorbereitende  und  die  fachlichen  Cnrse  zu  um- 
fassen haben,  die  Vertheilung  der  Lehrgegenstände  auf  die  einzelnen  Semester, 
sowie  der  Umfang  des  Unterrichtes  sind  von  dem  Unterrichtsminister  nach  dem 
jeweiligen  Bedürfnisse  festzustellen. 

§.  4.  Mit  dem  theoretischen  Unterrichte  sind  Uebangen  und  Excnrsionen, 
letztere  zur  Besichtigung  von  Werk-  und  Bauplätzen,  Werkstätten  und  Fabriken 
verbunden. 

§.5.  Jenen  Schülern,  welche  nach  Absolvirung  des  ganzen  Curses  sich  noch  im 
Entwerfen  von  Gebäuden  oder  Maschinen  üben  wollen,  ist  hiezu  Gelegenheit  zu 
bieten. 

II.  Aufnahme,  Fortgang  und  Prüfungen  der  Schiller. 

§.  6.  Die  Aufnahme  findet  alljährlich  zweimal  —  im  Herbste  und  im  Frühling 
—  statt. 

§.  7.  Die  Schüler  sind  entweder  ordentliche  oder  ausserordentliche. 

Die  ersteren  betheiligen  sich  an  dem  gesammten  theoretischen  Unterrichte 
und  den  damit  in  Verbindung  stehenden  praktischen  Arbeiten  und  Uebungen. 

Ausserordentliche  Schüler  sind  jene,  welche  nur  an  dem  Unterrichte  in  einzelnen 
Lehrgegenständen  oder  nur  an  den  praktischen  Uebungen  theilnehmen;  dieselben 
können  jedoch  nur  insoweit  Aufnahme  finden,  als  die  Räumlichkeiten  und  sonstigen 
Verhältnisse  der  Anstalt  es  gestatten. 

§.  8.  Zum  Eintritte  als  ordentlicher  Schüler  in  den  ersten  Curs  der  k.  k.  Bau- 
und  Maschinen-Gewerbeschule  in  Wien  ist  ein  bestimmtes ,  vom  Unterrichtsmi- 
nister festzusetzendes  Lebensalter,  der  Nachweis  jener  Kenntnisse,  welche  in 
einer  vierclassigen  Volks-  oder  in  einer  Bürgerschule  erworben  werden  können, 
ferner  der  Nachweis  einer  praktischen  Beschäftigung  in  einem  technischen  Berufe 
erforderlich.  Beim  Eintritte  in  einen  höheren  Curs  sind  nebst  dem  entsprechenden 
höheren  Alter  jene  Kenntnisse  zu  fordern,  welche  auf  den  vorhergehenden  Stufen 
erworben  werden  können. 

Die  Aufnahmswerber  haben  sich,  wenn  der  Besitz  der  erforderlichen  Kennt- 
nisse nicht  durch  vollkommen  genügende  Zeugnisse  sichergestellt  ist,  einer  Auf- 
nahmsprüfung zu  unterziehen. 

§.  9.  Die  ausserordentlichen  Schüler  haben  durch  eine  Aufnahmsprüfung  jene 
Kenntnisse  nachzuweisen,  welche  zu  einem  erspriesslichen  Besuche  der  gewählten 
Lehrßlcher  erforderlich  sind. 

§.  10.  Die  ordentlichen  Schüler  haben  für  den  gesammten  Unterrieht, 
den  sie  gemessen,  die  ausserordentlich  Schüler  für  jeden  Lehrgegenstand  ein 
Schulgeld  zuentrichten, .  dessen  Höhe  in  beiden  Fällen  der  Unterrichtsminister 
bestimmt. 

Mittellosen  Schülern,  welche  sich  durch  legale  Zeugnisse  über  ihre  Mittellosig- 
keit, überFleiss  und  sittliches  Verhalten  ausweisen,  kann  das  Schulgeld  ganz  oder 
theilweise  erlassen  werden. 

Neu  eintretende  Schüler  haben  eine  Anfnahmstaxe  zu  erlegen,  deren  Höhe  der 
Unterrichtsminister  bestimmt. 
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§.11.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Cnrses  erhalten  die  Schüler  anf  Grandlage 
ihrer  Leistungen  während  des  Semesters  und  etwaiger  mündlicher  und  schriftlicher 
Prüfungen,  Zeugnisse  mit  Noten  über  Fleiss,  Fortgang  und  Betragen. 

§.  12.  Die  Wiederholung  eines  Curses  ist  nur  einmal  gestattet. 

m.  Von  den  Lehrkräften. 

§.  13.  Der  Unterricht  an  derk.  k.  Bau- und  Maschinen-Gewerbeschule  in  Wien 
wird  theils  von  ordentlichen,  theils  von  Hilfslehrer  ei-theilt ;  den  ersteren  können 
zur  Unterstützung  Assistenten  zugewiesen  werden. 

Hilfslehrer  und  Assistenten  werden  blos  in  widerruflicher  Weise  angestellt. 

Die  Bezüge  derselben  werden  vom  Unterrichtsminister  bemessen.  Der  Un- 
terrichtsminister bestimmt  gleichfalls,  für  welche  Lehrfächer  ordentliche  Lehrer  zu 
ernennen  und  für  welche  Lehrfächer  der  Unterricht  an  Hilfslehrer  zu  übertragen  ist. 

§.  14.  DieLeitung  der  Lehranstalt  wird  einem  Mitgliede  des  Lehrkörpers  über- 
tragen, welches  den  Titel  „Director"  führt  und  eine  Functionszulage  geniesst. 

§.  15.  Die  Lehrerversammlung  wird  von  sämmtlichen  ordentlichen  Lehrern, 
ferner  von  jenen  Hilfslehrern  gebildet,  welche  in  lehrplanmässigen  Fächern  Unter- 
rieht  ertheilen.  , 

§.  16.  Für  die  unmittelbare  Leitung  der  einzelnen  Abtheilungen  werden  vom 
Director  besondere  Vorstände  bestellt. 

Der  Director  kann  die  Leitung  einer  Abtheilnng  auch  selbst  übernehmen. 

§.  17.  Der  Wirkungskreis  des  Directors,  der  Vorstände  der  einzelnen  Abthei- 
lungen, sowie  jener  der  Lehrer-Versammlung  wird  nach  denselben  Bestimmungen 
geregelt,  welche  für  die  Directoren,  beziehungsweise  die  Classenvorstände  und 
die  Lehrer-Conferenzen  an  den  vom  Staate  erhaltenen  Oberrealschulen  in  Gel- 
tung sind. 


Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschüessung  vom 
4.  October  \.  J.,  vorbehaltlich  der  verfassungsmässigen  Genehmigting,  die  Erridhtang  von  drei 
neuen  ordentlichen  Lehrkanzeln  an  derLemberger  technischen  Akademie  für  darstellende 
Geometrie,  Mechanik,  Strassen-  und  Wasserbau  mit  dem  Gehalte  von  je  1800  fl.;  femer  die 
Bestellung  eines  Assistenten  fQr  das  Lehrfach  der  Cheniie,  sowie  die  Erhöhung  der  Assiaten- 
tengehalte  auf  400  fl.  aUergnSdigst  zu  bewilligen  geruht. 


Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privatmädchenschule  der  englischen 
Fräulein  in  Prag  das  Recht  der  Oeffentlichkeit  ertheilt. 

Der  Minister  fElr  Cultus  und  Unterricht  hat  der  äusseren  Mädchenschule  der  Ursulinerinnen 
in  Klagenfurt  das  Recht  dec  Oeffentlichkeit  ertheilt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privat-Mädchensohule  der  Bertha  Ritter 
vonRittersbain  und  der  Privat-Mädchenschule  der  Ursulinerinnen  in  Prag  das  Recht  der 
Oeffentlichkeit  ertheilt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privatschule  des  Jobann  Böhm  zu 
Wildensobwert  das  Recht  der  Oeffentlichkeit  ertheilt. 
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Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntscbHesBong  vom 
23.  September  d.  J.  die  Versetzung  des  mit  dem  Titel  und  Charakter  eines  SectionBchefs 
bekleideten  Ministerialrathes  im  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht,  Dr.  Eduard  Freiherm 
▼on  Tomasohek,  in  den  bleibenden  Ruhest-and  allergnädigst  zn  genehmigen  und  zu  gestat- 
ten geruht,  dasa  demselben  bei  diesem  Anlasse  in  Anerkennung  seiner  vieljahrigen,  treuen 
und  ausgezeichneten  Dienstleistung  die  Allerhöchste  Zufriedenheit  ausgedrückt  werde. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessnng  vom 
23.  September  d.  J.  die  von  dem  Ministerialrathe  im  Ministerium  ftür  Cultus  und  Unterricht, 
Dr.  Johann  Ritter  von  Kleemann,  mit  Rücksicht  auf  seine  geschwächte  Gesundheit  erbetene 
Versetzung  in  den  bleibenden  Ruhestand  allergnädigst  zu  bewilligen  und  zu  gestatten  geruht, 
dass  demselben  aus  diesem  Anlasse  in  Anerkennung  seiner  vieljähngen,  treuen  und  erspriess* 
liehen  Dienstleistung  die  Allerhöchste  Zufriedenheit  bekannt  gegeben  werde. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 

25.  September  1870  den  Professor  an  der  Josephsakademie,  Dr.  Carl  Langer,  zum  ordentlichen 

Professor  der  Anatomie  an  der  Wiener  Universität  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

« 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 

26.  September  1870  allergnädigst  zu  bewilligen  geruht,  dass  dem  Gymnasialdirector  in 
Roveredo,  Weltpriester  Franz  Pisoni,  anlässlich  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  der 
Ausdruck  der  Allerhöchsten  Zufriedenheit  mit  seiner  vieljährigen,  eifrigen  Dienstleistung 
bekannt  gegeben  werde,  und  haben  den  hiemach  erledigten  Directorspostcn  in  Roveredo  dem 
Weltpriester  Bartholomäus  Marini  in  Trient  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  von 
30.  September  1.  J.  dem  Ministerialrath  Joseph  Glanz,  Bitter  vonEicha,  in  Anerkennung 
seiner  Dienstleistung  als  Leiter  der  statistischen  Centralcommission  taxfrei  in  den  Freiherm- 
stand  allergnädigst  zu  erheben  geruht. 

• 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessnng  vom 
40.  September  1.  J.  den  Ministerialrath  Ludwig  Freiherm  von  HohenbUhel  unter  Enthebung 
von  seiner  dermaligen  Stellung  im  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  zum  Präsidenten  der 
statistischen  Centralcommission  allergnädigst  zu  ernennen  und  ihm  aus  diesem  Anlasse  den 
Titel  und  Rangeines  Sectionschefs  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 


'  Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  anlässlich  der  Umgestaltimg  der  k.  k. 
Gewerbezeichnungsschule  in  Wien  in  eine  Bau-  und  Maschinen-Gewerbeschule  den  Director 
der  Gewerbezeichnungsschule,  Wilhelm  Westmann,  provisorisch  zum  Director  der  reorgani- 
sirten  Bau-  und  Maschinen-Gewerbeschule,  ferner  die  Lehrer  Anton  Hlubek  und  Johann  Nico- 
laus Petschnig,  dann  die  A^uncten  jener  Anstalt,  Martin  B e i s  1 ,  Carl  Schmidt,  Hennann 
Rie  wel  zu  Professoren,  endlich  den  Assistenten  am  Wiener  polytechnischen  Institute,  Adolf 
Hanne r  zum  Lehrer  der  organisirten  Bau-  und  Maschinen-Gewerbeschule  ernannt. 

Der  Minniter  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  Anton  Fisch  er  zum  wirkli- 
chen Gymnasiallehrer  in  Feldkirch  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Hauptlehrcr  an  der  k.  k.  deutschen 
Lehrerbildungsanstalt  in  Prag,  Joseph  Gu ekler  zum  Mitgliede  der  dortigen  Prttfungscommia- 
sion  für  allgemeine  Volks-  und  Bürgerschulen  ernannt. 
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Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  früheren  BealBchnl-Sapplenten  Edmund 
Aelschker  zum  wirklichen  Lehrer  an  der  k.  k.  Oberrealachule  in  Klagen  fürt  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  zu  Mitgliedern  der  Prüfungscommission  für 
allgemeine  Volks-  und  Bürgerschulen  in  Budweis  den  Realschulprofessor  Dr.  Adalbert 
RuBchka  und  den  Realschullehrer  Johann  Petra k  in  Budweis,  femer  den  Professor  des 
Realgymnasiums  in  Wittingau,  Joseph  Bisek,  für  die  Zeit  bis  zum  Schlüsse  des  Schuljahres 
1871/2  ernannt. 

Femer  wurde  zum  Mitgliede  der  gleichen  Prüfungscommission  in  Leitmeritz  der  Gymna- 
sialprofesBor  Robert  Klutschakfür  dieselbe  Zeitperiode  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  drei  am  I.  Staatsgymnasium  in  Graz  erledigte 
Lehrstellen  dem  Professor  am  königlichen  Gymnasium  zu  Agram,  Johann  Macun,  dem 
Gymnasiallehrern:  Franz  Korp  in  Marburg  und  Gieorg  Lukas  in  Cilli  und  dem  Professor 
,y  extra  st8tum*<  am  Czemowitzer  Gymnasium,  Joseph  Reichel  verliehen. 

Der  Minister  ftir  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in 
Laibach,  Johann  Dfizhal,  dem  Supplenten  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Brunn,  Joseph 
Roller,  dem  Professor  am  k.  k.  Gymnasium  in  Iglau,  Paul  Schreiner  und  dem  Professor  an 
der  Communal-Oberrealschule  in£lbogen,  Franz  Richter,  Lehrstellen  extra  statum  an  der 
k.  k.  Oberrealschule  in  BrOnn  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  Gymnasialsupplenten  Dr.  Theodor 
Stieglitz  am  Prag-Kleinseitner  Gymnasium  und  Dr.  Emannel  Schücker  am  Budweiser 
Gymnasium  zu  wirklichen  Lehrern  am  k..  k.  Unter-Realgymnasium  in  Prachatitz  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule 
in  Spalato,  David  Kolarsky,  eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Salzburg  ver- 
liehen. 

Der  Minister  fSr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Director  der  städtischen  höheren  Töchter- 
schule in  Brunn,  Dr.  Franz  Kretschmeyer,  zum  Director  der  dortigen  k.  k.  Bildungsanstalt 
für  Lehrerinnen  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Real-Schullehrer  in  Krumau,  zugleich 
Bezirks-Schulins  peotor  Franz  Weide  zumHaup^ehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungs -Anstalt  in 
Bndweis  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Concipisten  der  Bukowina*er  Landes- 
regierung, Dr.  Heinrich  R  o  z  a,  und  den  Concipisten  der  Czernowitzer  Finanzprokuratur,  Dr. 
Ladislaus  Bodynski,  zu  Concipisten  bei  der  k.  k.  Direction  der  Güter  des  Bukowina*er 
griechisch-orientalischen  Religionsfondes  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  provisorischen  Gymnasiallehrer  in  Graz, 
Martin  Valen  dak,  zum  wirklichen  Lehrer  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Görz  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasialprofessor  in  Troppau,  August 
Decker,  zum  Director,  und  den  Lehrer  ander  dortigen  Ober- Realschule,  Anton  Rani  arz, 
zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Bildungsanstalt  für  Lehrerinnen  in  Troppau  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  Carl  Wanök  zum  wirklichen 
Gymnasiallehrer  in  Znaim  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  deutschen  Staatsgymnasium  in  Brunn 
oriedigte  Lehrstelle  im  Status,  dem  Gymnasialprofessor  Franz  Hübl  in  Czemowitz,  dann  vier 
zur  Besetzung  kommende  Lehrstellen  „extra  statum<<  dem  Professor  an  der  griechisch-oricnta- 
lisohen  Oberrealsohule  in  Czemowitz,  Dr.  Eduard  Sohreder  und  den  Supplenten,  Dr.  Carl 
Dittrioh,  Franz  Sal  ige  rund  Jobann  Siebenhuener  verliehen. 
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Der  Blinister  für  Cultiis  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  OfFentHohen  Oberreal- 
schule in  der  inneren  Stadt  Wien  und  Assistenten  am  Wiener  Pol^chnikum,  Moriz  Kahn, 
eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  Oberrealschiüe  am  Schottenfelde  in  Wien  verliehen. 

Der  Minister  fiir  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in 
Brunn,  Hilarius  Vogel,  eine  Lehrstelle  an  der  k,  k.  Oberrealschule  auf  der  Landstrasse  in 
Wien  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Lehrer  an  der  Oberrealschule  in  Elbogen, 
JosephLooB,  und  den  Realschullehrer  in  Prag,  FranzTschuschner,  zu  Hauptlehrem  an  der 
k.  k .  Lehrerbildungsanstalt  in  Leitmeritz  ernannt. 

Der  Minister  fRr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Realschuldirector  in  Elbogen,  Franz  Hei- 
singe r ,  zum  Director  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Trautenau  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Volksschullehrer  in  Troppau ,  zugleich 
provisorischen  Bezirksschulinspector,  Tobias  Kienel,  den  Oberrealschullehrer  in  Wien, 
Johann  Klimitschek  und  den  Realschullehrer  inKomeuburg,  Franz  Indrak,  zu  Haupt- 
lehrem  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Troppau  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Reaüschitlleihrer  in  TesülMa ,  Joseph 
Marek,  zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  daselbst  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  bat  den  Nebenlehrer  an  der  k.  k.  OberreaUchule 
in  Klagenfurt,  Raimut>d  Dttrnwirth  zum  wirklichen  Lehrer  der  genannten  Anstalt  eniaiint. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  griechisb-orientali sehen  Gymnasium 
zu  Suczawa  erledigte  Lehrstelle  dem  Dr.  Johann  Kfikava,  Lehrer  an  der  Communal-Ober- 
realschule  zu  Böhmisch-Leipa,  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  an  dem  nunmehrigen  Staat8-0berrealgjm> 
nasium  zu  Rudolphswerth  in  Krain  den  k.  k.  Gymnasialprofessor  in  Zengg,  Dr.  Johann 
Z  in  d  lor ,  zum  provisorischen  Director;  den  disponiblen  Lehrer  am  ersten  Staatsgymnasium  zu 
Graz,  Franz  W rat s'chko,  die  Gymnasiallehrer  am  Gymnasium  zu  Vinkovce,  Ignaz  Tkaö 
und  Johann  Z  a  j  e  c ,  dann  die  Supplen ten  Georg  M  a  r  g  e  s  i  n ,  Adalbert  M  e  i  n  g  a  s  t  und  Joseph 
Guggenberger,  zu  Lehrern  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  Supplenten  am  bisherigen  Landesreal  - 
gymnasium  in  0 berhoUabrunn  Johann  Rat hay  und  Joseph  Zyoha,  ferner  den  CoUaborator 
an  der  k.  k.  Hofbibliothek  Dr.  Johann  L  am  bei  zu  wirklichen  Lehrern  am  nunmehrigen 
k.  k.  Obergymnasium  in  Oberhollabrunn  ernannt. 

Der  Minister  für  OuHus  und  Unterriobt  bst  den  Privatd^centen  an  der  Uaiveralt&t  und 
Docenten  au  der  Akademie  der  bildendes  Kilnfite  «n  Wien,  Dr.  Albert  Horawitz,  B«m 
wirklichen  Lehrer  der  k.  k.  Oberrealschule  am  Schottenfelde  in  Wien  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  Dr.  Julius  Steiner  zum 
wirklichen  Lehrer  am  Staatsgymnasium  zu  Iglau  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterrieht  hat  den  Lehrer  Joaeph  Sedlaöek  in  OünlUs, 
den  Unterlehrer  Anton  Mach a 6  in  Brunn  und  den  Unterlehrer  Joseph  Lhotsky  in  Olmüt« 
zu  Lehrem  an  der  bei  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Erttim  bestehenden  Uebuttgsschule 
ernannt,  und  dem  Unterlehrer  Albin  Kndera  in  Brttna  den  höheren  Unterlebrerposten  aa  der- 
selben Uebungsschule  verlieben.  Gleichzeitig  wurden  der  prov.  Unterlehrer  ia  Olmtlts  Aston 
Slez&k  zum  Unterlehrer  an  der  bei  der  Olmtttzer  k.  k.  Lehrerbildongmuistiilt  bevlebeaden 
Uebungsschule  bestellt. 
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Der  Minister  für  Coltus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Supplenten  in  Olmütz  Joseph 
Lofitiak,  und  den  Unterlehrer  an  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Troppau,  Gustav  Mi  kusch, 
zu  Hauptlehrem  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  OlmUtz  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Realschul- Assistenten  in  Wien,  Johann 
S  ch  lögly  znm  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Bregenz  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Realschul-Supplenten  in  Wien,  Johann 
Seidel,  zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Klagenfurt  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule 
in  Roveredo,  Stephan  Schenk,  zum  Professor  der  k.  k.  Oberrealscbule  in  Innsbruck  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  am  IL  Staatsgymnasium  zu 
Tcschen,  Gottlieb  B  i  e  r  m  a  n  n,  im  Sinne  des  §.  8  des  Gesetzes  vom  9.  April  d.  J.  (R.  G.  Bl. 
Nr.  46),  in  Würdigung  seiner  bisherigen  erfolgreichen  Wirksamkeit  im  Lehramte  und  ins- 
besondere in  Anerkennung  seiner  hervoiTagenden  Leistungen  auf  wissenschaftlichem 
Gebiete,  nach  Einvernehmen  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissenschaften  eine  Verdienst- 
zulage im  Betrage  von  jährlich  200  fl.  ö.  W.  auf  Activitätsdauer  bewilligt. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  sechsclassigen  Volksschule  zu  Klosterneuburg  ist  eine  Lehrerstelle  zu 
besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  sich  mit  dem  Zeugnisse  der  abgelegten  Prüfung  für 
Hauptschulen,  wie  auch  mit  den  übrigen  Zeugnissen  über  ihre  geleisteten  Dienste  im  Schul- 
fache auszuweisen,  müssen  sich  verpflichten,  binnen  einer  angemessenen  Zeit  nachträglich  ihre 
Pritfung  für  Bürgerschulen  abzulegen,  auch  musikalische  Kenntnisse  insbesondere  im  Gesänge 
besitzen  und  sich  dem  Musikchordienste  in  der  Stiftskirche  widmen.  Bewerber,  welche' genü- 
gende Kenntnisse  im  Zeichnen  nachweisen,  werden  besonders  berücksichtigt 

Ueber  die  mit  dieser  Stelle  verbundenen  Emolumente,  500  fi.  ö.  W.  an  Gehalt  und  ander- 
weitigen Einkünfte,  ertheilt  der  Schuldirector  zu  Klosterneuburg,  Ob.  Stadt,  die  nötbigcn 
Auskünfte,  bei  welchem  auch  die  ordentlich  begelegten  Gesuche  bis  zum  18.  October  1.  J. 
zu  überreichen  sind. 

An  der  Volksschule  in  Gross-Wisternitz  (Mähren)  mit  slavischer  Unterrichtssprache 
ist  die  Stelle  eines  zweiten  Lehrers  erledigt,  mit  welcher  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregelung 
der  Gehalt  jährlicher  250  fl.  nebst  freier  Wohnung  und  einer  Klafter  weichen  Brennholzes  ver- 
bunden ist. 

Bewerber  um  diese  Steile  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  ihrer  Befähigung  und  bisheriger 
Verwendung  versehenen  Gesuche  bis  10.  November  1.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Gross- 
Wisternitz  einzubringen. 

Lehrerin  an  der  Bürgerschule,  eventuell  an  der  Volksschule  In  Rudolfsheim,  wird  sogleich 
angestellt. 

Die  Lehrerin  an  der  Bürgerschule  erhält  an  Jahresgehalt  300  fl.,  an  Quarliergeld  50  f).  und 
an  Fnnctionsznlage  für  den  Unterricht  in  weiblichen  Arbeiten  und  in  der  französischen 
Sprache  je  100  fl.  ö.  W. 

Letztere  entfallt  bei  der  Lehrerin  für  die  Volksschule,  dagegen  erhält  dieselbe  für  die 
eingeführte  fünfte  Schulstunde  eine  Entschädigung  von  jährlichen  60  fl.  ö.  W. 

Die  Quinquennai-Zulage  und  Pensionsfahigkeit  werden  nach  den  bestehenden  Reichs-  und 
Landesgesetzen  bestimmt 

Bewerberinnen  wollen  sich  über  das  Erfordemiss  der  Lehrbefähigung  für  Hauptschulen, 
wie  auch  in  der  französischen  Sprache  und  den  weiblichen  Arbeiten  ausweisen  und  ihre  diess- 
falligen  Gesuche  bis  22.  October  d.  J.  beim  Bürgermeister  in  Rudolfsheim  überreichen. 

57 
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Der  Minister  für  Cultus  nnd  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  Öffentlichen  Oberreal- 
schule in  der  inneren  Stadt  Wien  und  Assistenten  am  Wiener  Polytechnikum,  Moriz  Kahn, 
eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  Oberrealschule  am  Schottenfelde  in  Wien  verliehen. 

• 
Der  Minister  filr  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule  in 

Brunn,  Hilarius  Vogel,  eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  Oberrealschnle  auf  der  Landstrasse  in 
Wien  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Lehrer  an  der  Oberrealschnle  in  Elbogen, 
Joseph  L  0 0  s ,  und  den  Realschallehrer  in  Prag,  Franz  Tschuschner,  za  Hauptlehrera  an  der 
k.  k .  Lehrerbildungsanstalt  in  Leitmeritz  ernannt. 

Der  Minister  fllr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Realschaldirector  in  Elbogen,  Franz  Bei- 
singer, zum  Director  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Trautenau  ernannt. 

Der  Minister  fQr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Volksschullehrer  in  Troppau ,  zugleich 
provisorischen  Bezirksschulinspector,  Tobias  Kienel,  den  Oberrealschullehrer  in  Wien, 
Johann  Klimitschek  und  den  Realschullehrer  in  Komeuborg,  Franz  Indrak,  za  Hanpt- 
lehrem  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Troppau  ernannt. 

Der  Minister  fdr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Bealschitlietirer  in  TeadbeB ,  Joseph 
Marek,  zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  daselbst  ernannt. 

Der  Minister  flir  Cultus  und  Unterricht  bat  den  Nebenlehrer  an  der  k.  k.  OberrealBChale 
in  Klagenfurt,  Raimund  Dflrnwirth  zum  wirklichen  Lehrer  der  genannten  Anstalt  eniaiint. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  grieohish-orientaliscben  Gymnasium 
zu  Suczawa  erledigte  Lehrstelle  dem  Dr.  Johann  Kfikava,  Lehrer  an  der  Commanal-Ober> 
realschule  zu  Böhmisch-Leipa,  verliehen. 

Der  Minister  für  CuHus  und  Unterricht  hat  an  dem  nunmehrigen  Staats-Oberrealgjm- 
nasium  zu  Rudolphswerth  in  Krain  den  k.  k.  Gymnasialprofessor  in  Zengg,  Dr.  Johann 
Z  in  d  1  e r ,  zum  provisorischen  Director;  den  disponiblen  Lehrer  am  ersten  Staatsgymnastum  zu 
Graz,  Franz  W rat s'chko,  die  Gymnasiallehrer  am  Gymnasium  zu  Vinkovce,  Ignaz  Tka6 
und  Johann  Z a j e c ,  dann  die  Suppleuten Georg  Margesin,  Adalbert M e i  n g  a ■  t  und  Joseph 
Guggenberger,  zu  Lehrern  ernannt. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  die  Supplenten  am  bisherigen  Laodesreal- 
gymnasiumin  0 berhollabrunn  Johann  Rat hay  und  Joseph  Zyoha,  ferner  den  Collaborator 
an  der  k.  k.  Hofbibliothek  Dr.  Johann  Lambel  zu  wirklichen  Lehrern  am  nunmehrigen 
k.  k.  Obergymnasium  in  Oberhollabrunn  ernannt. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterriobt  bst  den  Privatd^oenten  an  der  Uaiferaiat  und 
Docenten  an  der  Akademie  der  bildenden  Künste  on  Wien,  Dr.  Albert  Horawits,  zam 
wirklichen  Lehrer  der  k.  k.  Oberrealschule  am  Schottenfelde  inWTien  ernannt. 

Der  Minister  fiir  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  Dr.  Julius  Steiner  zum 
wirklichen  Lehrer  am  Staatsgymnasium  zu  Iglau  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Lehrer  Joseph  Sedlad  ek  in  Olffltttft, 
den  Unterlehrer  Anton  M ach aö  in  Brflnn  und  den  Unterlehrer  Joseph  Lhotsky  in  Olmäts 
zu  Lehrern  an  der  bei  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  BiHim  bestehenden  Uebungaschule 
ernannt,  und  dem  Unterlehrer  Albin  Kuöera  in  Brttnn  den  höheren  Unterlebrerposten  «n •der- 
selben Uebungsschule  verliehen.  Gleichseitig  wwden  der  prov.  Unterlehver  in  Olm&ts  AnUm 
SIez&k  zum  Unterlehrer  an  der  bei  der  Olmiltzer  k.  k.  Lehrerbildongtaastalt  bevlehendeo 
Uebungsschule  bestellt. 
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Der  Minister  für  Cultas  and  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Supplenten  in  Ohnütz  Joseph 
Loätiak,  nnd  den  Unterlehrer  an  der  Lehrerbildungsanstalt  in  Troppau,  Gustav  Mi  kusch, 
zu  Hauptlehrern  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Olmütz  ernannt 

Der  Minister  fUr  Cultns  und  Unterricht  hat  den  Realschul- Assistenten  in  Wien,  Johann 
S  c  h  1  ö gl ,  znm  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Bregenz  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultas  und  Unterricht  hat  den  Realschul-Sopplenten  in  Wien,  Johann 
Seidel,  zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Klagenfurt  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  an  der  k.  k.  Oberrealschule 
in  Roveredo,  Stephan  Schenk,  zum  Professor  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Innsbruck  ernannt. 

Der  Minister  für  Caltus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  am  II.  Staatsgymnasium  zu 
Teschen,  Gottlieb  B  i  e  r  m  a  n  n,  im  Sinne  des  §.  8  des  Gesetzes  vom  9.  April  d.  J.  (R.  G.  Bl. 
Nr.  46),  in  Würdigung  seiner  bisherigen  erfolgreichen  Wirksamkeit  im  Lehramte  und  ins- 
besondere in  Anerkennung  seiner  hervorragenden  Leistungen  auf  wissenschaftlichem 
Gebiete,  nach  Einvernehmen  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissenschaften  eine  Verdienst- 
zulage im  Betrage  von  jährlich  200  fl.  ö.  W.  auf  Activitätsdauer  bewilligt. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  sechsclassigen  Volksschule  zu  Klosterneuburg  ist  eine  Lehrerstelle  zu 
besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  sich  mit  dem  Zeugnisse  der  abgelegten  Prüfung  für 
Hauptschulen,  wie  auch  mit  den  übrigen  Zeugnissen  über  ihre  geleisteten  Dienste  im  Schul- 
fache auszuweisen,  müssen  sich  verpflichten,  binnen  einer  angemessenen  Zeit  nachträglich  ihre 
Prüfung  für  Bürgerschulen  abzulegen,  auch  musikalische  Kenntnisse  insbesondere  im  Gesänge 
besitzen  und  sich  dem  Musikchordienste  in  der  Stiftskirche  widmen.  Bewerber,  welche' genü- 
gende Kenntnisse  im  Zeichnen  nachweisen,  werden  besonders  berücksichtigt. 

Ueber  die  mit  dieser  Stelle  verbundenen  Emolumente,  500  fl.  (>.  W.  an  Gehalt  und  ander- 
weitigen Einkünfte,  ertheilt  der  Schuldirector  zu  Klosterneuburg,  Ob.  Stadt,  die  nötbigen 
Auskünfte,  bei  welchem  auch  die  ordentlich  begelegten  Gesuche  bis  zum  18.  Oc tober  1.  J. 
zu  Überreichen  sind. 

An  der  Volksschule  in  Gross-Wisternitz  (Mähren)  mit  slavischer  Unterrichtssprache 
ist  die  Stelle  eines  zweiten  Lehrers  erledigt,  mit  welcher  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregelung 
der  Gehalt  jährlicher  250  fl.  nebst  freier  Wohnung  und  einer  Klafter  weichen  Brennholzes  ver- 
bunden ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  ihrer  Befähigung  und  bisheriger 
Verwendung  versehenen  Gesuche  bis  10.  November  1.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Gross- 
Wisternitz  einzubringen. 

Lehrerin  an  der  Bürgerschule,  eventuell  an  der  Volksschule  in  Rudolfsheim,  wird  sogleich 
angestellt. 

Die  Lehrerin  an  der  Bürgerschule  erhält  an  Jahresgehalt  300  fl.,  an  Quartiergeld  50  fl.  und 
an  Functionszulage  für  den  Unterricht  in  weiblichen  Arbeiten  und  in  der  französischen 
Sprache  je  100  fl.  ö.  W. 

Letztere  entfallt  bei  der  Lehrerin  für  die  Volksschule,  dagegen  erhält  dieselbe  für  die 
eingeführte  fünfte  Schulstunde  eine  Entschädigung  von  jähriichen  60  fl.  ö.  W. 

Die  Quinquennal-Zulage  und  Pensionsfahigkeit  werden  nach  den  bestehenden  Reichs-  und 
Landesgesetzen  bestimmt 

Bewerberinnen  wollen  sich  über  das  Erfordemiss  der  Lehrbefähigung  für  Hauptschulen, 
wie  auch  in  der  französischen  Sprache  und  den  weiblichen  Arbeiten  ausweisen  und  ihre  diess- 
falligen  Gesuche  bis  22.  October  d.  J.  beim  Bürgermeister  in  Rudolfsheim  überreichen. 
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Zu  Nagelberg,  Gerichtsbezirk  Litscbaa,  ist  eine  Lehrerstelle  an  der  Fabriksschnle  der 
C.  St01zle*s  Söhne  in  Erledigang  gekommen. 

Mit  dieser  Stelle,  welche  bis  1.  November  zu  besetzen  ist,  ist  ausser  freier  Wohnung, 
Kost  und  gänzlicher  Verpflegung  ein  Jahresgehalt  von  84  fl.  ö.  W.  und  die  Einnahme  des  Schul- 
geldes (durchschnittlich  jährlich  140  fl.)  verbunden. 

Bewerber  haben  um  diese  Stelle  ihre  documentirten  Gesuche  bis  20.  Oc tob  er  d.  J.  an 
die  Glasfabriksbesitzer  C.  Stölzle^s  Söhne  in  Nagelberg  einzubringen. 

Mit  1.  November  d.  J.  kommen  an  den  beiden  vierclassigen  Volksschulen  zu  Simmering 
bei  Wien  drei  Unterlehrerstellen,  jede  mit  350  fl.  jährlichem  Gehalt,  50  fl.  Quartiergeld  und 
10  fl.  Holzrelutum  zu  besetzen. 

Bewerber  wollen  ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  gehörig  belegten  Gesuche  bb 
20.  Oc  tober  1.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Brück  an  der  Leitha  einbringen. 

An  der  dreiclassigen  israelitischen  Volksschule  zu  Bisenz  (Mähren)  ist  ein  Lehrerposten 
mit  dem  aus  Gemeindemitteln  fliessenden  Jahresgehalte  von  500  fl.  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  diessflUligen,  mit  der  Nachweisung  über  ihre  Befähigung  und  bis- 
herigen Verwendung  belegten  Gesuche  bis  15.  November  d.  J.  bei  dem  israelitischen 
Gkmeinderathe  in  Bisenz  einzubringen. 

Am  Prag-Altstädter  k.  k.  Gymnasium  ist  eine  Lehrerstelle  für  Geschichte  und  Geo- 
graphie und  am  Wittingauerk.  k.  Realgymnasium  für  elassische  Philologie  mit  dem 
systemisirten  Gehalte  von  800  fl.  in  Erledigung  gelangt. 

Zur  Wiederbesetzung  dieser  Lehrerstellen  wird  der  Concurs  mit  dem  Bedeuten  ausge- 
schrieben, dass  die  Bewerber  ihre  mit  den  Ausweisen  über  Lehrbefähigung,  Alter,  Stand, 
moralisches  Verhalten  und  bisherige  Verwendung  belegten  Gesuche  bis  15.  November  d.  J. 
bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Prag  einzubringen  haben. 

An  der  Volksschule  zu  B  autsch  (Mähren),  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  deutscher  Unter- 
richtssprache zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Lehrposten,  mit  welchem  ein  Gehalt  von  200  fl.  Ö.  W.  und  Natural* 
quartier  verbunden  ist,  haben  ihre  Gesuche,  versehen  mit  dem  Taufscheine,  Lehrbofähigungs-, 
Sitten-  und  Verwendungs-Zeugnisse  im  vorgeschriebenen  Dienstwege  bis  31.  October  d.  J. 
beim  Ortsschulrathe  zu  Bautsch  einzubringen. 

An  der  Volksschule  cuBransdorf,  Bezirk  Jägemdorf  (Schlesien),  ist  die  Stelle  eines 
Unterlehrers  zu  besetzen,  mit  welcher  vorläufig  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsreguli rung  ein  Ein- 
kommen von  160  fl.  nebst  Naturalquartier  und  dem  nöthigen  Heizholze  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  dem  Lehrfähigkeits-,  Sitten-  und  Verwendungs- 
zeugnisse  belegten  Gesuche  bis  5.  November  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in 
Jägerndorf  oder  falls  bis  dahin  der  Ortsschulrath  constituirt  sein  sollte,  bei  diesem  ein- 
zubringen. 

Bei  der  Volksschule  zu  Unter-Morawka  (Schlesien)  ist  die  Unterlehrerstelle,  mit 
welcher  vorläufig  der  Gehalt  von  105  fl.  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  mit  den  vorgeschriebenen  Nachweisen  ver- 
sehenen Gesuche  bis  Ende  October  d.  J.  einzubringen. 

And  der  vierclassigen  Volksschule  fUr  Mädchen  in  der  StadtTre  bitseh  ist  eine  Unter- 
lehrersteUe,  vorläufig  bis  zur  Regelung  der  Lehrergehalte,  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von 
157  fl.  50  kr.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  des  Alters,  der  Lehrbefahigung 
mindestens  für  frühere  Hauptschulen  mit  böhmischer  und  deutscher  Unterrichtssprache,  sowie 
der  allenifllligen  Kenntnisse  in  Musik,  Gesang  und  im  Turnen  und  mit  dem  Ausweise  Über 
ihre  bisherige  Verwendung  im  Lehrfache  zu  belegen  und  bis  20.  October  d.  J.  bei  dem 
k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Trebitsch  einzubringen. 
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An  der  VolkMchule  in  Vitis,  Gerichtsbezirk  Schrems,  ist  eine  OberlehrersteUe  in  Erle- 
digung gekommen. 

Die  mit  den  BeHihigungs-  und  Verwendungszeugnissen  versehenen  Gesuche  sind  b  i  s 
31.  Oc tober  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks-Hauptmannschaf't  Waidhofen  a.  d.  Thaya  einzubringen. 

Nachdem  mit  1.  October  1870  an  der  Volksschule  zu  Braunau  in  Oberösterreich  die 
fünfte  Schulclasse  eröffnet  wird,  so  ist  daselbst  eine  Lehrerstelle  definitiv  zu  besetzen. 

Die  Bezüge  dieser  Lehrerstelle  sind  durch  das  Landesgesetz  vom  23.  Jänner  1870 
(Gesetz-  und  Verordnungsblatt  VIII,  Stück  Nr.  10)  bestimmt. 

Die  Bewerber  haben  ihre  vorschriitsmässig  documentirten  Gesuche  bis  11.  November 
d.  J.  entweder  unmittelbar,  oder  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  der  vorgesetzten 
Bezirksschulbehörde  einzubringen. 

An  der  mit  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  verbundenen  sechsclassigen  Volks-  und 
Uebungsschule  in  Bozen  ist  eine  Lehrerstelle  mit  dem  Jahresgehalte  von  siebenhundert 
Gulden  ö.  W.  zu  besetzen.  Damit  verbindet  sich  auch  der  Anspruch  auf  eine  vom  Zeitpuncte 
der  Anstellung  an  bis  zum  vollendeten  zwanzigsten  Diens^ahre  zu  gewährende  Quinquennal- 
zulage  von  fünfzig  Galden  ö.  W.  und  die  Pensionsfahigkeit  nach  den  für  Staatsbeamte  gel- 
tenden Normen.  Der  Anzustellende  ist  verpflichtet,  sich  eventuell  auch  an  der  Lehrerbildungs- 
anstalt verwenden  zu  lassen. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  zu  belegenden  Gesuche  bis  20.  October  1.  J.  im  vorge- 
schriebenen Wege  bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Innsbruck  zu  überreichen. 

An  der  Volksschule  in  Lie  zen  ist  eine  Lehrerstelle  mit  dem  Gehalte  jährlicher  600  fl. 
provisorisch  zu  besetzen. 

Bewerberum  diese  Stelle  wollen  ihre  belegten  Gesuche  bis  20.  October  d.  J.  beim 
Ortsschulrathe  Liezen  einbringen. 

An  der  Volksschule  zu  Abstetten  und  an  jener  zu  Ollers b ach  ist  je  eine  Unter- 
lehrerstelle  mit  63  fl.  Gehalt,  Verpflegung  und  dem  Einkommen  der  sogenannten  kleinen 
Stola  erlediget. 

Bewerber  um  eine  derselben  Stellen  wollen  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  bis  3.  No- 
vember d,  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  St.  Polten  einreichen. 

An  der  Volksschule  in  Gilgenberg  ist  die  Unterlehrersstelle  mit  den  durch  das 
Landesgesetz  vom  23.  Jänner  1870  normirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  ent- 
weder unmittelbar,  oder  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Bezirke- 
Bchulbehörde  biso.  Novemberd.J.  einzubringen. 

An  den  öffentlichen  Volksschulen  inDrnm,  Millesohau  und  Strassnitz  (Böhmen),  für 
welche  die  dritte  Lehrergehaltsclasse  bestimmt  ist,  ist  je  die  Stelle  eines  Unterlehrers  zu  besetzen. 

Bewerber  um  eine  oder  die  andere  dieser  Dienststellen  wollen  ihre  vorschriftsmässig 
belegten  Gesuche  bis  13.  November  d.  J.  mit  Beachtung  der  Vorschrift  des  §.  4  des  Gesetzes 
vom  21.  Jänner  1870  bei  dem  betreffenden  Ortsschulrathe  in  Drum,  Milleschau  oder  Strassnitz 
einbringen. 

An  nachbenannten  deutschen  Volksschulen  in  Böhmen  sind  nachbezeichnete  Lehrerstellen 
zu  besetzen: 

In  Grottau  die  erste  Lehrerstelle. 

InKratzau,  Liebenau,  Buppersdorf  jeeine  Unterlehrersteüe. 

Den  Gehalt  betreffiend  wird  bemerkt,  dass  für  die  Lehrerstellen  in  Grottau,  Kratzaa  und 
Liebenau  die  L,  für  jene  in  Rnppersdorf  die  III.  G^ehaltsstnfe  beantragt  wurde,  wornach  der 
Oehalt  der  Unterlehrer  mit  70  Peroent  zu  berechnen  käme. 

Vorsohriftmfissig  belegte  Gesuche  sind  bis  5.  No  vember  d.  J.  bei  den  OrtsschuMthen 
genannter  Schulen  einzubringen. 
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Zur  proviBorischen  Besetzung  der  Lehrstelle  an  der  Volksschule  zu  Weisbriach  im 
Schulbezirke  Hermagor,  mit  welcher  Stelle,  eingerechnet  einen  Bezug  von  3  fl.  46  kr.  für  den 
Messnerdienst,  dermal  ein  Jahreseinkommen  von  136  fl.  69  kr.  verbunden  ist,  wird  der  Concurs 
ausgeschrieben. 

Bewerber  haben  ihre  Gesuche  mit  der  Nachweisung  ihrer  Befähigung  im  Wege  ihrer 
vorgesetzten  Behörde  bis  15.  November  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bczirksschubrathe  in  Hermagor 
einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Zeiselmauer,  Gerichtsbezirk  Tulln,  ist  die  Stelle 
des  Lehrers,  mit  welcher  bisher  ein  fassionsmässiges  Jahreseinkommen  mit  319  fl.  78  kr.  ö.  W. 
nebst  der  freien  Wohnung  verbimden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  instrairten  Gesuche  bis  Ende 
0 ü tobe r  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Hernais  einzureichen. 

An  der  Volksschule  in  Kirling  bei  Klostemeuburg  ist  die  Stelle  eines  Schulprovisors 
zu  besetzen. 

Mit  diesem  Dienstposten  ist  nebst  der  freien  Wohnung  ein  Jahreseinkommen  von  300  fl. 
ö.  W.  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  Ende  Octobcr  d.  J.  bei  der  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  in  Hernais  zu  überreichen. 

Am  k.  k.  Staatsgymnasium  in  Tri  es  t  ist  eine  philologische  Stelle,  und  zwar  hauptsächlich 
für  das  deutsche  Sprachfach  erledigt.  Mit  derselben  sind  die  normalmässigen  Genüsse  Über- 
haupt und  ausserdem  ein  Qnartiergeld  jährlicher  300  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  doL'umcntirten  Gesuche  bis  zum  1.  November  d.  J.  an 
die  k.  k.  Statthalterei  in  Triest,  und  zwar,  wenn  sie  bereits  angestellt  sind,  durch  die  unmit- 
telbar vorgesetzte  Behörde  zu  richten. 

An  der  Staats-Oberrealschule  zu  Rovercdo,  an  welcher  die  Unterrichtssprache  italie- 
nisch ist,  ist  eine  Lehrstelle  für  Naturgeschichte  als  Hauptfach  in  Verbindung  mit  Physik 
oder  Chemie  zu  besetzen.  Gehalt  800  fl. 

In  Ermanglang  gesetzlich  befähigter  Bewerber  würde  ein  Supplcnt  mit  der  normalmässigen 
Substitutionsgebühr  bestellt  werden. 

Die  vorschriftsmässig  verfassten  Gesuche  sind  wo  möglich  im  Dienstwege  bis  25.  Octo- 
bcr d.  J.  bei  der  k.  k.  Statthalterei  in  Innsbruck  einzubringen. 

Am  Staats-Obergymnasium  in  Ro  vered  o,  an  welchem  die  Unterrichtssprache  italienisch 
ist,  ist  eine  Lehrstelle  für  classische  Philologie  zu  besetzen.  Gehalt  800  fl.  Vorgezogen  wird 
ein  Bewerber,  der  auch  den  Unterricht  im  Deutschen  übernehmen  kann. 

Die  vorschriftmässig  verfassten  Gesuche  sind  im  Dienstwege  bis  25.  October  d.  J.  bei 
der  k.  k.  Statthalterei  in  Innsbruck  einzubringen. 

In  der  landesfürstlichen  Stadt  Steyr  kommen  nachstehende  Lehrstellen  zu  besetzen, 
und  zwar: 

An  der  mit  der  fünfclassigen  Volksschule  vereinigten  Bürgerschule  die  Stelle  eines 
Directors  mit  dem  Jahresgehalte  von  1000  fl. 

An  der  fÜnfolasBigen  Knabenvolksschule  eine  Lehrerateüe  mit  dem  Jahresgehalte  von 
800  fl.  und  zwei  Unterlehrerstellen  mit  dem  Jahresgehalte  von  400  fl. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  A  ich  et  eine  Lehrerstelle  mit  dem  Jahresgehalte  von 
800  fl. 

Endlich  an  der  fünfclassigen  Mädchenvolkssohule  zwei  Unterlehrerstellen  mit  dem  Jahres- 
gehalte von  400  fl.,  nm  welch  letztere  sich  auch  Lehrerinnen  bewerben  können. 

Ausser  dem  Gehalte  ist  mit  der  DirectorssteUe  und  den  Lehrerstellen  eine  bis  sum  voU- 
endeten  20.  Jahre  der  Dienstleiatung  von  fUnf'za  fünf  Jahren  eintretende  Qehaltaerhöhang 
jähriicher  50  fl.,  bei  den  Unteriehrerstellen  mit  jähriichen  2^  fl.,  dann  ttberdiess  bei  sämmtüchen 
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Stollen  ein  Quartiergeld  im  Ausmasse  von  15  Percent  des  fixen  Gehaltes  verbunden.  Lehre- 
rinnen beziehen  80  Percent  vom  Gehalte  eines  Unterlehrers  nnd  dessen  sonstigen  Bezügen. 

Bewerber  um  die  Directorsstelle  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  ihrer  Lehrbefä- 
bigang  für  Bürgerschulen  oder  Unterrealschulen,  jene  um  die  Lehrer-  oder  Unterlehrerstellen 
unter  Nachweis  ihrer  Befähigung  ftir  diese  Stelleu  an  den  hohen  ob  der  Enns'schen  Landes- 
Husschuss  zu  stylisiren  und  bis  längstens  30.  0  c  t  o  b  e  r  d.  J.  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirks- 
schulrathes  bei  dem  k.  k.  Stadtbezirksschulrathe  in  Steyr  einzubringen. 

Für  die  durch  die  Lehrstelle  extra  statum  für  die  mathematisch-naturwissenschaftliche 
Fachgruppe  amk.  k.  Obergymnasium  zu  Laib  ach  mit  den  systemmässigen  Bezügen  wird  der 
Concurs  mit  dem  Termine  bis  20.  Oc  tober  d.  J.  hiemit  ausgeschrieben. 

Die  Bewerber  haben  ihre  vorschrifsmässig  instruirten  Gesuche  unter  thunlicher  Nachwei- 
sung der  Kenntniss  der  slovenischen  Sprache  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde  an  den 

Landesschulrath  in  Laibach  einzubringen. 

« 

An  der  zweiclassigen  deutschen  Volksschule  in  Kriegern  (Böhmen)  ist  die  Unterlehrer- 
stelle mit  Gehalt  von  280  fl.  ö.  W.  und  dem  Genüsse  einer  freien  Wohnung  zu  besetzen. 

Gesuche  sind  bis  16.  November  d.  J.  beim  Ortsschulrathe  in  Kriegern  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Gross  kr  osse  ist  die  Stelle  des  Unterlehrers  zu 
besetzen. 

Mit  derselben  ist  ein  Jahresgehalt  von  200  fl.,  Naturalquartier  und  der  Bezug  von  einer 
Klafter  harten  Mittelholzes  verbunden. 

Bewerber  um  diesen  Dienstposten  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  belegt 
mit  den  Nachweisen  Über  ihre  Befähigung  und  bisherige  Verwendung,  bis  10.  November 
d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Freiwaldau  einzubringen. 

An  der  zu  errichtenden  fünfolassigen  Volksschule  in  Zuckmantel  ist  die  Stelle  des 
Oberlehrers  mit  einem  Jabresgehalte  von  450  fl.,  Naturalquartier  und  einer  Functionszulage  von 
200  fl. ;  femer  zwei  Lehrerstellen  mit  jährUchen  450  fl.  Gehalt  und  Naturalquartier,  eventuell 
50  fl.  Quartiergeld;  dann  eine  Lehrerstelle  mit  450  fl.  Gehalt  und  eine  Unterlehrerstelle  mit 
jährlichen  270  fl.  Gehalt  zu  besetzen. 

Bewerber  um  einen  oder  den  anderen  der  vorbezeichneten  Lehrerposten  haben  ihre 
eigenhändig  geschriebenen  Gesuche,  belegt  mit  den  Nachweisen  Über  ihre  erlangte  Lehrbefa- 
higung  und  bisherige  Verwendung,  bis  6.  November  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmann- 
Bchaft  in  Freiwaldau  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  zu  Eisenerz  ist  die  Lehrerstelle  zu  besetzen. 

Mit  derselben  ist  bis  zur  Regelung  der  Lehrerbezüge  der  Jahresgehalt  von  300  fl.,  freies 
Quartier  und  der  Bezug  vt>n  6  Klafter  Brennholz  verbunden. 

Competenten  haben  ihre  mit  dem  Befahigungsdecrete  und  den  Zeugnissen  über  ihre  bis- 
herige Verwendung  belegten  Gesuche  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Schulbehörde  an  den  Orts- 
Bohulrath  in  Eisenerz  bis  25.  Oo tober  d.  J.  einzusenden. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  Vichtwang  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem 
Jahresgehalte  von  400  fl.,  welcher  vom  Zeitpuncte  der  ersten  definitiven  Ajistellnng  an  einer 
öffentlichen  Schule  eines  der  im  Beichsrathe  vertretenen  Länder  bis  zum  vollendeten  20.  Dienst- 
jahre von  fünf  zu  fünf  Jahren  um  25  fl.  jährlich  erhöht  werden  wird,  nnd  mit  dem  Genüsse  einer 
freien  Wohnung  definitiv  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  Gesuche  bis  zudl  SO.  November  d.J.  im  Wege  ihrer  vorgesetzten 
Bezirksschulbehörde  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Gmunden  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  znUnter-Betzbach  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  den  bisherigen 
Besfigen,  eventuell  mit  dem  nach  dem  Landesgesetze  vom  5.  April  1870,  Nr.  35,  geregelten 
Diensteinkommen  zu  besetzen. 
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Bewerber  wollen  ihre  belegten  Gesuche  bis  Ende  October  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirics- 
hauptmannschaft  in  Oberhollabrunn  einreichen. 

Nach  Umständen  wird  auch  auf  Unterlehrer  Bedacht  genommen,  welche  ihre  BefÜhigungs- 
decrete  erst  nachträglich  beibringen  können. 

Am  königlich-städtischen  Real-Obergymnasium  zu  Ungarisch-Hradisch  sind  zwei 
Lehrstellen,  und  zwar  eine  für  Naturgeschichte  und  Chemie,  und  die  audere  für  Mathematik, 
vorzugsweise  darstellende  Geometrie  erledig^. 

Mit  jeder  dieser  Lehrstelle  sind  die  nach  den  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  Tom 
9.  April  d.  J.  systemisirten  Bezüge  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  nach  §.  101  des  G.  0.  £.  instruirten  Gesuche  bis  Ende  October 
d.  J.  bei  dem  Gemeinderathe  von  Ungarisch-Hradisch  zu  überreichen,  wobei  bemerkt  wird, 
dass  wirklich  angestellten  Lehrern  die  an  Staats-  oder  anderen  gleichartigen  Anstalten  bereits 
zurückgelegte  Dienstzeit  an  dieser  Anstalt  augerechnet  werden  wird,  und  dass  auch  bezüglich 
der  daselbst  angestellten  Lehrer  dieBeciprocität  von  derStaatsverwaltung  ausgesprochen  wurde. 

An  der  nunmehr  dreiclassigen  deutschen  Volksschule  in  der  k.  Bergstadt  Katharina- 
berg (Böhmen)  ist  ein  Unterlehrerposten  zu  besetzen,  mit  welchem  ein  Gehalt  jährlicher 
350  fl.  verbunden  ist. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  Nachweisungen  über  das  Alter,  die  LehrbefUhigung,  ihre 
frühere  und  gegenwärtige  Verwendung  belegten  Gesuche  bis  zum  13.  November  d.  J.,  und 
zwar  bereits  angestellte  Lehrindividuen  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes 
bei  dem  Ortsschulrathe  in  Katharinaberg  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  der  unteren  Stadt  Klosterneuburg  ist  eine  Unterlehrerstelle 
zu  besetzen. 

Mit  diesem  Dienstposten  ist  ein  Jahresgehalt  von  300  fl.  nebst  Naturalquartior  und  einer 
Klafter  Brennholz  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  10.  November  d.  J.  bei  der  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  in  Hernais  zu  überreichen. 

Ander  Volksschule  zu  Dornbach  bei  Wien  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers  für  die 
zweite  Classe  zu  besetzen. 

Mit  dieser  Stelle  ist  ein  Jahresgehalt  von  400  fl.  ö.  W.  nebst  dem  Genosse  einer  Natural- 
Wohnung  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  unter  Nachweisung  ihres  Alters,  der  gesetzlichen  Lehr- 
befähigung msbesondere  auch  für  den  Turnunterricht,  ihrer  bisherigen  Verwendung  und  son- 
stiger Kenntnisse  die  Gesuche  bis  10.  November  d.  J.  an  den  Gem^indevorstand  Dombach 
gelangen  zu  lassen. 


Verfügungen, 

betreifend  Lehrbflcher  und  LehrmitteL 

Karte    der    beiden    Hemisphären    mit   bOfamiscb- slawischer 

Nomenklatur.   Wien^  Scholbttcherverlag.  (Preis  eines  schwarzen  Exemplares 

14  kr.y  eines  colorirten  21  kr.  5.  W.) 

Mit  dem  Hinisterialerlasse  vom  21.  September  1870,  Z.  9301,  wurde  die  Verwendung 
dieser  Karte  in  den  Volksschulen  mit  böhmischer  Unterrichtssprache  empfohlen. 

Der  Minister  ftir  Cnitus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  des  LandeBBcholralhea  Ar 
OberOsterreich  die  nachbenannten  Lehrtexte,  als : 
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yjDentsches  Lesebncli  für  die  Unterclassen  mittlerer  Lehranstalten  von 
J.  Aprent  und  W.  Kukula.  I.  Theil.  Wien,  1868.  W.  Braumüller.  (Preis  des 
Exemplares  1  fl.)^ 

„II.  Theil.   Wien,  1869.   W.  Braumüller.   (Preis  des  Exemplares  1  fl.)« 
für  die  oberen  Jahresstufen  der  Volksschulen,  wie  auch  für  die  erste  Classe  der  Bürger- 
schulen, ferner : 

„Leitfaden  der  Naturgeschichte  des  Thierreiches,  von  W.  Eukula.  Zweite 
Auflage  mit  Holzschnitten.  Wien,  1867.  W.  BraumUller.  (Preis  des  Exemplares 
1  fl.)"  und 

„Leitfaden  der  Naturgeschichte  des  Pflanzenreiches,  von  W.  Kukula.  Zweite 
Auflage  mit  Holzschnitten.  Wien,  1870.  W.  BraumüUer.  (Preis  des  Exemplares  1  fl.)^ 

zum  Unterrichtsgebrauche  in  den  Bürgerschulen  als  zulässig  erklärt.  (Ministerialerlass 
vom  30.  September  1870,  Z.  8432.) 

Der  Minister  für  Cultos  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  der  LandesschulbehOrde  fQr 
Niederösterreich  den  zweiten  Theil  des 

y, Deutschen  Lesebuches  fttr  Blirgerschulen,  Unterreal-  und  Fortbildungs- 
schulen«. Wien,  1870.  A.  Pichler's  Witwe  &  Sohn.  (Preis  des  Exemplares  70  kr.) 

ziun  Lehrgebrauche  in  den  oberen  Jabresstnfen  der  Volksschulen  und  in  den  Bärger- 
schulen  als  zulassig  erklärt.  (U.  M.  Z.  8955  ex  1870.) 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  vierten  Theil  des 

„Lesebuches  für  Volks-  und  Bürgerschulen,"  von  M.  Binstorfer,  H.  Dein- 
hardt  und  Ch.  Jessen.  Wien,  R.  Lechner's  k.k.Uniyersitätsbuchhandlung,  1870. 
(Preis  eines  gebundenen  Exemplares  70  kr.) 

zum  Lehrgebrauche  an  den  Volksschulen  als  zul&ssig  erklärt.  (U.  M.  Z.  9244  ex  1870.) 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  des  Landesschulrathes  für 
Mähren  die  naohbenannten  zwei  Lehrtexte  von 

B.  Kozenn:  y,Erdbeschreibung  fttr  Volksschulen.^  Zweite  Auflage.  1870. 
Verlag  von  Ed.  Hölzel  in  Wien  und  Olmtttz.  (Preis  des  Exemplares  24  kr.)  und 

„Leitfaden  der  Geographie  fttr  die  Mittelschulen  der  österr.  ungar.  Monarchie.^ 

Zweite  Auflage.   1870.   Verlag  von  Ed.  Hölzel  in  Wien  und  Olmtttz.   (Preis  des 

Exemplares  80  kr.) 

zum  Lehrgebrauche  an  den  Volks-  und  Bürgerschulen  als  zulässig  erklfirt,  (U.  M.  Z.  9466 
ex  1870.) 

Hannak,  Dr.  Emanuel.  Lehrbuch  der  Geschichte  des  Alterthums.  Wien^ 
1870.  Beck'sche  Universitätsbuchhandlung  (Alfred  Holder).  8.  (Preis  eines  bro- 
schirten  Exemplares  85  kr.) 

Mit  Ministerialerlass  vom  3.  October  1870,  Z.  9836,  in  den  unteren  Classen  der  Mittel- 
schulen mit  deutscher  Unterrichtssprache  allgemein  zugelassen. 

Erstes  Sprach-  und  Lesebuch  inruthenischer  Sprache  für  die  besonderen 

Bedürfnisse  der  ruthenischen  Volksschulen  der  Bukowina  zurecht  gemacht.  Wiener 

k.  k.  Schulbttcherverlag.  (Preis  27  kr.  ö.  W.) 

für  die  ruthenischen  Volksschulen  der  Bukowina  zulSssig.  (Ministerialerlass  vom  26.  Sep- 
tember 1870,  Z.  6884.) 
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Mit  dem  Ministerialerlasse  vom  29.  September  1870,  Z.  9210,  warde  das  Lehrbuch: 
„Leitfaden  der  Naturgeschichte  des  Pflanzenreiches,  von  Wilhelm  Kakula. 
Zweite  vermehrte  Auflage.   Wien,  1870.  Bei  W.  Braumüller.   (Preis  1  fl,  ö.  W.) 

zum  Unterrichtsgebranche  an  den  unteren  Classen  der  Realschulen  mit  deutscher  Unter- 
richtssprache für  zulässig  erklärt.  ■* 


Kundmachung 


wegen  Besetzung  einer  am  landschaftlichen  Beal-Untergymnasinm  zn  Pettau 

erledigten  Lehrstelle. 

Bei  dem  landschaftl.  Real-Untergymnasium  zu  Pettau  ist  die  Stelle  eines  Professors  für 
Naturgeschichte  als  Hauptfach  in  Verbindung  mit  Mathematik  oder  Physik  in  Erledigung 
gekommen.  Mit  dieser  Stelle  ist  der  Bezug  eines  Jahresgehaltes  von  800  fl.  ö.  W.  und  der 
Anspruch  auf  fünfmalige,  in  den  Ruhegehalt  einzurechnende  Zulagen  von  je  200  fl.  nach  an 
einer  inländischen  öffentlichen  Mittelschule  in  der  Eigenschaft  als  ordentlicher  Lehrer  zurück- 
gelegter fünf-  und  beziehungsweise  zehn-,  fünfzehn-,  zwanzig-  und  fÜnfondzwanzigjähriger 
Dienstleistung  (Quinquennalzulagen)  verbunden. 

Die  definitive  Anstellung  kann  erst  nach  in  der  Eigenschaft  als  Lehrer  zurückgelegter 
dreijähriger  Dienstzeit  erfolgen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Befähigung  durch  Zeugnisse  über  die  mit  gutem 
Erfolge  bestandene  Lehramts-Candidatenprüfung  aus  der  Naturgeschichte  für  das  ganze  Gym- 
nasium, aus  der  Mathematik  oder  Physik  aber  mindestens  für  Untergymnasien  nachzuweisen» 
und  die  mit  diesem,  sowie  mit  dem  Nachweise  über  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien, 
Sprachkenntnisse  und  die  bisherige  Verwendung  im  Lehrfaohe  gehörig  belegten  Gesuche  bis 
längstens  EndeNovemberd.  J.  bei  dem  steierm.  Landesausschusse  zu  überreichen. 

Jene  Bewerber  werden  besonders  berücksichtiget  werden,  welche  nachweisen  können, 
dass  sie  in  der  Lage  sein  werden,  in  der  IV.  Classe  des  Realgymnasiums,  sobald  dieselbe 
eröffnet  sein  wird,  ausführliche  Vorträge  über  Chemie  zu  halten. 

Graz,  am  26.  September  1870. 

Vom  steienn.  LandesaasBohusBe. 


Buchhandlung  für  pädagogische  Literatur, 

Wiei,  V.  Beiirk,  Margaretheiplati  Nr.  2. 


Ein  bedeatendes  Lager  TorzUglioher 

Werke,  Atlanten  und  Lehrmittel 

gestattet  die  sorgfältigste  und  prompte  Effeetairung  aller  eingehenden  Anfträge. 

KataloQ^e    g^ratis  und  Traiilco. 
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Kundmachung 


wegen  Besetzung  einer  Lehrersstelle  an  der  landschaftlichen  Bflrgerschnle 

in  Radkersbnrg. 

Bei  der  mit  Beginn  des  November  d.  J.  zu  eröffiienden  landschafU.  Bürgerschnle  in 
Radkers bürg  ist  die  Stelle  eines  Lehrers  für  Geometrie,  geometrisches  Zeichnen  nnd  Natnr- 
lehre  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle,  mit  welcher  ein  Jahresgehalt  von  800  fl.  ö.  W.  und  der 
Anspruch  auf  Yorrückung  in  die  höheren  Gehaltsstufen  von  900  fl.  und  1000  fl.  ö.  W.  nach 
zehn-  und  rücksiohtlich  zwanzigjähriger  in  der  Eigenschaft  als  Lehrer  einer  Bürger-  oder 
Mittelschule  zurückgelegter  Dienstzeit  verbanden  ist,  haben  ihre  Befähigung  für  die  obge- 
nannten  Fächer  durch  die  mit  gutem  Erfolge  bestandene  Lehramts-GandidatenprüfuQg  minde- 
stens für  Unterrealschulen  nachzuweisen  und  die  mit  den  erforderlichen,  das  Alter,  die  zurück- 
gelegten Studien  und  die  bisherige  Verwendung  im  Lehrfache  nachweisenden  Behelfen  instru- 
irten  Gesuche  bis  l&ngstens  25.  Oc tober  d.J.  beim  steierm.  Landesansschusse  zu  überreichen. 

Die  definitive  Anstellung  kann  erst  nach  zurückgelegtem  Probe-Triennium  erfolgen. 

Graz,  am  8.  October  1870. 

yom  steienn.  Landesaussohusse. 


In  der  k.  Ic.  Hof^  und  StaAt«idiiiolcei*ei  in  ^^Tieii  ist  erschienen: 

Landes-Oesetz 

für  das 

Erzherzogthum  Oesterreioh  unter  der  Enns 

vom  5.  April  1870, 

betreffend 

die  Regelung  der  Errichtung,  der  Erhaltung  und  des  Besuches 

der  öffentlichen  Yolksschulen. 

Preis  t  S  kr.  ö.  W. 


Enndmachnng 


des  steiermftrkischenLandesaiiAsclnisses^  betreifend  die  Besetzung  derDirec- 
tonstelle  an  der  landschaftlichen  Bflrgerschnle  in  Graz. 

Für  die  im  November  d.  J.  zu  eröffnende  Bürgerschule  in  Graz  ist  die  Stelle  eines  Direc- 
tors,  zugleich  Lehrers,  zu  besetzen. 

Mit  dieser  Stelle  ist  ein  Jahresgehalt  von  800  fl.  ö.  W.  mit  dem  Rechte  der  Vonückung 
in  die  höheren  Gehaltsstufen  von  900  fl.  und  lOOQ  fl.  ö.  W.  nach  in  der  Eigenschaft  eines  Leh- 
rers an  einer  Bürger-  oder  Mittelschule  zurückgelegter  zehn-  und  rücksichtsweise  zwanzig- 
jähriger Dienstleistung ;  femer  eine  Fonctionszulage  jährlicher  200  fl.  Ö.  W.  und  freie  Dienst- 
wohnung, eventuell  Quartiergeld  von  300  fl.  ö.  W.  (vorbehaltlich  nachträglicher  Aenderungen 
nach  den  jeweiligen  Wohnungs-Preisverhältnissen)  verbunden.  Die  definitive  Bestätigung  im 
Lehramte  kann  jedoch  erst  nach  zurückgelegtem  Probe-Triennium  erfolgen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Befähigung  durch  die  mit  gutem  Erfolge  bestandene 
Lehramts-Candidatenprüfung  wenigstens  für  Unterrealschulen  nachzuweisen  und  ihre  mit  den 
Belegen  über  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  bisherige  Verwendung  im  Lehr&che 
nnd  die  Befähigung  zur  Leitung  von  Unterrichtsanstalten  versehenen  Gesuche  bis  längstens 
25.  Getobe r  d.  J.  bei  dem  steierm.  Landesausschusse  zu  überreichen. 

Graz,  am  26.  September  1870. 

Vom  steierm.  LandesausBohiiBae. 
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Man  bittet,  diese  Anzeige  niclit  unberOcIcsicIitigt  zu  iassen  I 


In  der  Ic.  k.  Hol^  nnd  StaatsdruckeiMsi  in  'Wien  ist  soeben  erschienen  and 
wird  gratis  abgegeben: 


¥#i?^^i€l!imiss 


wertbvoller, 


im  Preise  ausserordentlich  ermässigter 


wm> 


aus  dem 


Verlage  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei 


in 


Dieses  Verzeichniss  enthält  Werke  aus  allen  Fächern  der  Literatur  und  Kunst,  welche 
sowohl  in  Bezug  auf  wissenschaftlichen  Inhalt,  als  auch  artistische  Ausstattung  hervorragen. 

Die  einzelnen  Artikel  sind  im  Preise  nunmehr  bis  auf  die  H&lfte^  ZUm  Theil 

sogar  auf  den  fUnften  Thell  des  frflheren  Terkaufspreises  herabgesetzt^ 

sonach  Jedermann  leicht  zugänglich  gemacht. 

Wir  sind  flberdiess  in  der  Lage,  öflTentlichen  Lehranstalten^  Instituten^  Biblio- 
theken beidirecten,  frankirten,  schriftlichen  Bestellungen,  denen  der  entsprechende  Geld- 
betrag sogleich  beigelegt  wird,  einen  Nachlass  TOn  25  Percent  vom  Catalogspreise  zu 
gewähren. 

Bestellungen  gegen  Postnachnahme  können  wir  nicht  effectuiren. 

Cataloge  stehen  auf  Verlangen  jederzeit  gratis  zu  Dienst. 

Wien,  August  1870. 


Verlag  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 


Am  d«r  kaiMrIieli-kSairliebmi  Hol-  ««d  StaaiaJraektrti. 


Jahrgang  1870.  Stttek  XX. 


Verordnungsblatt 


für  dei  Dieostbereich  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Hinisterium  flir  Cultus  und  UnterrichL 


Ausgegeben  am  81.  Oetober  1870. 


Inlin.1t:  Gesetz  für  Niederösterreich,  betreffend  die  Schalaufsicht  —  Qesetz,  betreffond  die 
Errichtung  des  Schullehrer-Pensionsfondes  für  das  Herzogthum  Steiermark.  — 
Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  womit  eine  Schul-,  und  Unter- 
richtsordnung  für  die  allgemeinen  VolksBchulen  in  der  Markgrafschaft  Istrien 
erlassen  wird.  — -  Verordnung  der  Minister  des  Innern,  des  Cultus  und  der  Justiz, 
betreffend  die  innere  Einrichtung  und  Führung  der  Oeburts-,  Ehe-  und  Sterbe- 
register für  Personen,  welche  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Beligions- 
gesell  Schaft  angehören.  — -  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betref- 
fend die  Prüfung  der  Candidaten  für  das  Lehramt  des  Freihandzeichnens  an  Mittel- 
schulen, nebst  der  bezüglichen  Verordnung.  —  Errichtung  einer  siebendassigen 
Staats-Oberrealschule  in  Triest.  —  Entlassung  vom  Schuldienste.  •*-  Personalnach- 
richten. —  Concurs-AusBchreibungen.  -^  Verfügungen,  betreffend  Lehrbücher  und 
Lehrmittel.  —  Privat-Anzeigen. 


Nr.  144. 

Gesetz  vom  12.  Oetober  1870, 

betreffend  die  Sclmlanfslcht. 

Wirksam  für  das  Erherzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthumes  Oesterreich  unter 
der  Enns  finde  Ich  über  die  Schulaufsicht  anzuordnen,  wie  folgt : 

I.  yom  Ortsschulrathe. 

§.  1.  Die  aus  Staats-,  Landes-,  Bezirks-  oder  Gemeindemitteln  ganz  oder 
theilweise  erhaltenen  Volksschulen  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Ortsschul- 
rathes. 

§.  2.  Ein  Ortsschulrath  wird  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  für  den 

Oemeindebezirk^  ausser  Wien  aber  fllr  jede  Schulgemeinde  bestellt.   Orte,  an 

welchen  mehrere  Schulen  bestehen,  können  von  der  Gemeindevertretung  mit 

Genehmigung  des  Bezirksschulratbes  in  mehrere  Schnlkreise  betheilt  werden. 

§.  3.  Der  Ortsschulrath  wird : 

aj  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  von  dem  Ausschüsse  jedes  Bezirkes 

und  im  ersten  Bezirke  von  dem  Gemeinderathe ; 
bj  in  den  Schulbezirken  ausser  Wien  von  der  Gemeindevertretung  gewählt. 
Wenn  derselben  Schule  mehrere  Ortsgemeinden  oder  Theile  derselben 
angehören,  so  wählt  jede  der  betheiligten  Gemeindevertretnngen  die  nach 
dem  Verhältnisse  der  Bevölkerung  auf  die  betreffenden  Gemeinden  oder  auf 
den  betreffenden  Theil  der  Gemeinde  entfallende  Anzahl  von  Vertretern  in 
den  Ortsschnhrath. 
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Die  Wahl  erfolgt  durch  absolute  Stimmenmehrheit  auf  die  in  der  Gemeinde- 
Ordnung  fUr  Niederösterreich  vorgeschriebene  Art,  und  gilt  flir  die  Dauer  von  drei 
Jahren. 

Die  Zahl  der  zu  wählenden  Mitglieder,  die  nicht  weniger  als  fünf  betragen 
soll,  wird  vom  Bezirksschulrathe  bestimmt. 

Ausserdem  werden  zwei  Ersatzmänner  gewählt.  Im  Falle  des  Ausscheidens 
oder  der  andauernden  Verhinderung  eines  Mitgliedes  hat  jeder  Ersatzmann  in  den 
Ortsschulrath  einzutreten,  welcher  die  meisten  Stimmen  erhalten  hat.  Bei  gleicher 
Stimmenzahl  entscheidet  das  Los. 

§.  4.  Wählbar  sind  in  der  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  Jene,  welche 
in  den  bela*effenden  Bezirksausschuss,  in  den  anderen  Orten  aber  Jene,  welche  in 
die  Oemeindevertretung  einer  dem  Ortsschnlrathe  zugewiesenen  Gemeinde 
gewählt  zu  werden  fähig  sind. 

Der  Verlust  dieses  Wahlrechtes  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Ortsschnlrathe 
zur  Folge. 

Die  Wahl  in  den  Ortsschulausschuss  kann  nur  Deijenige  ablehnen ,  welcher 
berechtigt  wäre  >  die  Wahl  in  die  Gemeindevertretung  abzulehnen ,  oder  welcher 
die  letzten  drei  Jahre  Mitglied  des  Ortsschulrathes  war. 

Die  ungerechtfertigte  Verweigerung  des  Eintrittes  wird  vom  Bezirksschulrathe 
mit  eifter  Geldbusse  von  10  bis  100  fl.  bestraft. 

Die  Geldbusse  ist  tttr  Zwecke  der  Schule  zu  verwenden. 

§•  6.  Der  Leiter  der  Schule  ist  den  Verhandinngen  des  Ortsschulrathes  mit 
beschUessender  Stimme  beizuziehen. 

Unterstehen  dem  Ortsschnlrathe  mehrere  Schulen,  so  bestimmt  der  Bezirks - 
schulrath  denjenigen  unter  den  Leitern  dieser  Schulen,  welcher  in  den  Ortssebal- 
ratb  einzutreten  hat.  Doch  nehmen  auch  die  Leiter  der  anderen  Schulen  an  den 
die  besonderen  Angelegenheiten  ihrer  eigenen  Anstalten  betreffenden  Verband 
lungen  des  Ortsschulrathes  mit  berathender  Stimme  Theil. 

So  oft  es  sich  um  den  Religionsunterricht  handelt,  ist  der  betreffende  Reli- 
gionslehrer ,'  sofern  nicht  ein  Religionslehrer  derselben  Confession  als  gewähltes 
Mitglied  dem  Ortsschnlrathe  angehört,  den  Berathungen  desselben  mit  beschUes- 
sender Stimme  beizuziehen.  Wird  an  den  dem  Ortsschnlrathe  unterstehenden 
Schulen  der  Religionsunterricht  einer  bestimmten  Glaubensgenossenschaft  von 
mehreren  Religionslehrem  ertheilt,  so  tritt  der  im  Range  am  höchsten  stehende, 
bei  gleichem  Range  der  Dienstälteste  in  den  Ortsschulrath  ein. 

§.  6.  In  den  Orten,  bei  deren  Schulen  noch  das  Schulpatronat  besteht,  ist  der 
Schulpatron  berechtigt,  als  Mitglied  in  den  Ortsschulrath  einzutreten  und  an  den 
Verhandlungen  desselben  persönlich  oder  durch  einen  Stellvertreter  mit  Stimm- 
recht theilzunehmen. 

§.  7.  Der  Ortsschulrath  hat  fttr  die  Befolgung  der  Schalgesetze,  sowie  der 
Anordnungen  der  höheren  Schnlbehörden  an  den  im  §.  1  bezeichneten  Schale  n 
des  Ortes  zu  sorgen. 

Es  kommt  ihm  besttglich  dieser  Schulen  der  durch  das  Landesgesetz  vom 
6.  April  1870,  Nr.  34,  §§.  19--27,  48  (in  Betreff  der  Schulbeschreibnng,  Aufsicht 
ttber  den  Schalbesnch  und  Befreiung  von  der  Schulgeldentrichtnng)^  dann  der 
durch  das  Landesgesetz  vom  5.  April  1870,  Nr.  35,  §§.  1  und  5  (in  Betreff  der 
Mitwirkung  bei  Besetzung  erledigter  Lehrerstellen)  eingeräumte  Wirkungs- 
kreis zu. 

Ausserdem  hat  derselbe 

L  die  täglichen  Schulstunden  mit  Beachtung  der  vorgeschriebenen  Stunden- 
zahl zu  bestimmen ; 


^)  Im  LandoBgesets-  und  Verordnongsblatt  stobt  in  Folge  eiaoa  Ornekfehlers  Nr.  33. 
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2.  die  Ertheilnng  des  vorgeschriebenen  Unterrichtes  zn  Überwachen  und  die 
Handhabung  der  Disciplin  in  der  Schale  zu  beanfsichtigen ; 

3.  den  Lehrern  hinsichtlich  ihrer  Amtsführung  die  thunlichste  Unterstützung 
angedeihen  zu  lassen  *, 

4.  den  Lehrern  Urlaub  bis  zu  drei  Tagen  zu  ertheilen ; 

5.  Streitigkeiten  der  Lehrer  unter  sich  und  mit  der  Gemeinde  oder  mit  ein- 
zelnen Gemeindegliedem,  soweit  sie  aus  den  Schulverhältnissen  erwachsen,  nach 
Thunlichkeit  auszugleichen ; 

6.  das  Schulgebäude,  die  zur  Schale  gehörigen  Grundstücke  und  das  Schul- 
inventar zu  beaufsichtigen; 

7.  die  Vinculirung  der  der  Schule  gehörigen  Werthpapiere  und  die  sichere 
Aufbewahrung  derselben ,  sowie  der  sonstigen  Urkunden,  Fassionen  n.  s.  *w.  zu 
veranlassen ; 

8.  den  etwa  vorhandenen  Localschulfond,  sowie  das  Sohnlstiftungsvermögen 
soweit  darüber  nicht  andere  Verfügungen  stiftungsgemäss  getroffen  sind,  zu  ver- 
walten ; 

9.  die  jährlichen  Voranschläge  über  die  Erfordernisse  der  Schulen  zu  verfas- 
sen, und  insoweit  die  Auslagen  den  Schulbezirk  treffen,  an  den  Bezirksschulrath, 
insoweit  dieselben  aber  die  Gemeinde  zu  tragen  hat,  an  den  Gemeindevorstand 
rechtzeitig  zu  erstatten ; 

10.  über  die  empfangenen  Gelder  Rechnung  zu  legen ; 

11.  Auskünfte,  Anträge  und  Gutachten  an  die  Gemeindevertretung  und  die 
vorgesetzten  Behörden  zu  erstatten. 

§.  8.  Sind  einer  Schale  mehrere  Ortsgemeinden,  welche  nicht  eine  Gesammt- 
gemeinde  bilden,  zugewiesen,  so  bildet  der  Ortsschulrath  zugleich  den  nach  dem 
Landesgesetze  vom  12.  April  1864,  §.  13,  zu  bestellenden  Goncurrenzaussohuss  für 
Schulangelegenheiten. 

§.  9.  Von  der  Wirksamkeit  des  Ortsschulrathes  sind  die  mit  Lehrerbildungs- 
anstalten in  Verbindung  stehenden  Uebungsschulen  ausgenommen,  nur  wo  sie 
ganz  oder  theilweise  aus  Gemeindemittteln  erhalten  werden,  kommt  *in  Bezug  auf 
sie  dem  Ortsschulrathe  die  im  §.  7  unter  6  bis  10  bezeichnete  Wirksamkeit  zu. 

§.  10.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes  wählen  mittelst  Stimmzettel  aus 
ihrer  Mitte  (§.  4)  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  einen  Vorsitzenden  und  dessen 
Stellvertreter  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

Ist  sowohl  der  Vorsitzende  als  auch  dessen  Stellvertreter  verhindert,  so  führt 
der  Aelteste  unter  den  anwesenden  Mitgliedern  des  Ortsschulrathes  den  Vorsitz. 
Die  Constituirung  des  Ortsschulrathes  ist  sowohl  der  Gemeindevertretung  als  dem 
Bezirksschulrathc  anzuzeigen. 

§.  11.  Der  Ortsschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate  zu 
einer  ordentlichen  Sitzung. 

Der  Vorsitzende  kann  aber  jederzeit,  und  er  muss,  wenn  zwei  Mitglieder  es 
verlangen,  eine  ausserordentliche  Sitzung  einberufen. 

§.  12.  Zur  BeschlussfUhigkeit  des  Ortsschulrathes  wird  die  Einladung  sämmt- 
licher  Mitglieder  und  die  Anwesenheit  der  Mehrzahl  der  Mitglieder    erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Der  Vorsitzende  gibt  nur  bei  Stimmengleichheit  seine  Stimme  ab. 

Er  ist  berechtigt,  die  Ausführung  von  Beschlüssen,  welche  nach  seiner 
Ansicht  dem  Gesetze  zuwiderlaufen,  oder  das  Interesse  der  Schale  wesentlich 
gefährden,  einzustellen ;  er  ist  aber  verpflichtet,  den  Gegenstand  sofort  an  den 
Bezirksschulrath  zur  Entscheidung  zu  leiten. 

Beschwerden  gegen  Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Ortsschulrathes  gehen 
an  den  Bezirksschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Ortsschulrathe  einzubringen  und 
haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  sie  binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung    der 
angefochtenen  Entscheidung  überreicht  werden. 
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§.  13.  Kein  Mitglied  des  Ortsschnlrathes  darf  an  der  Beratfann^  nnd  Abstim* 
mang  über  Angelegenheiten  theilnehmen,  welche  seine  persönlichen  Interessen 
betreffen. 

§.  14.  Zur  unmittelbaren  Besorgung  der  dem  Ortsschulrathe  §.  7^  Panct  2, 
zugewiesenen  Geschäfte  bestimmt  derselbe  ans  seiner  Mitte  (§.  4)  den  Ortsscfaul- 
anfseher. 

Der  Ortsschulaufseher  ist  zum  öfteren  Besuche  der  Schule  verpflichtet  und 
hat  sich  mit  dem  Leiter  der  Schule  im  steten  Einvernehmen  zu  erhalten. 

An  jenen  Schulen^  wo  sich  mehrere  Lehrer  befinden,  ist  der  Ortsschulaufseher 
den  Lehrerconferenzen  beizuwohnen  berechtigt. 

Wo  sich  die  Wirksamkeit  des  Ortsschnlrathes  auf  mehrere  Schulen  erstreckt, 
können  mehrere  Ortsschulaufseher  bestellt  werden. 

Die  Schulen  zu  besuchen,  um  von  den  Zuständen  derselben  Kenntniss  zn 
nehmen,  sind  auch  die  übrigen  Mitglieder  des  Ortsschnlrathes  berechtigt. 

Weder  der  Ortsschulaufseher  noch  ein  anderes  Mitglied  des  Ortsschnlrathes 
hat  das  Recht,  während  des  Unterrichtes  oder  vor  den  Schülern  eine  Bemerkung 
über  die  Art  der  Behandlung  derselben,  sowie  über  die  Unten-ichtsertheilung  zu 
machen. 

Die  Befugniss,  nothwendige  Anordnungen  zu  treflfen,  steht  weder  dem  Orts- 
schulaufseher noch  einem  anderen  Mitgliede  des  Ortsschnlrathes,  sondern  blos  der 
gesammten  Körperschaft  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  zu. 

§.  15.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes  haben  auf  ein  Entgelt  für  die  Be- 
sorgung der  Oeschäfte  keinen  Anspruch.  Für  die  damit  verbundenen  baren  Aus- 
lagen wird  ihnen  der  Ersatz  aus  Gemeindemitteln  geleistet. 

§.  16.  In  Städten  mit  eigenem  Gemeindestatute  kann  der  städtische  Bezirks- 
schnlrath  bestimmen,  dass  die  Bestellung  von  Ortsschulaufsehem  zn  entfallen 
habe. 

In  solchen  Städten  ausser  Wien  kann  die  Gemeindevertretung  mit  Genehmi- 
gang  des  Landesschulrathes  von  der  Bestellung  eines  Ortsschulrathes  gänzlich 
Umgang  nehmen,  wo  dann  der  Wirkungskreis  des  Ortsschulrathes  unter  Aufrecht- 
haltung der  Bestimmungen  des  §.6  an  den  städtischen  Bezirksschulrath  übergeht. 

n.  Vom  Bezirksaohulrathe. 

§.  17.  Die  nächst  höhere  Aufsicht  wird  vom  Bezirksschulrathe  geführt.  Ihm 
unterstehen  alle  öffentlichen  Volksschulen  und  die  in  dieses  Gebiet  gehörigen 
Privatlehranstalten  und  Specialschulen,  mit  Ausnahme  der  gewerblichen  Fortbil- 
dungsschulen, —  dann  die  Kinderbewahranstalten  des  Bezirkes. 

§.  18.  Die  Schulbezirke  haben  den  Umfang  der  politischen  Bezirke. 

Der  Bezirksschulrath  hat  den  gleichen  Amtssitz  mit  der  Bezirkshanpt- 
mannschaft. 

Im  Wege  der  Landesgesetzgebung  kann  die  Trennung  eines  politischen 
Bezirkes  in  mehrere  Schulbezirke  verfügt  werden. 

Städte,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  bilden  je  einen  besonderen 
(städtischen)  Schul  bezirk. 

§.  19.  Der  Bezirksschulrath  besteht: 
aj  aus  dem  k.  k.  Bezirkshauptmanne  als  Vorsitzenden ; 
bj  aus  Fachmännern  im  Lehramte,  und  zwar  aus  zwei  von  der  Lchrerconferenz 

des  Schulbezirkes  gewählten  Mitgliedern,  dann  den  Directorcn  der  etwa  im 

Bezirke  befindlichen  Lehrerbildungsanstalten,  Mittel-  nnd  Bürgerschulen ; 
rj  aus  je  einem  von  dem  Landeschef  ernannten  Vertreter  des  Religionsunter  - 

richtes  jener  Glaubensgenossensohaften,  deren  Seelenzahl  im  Bezirke  mehr 

als  500  beträgt ; 
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dj  aus  den  Mitgliedern,  welche  von  einer  Versammlung  der  Gemeindevorstände 
des  Schulbezirkes  gewählt  werden.  Diese  Versammlung  ist  zu  diesem  Behufe 
an  den  Amtssitz  der  Bezirkshauptmannschaft  einzuberufen.  Die  Anzahl  dersel- 
ben wird  vom  Landesschulratfae  festgesetzt,  muss  aber  die  absolute  Mehrheit 
sämmtlicher  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes  betragen,  und  mindestens  so 
gross  sein,  tils  die  Anzahl  der  Gerichtsbezirke  innerhalb  des  Schulbezirkes. 
Inwiefeme  der  Bezirksschulrath  sich  durch  weitere  auf  gleiche  Weise 
gewählte  Mitglieder  zu  verstärken  hat,  bestimmen  die  Landesgesetze  vom 
5.  April  1870,  Nr.  34  und  35. 

Wählbar  sind  alle  Jene,  welche  fähig  sind,  in  die  Gemeindevertretung  einer 
im  Schulbezirke  befindlichen  Gemeinde  gewählt  zu  werden. 

Der  Verlust  der  Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Bezirksschulrathe 
zur  Folge. 

§.  20.  In  Städten  mit  eigenen  Gemeindestatuten  besteht  jedoch  der  Bezirks- 
schulrath : 

a)  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzenden ; 

hj  aus  drei  Mitgliedern  in  der  Beichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  und  einem 
Mitgliede  in  den  anderen  Städten,  welche  von  der  Lehrerconferenz  des 
städtischen  Schulbezirkes  gewählt  werden ; 

cj  aus  drei  Mitgliedern  in  der  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  von 
welchen  eines  durch  den  Landesschulrath  aus  der  Zahl  der  an  den  Lehrer- 
bildungsanstalten wirkenden  Directoren  und  Lehrer  und  zwei  von  den 
Directoren  der  daselbst  befindliehen  Mittelschulen  gewählt  werden,  ^nd  in 
den  Städten  ausser  Wien  aus  den  Directoren  der  etwa  in  der  betreffenden 
Stadt  befindlichen  Lehrerbildungsanstalten  und  Mittelschulen ; 

d)  in  Wien  aus  je  einem  von  dem  Landeschef  ernannten  Vertreter  des  katho- 
lischen, des  evangelischen  und  des  israelitischen  Religionsunterrichtes,  und 
in  Städten  ausser  Wien  aus  je  einem  von  dem  Landeschef  ernannten  Ver- 
treter des  Religionsunterrichtes  jeuer  Glaubensgenossenschaften,  deren 
Seelenzahl  im  städtischen  Schulbezirke  mehr  als  300  beträgt ; 

e)  aus  den  von  der  Gemeindevertretung  gewählten  Mitgliedern.  Die  Zahl  dieser 
Mitglieder  bestimmt  der  Landesschulrath.  Dieselbe  muss  aber  die  absolute 
Mehrheit  sämmtlicher  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes  betragen.  Wählbar 
sind  alle  Jene,  welche  das  active  Wahlrecht  fHr  die  Gemeindevertretung 
haben.  Der  Verlust  des  Wahlrechtes  für  die  Gemeindevertretung  zieht  den 
Austritt  aus  dem  Bezirksschulrathe  nach  sich. 

§.  21.  Der  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  wird  mittelst  Stimmzettel  von  dem 
Bezirksschulrathe  aus  seiner  Mitte  mit  absoluter  Majorität  gewählt. 

Diese  Wahl  unterliegt  der  Bestätigung  des  Landeschefs. 

Alle  nach  §§.  19,  20  und  21  stattfindenden  Wahlen  und  Ernennungen  gelten 
auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

§.  22.  Dem  Bezirksschulrathe  kommt  in  Bezug  auf  die  ihm  unterstehenden 
Schulen  und  Anstalten  jener  Wirkungskreis  zu,  welcher  nach  früheren  Vorschrif- 
ten den  politischen  Bezirkshehörden  und  den  Schuldistrictsanfsehem  zustand. 

In  BezDg  auf  die  öffentlichen  Volksschulen  steht  ihm  insbesondere  der  durch 
die  Landesgesetze  vom  5.  April  1870,  Nr.  34  und  35,  eingeräumte  Wirkungs- 
kreis zu. 

Ausserdem  kommt  dem  Bezirksschulrathe  zu : 

1.  Die  Vertietung  der  Interessen  des  Schulbezirkes,  die  genaue  Evidenz- 
haltnng  des  Standes  des  Schulwesens  im  Bezirke ,  die  Sorge  fOr  die  Erhaltung 
der  gesetzlichen  Ordnung  im  Schulwesen  und  die  thunlichste  Verbesserung 
desselben. 
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2.  Die  Sorge  ftlr  die  Yerlantbarang  der  in  VolksBcbuIangelegenlieiteii 
erlassenen  Gesetze  und  der  Anordnungen  der  höheren  SchnlbehQrden,  sowie  für 
den  Vollzug  derselben. 

3.  Die  Verkündigung  der  Verfügungen  der  Kirchenbehörden  über  den  Reli- 
gionsunterricht und  die  religiösen  Uebungen  an  die  Leiter  der  Schulen^  und  die 
Versagung  dieser  Verkündigung  bei  Verfügungen,  welche  mit  der  allgemeinen 
Schulordnung  imvereinbar  sind. 

4.  Die  Leitung  der  Verhandlungen  über  die  Regulirung  und  Erweiterung  der 
bestehenden,  sowie  über  die  Errichtung  neuer  Schulen,  die  Entscheidung  in  erster 
Instanz  über  Aus-  und  Einschulungen,  die  Oberaufsicht  über  Schulbauten  und 
über  die  Anschaffungen  für  die  Localitäten  der  Volksschulen,  die  Richtigstellung 
und  Bestätigung  der  Schulfassionen. 

5.  Die  Ausübung  des  Tutelrechtes  des  Staates  über  die  Localschulfonde  und 
Schulstiftungen,  insofern  dazu  nicht  besondere  Organe  bestimmt  sind,  oder  diese 
Wirksamkeit  einer  höheren  Behörde  vorbehalten  ist. 

6.  Die  Entscheidung  in  erster  Instanz  über  Beiträge  zu  Schulzwecken,  inso- 
fern diese  nicht  aus  Staats-  oder  Landesmitteln  zu  leisten  sind. 

7.  Die  provisorische  Besetzung  der  an  den  Schulen  erledigten  Dienststellen. 

8.  Die  Urlaubsertheilungen  an  die  Lehrer  ftlr  mehr  als  drei  Tage. 

9.  Die  Förderung  der  Fortbildung  des  Lehrpersonales,  Veranlassung  der 
Bezirkslehrerconferenzen,  Aufsicht  über  die  Schul-  und  Lehrerbibliotheken. 

10.  Die  Ausstellung  der  Verwendungszeugnisse  an  Lehrerpersonen. 

11.  Die  Anordnungen  zur  Constituirung  der  Ortsschulräthe  und  die  För- 
derung und  Ueberwachung  der  Wirksamkeit  derselben. 

12.  Die  Veranlassung  ausserordentlicher  Inspectionen  der  Schulen. 

13.  Die  nach  Anhörung  des  Ortsschulrathes  vorzunehmende  Festsetzung  des 
den  Ortsverhältnissen  angemessenen  Zeitpunctes  ftlr  die  gesetzlichen  Ferien  bei 
den  Volksschulen. 

14.  Die  Erstattung  von  Auskünften,  Gutachten,  Anträgen  und  periodischen 
Schulberichten  an  die  höheren  Schulbebörden. 

§.  23.  Der  Bezirksschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate 
zur  ordentlichen  Berathung. 

Der  Vorsitzende  kann  nach  Bedarf  und  muss  auf  Antrag  zweier  Mitglieder 
ausserordentliche  Versammlungen  einberufen. 

Alle  Angelegenheiten,  rücksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  ein 
Gutachten  oder  ein  Antrag  zu  erstatten  ist,  werden  collegialisch  behandelt. 

§.  24.  Zur  Beschlussfähigkeit  wird  die  Einladung  sämmtlicher,  und  die  An- 
wesenheit der  Mehrheit  der  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Der  Vorsitzende  gibt  nur  bei  Stimmengleichheit  seine  Stimme  ab.  Er  ist 
berechtigt,  die  Ausftlhrung  von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze 
zuwiderlaufen,  einzustellen,  worüber  er  aber  sofort  die  Entscheidung  des  Landes- 
schnlrathes  einzuholen  verpflichtet  ist.  An  der  Berathung  und  Abstimmung  über 
Angelegenheiten,  welche  das  persönliche  Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen, 
hat  dasselbe  nicht  theilzunehmen. 

§.  25.  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bezirksschulrathes  gehen  an 
den  Landesschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Bezirksschulrathe  einzubringen  und 
haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  sie  binnen  14  Tagen  nach  Eröflfnung  der 
angefochtenen  Entscheidung  überreicht  werden. 

§.  26.  In  dringenden  Fällen  kann  der  Vorsitzende  unmittelbar  Verfügungen 
treffen,  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  jedenfalls  in  der  nächsten  Sitzung  die 
Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  einholen. 
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§.  27.  Der  Minister  für  Cultas  und  Unterriclit  ernennt  ans  hiezn  geeigneten 
Faobmännom  fttr  jeden  Bezirk  einen  Schulinspeetor,  nnd  da,  wo  besondere 
Umstände  es  nötbig  macben,  auch  mehrere  Scbnlinspectoren. 

Es  kommt  ihnen  das  Prädieat  kaiserlich-kOniglioh  zn. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Grundlage  eines  vom  Landessebulrathe  erstatteten 
Ternavorseblages  fttr  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

Nach  erfolgter  Constituirung  des  Bezirksschulratbes  hat  der  Landessehnlrath 
Vor  Erstattung  des  Ternavorseblages  das  Gutachten  des  Be  zirksschulrathes  ein- 
zuholen. 

Wird  der  Bezirksschulinspector  nicht  ohnehin  dem  Bezirksscbulrathe  ent- 
nommen, so  tritt  er  ausserhalb  Wien  kraft  seiner  Ernennung  als  ordeniliohes  Mit- 
glied in  denselben.  In  den  Bezirkssehulrath  für  Wien  treten  drei  Bezirksschul- 
inspectoren  ein.  Beträgt  die  Zahl  der  itlr  Wien  bestellten  Bezirksschulinspectoren 
mehr  als  drei,  so  bestimmt  der  Landeschef  jene,  welche  in  den  Bezirkssehulrath 
einzutreten  haben. 

Die  unmittelbare  Beaufsichtigung  des  Religionsunterrichtes  steht  der  confes- 
sionellen  Behörde  zu.  Das  dem  Staate  nach  §.  2  des  Reichsgesetzes  vom  25.  Mai 
1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  48,  zustehende  Aufsichtsrecht  ttber  denselben  wird  zunächst 
durch  den  Bezirksschulinspector  in  Gemässheit  der  ihm  ertheilten  Weisungen 
ausgeübt. 

§.  28.  Volksschuldirectoren,  welche  den  Unterricht  in  einer  Schulclasse  zu 
ertheilen  haben,  und  Lehrer  können  zu  dem  Amte  eines  Bezirksschulinspectors 
nur  mit  Zustimmung  Deijenigen,  welche  die  betreffende  Schule  erhalten,  berufen 
werden. 

In  diesem  Falle  wird  ihnen  nach  Erforderniss  auf  die  Dauer  dieser  Function 
die  zeitweise  nothwendige  Aushilfe  bei  dem  Unterrichte  auf  Kosten  des  Normal- 
schulfondes  beigegeben. 

§.  29.  Der  Bezirksschulinspector  ist  zur  periodischen  Inspection  und  Visitation 
der  Schulen  verpflichtet 

Er  ist  berechtigt,  in  didaktisch-pädagogischen  Gegenständen  Rathschläge 
zu  geben,  und  den  wahrgenonunenen  Uebelständen  an  Ort  nnd  Stelle,  jedoch  nicht 
während  des  Unterrichtes  oder  vor  den  Schttlem,  durch  mtlndlicbe  Weisungen 
abzuhelfen. 

Auch  kommt  ihm  die  Leitung  der  Bezirkslehrerconferenzen  zu. 

Bei  dem  Besuche  der  ihm  zugewiesenen  öffentlichen  Schulen  hat  der  Bezirks- 
schulinspector vorzugsweise  seine  Aufmerksamkeit  zu  richten: 

1.  auf  die  Wirksamkeit  der  Ortsschulräthe  und  Ortsschulaufseher; 

2.  auf  die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  bei  Aufnahme  und  Ent- 
lassung der  Kinder; 

3.  auf  die  Tüchtigkeit,  den  Fleiss,  überhaupt  auf  das  Verhalten  der  Lehrer, 
und  auf  die  in  der  Schule  herrschende  Disciplin,  Ordnung  und  Reinlichkeit; 

4.  auf  die  Einhaltung  des  Lehr-  und  Stundenplanes,  auf  die  Unterrichtsmethode 
und  auf  die  Fortschritte  der  Kinder  im  Allgemeinen  und  in  den  einzelnen  Fächern 
insbesondere ; 

5.  auf  die  eingeführten  Lehrmittel  und  Lehrbehelfe  und  die  innere  Einrichtung 
der  Schule ; 

6.  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Schule ;  ob  und  welche  Neben- 
beschäftigungen die  Lehrer  betreiben. 

Beim  Besuche  der  Privatschul-  und  Erziehungsanstalten  hat  der  Bezirksschul- 
inspector darauf  zu  sehen,  ob  dieselben  den  Bedingungen,  unter  denen  sie  errichtet 
wurden,  entsprechen  und  die  Grenzen  ihrer  Berechtigung  nicht  überschreiten. 


610 

§.  30.  Die  Bezirksschnlinspeotoren  haben  über  ihre  Wirksamkeit  Berichte  an 
den  Bezirkfischnh'ath  unter  Beiftlgang  der  erforderlichen  Anträge  und  Anzeige  der 
an  Ort  und  Stelle  ertheilten  Weisungen  zu  erstatten. 

Diese  Berichte  sind  sammt  den  darüber  gefassten  Beschlüssen  dem  Landes- 
schulrathe  vorzulegen;  welcher  auf  dieselben  bei  den  an  den  Minister  für  Cultus 
und  Unterricht  zu  erstattenden  Schulberichten  die  angemessene  Rücksicht  zu 
nehmen  hat. 

§.31.  Der  Bezirksschulrath  vertheilt  die  Geschäfte  unter  seine  Mitglieder. 

Der  Vorsitzende  führt  die  Beschlüsse  desselben  aus. 

Die  erforderlichen  Hilfsarbeiter  und  die  Eanzleierfordemisse  werden  von  der 
k.  k.  Bezirkshäuptmannschaft  beigegeben. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  wird  dem  Bezirks- 
schulrathe  das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige* 
geben  und  der  Aufwand  für  Eanzleierfordemisse  ans  Gemeindemitteln  bestritten. 

Die  Bezirksschulinspectoren  erhalten  zur  Vornahme  der  periodischen  Schul- 
inspectionen  und  Visitationen  einen  Reisekosten-  und  Diätenpauschalbetrag  aas 
Staatsmitteln. 

m.  Von  dem  Landesschulrathe. 

§.  32.  Die  oberste  Schulaufsichtsbehörde  im  Lande  ist  der  k.  k.  Landes- 
schulrath. 

Demselben  unterstehen: 

1.  die  dem  Wirkungskreise  der  Bezirksschulräthe  zugewiesenen  Schul-  und 
Erziehungsanstalten ; 

2.  die  Bildungsanstalten  ftlr  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Volksschulen  sammt 
den  dazu  gehörigen  Uebungsschulen ; 

3.  die  Mittelschulen  (Gymnasien,  Realgymnasien  und  Realschulen),  sowie 
alle  in  das  Gebiet  derselben  fallenden  Privat-  und  Special-Lehranstalten,  sofeme 
dieselben  unter  der  obersten  Leitung  und  Aufsicht  des  Unterrichtsministeriums 
stehen. 

§.  33.  Der  Landesschulrath  besteht: 

1.  aus  dem  Landeschef  oder  seinem  Stellvertreter  als  Vorsitzenden; 

2.  aus  vier  vom  Landesausschusse  abgeordneten  Mitgliedern ; 

3.  aus  einem  Referenten  für  die  administrativen  und  ökonomischen  Schal- 
angelegenheiten ; 

4.  aus  den  Landesschulinspectoren ; 

5.  ans  einem  katholischen  und  einem  evangelischen  Geistlichen  und  einem 
Bekenner  des  israelitischen  Glaubens; 

6.  aus  drei  von  dem  Gemeinderathe  der  Reichs-  und  Residenzstadt  Wien 
gewählten  Mitgliedern ; 

7.  aus  drei  Fachmännern  im  Lehrwesen. 

§.  34.  Die  im  §.  33  unter  Zahl  3,  4,  5  und  7  erwähnten  Mitglieder  des 
Landesschulrathes  werden  vom  Kaiser  auf  Antrag  des  Ministers  für  Cultus  und 
Unterricht  ernannt,  und  zwar  bezüglich  der  unter  §.  33,  Z.  7,  aufgeführten  Mit- 
glieder auf  Grund  der  vom  Landesäusschusse  zu  erstattenden  Temavorschläge. 

Die  Functionsdauer  der  im  §.  33,  Z.  2,  5,  6  und  7  erwähnten  Mitglieder  des 
Landesschulrathes  beträgt  drei  Jahre. 

Die  Fachmänner  im  Lehrwesen  erhalten  eine  FunctionsgebUhr  aus  Staats- 
mitteln. 

§.  35.  Der  Landesschulrath  hat  in  den  Angelegenheiten  der  ihm  unterstehen- 
den Schulen  den  früheren  Wirkungskreis  der  politischen  Landesstelle  und  unbe- 
schadet der  den  kirchlichen  Oberbehörden  im  Gesetze  vom  25.  Mai  1868,  Reichs- 
gesetzblatt Nr.  48,  vorbehaltenen  Rechte,  den  der  kirchlichen  OberbehOrden  und 
Schulenoberaufseher. 
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In  Bezug  anf  die  Volksschulen  steht  ihm  insbesondere  der  durch  das  Eeichs- 
gesetz  vom  14.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  62  und  durch  die  Landesgesetze  vom 
5.  April  1870,  Nr.  34  und  35,  eingeräumte  Wirkungskreis  zu. 

Er  übt  das  staatliche  Aufsichtsrecht  über  den  Religionsunterricht  aus. 

Ausserdem  kommt  dem  Landesschulrathe  zu: 

1.  die  Ueberwachung  der  Bezirks-  und  Ortsschulräthe,  die  Aufsicht  und 
Leitung  der  Lehrerbildungsanstalten ; 

2.  die  Prüfung  der  Nachweisung  der  gesetzlichen  Befähigung  der  an  Mittel- 
schulen anzustellenden  Directoren,  Lehrer  und  Hilfslehrer,  unter  Wahrung  der  den 
Gemeinden,  Corporationen  und  Privatpersonen  zustehenden  speciellen  Rechte ; 

3.  die  Begutachtung  vo§  Lehrplänen,  Lehrmitteln  und  Lehrbüchern  für  Mittel- 
und  Fachschulen; 

4.  die  Erstattung  von  Jahresberichten  über  den  Zustand  des  gesammten 
Schulwesens  im  Lande  an  das  Ministerium  ftor  Cultus  und  Unterricht  und  deren 
Veröffentlichung. 

§.  36.  Der  Vorsitzende  beruft  die  Sitzungen.  Er  muss  dieselben  anordnen, 
wenn  wenigstens  drei  Mitglieder  es  verlangen. 

Angelegenheiten,  rüeksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  eine 
Ernennung  oder  Bestätigung  einer  solchen,  oder  ein  Gutachten,  oder  ein  Antrag 
an  das  Ministerium  fllr  Cultus  und  Unterricht  zu  erstatten  ist,  werden  collegialiscb 
behandelt,  sonstige  Angelegenheiten  werden  unter  der  eigenen  Verantwortung 
des  Vorsitzenden  erledigt,  welcher  in  jeder  Sitzung  die  in  der  Zwischenzeit 
getroffenen  Verfügungen  dem  Landesschulrathe  mitzutheilen  hat. 

Der  Landesschalrath  kann  sich  für  einzelne  Angelegenheiten  durch  Fach- 
männer verstärken,  welche  der  Sitzung  mit  berathender  Stimme  beiwohnen. 

§.  37.  Zur  Beschlnssfähigkeit  des  Landesschulrathes  wird  die  Einladung 
aller  und  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  Mitglieder  erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst.  Der  Vor- 
sitzende gibt  nur  bei  Stimmengleichheit  seine  Stimme  ab.  Er  ist  berechtigt,  die 
Ausführung  von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  gegen  die  bestehenden 
Gesetze  Verstössen  würden,  einzustellen,  worüber  er  sofort  die  Entscheidung  des 
Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  einzuholen  verpflichtet  ist. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten,  welche  das  per- 
sönliche Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen,  hat  dasselbe  nicht  theilzunehmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Landesschulrathes  gehen  an  das 
Ministerium  ftir  Cultus  und  Unterricht.  Sie  sind  beim  Landesschulrathe  einzu- 
bringen und  haben  aufschiebende  Wirkung,  sofern  diess  binnen  14  Tagen  nach 
Eröffnung  der  angefochtenen  Entscheidung  geschieht. 

§.  38.  In  dringenden  Fällen  kann  der  Vorsitzende  auch  rücksichtlich  der- 
jenigen Angelegenheiten,  welche  collegialiscb  zu  behandeln  sind  (§.  36),  unmittel- 
bar Verfügungen  treffen;  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  jedenfalls  in  der 
nächsten  Sitzung  die  Genehmigung  des  Landesschulrathes  einholen. 

§.  39.  Den  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  didaktisch-pädagogischen  Angele- 
genheiten der  Schulen,  periodische  Inspectionen,  Leitung  der  Prüfungen,  Ueber- 
wachung der  Wirksamkeit  der  Schuldirectionen,  der  Orts-  und  Bezirksschulräthe 
und  Bezirksschulinspectoren  u.  s.  f.  zu  üben,  sind  zunächst  die  Landesschul- 
inspectoren  berufen,  denen  der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  im  Wege  des 
Landesschulrathes  die  erforderlichen  Dienstinstructionen  ertheilt 

Der  Landeschef  kann  für  einzelne  Fälle  Functionen  dieser  Art  auch  an  die 
im  §.  33,  Punct  7,  bezeichneten  Mitglieder  des  Landesschulrathes  übertragen. 

Der  Landesschulrath  kann  jedoch  auch  durch  von  ihm  bestimmte  Mitglieder  des 
Landesschulrathes  ausserordentliche  Inspectionen  der  demselben  unterstehenden 
Schulen  veranlassen. 
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Die  Inspectoren  erstatten  ttber  ihre  Wirksamkeit  an  den  Landesscholrath 
Berichte,  welche  dieser  nnterAnzeige  der  darüber  gefasstenBeschltiBse  und  getroffe- 
iien  Verfügungen  dem  Minister  für  Cnltns  und  Unterricht  vorzulegen  hat  INeLandes- 
schnlinspectoren  sind  verpflichtet,  auf  erhaltenen  Auftrag  auch  directe  an  den 
Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  berichten. 

§.  40.  Der  Landesschulrath  vertheilt  die  Geschäfte  unter  seine  Mitglieder. 
Der  Vorsitzende  führt  die  Beschlüsse  aus. 

Die  erforderlichen  Hilfsarbeiter,  das  Kanzleilocale  und  sonstige  Kanzleierfor* 
demisse  des  Landesschulrathes  werden  von  der  k.  k.  Statthalterei  beigegeben. 

SchlirstbeatimmangeiA 

§.  41.  Sobald  vom  Landesschulrathe  die  Bezirks-  und  Ortsschulräthe  consti- 
tuirt  sind,  haben  die  neuen  Organe  die  ihnen  gesetzlich  zugewiesenen  Geschäfte 
zu  übernehmen. 

§•  42.  Mein  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  und  Mein  Minister  des  Innern 
sind  mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Stresayr  m  p. 


Nr.  145. 

Gesetz  vom  13.  October  1870, 

betreffend  die  Errichtung  des  Schallehrer-Pensionsfondes  Ar  das  Uerzog- 

tham  Steiermark. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Herzogthumes  Steiermark  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt : 

§.  1.  In  Ausführung  des  Reiebsgesetzes  vom  14.  Mai  1869  (Reichsgesetzblatt 
*Nr.  29)  und  des  Landesgesetzes  vom  4.  Februar  1870;  Z.  16 ,  wird  ein  Schal- 
lehrer-Pensionsfond  gegründet. 

Derselbe  iUhrt  die  Bezeichnung:  „Allgemeiner  steiermärkischer  Schullehrer- 
Pensionsfond.  ^ 

§.  2.  Aus  diesem  Fonde  sind  alle  gesetzlichen  RuhegenUsse  (Pensionen, 
Abfertigungen,  Erziehungsbeiträge,  Condnct-Quartale)  der  an  öffentlichen  Volks- 
schulen angestellten  Lehrer,  deren  Witwen  und  Waisen  zu  bestreiten,  insofeme 
diese  Ruhegenüsse  nicht  in  Folge  besonderer  Oesetze,  Statute  oder  Privatrechts- 
titel aus  anderen  Mitteln  zu  decken  sind. 

§.  3.  Die  Zuflüsse  dieses  Pensionsfondes  sind : 

aj  die  gesetzlichen  Beiträge  der  Volksschullehrer ,  welche  auf  diesen  Fond  An- 
spruch haben ; 

bj  die  gesetzlichen  Beiträge,  aus  den  in  Steiermark  vorkommenden  Verlassen- 
schaften ; 

oj  die  auf  das  Land  entfallenden  Gebarungsüberschüsse  des  Schulbücher- 
Verlages  ; 

dj  Erbschaften,  Vermächtnisse  und  sonstige  freiwillige  Gaben; 

ej  Zuschüsse  aus  Landesmitteln ; 

fj  die  Einnahmen  aus  dem  Stammvermögen  des  Fondes. 

§.  4.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Lehrstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen» 
deren  Ruhegenüsse  aus  dem  allgemeinen  steiermärkischen  Lehrer-Pensionsfonde 
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zu  bestreiten  sind ,  haben  an  denselben  10  Percent  ihres  ersten ,  nach  erfolgter 
Regnlimng  bezogenen,  für  den  Buhegennss  anrechenbaren  Jahresgehaltes  und  eben 
soviel  von  dem  Betrage  jeder  ihnen  später  zu  Theil  werdenden  Gehaltsaufbesse- 
rung, Dienstalters-  oderFunctionszulage,  Uberdiessaber  jährlich  zweiPercente  ihrer 
für  den  Buhegenuss  anrechenbaren  Jahresbezttge  zu  entrichten. 

Die  zehnpercentigen  Beiträge  (Carrenztaxen)  sind  zu  capitalisiren. 
§.  5,  Vom  Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  angefangen,  ist  von  jeder 
Verlassenschaft,  deren  Abhandlung  von  einem  steiermärkischen  Gerichte  oder  sonst 
hiezu  gesetzlich  berufenen  Organe  gepflogen  wird,  ein  Beitrag  in  der  Höhe  von 
Einem  halben  Percente  des  reinen  Nachlasses  an  den  allgemeinen  steiermärkischen 
Schullehrer-Pensionsfond  m  entrichten. 

Dagegen  hat ,  von  demselben  Zeitpuncte  an,  die  Entrichtung  des  bisherigen 
Normalschulfonds-Beitragßs  zu  entfallen. 

§.  6.  Die  Berichtigung  des  im  §.  5,  Alinea  1,  erwähnten  Beitrages  fällt  den 
Erben  zur  Last,  dagegen  wird  denselben  das  Recht  eingeräumt.  Ein  halbes  Percent 
von  dem  Betrage  oder  Werthe  der  Legate  für  sich  in  Abzug  zu  bringen. 
§.  7.  Beireit  von  diesem  Beitrage  sind : 
aj  alle  Erbschaften,  Legate  und  Stiftungen  zu  Zwecken  öffentlicher  steiermärki- 
scher  Volks-  und  Mittelschulen,  oder  öffentlicher  steiermärkischerSchulfonde; 
bj  alle  Verlassenschaften,  ans  denen  in  Folge  letztwilliger  Anordnung  dem  all- 
gemeinen steiermärkischen  Schullehrer  Pensionsfonde  so  viel  oder  mehr  zuge- 
führt wird,  als  der  Beitrag  hiefÜr  nach  dem  gesetzlichen  Ausmasse  betragen 
würde ; 
cj  alle   Verlassenschaften ,    welche  nach  Abzug  der  den  Nachlass   treffenden 
Passiva,  den  Betrag  von  400  fl.  nicht  erreichen. 

§.  8.  Die  auf  den  allgemeinen  steiermärkischen  Schullehrer-Pensionsfond 
entfallenden  Gebarungs  -  Ueberschüsse  des  Schulbücherverlages  sind  zu  capita- 
lisiren. 

§.  9.  Auch  die  dem  Pensionsfonde  zufliessenden,  den  Betrag  von  100  fl.  ö.  W. 
übersteigenden  Erbschaften,  Legate  und  sonstigen  freiwilligen  Gaben  sind  zu  capi- 
talisiren, insoferne  dieselben  nicht  etwa  von  dem  Erblasser  oder  Geber  für 
bestimmte  Zwecke  gewidmet  werden.  Im  letzteren  Falle  ist  die  specielle  Widmung 
strenge  aufrecht  zu  erhalten. 

§.  10.  Von  dem  Zeitpuncte  an,  wo  die  laufenden  Einnahmen  des  Pensions- 
fondes  ohne  einen  Zuschuss  aus  Landesmitteln  (§.  3  lit.  e)  nach  voller  Deckung 
der  jährlichen  Ausgaben  noch  Ueberschüsse  abwerfen,  sind  die  letzteren  dem 
steiermärkischen  Normalschulfonde  bis  zum  Gesammtbetrage  der  dem  Pensions- 
fonde aus  Landesmitteln  geleisteten  Zuschüsse  zuzuführen. 

Die  weiterhin  sich  ergebenden  Ueberschüsse  sind  für  den  Pensionsfond  selbst 
zu  capitalisiren. 

§.  IL  Die  Jahresvoranschläge  und  Jahresrechnungen  des  allgemeinen  steier- 
märkischen Sehullehrer-Pensionsfondes  sind  von  dem  k,  k.  Landes-Schulrathe  zu 
verfassen  und  dem  Landesausschusse  mitzutheilen,  welcher  sie  dem  Landtage  zur 
Genehmigung  vorzulegen  hat. 

üebergangsbestimmungeix. 

§.  12.  Bei  Ausmessung  der  Ruhegentisse  wird  denjenigen  Lehrern  und  Unter- 
lehrem,  welche  sich  die  Lehrbeßihigung  nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Reichs- 
gesetzes vom  14.  Mai  1869  erworben  haben,  die  Dienstzeit  nach  der  Gehaltsrcgu- 
Urung  (§.  82  des  Landesgesetzes  vom  4.  Februar  1870),  wenn  sie  zur  Zeit  der- 
selben bereits  definitiv  angestellt  waren,  und  beziehungsweise  die  Dienstzeit  nach 
der  ersten  definitiven  Anstellung,  wenn  sie  diese  erst  nach  der  Gehaltsregulirung 
erlangen,  vollzählig  angerechnet. 
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Dagegen  sind  die  früheren  Dienstjabre,  welche  sie  nach  Erlangung  der  nach 
den  bisherigen  Gesetzen  vorgeschriebenen  LebrbefShignng  an  einer  öfientlicbeu 
Schule  zugebracht  haben,  in  der  Art  anzurechnen,  dass  vier  derselben  fttr  drei 
gezählt  werden. 

§.  13.  Den  Gemeinden,  welche  gegenwärtig  zur*Pensionirung  ihrer  Volks- 
schullehrer und  deren  Angehörigen  verpflichtet  sind,  steht  frei,  dem  allgemeinen 
steiermärkischen  Schullehrer-Pensionsfonde  beizutreten,  indem  sie  an  denselben 
für  ihre  pensionsberechtigten  Lehrer  die  im  §.4  dieses  Gesetzes  bestimmten  Beiträge 
entrichten. 

In  diesem  Falle  geht  die  Verpflichtung,  die  betreffenden  Lehrer  und  deren 
Hinterbliebenen  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  zu  versorgen,  auf  den  all- 
gemeinen steiennSrkischen  SchuUehrer-Pensionsfond  über. 

An  den  Versorgurgsgenüssen  derjenigen,  denen  solche  bereits  angewiesen 
sind,  wird  durch  einen  solchen  Beitritt  nichts  geSndert;  dagegen  wird  die  Ge- 
meinde dadurch  für  die  später  zu  bestellenden  Lehrer  jeder  Versorgungspflicht 
enthoben. 

Schluaabestünmung. 

§.  14.  Mein  Minister  fllrCultus  und  Unterricht  ist  mit  der  Durchführung  dieses 
Gesetzes  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Streaajr  m.  |i. 


Nr.  146. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  13.  October 

1870,  Z.  9613  % 

womit  eine  Schul-  und  ITnterrichtsordnuug  für  die  allgemeinen  Volksschulen 

in  der  Harkgrafschaft  Istrien  erlassen  wird. 

Nach  Einvernehmung  des  Landesschulrathes  in  Istrien  finde  ich  die  mit 
meiner  Verordnung  vom  20.  August  1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  105)  erlassene  Schul-  und 
Unterrichtsordnung  für  die  allgemeinen  Volksschulen  mit  Beginn  des  Schuljahres 
1870/1  auch  fUr  die  Markgrafschaft  Istrien  mit  denjenigen  Modificationen,  welche 
sich  aus  der  fttr  dieses  Land  gesetzlich  bestimmten  sechsjährigen  Dauer  der  Schul- 
pflichtigkeit ergeben,  provisorisch  in  Wirksamkeit  zu  setzen. 

Hinsichtlich  der  in  diesem  Lande  gemäss  dem  Landesgesetze  vom  4.  April 
1870  einzuführenden  Wiederholungsschulen  finde  ich  zu  verordnen,  wie  folgt: 

§.  1.  Ueberall,  wo  Volksschulen  bestehen,  sind  Wiederholungsschulen  einzu- 
führen. 

§.  2,  Die  Ertheilung  des  Unterrichtes  an  der  Wiederholungsschule  liegt  dem 
an  der  Volksschule  angestellten  Lehrer  ob.  Befinden  sich  an  einer  Schule  mehrere 
Lehrer,  so  bestimmt  die  Bezirksschulbehörde  jene,  welche  diese.Aufgabe  zu  über- 
nehmen haben. 

Wo  ein  Lehrer  in  Folge  der  Verwendung  an  der  Wiederholungsschule  mehr 
als  30  wöchentliche  Unterrichtsstunden  zu  ertheilen  hat,  wird  die  Mehrleistung 
besonders  entlohnt. 


*)  Anmerkung.  £nthalteii  im  R.  6.  Bl.  vom  Jahre  1870  unter  Nr.  123. 
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§.  3.  Zum  Besache  der  Wiederholnngsschule  sind  alle  Knaben  von  12 — 14 
Jahren  verpflichtet.  Befreiung  vom  Wiederholungsanterrichte  ertheiit  die  Bezirks- 
schulbebörde  über  Ansuchen  der  Eltern  in  besonderen  der  Bertlcksichtigung  wtlr- 
digen  Fällen. 

§.  4.  Der  Wiederholungsunterricht  wird  wöchentlich  drei  Mal^  am  Montag, 
Mittwoch  and  Samstag  Nachmittag  durch  wenigstens  zwei  Stunden  (den  Religions- 
unterricht nicht  eingerechnet)  abgehalten,  und  dauert  vom  Beginne  des  Schuljahres 
bis  Ende  März.  Die  Stundenzeit  selbst  wird  von  der  Ortsschulbehörde  nach  den 
besonderen  Localverhältnissen  festgesetzt. 

§.  5.  An  selbstständigen  Mädchenschulen  ist  fUr  die  Mädchen  von  12 — 14 
Jahren  eine  sonntägliche  Wiederholungsschule  für  die  Dauer  des  ganzen  Schul- 
jahres zu  errichten. 

§.  6.  lieber  die  Aufnahme  in  die  Wiederholungsschulen,  die  Entlassung  aus 
denselben  und  die  Disciplin  gelten  die  für  die  allgemeinen  Volksschulen  vorge- 
zeicbneten  Normen.  ^ 

§.  7.  Die  Wiederholungsschule  hat  den  Zweck,  den  in  der  Volksschule  genos- 
senen Unterricht  zu  wiederholen,  zu  ergänzen  und  zu  erweitern.  Der  Unterricht  in 
derselben  hat  sich  auf  alle  Gegenstände,  die  in  der  Volksschule  gelehrt  werden, 
zu  erstrecken. 

§.  8.  Bezüglich  der  Classeuabtheiluugen,  der  Lehrpläne  und  der  Prüfungen 
haben  die  Bestimmungen  der  Schul-  und  Unterrichtsorduung  in  Anwendung  zu 
kommen. 

«  Stresayr  m.  p. 


Nr.  147. 

Verordnung  der  Minister  des  Innern,  des  Cultus  und  der  Justiz  vom 

20.  October  1870  % 

betreifend  die  innere  Einrichtang  and  Ffthrung  der  Gebarts-^  Ehe-  und 
Sterberegister  filr  Personen^  welciie  keiner  gesetzUcIi  anerkannten  Kirciie 

oder  Beligionsgesellsciiaft  angeiiören. 

Auf  Grund  des  §.  7  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870,  B.  G.  BI.  Nr.  51,  wird 
in  Betreff  der  inneren  Einrichtung  und  Führung  der  Geburts-,  Ehe-  und  Sterbe- 
register iHr  Personen,  welche  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religions- 
gesellschaft angehören,  verordnet  wie  folgt : 

§.  1.  Die  Staats-  und  Gemeindebehörden,  denen  nach  §.  3  des  Eingangs 
erwähnten  Gesetzes  die  Ftlhruug  der  Geburts-  und  Sterberegister  fUr  die  keiner 
gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  angehörenden  Personen 
zukommt,  haben  sich  bei  der  inneren  Einrichtang  und  Führung  dieser  Register, 
dann  bei  der  Ausfertigung  der  auf  Grund  der  Register  za  ertheiienden  Bestäti- 
gungen und  Zeugnisse,  an  alle  jene  Vorschriften  zu  halten,  welche  filr  die  Register- 
behörden der  anerkannten  Kirchen  und  Religionsgesellsehaften  bestehen. 

An  jenen  Stellen,  wo  diesen  Vorschriften  zufolge  im  Register  des  Religions- 
bekenntnisses Erwähnung  geschieht,  ist  die  Bemerkung  „confessionslos^  einzu- 
tragen. 

§.  2.  Die  Ehen  von  Personen,  welche  keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  angehören,  sind  von  den  im  §.  1  des  Gesetzes  vom 
9.  April  187U  bezeichneten  Behörden  in  dasselbe  Register  einzutragen,  welches 
in  Gemässbeit  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  18G8,  R.  G.  Bl.  Nr.  47,  und  der  Ministe- 


*)  Anmerkung:  Enthalten  im  H.  U.  Hl.  vom  Jalire  1470  uucer  Z.  U6. 
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rialverordnung  vom  1.  Juli  1868;  R.  G.  Bl.  Nr.  80,  ttber  die  eingegangenen  CiTil- 
eben  zu  fUhren  ist. 

Dessgleichen  sind  die  Aufgebote  solcber  Eben  in  das  nacb  den  genannten 
Yorscbriften  zu  fttbrende  Aufgebotsbucb  einzutragen. 

§.  3.  Bei  diesen  Eintragungen  (§.  2),  sowie  bei  Ausfertigung  der  betreffenden 
Bestätigungen  und  Zeugnisse,  sind  die  Yorsobriften  der  Ministerialverordnung 
vom  1.  Juli  1868,  R  G.  BL  Nr.  80,  mit  der  Modification  zu  beobachten,  dass  dort, 
wo  nach  diesen  Vorschriften  des  Beligionsbekenntnisses  zu  erwähnen  ist,  die 
Bezeichnung  „confessionslos^  einzutragen  kommt. 

Taaffe  m.  p.  Stresajr  m.  p.  Tschabosckilgg  n,  p. 


Nr.  148. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  20.  October 

1870,  Z.  7586, 

an  sämmtliche  Landesschulbehörden,  beziehungsweise  Länderchefs, 

betreffend  die  Prflfling  der  Candidaten  ftlr  das  Lehramt  des  Freihandzeich- 
nens an  Hittelschulen. 

« 

Nacb  dem  bisherigen  Vorgänge  wurde  die  Lehrbefäbigung  zur  Ertheilung 
des  Unterrichtes  im  Freihandzeichnen  an  Oberrealschiilen  im  Einvernehmen  mit 
den  Akademien  der  bildenden  Etlnste  in  Wien  und  Prag  jenen  Candidaten  zuer- 
kannt, welche  ihre  BefUhigung  im  erwähnten  Fache  durch  Anfertigung  entspre- 
chender Zeichnungen  darzuthun  im  Stande  waren. 

Es  wurde  aber  keine  Nachweisung  darüber  gefordert,  ob  der  Candidat  auch 
die  fUr  einen  Lehrer  nothwendige  allgemeine  Bildung  besitze  und  ob  er  im  Be- 
reiche der  Hilfsfächer  des  Freihandzeichnens  hinreichende  Studien  gemacht  habe. 
Dieser  Mangel  machte  sich  um  so  fühlbarer,  als  an  den  neuorganisirten  Real- 
schulen und  insbesondere  an  den  Realgymnasien  die  Nothwcndigkeit  sich  heraus- 
stellt, den  Lehrern  des  Freihandzeichnens  behufs  der  richtigen  Stundenvertheilung 
unter  die  an  solchen  Anstalten  zur  Verfügung  stehenden  Lehrkräfte,  auch  die  Er- 
theilung  des  Unterrichtes  in  der  geometrischen  Anschauungslehre  zu  Übertragen. 

Um  diesem  Bedürfnisse  Rechnung  zu  tragen ,  erschien  es  mir  zweckmässig, 
durch  entsprechende  Einrichtung  der  Lehramtsprüfungen  von  den  Candidaten 
nicht  blos  den  Nachweis  über  die  Befähigung  in  ihrem  speciellen  Fache,  sondern 
auch  über  ihre  Kenntniss  der  geometrischen  Anschauungslehre  zu  verlangen, 
welche  den  allgemeinen  Studien  anzureihen  ist,  über  die  sich  der  Candidat  aus- 
zuweisen hat. 

Von  diesem  Oesichtspuncte  ausgehend,  erlasse  ich  die  unter  Nr.  149  (Verord. 
Blatt)  nachfolgende  Ministerial- Verordnung,  betreffend  die  Prüfung  der  Candidaten 
für  das  Lehramt  des  Freihandzeichnens  an  Mittelschulen,  wobei  ich  jedoch  noch  aus- 
drücklich bemerke,  dass  eine  Verwendung  der  Lehrer  des  Freihandzeichnens  für  den 
wissenschaftlichen  Unterricht  in  der  darstellenden  Geometrie,  wenn  sie  nicht  hieitlr 
speciell  geprüft  sind,  keineswegs  beabsichtigt  wird. 

Nacb  §.  1  dieser  Vorschrift  werden  bei  den  wissenschaftlichen  Realschul- 
PrUfungs-Commissionen  in  Wien  und  Prag  zur  Abhaltung  der  Lehramtsprüfungen  des 
Freihandzeichnens  eigene  Abtheilungen  eingesetzt,  wegen  deren  Activirung  bereits 
das  Erforderliche  yeiiFttgt  wurde. 
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Nr.  149. 


Verordnung  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterriclit  vom 

20.  October  1870  *), 

betreifend  die  Prüfung  der  Caudidateu  fBr  das  Lehramt  des  Freihandzeich- 
nens an  Hittelschulen. 

FrüfungBCommisBion. 

§.  1.  Die  LehrbefUhigUQg  für  das  Freihandzeidmen  an  Mittelschulen  wird 
durch  eine  Prüfung  dargethan,  zu  deren  Voruahme  die  wissenschaftlichen  Real- 
schul-Prüfungscommissionen  in  Wien  und  Prag  berufen  sind. 

Draselben  werden  nach  Bedarf  als  Examinatoren  Mitglieder  beigegeben,  die 
der  Unterrichtsminister  auf  dft  gleiche  Zeitdauer  wie  die  anderen  Mitglieder  der 
Commission  ernennt. 

Die  Examinatoren  für  dieses  Lehrfach  bilden  eine  selbstständige  Abtheilung 
der  Prttfungscommission  für  das  Realschullehramt  unter  dem  Vorsitze  der  letzteren. 

Dieselben  haben,  wenn  sie  nicht  auch  zugleich  als  Mitglieder  einer  anderen 
Abtheilung  dieser  Commission  fungiren,  nur  den  Sitzungen,  in  welchen  die  Ange- 
legenheiten der  Prüfungen  für  das  Freihandzeichnen  verhandelt  werden,  beizu- 
wohnen. 

Meldung  zur  Früfang. 

§.  2.  Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  hat  der  Candidat  sein  Gesuch 
an  den  Director  derjenigen  Prttfungscommission  zu  richten,  vor  welcher  er  die 
Prüfung  zu  bestehen  beabsichtiget.  Er  hat  seinem  Gesuche  beizulegen: 

aj  Die  schriftliche  Darstellung  seines  Lebenslaufes  (Carriculum  vltae)  mit  Angabe 
des  Ganges  seiner  Bildung  und  seiner  speciellen  Studien  und  mit  Bezeich- 
nung der  Unterrichtssprache,  deren  er  sich  beim  Unterrichte  bedienen  will ; 

bj  das  Zeugniss  darüber,  dass  er  das  Untergymnasium  oder  die  Unterrealschule 
mit  gutem  Erfolge  absolvirt  hat ; 

cj  ein  Zeugniss  über  die  Zurücklegung  eines  mindestens  dreijährigen  Studien- 
curses  an  einer  Kunstschule ; 

dj  Arbeiten  aus  seinem  Fachgebiete  in  einem  solchen  Umfange,  dass  sich  daraus 
ein  sicheres  Urtheil  über  seine  Fachbildung  ableiten  lässt. 
Von  dem  Nachweise  vorstehender  Anforderungen  kann  nur  der  Unterrichts- 
minister nach  Anhörung  der  Prüfnngscommission  dispensiren. 

Gegenstand  der  Prüfung  und  Mass  der  Anforderungen. 

§.3.  In  Bezug  auf  die  allgemeinen  Studien  wird  von  demCandidaten  gefordert: 

aJ  Genügende  Kenntniss  der  Unterrichtssprache,  sowie  Correctheit  und  Gewandt- 
heit im  Gebrauche  derselben ; 

bJ  didaktisch-pädagogische  Bildung  in  jenem  Umfange,  welcher  die  ricTitige 
Behandlung  des  Zeichnenunterrichtes  in  der  Schule  sicher  stellt ; 

cJ  Kenntniss  der  allgemeinen  und  Naturgeschichte,  sowie  insbesondere  Bekannt- 
schaft mit  der  Styllehre; 

dJ  Bekanntschaft  ndt  der  Anatomie  des  menschlichen  Körpers,  soweit  sie  zum 
Zeichnen  der  menschlichen  Figur  erforderlich  ist ; 

^  Anmerkung.  Enthalten  im  B.  G.  BI.  vom  Jahra  1870  unter  Nr.  129. 
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ej  KenntnisB  der  wichtigsten  LehreD  der  darstellenden  Geometrie^  in  soferne  sie 
sich  auf  empirischem  Wege  durch  Anschauung  erläutern  lassen;  mit  beson- 
derer Anwendung  auf  Schattenconstructionen,  sowie  malerische  Perspective 
und  mit  Rücksicht  auf  den  Unterricht  in  der  geometrischen  Anschaunngslehre. 

§.4.  Die  Anforderungen  an  die  Fachbildung  des  Candidaten  sind:  Verstand- 
niss  und  Fähigkeit  im  Zeichnen  des  Ornamentes  und  der  menschlichen  Gestalt, 
Beherrschung  und  richtige  Handhabung  jedes  Zeichnungsmaterials. 

Der  Candidat  muss  seine  Fachbildung  erproben : 

a)  Durch  die  Zeichnung  eines  Flach-  oder  plastischen  Ornamentes  von  eigener 

Erfindung  in  dem  ihm  bezeichneten  Style ; 
hj  durch  eine  durchgebildete  Zeichnung  nach  einer  antiken  Statue  und  nach  dem 

lebenden  Modelle. 

Will  der  Candidat  seine  Approbation  auch  auf  die  Ertheilung  des  Unterrichtes 
im  Modelliren  ausdehnen,  so  hat  er  die  kUnstlerkche  Befähigung  zur  Darstellung 
des  Ornamentes  und  der  menschlichen  Gestalt  in  Thon  und  Wachs  nachzuweisen. 

§.  5.  Die  Zuerkennung  der  Lehrbeföhigung  findet  nur  fUr  Oberrealschulen, 
nicht  aber  fUr  eine  mindere  Unterrichtsstufe  statt. 

Form  der  Prüfung. 

§.  6.  Jede  Prüfung  umfasst  drei  Abtheilungen,  und  zwar  die  Hausarbeiten, 
die  Clausurarbeiten  und  die  mündliche  Prüfung. 

I.  Die  Hausarbeiten. 

Sind  die  im  §.  2  gestellten  Bedingungen  erfüllt,  so  erhält  der  Examinand  eine 
schriftliche  Aufgabe  zur  häuslichen  Bearbeitung,  für  welche  ein  Thema  didakti- 
schen oder  pädagogischen  Inhaltes  zu  wählen  ist.  (§.  3,  lit.  b.) 

Eine  Aufgabe  aus  dem  Fachgebiete  des  Candidaten  ist  nur  dann  zu  stellen, 
wenn  die  von  ihm  vorgelegten  Arbeiten  (§.  2,  lit.  d)  nicht  ein  sicheres  Urtheil 
über  seine  Fachbildung  gewähren. 

n.  Die  Clausurarbeiten. 

Wenn  die  häuslichen  Arbeiten  keinen  Anlass  zur  Zurückweisung  des  Candi- 
daten gegeben  haben,  so  erhält  derselbe  die  Vorladung  zur  Claus urarbeit. 

Jeder  Candidat  hat  zwei  Clausurarbeiten  auszuführen,  wovon  sich  die  eine 
auf  das  geometrische,  die  andere  auf  das  Freihandzeichnen  erstreckt. 

Wenn  der  Candidat  auch  die  Prüfung  aus  dem  Modelliren  abzulegen  beab- 
sichtigt, so  hat  er  eine  dritte  Clausurarbeit  aus  dem  Gebiete  dieses  Kunstzweiges 
anzufertigen. 

Die  Clausurarbeiten  hat  der  Candidat  nach  den  Weisungen  des  Directors  der 
PrUfungscommission  anzufertigen. 

Behufs  der  Beistellung  der  zur  Abhaltung  der  Clausurarbeiten  aus  dem  Frei- 
handzeichnen, beziehungsweise  aus  dem  Modelliren,  erforderlichen  Unterrichts- 
bebelfe und  behufs  der  Zuweisung  eines  hiezu  geeigneten  Locales,  hat  sich  die 
Direction  der  PrUfungscommission  mit  dem  Vorstande  einer  Kunstschule  des 
OrteSi  wo  der  Candidat  die  Prüfung  ablegt,  in  das  Einvernehmen  zu  setzen. 

m.  Die  mündliche  Prüfung. 

Der  Candidat  wird  nur  dann  zur  mündlichen  Prüfung  zugelassen,  wenn  er 
die  Clausurarbeiten  entsprechend  angefertigt  hat.  Dieselbe  hat  sich  auf  die  im 
§.  3  bezeichneten  Gegenstände  zu  erstrecken. 
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GeschftftBordnaxig. 


§.  7.  Bezüglich  der  Leitung  der  PrüfuDgscommission,  der  Haus-  und  Clausur- 
arbeiten,  der  mündlichen  Prüfung  und  der  Beurtheilung  der  einzelnen  Leistungen 
des  Candidaten,  dann  der  Entscheidung  über  den  Gesammterfolg  der  Prüfung, 
bezüglich  der  Führung  der  Protokolle  und  der  Ausstellung  der  Zeugnisse,  sowie 
bezüglich  des  Erlages  der  Prüfungstaxen,  endlich  in  Betreff  des  Probejahres  haben 
die  flir  die  Prüfungen  der  Candidaten  des  Lehramtes  an  selbstständigen  Real- 
schulen geltenden  Bestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen. 

tJebergangsbeBtimmungexi. 

§.  8.  Jene  Candidaten,  welchen  die  Lehrbefähigung  zur  Ertheilung  des  Unter- 
richtes im  Freihandzeichnen  an  Obcrrealschulen  bereits  nach  der  bisherigen 
üebung  zuerkannt  ist,  haben,  wenn  sie  die  lehrämtliche  Approbation  nach  den 
Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Vorschrift  zu  erlangen  wünschen,  sich  einer 
Ergänzungsprüfung  zu  unterziehen.  Diese  Prüfung  hat  sich  jedoch  auf  die  im  §.  3 
bezeichneten  Gegenstände  zu  beschränken. 

Stremayr  ■•  p. 


Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
20.  October  1.  J.  die  Errichtung  einer  siebenclassigen  mit  einer  ünterrealschulo  verbundenen 
Staats- Oberrealachule  in  Tri  est  mit  deutscher  ünterrichtsprache  ui^ter  Uebernahme  sämmt- 
licher  Auslagen  auf  den  Studien-,  resp.  Religionsfond  allergnädigst  zu  genehmigen  und  den 
Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  ermächtigen  geruht,  behufs  Eröffnung  der  ersten  drei 
Classen  an  dieser  Oberrealschule  mit  nächstem  Schuljahre,  and  zwar  längstens  bis  Ende  Novem- 
ber I.  J.  die  erforderlichen  Vorkehrungen  zu  treffen. 


Ueber  Franz  Pose  hl  von  Kumitz  in  Steiermark  gebUrtig,  23  Jahre  alt,  zuletzt  Unter- 
lehrer zu  Haus  in  Steiermark,  ist  mit  Dlsciplinarerkenntniss  des  k.  k.  steiermärkischen  Landes- 
achulrathes  vom  5.  Mai  1.  J.  auf  Grund  des  Landesgesetzes  vom  4.  Februar  1.  J.,  §.  47,  die  Ent- 
laasuDg  vom  Schuldienst  verhängt  worden. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchstem  Handschreiben  vom 
12.  October  d.  J.  dem  Director  der  Theresianischen  Akademie,  Regierungsrath  Dr.  Alexander 
Bitter  V.  Paw low ski,  in  Anerkennung  seiner  verdienstlichen  Leistungen,  den  Orden  der 
eisernen  &one  dritter  Classe  mit  Nachsicht  der  Taxen  allergnädigst  zu  verleihen  gemht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
IL  October  I.  J.  den  Director  der  administrativen  Statistik  Hofrath  Dr.  Adolf  Ficker,  dann 
den  mit  Titel  und  Charakter  eines  Ministerialrathes  ausgezeichneten  Sectionsrath  Joseph 
J ir e S e k ,  sowie  den  Sectionsrath  Yincenz  v.  Ehrhart  zu Ministerialräthen,  und  den  mit  Titel 
und  Charakter  eines  Sectionsratbes  ausgezeichneten  Ministerialsecretär  Joseph  Krumb  aar 
zum  Seetionsrathe  im  Ministerium  fUr  Cultua  und  Unterricht  mit  den  systemmäasigen  Betfigen 
allergnädigst  zu  ernennen,  femer  dem  Seetionsrathe  dieses  Miniateriuma  Alois  Ritter  v.  Her-- 
man  n  taxfrei  den  Titel  und  C'harakter  eines  Ministerialrathes  allergnädigst  zu  verleÜNen  geruht* 
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Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majest&t  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessnug  vom 
8.  October  d.  J.  die  am  nunmehrigen  Realgymnasium  zu  Freistadt  in  Ob  erÖsterreich  erledigte 
Directorsstelle  dem  Director  am  Communal-Realgymnasinm  zu  Ung.Hradisch,  Adolph  Weich- 
s  e  1  m  a  n  n ,  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majest&t  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessang  vom 

18.  October  1.  J.  aus  Anlass  der  Bestaurirung  der  Grabstätte  des  Herzogs  Otto  des  Fröhlichen 

und  seiner  Familie  dem  kais.  Rathe  und  Mitgliede  der  Centralcommission  für  Erforschung  und 

Erhaltung  der  Baudenkmale,  Albert  Games  ina  Bitter  v.  San- Vi  ttore,  den  Titel  und  Charakter 

eines  Begierungsrathes  taxfrei  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

« 
Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessang  vom 

20.  October  l.  J.  dem  o.  ö.  Professor  des  österreichischen  Civilrechtes  an  der  Wiener  Univer- 
sität, Dr.  Peter  Hamm,  taxfrei  den  Titel  und  Charakter  eines  Sectionsrathes  allergnädigst  zu 
verleihen  und  zu  gestatten  geruht,  dass  derselbe  zur  ausserordentlichen  Verwendung  in  das 
MiDisterium  für  Cultus  und  Unterricht  berufen  werde. 


Der  Minister  für  Cultus  und  Unte]rricht  hat  den  Lehrer  zu  Poschitzau,  Carl  Kolb,  zum 

Uebungsschullehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Bregenz  ernannt. 

« 
Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Schuldirector  in  Wiener-Neustadt,  Carl 

Wegzwalda,  und  den  Bealschullehrer  in  Politschka,  Carl  Sander,  zu  Hanptlehrem  an  der 

k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  St.  Polten  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  am  Gymnasium  in  Cnrzola, 
Georg  Dra2oe  viÖ-JeAft,  zum  wirklichen  Lehrer  am  Gymnasium  in  Sebenico  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  der  deutschen  Oberroalschnle 
in  Prag,  Dr.  Ernst  Födisch ,  zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Leitmeritz 
ernannt. 

Der  Minister  für  Cnltus  und  Unterricht  hat  eine  am  deutschen  Staatsgymnasium  in  BrUnn 
erledigte  Lehrstelle  dem  Friedrich  Slameczka,  Professor  am  L  Staatsgymnasium  inTeschen 
verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Volksschullehrer  in  Trient  und  provi* 
sorischen  Bezirksschulinspector  Franz  Holz  er,  dann  die  Realschullehrer  in  Trient,  Peter 
Moser  und  Jacob  Baldessari,  zu  Hauptlehrem  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  daselbst 
ernannt. 

Mit  der  einstweiligen  provisorischen  Leitung  der  genannten  Anstalt  wurde  gleichzeitig 
der  Hauptlehrer  Franz  Holz  er  betraut. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Oberlehrer  in  Ober-Hollabrunn,  Johann 
Marchart,  den Directorstitel  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  im  Einvernehmen  mit  dem  bischöflichen  Con* 
sistorium  in  Spalato  den  bischöflichen  Kanzler  und  Schulbezirksinspector  in  Spalato,  Johann 
Devio,  und  den  Spiritual-Director  und  Oberpräflkcten  des  Seminariums  daselbst,  Hieronymus 
Moscovita,  zu  Religionslehrem  am  Gymnasium  in  Spalato  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  o.  ö.  Professor  der  classischen  Philologie 
in  Lemberg,  Dr.  Johann  Wrobel,  zum  Mitgliede  der  wissenschaftüchen  Gymnaslal-Prüfungs- 
commission  daselbst,  und  zwar  zum  Examinator  tUt  classische  Philologie  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Oberlehrer  an  der  Volksschule  zu  Unhoit, 
Franz  Spurn;^,  in  Anerkennung  seiner  vorzüglichen  Wirksamkeit  im  Lehramte  den  Directors- 
titel verliehen. 
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Dor  Minister  itir  Caltos  und  Unterricht  hat  den  ordentlichen  Professor  des  Österreichi- 
schen Ciyilrechtes  an  der  Wiener  Universität,  Dr.  Peter  Hamm,  siun  Prüfungsoommissär  fUr 
römisches  Recht  und  deutsche  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  bei  der  recbtshistorischen  Staats- 
prüfungscommission in  Wien  ernannt. 

Der  Minister  f&r  Cultns  und  Unterricht  hat  dem  Oberlehrer  an  der  Volksschule  in  Otta- 
kringy  Johann  Niernberger,  in  Rücksicht  seiner  viey&hrigen  vorzüglichen  Lehrverwendung 
und  bewährten  Leitnngsiäbigkeit  den  Oireetorstitel  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Unterlehrer  an  der  Volksschule  zu  Pürglitz, 
Johann  RniiÖka,  in  Würdigung  seiner  verdienstlichen  Wirksamkeit  im  Lehramte  den  Lehrer- 
titel verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Volksachullehrer  in  Innsbruck,  zugleich 
provisorischen  Bezirksscbulinspector,  Carl  Unterberger,  und  den  Realschullehrer  in  Dorn- 
bini,  Marthin  Jochum,  zu  Hauptlehrem  an  der  k.  k.  Bildungsanstalt  für  Lehrerinnen  in  Inns- 
bruck ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Realschullehrer  In  Teplitz,  Joseph  Leh- 
mann, zum  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  St.  Polten  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  provisorischen  Schuldirector,  zugleich 
Bezirksschulinspector,  Joseph  Marschall  in  Teltsch,  und  den  Unterlebrer  Franz  U r b a n e k 
in  Brunn  zu  Hauptlehrem  an  der  k.  k.  Bildungsanstalt  für  Lehrerinnen  in  Brunn  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  a-m  Staatsgymnasium  in 
Marburg,  Joseph  Essl,  dem  Professor  an  der  gr.  or.  Oberrealschule  in  Czemowitz,  Joseph 
Jonasch,  und  dem  Assistenten  an  der  technischen  Hochschule  in  Graz,  Anton  Reibe n- 
schuh,  Lehrstellen  an  der  neugegründeten  k.  k.  Oberrealschule  in  Marburg  verliehen  und  die 
Leitung  dieser  Lehranstalt  dem  genannten  Joseph  Essl  provisorisch  übertragen. 


Concurs-Ausschreibungen. 


Anden  k.  k.  Uebungs-  und  Musterschulen  zu  Brunn  und  Olmütz  ist  je  eine  Unter- 
lehrerstelle mit  dem  bis  zur  Reguliruug  der  Bezüge  an  diesen  Anstalten  festgesetzten  Jahres- 
gehalte von  300  fl.  ö.  W.  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  über  Alter,  Stand,  Lehr- 
befShigung,  Sprachkenntnisse  und  bisherige  Verwendung  versehenen  Gesuche  im  Wege  ihrer 
vorgesetzten  Behörden  bis  22.  November  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  M&hren 
einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  dritter  Gehaltsciasse  zu  Lapitzfeld  ist  die  Stelle  des 
Lehrers ; 

an  der  zweidassigen  Volksschule  dritter  Gebaltsclasse  zu  Seeberg; 

an  der  dreidassigen  Schule  zweiter  Gehaltsciasse  zu  Liebenstein; 

an  der  zweicbissigen  Schule  dritter  Gehaltsciasse  zu  Mühlbach, 

je  die  Stelle  des  Unterlehrers,  und  an  der  einclassigen  Schule  vierter  Gehaltdasse  zu 
Dürngrün  (Böhmen)  die  Lehrerstelle  erledigt. 

Bewerber  um  diese  Stellen,  mit  denen  die  classenmalBsigen  Bezüge  verbunden  sind,  haben 
ihre  mit  den  Befahignngs-  und  Verwendnngszeugnissen  belegten  Gesuche  im  Wege  des  vor- 
gesetzten k.  k.  Bezirksschulrathes  bis  15.  November  d.  J.,  an  die  bezüglichen  Ortsschulräthe 
einzuschicken. 
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Zur  Besetzung  einer  am  Fe  Idkirch er  k.  k.  Gymnaemm  erledigten  Lehrstelle  für  das 
deutsche  Sprachfach  in  Verbindung  mit  altclassischer  Philologie  wird  hiemit  der  Concurs  ans- 
geschrieben. 

Die. Bezüge  sind  die  im  Gesetze  vom  9.  April  d.  J.  systemisirten. 

Bewerber,  welche  die  Lehrbefahigung  für  das  Deutschfach  gemäss  §.  4,  ej,  des  Prüfung«  • 
gesetzes  vom  Jahre  1856  erworben  haben,  werden  vorgezogen.  In  Ermanglung  solcher  Be- 
werber würden  jedoch  auch  jene  berücksichtiget,  welche  für  den  lateinischen  und  griechiBohen 
Unterricht  am  ganzen  G3rmnasium  qualificirt  sind,  ausserdem  aber,  obschon  aus  dem  Deutschen 
nicht  geprüft,  gleichwohl  nachweisen  könnten,  dass  sie  sich  mit  deutscher  Sprache  und  Litera. 
tur  eingehend  befasst  haben  und  insbesondere  für  diesen  Unterricht  am  Obergymnaaium  ver> 
wendbar  seien. 

Gehörig  instruirte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  stilisirte  Gesuche 
sind  bis  zum  30.  November  d,  J.  beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Brogenz    auf  dem    vorge- 
schriebenen Wege  einzureichen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  deutscher  Unterrichtssprache  im  Industrieorte 
Friedland  (Mähren)  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers,  mit  welcher  bis  zur  allgemeinen  Regu- 
lirung  der  Gehalt  von  240  fl.  und  zwei  Klaftern  weichen  Brennholzes,  dann  der  Genuas  einer 
Naturalwohnung  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriflsmässig  documentirten  Gesuche  bis  25.  N  o  v  e  m  b  e  r  d.  J. 
im  Dienstwege  bei  dem  Friedländer  Ortsschulrathe  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Knaben-  und  vierclassigen  Mädchenschule  in  Römerstadt  ist  die 
Stelle  des  Katecheten  mit  dem  Jahresgehalte  von  400  fl.  Ö.  W.  und  dem  Genüsse  einer  Natural- 
wohnung zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Dienstposten  hahen  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  sammt  dem 
Nachweise,  dass  sie  die  confessionelle  Oberbehörde  als  zum  Religionslehrer  befähigt  erklärt 
habe,  bis  25. November  d.J.  bei  drmRömerslädter Ortsschulrathe  einzubringen. 

An  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Brünn  ist  die  Lehrstelle  für  deutsche  Sprache  als  Haupt- 
fach und  flir  Geographie  und  Geschichte  als  Nebenfacher  in  Erledigung  gekommen. 

Die  Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  £nde  November  1.  J.  im  Dienst- 
wege bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Brünn  einzureichen. 

An  dem  Landes-Realgymnasium  in  Mähr.  Neustadt  ist  die  Stelle  desDirectors  zu  be- 
setzen. Mit  derselben  ist  der  Gehalt  von  700  fl.  0.  W.  nebst  einer  Functionszulage  von  200  fl. 
ö.  W.  und  dem  Anrechte  auf  Quin quennal Zulagen  mit  je  100  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Die  Bewerber  um  diese  Stelle  wollen  ihre  Gesuche  im  Dienstwege  bisEndeNovember 
d.  J.  beim  k.  k.  Landesschulrathe  In  Brünn  einreichen. 

An  der  Marktschule  znPiesting,  Bezirkshauptmannschaft  Wiener- Neustadt,  ist  die 
neu  systemisirte  Stelle  eines  Unterlehrers  zu  besetzen,  mit  welcher  ein  Dotationsbeitrag  von 
200  fl.  aus  der  Gemeindecasse,  nebst  anderen  reichlichen  Nebeneinkommen  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Lehrstelle  wollen  ihre  Gesuche  bei  dem  Vorstande  der  Marktgemeinde 
Piesting  bis  zum  15.  November  1.  J.  einbringen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  in  der  Israelitengcmeindc  Trebitsch  mit  deutscher 
Unterrichtssprache  ist  eine  Lehrerstelle  bis  zur  allgemeinen  GehaltsreguUrung  mit  dem  Jahres- 
gehalte von  500  fl.  zu  besetzen. 

Competenten,  welche  den  Nachweis  über  die  Befähigung  zur  Ertheilung  des  Unterrichtes 
in  der  böhmischen  Sprache  und  im  Turnen  beibringen,  erhalten  den  Vorzug  und  wird  in  diesem 
Falle  der  Jahresgehalt  auf  600  fl.  erhöht. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Kaefa- 
weisen  über  Alter,   Stand,  bisherige  Verwendung  und  erlangte  Lohrbefiihignn;;  bis  Ende 
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November  d.  j.  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  bei  dem  k.  k.  Bezirksschul- 
rathe  in  Trebitsch  einzubringen. 

An  der  vierdassigen  Volksschule  in  der  Stadt  Hüglitz  mit  deutscher  Unterrichtssprache 
ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem  Gehalte  jährlicher  800  fl.,  jedoch  ohne  freier  Wohnung  und 
Beheizung  provisorisch  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  Ober  Alter,  Stand, 
bisherige  Verwendung  und  erlangte  Lehrbefahigung  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirks- 
schulrathes  bis  1:5.  November  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Hohenstadt  einzu- 
bringen. 

An  dbn  Wiener  städtischen  Volksschulen  sind  drei  Oberlehrerstellen  zu  besetzen. 

Jahresgehalt  700  fl.,  200  fl.  Functionszulage,  Natural wohnung  oder  240  fl.  Quartiergeld, 
Quinquennalzulage.  Gesuche  bis  12.  November  d.  J.  bei  dem  Wiener  Magistrate  zu  über- 
reichen. 

An  der  Wiedner  Communal-Oberrealschule  ist  mit  heurigem  Schuljahre  die  Lehrerstelle 
fOr  Physik  zu  besetzen. 

Gehalt  1200  fl.,  Quartiergeld  300  fl.,  Quinquennalzulage  von  je  200  fl.  ö.  W. 
Gesuche  bis  10.  November  d.  J.,  bei  dem  Wiener  Magistrate  einzureichen. 

Zur  Regelung  des  Schulwesens  im  Schiuckenauer  Schulbezirke  nach  dem  Volkssohul- 
gesetze  und  dem  Gesetze  vom  21.  Jänner  1870  sind  nachbenannte  Lehrstellen  zu  besetzen,  für 
welche  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben,  beziehungsweise  erneuert  wird. 

An  der  fiinfcl assigen  Volksschule  zu  Schluckenau:  1  Lehrer  mit  600  H.  und  eine 
Mädchenlehrerin  mit  480  fl.  Gehalt;  an  der  illnfclassigen  Volksschule  zu  Georgswalde: 
2  Lehrer  mit  500  fl.  und  eine  Mndchenlehrerin  mit  400  fl.  Gehalt ;  an  der  dreiclassigen  Volks- 
schule zu  Altehrenberg:  1  Lehrer  mit 500  fl.  Gehalt;  an  der  zwciclassigen  Volksschule  in 
Nixdorf:  1  Mädchenlehrerin  mit  400  fl.  Gehalt;  an  der  oinclassigen  Volksschule  in  Nieder- 
nixdorf: 1  Lehrer  mit  5(K)  fl.  Gehalt  und  Naturalquartier ;  an  der  dreiclassigen  Volks- 
schule zuSchönan:  1  Lehrer  mit  500  fl.  Gehalt ;  an  der  dreiclassigen  Volksschule  zu  Hains- 
p a c h :  1  Unterlehrer  mit  850  fl.  Gehalt  imd  au  der  zwciclassigen  Volksschute  zu  Hielgers- 
dorf,  Neue  hrenberg  und  Niedereinsiedl  je  1  Üntcrlehrer  mit  280  fl.  Gehalt 

Mit  allen  diesen  Dienstposten  ist  der  Anspruch  auf  die  gesetzliche  Quinquennalzulage 
verbanden. 

Die  Gesuche  sind  mit  den  Dienstdocumenten  und  mit  dem  Nachweise  der  Lehrbefahigung 
bei  dem  botrelTenden  Ortsschulrathe  einzureichen. 

An  der  zwciclassigen  Volksschule  inDittersbach,  Schulbezirk  Friedland,  ist  die  Stelle 
eines  Unterlehrers  zu  besetzen,  mit  welcher  ein  Gehalt  von  350  fl.  verbunden  ist. 

Bewerber  haben  ihre  docnmcntirten  Gesuche  bis  29.  November  d.  J.  beim  Ortsschulrathe 
in  Dittersbach  einzubringen. 

An  der  vierclassigcn  Volksschule  in  Neu stadtl,  Schulbezirk  Friediand,  ist  die  Stelle 
eines  Unterlehrers  zu  besetzen,  mit  welcher  ein  Gehalt  von  350  fl.  verbunden  ist 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  <ie8uche  bis 
15.  November  d.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Neustadtl  einzubringen. 

Ander  k.  k.  Unterrealschule  in  Steyr  ist  die  Dircctorsstelle  in  Verbindung  mit  dem 
Lehramte  entweder  fikr  die  Mathematik  oder  die  Naturwissenschaften  oder  aber  fftr  daa  deutsche 
Sprach&eh  zu  besetaen. 

Die  BeBüge  sind  durch  daa  Gesetz  vom  9.  April  1870  bestimmt 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirten,  an  das  k.  k.  Ministerium  fiir  Cultus  und 
Unterricht  gerichteten  Gesuche  bis  15.  November  d.  J.  durch  ihre  vorgesetzte  Behödre  an 
den  k«  k.  Landeseohulrath  in  Linz  gelangen  zu  lassen. 
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Nachdem  die  Umwandhing  des  k.  k.  UntergymnasiumB  in  Freistil  dt  id  ein  vierclasBigea 
Realgymnasium  bewilligt  wurde,  sind  an  dieser  Lehranstalt  zwei  neue  Lehrstellen  die  eine  f&r 
classische  Philologie  und  die  andere  für  Zeichnen  zu  besetzen. 

Die  Bezüge  sind  in  dem  Gesetze  vom  9.  April  1870  bestimmt 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirten,  an  das  k.  k.  Ministeriam  für  Cultua  uod 
Unterricht  gerichteten  Gesuche  bis20.  NovemberdJ.  entweder  unmittelbar,  oder  wenn  sie 
bereits  angestellt  sind,  durch  ihre  vorgesetzte  Behörde  an  den  k.  k.  Landschulrath  in  Linz 
gelangen  zn  lassen. 

Im  Krumauer  Scbnlbezirke  (Böhmen)  sind  folgende  Lehrerstellen  erledigt; 

1.  Die  Oberlehrerstelle  in  Oberplan  mit  dem  Gehalte  von  500  fl.  und  der  FunetSons- 
zulage  von  200  fl.  nebst  freier  Wohnung; 

2«  die  Unterlehrerstellen  an  den  zweiclassigen  Volksschulen  in  Christianberg, 
Ottau,  Schön  au  und  Tweras  mit  dem  Jahresgehalte  von  je  280  fl.  ö.  W.  und  freier 
Wohnung; 

3.  die  Unterlehrerstelle  ander  dreidassigen  Volksschule  in  Welleschin  (böhmische 
Unterrichtssprache)  mit  dem  Gehalte  von  350  fl.  und  dem  Genüsse  einer  Natural wohnung; 

4.  die  Uuterlehrerstelle  an  der  dreidassigen  Volksschule  zn  Berlau  (böhmische  and 
deutsche  Unterrichtssprache)  mit  dem  Gehalte  von  350  fl.  und  freier  Wohnung. 

Bewerber  um  die  Stellen  in  Oberplan,  Christianberg,  Ottau,  Schönau  und  Tweras  haben 
ihre  eigenhändig  geschriebenen  und  mit  dem  Nachweise  ihres  Alters,  ihrer  Befähigung  und 
bisherige  Verwendung  documentirten  und  an  den  Krumauer  k.  k.  Bezirksschulrath  stilisirten 
Gesuche  durch  die  vorgesetzte  Bezirksschulbehörde  bis  15.  November  1.  J.  bei  dem  betref- 
fenden Ortsschnlrathe,  dagegen  die  Bewerber  um  die  Stelle  in  Berlau  und  Weleschin«  da  in 
den  beiden  Schulgemeinden  noch  keine  Ortsschulräthe  gewählt  sind,  bei  dem  k.  k.  Bezirks* 
schnlrath  in  Krumau  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Schardenberg  ist  die  Lehrerstelle  definitiv  zn 
besetzen. 

Hit  derselben  ist  nebst  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von  600  ff.  verbunden, 
wozu  noch  die  gesetzmiissige  Gehaltserhöhigung  bis  zum  vollendeten  20.  Jahre  der  Dienst- 
leistung kommt. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihr  Gesuche  bis  22.  November  d.J.  im  Wege  des  vorge- 
setzten Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Scheerding  einzubringen. 

An  der  dreidassigen  Volksschule  zu  Königsberg  in  k.k.  Schlesien  ist  eine  Unter- 
lehrerstelle vorläufig  mit  dem  Jahresgehalte  von  140  fl.  nebst  freier  Wohnung  und  Beheizung 
zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  Gesuche  mit  den  Nach- 
weisen Über  ihr  Alter,  ihre  Sprachkenntniss,  ihre  bisherge  Verwendung  und  Befähigung  bis 
18.  November  1.  J.  und  zwar,  wenn  sie  bereits  im  Schuldienste  verwendet  wurden,  im  Wege 
ihrer  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde,  unter  Ansohluss  ihrer  Qualificationstabelle  bei  der 
k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Troppau  einzureichen. 

Bei  der  Volksschule  des  Marktes  Anssee  in  Steiermark  ist  eine  Lehrerssteile  mit  dem 
Jahresgehalte  von  700  fl.  vorläufig  provisorisch  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Befähigungszengnissen  belegten  Gesuche 
im  vorschriftsmässigen  Wege  bis  25.  November  d.  J.  bei  dem  Ortsschulräthe  Auaaee 
einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  Floridsdorf  nächst  Wien,  bt  eine  UnterlehrerstteUe  aa 
besetzen,  womit  vorläufig  und  zwar  bis  zur  Durchftihrang  des  Landesgesetzea  vom  5. 
April  1870  ein  Jahresgehalt  vom  300  fl.  ö.  W.  nebst  Naturalwohnnng  nnd  Beheizung  ver- 
bunden ist 

Bewerber  um  diese  Stelle  wollen  ihre  mit  den  Lehrbefähigungazeugnissen  belegten 
Gesuche  bis  18.  November  d.  J.  beim  Bürgermeisteramte  zn  Floridadoif  einbringen. 
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Am  deutschen  Staatsgyinnasium  I.  Classe  in  Brfinn  ist  eine  Lehrerstelle  für  classiache 
Philologie  mit  Wenigstens  subsidiarischer  Vertretung  des  Deutsehen  zu  besetsen. 

Die  Yorschriftsmfissig  instuirten  Gesuche  sind  bis  zum  20.  November  d.  J.  im 
Dienstwege  bei  dem  k.  k.  Landesschnirathe  in  Brfinn  einzubringen. 

An  der  vierelaasigen  öffentlichen  evangelischen  Unterrealschule  zu  Bielitz  sind  vom 
1.  Jfoner  1871  ohne  Rücksicht  auf  die  Confession  der  anzustellenden  Lehrer  drei  neue 
Stellen  zu  besetzen,  und  zwar: 

Zwei  Stellen  hanptsfichlich   für  Deutsch,  Geschichte  und  Geographie; 

Eine  Stelle  hauptsächlich  für  Mathematik  und  Zeichnen. 

Die  Befähigung  des  einen  oder  andern  Bewerbers,  im  Französischen  zu  unterrichten, 
wäre  erwünscht. 

JShriicher  Gehalt  je  900  fl.  ö.  W. 

Anmeldungen  mit  Beifügung  der  nöthigen  Belege  und  einer  kurzen  Darstellung  des 
Lebens-  und  Bildungsganges  sind  bis  15.  November  d.  J.  an  das  Fresbyterium  der 
evangelischen  Gemeinde  in  Bielitz  zu  richten. 

Zur  Besetzung  von  fünf  im  Schulbezirke  Gabel  erledigten  Unterlehrerstellen,  und 
zwar: 

zu  BOhmisch-Zwiokau  mit  dem  Gehalte   jährlicher  400  fl. 

zuHennersdorfmit  dem  Gehalte  jährlicher  350  fl.  und  dem  Stiftungsbeznge 
jähriicher  70  fl. 

d%nn  zu  Hermsdorf,  Seifersdorf  undKriesdorf  mit  dem  Gehalte  jährlicher  350  fl, 
und  dem  Genüsse  einer  Naturalwohnung  in  Hermsdorf. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten  Gesuche  durch  die  vorgesetzte  k.  k. 
BezirksschnlbehOrdo  bei  dem  Ortsschulrathe  der  vorbenannten  Schulgemeinden  bis  17.  No- 
vember d.  J.  einzubringen. 

An  der  in  Gör z  in  zwei  parallen  Abtheilungen  zu  organisirendenitalienisch^slovenischen 
Lehrerbildungsanstalt  sind  die  Stellen  des  Directors  und  von  vier  Oberlehrern  zu  besetzen, 
mit  welchen  die  im  Gesetze  vom  9.  April  1870  sistemisirten  Dienstbezüge  verbunden  sind. 

Für  den  Directorposten  wird  der  Nachweis  der  Lehrbefahigung  für  Mittelschulen  und 
die  vollständige  Kenntniss  der  italieniscben,  slovenischen  und  deutschen  Sprache  gefordert. 

Von  den  Oberlehrern  ist  die  vollkommene  Kenntniss  der  einen  oder  der  andern  Landes- 
sprache, und  des  Deutschen,  so  wie  die  bisherige  auf  Grund  gesetzlicher  Befähigung  zurück- 
gelegte Dienstzeit  nachzuweisen,  wobei  den  Bewerbern  freigestellt  wird,  ihre  Wünsche  über 
die  Gehaltshöhe  auszusprechen. 

Die  gehörig  documentirten  Gesuche  sind  bi  s  10.  November  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Landes- 
schuhrathe  in  Görz  einzureichen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  dritter  Gebaltsolasse  zuErugsreuth  (Böhmen),  dann 
an  den  einclassigen  Volksschulen  vierter  Gehaltsdasse  zu  Oberreuth,  Schildern  und 
T  honbrunn  ist  je  die  Lehrerstelle  erlediget. 

Bewerber  um  diese  mit  den  classenmässigen  Bezügen  verbundenen  Stellen  haben  ihre 
mit  den  Befähigungs-  und  Verwendungszeugnissen  belegten  Gresuehe  bis  zum  26.  November 
d.  J.  bei  den  betreffenden  Ortsschulräthen,  die  im  Schulfache  bereits  Bediensteten  jedoch 
im  Wege  des  vorgesetzten  k.  kl  Bezirkssehulrathes  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  in  Klein-Kuntschitz  (Schlesien)  mit  deutscher  und  polnischer 
Unterrichtssprache  ist  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem  vorläufigen  Gehalte  von  180  fl.,  freier 
Wohnung  und  Beheizung  zu  besetzen.        * 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  Ende  November  1.  J.  beim  k.  k. 
Bezirksschulrathe  in  Freistadt  oder  beim  Gemeindevorstande  in  Klein-Kuntachitz  einzubringen/ 
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An  der  Landes-OberrealBchule  in  Znaim  ist  die  Lehrstelle  fUr  Mathematik  und  dar- 
stellende Geometrie  zu  besetzen.  Mit  derselben  ist  der  Gehalt  mit  800  fl.  ö.  W.  und  dem  An- 
rechte auf  Quinquennal-Zulagen  mit  je  200  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Die  Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  gehörig  instruirten  Gesuche  im  Dienstwege 
bis  15.  November  1.  J.  beim  k.  k.  Landesschnlrathe  in  Brunn  einzureichen. 

An  der  Volksschule  in  Holleschau  (Mähren)  mit  deutscher  und  mährischer  Unter- 
richtseprache  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers,  mit  welcher  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregu- 
lirung  der  Bezug  von  jährlichen  140  fl.  nebst  Naturalwohnung  oder  einem  Quartierzinsbeitrage 
von  30  fl.  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmflssig  documentirten  Gesuche  bis  10.  November  d.  J. 
bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Holleschan  einzubringen. 

Die  Stelle  eines Yolksschullehrers  im  OrteWeinzierl  nächst  Krems  ist  zu  besetzen. 
Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  5.  November 
d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Krems  zu  fiberreichen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Rappolz,  Gerichtsbezirk  Dobersberg,  Ist  die 
Lehrerstelle  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  bis  15.  No- 
vember d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Waidhofen  a.  d.  Thaya  einzubringen. 

Behufs  der  Erweiterung  der  dreiclassigen  Volksschule  in  Gallneukirehen  (Ober- 
österreich) zu  einer  vierclassigen,  kommt  die  Stelle  eines  Unterlehrers  zu  besetzen. 

Mit  derselben  ist  nebst  freier  Wohnung  der  Gehalt  jährlicher  400  fl.  ö.  W.  und  (nach 
§.  18  des  Gesetzes  vom  23.  Jänner  1870)  vom  Zeitpuncte  der  ersten  definitiven  Anstellung  hu 
gerechnet  bis  zum  vollendeten  20.  Dienstjahre  von  fünf  zu  fUnf  Jahren  eine  Gehaltserhöhung 
jährlicher  25  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  mit  einem  vollständigen  Nationale,  dem  Geburtsscheine,  den  Zeug- 
nissen über  Studien  und  Lehrbefähigung,  sowie  mit  den  Anstellungs-Decreten  und  den  Zeug- 
nissen über  bereits  geleistete  Dienste  instruirten  Gesuche  (beziehungsweise  durch  die  vor- 
gesetzte k.  k.  Bezirksschulbehörde)  bis  28.  November  d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschul- 
rathe fUr  den  Landbezirk  Linz  einzubringen. 

Zur  Besetzung  einer  Lehrstelle  für  deutsche  Sprache  au  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Linz 
wird  der  Concurs  mit  dem  Bemerken  ausgeschrieben,  dass  der  Nachweis  der  zum  mindesten 
subsidiarischen  Verwendbarkeit  für  den  Unterricht  in  der  Geographie  und  Geschichte  unter 
übrigens  gleichen  Umständen  mehr  Anspruch  auf  Berücksichtigung  gewährt. 

Die  Bezüge  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  bestimmt 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirten,  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unter- 
richt gerichteten  Gesuche  auf  dem  vorgeschriebenen  Wege  beim  k.  k.  Landesschulrathe  in 
Linz  längstens  bis  25.  No  vember  d.  J.  einzubringen. 

Im  Nachhange  zur  Verlautbarung  in  diesem  Blatte,  enthaltend  die  Concurs- Aussebrei- 
bnng  zur  Besetzung  der  Directorsstelle  an  der  k.  k.  vierdassigen  Unterrealsohule  sa  Steyr, 
wird  bekannt  gegeben,  dass  an  dieser  Lehranstalt  noch  drei  und  mit  der  Direc torstelle  vier 
Lehrstellen,  und  zwar  je  eine  fUr  Mathematik  als  Hauptfach,  für  das  Deutsche  als  Hauptfach,  für 
die  Naturwissenschaften  als  Hauptfach  und  fllr  die  französische  Sprache  zu  besetzen  sind« 

Die  Bezüge  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  bestimmt. 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirtet,  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und 
Unterricht  gerichteten  Gesuche  bis  25.  Nov  ember  d.  J.  im  vorgeschriebenen  Wege  an  den 
k.  k.  Landesschiilrath  in  Linz  gelangen  zu  lassen. 
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An  ätT  DoppelvolkMchale  sa  L  ittau  (Mahren)  und  zwei  UnterlehrersteUen  sa  besetzen. 

Mit  jeder  Stelle  ist  ein  Gehalt  jährlicher  360  fl.,  freie  Wohnung  und  Beheizung,  oder  fftr 
beide  letztere  ein  entsprechendes  Pauschaule,  eine  Decennalznlage  und  die  Pensionirnng  nach 
den  ff^  k.  k.  Staatsbeamte  geltenden  Normen  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  mit  dem  Nachweise  der  Lehrbefihignng,  der  yollkommenen 
Kenntniss  beider  Landessprachen,  der  Befähigung  für  den  Tum-  oder  Musikunterricht,  des 
Alters  und  sittlichen  Verhaltens  dann  der  bisherigen  Verwendung  versehenen  Gesuche  bis 
90.  November  1.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschnlrathe  in  Littan  einzubringen. 

An  der  Volksschule  mit  deutscher  Unterrichtssprache  in  Oskau  (Mähren)  ist  eine  Unter- 
lehrerssteUe,  mit  welcher  ein  Jahresgehalt  von  240  fl.  nebst  freier  Wohnung  und  Beheizung  im 
Schulhause  verbunden  ist  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  über  ihre  Lehrbef&higung  und 
bisherige  Verwendung  documentirten  Gesuche,  wobei  Musik-  und  Gesangskenntnisse 
besonders  berücksichtiget  werden,  sogleich  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Littau 
einzubringen. 

Zur  Besetzung  der  Assistentenstelle  für  allgemeine  und  technische  Physik  am  deutschen 
Polytechnikum  in  Prag  wird  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben. 

Mit  dieser  Stelle  ist  keine  jährliche  Remuneration  von  500  fl.  ö.  W.  verbunden. 

Diese  Anstellung  ist  keine  stabile,  sondern  dauert  nur  2  Jahre,  nach  deren  Verlauf  der 
Landesausschttss  es  sich  vorbehält,  über  Ansuchen  des  Betheiligten  und  Antrag  des  Lehr- 
körpers die  Belassung  desselben  in  dieser  Stellung  auf  weitere  1  oder  2  Jahre  zu  bewilligen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  gehörig  documentirten  an  das  Rectorat  des 
genannten  polytechnischen  Landesinstitutes  gerichteten -Gesuche  bis  10.  November  1.  J.  in 
der  Rectoratskanzlei  einzubringen. 

Zur  Besetzung  der  Lehrerstelle,  an  der  Loukovec*er  Volksschule  mit  dem  Gehalte  von 
400  fl.  und  Naturalwohnung  im  Schulhause. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  15.  November!.  J.  beidemk.k. 
Bezirksschnlrathe  in  Münchengrätz  einzubringen. 

An  der  exponirten  Unterlehrerstation  zu  Peterswald  (Mähren)  mit  deutscher  Unter- 
richtsspracheist  die  LehrersteUe  mit  welcher  bisher  ein  Jahreseinkommen  von  210  fl.  ö.  W. 
nebst  Naturalwohnung  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  bis  15. 
November  d.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Peterswald  einzubringen. 


Verfugungen, 

betreffend  Lehrbftclier  und  Lehrmittel. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterrieht  hat  nach  Anhörung  des  k.  k.  Landesschulrathes 
für  Mähren  die  beiden  Lehrbücher: 

Die  Natnrlehre  für  den  Unterricht  in  Elementarschulen  von  Dr.  Johannes 
Crttger  (11.  yerbesserte  Auflage  mit  in  den  Text  eingedruckten  Holzschnitten. 
Erfurt,  Ch.  W.  KOmer's  Verlagsbuchhandlung  1868,  Preis  eines  Exemplars 
8  Silbergroschen)  und  „Kleine  illustrirte  Naturgeschichte  für  Volksschulen^  von 
IVof.  Dr.  Eugen  Netoliczka,  Brttnn  1869 ,  Bnschak  und  Irrgang,  Preis  eines 
Exemplars  60  kr. 

zum  Lehrgebrauche  an  Volksschulen  zugelassen  (U.  M.  Z.  10198). 
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Fischer  F.  X.  Arithmethika  pro  prvni  a  drohoa  tfidn  lüiiiho  gymnasia 
sepsal.  .    .   .  Prag  1870.  Preis  eines  brochirten  Exemplars  1  fl.  40  kr.  5.W. 

Mit  ErlasB  des  MinisterianiB  für  Cnltaa  und  Unterricht  vom  11.  October  1870»  Z.  9587, 
allgemein  sogelaasen. 

Der  Minister  für  Cultns  und  Unterricht  hat  die  Schrift: 

yjNauka  o  m6tiekych  tvarech  pro  ikoly  narodni^  von  Joseph  Fr.  Eapka, 
Brttnn  1870,  Selbstverlag  des  Verfassers,  Preis  eines  Exemplars  25  kr. 

zum  Lehrgebrauche  in  den  Volksschulen  als  zalfissig  erklärt  (U.  M.  Z.  10200  ex  1870). 

H:a.ndia.ix»ga.l>eii  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  YolkAsekidMdien^ 
welche  durch  den  k.  k.  Schnlbttcherverlag  yeröffentlicht  worden  sind : 

Böhmisch:  Nr.  5.  Verordnung  des  Ministers  für  Gnltus  und  Unterricht  vom 
20.  August  1870,  womit  eine  Schul-  nnd  Unterrichtsordnung  für  die  allgemeinen 
Volksschulen  erlassen  wird.  (NaHzenl,  vydanö  od  ministra  vÄle^itosti  dnchovnich 
a  vyuioväni  dne  20.  srpna  1870,  jim2to  se  vjdivä  fäd  fikolnl  a  vynöovacl  pro 
•obydejnö  ikoly  obecn6.)  Preis  3  kr. 


Kundmachung. 


wegen  Besetzung  einer  am  landschaftlichen  Beal-Untergynmafiinm  zu  Pettaa 

erledigten  Lehrstelle. 

(Siehe  Verordnungsblatt  vom  16.  October  1870,  Stück  XIX.) 

Vom  Bteierm.  LandeBauBtchuMe. 


Competenz-Ausschreibung 

für  die  Stelle  eines  Professors  fOr  darstellende  Geometrie  und  technisches 
Zeichnen  an  der  technischen  Hochschule  am  landschaftlichen  Joanneum 

in  Oraz. 

Mit  dieser  Stelle  ist  ein  ans  dem  steierm.  Landesfonde  fliessender  Gehalt  von  1600  fl. 
(Eintausend  sechshundert  Gulden)  ö.  W.  mit  dem  Vorrttckungsrechte  in  die  Gehalte  von  ISOO  fl. 
und  2000  fl.  0.  W.  nach  zehn-  und  beziehungsweise  zwanzigjähriger  Dienstleiataag,  dann  Pen- 
sionsfahigkeit  nach  dem  für  landschaftliche  Professoren  bestehenden  Pensionsnormale  verbunden. 

Diejenigen,  welche  sich  um  diese  Stelle  bewerben  wollen,  haben  ihre  diessflUligen  Gesuche, 
versehen  mit  einem  cunicnhnn  vitae  und  mit  genauer  Angabe  ihrer  sdbststXndigen  wissen- 
sohafllieh  literarischen  und  graphischen  Arbeiten,  sowie  mit  allen  zur  Nachweisnng  ihrer  Lehr- 
befähigung  bereits  geleisteten  Dienste  u.  s.  w.  erforderlichen  Urkunden,  Zeugnissen  und  son- 
stigen Belegen  an  den  steiermfirkischen  Landesausschuss  zu  richten. 

Die  Gesoehe  sind  längstens  bis  Ende  November  d.J.  bei  der  Direction  der  techniacbea 
iHochschule  am  landschaftlichen  Joanneum  in  Graz  einzureichen. 

Graz,  am  12.  October  1870. 

Vom  steierm.  LandeBauaschusBe. 
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Kundmachung 


wegen  Besetzang  dreier  Lehrersstellen  an  der  landschaftlichen  Bftrgerscliale 

in  OUli. 

Bei  der  im  nächsten  Monate  in  Cilli  zu  eröfifnenden  dreiclassigen  landschaftl.  Bürger- 
aebnle  sind  drei  Lehrstellen : 

aj  fiir  Naturgeschichte  und  Naturlehre  (mit  Chemie) ; 

bj  deutsche  Sprache.  Geographie  und  Geschichte,  dann 

e)  Arithmetik,  Geometrie  und  geometrisches  Zeichnen 
zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen,  mit  deren  jeder  ein  Jahresgehalt  von  800  fl.  ö.  W.  und  der 
Anspruch  auf  Vorrückung  in  die  höheren  Gehaltsstufen  von  900  fl.  und  1000  fl.  ö.  W.  nach 
zehn-  und  rficksichtlich  zwanzigjähriger  in  der  Eigenschaft  als  Lehrer  einer  Bürger-  oder  Mittel- 
schule zurückgelegter  Dienstzeit  verbunden  ist,  haben  ihre  Befähigung  für  die  obbezeichneten 
Fächer  durch  Zeugnisse  über  die  mit  gutem  Erfolge  bestandene  Lehramts-Candidatenprüfung 
mindestens  für  Unterrealschulen  nachzuweisen  und  die  mit  den  erforderlichen,  das  Alter,  die 
zurückgelegten  Studien,  Sprachkenntnisse  und  die  bisherige  Verwendung  im  Lehrfache  dar- 
thuenden  Behelfen  instruirten  Gesuche  bis  längstens  1.  November  d.  J.  bei  dem  steierm.  Lan- 
desansschusse  zu  übeireichen.  Die  definitive  Anstellung  kann  erst  nach  zurückgelegter  drei- 
jähriger Dienstzeit  erfolgen. 

Diejenigen,  welche  bereits  um  andere  Lehrers-  oder  Directorsstelien  an  steierm.  land- 
sehaftt.  Bfirgerzchulen  eingeschritten  sind  und  ihre  Gesuche  oder  Beilagen  noch  nicht  zurück- 
gestellt erhalten  haben,  haben  lediglich  durch  ein  geeignetes  Einschreiten  zu  erklären,  ob  und 
für  welche  der  hier  ausgeschriebenen  Stellen  sie  in  Competenz  treten  wollen. 

Graz,  am  14.  October  1870. 

Vom  steiemL  Landesausschusse. 


In  der  k.  k«  Hof-  und  Staatsdmckerei  in  Wien  ist  erschienen  und  durch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Wnrzbaoh  von  Tannenberg,  Dr.  Constant,  biogr.  Lexikon  des  Eaiserthumes  Gestenreich. 

Enthaltend  die  Lebensskizzen  der  denkwürdigen  Personen,  welche  von  1750  bis  1850  im 

Kaiserstaate  und  in  seinen  Kronländem  gelebt  haben.  1.— 20.Theil.8. 1857— I868.br.  früher 

45  fl.  jetzt  27  fl.  50  kr. 

Hievon  sind  auch  einzeln  zu  haben: 

Band  1—5  a  1  fl. 

Band  6—10  früher  i  2  fl.  jetzt  i  1  fl.  50  kr. 

Band  11—20  früher  a  3  fl.  jetzt  a  1  fl.  50  kr. 

Band  21  wie  bisher  3  fl. 

Slfinger,  Dr.  Ant.  und  Dr.  Ferd.  Hauser,  der  physische  Mensch.  Wissenschaftlich-populäre 
Zusammenstellung  über  den  Bau  des  menschlichen  Körpers  und  seine  Lebensverrichtungen. 
Als  Hilfsbuch  für  Lehrer  und  Erzieher,  auch  beim  Unterrichte  für  Blinde.  Mit  90  in  den  Text 
eingedrackten  Holzschnitten,  gr.  8.  brosch.  20  kr. 

Wissenschaft  und  Leben  gehen  in  unseren  Tagen  Hand  in  Hand.  Eigenthümlicher  Weise 
ist  gerade  deijenige  Zweig  der  Natnrwissenschaften,  der  uns  am  n&chsten  liegt  und  der 
auf  populäre  Behandlung  den  meisten  Anspruch  hat,  bisher  am  stiefmütterlichsten  behan- 
delt worden. 

Dieser  Grundgedanke  leitete  die  Verfasser  bei  Bearbeitung  obiger  populären  Anatomie 
und  Physiologie  des  Menschen.  Das  Werkchen  ist  mit  seltener  Klarheit  und  Gemein- 
&sslichkeit  geschrieben,  die  durch  90  in  den  Text  gedruckte  ausgezeichnete  Holzschnitte 
noch  mehr  hervorgehoben  werden.  Es  eignet  sich  somit  als  vortrefflicher  Leitfadi^  beim 
Unterrichte,  wie  es  ausserdem  jedem  Denkenden  zum  Selbststudium  bestens  empfohlen 
werden  kann. 

Bilder-Atlas  zur  wissenschaftlich-populären  Naturgeschichte  der  Wirbelthiere.  Quart-Format. 
Der  ganze  Atlas  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  ausgeführten  Blättern  und  kostete 
eomplet  früher  126  fl.  —  jetzt  nur  mehr  30  fl. 

Hierzu  als  erläuternde  Beigabe  .- 

Karzer  erläuternder  Text  zum  Bilder-Atlas  der  wissenschaftlich-populären  Natur- 
geschichte der  Wirbelthiere  von  Dr.  M.  Wretschko,  k.  k.  Professor  der  Naturgeschichte  am 
akademischen  Gymnasium  zu  Wien.  Gross-Quart  br.  50  kr. 
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Man  bittet,  diese  Anzeige  niclit  unberOcl(8iclitigt  zu  lassen  I 


In  der  k.  k.  Hof^  and  StaAtsdimokeirel  in  '^^len  iat  soeben  erschienen  «uid 
wird  gratis  abgegeben: 


¥#ir^#i€liii^ls@ 


werthvoller, 


im  Preise  ausserordentlich  ermässigter 


.@^ 


aus  dem 


Yerlage  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei 


in 


Dieses  Verzeichniss  enthält  Werke  aus  allen  Fächern  der  Literatur  und  Kunst,  welche 
sowohl  in  Bezug  auf  wissenschaftlichen  Inhalt,  als  auch  artistische  Ausstattung  herrormgeii. 

Die  einzelnen  Artikel  sind  im  Preise  niinmelir  biS  auf  die  HUfte^  ZUm  Theil 

sogar  auf  den  fttnften  Theil  des  froheren  Yerkaofsprelses  herabgesetzt^ 

sonach  Jedermann  leicht  zugänglich  gemacht. 

Wir  sind  überdiess  in  der  Lage,  Öffentlichen  Lehranstalten^  Instituten^  Biblio- 
theken beidirecten,  frankirten,  schriftlichen  Bestellungen,  denen  der  entsprechende  Geld- 
betrag sogleich  beigelegt  wird,  einen  Naßhlass  TOn  25  Pereent  vom  Catalogspreise  SQ 
gewähren. 

BesteUungen  gegen  Postnachnahme  können  wir  nicht  effectuiren. 

Cataloge  stehen  auf  Verlangen  jederzeit  gratis  zu  Dienst. 

Wien,  August  1870. 


Verlag  der  k.  k.  Hof-  und  StoMtsdrtuikerei. 


km%  4f r  kaMcrlich-höaif  littlira  M«f-  ■■d  SUatodraciivr«!. 


Jahrgang  1870.  Stfiek  XXI. 


Verordnungsblatt 


fir  doi  Dinstberadi  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht. 


Redigirt  im  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht 


Aasgegeben  am  18.  NoTember  1870. 


Inlialt:  Erlass  des  MiiiiBters  für  Gnltns  und  Unterricht,  betreffend  die  Erhöhung  der  Taxe 
fUr  die  Ausfertigung  von  Dnplicaten  der  Maturit&tszeugniase.  —  Erlass  des  Mini- 
sters für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  den  Religionsunterricht  und  die 
religiösen  Uebungen  fftr  katholische  Schttler  an  Mittelschnlen.  —  Erlass  des  Mini- 
sters fttr  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Behandlung  von  confessionslosen 
Schülern  an  Mittelschulen  bezüglich  der  Prüfung  und  Classification  aus  der  Reli- 
gionslehre. —  Gesetz,  womit  der  §.  19  des  Landesgesetzes  vom  12.  Jfinner  1870, 
betreffend  die  Schulaufsicht  in  M&hren,  abgeändert  wird.  —  Oeffentlichkeitrechts- 
Verleihungen.  —  Personalnachrichten.  —  Concurs-Ausschreibungen.  ^  Verfügun- 
gen, betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel.  —  Privat-Anzeigen. 


Nr.  150. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  13.  October 

1870,  Z.  10.146, 

an  den  k.  k.  Landesschulrath  für  Böhmen, 

betreffend  die  Erhohang  der  Taxe  fEir  die  Aasfertigang  yon  Daplicaten  der 

Maturitätszeagnisse. 

Nachdem  die  mit  dem  Ministerialerlasse  vom  30.  April  1859,  Z.  4739,  getrof- 
fenen Massregeln,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  nicht  ausreichen,  das  höchst  leicht- 
sinnige (Gebaren  vieler  Stndirenden  mit  den  Originalen  der  von  ihnen  erworbenen 
Matnritätszngnisse  zu  beseitigen,  so  finde  ich  mich  bestimmt,  die  Taxe  fttr  die 
Ansfertigung  von  Dnplicaten  solcher  Zeugnisse  auf  6  fl.  ö.  W.  zn  erhöhen,  wobei 

es    indess  dem  k.  k anheimgestellt  wird,  in  einzelnen  besonders 

rttcksiehtswttrdigen  Fällen  eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  zu 
bewilligen. 

Diese  Taxen  haben,  wie  diess  bereits  in  dem  Eingangs  erwähnten  Erlasse, 
der  im  Uebrigen  auch  seine  Giltigkeit  behält,  festgesetzt  worden  war,  in  den 
Lehrmittelfond  einznschliessen. 

HicTon  setze  ich  den  k.  k in  Erledigung  des  Berichtes  vom  27.  Sep- 
tember d.  J.  in  Kenntniss. 


62 


682 


Nr.  151. 

Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  28.  October 

1870,  Z.  3264, 

an  den  k.  k.  Statthalter  fUr  Niederösterreich, 

betreffend  den  Beligionsnnterricht  nnd  die  religiösen  Uebnngen  fDr  katho- 
lische Schüler  an  Mittelschulen. 

Ißt  dem  Dienstberichte  vom  4.  April  d.  J.,  Z.  7858,  haben  Eure 

mir,  zwei  Znschriften  des  niederösterreichisehen  LandesansschuBses  nnd  eine 
Eingabe  des  Lehrkörpers  des  akademischen  Gymnasiums  in  Wien,  enthaltend 
einige  Anfragen  nnd  Anträge  in  Betreff  des  Religionsunterrichtes,  sowie  der  reli- 
giösen Uebnngen  an  Mittelschulen^  unter  Betonung  der  Nothwendigkeit  vorgelegt^ 
für  das  diessbezilgliche  Vorgehen  der  Directionen  der  Mittelschulen  eine  feste  und 
allgemein  giltige  Vorschrift  zu  erlassen. 

Da  die  den  Zuschriften  des  Landesausschusses  zu  Gponde  liegenden  Anfragen 
der  Landes-Realschulen  zu  Krems  und  Wr.-Neustadt  dem  Wesen  nach  mit  den 
Anträgen  des  Lehrkörpers  des  academischen  Gymnasiums  in  Wien  zusammen- 
fallen, glaube  ich  mich  auf  die  Erledigung  dieser  letzteren  beschränken  zu  können, 
welche  nachstehends  lauten : 

l.'Es  möge  das  Ministerium  veranlassen,  dass  die  katholischen  Andachta- 
Übungen  ausserhalb  des  Gymnasiums  abgehalten  werden ;  für  den  Fall  der  Abhal- 
tung derselben  am  Gymnasium  aber  verfugen : 
aj  däss  die  Anstalt  mit  ihrer  Disciplinargewalt  die  Theilnahme  der  Schüler  an 

den  AndachtsUbungen  nicht  zu  erzwingen  habe ; 
bj  dass  die  Andachtsttbnngen  beschränkt  werden  auf  den  Gottesdienst  an  Sonn- 

und  Feiertagen  und  die  Osterexercitien. 

2.  Möge  das  Ministerium  verfUgen,  dass  die  Religionsnote  keinen  Einfluss  auf 
die  allgemeine  Fortgangsciasse  und  die  Location  nehme ; 

3.  dass  die  katholische  Religionslehre  aufhöre,  Gegenstand  der  Maturitäts- 
prüfung zu  sein,  und  die  ins  Maturitäts-Prtlfungszengniss  einzutragende  Note  des 
zweiten  Semesters  keinen  Einfluss  auf  Bestimmung  des  Grades  der  Reife  zu 
nehmen  habe ; 

4.  dass  für  die  Religionslehre  in  der  VIII.  Classe  die  ursprüngliche  Stunden- 
zahl zwei  wieder  eintrete  und  die  dadurch  frei  gewordene  Stunde  dem  mathema- 
tischen Unterrichte  zugewiesen  werde. 

Was  nun  vorerst  den  Antrag  ad  4  anbelangt,  ist  dem  darin  gestellten  Ansu- 
chen durch  den  Ministerialerlass  vom  3.  September  1870,  Z.  8065,  (Verordnungs- 
blatt Stk.  XVin,  S.  554)  bereits  Folge  gegeben  worden. 

Die  Anträge  ad  2  und  3  stehen  mit  der  angebahnten  Reform  des  gesammten 
Gymnasialwesens  in  so  engem  Zusammenhange,  dass  ich  es  als  sachgemäss 
erkennen  muss,  die  principielle  Erledigung  derselben  durch  jene  Vorlage  zu  ver- 
mitteln, welche  wegen  Feststellung  der  grundsätzlichen  Bestimmungen  für  die 
Gymnasialeinrichtungen  an  die  hiezu  competente  Reichsvertretung  sobald  als 
thunlich  gelangen  soll. 

Betreffs  der  religiösen  Uebungen  für  katholische  Schüler  an  Mittelschulen 
(Antrag  1)  hat  nach  derMinisterialverordnung  vom  5.  April  d.  J.,  Z.  2916,  (Verord. 
m.  Stk.  Vm,  S.  213)  in  Fällen,  wo  sich  über  das  Mass  derselben  zwischen  dem 
Lehrkörper  und  der  kirchlichen  Behörde  Differenzen  ergeben,  *die  Landesschnl- 
behörde  zu  entscheiden,  hierbei  sich  jedoch  den  Grundsatz  gegenwärtig  zu  halteni 
dass  an  dem  Schulgottesdienste  zu  Anfang  und  zu  Ende  des  Schuljahres,  dann 
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an  Sonn-  nnd  Festtagen,  endlich  an  dem  Empfange  des  heOigen  Sacramentes  der 
Bnsse  und  des  Altars  zu  Anfang  und  zu  Ende  des  Schuljahres  und  zur  österlichen 
Zeit  festzuhalten  ist 

Die  hiebei  maasgehenden  disciplinaren  Rücksichten  erheischen,  dass  die  an 
einer  Schule  eingeführten  religiösen  Uebungen  fttr  ihre  sämmtlichea  katholischen 
Schüler  bestimmt,  und  daher  Fälle  der  Nichttheilnahme  an  denselben,  soweit  eine 
solche  im  Sinne  des  Artikels  14  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger  (R.  6.  Bl.  Nr.  142)  in  Anspruch  genommen  werden  darf, 
als  Ausnahme  zu  betrachten  sind,  demzufolge  auch  jede  Schule  darauf  zu  bestehen 
haben  wird,  dass  ihr  die  berechtigten  Erklärungen  wegen  Nichttheilnahme  an  den 
gedachten  religiösen  Uebungen  ausdrücklich  und  im  Vorhinein,  d.  i.  in  der  Regel 
am  Beginne  jedes  Semester  angemeldet  werden.  Dieser  Vorgang  ist  eben  durch 
die  Disciplinargewalt  der  Schule,  welcher  sich  jeder  Schüler  unterwirft,  unbedingt 
geboten. 

Uebrigens  bilden  die  gedachten  religiösen  Uebungen  ihrer  Natur  nach  keinen 
integrirenden  Bestandtheil  des  Religionsunterrichtes,  und  es  übt  daher  auch  die 
Theilnahme,  sowie  eine  berechtigte  Nichttheilnahme  an  denselben  auf  die  Zeug- 
nissnote aus  dem  Religionsgegenstande  keinen  Einflusa.  In  Consequenz  hievon 
ergibt  sich  femers,  dass  aus  dem  Entfallen  des  Religionsunterrichtes  in  den  oberen  ' 
Classen  der  Realschule  (nach  §.10  des  Landesgesetzes  für  Niederösterreich  vom 
3.  März  d.  J.)  eine  weiter  gehende  Beschränkung  in  der  Verzpichtung  der  Schüler 
derselben  zur  Zheilnahme  an  den  in  der  Schule  veransialteten  religiösen  Uebungen 
nicht  hergeleitet  werden  kann. 

Ich  ersuche  Eure  .  .  .  hiemach  das  bezügliche  dieser  Angelegenheit  Erfor- 
derliche zn  veranlassen. 


Nr.  152. 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  28,  October 

1870,  Z.  8692, 

an  den  Statthalter  für  NiederöBterreich, 

betreffend  die  Behandlung  von  confessionslosen  Sehfllem  an  Hittelschnlen 
bezüglich  der  Prflfting  und  Classification  aus  der  Beligionslekre. 

Die  in  den  Berichten  vom  26.  August  und  13.  October  d.  J.  bezeichneten  Gym- 
nasialschüler*) haben  nach  dem  Inhalte  der  Berichtsbeilagen  noch  nicht  jenes  Alter 
erreicht,  in  welchem  nach  Artikel  IV  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868  (R.  G.  Bl. 
Nr.  49),  Jedermann  ohne  Unterschied  des  Gteschlf  chtes  die  freie  Wahl  des  Beli- 
gionsbekenntnisses  nach  seiner  eigenen  Ueberzengung  zusteht 

Da^emer  niebt  nachgewiesen  ist,  dass  die  im  Artikel  11,  Alinea  2,  bszeich- 
neten  Voraussetzungen  yorhanden  sind,  unter  denen  ein  Religionswechsel  der 
Kinder  vor  vollendetem  14.  Lebensjahre  gesetzlich  zulässig  ist,  so  mnss  angenom- 
men werden,  dass  die  erwähnten  Gymnasialschüler  der  Religion  angehören,  welche 
ihre  Eltern  zur  Zeit  der  Geburt  dieser  Kinder  bekannt  haben. 

Was  dagegen  Schüler  betrifft,  welche  unter  den  vorliegenden  Falls  nicht  ein- 
tretenden gesetzlichen  Voraussetzungen  als  confessionslos  erscheinen,  so  greifen 
für  dieselben  die  nämlichen  Rücksichten  Platz,  welche  für  nicht  katholische  Schüler 
an  Orten  massgebend  sind,  wo  sie  keinen  Religionsunterricht  ihrer  Confession 

^  Anmerkung.  Sohfller  der  ersten  und  beziehangaweise  zveiten  Classe,  denen  V&ter 
sieh  nie  confessionslos  bezeichnet  und  die  Dispensimng  dieser  ihrer  Söhne  von  den  Prüfung 
aus  der  Religionslehre  verlangt  haben. 

62  • 


634 

erhalten  können ;  in  das  Semestralzeugniss  wird  statt  der  Note  für  die  Beligions- 
lehre  die  Ursache,  ans  welcher  eine  solche  entfällt,  ersichtlich  zu  machen  sein. 

Die  erwähnten  gesetzlichen  Voraussetzungen  bestehen  ab^r  darin,  dass 

aj  nach  Artikel  IV  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868  über  die  interconfessionellen 
Verhältnisse  der  Staatsbürger  der  Austritt  des  Schillers  aus  einer  Kirche  oder 
Religionsgesellsehaft  vor  dem  vollendeten  siebenten  Lebensjahre  gleichzeitig 
mit  jenem  des  Vaters,  oder  nach  dem  vollendeten  14.  Lebensjahre  selbst- 
ständig erfolgte ;  und 

bj  in  beiden  Fällen  die  im  Artikel  VI  desselben  Gesetzes  yorgezeichnete  Mel- 
dung bei  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  ^Bezirkshauptmannschaft 
oder  Magistrat  einer  Stadt  mit  eigenem  Gemeinaestatnte)  nachgewiesen 
erscheint 


Nr.  153. 

Gesetz  vom  7.  November  1870, 

womit  der  §.  19  des  Landesgesetzes  vom  12.  Jänner  1870^  Z.  in^  Landes- 
gesetzblatt^  betreffend  die  Schnlanfeicht  in  Mäliren^  abgeändert  wird. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meiner  Markgrafschaft  Mähren  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt : 

Artikel  L 

Der  §.  19  des  Landesgesetzes  vom  12.  Jänner  1870,  Z.  m  Landesgesetzblatt, 
betreffend  die  Schnlanfsicht,  wird  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  und  hat  zu  lauten, 
wie  folgt : 

§.  19.  Die  Schulbezirke  fallen  dem  Umfange  nach  mit  den  politischen  Bezirken 
zusammen. 

Die  mährische  Enclave,  Gerichtsbezirk  Hotzenplotz,  bildet  einen  eigenen 
Schulbezirk. 

Städte,  welche  ein  eigenes  Gtemeindestatut  haben,  bilden  je  einen  beson- 
deren Schulbezirk. 

Artikel  n. 

Dieses  Gtesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit 

Franz  Joseph  m.  p. 

StreMayr  m.  f. 


Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privat-M&dchenschule  der  Phllipplne 
Baron  in  Wienor-Neoatadt  das  Oeffentliohkei tarecht  ertheilt. 

Der  Minister  für  Cultus  and  Unterricht  hat  der  Frivat-Knaben-  und  M&dchenschole  de« 
Carl  Krach  in  Smichow  das  Oeffentlichkeitsreeht  ertheilt 

Der  Minister  für  Cultas  und  Unterricht  hat  der  von  dem  Werksarbeiter-Brnderladvereine 
bei  der  Oewerkschaft  am  Savestrome  hi  Sagor  erhaltenen  Privat- Volksschule  das  Oeffentlich- 
keitsreeht ertheilt 
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Der  Minister  für  Cnltas  und  Unterricht  hat  den  Bestand  der  Redprocitftt  hinsichtlioh  der 
Berechnung:  der  Dienstzeit  der  Directoren  and  Professoren  swisohen  den  Mittelschnlen  des 
Staates  einerseits  nnd  den  Landes-Realgymnasien  In  Mfihrisch-Neustadt  und  Mährisch-Schön- 
berg  anderseits  im  Sinne  des  §.  11  des  Gesetzes  yom  9.  April  1.  Z.,  R.  O.  BI.  Nr.  46,  anerkannt 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majest&t  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessang  vom 

6.  November  d.  J.  die  Errichtung  eines  die  gr.  or.  Glaubensgenossen  der  dalmatiner  Bezirke 
Cattaro  und  Ragnsa  umfassenden  griechisch-orientalischen  Bisthnms  mit  dem  Bischofssitze 
in  Cattaro  allergn&digst  zu  genehmigen  geruht. 

Seine  k»  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 

7.  November  d.  J.  den  Domprfilaten,  Scholasticus  Leopold  Stoeger,  den  ersten  Pfiirrer  der 
evangelischen  Gemeinde  Augsb.  Conf.  in  Wien,  Gustav  Po rubszky,  den  Doctor  der  Medi- 
zin, Maximilian  Engel,  den  Regietnngsrath  nnd  Universit&ts-Professor  Johann  Vahlen, 
den  Direetor  der  Landstrasser  Oberrealschule,  Joseph  Weiser,  und  den  Professor  am  poly- 
technischen Institute^  Carl  SckrOer,  zu  Mitgliedern  des  Landesschnlrathes  flir  NiederOster- 
reich  auf  die  gesetzliche  Functionsdaner  zu  ernennen  geruht 


Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  auf  Grund  des  Schnlaufsichtsgesetzes  .vom 
20.  Februar  d.  J.  zu  Bezirksschulinspectoren  in  Krain  ernannt: 

Für  den  Stadtbezirk  Laibach  den  Gymnasialdirector  in  Laibach,  Jacob  Smolej; 

fCbr  den  Landbezirk  Laibach  den  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Lai- 
bach, Leopold  Ritter  von  Gariboldi; 

für  den  Bezirk  Stein  den  Volksschullehrer  in  Laibach,  Matthaus  Mo6nik; 

für  den  Bezurk  Littaj  den  Pfarrer  in  St  Veit  bei  Sittich,  Mathias  Kulavid; 

für  den  Bezirk  Gurkfeld  den  Pfarrdechant  in  Haselbach,  Eduard  Polak; 

für  den  Bezirk  Rudolfswerth  den  Chorherm  am  Collegiat-Capitel  in  Rudolfswerth,  Carl 
Legat-, 

für  den  Bezirk  CemembI  den  Dechant  und  Pfiirrcr  in  Semi6,  Anton  Ales; 

für  den  Bezirk  Gottschee  den  Pfarrdechant  in  Gottschee,  Joseph  Novak; 

für  den  Bezirk  Loitsch  den  Lehrer  an  der  Werkschule  in  Idria,  Felix  Stegnar, 

für  den  Bezirk  Adelsberg  den  Schuldircctor  in  Wippach,  Lukas  Hiti; 

für  den  Bezirk  Krainburg  den  Gymnasiallehrer  in  Krainburg,  Franz  Kraian,  und 

für  den  Bezirk  Radmansdorf  den  Gymnasiallehrer  in  Krainburg,  Michael  2olgar. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  am  zweiten  Staatsgjrmnasium 
in  Teschen,  Armand  Gustav  Kar  eil,  zum  wirklichen  Lehrer  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Supplenten  Cyprian  Leonardi  zum 
wirklichen  Lehrer  am  Staatsgymnasium  zu  Roveredo  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Volksschul-Unterlehrer  zu  Eger,  Joseph 
Kristen,  zum  UebungsschuUehrer  an  der  k.  k.  Lehrerbildungsanstalt  in  Bregenz  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Titularlehrer  an  der  mit  der  k.  k.  Lehrer- 
bildungsanstalt in  Graz  verbundenen  Uebnngssehule,  Michael  Jö  bstl,  zum  wirklichen  Lehrer 
ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Oberlehrer  in  Fünfhaus,  Franz  Beer, 
in  Würdigung  seiner  vieljäbrigen  verdienstvollen  Wirksamkeit  im  Amte  den  Directorsdte) 
veriiehen. 
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Der  Ifinitter  für  Cnltss  und  Unterricht  hat  die  an  der  UniversitXts-Biblfothek  in  Lember^ 
in  Erledigung  gekommene  AmmannensiMtelle  dem  Rudolf  Ott  mann  verlieben. 

Der  Minister  für  Cnttus  nnd  Unterricht  bat  den  Hauptlehrer  an  der  k.  k.  Lebrerbildnn^- 
anstalt  in  Linz,  Ignaz  Baukenbaider,  zum  Mitgliede  der  dortigen  PrttfungecommiBsion  för 
allgemeine  Volke-  und  Bürgersclftilen  ernannt. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Professor  am  Realgymnasium  in  Prachatic, 
zugleich  Bezirksschulinspector  Jaroslav  Z den 6k,  eine  Hauptlehrerstelle  an  der  k.  k.  böhmi- 
sehen  Lehrerbildungsanstalt  in  Prag  verliehen. 

Der  Minister  fftr  Coltns  und  Unterricht  hat  die  an  der  k.  k.  Bau-  und  Maschinengewerbe- 
schule in  Wien  abzuhaltenden  Vorträge  über  deutsche  Si^ache  dem  Professor  des  Communal- 
Realgymnasiums  in  Mariahilf,  Friedrich  Umlauft,  jene  über  Geographie  nnd  Geschichte  dem 
Professor  der  Realschule  auf  der  Landstrasse ,  Hilarius  Vogel,  endlich  jene  Ober  Buchhal- 
tung dem  Professor  der  Schottenfelder  Realschule  Franz  Vi  Ulcus  fibertragen. 

Die  vom  Ministerium  fQr  Cultus  und  Unterricht  eingesetzte  Prfifangs-Commission  f&r  das 
Lehramt  des  Turnens  an  Mittelschulen  und  Lehrerbildungsanstalten  hat  unter  dem  Vorsltse 
des  Professors  am  Wiener  Polytechnicum  Dr.  Joseph  Kolbe  ihre  Wirksamkeit  bereite  begon- 
nen. Zu  Examinatoren  wurden  der  Professor  der  Wiener  Universität,  Dr.  Carl  Brühl  für 
Anatomie  und  Physiologie,  der  Turnlehrer  an  dej  k.  k.  theresianischen  Akademie,  Johann 
Hoffer  für  den  theoretischen  Theil  der  Prüfung  und  der  Eigenthümer  einer  Tumanstalt  In 
Wien,  Richard  Kümmel,  für  den  praktischen  Theil  derselben  auf  die  Functionsdauer  von  drei 
Jahren  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Lehrer  an  der  Landesoberrealsohute  zu 
Wiener-Neustadt  Anton  Steinhauser,  eine  Lehrerstelle  an  der  k.  k.  Bau- und  Maschinen- 
Gewerbeschule  in  Wien  verliehen. 


Concurs-Ausschreibungen. 


Die  Lehrersstelle  in  Filzmoos  (Salzburg)  mit  dem  Jahresgehalte  von  400  fl.  6.  W.  aus 
dem  Normalschul-,  resp.  Landesschulfonde  ist  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  instmirten  an  den  Landesschelrath  zu  Salzburg  gerich- 
teten Gesuche  bis  6.  December  d.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Filzmoos,  und  wenn  sie  in  ande- 
ren Schulbezirken  angestellt  sind,  im  Wege  des  k.  k.  Bezirksschulrathes  ihres  Bezirkes  ein- 
zubringen. 

Bei  der  Volksschule  zuGöllersdorf  (Niederösterreich)  ist  die  erledigte  Unterlehrers- 
stelle zu  besetzen,  mit  welcher  das  durch  das  Landesgesetz  vom  5.  April  1870,  Nr.  35,  festge- 
setzte Einkoromen  verbunden  sein  wird. 

Bewerber  wollen  ihre  Dooumente  über  Alter,  Befftbigung  und  bisherige  Dienstleistung 
bis  25.  N 0 V e m b e r  d.  J.  an  die  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Oberhollabrunn  einsenden. 

Bei  den  Volksschulen  in  Iglau  sind  zwei  UnterlehrerssteUen,  mit  welchen  derzeit  ein 
Gehalt  von  800  fl.  ö.  W.  verbunden  ist  (welcher  aber  zu  Folge  des  Gesetzes  vom  24  Jänner 
1870,  Nr.  18,  L.  G.  Bl.,  erhöht  werden  wird)  zu  bezetzen. 

Bewerber  um  eine  solche  Dienststelle  haben  ihve  mit  den  Zeugnissen  über  ihre  Lehrbef&- 
higung  nnd  bisherige  Verwendung  belegten  Gesuche  bis  16.  De  cember  d.  J.  bei  demBezirks- 
sohnhrathe  in  Iglau  einzubringen. 
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Im  Schalbezirke  Yillach  sind  die  Lehrersstellen  an  den  einclassigen  Yolkssclinlen  zu 
heil.  Geist,  Kreuzen,  Rabland,  Kellerberg  und  Wolt'sbach,  jede  mit  400  fl.  Gehalt,  Anspruch 
auf  Dienstalterszulage  und  freie  Wohnung  oder  Quartiergeldentschädigung;  dann  die  ünter- 
lehrersstellen  an  den  zweiclassigen  Volksschulen  zu  Bleibergkreuth  und  Saifhitz,  jede  mit  400  fl. 
Gehalt,  erlediget. 

Zur  Besetzung  dieser  Lehrersstellen  wird  hiemit  derConcurs  ausgeschrieben.  Die  Bewer- 
ber haben  ihre  Geajiche  mit  den  Behelfen  zur  Nachweisung  ihrer  Lehrbeföhigung  und  ihrer 
bisherigen  Verwendung  bis  15.  December  d.  J.,  und  zwar  wenn  sie  bereits  angestellt  sind, 
im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  bei  der  betreffenden  OrtsschulbehOrde  einzu- 
bringen. 

Bewerber  um  die  Unterlehrersstelle  in  Saifnitz  haben  auch  die  Kenntniss  der  slovenischen 
Sprache  nachzuweisen. 

£ine  der  drei  Unterlehrersstellen  an  der  vierclassigen  Volksschule  zu  Scheerding 
(Oberösterreich)  wurde  in  eine  Oberlehrersstelle  umgewandelt 

Es  wird  demnach  für  diese  Oberlehrersstelle,  womit  ein  Jahresgehalt  von  700  fl.  nebst 
den  gesetzlichen  Quinquennalzulagen  bis  zum  vollendeten  20.  Dienstesjahre  verbunden  ist,  der 
Concurs  mit  dem  Beifügen  ausgeschrieben,  dass  die  Bewerber  ihre  gesetzlich  documentirten 
Gesuche  bis  6.  December  d.  J.  im  Wege  ihres  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  bei  dem 
k.  k.  Bezirksflchulrathe  Scheerding  einzubringen  haben. 

An  der  einclassigen  Volksschule  zuAltschwendt  ist  die  Oberlehrerastelle  definitiv 
zu  besetzen. 

Mit  derselben  ist  nebst  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von  600  fl.  verbanden,  wozu 
noch  die  gesetzmassige  Gehaltserhöhung  bis  zum  vollendeten  20.  Jahre  der  Dienatleistung 
kommt. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  Ende  Novemb  er  d.  J.  im  Wege  des 
vorgesetzten  Bezirksschulrathes  bei  dem  k.  k.  Bezirksschnlrathe  Scheerding  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Schwertberg  ist  eine  Unterlehrersstelle  zu  besetzen. 

Mit  derselben  ist  ein  Jahresgehalt  von  400  fl.  verbunden,  welcher  von  dem  Zeitpuncte 
der  ersten  definitiven  Anstellung  als  Unterlehrer  an  einer  öffentlichen  Volksschule  eines  der 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  bis  zum  vollendeten  20.  Diens^hre  von 
5  zu  5  Jahren  um  25  fl.  jährlich  erhöht  werden  wird. 

Die  Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  4.  Decem- 
ber d.J.  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  bei  dem  k.  k.  Bezirksschnlrathe  Perg 
einzubringen. 

An  der  Stadt  Aberthamer(in  Böhmen)  dreiclassigen  Volksschule  ist  eine  Oberlehrers- 
stelle mit  einem  Gehalte  von  jährlichen  500  fl.,  mit  einer  Functionszulage  jährlicher  200  fl.  und 
einem  Naturalquartier;  femer  eine  Unterlehrersstelle  mit  dem  Gehalte  jährlicher  350  fl.  und 
einem  Naturalquartier  erledigt. 

Bewerber  un^  diese  Posten  haben  bis  6.  December  d.  J.  ihre  gehörig  belegten  Gesuche 
bei  dem  Aberthamer  Ortsschulrathe  einzubringen. 

Die  SehuUehrersstelle  zuUnter-Bavelsbachist  erledigt,  womit  die  bisher  fassions- 
mässigen  Bezüge  eventuell  aber  das  in  Gemässheit  des  Landesgesetzes  vom  5.  April  1870 
geregelte  Diensteinkommen  verbanden  ist. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  den  Behelfen  über  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Verwen- 
dung belegten  Gesuche  bis  Ende  November  L  J.  an  die  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in 
Oberhollabnmn  einsenden,  wo  auch  die  Fassion  sowie  rücksichtlioh  eines  dem  früheren  Schul- 
lehrer  bisher  vorbehaltenen  Antbeils  am  Lehrereinkommen  die  bezügliche  Urkunde  eingesehen 
werden  kann. 
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An  der  Volksscbule  in  Jechnitz  (BOhmen)  ist  die  Unterlehrersstelle  mit  350  fl.  Gehalt 
und  freier  Wohnung,  sowie  eine  neu  creirte  zweite  Lehrersstelle  mit  500  fl.  Gehalt,  an  der  neu 
errichteten  Volksschule  in  Zfirau  eine  Lehrersstelle  mit  400  fl.  Gehalt  und  freier  Wohnung, 

und  an  den  Volksschulen  zu  Schönhof  und  Grossschernitz  je  eine  neu  creirte 
Unterlehrersstelle  mit  dem  Gehalte  von  je  280  fl.,  und  erstere  auch  mit  dem  Genüsse  einer  freien 
Wohnung  im  Falle  des  ledigen  Standes, 

endlich  eine  Unterlehrersstelle  inPodletitz  mit  dem  Gehalte  von  280  fl.  zu  besetzen. 

Competenten  um  diese  Stelle  werden  ersucht,  ihre  vorschriftsmiissig  instruirten  Gesuche 
bis  15.  D e  c  em  b  e  r  d.  J.  bei  den  Ortsschulrathen  Jechnitz,  Schönhof,  Grossschernitz,  Podletits, 
resp.  bei  dem  Gemeindeamte  in  Zürau  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  Bromberg  (Gemeinde  Schlatten,  Bezirkshaupt- 
mannschaft  Wr.-Neustadt)  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers  zu  besetzen. 

Bewerber  um  genannte  Stelle,  mit  welcher  bis  zur  ReguUrung  der  Gehaltsbezüge  ein  Ein- 
kommen von  73  fl.  nebst  freiem  Quartier  und  yollstSndiger  Verköstigung  verbunden  ist,  haben 
ihre  Gesuche  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschafl  in  Wr.-Neustadt  bis  Ende  November  LJ. 
einzureichen. 

An  der  vierclassigen  Volksschule  zu  Wild  stein  (Böhmen)  ist  die  Stelle  eines  Unter- 
lehrers erledigt 

Mit  derselben  ist  ein  Gehalt  von  850  fl«  und  der  Anspruch  auf  die  classenmässige  Dienst- 
alterszulage verbunden. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  wohl  belegten  Gesuche  bisSO.  Deeember 
d.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  zu  Wildstein  (Bezirk  Eger)  einzubringen.  Im  SchnliSsche  bereits 
Bedienstete  im  Wege  des  vorgesetsten  k.  k.  Bezirksschulrathes. 

An  den  dreiolassigen  Volksschulen  in  den  Städten  Sebastiansberg,  Eidlitz  und 
Kralupp  (Böhmen)  ist  je  eine  Lehrerstelle  mit  dem  Gehalte  von  500  fl.;  —  an  der  zwei- 
classigen Volksschule  in  der  Stadt  Priesen  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem  Gehalte  von  280  fl. 
und  Naturalwohnung  —  dann  an  den  Volksschulen  in  Nendorf,  Kunersdorf,  Kallisch  und  Nat- 
schung  je  eine  Unterlehrerstelle  mit  dem  Gehalte  von  280  fl.  und  der  Naturalwohnung  in  Neu- 
dorf, Kunersdorf  und  Kallisch  zu  besetzen. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre,  mit  dem  l'aufscbeine,  den  Dienst-  und 
Befühigungs-Zeugnissen  versehenen  Gesuche  binnen  6  Wochen  unter  Bezeichnnng  der  Schale 
an  welcher  sie  angestellt  werden  wollen,  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschalrathes 
bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Komotau  einzubringen. 

• 

An  der  einclassigen  exponirten  Schule  zu  Tirschni  tz(Böhmen)  ist  die  Stell #des Unter- 
lehrers erledigt 

Mit  derselben  ist  ein  Gehalt  von  210  fl.,  sowie  der  Anspruch  auf  die  classenmftssige 
Alterszulage  und  eine  Quartiergeld-Entschädigung  von  90  fl.  verbunden. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  wohl  belegten  Gesuche  bis  30.  November  d.  J. 
bei  dem  Ortsschulrathe  zu  Tirschnitz  einzubringen;  bereits  Im  Lehrfache  Bedienstete,  im 
Wege  des  k.  k.  vorgesetzten  Bezirksschulrathes. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  In  Gepp  er sdorf  •-  Gerichtsbezirk  Olbersdorf^  — 
in  k.  k.  Schlesien,  ist  die  Stelle  eines  Unterlehrers,  welcher  den  Unterricht  an  den  Excuranda* 
schulen  in  Tropplowitz  und  Schönwiese  zu  versehen  hat,  zu  besetzen,  mit  welcher  vorlfiafi|^ 
bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregulirung  ein  Einkommen  von  200  fl.  ö.  W.  nebst  Naturalwohnung 
im  Scfaulhause  verbunden  ist 

Bewerber  haben  Ihre  mit  dem  Lehrffthigkeits-,  Sitten-  und  Verwendungszeugnisse  beleg» 
ten  Gesuche  bis  5.  Deeember  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannsohali  in  Jägemdorf  ein- 
zubringen. 
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An  der  einolassigen  Volksschule  zu  St.  Jacob  in  Doli  (im  Bezirke  Tfiffer)  kommt  eine 
definitive  Lehrerstelle  und  zwar  bis  zur  Flflssigmachnng  der  nen  regolirten  Lehrergebalte  mit 
den  bisher  damit  verbundenen  Bezügen  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  ordnungsmässig  belegten  und  gestempelten  Ge- 
suche bis  Ende  November  d.  J.  bei  dem  Ortsschnirathe  Doli  einzubringen. 

An  der  zweidassigen  Volksschule  zuDeutsch-Felstritzin  Steiermark  ist  die  Stelle 
eines  Oberlehrers  mit  dem  Jahresgehalte  von  500  fl.  und  der  Funcfiouszulage  jahrlicher  50  fl. 
nebst  freier  Wohnung  definitive  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  belegten  Gesuche  bis  10.  December  d.  J.  beim  Ortsschnirathe  in 
Deutsch-Feistritz  zu  überreichen. 

Im  Brflxer  (Böhmen)  Schulbezirke  sind  zu  besetzen: 

1.  Eine  Lehrerstelle  an  der  bisher  5classigcn  deutschen  Volksschule  in  Oberleutensdorf 
mit  500  fl.  Jahresgehalt, 

2.  eine  Unterlehrersstelle  an  der  deutschen  2cla8sigen  Volksschule  in  Obergeorgcnsthal 
mit  280  fl.  Jahresgehalt  und  einer  Zulage  jährlicher  30  fl.  von  der  Sohulgemeinde, 

3.  eine  Unterlehrerstelle  an  der  bisher  einclassigen  deutschen  Volksschule  in  Johnsdorf 
mit  280  fl.  Jahresgehalt  und  einer  Zulage  Jährlicher  20  fl.  von  der  Schulgemeinde. 

Beiden  Unterlehrem  (sub  2  und  3)  wird  der  Genuss  der  im  Schulhause  befindlichen 
Natnralwohnung  nur  insolange  zugestanden,  als  diese  Räumlichkeit  nicht  anderweitig  für 
Schulzwecke  benöthigt  wird. 

Die  Bewerber  um  diese  Posten  haben  die  Gesuche  unter  Nachweisnng  des  Alters,  der 
Lehrbef&hignng  und  der  bisherigen  Verwendung  längstens  bis  zum  9.  December  d.  J.  —  im 
Wege  ihrer  vorgesetzten  Bezirksschulräthe  —  an  den  Ortsschnlruth  der  betrefifenden,  oben 
genannten  Schule  einzusenden. 

An  der  Volksschule  zu  Geppersdorf  —  Gerichtsbezirk  Olbersdorf  —  (Schlesien)  ist 
die  Stelle  eines  Unterlehrers,  welcher  den  Untvrricht  an  den  Excurrendoschulen  zu  Tropplowitz 
und  Schönwiese  zu  versehen  hat,  zu  besetzen,  mit  welcl^er  vorläufig  bis  zur  allgemeinen 
Gehaltsregulimng  ein  Einkommen  von  200  fl.  ö.  W.  nebst  Natnralwohnung  im  Schnlhause  ver- 
bunden ist 

Bewerber  haben  ihre,  mit  dem  Lehrfahigkeits-,  Sitten-  und  Verwendungszengnisse,  dann 
mit  der  Qualificationstabelle,  belegten  Gesuche  bis  5.  December  d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft Jägemdorf,  oder  wenn  bis  dahin  der  Ortsschulrath  constituirrt  sein  sollte,  bei 
diesem  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Freundorf,  Gerichtsbezirk  Tulln,  ist  die  Lehrer-, 
zugleich  Messner-  und  Organistenstelle  mit  welcher  vorläufig  bis  zur  allgemeinen  Gtohaltsregu- 
lirung  ein  fassionsmässiges  Jahreseinkommen  von  298  fl.  16  V,  kr.  ö.  W.  verbunden  ist,  in  Erle- 
digung gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  instmirten  Gesuche  bis  20.  No- 
vember L  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshanptmannschaft  Hemals  einzubringen. 

An  der  Volksschule  in  Neudorf  (Mähren)  ist  der  Posten  eines  exponirten  Unterlehrers 
mit  deutscher  Unterrichtssprache  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Lehrstelle,  mit  welcher  ein  Jahresgehalt  von  180  fl.  ö.  W.  und  eine 
Naturaiwohnung  verbunden  ist,  wollen  ihre  Eingabe,  versehen  mit  dem  Taufscheine,  Lebr- 
befiUiigungs-,  Sitten- und  Verwendungszengnisse,  im  vorgeschriebenen  Dienstwege  bis  30.  No- 
vember LJ.  beim  Ortsschulrath  in  Neudorf  bei  Bautsch  einzubringen. 

■ 

Am  k.  k.  Unterrealg^rmnasium  zuPrachatitz  (Böhmen),  dessen  Unterrichtssprache  die 
deutsche  ist,  wird  befaufii  Besetzung  der  Stelle  eines  Directors  dieser  Anstalt  der  Concure 
ausgeschrieben. 
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Bewerber  haben  die  Qnalification  bot  Ertheilnng  des  Unterrichtes  der  olassischen 
Sprachen  nachzuweisen,  nnd  unter  übrig^ens  gleichen  Umst&nden  würden  die  ausserdem  bezüg- 
lich der  deutschen  Sprache  für  das  ganze  Gymnasiums  lehrbefahigten  Competenten  den  Vorauf 
erhalten. 

Die  Gehaltsbezttge  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  46)  normirt: 
systemmässigen  Gehalt  800  fl.,  bei  zufriedenstellender  Dienstleistung  QuinquenalzuUgen  zn 
200  fl.,  femer  200  fl.  Functionszulage  nebst  Naturalwohnung  oder  einem  Geldäquivalente. 

Yorschriftsmässig  belegte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  fÜrCultus  und  Unterricht  stilieirte 
Gesuche  können  bis  zum  8.  D  e  c  e  m  b  e  r  d.  J.  beim  Landesschulrathe  für  Böhmen  eingereicht 
werden.  * 

An  der  Volksschule  zu  Metlllowitz  (Mähren)  mit  slavischer  Unterrichtssprache  ist  die 
Lehrersstelle  mit  den  fassionsmässigen  Gebühren  von  210  fl.  nebst  freier  Wohnung  erledigt. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  ihrer  Befähigung  uud  bis- 
herigen Verwendung  versehenen  Gesuche  bis  15.  Dec  ember  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Me- 
tlllowitz einzubringen. 

Am  k.  k.  ersten  Staatsgymnasium  inTeschen  sind  drei  Lehrerstellen,  eine  fttr  Mathe- 
matik und  Physik  in  Verbindung  mit  Naturgeschichte,  die  zweite  für  Geographie  und 
G^eschichte  als  Haupt-  und  die  deutsche  Sprache  als  Nebenfach  und  die  dritte  für  dassiscbe 
Philologie  mit  den  durch  dasBeiehsgesetz  vom  B.April  d.  J.  sistemisirten  Bezügen  zu  besetsen. 

Die  vorschriftsmässig instruirten  Gesuche  sind  bis  Ende  November  d.  J.  im  Dienst- 
wege bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Troppau  einzubringen. 

An  der  Stadt  Reichenberger  Volksschule  gelangen  drei  neue  Unterlehrerstellen  cur 
Besetzung. 

Es  wird  demnach  für  diese  Stellen  hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben. 

Bewerber  haben  ihre  mit  dem  Taufscheine,  dem  Moralitäts Zeugnisse  und  den  ihre  Qnalifi- 
cation für  eine  vollständige  Volksschule  nachweisenden  Behelfen  belegten  Gesuche  bis  Ende 
November  d.  J.  bei  dem  gefertigten  Bezirksschulrathe  einzubringen. 

Die  Bewerbungsgresuche  bereits  angestellter  Lehrer  sind  im  Wege  ihres  vorgesetzten 
k.  k.  Bezirksschulrathes  einzusenden.  Der  Unterlehrergehalt  beträgt  420  fl.  ö.  W. 

Die  bisher  nur  provisorisch  versehenen  Lehrerstellen  iuReinowitz,  Obertannwal  d, 
Unter  tannwald  und  S c hu m bürg  bei  Tann wald,  —  ferner  der  Lehrerstellen  an  den  nun 
als  selbstständige  Schulen  anerkannten  Exposituren  zuMorchenstern,  Abtheilung  am  Hofe 
Morchenstern  Abtheilnng  Kleinpolen,  Prichowitz  Abtbeilung  Wüstung,  Georgenthal 
Hennersdorf  sind  zu  besetzen. 

Sämmtliche  Stellen  sind  mit  dem  Gehalte  von  500  fl.  und  dem  Ansprüche  auf  fünQährige 
Dienstalterszulage  verbunden. 

Femer  ist  eine  Unterlehrerstelle  inReichenau  mit  dem  Gehalte  von  350  fl.  erledigt  und 
eine  nur  provisorisch  versehene  Unterlehrerstelle  in  Untertannwald  mit  dem  Geluüte  von 
350  fl.  definitiv  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  gestempelten,  mit  den  Bef&higungs-  und  Verwondungszeugnissen 
belegten  Gesuche  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  bis  30.  November 
d.  J.  bei  dem  betreffenden  Ortsschulrathe  einzubringen. 

Am  k.  k.  Oberg3rmnasinm  in  Troppau  sind  zwei  Lehrstellen  für  Latein  und  Oriechisoh 
in  Verbindung  mit  deutscher  Sprache  und  für  Mathematik  nnd  Physik  in  Verbindung  mit  philo- 
sophischer Propädeutik  insbesondere  Logik  zu  besetzen. 

Mit  diesen  SteUen  sind  die  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  d.  J.  (R.  G.  Bl.  Nr.  46)  normir- 
ten  Bezüge  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  bis  15.  Deco m her  ImDienst^ 
wege  bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Troppau  einzubringen. 
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An  der  Volktschule  sn  Kl.  Kreu2  bei  Luttenberg  ist  eine  Unterlehrerstelle  sa  besetzen, 
mit  welcher  bis  zur  Regelang  der  Lehrergehalte  ein  jährliches  Einkommen  mit  50  fl.  und  der 
Subvention  im  Betrage  von  48  fl.  nebst  freier  Verpflegung  und  Wohnung  verbunden  ist 

Bittsteller  müssen  der  slovenischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  vollkommen  mächtig 
sein  und  haben  ihre  Gesuche  bis  Ende  N  ovember  d.  J.  bei  dem  Bezirksrcholrathe  Lutten- 
berg zu  flberreiohen. 

An  der  neu  errichteten  einclassigen  Volksschule  in  Dürrseifen  (Schlesien)  ist  die 
Lehrerstelle  mit  dem  €tohalte  jährlicher  210  fl.  und  den  Anspruch  auf  den  in  Folge  der  allge- 
meinen Regelung  der  Lehrergehalte  festzusetzenden  höheren  Gehalt  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftamässig  documentirten  Gesuche  bis 
15.  December  d.  J.  an  den  Ortsschulrath  in  Dürrseifen  einzureichen. 

An  den  zweiclassigen  Volksschulen  zu  St  Gallen  und  Landl  in  Obersteiermark  an  der 
Rudolphsbahn  gelegen,  sind  die  Unterlehrerstellen,  und  zwar  erstere  mit  dem  Gehalte  von  360  fl. 
dann  freier  Wohnung,  letztere  mit  dem  Gtohalte  von  300  fl.  zu  l>esetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  (besuche  mit  der  Nach- 
weisung über  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Verwendung  bis  30.  November  d.  J.  beim 
Bezirksschulrathe  in  St  Gallen  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  BOhm.  -  Eisen b er g  (Mähren)  ist  die  Stelle  des 
zweiten  Unterlehrers,  mit  welcher  die  Verpflichtung  zur  Besorgung  desEzcurrendo-Unterrichtes 
in  der  Gemeinde  Bartelsdorf  und  Olleschau  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diesen  mit  126  fl.  0.  W.  und  freier  Wohnung  dotirten  Posten  haben  ihre 
vorschriftsmässig  instruirten  und  insbesondere  mit  dem  Nachweise  über  die  Kenntniss  beider 
Landessprachen  belegten  Gesuche  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  k.  k.  SchulbchOrde  bis  letz  ten 
November  d.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Böhm.-£i8enberg  einzubringen. 

An  der  k«  k.  Oberrealsehule  in  Troppau  ist  eine  Lehrstelle  für  Physik  und  darstellende 
Grometrie  zu  besetzen.  Mit  dieser  Stelle  sind  die  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  (R.  G. 
BL  ^r.  46)  normirten  Bezüge  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  bis  10.  Dec  ember  im  Dienst- 
wege bei  dem  k.  k.  Landesschulrathe  in  Troppau  einzubringen. 

Am  k.  k.  Staatsgymnasium  in  Linz  ist  eine  Lehrstelle  für  altclassige Philologie,  eventuell 
extra  statum  im  Falle  einer  Vorrücknng  zu  besetzen. 

Die  Bezüge  sind  in  dem  Gesetze  vom  9.  April  1870  bestimmt 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  instruirten,  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultns  und 
Unterricht  gerichteten  Gesuche  im  vorgeschriebenen  Wege  bis  15.  December  bei  dem  k.  k. 
Landesschulrathe  für  Oberösterreich  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Volks-  und  Bürgerschule  in  Wie  ner-Ne  u Stadt  ist  die  Stelle  des 
dirigirenden  Oberlehrers  (Directors)  mit  dem  Jahresgehalte  von  800  fl.,  den  gesetzlichen 
Dienstaltersznlagen,  freier  Wohnung  mit  sechs  Klaftern  Brennholz  und  der  Functionszulage  von 
200  fl. ;  dann  zwei  Unterlehrerstellen  mit  dem  Jahresgehalte  von  450  fl.  und  einem  Quartier 
geldbeitrage  in  der  Höhe  von  zehn  Procenten  des  wirklichen  Jahresgehaltes  zu  besetzen. 

Unterlehrer,  welche  das  Lehrbefähigungszeugniss  nicht  besitzen,  haben  nur  die  in  dem 
§.  85  des  Landesgesetzes  vom  5.  April  1870  festgesetzte  Remuneration  von  360  fl.  jährlich  zu 
beanspraohen. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  Nachweisen  über  Aiter,  Stand,  Lehrbeflhignng,  bisherige 
Dienstleistung  belegten  Gesuche  bis6.December  LJ.  beim  Stadtrathe  in  Wiener-Neustadt 
einiureiohen. 
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ImNentitscheiner  Schalbezirke  sind  nachstehende  Dienstposten  za  besetzen: 

1.  DerLehrerpostcn  an  der  einclassigen  Volksschule  in  Ehrenberg  mit  böhmischer  Unter- 
richtssprache und  einem  Gehalte  von  222  fl.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung  und  dem  Bezüge  von 
acht  Klafter  Holz,  wovon  auch  das  Schulzimmer  zu  beheizen  ist 

2.  die  Unter  lehr  erstelle  an  der  einclassigen  Volkschule  in  Petukowitz  mit  böhmischer 
Unterrichtssprache  und  einem  Gehalte  von  157  fl.  50  kr.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung  und  dem 
Genosse  eines  Hausgartens. 

3.  Die  Unterlehrerstelle  an  der  einclassigen  Volksschule  in  Janowitz  mit  böhmischer 
Unterrichtssprache  mit  dem  C^ehalte  jährlicher  180  fl.  nebst  freier  Wohnung. 

Diese  Gehalte  werden  demnächst  dem  Gesetze  gemäss  geregelt  werden. 

Bewerber  um  diese  Dienstesposten  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen  mit  den  Nach- 
weiseu  ihrer  Befähigung  versehenen  Competenzgesuche  im  Wege  ihres  vorgesetzten  Bezirks- 
schnlrathes  an  den  Bezirksschulrath  in  Neutitschin  bis  2.  December  d.  J.  einzureichen. 


Verfügungen, 

betreffend  Lehrbflcher  und  Lehrmittel. 

* 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  nach  Anhörung  der  LandessohulbehOrde  für 
Niederösterreich  den  aus  zwei  Bänden  bestehenden  dritten  Tbeil  des 

dentschen  Lesebnches  fUr  Btlrgerschnlen,  Unterreal-  andFortbildnngsschalen 
von  Robert  Niedergesaesz.  (Wien,  1871.  Verlag  von  A.  Pichler's  Witwe  & 
Sohn,  Preiss  des  ersten  Bandes  geheftet  70  kr.,  cartonirt  80  kr.,  des  zweiten  Ban- 
des  geheftet  1  fl.  20  kr.) 

zum  Lehrgebrauühe  in  den  oberen  Jahresstufen  der  Volksschulen  und  in  den  Bfirg-er- 
schulen  als  zulässsig  erklärt  (C.  U.  M.  Z.  10516). 

Das  k.k.  Finanzministerium  hat  sich  bestimmt  gefunden,  dieVerschleisspreise  sahlreieher 
Veriagsartikel  der  k.  k.  Hof-  und  Staats  druck  er  ei  in  Wien  namhaft  zn  ermässigen. 

Diese  Preissermässigung  trifft  auch  einige  Werke,  deren  Anschaffung  für  die  Büohersiram- 
lungen  der  Volksschulen  erwtinscht  erscheint  und  mit  welchen  die  k.  k.  Lehrerbildungsan- 
stalten vor  kurzem  unmittelbar  vom  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  betheilt  worden  sind. 

Es  sind  die  Folgenden: 

Bilder-Atlass  zur  wissenschaftlich-populären  Naturgeschichte  der 
Wirbelthiere.  Der  ganze  Atlass  umfasst  40  Hefte  mit  475  in  Farbendruck  aas* 
geftlhrten  Blättern. 

Ursprünglicher  Preis  60  fl.,  jetziger  ennässigter  Preis  30  fl.,  gebunden  38  fl. 

Hievon  können  auch  die  ein  zelnen  Abtheilungen  bezogen  werden. 

Bilder-Atlas  der  Säugethiere,  11  Heflie,  früher  18fl.  jetzt  9  fl.,  gebun- 
den Hfl. 

Bilder- Atlas  der  VOgel,  14    Hefte,  früher  20  fl.,  jetzt  10  fl.,  gebunden 

12  fl. 

Bilder  Atlas  der  Fische,  6  Hefte,  früher  lOfl.,  jetzt  5  fl.,  gebunden  7  fl. 

Bilder-Atlas  der  Amphibien,  9  Hefte  12  fl.,  jetzt  6  fl.,  gebunden  8  fi« 

Hiezu  als  erläuternde  Beigabe:  Kurzer  erläuternder  Text  zum  Bilder- Atlas 

der  wissenschaftlich-populären  Naturgeschichte  derWirbelthiere  y.  Dr.  M.Wretschko. 

Gross- Quart,  früher  1  fl.,  jetzt  50  kr. 
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Wissenschaftlich-popaläre  Naturgeschichte  der  Sängethiere  in  ihren  sämmt- 
liehen  Hanptformen.  Nebst  einer  Einleitung  in  die  Naturgeschichte  tlberhanpt  und 
in  die  Lehre  yon  den  Thieren  insbesondere.  *  Ein  Hilfsbuch  für  Lehrer.  Von  L.  J. 
Kitzinger,  Oross-OctaV;  6  Bände  broschirt.  früher  3  fl.,  jetzt  60  kr. 

Der  physische  Mensch:  Wissenschaftlich-populäre  Zusammenstellnng 
über  den  Bau  des  menschlichen  Körpers  und  seiner  Lebensverrichtungen.  Als 
Hilfsbuch  fttr  Lehrer  undErzieher,  auch  beim  Unterrichte  fttr  Blinde. 
Mit  90  in  den  Text  eingedruckten  Holzschnitten.  Orossoetav,  broschirt,  früher 
4  fl.,  jetzt  20  kr. 

Abbildungen  österreichischer  Rindyieh-Racen.  27  Tafeln,  Qner- 
Folio.  Früher  8  fl.,  jetzt  4  fl. 

Unterricht  in  der  Zucht  undPflege  der  nützlichsten  Wald- 
bau me.  Fttr  das  Landvolk  und  die  ländliche  Schuljugend  Niederösterreichs  bear- 
beitet. Früher  25  kr.,  jetzt  10  kr. 

Die  Leiter  der  VolksBchulen  und  die  Schulgemeinden,  sowie  die  Schulbehörden  werden 
auf  die  Preissermässigung  behufs  Anschaffung  der  genannten  Artikel  für  Vollcsschulbibh'o- 
theken  aufmerksam  gemacht,  und  wird  hierbei  noch  bemerkt,  dass  laut  Hittheilung  des  k.  k. 
Finanzministeriums  für  die  Volksschulen  eine  weitere  Begünstigung  eintritt,  indem  die  oben- 
genannten Artikel,  so  weit  der  Yorrath  reicht,  für  dieselben  mit  dem  Zugeständnisse  eines 
fünfundzwanzigpercentigen  Rabatt-Nachlasses  an  dem  eigenen  Ladenpreise  gegen  sofortige 
Barzahlung  verkäuflich  sind. 

Aus  diesem  Grunde  ist  es  erforderUoh,  bei  Bestellungen,  wenn  solche  gemacht  werden, 
die  Bestell-Briefe  mit  dem  Amtssiegel  su  versehen.  (C.  U.  M.  Z.  9182  ex  1870.) 

Das  Buch  y,die  darstellende  Geometrie  im  Sinne  der  neueren  Geometrie  von 
Jos.  Sehlesinger,  Wien^  Gerold,  ISTO"*  wird  der  Aufmerksamkeit  der  Fachlehrer 
empfohlen. 

(C.  ü.  M.  Z.  8998  ex  1870). 

Im  Wiener  Schulbücher  -  Verlage  ist  eine  Karte  der  beiden  Hemisphären 
mit  karatischer  Nomenklatur  erschienen  und  es  ist  deren  Verwendung  als  Lehr- 
mittel an  Volksschnlen  dieser  Unterrichtssprache  anempfohlen  worden.  Preis  eines 
schwarzen  Exemplar  14  kr.  eines  kolorirten  21  kr. 

(Ministerial-Erlass  vom  3.  November  4870,  Z.  11231). 

Handa.ii8ga.bexi  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Volksschulsaelieii^ 
welche  durch  den  k.  k.  Schulbücherverlag  veröffentlicht  worden  sind : 

Böhmisch  Kr.  5. 

Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  ddo.  20.  August  1870, 
womit  eine  Schul-  und  Unterrichtsordnung  ftür  die  allgemeinen  Volksschulen 
erlassen  wurde. 
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Kundmachung 


wegen  Besetzung  einer  am  landschaftlichen  Beal-Untergymnasium  zu  Pettau 

erledigten  Lehrstelle. 

(Siehe  Verordnungsblatt  vom  16.  October  1870,  Stfick  XIX.) 

Vom  ateieraou  LandeaauBBohaBae. 


Kundmachung 


des  steiermärkischen  Landesansschnsses  znm  Behnfe  der  Bewerbung  nm  den 
Gennss  des  Peter  Schaffer'schen  Stipeudinnis  fiir  Bealschfller  und  Techniker. 

Znr  Bewerbung  am  die  Verleihang  des  Genusses  des  vom  Peter  Scbaffer  gestifteten  Sti- 
pendiums für  Realschüler  und  Techniker  wird  hiemit  die  Competenz  ausgeschrieben. 

Auf  den  in  den  Interessen  von  vier  steiermärkischen  Grundentlastungs-Obligationen, 
zusammen  über  4000  fl.  C.  M.,  bestehenden  Gennss  des  erw&hnten  Stipendiums  haben  brave 
Realschüler  oder  Techniker  an  den  landschaftlichen  Lehranstalten  aus  der  Verwandtschaft  dea 
am  17.  October  1865  in  St.  Georgen  ob  Judenburg  verstorbenen  Stifters  Peter  Schaffer,  gewe- 
senen Schülers  an  der  Oberrealschule  in  Graz,  und  in  Ermanglung  eines  Verwandten  überhaupt 
arme  brave  Realschüler  oder  Techniker  aus  Steiermark  Anspruch. 

Die  Bewerber  um  das  besagte  Stipendium,  dessen  Verleihung  dermal  dem  Herrn  Frans 
Seneko witsch ,  Realitatenbesitzer  zu  St.  Georgen  ob  Judenburg,  zusteht,  haben  ihre  mit  den 
Taufscheinen,  den  Nachweisen  über  die  etwaige  Verwandtschaft  zum  Stifter,  den  Impf-,  Stadien- 
und  Armuthszeugnissen  und  den  sonstigen  Behelfen  belegten  Gesuche  bis  längstens  SO.Noyem- 
ber  d.  J.  bei  dem  steiermärkischen  Landesausschusse  zu  überreichen. 

Graz,  am  13.  October  1870. 

Yom  steienn  Landesaussolmsse. 


Competenz-Ausschreibung 

fdr  die  Stelle  eines  Professors  fdr  darstellende  Geometrie  und  technisches 
Zeichnen  an  der  technischen  Hochschule  am  landschaftlichen  Joanneum 

in  Graz. 

(Siehe  Verordnungsblatt  vom  31.  October  1870,  Stück  XX.) 
Graz,  am  12.  October  1870. 

Vom  Bteierm.  LandeBauBBehiUMie. 

In  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdmokerei  in  Wien  ist  erschienen  und  durch  diese,  sowie 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Worzbaoh  von  Tannenberg,  Dr.  Constant,  biogr.  Lexikon  des  Kaiserthumes  Oesterreieh. 

Enthaltend  die  Lebensskizzen  der  denkwürdigen  Personen,  welche  von  1750  bis  1850  Im 

Kaiserstaate  und  in  seinen  Kronländem  gelebt  haben.  1.— 20.  Theil.  8. 1857— 1868.br.  früher 

45  fl.  Jetzt  27  fl.  50  kr. 

Hievon  sind  auch  ehizeln  zu  haben: 

Band  1—5  i  1  fl. 

Band  6—10  früher  4  2  fl.  jetat  i  1  fl.  60  kr. 

Band  11-20  früher  4  3  fl.  jetzt  ä  1  fl.  50  kr. 

Band  21  wie  bisher  3  fl. 
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Fhysicalischer  Apparat 


Yolksschulen 

nach  WÜrtembergischem  System  zusammengestellt 

und  angefertigt  von 

Franz  Batka  in  Prag. 


Dieses  Lehnnittel  umfiisst  in  der  I.  Serie  die  unerlftsslichen  Gegenstände  zur  Demon- 
stration der  allgemeinen  Eigenschaften  der  Körper^  des  Magnetismnsy  der  Elektrieität^  des 
Galranlsmusy  der  Optlk^  ASrostatik^  Hydrostatik  etc.,  sowie  in  der  U.  mehrere  Geräthschaften 
zu  chemischen  Versuchen  und  einigen  ebenfalls  wichtigen  physicalischen  Experimenten.  Die 
in.  Serie  besteht  aus  einem  Telegrrafen  nach  Morsö's  System,  bei  welchem  der  Papierstreifen 
(der  zur  Bewegung  ein  Uhrwerk  erfordert,  welch  letzteres  von  den  Schülern  irrthtlmlicherweise 
oft  flir  den  Hauptbestandtheil  des  Apparates  angesehen  wird)  durch  eine  Metallglocke  snbsti* 
tuirt  ist,  welche  durch  ein  an  dem  Anker  befestigtes  Hämmerchen  beim  Telegraphiren  die 
Zeichen  gibt. 

Sämmtliche  3  Serien  zusammen  kosten  inclusive  Emballage  fl.  27.—.  Doch  werden  die- 
selben auch  einzeln  abgegeben  und  dann  kostet  Serie I.  fl.  14.—,  Seriell,  fl.5.50,  Serie III.  fl.9.ö0. 


LIEBIG'S  FLEISCH-EXTRAGT 

aus  FRAY-BENTOS  (SQd-Amerika) 
LIEBIG'S   FLEISCH  -  EXTRACT  GOMPAGNIE,   LONDON. 


Augenblickliche  Herstellung  von  kräftiger  Fleischbrühe  zu  1/3  des  Preises  derjenigen  aus 
frischem  Fleische.  —  Bereitung  und  Verbesserung  von  Suppen,  Saucen,  Gemüsen  etc. 

Stärkung  für  Schwache  und  Kranke, 

Zwei  Goldene  Medaillen,  Paris  1867;  Goldene  Medaille,  Hftvre  1868. 

Das  grosse  Ehreidipltm  —  die  hoehste  Aasieiehiaig  —  Ansterdan  1869. 

Detail-Preise  für  ganz  Oesterreicli: 

i  eDgL  Ü  Topf.       I/S  engl.  S  Topf.       i/i  engl.  Ü  Topf.       1/8  engl.  Ü  TopL 
OestWhg.  fl.  5.80        fl.  3.-  fl.  1.70  fl.  0.92  Krz. 

/^  ^yr     ^^  Hut  acht;  wenn  jeder 

i^r*^^^-''^^^        Topf    nebenstehende 
"^  ^         üntersohiiften  trägt. 

Zu  hohen  in  den  renommirteaten  Handlungen  und  Apotheken, 

En  groB-Lager  bei  den  Correspondenten  der  Gtosellsohaft : 
Herren  KLOGER  k  Sohnj  Wien^  Herren  Jos.  TOIGT  k  Comp.^  Wien^ 

Sohottengtaae  Ifr.  1.  .lam  tchwuitea  Hund'',  1  Hohn  Markt 
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Man  bittet,  diese  Anzeige  niclit  unberQcicsicIitigt  zu  iassen ! 


In  der  k.  k.  £[of^  und  StaAtsKUruvkerei  in  'Wien  ist  soeben  erschienen  und 
wird  gratis  abgegeben: 


W^is^m^i^hmmu 


werthvoller, 


im  Preise  ausserordentlich  ermässigter 


@#6 


nnitimttkt 


au8  dem 


Verlage  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei 


in 


DieBes  Yerzeichniss  enthält  Werke  aus  allen  Ffichern  der  Literatur  and  Kunst,  welche 
sowohl  in  Bezug  auf  wissenschaftlichen  Inhalt,  als  auch  artistische  Ausstattung  hervorra^n. 

Die  einzelnen  Artikel  sind  im  Preise  mmmehr  blS  anf  die  HUftO^  Zum  Theil 

sogar  auf  den  ffinften  Theil  des  fi*ttlieren  Terkaofspreises  herabgesetzt^ 

sonach  Jedermann  leicht  zugänglich  gemacht. 

Wir  sind  flberdiess  in  der  Lage,  Öffentlichen  Lehranstalten^  Instituten^  Biblio- 
theken bei  directen,  frankirten,  schriftlichen  Bestellungen,  denen  der  entsprechende  Geld- 
betrag sogleich  beigelegt  wird,  einen  Nachlass  TOn  25  Percent  vom  Catalogspreise  Bu 
gewTähren. 

Bestellungen  gegen  Postn<ichn:ihme  können  wir  nicht  effectuiren. 
Cataloge  stehen  auf  Verlangen  jederzeit  gratis  zu  Dienst 

Wien,  August  1870. 


Verlag  der  k.  k.  Hof^  und  Staatsdruckerei. 


Am  ^r  kaiMrlieb.fc«uf  lickn  Hof-  aad  Staali4ra«k««l. 


Jahrgang  1870.  gtftek  XXII. 


Verordnungsblatt 


fir  dn  KeMtkereick  iei 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Ministeriam  fttr  Cültos  und  Unterricht 


Ansgegeben  am  18.  Beoember  1870« 


lol&alt:  Kandmacbong,  betreifend  du  Encbeinen  dieses  Yerordnangsblattes  im  Jabre  1871. 
—  Circularverordnang  des  k.  k.  Reicbskrie^ministeriums,  betreffend  den  Termin 
für  die  von  Officieren  abzulegende  Lebramtsprüfang.  —  Erlass  des  Ministers 
für  Caltns  nnd  Unterriebt)  betreffend  die  von  den  Gymnasialscbfilem,  welche  als 
ordentliche  Hörer  an  das  polytechnische  Institut  in  Wien,  das  technische  Institut 
in  Brflnn  nnd  die  tecbnisohe  Hoohsohnle  in  Graz  eintreten  wollen,  nachzuweisende 
Fertigkeit  im  geometrischen  und  Freihandzeichnen.  —  Erlass  des  Ministers  ftlr 
Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  religiösen  Uebangen  an  den  Gommanid- 
Oberrealschnlen  in  Wien.  —  Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht, 
womit  erklärt  wird,  dass  durch  die  Subyentionirung  einer  Schule  aus  CommunaU 
mitteln  noch  nicht  der  Charakter  einer  öffentliohen  Anstalt  im  Sinne  des  Beichs« 
Volksschulgesetzes  begründet  wird.  —  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unter- 
richt, betreffsnd  die  einstweilige  Verwendung  de/  bieherigen  SohulzustandstabeUen 
zur  Verfassung  der  Jahresberichte  über  Volksschulen.— Verordnung  des  Ministem 
für  Cultus  und  Unterricht,  womit  provisorische  Anordnungen  in  Betreff  der  Orts- 
und Bezirksaufsicht  über  die  Volksschulen  im  Königreiche  Galizien  und  Lodomerien 
nebst  dem  Grossherzogthume  Krakau  erlassen  werden.  —  OeffentUchkeitrechts- 
Verleihungen.  —  Personalnaehrichten.  — -  Concurs-Ansschreibungen.  —  VerflSgun- 
gen,  betreffend  Lehrbücher  nnd  Lehnmttel.  —  Privat-Anzeigen. 


Kundmachung. 

Vom  1.  Jänner  1871  angefangen  wird  der  dritte  Jahrgang  des  Verordnnngs- 
blattes  fttr  den  Dienstbereich  des  Ministeriums  fttr  Gnltns  nnd  Unterrieht  heraus- 
gegeben werden,  dessen  Inhalt  die  einschlägigen  Gesetze  nnd  normative  Verord- 
nungen, Personalnachrichten,  Kundmachungen  znm  Zwecke  der  Besetzung  von 
Dienststellen,  dann  Verfügungen  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel,  bilden. 

Fttr  die  Behörden  nnd  die  Lehrkörper  jener  Lehranstalten,  welche  aus  Staats- 
mitteln oder  ans  öffentlichen  Fonden  erhalten  werden,  ist  eine  Verfttgung  des 
Ministeriums  fttr  Cnitns  und  Unterricht,  sobald  sie  in  das  Verordnungsblatt  aufge- 
nommen und  ihnen  dieses  zugestellt  worden  ist,  als  intimirt  anzusehen. 

Ein  vollständiges  Exemplar  desselben  fttr  das  Jahr  1871  kostet  1  fl.  80  kr., 
mit  Postzusendnng  2  & 

Die  Pränumerationen  werden  vom  Expedite  des  Ministeriums  fttr  Cultus 
und  Unterricht  entgegengenommen,  wohin  die  frankirten  und  mit  dem  Pränumera- 
tionsbetrage  versehenen  Briefe,  beziehungsweise  Postanweisungen  zu  richten  sind. 

Wien,  den  3.  December  1870. 

63 


648 


Nr.  154. 


Circularverordnung  des  k.  k.  Reichskriegsministeriums  vom  18.  October 

1870,  Abth.  6),  Nr.  2823. 

betreffend  den  Termin  fnr  die  von  OfBcieren  abeolegende  Lehramteprfifiing« 

In  Folge  eines  von  der  Direction  der  wissenschaftlichen  Realschul-Prülungs- 
commission  in  Wien  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Caltus  und  Unterrieht  gestellten 
und  von  diesem  dem  Reichskriegsministerium  mitgetheilten  Antrages  wird  die  in 
der  Circularverordnung  A.  6  Nr.  791,  vom  21.  Juni  d.J.  (V.  B1.37.,StttckNr.  134), 
enthaltenen  Bestimmung  hinsichtlich  des  Termines  ftlr  die  von  Officieren  absnle- 
gende  Lehramtsprüfung  dahin  abgeändert,  dass  jene  Officiere,  welche  sich  wegen 
Erlangung  eines  Lehrbef ähigungszeugnisses  beworben  haben ,  nach  freier  Wahl 
jeden  der  fär  die  Clausur-  und  mtindliche  Prüfung  der  Civillehramts-Candidaten 
bestimmten  Termin  benützen  können. 

Für  das  nächste  Schuljahr  fallen  diese  Termine  auf  die  Monate  October  und 
December  1870,  Februar,  April  und  Juni  1871.  —  Die  Tage  werden  von  der 
gedachten  Direction  successive  festgesetzt  und  können  bei  derselben  von  den 
Betreffenden  im  kuraen  Wege  erfragt  werden. 

Der  Clausur-  und  mündlichen  Prüfung  geht  jedoch  eine  schriftliche  Prüfung 
(Hausarbeit)  voran ,  welche  in  der  Bearbeitung  zweier  wissenschaftlicher  Elabo- 
rate über  gegebene  Themata  besteht. 

Die  bezüglichen  Aufgaben  werden  von  der  Direction  der  Realschnl-Prüfnngs- 
commission  den  betreffenden  Officieren  directe  zugestellt.  Die  Letzteren  haben 
die  Bestätigung  über  den  Empfang  dieser  Aufgaben  sofort  der  Ersteren  zu 
übermitteln. 

Zur  Lieferung  der  Hausarbeit  ist  den  Candidaten  eine  sechs-  bis  achtwochent- 
liche  Frist  gewährt,  welche  übrigens  auf  Grund  eines  an  die  Direction  der  Prfi- 
fnngscommission  zu  richtenden  wohlmotivirten  Einschreitens  einmal,  ja  selbst 
zweimal  erstreckt  werden  kann. 

Die  sonach  an  die  mehrerwähnte  Direction  einzusendenden  Elaborate  werden 
von  der  Prüfungscommission  beurtheilt.  Wenn  das  Urtheii  günstig  lautet,  wird  von 
derselben  derCandidat  wegen  Zulassung  zur  Clausur-  und  mündlichen  Prüfung,  — 
wenn  es  aber  ungünstig  ausfallen  sollte,  wegen  Abweisung  von  den  weiteren  Prü- 
fungen verständigt. 

Nach  gut  beendeten  sämmtlichen  Prüfungen  haben  sich  die  Candidaten  noch 
an  einer  der  Oberrealschulen  Wiens  einigen  Probelectionen  zu  unterziehen. 

Der  Verkehr  zwischen  den  militärischen  Lehramts-Candidaten  und  der 
Direction  der  Prüfungscommission  ist  durchwegs  ein  directer;  nur  bleiben  die 
Officiere  gehalten,  alle  ihnen  zugehenden  bezüglichen  Verständigungen  sofort  ihren 
vorgesetzten  Commanden  zur  Eenntniss  zu  bringen. 

Sobald  ein  Officier  in  den  Besitz  eines  Lehrbefähigungs- Zeugnisses  gelangt 
ist,  hat  er  dasselbe  im  Dienstwege  dem  Reichskriegsministerium  vorzulegen. 

Die  Prüfungstaxen  werden  vom  Reichskriegsministerium  aus  der  Dotation  für 
die  Militär-Bildungsanstalten  bestritten. 

Schliesslich  werden  die  Truppenkörper  angewiesen,  den  betreffenden  Offi- 
cieren während  der  Zeit  ihrer  Hausarbeiten  die  thunlichste  Erleichterung  im  Dienste 
zu  gewähren. 
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Nr.  155. 


Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterriclit  vom  28.  November 

1870,  Z.  11036, 

an  sämmtliche  Landesachuibebörden,  beziebungBweise  Länderchefs, 

betreffend  die  Ton  den  Gymnasialschülem^  welche  als  ordentliche  Hörer  an 
das  polytechnische  Institut  in  Wien^  das  technische  Institut  in  Brflnn  und 
die  technische  Hochschule  in  Graz  eintreten  wollen^  nachzuweisende  Fertig- 
keit im  geometrischen  und  Freihandzeichnen. 

In  Uebereinstimmang  mit  dem  §.  9  des  Organisationsstatntes  des  k.  k.  poly- 
technischen Institutes  in  Wien  bestimmen  auch  die  neuen  Grundztlge  der  Orga- 
nisation dieses  Institutes  im  §.  14:  „Als  ordentliche  Hörer  werden  aufgenommen: 
a)  Diejenigen;  welche  an  einer  von  der  Regierung  hiezu  autorisirten  Mittel- 
schule ein    Maturitätszeugniss    erworben    haben ,    wobei    Gymnasial- 
schttler  noch  eine  hinreichende  Fertigkeit  im  geometrischen 
und  Freihandzeichnen  nachzuweisen  haben.^ 
Ganz  gleichlautend  mit  der  vorstehenden  ist  auch  die  Bestimmung  des  §.  14, 
lif,  aj  der  neuen  »Grundzttge  der  Organisation  des  k.  k.  technischen  Institutes  in 
Brttnn.** 

Ebenso  verlangt  §.  15  des  organischen  Statutes  für  die  landschaftliche 
technische  Hochschule  am  Joanneum  zu  Graz  fär  die  Aufnahme  von  absolvirten 
Obergymnasialschlllern  in  die  zweite  allgemeine  Classe  und  in  den  ersten  Jahr- 
gang der  chemisch-technischen  Schule,  „dass  sie  in  einer  Aufnahmsprttfung  hin- 
reichende Kenntnisse^,  u.  zw.  im  ersteren  Falle  „aus  den  mathematischen  und 
Zeichnungsfächem^,  im  letzteren  Falle  „aus  den  naturwissenschaftlichen  und 
Zeichnungsfächem  nachweisen." 

Ans  Anlass  des  in  den  letzten  Jahren  am  Wiener  Polytechnikum  häufig  vor- 
gekommenen Falles,  dass  absolvirten  Gymnasialschttlem,  welche  sich  zur  Auf- 
nahme als  ordentliche  Hörer  am  Institute  meldeten,  eine  Frist  zur  Ablegung  der 
Aufnahmsprttfung  aus  dem  geometrischen  und  Freihandzeichnen  zugestanden 
werden  musste,  weil  dieselben  von  der  obigen  Vorschrift  keine  Eenntniss  zu 
haben  angaben,  sehe  ich  mich  bestimmt  zu  ersuchen,  es  mögen  die  Schtller  der 
im  dortigen  Gebiete  bestehenden  Gymnasien  durch  die  Gymn^sialdirectionen  auf 
diese  Bestinunungen  aufmerksam  gemacht  werden« 

Nr.  156, 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  11.  November 

1870,  Z.  11253, 

an  den  Statthalter  in  Niederösterreich, 

betreffend  die  religiösen  üebungen  an  den  Commnnal-Oberrealschnlen  in 

Wien. 

Nach  eingehender  Würdigung  des  von  Eurer  .  .  .  unter  dem  29.  November 
d.  J.  mir  vorgelegten  Recurses,  welchen  der  Gemeinderath  der  k.  k.  Haupt-  und 
Residenzstadt  Wien  gegen  die  von  Euer  .  .  .  verftlgte  Sistirung  und  beziehungs- 
weise Aufhebung  seines  Beschlusses  vom  7.  October  d.  J.,  betreffend  die  religiösen 
Üebungen  an  den  Communal-Oberrealschulen,  ergriffen  hat^^sehe  ich  mich  bestimmt. 
Euer  •   .   .   •  Folgendes  zu  eröfihen : 
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Die  Berechtignng  der  Gemeindevertretung  von  Wien,  auf  die  unmittelbare, 
Vorschrift  »massige  Leitung  der  erwähnten  Lehranstalten  Einfluss  zu  nehmen^ 
kann  nicht  verkannt  werden ;  wenn  sie  auch  nicht  durch  klare  Normen  festgestellt 
ist;  so  ergibt  sie  sich  doch  aus  den  Bedingungen  des  Entstehens  dieser  Institute, 
sowie  aus  den  fortdauernden  Beziehungen,  welche  sie  mit  der  Gemeinde  ver- 
knüpfen. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  aber  mit  den  VerfBgnngen,  welche  der  vom 
Gemeinderathe  am  7.  v.  M.  gefasstcBeschluss  hinsichtlich  der  religiösen  Uebungen 
an  den  Communal-Oberrealschulen  zum  Ziele  hatte.  Die  an  die  Executive  der 
Gemeinde  gerichtete  Aufforderung,  die  Directoren  der  genannten  Lehranstalten  zu 
erinnern ,  dass  von  nun  an  ein  gesetzlicher  Zwang  zur  Betheiligung  der  Schüler 
der  Oberrealschulen  an  religiösen  Uebungen  nicht  mehr  bestehe  und  die  Betheili- 
gung an  ihnen  dem  freien  Ermessen  der  Schüler  überlassen  sei,  stellt  sich  nicht 
mehr  blos  als  ein  Act  der  Vorsorge  für  genaue  Beobachtung  bestehender  Gesetze 
dar  und  die  beabsichtigten  Verfügungen  umschliessen  nicht  allein  die  Erinnerung' 
an  die  Bestimmungen  des  §.10  des  Landesgesetzes  für  Niederösterreioh  vom 
3.  März  d.  J.,  wie  die  vorliegende  Becursschrifl  sie  zu  deuten  bemüht  ist. 

Die  durch  den  Gemeinderathsbeschluss  vom  7.  October  dem  Bürgermeister 
empfohlenen  Weisungen  enthalten  vielmehr  eine  neue  und  selbstständige  Normi- 
rung  hinsichtlich  der  Frage  der  Betheilignng  an  den  religiösen  Uebungen,  welche 
mit  dem  in  dieser  Beziehung  von  der  Regierung  eingehaltenen  Standpuncte  im 
Widerspruche  steht. 

Nach  diesem  Standpuncte,  welchen  ich  Euer  ....  bei  einem  anderen 
Anlasse  umständlich  darzulegen  in  der  Lage  war,  bilden  die  religiösen  Uebungen 
ihrer  Natur  nach  keinen  Bestandtheil  des  Religionsunterrichtes.  Sowie  daher 
einerseits  die  Theilnahme  an  denselben  auf  die  Zeugnissnote  aus  dem  Religions- 
gegenstande keinen  Einfluss  zu  üben  hat,  so  kann  andererseits  aus  dem  Entfallen 
des  Religionsunterrichtes  in  den  oberen  Classen  der  Realschule  nach  §.  10  des 
Landesgesetzes  vom  3.  März  d.  J.  eine  willkürliche  Beschränkung  in  der  Verpflich- 
tung der  Schüler  derselben  zur  Theilnahme  an  den  in  der  Schule  veranstalteten 
religiösen  Uebungen  nicht  hergeleitet  werden. 

Die  disciplinaren  Rücksichten  erheischen  es  vielmehr,  dass  die  an  einer  Schule 
bestehenden  religiösen  Uebungen  ftir  ihre  sämmtlichen  katholischen  Schüler 
bestimmt  und  Fälle  der  Nichttheilnahme,  so  weit  eine  solche  im  Sinne  des  Art  14 
des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  in  Anspruch 
genommen  werden  darf,  als  Ausnahme  zu  betrachten  seien. 

Wenn  ich  die  eben  dargelegten  Verhältnisse  in's  Auge  fasse ,  kann  ich  nicht 
verkennen,  dass  der  Gemeinderathsbeschluss  vom  7.  October  sich  nicht  innerhalb 
der  Grenze  der  berechtigten  Einflussnahme  der'  Gemeinde  auf  die  Leitung  der 
Communal-Oberrealflchule  gehalten  hat.  Ich  mnss  daher  die  Einsprache,  welehe 
Euer  ....  gegen  die  Ausführung  dieses  Beschlusses  erhoben  haben,  als 
gerechtfertigt  ansehen  und  bin  nicht  in  der  Lage,  dem  gegen  sie  gerichteten 
Recurse  des  Gemeinderathes  Folge  zu  geben. 
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Nr.  157. 


Verordnung  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom 

18.  November  1870,  Z.  10750, 

an  den  k.  k.  Landesschnlrath  in  Steiermark, 

womit  erklärt  wird,  dasg  dnrcli  die  Subventionimng  einer  Schnle  aus  Com- 
munalmitteln  noch  nicht  der  Charakter  einer  öffentlichen  Anstalt  im  Sinne 

des  BeichSTolksschnlgesetzes  begründet  wird. 

Aus  der  zur  Yerbescheidung  mitfolgenden  Immediateingabe  des  Presbyte- 
riums  der  evangelischen  Gemeinde  Graz  vom  17.  Oetober  1870  habe  ich  die 
Ueberzeugung  gewonnen,  dass  der  von  der  Stadtgemeinde  Graz  zn  der  dortigen 
evangelischen  Schule  bisher  geleistete  jährliche  Beitrag  nicht  jenen  communalen 
Leistungen  beigezählt  werden  kann,  deren  Vorhandensein  nach  §.  2  des  Gesetzes 
vom  14.  Mai  1869  (R.  G.  Bl.  Nr.  62)  bewirkt,  dass  die  auf  solche  Weise  erhalte- 
nen oder  untersttttzten  Schulen  als  öffentliche  Anstalten  gelten.  Denn  die  anbe- 
zogene Gesetzesstelle  kann  nur  von  solchen  Leistungen  verstanden  werden,  zu 
welchen  eine  Gemeinde  nach  den  bestehenden  Gesetzen  verpflichtet  ist,  welche 
also  im  rechtlichen  Sinne  als  dauernde  erscheinen.  Dagegen  kann  diese  Gesetzes- 
stelle durchaus  nicht  aus  Beiträgen  bezogen  werden^  welche,  wie  der  vorliegende, 
von  einer  Gemeinde  aus  freien  Stücken,  ohne  dass  eine  Verpflichtung  dazu  besteht, 
oder  fär  die  Zukunft  Übernommen  wird,  lediglich  kraft  des  Rechtes  der  Gemeinde- 
vertretung ttber  die  Gemeindemittel  zu  verfügen,  geleistet  werden.  Die  entgegen- 
gesetzte Auffassung  würde  zn  einer  in  der  Landesverfassung  nicht  begründeten 
Beschränkung  der  Gemeindeautonomie  führen,  in  sofeme  nämlich  damit  jeder 
Commune  verwehrt  wäre,  irgend  einer  Privatlehranstalt  irgend  eine,  sei  es  auch 
noch  so  geringe  oder  noch  so  prekäre  Unterstützung  zuzuwenden. 

Indem  ich  daher  die  private  Eigenschaft  der  in  Graz  bestehenden  prote- 
stantischen Schule  anerkenne,  finde  ich  im  weiteren  Verfolge  dieser  Auffassung 
und  unter  Berücksichtigung  der  diesfalls  in  dem  Berichte  des  k.  k.  Landesschul- 
rathes  vom  23  Juni  1.  J.  geltend  gemachten  Moment  dem  vorliegenden  Imme- 
diatansuchen  des  evangelischen  Pi-esbyteriums  auch  in  dem  Puncto  Folge  zu 
geben,  dass  ich  der  erwähnten  Schule  im  Sinne  des  1.  Absatzes  des  §.  72 
des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1869  das  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeug- 
nisse zuerkenne. 

Dabei  bemerke  ich  jedoch  ausdrücklich,  dass  mit  dem  Vorstehenden  nicht 
auch  schon  über  die  Frage  abgesprochen  ist,  ob  die  Stadtgemeinde  Graz  durch 
diese  einer  Privatlehranstalt  zugewendete  Dotation  der  etwa  bestehenden  Ver- 
pflichtung, eine  neue  öffentliche  Schule  zu  gründen,  enthoben  ist. 

Diese  nach  dem  2.  Absätze  des  vorcitirten  §.  72  zu  beurtheilende  Frage 
erscheint  nämlich  zum  Theile  von  anderen  Momenten  abhängig,  als  welche  bei 
der  Frage  der  Ertheilung  des  Oeffentlichkeitsrechtes  in  Betracht  kommen,  ins- 
besonders  wird  hiebei  immer  auch  auf  den  confessionellen  Charakter  der  mit 
jenem  Rechte  ausgezeichneten  Privatanstalten  Rücksicht  zu  nehmen  sein.  Für  den 
vorliegenden  Fall  muss  ich  die  Beurtheilung  dieser  weiteren  Frage  und  die  even- 
tuelle diesbezügliche  Antragstellung  dem  k.  k.  Landesschulrathe  überlassen. 
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Nr.  158. 


Erlass  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom  4.  November 

1870,  Z.  11107, 

an  die  LaBdesschnlräthe,  beziehungsweise  LänderchefSy 

betreffend  die  einstweilige  Yerwendong  der  bislierigen  Sclinlznstaiidsta- 
.  bellen  znr  Yerfassnng  der  Jahresbericlite  Aber  Yolksschnlen. 

Zur  Verfassung  der  Jahresberichte  über  den  Zustand  der  Volksschulen  im 
verflossenen  Schuljahre  1869/70  sind  noch  die  bisher  in  Uebung  gewesenen 
Schulzustandstabellen  mit  den  nothwendigsten  Modificationcn,  welche  die  k.  k. 
Landesschulbehörden  nach  eigenem  Ermessen  zu  bestimmen  haben,  zu  verwenden, 
da  die  neuen,  den  gegenwärtigen  Schulverhältnissen  entsprechenden  Formularien 
zu  den  Tabellen  erst  im  weiteren  Verlaufe  des  Schuljahres  1870/71  werden  ein- 
geführt werden. 

Nr.  159. 


Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom 

1.  December  1870  % 

womit  provisorische  Anordnungen  in  Betreff  der  Orts-  nnd  Bezirksaufsicht 
Ober  die  Yolksschnlen  im  Königreiche  Galizien  nnd  Lodomerien  nebst  dem 

CIrossherzogthnme  Krakau  erlassen  werden. 

InFolge  der  mit  Allerhöchster Entschliessung vom 28,  November  1870  erhalte- 
nen Ermächtigung  finde  ich  nach  Anhörung  des  galizischen  Landesschulrathes  und 
auf  Grund  der  §§.  14  und  15  des  Reichsgesetzes  vom  25.  Mai  1868  (R.  G.  EL 
Nr.  48)  in  Betreff  der  Orts-  und  Bezirksaufsicht  tlber  die  Volksschulen  im  König- 
reiche  Galizien  und  Lodomerien  nebst  dem  Grossherzogthume  Krakau  die  folgen- 
den Anordnungen  zu  treffen,  welche  bis  zum  Zustandekommen  eines  hierauf 
bezüglichen  Landesgesetzes  in  Wirksamkeit  zu  bleiben  haben. 

I.  Der  OrtsBchulrath. 

§.  1.  Die  aus  Staats-,  Landes-,  Bezirks-  oder  Gemeindemitteln  ganz  oder 
theilweise  erhaltenen  Volksschulen  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Ortsschul- 
rathes. 

§.  2.  ^inem  Ortsschulrathe  können  eine  oder  mehrere  Schulen  einer  Ort- 
schaft unterstehen. 

Mit  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  kann  für  Schulen  mehrerer  Gemein- 
den auch  nur  Ein  Ortsschulrath  gebildet  werden. 

§.  3.  Der  Ortsschulrath  besteht  aus  Vertretern  der  Kirche,  Schule  und  Ge- 
meinde. Dem  Schulpatrone  steht  das  Recht  zu,  als  Mitglied  in  den  Ortsschulrath 
einzutreten,  an  seinen  Berathungen  sowohl  persönlich  als  durch  seinen  Stell- 
vertreter Theil  zu  nehmen  und  zu  stimmen. 

§.  4.  Als  Vertreter  der  Kirche  treten  in  den  Ortsschulrath  die  Seelsorger  der 
'Schuljugend.  Wo  sich  zwei  oder  mehrere  Ortsseelsorger  einer  und  derselben 

*)AnmerkuDg.  Enthalten  im  R.  O.  Bl.  vom  Jahre  1870,  unter  Nr.  137. 
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Confession  befinden  ^  dort  bezeichnet  die  kirchliche  Oberbehörde  denjenigen, 
welcher  in  den  Ortsschulrath  einzutreten  hat. 

Zur  Wahrung  der  religiösen  Interessen  der  israelitischen  Schuljugend  tritt 
der  von  dem  Cultusvorstande  bestimmte  Vertreter  in  den  Ortsschulrath  ein. 

§.  5.  Die  Schule  vertritt  in  dem  Ortsschulrathe  ihr  Leker  (der  Lehrer,  und 
wenn  an  derselben  mehrere  Lehrer  angestellt  sind,  der  Director  oder  erste  Lehrer). 

Unterstehen  dem  Ortsschulrathe  mehrere  Schulen,  so  tritt  der  Leiter  der 
unter  diesen  Schulen  im  Range  am  höchsten  stehenden,  bei  gleichem  Range  der 
Schulen  der  dienstälteste  Leiter  dieser  Schulen  in  den  Ortsschulrath.  Doch  nehmen 
auch  die  Leiter  der  anderen  Schulen  an  den  ihre  eigene  Anstalt  betreffenden  Ver- 
handlungen des  Ortsschulrathes  mit  berathender  Stimme  Theil. 

§.6.  Die  Vertreter  der  Gemeinde  entsendet  in  den  Ortsschulrath  der  Gemeinde- 
rath.  Wenn  der  Schulgemeinde  mehrere  Ortsgemeinden  ganz  oder  theilweise 
angehören,  so  beruft  der  Gemeindevorsteher  des  Schulortes  zur  Vornahme  dieser 
Wahl  unter  seinem  Vorsitze  die  Vertreter  der  sämmtlichen,  ganz  oder  theilweise 
eingeschulten  Ortschaften. 

Die  Zahl  der  Gemeindevertreter  im  Ortsschulrathe  ist  wenigstens  2  und 
höchstens  5 ;  sie  wird  mit  Rücksicht  darauf,  dass  eine  jede  Confession  ihre  Ver- 
treter im  Ortsschulrathe  besitze,  vom  Bezirksschulrathe  bestimmt.  Es  werden  auch 
2  Stellvertreter  der  Gemeinderepräsentanten  des  Ortsschulrathes  gewählt. 

Die  Wahl  wird  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  vorgenommen,  und  ist  flir 
sechs  Jahre  giltig.  Nach  je  drei  Jahren  tritt  aus  dem  Ortsschulrathe  die  Hälfte, 
und  wenn  die  Zahl  derselben  ungleich,  die  grössere  Hälfte  aus.  Die  Wiederwahl 
ist  zulässig. 

§.  7.  Wählbar  sind  alle  Jene,  welche  fähig  sind,  in  die  Gemeindevertretung 
einer  dem  Ortsschulrathe  zugewiesenen  Gemeinde  gewählt  zu  werden.  Der  Ver- 
lust  dieser  Wählbarkeit  hat  das  Ausscheiden  aus  dem  Ortsschulrathe  zur  Folge. 

Die  Wahl  in  den  Ortsschulrath  kann  nur  derjenige  ablehnen,  welcher  berech- 
tiget wäre,  die  Wahl  in  die  Gemeindevertretung  abzulehnen,  oder  welcher  die 
letzten  sechs  Jahre  hindurch  Mitglied  des  Ortsschulrathes  war.  Die  ungerecht- 
fertigte Verweigerung  des  Eintrittes  wird  vom  Bezirksschulrathe  mit  einer,  für 
Zwecke  der  Schule  zu  verwendenden  Geldbusse  von  20  fl.  bis  100  .fl.  bestraft. 

§.  8.  Orte,  an  welchen  mehrere  Schulen  bestehen,  können  von  der  Gemeinde- 
vertretung mit  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  in  mehrere  Schulkreise 
getheilt  werden.  In  diesem  Falle  wird  ftir  jede  dieser  Schulsectionen  ein  beson- 
derer Ortsschulrath  mit  Beachtung  der  vorstehenden  Bestinunungen  gebildet. 

§.  9.  Dem  Ortsschulrathe  kommt  die  Aufsicht  über  die  genaue  Befolgung  der 
Schulgesetze  und  Verordnungen  der  höheren  Schulbehörden  zu. 

Insbesondere  hat  derselbe : 

1.  daftlr  zu  sorgen ,  dass  die  Lehrer  ihre  Gehaltsbezüge  in  der  gehörigen 
Weise,  zur  rechten  Zeit  und  ungeschmälert  erhalten,  die  Beschwerden  der  Lehrer 
Über  Vorenthalten  oder  unregelmässiges  Entrichten  der  Gehaltsbezüge  entgegen- 
zunehmen, ihre  Richtigkeit  zu  untersuchen,  und  falls  die  gütliche  Einwirkung 
erfolglos  wäre,  dieselben  bei  den  entsprechenden  Behörden  zu  unterstützen; 

2.  den  Localschulfond,  wo  ein  solcher  vorhanden,  und  das  Schulvermögen 
zu  verwalten,  in  sofeme  darüber  die  Errichtungsurkunden  nicht  anders  verftlgen; 

3.  das  Schalgebäude,  die  Schulgründe  und  das  Schulgeräthe  zu  beaufsichti- 
gen, und  das  erforderliche  Inventar  zu  ftihren; 

4.  über  die  Befreiung  von  der  Schulgeldzahlung  zu  entscheiden ; 

5.  die  Schulbücher  und  andere  Unterstützungsmittel  ftlr  arme  Schulkinder 
zu  besorgen,  ftlr  die  Anschaffung  und  Instandhaltung  der  Schulgeräthe,  die 
n  öthigen  Lehrmittel  und  sonstigen  Unterrichtserfordemisse  Sorge  zu  tragen ; 
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6.  den  Jahresvoranschlag  der  Schnlerfordemisse,  in  sofeme  nicht  besondere 
Organe  dazu  bestimmt  sind,  znsammenznstellen,  denselben  der  Gemeindever- 
tretung vorzulegen,  und  die  Rechnung  über  die  erhaltenen  Geldmittel  zu  fUhren  ; 

7.  alle  der  Schule  angehörenden  Werthpapiere,  Urkunden,  Fassionen  u.  dgL 
zu  verwahren ; 

8.  dasYerzeichniss  der  schulpflichtigen  Kinder  jährlich  zu  verfassen,  dasselbe 
mit  dem  vom  Lehrer  geführten  und  wöchentlich  vorzulegenden  Verzeichnisse  der 
Bchulbesuchenden  Kinder  zu  vergleichen,  die  Eltern  und  VormUnder  anzueifem, 
damit  sie  ihre  Kinder  in  die  Schule  schicken,  die  in  dieser  Hinsicht  vorgebrach- 
ten Entschuldigungen  zu  untersuchen,  und  gegen  die  in  ungerechtfertigter  Nach  - 
lässigkeit  und  Abneigung  verharrenden  die  entsprechenden  Behörden  um  Beistand 
anzugehen ; 

9.  die  Unterrichtszeit  mit  Beachtung  der  vorgeschriebenen  Stundenzahl  zn 
bestimmen; 

10.  die  Ertheilung  des  vorgeschriebenen  Unterrichtes  zu  tiberwachen ; 

11.  das  Verhalten  des  Lehrpersonals,  die  Disciplin  in  den  Schulen,  sowie 
das  Betragen  der  Schuljugend  ausserhalb  der  Schule  zu  beaufsichtigen ; 

12.  den  Lehrern  hinsichtlich  ihrer  Amtsführung  die  thunlichste  Untersttttzung 
angedeihen  zu  lassen ; 

13.  Streitigkeiten  der  Lehrer  unter  einander  und  mit  der  Gemeinde  oder  mit 
einzelnen  Gemeindegliedem  ^soweit  sie  aus  den  Schulverhältnissen  erwachsen) 
nach  ThunUchkeit  auszugleicnen,  sowie  das  Interesse  und  Ansehen  der  Schule 
und  der  Lehrer  in  jeder  Weise  mit  Sorgfalt  und  Umsicht  zu  stützen ; 

14.  Auskünfte  und  Gutachten  an  die  Gemeindevertretung  und  die  vorgesetz- 
ten Behörden  zu  erstatten,  an  welche  der  Ortsschulrath  auch  Anträge  zn  stellen 
jederzeit  berechtiget  ist. 

Der  Ortsschulrath  ist  das  beschliessende  und  überwachende,  der  Vorsitzende 
desselben  das  vollziehende  Organ. 

§.10.  Von  dem  Wirkungskreise  des  Ortsschulrathes  sind  die  mit  Lehrer- 
bililungsanstalten  in  Verbindung  stehenden  Uebungsschulen  ausgenonunen,  nur 
wo  sie  ganz  oder  theilweise  auch  aus  Gemeindemitteln  erhalten  werden,  kommt 
in  Bezug  auf  dieselben  dem  Ortsschulrathe  die  im  §.  9  unter  1  bis  7  bezeichnete 
Wirksamkeit  zu. 

§.  11.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes  wählen  aus  ihrer  Mitte  mit  abso- 
luter Stimmenmehrlicit  einen  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter  auf  die 
Dauer  von  drei  Jahren. 

Directoren  und  Lehrer  der  dem  Ortsschulrathe  unterstehenden  Schulen 
können  den  Vorsitz  nicht  ftthren. 

Ist  sowohl  der  Vorsitzende  als  auch  dessen  Stellvertreter  verhindert,  so  flLfart 
der  Aelteste  unter  den  Mitgliedern  des  Ortsschubathes  den  Vorsitz. 

Der  Ortsschulrath  hat  seine  Constituirung  sowohl  der  Gemeindevertretung 
als  dem  Bezirksschulrathe  anzuzeigen. 

§.  12.  Der  Ortsschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate  za 
einer  ordentlichen  Sitzung.  Der  Vorsitzende  kann  aber  jederzeit,  und  er  mnsSy 
wenn  zwei  Mitglieder  es  verlangen,  eine  ausserordentliche  Sitzung  einberufen. 

§.  13.  Zur  Beschlussfähigkeit  des  Ortsschulrathes  wird  wenigstens  die 
Gegenwart  dreier  Mitglieder  erfordert.  Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt 
isty  die  Ausführung  von  Beschlüssen,  welche  nach  seindr  Ansicht  dem  Gesetze 
oder  dem  Interesse  der  Schule  zuwiderlaufen,  einzustellen,  und  den  Gegenstand 
an  den  Bezirksschulrath  zur  Entscheidung  zu  leiten. 

Beschwerden  gegen  Beschlüsse  und  Verfolgungen  des  Ortsschulrathes  gehen 
an  den  Bezirksschulrath.  Dieselben  sind  bei  dem  Ortsschulrathe  einzubringen 
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Qod  haben  anschiebende  Wirknngi  soierne  dieas  binnen  14  Tagen  nach  Eröff- 
nnng  der  angeführten  Entscheidung  geschieht 

§.  14.  Kein  Mitglied  des  Ortsschnhrathes  darf  an  der  Berathnng  and  Abstim- 
mung Aber  Angelegenheiten  theilnehmen,  welche  seine  persönlichen  Interessen 
betreffen. 

§.  15.  In  Angelegenheiten,  die  so  dringend  sind,  dass  weder  die  nächste 
ordentliche  Sitzung  abgewartet,  noch  eine  ausserordentliche  einberafen  werden 
kann,  darf  der  Vorsitzende  selbständig  Verfügungen  treffen;  er  muss  jedoch  ohne 
Verzug  und  spätestens  in  der  nächsten  Sitzung  die  Genehmigung  des  Ortsschul- 
rathes  einholen. 

§.  16.  Zur  Beaufsichtigung  der  Schulein  didaktisch-pädagogischer  Richtung 
wird  der  Bezirksschulrath  ein  sachkundiges  Mitglied  des  Ortsschulrathes  zum 
Ortsschulaufseher  ernennen. 

Der  Ortsschulaufseher  hat  sich  mit  dem  Leiter  der  Schule  in  stetem  Einver- 
nehmen  zu  erhalten.  Im  Falle  eines  Meinungsunterschiedes  zwischen  Beiden 
steht  jeder  Seite  das  Becht  zu,  die  strittige  IVage  an  den  Bezirksschulrath  zur 
Entscheidung  zu  leiten. 

In  Schulen,  wo  mehrere  Lehrer  angestellt  sind,  hat  der  Oi-tsschulaufseher  das 
Recht,  den  Lehrerconferenzen  beizuwohnen. 

Wo  sich  die  Wirksamkeit  des  Ortsschulrathes  auf  mehrere  Schulen  erstreckt, 
können  fttr  die  didaktisch-pädagogische  Beaufsichtigung  derselben  zwei  Orts- 
schulaufseher bestellt  werden. 

Andere  Mitglieder  des  Ortsschulrathes  sind  auch  zum  Visitiren  der  Schulen 
berechtigt.  Die  Befugniss,  etwa  nothwendige  Anordnungen  zu  treffen,  steht  jedoch 
nicht  einem  einzelnen  Mitgliede,  sondern  blos  der  gesammten  Körperschaft  zu. 

§.  17.  Die  Mitglieder  des  Ortsschulrathes  haben  auf  ein  Entgelt  fUr  die 
Besorgung  der  Geschäfte  keinen  Anspruch. 

Fttr  die  damit  verbundenen  baaren  Auslagen  wird  ihnen  der  Ersatz  ans 
Gemeindemitteln  geleistet,  aus  welchen  auch  die  unentbehrlichen  Eanzleierfor- 
dernisse  bestritten  werden. 

§.  18.  Die  an  dem  Ortsschulrathe  theilnehmenden  Ortsseelsorger  besitzen 
ausser  den  Rechten,  die  allen  Mitgliedern  des  Ortsschulrathes  gemeinschaftlich 
sind,  unbeschadet  der  Bestimmung  des  §.  2  des  Reichsgesetzes  vom  25.  Mai 
1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  48)  noch  das  besondere  Recht,  die  Religionslehre  in  der 
Schule  zu  beaufsichtigen. 

§.  19.  Wenn  die  Dienststelle  eines  Lehrers  erledigt  wird,  hat  der  Orts- 
schulrath  unverzüglich  die  einstweilige  Stellvertretung  derselben  einzuleiten,  und 
gleichzeitig  den  Bezirksschulrath  um  Bestätigung  der  getroffenen  provisorischen 
Anordnung,  sowie  um  Concm*sausschreibung  für  die  erledigte  Diensstelle  anzu- 
gehen. 

Nach  Ablauf  der  Concursfrist  erfolgt  die  von  Seiten  der  dazu  Berechtigten 
vorzunehmende  Wahl  des  Lehrers  aus  der  Mitte  der  durch  den  Bezirksschulrath 
dem  Ortsschulrathe  übermittelten  Liste  der  qualificirten  Bewerber.  —  Die  zu 
Stande  gekommene  Wahl  wird  von  dem  Ortsschulrathe  dem  Bezirksschulrathe 
angezeigt  und  dem  Landesschulrathe  zur  Bestätigung  vorgelegt. 

n.  Der  BezirksBohulraih. 

§.  20.  Die  nächst  höhere  Aufsicht  über  die  Volksschulen  wird  vom  Bezirks- 
schulrathe geführt, 

§.  21.  Das  Land  wird  in  20  nachstehende,  aus  ganzen  politischen  Bezirken 
zusammengesetzte  Schulbezirke  eingetheilt: 

1.  Schulbezirk  Krakau  (polit.  Bezirk:  Chrzanow,  Krakau,  Wieliczka), 
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2.  Schnlbezirk  Wadowice  (polit.  Bezirk :  Wadowice^  Biala,  Zywiec  (Saybusch), 
Mislenice). 

3.  Schnlbezirk  Boehnia  (polit.  Bezirk :  Bochnia^  Limanowa;  Brzesko). 

4.  Schnlbezirk  Nowy  s%cz  (polit.  Bezirk :  Nowy  targ  (Nenmarkt),  Nowy  sacz 
(N.-Sandec),  Gryböw^. 

5.  Schnlbezirk  Jasto  (polit.  Bezirk:  Gorlice^  Jaslo^  Krosno). 

6.  Schnlbezirk  Tamow  (polit.  Bezirk :  Tamow,  Pilsno,  Mielec,  D^browa). 

7.  Schnlbezirk  Rzeszow  (polit.  Bezirk:  Rapczyce,  Rzeszow,  Kolbnszowa^Tar- 
nobrzig;  Nisko). 

8.  Schulbezirk  §anok  (polit.  Bezirk :  Brzozöw^  §anok,  Lisko). 

9.  Schulbezirk  Jaroslan  (polit.  Bezirk :  Laöcut,  Cieszanow). 

10.  Schulbezirk  PrzemyÄl  (polit. Bezirk:  Bircza,  Przemyfil, Äloöciska,  Jaworow). 

11.  Schulbezirk  Sambor  (polit.  Bezirk:  StaremiastO;  Sambor^  Rudki^  Droho- 
bycz,  Turka). 

12.  Schnlbezirk  Stryj  (polit.  Bezirk:  Stryj,  Zydaczöw,  Dolina). 

13.  Schnlbezirk  Lwöw  (Lemberg,  polit.  Bezirk:  Grodek,  Lemberg,  Böbrka). 

14.  Schnlbezirk  Brzezany  (polit.  Bezirk:  Podhajce,  Brzezany,  Przemyfilany, 
Rohatyn). 

15.  Schulbezirk  i^olkiew  (polit.  Bezirk:  i^olkiew^  Buwa,  Sokal). 

16.  Schulbezirk  Zloczöw  (polit.  Bezirk:  Zloczöw,  Brody,  Kamionka). 

17.  Schulbezirk  Tarnopol   (poiit.  Bezirk:   Tamopol,   Zbaraä,   Skalat,  Trem- 
bowla^  Husiatyn). 

18.  Schnlbezirk  Stanislawöw  (Stanislau^   polit.   Bezirk:   Ealusz^   Stanislau, 
Bohorodczany,  Nadwoma). 

19.  Schulbezirk  Czortköw  (polit.  Bezirk:  BuczacZ;  Horodenka,  Zaieszczyki, 
Borszczow,  Czortköw). 

20.  Eolomea  (polit.  Bezirk :  Eossöw^  Sniatyn,  Kolomea^  Tlnmacz). 

Jede  dieser  20  Städte,  deren  Namen  die  Schulbezirke  fUhren,  ist  der  Sitz 
eines  Bezirksschulrathes.  Städte,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  kön- 
nen besondere  Schnlbezirke  mit  besonderen  Bezirksschulräthen  bilden  —  gegen- 
wärtig findet  diese  Bestimmung  ihre  Anwendung  in  den  Städten  Lemberg  und 
Erakan. 

§.  22.  Der  Bezirksschnlrath  besteht : 

a)  Aus  dem  Vorsteher  jener  politischen  Bezirksbehörde,  deren  Sitz  mit  dem 
Besitze  des  Bezirksschulrathes  zusammenfällt,  als  Vorsitzenden ; 

h)  aus  je  einem  Geistlichen  jeder  Confession,  die  in  einem  Schulbezirke  mehr 
als  2000  Glaubensgenossen  zählt,  dessen  Ernennung  der  betreffenden  kirch- 
lichen Oberbehörde  zukömmt ;  den  israelitischen  Religionsvorsteher  wählen 
die  im  Schnlbezirke  befindlichen  Cnltnsvorstände ; 

cj  aus  zwei  Fachmännern  im  Lehramte.  Einen  derselben  wählt  die  Lehrerver- 
Sammlung  des  Schnlbezirkes,  als  Zweiter  tritt  ein  der  Director  der  etwa  im 
Schulbezirke  vorhandenen  Lehrerbildungsanstalt,  oder  in  Ermanglung  einer 
solchen  der  Director  einer  im  Schulbezirke  vorhandenen  Mittelschulen,  oder 
wenn  keine  Mittelschule  vorhanden  ist,  der  Leiter  einer  Volksschule,  welchen 
der  Landesschulrath  dazu  bestimmt ; 

dj  aus  je  einem  Vertreter  der  sämmtlichen  im  Schnlbezirke  vorhandenen  Bezirks- 
räthe ; 

ej  ans  dem  Bezirksschnlinspector. 

Der  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  wird  ans  der  Mitte  des  Bezirksschulrathes 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gewählt. 

8.  23.  Die  Wahlen  der  Vertreter  des  Lehrstandes  gelten  auf  drei  Jahre ;  die 
Geistuchen  verbleiben  in  ihrem  Amte  bis  zur  Abberufung  von  Seiten  ihrer  Voll- 
machtsgeber. 
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§.  24.  In  Städten^  welche  ein  eigenes  Oemeindestatnt  haben,  treten  bei  der 
Zusammensetzung  des  Bezirksschulrathes  folgende  Abweichungen  von  den  im 
§,  22  ertheilten  Vorschriften  ein : 

a)  Vorsitzender  ist  der  Bürgermeister ; 

hj  jeAe  in  der  Stadt  vorhandene;  gesetzlich  anerkannte  und  mehr  als  500  Glau- 
bensgenossen zählende  Confession  wird  im  Bezirksschulrathe  durch  ihren 
Delegirten  vertreten ; 

cj  die  Bestimmung  des  §.  22,  lit  dj^  findet  hier  keine  Anwendung^  statt  dessen 
wählt  die  Gemeindevertretung  aus  ihrer  oder  aus  der  Mitte  der  zur  Gemeinde- 
vertretung Wählbaren  zwei  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes.  Der  Verlust 
der  Wählbarkeit  zur  Gemeindevertretimg  zieht  den  Austritt  aus  dem  Bezirks- 
schulrathe nach  sich. 

§.  25.  Zur  Ueberwachung  der  religiösen  Interessen  jener  Bezirksbewohner; 
deren  Gaubensbekenntnisse  keines  der  Mitglieder  des  Bezirksschulrathes  ange- 
hört; wählt  der  Letztere  je  einen  Beirath  dieses  Bekenntnisses. 

§.  26.  Alle  nach  §§.  22;  24  und  25  stattfindenden  Ernennungen  und  Wahlen 
unterliegen  der  Bestätigung  des  Landesschulrathes. 

§.  27.  Dem  Bezirksschulrathe  kommt  in  Bezug  auf  alle  öffentlichen  Volks- 
schulen und  die  in  dieses  Gebiet  gehörigen  Privatanstalten  und  elementaren  Fach- 
schulen; dann  über  die  Einderbewahranstalten  des  Bezirkes  jener  Wirkungskreis 
ZU;  welcher  nach  den  früheren  Vorschriften  den  politischen  Bezirksbehörden  und 
den  geistlichen  Schnldistrictsaufsehem  zustand. 

Insbesondere  kommt  denselben  zu : 

1.  Die  Vertretung  der  Interessen  des  Schulbezirkes  nach  Aussen;  die  genaue 
Evidenzhaltung  des  Standes  des  Schulweseiis  im  Bezirke ;  die  Sorge  für  die 
gesetzlich  festgestellte  Ordnung  im  Schulwesen  und  die  möglichste  Verbesserung 
desselben  überhaupt  und  jeder  Schule  insbesondere. 

2.  Die  Sorge  für  die  Verlautbarung  der  in  Volksschulangelegenheiten  erlas- 
senen Gesetze  und  Anordnungen  der  höheren  SchulbehördeU;  sowie  für  den  Voll- 
zug derselben. 

3.  Die  Leitung  der  Verhandlungen  über  die  Regulirung  und  Erweiterung  der 
bestehenden;  sowie  über  die  Errichtung  neuer  Schulen;  die  Entscheidung  in  erster 
Instanz  über  Aus-  und  Einächulnngen;  die  Oberaufsicht  über  die  SchulbauteU;  die 
Anschaffung  der  Erfordernisse  für  die  Localitäten  der  Volksschulen;  die  Bicbtig- 
stellung  und  Bestätigung  der  Schulfassionen. 

4.  Die  Obhut  über  die  Localschulfonde  und  SchulstiftungeU;  insofeme  dazu 
nicht  besondere  Organe  dazu  bestimmt  sind  oder  diese  Wirksamkeit  einer  höheren 
Behörde  vorbehalten  ist;  die  Leitung  der  Verhandlungen  über  die  Subventionirung 
einzelner  Schulen  aus  Bezirks-  und  Landesmitteln. 

5.  Der  Schutz  der  Lehrer,  sowie  der  Schulen  in  allen  ökonomischen  und  poli- 
zeilichen Beziehungen;  die  Entscheidung  in  erster  Instanz  über  die  Beschwerden 
in  Angelegenheiten  der  Dotationen  und  Versorgungsgebühren;  insofeme  diese 
Versorgungsgebühren  nicht  aus  Staats-  und  Landesmitteln  zu  leisten  sind;  der 
Lehrmittel  und  der  Schulvoranschläge. 

6.  Die  Anwendung  der  Zwangsmittel  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen. 

7.  Die  provisorische  Besetzung  der  an  den  Schulen  erledigten  Dienststellen; 
die  Mitwirkung  bei  definitiver  Besetzung  derselben  und  im  Vorrücken  der  Lehrer 
in  höhere  Gehaltsstufen. 

8.  Die  Untersuchung  der  Disciplinarvergehen  des  Lehrpersonals  und  anderer 
Gebrechen  der  SchnlC;  und  die  Entscheidung  darüber  in  erster  Instanz  oder  nach 
Erfordemiss  die  Antragstellung  an  den  Landesschulrath. 

9.  Die  Beförderung  der  Fortbildung  der  Lehrer;  Veranstaltung  der  Bezirks- 
Lebrerconferenzen  und  Aufsicht  über  die  Schul-  und  Lehrerbibliotheken. 
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10.  Die  Anordtiimgen  zur  ConstitainiDg  der  Ortsschnlräthe,  das  Bestimmen 
ihres  Gebietes  und  Sitzes,  sowie  die  Förderung  und  Ueberwachnng  der  Wirksam- 
keit derselben. 

11.  Die  Veranlassung  ausserordentlicher  Inspectionen  der  Schalen. 

12.  Die  nach  Anhörung  des  Ortsschulrathes  vorzunehmende  Festsetzupg  des 
den  Ortsverhältnissen  angemessenen  Zeitpnnctes  für  die  gesetzlichen  Ferien  bei 
den  Volksschulen. 

13.  Die  Erstattung  von  Auskünften,  Gutachten,  Anträgen  und  periodischen 
Schulberichten  an  die  höheren  Schulbehörden. 

§.  28.  Der  Bezirksschulrath  versammelt  sich  wenigstens  einmal  im  Monate 
zur  ordentlichen  Berathung*  Der  Vorsitzende  kann  nach  Bedarf  und  moss  ani 
Antrag  zweier  Mitglieder  binnen  acht  Tagen  eine  ausserordentliche  Versammlung 
einberufen. 

Alle  Angelegenheiten,  rücksichtlich  deren  eine  Entscheidung  zu  treffen,  ein 
Gutachten  oder  ein  Antrag  zu  erstatten  ist,  werden  collegialisch  behandelt. 

Der  Bezirksschulrath  wird  zur  Regelung  seiner  Amtshandlungen  mit  Zustim- 
mung des  Landesschulrathes  eine  Geschäftsordnung  beschliessen  und  die  Compe- 
tenz  des  Executiv- Ausschusses  näher  bestimmen. 

§.  29.  Zur  BeschlussfUhigkeit  wird  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  Mit- 
glieder erfordert. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst ;  bei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  der  Vorsitzende,  welcher  auch  berechtigt  ist,  die  AnsfÜbmng 
von  Beschlüssen,  die  nach  seiner  Ansicht  dem  Gesetze  zuwiderlaufen,  einzustellen 
und  darüber  die  Entscheidung  des  Landesschulrathes  einzuholen,  was  sofort  zu 
geschehen  hat. 

An  der  Berathung  und  Abstimmung  über  Angelegenheiten,  welche  das  per- 
sönliche  Interesse  eines  Mitgliedes  betreffen,  hat  dasselbe  nicht  theilzunehmen. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bezirksschulrathes  gehen  an  den 
Landesschulrath. 

Dieselben  sind  beim  Bezirksschulrathe  einzubringen  und  haben  aufschiebende 
Wirkung,  sofern  diess  binnen  14  Tagen  nach  Eröffnung  der  angefochtenen  Ent- 
scheidung geschieht. 

§.  30.  In  dringliche«  Fällen  kann  der  Vorsitzende  auch  rücksichtlich  derje- 
nigen Angelegenheiten,  welche  collegialisch  zu  behandeln  sind,  unmittelbare  Ver- 
fügungen treffen,  er  muss  jedoch  ohne  Verzug  und  spätestens  in  der  nächsten 
Sitzung  die  Genehmigung  des  Bezirksschulrathes  einholen. 

§.  31.  Für  jeden  Schulbezirk  wird  ein  provisorischer  Bezirksschulinspector 
ernannt.  Diese  provisorischen  Bezirksschulinspectoren  werden  in  der  Regel  dem 
Lehrerstande  entnommen.  Ihre  Ernennung  erfolgt  auf  Grundlage  eines  Temavor- 
Schlages  des  Landesschulrathes  durch  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht 

Die  Beaufsichtigung  des  Religionsunterrichtes  in  dogmatischer  Beziehung 
steht  der  kirchlichen  Oberbehörde  zu. 

§.  32.  Der  Bezirksschulinspector  ist  zu  periodischen  Visitationen  der  Schulen 
berufen. 

Er  ist  berechtigt,  in  didactisch-pädagogischen  Gegenständen  Rathscliläge  zu 
geben  und  den  in  dieser  Beziehung  wahrgenommenen  üebelständen  an  Ort  nnd 
Stelle  durch  mündliche  Weisungen  abzuhelfen ;  auch  kommt  ihm  die  Leitung  der 
Bezirkslehrerconferenzen  zu. 

Bei  dem  Besuche  der  ihm  zugewiesenen  öffentlichen  Schulen  hat  der  Bezirks- 
schulinspector vorzugsweise  seine  Aufinerksamkeit  zu  richten : 

1.  Auf  die  Ausübung  der  Dienstpflichten  des  Ortsschulrathes ; 

2.  auf  die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  bei  Aufnahme  und  Ent- 
lassung der  Kinder; 
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3.  auf  die  Tttchtigkeit^  den  Fleiss,  Überhaupt  auf  das  dienstliche  Verhalten 
der  Lehrer  und  auf  die  in  der  Schule  herrschende  Disciplin,  Ordnnng  und  Rein- 
lichkeit; 

4.  auf  die  Einhaltung  des  Lehrplans,  auf  die  Unterrichtsmethode,  auf  die  Fort- 
schritte und  Leistungsfähigkeit  der  Kinder  im  Allgemeinen  und  in  den  einzelnen 
Fächern  insbesondere ; 

5.  auf  die  eingefUhrten  Lehrmittel  und  Lehrbehelfe  und  die  innere  Einrichtung 
der  Schule ; 

6.  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Schule,  insbesondere  auf  die  Besol- 
dung der  Lehrer,  auf  die  pttnctliche  Bezahlung  derselben,  sowie  auf  die  etwaigen 
Nebenbeschäftigungen  der  Lehrer. 

Beim  Besuche  der  Privat-,  Schul-  und  Erziehungs-Anstalten  hat  der  Bezirks- 
schulinspector  darauf  zu  sehen^  ob  dieselben  den  Bedingungen,  unter  denen  sie 
errichtet  wurden,  entsprechen  und  die  Grenzen  ihrer  Berechtigung  nicht  über- 
schreiten. 

§.  33.  Die  Bezirksschulinspectoren  haben  über  ihre  Amtshandlungen  Berichte 
an  den  Bezirksschulrath  unter  Beifügung  der  erforderlichen  Anträge  und  Anzeige 
der  an  Ort  und  Stelle  ertheilten  Weisungen  zn  erstatten.  Diese  Berichte  sind  sammt 
den  darüber  gefassten  Beschlüssen  dem  Landesschulrathe  vorzulegen,  welcher  auf 
dieselben  auch  bei  den  an  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  zu  erstattenden 
Schniberichten  die  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen  hat. 

§.  34.  Die  Beiräthe  des  Bezirksschulrathes  (§.  25)  sind  berechtigt,  die  im 
Bezirke  vorhandenen  Schulen  ihrer  Confession,  um  von  deren  Zustande  Eenntniss 
zu  nehmen,  zu  besuchen,  den  periodischen  Visitationen  derselben  durch  den 
Bezirksschulinspector  beizuwohnen,  die  gemachten  Wahrnehmungen  demBezirks- 
schulrathe  anzuzeigen  und  an  denselben  auch  Anträge  zur  Verbesserung  dieser 
Schulen  zu  stellen. 

Sie  sind  vom  Bezirksschulrathe  in  allen  einschlägigen  Fragen  einzuvemehmen, 
können  an  den  Verhandlungen  des  Bezirksschulrathes  theilnehmen  und  stimmen. 

§.  35.  Der  Vorsitzende  vertheilt  die  einlangenden  Geschäftsstücke  behufs 
deren  Bearbeitung  an  die  Mitglieder. 

Die  Eanzleierfordemisse  besorgt  die  Bezirksbehörde. 

In  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  haben,  wird  dem  Bezirks- 
schulrathe das  erforderliche  Hilfspersonale  von  der  Gemeindevertretung  beige- 
geben und  der  Aufv^and  für  Eanzleierfordemisse  aus  Gemeindemitteln  bestritten. 

§  36.  Bis  zur  definitiven  Regelung  dieses  Dienstzweiges  verbleiben  die 
provisorischen  Bezirksschulinspectoren,  wenn  sie  aus  der  Mitte  der  Lehrer  oder 
Staatsbeamten  auf  ihren  Posten  berufen  werden,  bei  ihren  Gehaltsbezttgen  und 
erhalten  noch  ans  Staatsmitteln  ein  Diätenpauschale  von  je  400  fl.  jährlich,  sowie 
ein  Pausehaie  zur  Bestreitung  der  Eosten  für  die  Fahrgelegenheiten. 

Die  auf  diesem  Posten  zugebrachten  Dienstjahre  werden  ihnen  in  die  effective 
Dienstzeit  eingerechnet 

Die  dem  Privatstande  entnommenen  provisorischen  Bezirksschulinspectoren 
beziehen  ans  Staatsmitteln  400  fi.  jährlich  als  Diätenpauschalen,  und  ausser  einem 
weiteren  Pauschale  zur  Bestreitung  der  Eosten  für  Fahrgelegenheiten  noch  eine 
besondere  Entschädigung  für  den  Abgang  ihres  etwaigen  Einkonunens. 

Das  Ansmass  dieser  Entschädigung  wird  von  Fall  zu  Fall  auf  den  Antrag  des 
Landesschulrathes  durch  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  bestimmt,  dem  in 
gleicher  Weise  die  Festsetzung  der  Fahrko8ten-Pauschalbetr%e  für  die  Bezirks- 
schulinspectoren zusteht. 

§•  37.  Im  Namen  des  Bezirksschulrathes  besorgt  die  laufenden  Geschäfte  der 
ExecutivausBchnss  des  Besürkssohulrathes : 

Derselbe  besteht : 
aj  aus  dem  Vorsitzenden ; 
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bj  ans  seinem  Stellvertreter; 

c)  ans  dem  Bezirksschalinspec^tor. 

Die  Abwesenheit  eines  der  obigen  drei  Mitglieder  des  Executivaasschusses, 
insofeme  dieselbe  nicht  durch  Verschulden  des  Vorsitzenden  herbeigeftthrt  worden 
ist;  kann  den  Geschäftslauf  des  Ausschusses  nicht  aufhalten. 

§.  38.  Dem  Vorsitzenden  des  Bezirksschnlrathes  steht  das  Recht  des  persön* 
liehen  Besuches  der  Schulen  zu.  Dasselbe  Recht  besitzen  auch  andere  Mitglieder 
des  Bezirksschulrathes,  und  zwar  die  Vertreter  der  Bezirksräthe,  insoferne  es  die 
in  ihren  Bezirken  vorhandenen  Schulen  und  die  Geistlichen,  insoferne  es  die  von 
den  Kindern  ihrer  Glaubensgenossen  benutzten  Schulen  betrifft.  Sie  können  über 
die  gemachten  Wahrnehmungen  ihren  VoUmachtsgebem  Bericht  erstatten,  dürfen 
aber  den  Lehrern  unmittelbare  Weisungen  nicht  ertheilen. 

§.  39.  Der  Bezirksschulrath  regelt  die  Schulbezirks-Conferenzen  der  Lehrer 
und  trägt  Sorge  ftlr  das  Gedeihen  derselben. 

Schlussbestimmungen . 

§.  40.  Gleichzeitig  mit  der  Organisirung  der  Bezirksschulräthe  werden  die 
bisherigen  Schuldistricts-Aufsichtsorgane  und  die  Diöcesanschuten-Oberaufsichten 
aufgehoben. 

Stremajr  hl  p. 


Aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles  hat  der  Minister  illr  Cultus  and 
Unterricht  entschieden,  dass  die  mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  21.  September 
1855,  Z.  13709,  ergangene  Vorschrift,  dass  f&r  die  Zukunft  keinem  der  Mitglieder 
des  Ordens  der  barmherzigen  Brllder,  welche  an  den  k.  k.  Universitäten  ihre 
Rigorosen  bereits  bestanden  haben,  und  hierüber  aus  der  Medicin,  Chirurgie  oder 
Pharmazie  diplomirt  worden  sind,  ein  Duplicat  des  Diploms  oder  dahin  beztlg- 
liehen  Zeugnisses  erfolgt  werden  solle^  durch  die  Staatsgrnndgesetze  als  beseitigt 
zu  betrachten  ist.  (C.  U.^  M.  Z.  5021  ex  1870.) 


Durch  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  kommt  eine  der  mit  Hini- 
sterialverordnung  vom  26.  Juli  1868  (Verordnungsblatt,  Jahrgang  1868,  Liefe- 
rung 2,  Nr.  33)  begründeten  Untersttitzungen  für  Candidaten  des  Lehramtes  an 
nautischen  Schulen  und  zwar  an  einen  Candidaten  der  zweiten  Fachgruppe  (ita- 
lienische  Sprache  sammtGeschäftsstyI,Geografie  und  Schiffbuchftlhrung)  unter  den 
in  jener  Verordnung  bezeichneten  Modalitäten  zur  Verleihung. 

Hierbei  werden  vor  allem  solche  Bewerber  berücksichtiget  werden,  welche  die 
Lehramtsprüfung  aus  dem  Italienischen  ftlr  Oberrealschulen  und  aus  der  Geogra- 
fie  und  Geschichte  für  selbstständige  Unterrealschulen  entweder  bereits  mit  Erfolg 
bestanden,  oder  wenigstens  das  behufs  der  Zulassung  zu  dieser  Lehramtsprüfung 
vorgeschriebene  Universitätstriennium  mit  entsprechender  Verwendung  nahezu 
vollstreckt  haben. 

Erst  in  Ermanglung  solcher  Bewerber  werden  unter  den  Bedingungen  der 
gedachten  Ministerialverordnung  auch  absolvirte  Gymnasialschüler  Rücksicht 
finden. 

Competenten,  welche  neben  der  vollkommenen  Kenntniss  der  italieniseheii 
Sprache  auch  der  illyrisehen  Sprache  mächtig  sind,  wird  bei  sonst  gleichen  Um- 
ständen der  Vorzug  gegeben. 
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Die  UnterBttttzang  beträgt  300  fl.,  kann  jedoch  für  die  Dauer  der  Stadien 
der  Candidaten  an  der  Universität  in  Wien  auf  400  fl.  Ost.  W.  erhöbt  werden. 

Die  an  den  Minister  fUr  Galtns  und  Unterricht  zu  stylisirenden  Gesuche  sind 
mit  den  Nachweisen  der  oben  angefahrten  Bedingungen,  den  Zeugnissen  über  die 
am  Gymnasium  gemachten  Studien  und  dem  Geburtsscheine  belegt,  bis  längstens 
1.  Jänner  1871,  u.  zw.  wenn  der  Bewerber  noch  den  Gymnasial-  oder  Universi- 
tätsstndien  obliegt,  im  Wege  seiner  vorgesetzten  Gymnasialdirection  oder  akade- 
mischen Behörde,  sonst  aber  direct  beim  Unterrichtsministerium  einzubringen. 

Wien,  am  22.  November  1870. 


Der  MiniBter  Air  Cultua  and  Unterricht  hat  den  Bestand  der  Reciprocität  hinBichtlich  der 
Berechnung  der  Dienstzeit  der  Directoren  und  Professoren  zwischen  den  Hittelschulen  des 
Staates  einerseits  und  den Landes-Realschulen  inZnaim,  Iglau,  Stern  berg  und  A u s p i t z 
andererseits  im  Sinne  des  §.11  des  Gesetzes  vom  9.  April  1.  J.,  R.  G.  Bl.  Nr.  46,  anerkannt. 

(G.  U.  H.  Z.  9318.) 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  mit  Erlass  vom  4.  November  1.  J.,  Z.  9320,  auf 
Grundlage  der  Erklärung  des  Gemeinderathes  der  Landeshauptstadt  Brunn  vom  22.  Auguftt 
1870,  Z.  15420,  den  Bestand  der  Reciprocität  hinsichtlich  der  Berechnung  der  Dienstzeit  der 
Directoren  und  Professoren  zwischen  den  Mittelschulen  des  Staates  einerseits  und  der  Com- 
mnnal-Unter-Realschule  in  Brü  nn  im  Sinne  des  §.  11  des  Gesetzes  vom  9.  April  d.  J.,  R.G.B1. 
Nr.  46,  anerkannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  die  Errichtung  einer  Privat-Bildungsanstalt 
für  Lehrerinnen  im  Ursuliner-Kloster  zu  Olmütz  genehmiget. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  das  dem  Communal-Gymnasium  in  Tri  est 

bisfier  nur  vorläufig  zugestandene  Recht  zur  Ausstellung  staatsgiltiger  Zeugnisse  dieser  Anstalt 

definitiv  zuerkannt 

• 
Der  Minifiter  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privat- Volksschule  des  Bernhard  Deutsch 

und  Markus  Blatt  in  Troppau  das  Oefifentlichkeitsrecht  ertheilt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privat-Mädchen schule  der  Elise  Simon- 
son  in  Wien  das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  evangelischen  Privatschule  H.  K.  zu 
Kloster  in  Böhmen  das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privat-Mädchen-Lehranstalt  der  Antonie 
V.  Malfatti  in  Wien  das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
4.  November  I.  J.  den  Gymnasial-Professor  in  Görz,  zugleich  Mitglied  des  dortigen  Landes- 
schulrathes  Anton  Klodi5,  zum  Landesschulinspector  IL  Ciasse  allergnädigst  zu  ernennen 
geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
13.  November  IJ.  den  Vorstand  der  Marine-Sternwarte  in  Pola  Dr.  Franz  Pangger  zum 
Director  der  k.  k.  deutschen  Ober-Realschule  in  Triest  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 
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Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  AUerfaöebstor  Bntsobliesamig  yom 

16.  NoTember  1870  die  von  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissenschaften  in  Wien  ToUsogeno 
Wahl  des  Professors  der  Chemio  an  der  königlichen  Universität  In  Tarin,  Dr.  Adolph  Liebes, 
zum  correspondirenden  Mitgliede  im  Inlande  für  die  mathematisch  -  natnrwisflenschaiUiohe 
Classe  allergnädigst  zu  bestätigen  gemht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Miyestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessong  vom 

17.  November  I.  J.  allergnädigst  zn  gestatten  geruht,  dass  dem  ordentlichen  Professor  de« 
österreichischen  Civilprocesses,  des  Handels-  und  Weohselrechtes  an  der  Lemberger  Univer- 
sität Dr.  Eugen  Ritter  v.  Mor  zu  Morberg  undSunegg  aus  Anlass  der  von  demselben  erbetenen 
Versetzung  in  den  bleibenden  Ruhestand  der  Ausdruck  der  Allerhöchsten  Zufriedenheit  mit 
seiner  erspriesslicher  Dienstleistung  im  Lehramte  bekannt  gegeben  werde. 

Seine  k.  und  k.   Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessiing  vom 

18.  November  1870  in  Anerkennung  vieljährigen,  eifrigen  und  erspriessliohen  Wirkens  im 
Amte  der  Volksschule  dem  Rector  desPiaristen-CoUegiums  zu  Altwasser  in  Mähren  P.  Christisn 
Wobor  nik  das  goldene  Verdienstkreuz  mit  der  Krone;  dem  pro  vis.  SohaldSrector  zn  Pilsen 
in  Böhmen  Philipp  Giestl,  dem  Musterlehrer  zu  Eunzendorf  in  Mähren  Anton  Smekal,  dem 
Oberlehrer  zn  Jägemdorf  in  Schlesien  Anton  B  ay  r;  dem  Oberlehrer  zu  Gross-Enzersdorf  in 
Niederösterreich  Joseph  Langer,  dem  Oberlehrer  zu  Langenlois  in  Niederösterreich  Bartholo- 
mäus W  a  1 1  n  e  r,  dem  Musterlehrer  zu  Lembach  in  Oberösterreich  Cajetan  A  U  w  i  r  t  h,  jedem  das 
goldene  Verdienstkrenz ;  — 'endlich  dem  Lehrer  zu  Schluckenau  in  Böhmen  Johann  N^mee, 
dem  pensionirten  Lehrer  der  evangelischen  Schule  zu  Gross-Lhotta  in  Mähren  Joseph  L  e  i  t  kep, 
dem  Oberlehrer  zu  Drösing  in  Niederösterreich  Johann  Bernhardt  Grill,  dem  Lehrer  zu  Mar- 
bach  am  Walde  in  Niederösterreich  Joseph  Binder,  dem  Lehrer  zu  Kuchl  im  Herzogthume 
Salzburg  Andreas  Kracher,  dem  Oberlehrer  zu  Fohnsdorf  in  Steiermark  Jacob  Pollak  und 
dem  Lehrer  zu  Etzersdorf  in  Steiermark  Michael  Krön  es,  jedem  das  silberne  Verdienstkrenz 
mit  der  Krone  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerhöohsten  Entschliessang  vom 

19.  November  d.  J.  dem  in  den  bleibenden  Ruhestand  übertretenden  Präfeeten  der  Theresiani- 
schen Akademie,  P.  Ignaz  Hradil,  in  ABcrkennung  seiner  vieljährigen,  eifrigen  ander* 
spriesslichen  Wirksamkeit  das  goldene  Verdienstkreuz  mit  der  Krone  allergnädigst  zu  ver- 
leihen geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  EntsehHessnng  vom 
19.  November  1.  J.  dem  o.  ö.  Professor  an  der  Wiener  Universität,  Hofrathe  Dr.  Johann  Frei- 
herm  Dumm  reiche r  von  Oesterreicher  in  Anerkennung  seiner  Verdienste  als  Präses  der 
Commission  f)lr  die  Reorganisation  des  Militärsanitätswesens  das  Comthurkreuz  des  Frans 
Joseph-Ordens  mit  dem  Sterne  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entsohliessung  vom 
22.  November  1.  J.  den  ordentlichen  Professor  an  der  Reohtsakademie  zu  Hennannstadt,  Dr. 
Joseph  Krainz,  zum  ordentlichen  Professor  des  österreichischen  Civil-  und  des  gemeinen 
deutschen  Privatrechtes  an  der  Innsbrucker  Universität  allergnädigst  zu  ernennen  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Mi^estät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
26.  November  1.  J.  dem  mit  Titel  und  Rang  eines  Ministerial-Secretärs  ausgezeichneten  Rech- 
nungsrathe  ImMinisterinm  fÜrCultus  und  Unterrioht,  Ferdinand  Schallhofer,  in  Anerkennung 
seiner  vorzttglichen  Dienstleistung  das  Ritterkreuz  des  Frans  Joseph-Ordens  allergnädigst  zu 
verleihen  geruht 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
89.  November  d.  J.  den  Gymnasial-Prafessor  in  Lemberg,  Dn  Emil  Ogonowski,  zum  ordent* 
Hohen  Professor  der  mthenischen  Sprache  und  Literatur  an  der  Universität  daselbst  attergsSdlgst 
zu  emeniien  geruht 
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Seine  k.  und  k.  Apostolische  MajestSt  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 

1.  December  1.  J.  die  angesuchte  Versetzung  des  Ministerialrathes  Johann  Ritter  von  MikaUs 
in  den  bleibenden  Ruhestand  allergnädigst  zu  genehmigen  und  zu  bewilligen  geruht,  dass 
demselben  bei  diesem  Anlasse  die  Allerhöchste  Zufriedenheit  mit  seiner  vorzüglichen  Dienst- 
leistung bekannt  gegeben  werde. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessuog  vom 

2.  December  I.  J.  dem  Privatdocenten  an  der  Universität  und  am  polytechnischen  Institute  in 
Wien,  Dr.  Gustav  L  a  u  b  e,  in  Anerkennung  seiner  Verdienste  um  die  Wissenschaft  das  Ritter- 
kreuz des  Franz  Joseph- Ordens  allergnädigst  zu  verleihen  geruht. 


Def  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Landesschulinspector  Anton  K 1  o  d  i  6 
die  Beaufsichtigung  der  Volks-  und  Mittelschulen  in  Istrien  zugetheilt  and  den  Amtssitz  in 
Parenzo  angewiesen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Oberlehrer  an  der  Volksschule  zu  Mäh- 
risch-Budwitz  Johann  Jawurekin  Anerkennung  seiner  verdienstlichen  Wirksamkeit  im  Lehr- 
amte den  Directorstitel  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Bezirksschulinspector  Dr.  Joseph  Brand 
für  den  Stadtbezirk  Riagenfurt  bestimmt  und  den  Leiter  des  Rea]-Unterg3rmnasium8  in  Villach, 
Johann  Krassnigg  zum  Bezirksschulinspector  für  den  Bezirk  Villach,  dann  den  Professor  an 
der  Obcrrealschule  in  Klagenfurt  Dr.  Vincenz  Hart  mann  zum  Bezirksschulinspector  für  den 
Land  bezirk  Klagenfurt  ernannt. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Titularlehrer  an  der  mit.  der  k.  k.  Lehrer- 
bildungsanstalt in  Troppau  verbundenen  Uebungsschule  Carl  Uradeck^  eine  daselbst  erle- 
digte Lehrerstelle  provisorisch  verliehen  und  den  Unterlehrer  an  der  Volksschule  in  Jägern- 
dorf, Theophil  Klobasa,  zum  Unterlehrer  an  derselben  Uebungsschnle  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Volksschullehrer  and  provisorischen  Be- 
zirksschulinspector in  Hall,  Johann  Nigg,  zum  Lehrer  an  der  mit  der  k.  k.  Lehrerbildungs- 
Anstalt  in  Innsbruck  verbundenen  Uebungsschnle  ernannt. 


Concurs-Ausschreibungen. 


An  der  Volksschule  zu  Wolfpassing  (Bezlrkshauptmannschaft  Korneuburg,  Gerichts- 
bezirk Wolkersdorf)  ist  eine  Unterlehrerstelle  erledigt. 

Bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregelang  ist  mit  dieser  Stelle  ein  jährlicher  Gehalt  von  50  fl. 
ö.  W.,  die  kleine  Stola,  Kost,  freies  Quartier  und  Beheizung  verbanden. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  ordnungsmässig  belegten  und  gestempelten 
Gesuche  bis  10.  Jänner  1871  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Korneuburg  einzubringen. 

An  der  Bürgerschule  zu  Eger  ist  eine  Lehrerstelle  für  deutsche  Sprache,  Greschiclite 
und  Geographie  erledigt. 

Mit  derselben  ist  ein  Gehalt  von  600  fl.  nnd  der  Anspruch  auf  die  gesetzliche  Alters- 
zulage  verbunden. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  wohl  belegten  Gesuche  längstens  bis  zum  28- 
December  d.  J.  bei  dem  Ortsscbulrathe  in  Eger  einzubringen,  im  Schalfache  Bedienstete  im 
Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  B3zirkflschalrathe8. 
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Im  Sohulbezirke  UmgebuDg  Graz  Bind  nachstehende  Lehrerstellen  definitiv  zu  be* 
setzen,  als: 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  St.  Mar  ein  am  Pieblbache  die  Stelle  des  Ober- 
lehrers mit  dem  Gehalte  von  400  fl.  und  jährlicher  Functionszulage  mit  50  fl.,  des  Unterlehrers 
mit  dem  Gehalte  von  240  fl.;  beide  Stellen  mit  freier  Wohnung; 

femer  an  der  zweiclassigen  Volksschule  zu  Strassgang  diu  Stelle  des  Oberlehrers  mit 
dem  Gehalte  von  500  fl.  und  jährlicher  Functionszulage  mit  50  fl.,  nebat  freier  Wohnung. 

Bewerber  haben  ihre  belegten  Gesuche  bis  26.  December  d.  J.  an  den  Ortsschulrath 
St.  Marein,  respective  Strassgang,  zu  überreichen. 

Bei  der  öffentlichen  Volksschale  in  Riegersdorf  (Schlesien)  gelangt  die  Unterlehrer- 
stelle, mit  welcher  ein  jährlicher  Bargehalt  von  200  fl.  ö.  W.  inclusive  eines  Beitrages  von 
73  fl.  50  kr.  ö.  W.  aus  dem  Normalschulfonde  nebst  Naturalwohnung  verbunden  ist,  zur 
Besetzung. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  vorscbriftsmässig  instruirlon,  mit  einer  Darstellung 
ihres  Lebens-  und  Bildungsganges  versehenen  Gesuche  bis  24.  December  d.  J.  an  den  k.  k. 
Bezirksschalrath  in  Bielitz  einzusenden. 

Im  Schulbezirke  Schladming  in  Obersteier  kommen  für  das  Schuljahr  1870/71  drei  in 
Gemässheit  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1869,  §.  11,  zu  creirende  Unterlehrerstellen  definitiv  zu 
besetzen,  und  zwar: 

An  den  zwei  Volksschulen  zu  Schladming  je  eine  Unterlehrerstelle  mit  den  jährlichen 
Gehalt  von  360  fl.,  und 

an  der  Volkssebale  in  Haus  eine  Unterlehrerstelle  mit  den  jährlichen  Gehalt  von  300  fl. 
ö.  W. 

Die  Bewerber  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  23.  December  d.  J.,  und 
zwar  für  erstere  beim  Ortsschuhrathe  Schladming,  für  letztere  beim  Ortsschulrathe  Haus  zu 
überreichen. 

Die  Lehrerstellen  in  Einsied  1  und  Gebirgsneudorf  (Böhmen)  sind  zu  besetzen,  mit 
welchen  der  Jahresgehalt  von  je  400  fl.  ö.  W.  und  der  Genuss  der  Natnralwohnung  im  Schul- 
hause verknüpft  ist. 

Bei  Gebirgsneudorf  ist  noch  derGeouss  von  2  Joch  517  Quadratklafter  Grundstücken 
mit  der  Lehrerstelle  verbunden,  deren  Nutzungen  nach  den  Grundsätzen  der  §§.  27  und  28  des 
Gesetzes  vom  21.  Jänner  1870  mit  dem  Betrage  von  5  fl.  47  kr.  von  der  oben  erwähnten  Gehalts- 
ziffer in  Abrechnung  kommen. 

Bewerber  haben  die  mit  Taufscheinen  und  Nachweisungen  über  die  Lehrbefahigung  und 
bisherige  Verwendung  belegten  Gesuche  längstens  bis  zum  29.  December  d.  J.  im  Wege 
ihres  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  bei  den  Ortsschulräthen  in  Einsiedl  und  Gebirgs- 
neudorf einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Doppelvolksschule  für  Knaben  nnd  Mädchen  in  Littau,  mit  deut- 
scher Unterrichtssprache,  ist  die  Stelle  eines  supplirenden  Unterlehrers  zu  besetzen,  mit  wel- 
cher der  Genuss  von  60  Percent  des  dermal  400  fl.  betragenden  Lehrergehaltes  bis  zur  defini- 
tiven Regulirung  der  Gehalte  im  Allgemeinen,  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  dem  Nachweise  der  Lehrbefähigung  und  der 
Kenntniss  beider  Landessprachen  versehenen  Gresnche  bis  20.  December  d.  J.  beim  k.  k. 
BezirksBchulratbe  in  Littau  einzubringen. 

Die  Lehrerstelle  in  Dienten,  mit  dem  Gehalte  von  jährlichen  400  fl.  ö.  W.  aus  dem 
Schulfonde  ist  zn  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  an  den  hohen  k.  k.  Landesschnlrath  zu  richtenden,  gehörig 
instruirten  Gesuche  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  Behörde  bis  81.  December  d.  J.  bei  dem 
k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Zell  am  See  zu  überreichen. 
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An  der  vierclasBigen  Volksschule  in  Wildstein  (Böhmen)  ist  die  Stelle  des  Ober- 
lehrers  erledigt. 

Mit  derselben  ist  ein  Gehalt  von  500  fl.,  und  zwar  die  Benutzung  von  Grundstücken  mit 
dem  Katastral-Reinertrnge  Ton  25  fl.  Sev^  kr.  und  in  Baren  474  fl.  63  7«  kr.,  eine  Fun otions- 
zttlago  von  200  fl.  und  freie  Wohnung  im  Schulhause  verbunden. 

Sollte  diese  Stelle  im  Wege  der  Yorrttckung  verliehen  werden,  so  würde  die  Stelle  des 
zweiten  Lehrers  mit  dem  Jahresgehalte  von  500  fl.  und  mit  Anspruch  auf  die  Dienstalterszulage 
von  50  fl.  zu  besetzen  sein. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  gehörig  instruirten  Gesuche  bis  31.  December 
d.  J.  bei  dem  Wildsteiner  Ortsschulrathe  im  Wege  des  k.  k.  Bezirksschulrathes  einzubringen. 

An  der  dreiclassigen  Volksschule  mit  deutscher  Unterrichtssprache  InBothenwald, 
Schulbezirk  Neutitschein,  ist  eine  Unterlehr  erstelle  erledigt,  mit  welcher  vorläufig  bis  zur 
allgemeinen  Regelung  der  Lehicrs^ebalto  ein  Einkommen  von  jährlichen  160  fl.  ö.  W.  nebst 
freier  Wohnung  und  Beheizung  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  den  Nachweisen 
ihrer  Befähigung  versehenen  Gesuche  bis  25.  December  d.  J.  beim  Ortsschulrathe  in  Bothen- 
wald  zu  überr^chen. 

An  der  fünfclassigen  Knabenvolksschule  zu  Freudenthal  (Schlesien)  sind  die  gegen- 
wärtig provisorisch  besetzten  Lehrer-  nnd  Unterlehrerstellen  mit  dem  Gehalte  von  400  fl., 
360  fl.,  respective  300  fl.,  definitiv  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  im  Wege 
der  vorgesetzten  Schulbehörde  bis  5.  Jänner  1871  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Freudenthal 
einzubringen. 

An  der  fünfclassigen  Volksschule  in  Braun  au  in  OberOsterreich  ist  eine  Unterlehrer- 
stelle mit  400  fl.  Jahresgehalt,  dem  Genüsse  einer  Naturalwohnnng  und  dem  Ansprüche  auf  die 
Quinquennalzulage  von  25  fl.  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  dem  Nationale,  dem  Geburtsschein,  dem  Schul- 
uud  Befahigungszeugnissen  und  Anstellungsdecreten  instruirten  Gesuche  im  Wege  der  eigenen 
k.  k.  Bezirksschulbehörden  bis  31.  D  ecember  d.  J.  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Brodec  (in  Böhmen)  ist  die  Lehrerstelle  mit  dem 
Jahresgehalte  von  383  fl.  80  kr.,  dem  Ertrage  von  Grundstücken  pr.  16  fl.  20  kr.  und  der  Func- 
tionszulage  von  100  fl.  n(  bst  dem  Genüsse  einer  freien  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  gehörig  instruirten  Gesuche  bis  31.  December 
d.  J.  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Jungbunzlau  einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  in  Gaste rn  ist  eine  Unteri ehrerstelle  mit  den  bisherigen  Bezügen, 
eventuell  mit  dem  nach  dem  Landesgesetze  vom  5.  April  1870,  Nr.  35,  geregelten  Diensteinkom- 
men zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  mit  den  Befahigungszeugnissen  belegten  Gesuche  bis  20.  Decem- 
ber d.  J.  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Waidhofen  a.  d.  Thaya  einzubringen. 

An  der  Volksschule  der  Stadt  und  Festung  Theresienstadt  ist  eine  Lehrerstelle  mit 
dem  Gehalte  von  500  fl.  zu  besetzen. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  der  Nachweisung  über  das  Alter,  die  Lehrbefähigung,  ihre  frü- 
here und  gegenwärtige  Verwendung  belegten  Gesuche  bis  längstens  den  30.  December  d.  J., 
und  iwar  bereits  angestellte  Lehrer  oder  Unterlehrer  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirks' 
schuhrathes  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Theresienstadt  einzubringen. 

Zuj  Besetzung  zweier  Lehrerstellen  am  k.  k.  Gymnasium  zu  Eger,  der  einen  für  clas- 
sische  Philologie  der  andern  fdr  deutsche  Sprache,  wird  der  Concurs  mif  dem  Bemerken  aus- 
geschrieben,  dass  jene  Bewerber,  die  zugleich  die  Qualification  zur  Ertheilung  des  Unter- 
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richtes  der  philosophischen  Propädeutik  nachweisen,  eine  vorzügliche  Berücksichtigung  finden 
werden. 

Die  Gehaltabezügc  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870,  R.  G.  BI.  Nr.  46,  normirt, 
systemisirter  Gehalt  800  fl.  und  bei  zufriedenstellender  Dienstleistung  fünf  Quinquennal-  zu 
200  fl.  ö.  W.  Unterrichtssprache  an  genannter  Lehranstalt  ist  die  deutsche. 

Gehörig  belegte  und  an  das  hohe  k.  k.  Unterrichtsministerium  stilisirte  Gesuche  können 
bis  zum  30.  December  d.  J.  bei  dem  Landesschulrathe  in  Prag  überreicht  werden. 

» 

Am  k.  k.  Gymnasium  in  Iglau  ist  eine  Lehrstelle  für  deutsche  Sprache,  Geographie  und 
Geschichte  in  Erledigung  gekommen. 

Die  Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  bis  £udc  December  d.  J.  im  Dienst- 
wege bei  dem  k.  k.  Landesschuhrathe  in  Brunn  einzubringen. 

An  den  Volksschulen  des  Leitomischler  Bezirkes  mit  deutscher  Unterrichtssprache 
sind  zu  besetzen : 

Eine  Lehrerstelle  mit  400  fl.  Gehalt  und  freier  Wohnung;  eine  Lchrerstello  mit  300  fl. 
Gehalt  und  freier  Wohnung-,  eine  Unteriehrerstelle  mit  280  fl.  Gehalt  und  eine  Unterlehrer- 
stelle mit  210  fl.  Gehalt. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre,  mit  den  Nachweisen  über*  das  Alter,  die 
Befähigung  und  bisherige  Verwendung  im  Schulfache  belegten  Gesuche  bei  dem  Leitomischler 
k.  k.  Bezirksschulrathe  bis  20.  December  d.  J.  einzubringen. 

Nachdem  die  Volksschule  inPregarten  (Ober-Oesterreich)  um  eine  dritte  Classe  zu 
erweitern  ist,  kommt  an  dieser  Schule  die  Stelle  eines  Lehrers,  und  im  Falle  der  Vorrückung 
des  dortigen  Unterlehrers,  jene  eines  Unterlehrers  zu  besetzen.  Mit  diesem  Posten  ist  ein 
Jahresgehalt  von  700  fl.,  beziehungsweise  400  fl.  nebst  den  gesetzlichen  Quinquennalzulagen 
bis  zum  vollendeten  20.  Dienstjahre  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  zum  11.  Jänner  1871  im 
Wege  der  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulbehörde  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Perg 
einzubringen,  und  jene  Competenten,  welche  nur  auf  die  Obtuiehrerstelle  reflectiren,  diess  in 
ihrem  Gesuche  ausdrücklich  zu  bemerken. 

An  der  Volksschule  vierter  Gehaltsciasse  zu  Konradsgrün  (Böhmen)  ist  die  Lehrer- 
stelle mit  einem  jährlichen  Gehalte  von  800  fl.,  mit  Anspruch  auf  die  Dienstalterszulage  und 
mit  freier  Wohnung  im  Schulhause  erledigt. 

Bewerber  haben  ihre  mit  Befahigungs-  und  Verwendungszeugnissen  belegten  Gesuche 
bis  zum  25.  Dece  mber  d.  J.  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  bei  dem  Orta- 
Bchuhrathe  in  Konradsgrün  einzubringen. 

An  der  Volksschute  in  Öäslavic  (Mähren)  mit  böhmischer  Unterrichtssprache  ist  die 
Stelle  des  Lehrers,  mit  welcher  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsrcgulirung  der  Bezug  von  jährlichen 
212  fl.  89  kr.  ö.  W.  nebst  Natnralwohnung  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  vorschriflsmässig  documentirten  Gesuche  bis  24.  December  1870 
im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschelbehörde  beim  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Trebitsch 
einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  Mitterndorf  im  Sohulbezirke  Ausse  iu  Steiermark  ist  eine  Unter- 
iehrerstelle mit  dem  Gehalte  von  360  fl.,  Naturalwobnuug  und  dem  unentgeltlichen  Bezüge  des 
erforderlichen  Brennholzes  vorläufig  provisorisch  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  vorschriflsmässig  belegten  Gesuche  bis  22.  De- 
cember 1870  hei  dem  Ortssehulrathe  Mitterndorf  einzubringen. 

Am  k.k.  Gymnasium  zu  Feldkirch  in  Vorarlberg  ist  eine  Lehrstelle  für  classische  Philo- 
ogie  mit  deutacher  Unterrichtssprache  zu  besetzen. 

Der  Gehalt  ist  der  mit  dem  Gec^etze  vom  9.  April  d.  J.  für  Staatsgymnaaien  systemisirte. 
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Gehörig  insiruirte  und  an  das  k.  k.  Ministerium  fUr  Gultus  und  Unterricht  Btilisirtc  Gesuche 
sind  bis  zum  20.  December  d.  J.  im  Dienstwege  beim  k.  k.  Landesschulrathe  für  Vorariberg 
in  Bregenz  einzureichen. 

An  der  dreiciassigen  Volksschule  für  Knaben  in  Altmünstcr  ist  die  Oborlehrerstelle 
erledigt,  daher  eine  Lehrerstollo  mit  dem  Jahresgehalte  von  700  fl.,  wozu  noch  bis  zum  vollen' 
deten  20.  Dienstjahr  die  gesetzliche  Quinquennalzulage  und  eventuell  die  Gehaltszulage  jähr- 
licher 100  fl.  für  den  leitenden  Oberlehrer  kommen,  definitiv  zu  besetzen.  Bewerber  haben  ihr 
gehörig  belegtes  Gesuch  bis  31.  D  ecember  d.  J.  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschul- 
behörde bei  dem  Bezirksschulrathe  in  Gmunden  einzubringeu. 

An  der  k.  k.  Oberrealschule  in  Laibach  ist  eine  Lehrstelle  fär  Geographie  und  Geschichte 
als  Haupt-  und  für  deutsche  oder  slovenische  Sprache  als  Nebenfach  in  Erledigung 
gekommen. 

Die  mit  dieser  Stelle  verbundenen  Bezüge  werden  nach  dem  Gehaltsgesetze  vom  9.  April 
1870  bemessen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  vorschriftsmässig  belegten,  an  das  hohe  k.  k,  Ministerium  für 
Cultus  und  Unterricht  stilisirtcn  Gesuche  im  Wege  der  vorgesetzten  Behörde  bis  20.  Decem- 
ber 1.  J.  an  den  Landesschulrath  für  Rrain  gelangen  zu  lassen. 

An  der  dreiciassigen  israelitischen  Volksschule  zu  Bise  dz  ist  ein  Lehrerposten  mit  dem 
aus  Gemeindemitteiu  fliessenden  Jahresgehalte  von  (400  fl.)  Vierhundert  Gulden  in  ö.  W.  zu 
besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  diessfälligen,  mit  der  Nachweisung  über  ihre  Befähigung  und  bishe- 
rige Verwendung  belegten  Gesuche  bis  25.  December  d.  J.  bei  dem  israelitischen Ortsschol- 
rathe  in  Bisen z  einzubringen. 

Nachdem  die  Volksschule  in  Maut  hausen  um  eine  dritte  Classe  zu  erweitem  ist,  kommt 
an  dieser  Schule  die  Stelle  eines  Lehrers  und  im  Falle  der  Vorrückung  des  dortigen  Unter- 
lehrers jene  eines  Unterlehrers  zu  besetzen. 

Mit  diesem  Posten  ist  der  Jahresgehalt  von  700  fl.,  beziehungsweise  400  fl.  nebst  den 
gesetzlichen  Quinquennalzulagen  bis  zum  vollendeten  20.  Dienstjahre  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  bis  11.  Jänner  1871  im  Wege  der  vor- 
gesetzten k.  k.  Bezirksschulbehörde  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Perg  einzubringen, 
unü  diejenigen  Competenten,  welche  nur  auf  die  OberU'hrcrstelle  reflectiren,  diesen  Umstand 
in  ihrem  Gesuche  ausdiücklich  zu  bemerken. 

Im  Braun  an  er  Schulbezirkc  (Böhmen)  sind  folgende  Lehrstellen  zu  besetzen: 

1.  an  der  einolassigen  Volksschule  mit  deutscher  Unt^^rrichtssprache  in  Bodisch  der  IV. 
Gehaltsclasae, 

2.  an  der  einolassigen  Volksschule  mit  deutscher  Unterrichtssprache  in  Löchau  der  IV 
Gehaltsclasse, 

3.  an  der  einclassigen  Volksschule  mit  böhmischer  Unterrichtssprache  in  Grosslabnai  der 
IV.  Gehaltsciasse, 

4.  an  der  einclassigen  Volksschule  mit  böhmisdier  Unterrichtssprache  in  Gross-Petrovic 
der  III.  Gehaltsciasse.  ^ 

Die  Bewerber  um  diese  Lehrerstellen  haben  ihre  mit  50  kr.  gestämpelten  Gesuche  unter 
Nachweisung  des  Alters,  der  Lehrbefahigung  und  ihrer  bisherigen  Verwendung,  im  Wege  ihres 
vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  an  den  Ortsschulrath  der  beti'effenden  oben  genannten   ' 
Schulen  bis  10.  Jänner  1871  einzusenden. 

ImKaadner  Schulbezirke  sind  nachfolgende  Lehrer-  und  beziehungsweise  Unterlebrer- 
stellen  zu  besetzen,  und  zwar: 
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1.  In  Kupferberg  die  Stelle  eines  Lehrers  und  zugleich  Leiters  nach  der  IL  Gehalts- 
classe ; 

2.  in  Hermersdorf,  und 

3.  inKrondorf  je  die  Stelle  eines  exponirten  Unterlehrers  nach  der  in.  und  endlich 

4.  in  P  U  r  B  t  e )  n  die  Stelle  eines  Unterlehrers  nach  der  lll.  Gehaltsciasse. 

Die  Bewerber  um  eine  der  oben  angeführten  Stellen  haben  ihre  vorschriftsmässig  docn- 
mentirten  Gesuche  und  zwar  bereits  angestellte  LehrJndividuen  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k. 
Bezirksschulrathes  bis  zum  I.Jänner  1871  bei  den  betreffenden  Ortsschulräthen  einzu- 
reichen. 

An  den  öffentlichen  Volksschulen  der  Stadt  Briinn  werden  einige  Unterlehrerstellen  mit 
dem  Jahresgehalte  von  300  fl.  und  der  Naturalwohnung  oder  dem  Quartiergelde  von  jährlichen 
60  fl.,  eventuell  Aushilfslehrerstellen  mit  dem  Adjutum  jährlicher  200  fl.  zur  Besetzung 
gelangen. 

Bewerber  hierum  haben  ihre  mit  dem  Nachweise  des  Alters,  der  erworbenen  Lehrbefähi- 
gung, der  bisherigen  Verwendung  und  der  Kenntniss  beider  Landessprachen  belegten  Gesuche 
bisSl.  December  1870  bei  dem  Bezirksschulrathe  für  die  Stadt  Briinn  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Goldenstein  (Gerichtsbezirk  Altstadt-Mähren)  ist 
die  Stelle  des  Unterlehrers  zu  besetzen,  mit  welcher  bis  zur  Regulirung  der  Gehalte  nach  f.  37 
des  Landesgesetzes,  nebst  freier  Wohnung  und  Beheizung  eine  Besoldung  von  jährlichen 
160  fl.  ö.  W.  verbunden  sind. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  im  Wege 
ihrer  vorgesetzten  SchulbehOrde  bis  20.  December  d.  J.  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Golden- 
stein einzubringen. 

An  den  einclassigen  Volksschulen  zu  Steinbach  am  Ziehberg  und  zu  Bossleiten 
sind  die  Lehrerstellen  definitiv  zu  besetzen. 

Mit  jeder  dieser  beiden  Stellen  ist  nebst  der  freien  Wohnung  ein  Jahresgehalt  von  600  fl. 
verbunden,  wozu  noch  die  gesetzmässige  Gehaltserhöhung  von  fUnf  zu  fünf  Jahren  kömmt 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  Gesuche  bis  22.  December  1.  J.  im  Wege  ihres 
vorgesetzten  Bezirksschulrathes  beim  k.  k.  Bezirksschulrathe  Elirchdorf  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Schule  zu  Hackstock  ist  die  Lehrerstelle  definitiv  zu  besetzen. 

Mit  derselben  ist  die  freie  Wohnung  im  Schnlhause  und  ein  Jahresgehalt  von  600  fl.  ver- 
bunden, wozu  noch  die  gesetzmässige  Gehaltserhöhung  bis  zum  vollendeten  20.  Dienstjahra 
kommt. 

Competenzgeguche  um  diesen  Schuldienst  sind  bis  zum  23.  December  1.  J.  im  Wege 
des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  beim  k.  k.  Bezirksschulrathe  Freistadt  einzusenden. 

Wenn  einzelne  Bewerber  auch  auf  die  erledigte  Lehrerstelle  in  Kaltenberg  aspiriren,  so 
haben  sie  um  jede  dieser  beiden  Stellen  ein  besonderes  Gesuch,  von  denen  jedes  gehörig  belegt 
sein  musB,  einzureichen. 

« 

Zur  Besetzung  der  Lehrerstelle  an  der  vierclassigen  Volksschule  in  Kaltenberg  wird 
hiemit  der  Concurs  ausgeschrieben.        ^ 

Mit  diesem  Dienstposten  ist  nebst  freier  Wohnung  im  Schulgebäude  ein  Jahresgehalt  von 
600  fl.,  dann  nach  §.  18  des  Gesetzes  vom  23.  Jänner  1870  die  gesetzmässige  Gehaltserhöhung 
bis  zum  vollendeten  20.  Dienstjahre  verbunden. 

Die  Competenxgesuche  sind  im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  b  i  s 
zum  22.  December  1.  J.  beim  k.  k.  Bezirksschulrathe  Freistadt  einzubringen. 

Behufs  Erweiterung  der  dreiclassigen  Volksschule  zu  St.  Florian  zu  einer  vierclassigen 
kommt  die  neu  errichtete  Lehrers-,  respective  Unterlehrersstelle  zu  besetzen. 
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Mit  derselben  ist  ausser  freier  Wohnung  der  Gehalt  jährlicher  700  fl.,  respective  400  fl. 
a,  W.  nebst  den,  gesetzlichen  Quinquennal-Zulagen  von  jährlichen  50  fl.  oder  respective  25  fl. 
ö.  W.  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  mit  einem  vollständigen  Nationale,  dem  Geburtsscheine,  deo  Zeug- 
nissen Über  etwaige  Studien,  die  Lehrbefähigung  und  bereits  geleistete  Dienste,  sowie  mit  den 
Anstellungsdecreten  instruirten  Gesuche  beziehcngsweise  durch  die  vorgesetzte  k.  k.  Bezirks- 
sohulbehörde  bis  zum  4.  Jänner  1871  bei  dem  k.  k.  Bczirksschulrathe  fiir  den  Landbezirk 
Linz  einzubringen. 

Nachdem  die  Erweiterung  der  Volksschule  zu  Ur fahr  um  eine  füuflbe  Classe,  sowie  die 
Umwandlung  zweier  Untorlehrerstellen  daselbst  iu  Oberlehrerstellen  genehmigt  wurde,  kom- 
men an  der  genannten  Schule  zwei  Oberlehrerstellen  uud  eventuell  (im  Falle  der  Yorrückung 
dort  angestellter  Lehrer)  eine  Unterlehrerstelle  zu  besetzen. 

Mit  jeden  der  beiden  Oberlehrevstellen  ist  nebst  freier  Wohnung;:  (eventuell  Quartiergeld) 
der  Gebalt  jährlicher  800  fl.  ö.  W.,  mit  der  Unterlehrerstelle  dagegen  nebst  freier  Wohnung 
(eventuell  Quartiergeld)  der  Gehalt  jährlicher  400  fl.  ö.  W.  verbunden ,  wozu  noch  bei  den 
Oberlehrerstellen,  wie  bei  der  Unterlehrerstelle  die  durch  §.  16  respective  18  des  Gesetzes  vom 
28.  Jänner  1870  bestimmten  Quinquennal-Zulagen  von  50  Gulden  und  respective  25  fl.  ö.  W. 
kommen. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  mit  einem  vollständigen  Nationale,  dem  Ge- 
burtsscheine, den  Zeugnissen  über  Studien  und  Lehrbefähigung  sowie  über  bereits  geleistete 
Dienste,  und  mit  den  Anstellungsdecreten  instruirten  Gesuche  —  in  denen  ausgesprochen  sein 
muss,  ob  der  Gesuch ssteller  blos  auf  eine  Oberlehrerstelle  oder  eventuell  auch  auf  die  Unter- 
lehrerstelle reflectire  —  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  bisl.  Jänner  1871 
bei  dem  k.  k.  Bczirksschulrathe  für  den  Landbezirk  Linz  einzubringen. 

Nachdem  die  Erweiterung  der  Volksschule  zu  Enns  um  eine  sechste  Classe,  sowie  die 
Umwandlung  dreier  Unterlehrerstellen  daselbst  in  Oberlehrerstellen  genehmigt  wurde,  konunen 
an  der  genannten  Schule  drei  Oberlehrerstellen,  und  eventuell  (im  Falle  der  Vorrücknng  dort 
angestellter  Lehrer)  eine  Unterlehrerstelle  zu  besetzen. 

Mit  jeder  der  drei  Oberlehrerstellen  ist  nebst  freier  Wohnung  (eventuell  Quartiergcld)  der 
Gehalt  jährlicher  800  fl.  ö.  W.,  mit  der  Unterlehrerstelle  dagegen  nebst  freier  Wohnung  (even  - 
tnell  Quartiergeld)  der  Gehalt  jährlicher  400  fl.  ö.  W.  verbnuden,  wozu  noch  bei  den  Oberlehrer- 
stellen wie  bei  der  Unterlehrerstelle  die  durch  §.16,  respective  18  d»8  Gesetzes  vom  23.  Jänner 
1870  bestimmten  Quinquennal-Zulagen  von  50  fl.  und  respective  25  fl.  ö.  W.  kommen. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  mit  einem  vollständigen  Nationale,  dem  Ge- 
burtsscheine, den  Zeugnissen  über  Studien  und  Lehrbefähigung ,  sowie  über  bereits  geleistete 
Dienste  und  mit  den  Anstellungsdecreten  instruirten  Gesuche,  in  denen  ausgesprochen  sein 
muss,  ob  der  Gesuchssteiler  biosauf  eine  Oberlehrerstelle  oder  eventuell  auch  auf  die  Unter- 
lehrerstelie  reflectire,  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde  bis  1.  Jänner  1871  bei 
dem  k.  k.  Bczirksschulrathe  für  den  Landbezirk  Linz  einzubringen. 

An  der  öffentlichen  einclassigen  Knabenschule  in  Traunkirchen  ist  die  Lehrerstelle 
mit  dem  Jahresgehalte  von  600  fl.  und  den  gesetzlichen  Quinquennalzulagen  bis  zum  ToUende- 
ten  20.  Dienstjahr  definitiv  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihr  belegtes  Gesuch  im  Wege  der  vorgesetzten  Bezirksschulbehörde 
bis  zum  28.  D  e  comb  er  1.  J.  bei  demk.  k.  Bczirksschulrathe  Gmunden  einzubringen. 

Zur  Besetzung  einer  vorläufig  mit  dem  Jahresgehalte  von  240  fl.  ö.  W.  und  dem  Genüsse 
einer  Naturalwohnung  verbundenen  Unterlehrerstelle  an  der  Volksschule  mit  deutscher  Unter- 
richtssprache in  Lob  nig  (Mähren)  wird  hiemit  der  nenerliche  Concurs  mit  dem  Bemerken 
ausgeschrieben,  dass  Bewerber  ihre  mit  den  Nachweisen  über  Alter,  Lehrbefähigung  und 
bisherige  Dienstleistung  documentirten  Gesuche  bis  4.  Jänner  1871  im  Wege  des  vorge- 
setzten Bezirksschulrathes  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Lobnig  einzubringen  haben. 
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Im  Schnibeztrke  der  Stadt  Salzburg  sind  nachstehende  Lehrstellen  zn besetzen: 

1.  Eine,  eventuell  zwei  Lebrerstellen  an  der  vierclasBigen  Knabenschule  im  linksseitigen 
Stadttheile,  womit  der  Gehaltsbezug  von  600  fl.  verbunden  ist; 

2.  die  Stelle  eines  Lehrers  der  zweiclassigen  Volksschule  in  der  Vorstadt  Mülln ,  womit 
der  Bezug  eines  Gehaltes  von  600  fl.  und  der  Genuss  eines  Naturalquartiercs  verbunden  ist; 

3.  eventuell  eine  oder  zwei  üuterlehrerstellen  mit  dem  Gchaltsbezuge  von  360  fl. 
Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre  Gesuche  mit  den  Nachweisen  über  Alter 

Lehrbefahigung  und  bisherige  Dienstesleistung,  falls  dieselben  bereits  angestellt  sind,  im 
Wege  ihrer  vor;jesetzten  Bezirksschulbehörde,  beim  Ortsschulrathe  der  Stadt  Salzburg  bis 
24.  D  e  c  e  m  b  e  r  1.  J.  gerechnet,  einzureichen. 

An  der  fünfclassigen  Knabenvolksschule  zu  Jägerndorf  in  k.  k.  Schlesien  ist  eine 
ünterlehrerstelle  mit  einem  aus  den  Stadtrenten  zahlbaren  Gehalte  von  jährlichen  300  fl.  ö.  W. 
zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  ünterlehrerposien  wollen  ihre  gehörig  belegten  Gesuche  unter  An- 
schluss  der  Qualificationstabelle  b  is  31.  December  d.  J.  an  den  Gemeinde  vorstand  in  Jägern- 
dorf gelangen  lassen. 

An  der  Volksschule  im  Markte  Fürth  (Gerichtsbezirk  Maut«irn)  ist  eine  Unterlehrer- 
stelle, womit  ein  fixer  Gehalt  per  100  fl.  nebst  Kost  und  Wohnung  verbunden  ist,  in  Erledi- 
gung gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  wollen  ihre  documentirten  Gesuche  bis  längstens  25.  d.  M.  bei 
der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  in  Krems  überreichen. 


Verfugungen, 

betreffend  Lelu*bflcher  und  Lelirmittel. 

Im  Wiener  k.  k.  Schulbücher- Verlage  sind  erschienen : 

Drittes  Rechenbuch  fttr  Volksschulen  von  Dr.  Franz  Mocnik.  Das  Rechnen 
im  Zahlenrauroe  bis  1000  mit  Dreisatzrechnungen.  Das  Rechnen  in  den  höheren 
Zahlenkreisen.  (Preis  in  Leinwandrlicken  15  Nkr.) 

Prvni  pocetnice  pro  obecn6  SkolJ^.  Sepsal  Dr.  Franz  Moönik.  Pocitani  s  öisl^ 
do  20  (Preis  brochirt  6  Nkr.) 

Zugleich  hat  der  k.  k.  Schulbücher- Verlag  Anweisungen  über  den  methodischen  Gebrauch 
dieser  Rechenbücher  von  demselben  Verfasser  herausgegeben,  nämlich : 

Anleitung  zum  Gebrauche  des  dritten  Rechenbuches  für  Volksschulen.  Von 
Dr.  Franz  Mocnik.  (Preis  in  Leinwandrücken  40  Nkr.) 

NÄvod  k  prvni  poeetnici  pro  obecnö  gkol^.  Sepsal  Dr.  Frz.  Mo£nik.  (Preis 

20  Nkr.) 

Das  Ministerium  für  ('ultus  und  Unterricht  hat  mit  Erlass  vom  21.  November  1870,  Z.  Il,3ß3, 
die  Rechenbücher  zum  Lehrgebrauche  an  Volksschulen  für  zulässig  erklärt  und  die  Lehrer  auf 
die  Anleitungen  aufmerksam  zu  machen  befunden. 

Das  Lehrbuch  „GrundzUge  der  darstellenden  Geometrie  von  Rudolf  S  c  h  n  e  i- 
der,  4.  Auflage,  Brunn  bei  Carl  Winiker  1869",  Preis  1  fl.  70  kr.  ö.  W., 

wurde  mit  Ministerial-Erlass  vom  16.  November  1870,  Z.  11501,  xiun  UnterHchtsgebraoche 
an  Ober-Realschulen  mit  deutscher  Unterrichtssprache  aUgemein  zugelassen. 
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Peak  er  Rndolf,  Geschichte  der  göttlichen  Offenbarung  des  alten  und  neuen 

Bandes   (zwei  Theile).  Wien   1870.  8.  (Preis  je   eines  broschirten  Theiles  1  fl. 

30  kr.  ö.  W. 

Zu  Folge  Erlasses  des  MinisteriamB  für  Cultus  und  Unterricht  vom  18.  November  d.  J,. 
Z.  11657,  unterliegt  die  Gebrauchsnahme  dieser  Bücher  zum  Unterrichtsgebrauche  an  Unter- 
und  Realgymnasium  mit  deutscher  Unterrichtssprache  innerhalb  des  Bereiches  des  Wiener 
tttrsterzbischOflichen  Ordinariates  keinem  Anstände. 

Hajada.ii8gfa.l>eii  von  Gesetzen  und  Yerordntingen  in  Tolksschnlsachen^ 
welche  durch  den  k.  k.  Schnlbücherverlag  veröffentlicht  worden  sind : 

Italienisch: 

Nr.  5.  Verordnung  des  Ministers  ftlr  Cultus  und  Unterricht  vom  20.  August 
1870,  womit  eine  Schul-  und  Unterrichtsordnang  flir  die  allgemeinen  Volksschulen 
erlassen  wird.  (Ordinanza  del  Ministero  del  culto  e  deir  istruzione  del  20  agosto 
1870,  coUa  quäle  viene  emanato  an  Regolamento  scolastico  e  didattica  per  le 
scuole  popolari  generali).  Preis  3  kr. 

Polnisch: 

Nr.  1.  Verordnung  des  Ministers  für  Caltus  und  Unterricht  vom  20.  August 
1870,  womit  eine  Schul-  und  Unterrichtsordnung  für  die  allgemeinen  Volksschulen 
erlassen  wird  (Rozporz^dzenie  ministra  wyznaÄ  i  odwiecenia  z  dnia  20sierpnia 
1870,  moc^  ktörego  wydaje  8i§  regnlamin  szkolny  i  naukowy  dia  ogölnjchszköl 
ludowych.)  Preis  3  kr. 

Rathenisch: 

Nr.  2.  Verordnung  des  Ministers  fbr  Cultus  und  Unterricht  vom  20.  August 
1870,  womit  eine  Schul-  und  Unterrichtsordnung  für  die  allgemeinen  Volksschulen 
erlassen  wird.  Preiss  3  kr. 

Slovenisch: 

Nr.  2.  Verordnung  des  Ministers  ftir  Cultus  und  Unterricht  vom  20.  August 
1870,  womit  eine  Schul-  und  Unlerrichtsordnung  für  die  allgemeinen  Volksschulen 
erlassen  wird.  (Ukaz  ministra  za  bogoiSastJe  in  uk  od  20.  avgusta  1870,  s  katerim 
se  ob£nim  Ijudskim  uöilnicam  razpisuje  Solski  in  uöni  red.)  Preis  3  kr. 
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eines  Preises  für  ein  Lehrbuch  der  Haushaltungskunde. 

In  dem  neuen  OsterreichiBchen  Volksschulgesetz  ist  ungeordnet,  diMS  in  den  obenten 
Classen  der  Mädchenschulen  auch  Haushaltungskunde  gelehrt  werde.  Bis  jetzt  ist  aber 
noch  kein  zweckentsprechendes  Schulbuch  darüber  ertfchienen«  um  diesem  Mangel  abzu- 
helfen, hat  derObmann  unseres  Vereines,  Herr  Bichard  Bitter  von  Dotz^uer^  demAuaBckniat 
die  Summe  von  zweihundert  Gulden  0.  W.  als  Preis  fftr  die  beste  Ausarbeitung  eines  Lehr- 
buches  der  Hanshaltungsknnde  zur  Verfügung  gestellt. 

Der  unterzeichnete  Ausschuss  ladet  nunmehr  zur  Bewerbung  um  diesen  Preis  ein.  Bei 
der  Ausarbeitung  der  Concunenzschriften  sind  die  Bestimmungen  des  §.  79  der  k.  k.  Gsterr. 
Schul-  und  Unterrichtsordnung  fUr  die  allgemeinen  Volkaschulen  ddo.  20.  August  1870  (R.  Q. 
Bl.  vom  21.  August  1870,  XLII.  Stück,  Nr.  105)  besonders  zu  berücksichtigen. 

Der  Termin  zur  Einsendung  derConcurrenzarbeiten.  die,  mit  einem  Motto  und  der  versie- 
gelten Adresse  der  betreffenden  Verfasser  versehen,  an  den  mitnnterzeichneten  Scbriftfllhrer, 
Prof.  Dr.  J.  Holz  am  er  in  Prag  (Bethlehemsplatz  Nr.  255\  einzuschicken  sind,  ist  der  31.  Mfirs 
1871.  Der  Preis  von  zweihundert  Gulden  0.  W.  wird  acnt  Wochen  ipfiter  zuerkannt  und  ^e 
preisgekrönte  Schrift,  die  den  Umfang  von  sechs  Qruckbogen  Dicht  überschreiten  darf,  bleibt 
Eigenthum  unseres  Vereines. 

Das  PreisrichtercoUegium  besteht  aus: 

Frau  Mathilde  Wiener,  Landesadvocatensgattin  in  Prag; 

Fräulein  Emilie  Schmitt,  Vorsteherin  einer  höheren  Töchterschule  in  Prag; 

Herrn  Dr.  H.  L.  Buff,  ordentf.  Professor  der  Chemie  und  chemischen  Technologie  am 
k.  k.  deutschen  Polytechnikum  in  Prag ; 

Herrn  Julium  Lippert,  Director  der  städtischen  Bürger-  und  höheren  Töchterschule  in 
Bndweis ; 

Herrn  Karl  Werner,  k.  k.  Landesschulinapector  in  Prag. 

Prag,  den  3.  November  1870. 

Vom  Aussclmsse  des  Deutschen  Vereines  zni  Verlei- 
tung gemelnnüt^gei  Eenntnisae. 

Dr.  Franz  Schmeykal, 

ObnumnostellvertKter. 

Dr.  Joseph  Holzamer, 

Sehriftfllhrer. 


FOr  Geschichtsfreunde,  Lehrer,  Schüler  etc. 

Durch  alle  Bnchhandlnngen  zu  besiehen : 

Historischer  Wandkalender^ 

2.  Jahrgang,  für  1871^  heraaagegeben  von  JtiMus  MeMig  in  Hildbargbausen. 

Preis  3  Sgr.  (excl.  Stempel). 

Ein  Kalender  von  bleibendem  Werth,  dessen  Inhalt  niemals  veraltet.  —  Entb&lt  statt 
der  Kalenderheiligen  die  Namen  von  Fürsten,  Staatsmännern,  Feldherren  etc.  aus  der  Yerfan* 
genheit  und  Gegenwart,  mit  Angabe  des  Standes  and  Geburtsjahres. 

Ghutay  Bchnlze  in  L  e  i  p  z  i  g ,  Poststrasso  6. 
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EDUARD  HÖIZEI 


Buch-,  Kunst-  und  Landkarten-Verlag 


Operngasse    "^TfZUESN^    Heinrichshof, 

sowie  deasen 

Sortiments-Bachhandlimg  in  Olmütz  mit  ihren  Filialen  in  MähreOi 

empfiehlt  den  Hen-en  Schnlinspectoreii,  Directoren  nnd  Professoren  der  Geo- 
graphie^ sowie  allen  Tolksschnllehrerii  die  in  seinem  Verlage  erschienenen 

Geographischen  Kartenwerke, 

die  fast  Bämmtlich  dem  hohen  k.  k.  UnterrichtBiniDisteriuin  den  Osterreichischen  Schalen  zur 

AuschaffuQ^  und  Einführung  empfohlen  wurden. 

Kozenn's  Schid-Wandkarten. 


Palfistina.  4  Blatt  fl.  1.80  kr.,  auf  Leinwand 

gespannt  in  Mappe  fl.  3.60  kr. 
Oesterr.-ungar.  Monarchie.  4BIatt  fl.  3. 
Ausg.  I  fiir  Volksschulen,  aufgeap.  fl.  5. 
„     II  mr  Mittelschulen        „       fl.  5. 
Mähren  und  Schlesien.  4  Blatt  fl.  3, 

aufgesp.  fl.  5. 


Königreich  Böhmen.  GBlattfl.  5, aufg.fl.a 
Nie  der  Österreich.  6Bl.fl.5,aufg8p.fl.7.80L 
PlanLgloben.Auag.L2Bl&ttfl.l.40ki^aa|. 
gesp.  fl.  2.80.  Ausg.  II.  mit  Mercator*s  Pro* 
jeotion  dem  südlichen  n.  nördlichen  Sternen- 
himmel 4  Blatt  fl.  1.80,  ao^esp.  fl.  8.60. 
E  n  r  o  p  a.  4  Blatt  fl.  2,  aufgesp.  fl.  4. 


Die  Schul- Wandkarten  von  Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark,  Kfirnthen, 
Krain  and  Tirol  sind  in  der  Ausführung  begriffen  und  erscheinen  in  kurzer  Zeit 

Die  Schul-Wandkarten  von  Palästina,  Mähren  und  Schlesien,  Böhmen  und 
der  Österr.-ungar.  Monarchie  erschienen  aueh  in  lK4h»is6k#r  t^prae'fr^,  jeseder 
Planigloben  and  Europa  in  böhmischer  nnd  ungarischer  Sprache. 

Tqiio9     d       Professor,  Wandkarte  fBr  den  Unterrieht  in  der  mathematischen  Geograpkiew 
a  OrliGM^   \Jmy    6  Blatt  fl.  5,  aufgespannt  in  Mappe  fl.  9. 

B.  Eozenn's  Schul-Atlanten. 


FOr  Gymnasien,  Reat-  und  Kandeaschulen. 

11.  Auflage. 

Ausg.  I  in  36  Karfen,  eartonnirt  fl.  2.80. 

Ausg.  n  in  48  Karten,  eleg.  gebunden  fl.  8.50. 


FOr  Vtiks*  und  BttrgertciMiltA.  2. 

AusgabfiiQ  6  Karlen  80  kr. 
Ausgabe  in  12  Karten  56  kr. 
Ausgabe  in  18  Karten  80  kr. 


Letzterer  Atlas  erschien  auch  in  böhmischer,  ungarischer  und  polnischer 
Sprache  in  den  Abgaben  za  6  Karten  ü  40  kr.^  12  Karten  ä  72  kr.  und  18  Karten  4  fl.  1.12. 

Atlas  der  österreichisch^ungarischen  Monarchie. 

12  Karten  in  Umschlag  90  kr.  —  Eiaael^e  Karten  aus  obigen  Atlanten  k  10  kr. 

Femer  erschienen : 

Hand«  n.  Beisekarten  Generalkarten 


v.BShmen,  untren  tt.  Sehlefieii  «.d.  Alpeniftndern  etc. 


von  Böhmen,  Mfihren  and  ScM«rf«i  etc. 


2u  beziehen  durch  alTe  Buchhandlungen  des  In-  und  Auslandes. 
Preis-Terzelchnisse  stehen  auf  Terlangen  gratis  zu  Diensten. 

Ed.  HShsel's 

Buch-  und  Kunstverlag  ia  Wien, 
OliffnoasMi^  UBinrithtAri. 
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Oesterreichischer  Schul-Ealender  fCür  1871. 


Inhalt:  Ealendarinm  mit  Notizblättern.  —  Tabellen  zu  Sch&ler-CatalO^eB  und 
ßtundenplänen»  —  SehulbehSrden :  Ministeriam,  Landesscbalrath,  LandeBscbnIfaapec« 
toren,  Bezirksschulinspectoren.  —  Prttftmgrseommissionen  für  Volks -und  Bürgerschulen. 
--  Die  Sehulgesetzg'ebang'  Oesterreichs  in  den  Jahren  1869—1870.  (Die  Verordnung, 
betreffend  die  Prüfung  der  Lehrer  an  Volks-  und  Bürgerschulen,  sowie  die  „Schul-  und 
Unterrichtsordnung*  sind  dem  vollen  Wortlaute  nach  enthalten.)  —  SchematiBmus  der 
Mittelschulen  nnd  Lehrerbildongsanstalten.  —  Statistik  der  Osterreichischen  Lehrer- 
Tereine«  —  Namen-Register. 

Ein  „Schematismus  der  Wiener  Tolksschnlen*  wird  den  Abnehmern  des  „ Schul- 
kalenders"  gratis  geliefert.  « 

Preis  elegant  cart.  1  fl.  ö.  W. ;  in  Leinwandband  mit  Goldpressung  1  fl.  40  kr. 

Auf  10  Exemplare  wird  1  Freiexemplar  geliefert.  Subscriptionslisten  stehen  jenen 
Herren,  welche  sich  der  Mühe  unterziehen  wollen,  dieselben  unter  ihren  Collegen  circu- 
liren  zu  lassen,  in  beliebiger  Anzahl  gratis  zu  Diensten. 


Verlag  von  A.  Piohler's  Witwe  &  Solm. 

Buchhandlung  für  pädagogische  Literatur,  Wien,  Margarethenplatz  Nr.  2. 


Zu  beziehen  dnrch  A.  Pichler's  Witwe  &  Solm, 

Buchhandlung  für  pädagogische  Literatur  in  Wien,  V.,  Margarethenplatz  ü. 


Geometrische  Körper 

zur  Veranschaulichung  stereometrischer  Begriffe  und  Lehrsätze. 

1.  Sammlung  10  KOrper  fl.     3.30 

2.  „  20       „        „      6.65 

3.  „  30        «        «    11.40 


4.  Sammlung  40  EOrper  fl.  19.64 

5.  „  60        „         „    38.— 

6.  n  76        „         „    49.40 


Die  Körper  aller  Sammlungen  sind  fein  aus  massiver  Holzmasse  und  in  gleiehmäa- 
siger,  dem  Unterrichte  entsprechender  Grösse  gearbeitet.  —  Während  die  Körper  der 
beiden  ersten  Sammlungen  für  den  elementaren  Unterricht  in  der  G^eometrie  ausreichen, 
bieten  namentlich  Sammlung  4—6  durch  die  Zerlegbarkeit  der  Körper  dem  Lehrer  ein 
treffliches  Mittel^  um  die  wichtigsten  Lehrsätze  der  Stereometrie  den  Schülern  daran  zu 
versinnlichen.  —  AusführllcheVerzeichnisse  der  einzelnen  Körper  werden  auf 
Verlangen  gratis  und  franco  zugesendet. 


Für  den  Gesa 

Verlag  von  A.  Plckler'g  Witwe  *  göSnJ 


ngnnterricht! 

Buchhandlung,  Wien,  Margarethenplatz  *2. 


Liederborn. 

Ein-  und  mehrstimmige  Lieder,  gesammelt. 

geordnet  und  zum  Gebrauche  fÜrTolks-  una 

.BttrgerscliiUeii  und  für  gesellige  Kreise 

herausgegeben  von 

A»  Chr.  Jessen. 

1.  Heft  ^rOhlioff )  5.  Aufl.  10  kr.,  2.  Heft 

(Sommer)  2.  Aufl.  15  kr«,  3.  Heft  (Herbst) 

d.Aufl.  lOkr.,  4.  Heft  (Winter)  2.  Aufl.  lOkr. 

Alle  4  Hefte  eleg.  geb.  60  kr. 


Kleiner  Liederborn. 

Ein-  und  mehrstimmige  Lieder,  gesammelt, 

geordnet  und  zum  Gebrauche  für  Volks-  und 

Bllrgerselinleii  und  fUr  gesellige  Kreise 

herausgegeben  von 

A»  Chvm  Jessen^ 

(Auszug  aus  dem  Liederbom.) 
4  Bogen  Notensatz.  Preis  20  kr« 


Praktische  Singlehre 

ftlr  deofsehe  Tollu-  und  Bfir^erachalen  verfasst  von 

Ck«meitter  d«t  Selitikcrfbvaiei,  dtt  a.  •.  BIaf«rb«a4u,  k.  k.  BM.-Seksliup.,  0k«il«krcr  tu  Wi»a  «fe. 

2  Bogen  Notendruck.  —  Preis  10  kr.  ö.  W. 

Absatz  des  .^Ltederbom''  S  ft  OOO  Hefte  in  1  JaEreT 
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Man  bittet,  diese  Anzeige  niclit  unberQcl(siciitigt  zu  iassen  l 


In  der  k.  k.  ISof^  und  Staattsdimokerei  in  '^Vion  ist  soeben  erschienen  and 
wird  gratis  abgegeben: 


¥^f^#i^&iii@s 


werthvoller, 


im  Preise  ausserordentlich  ennässigter 


ntk 


wm. 


ans  dem 


Verlage  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei 


in 


Dieses  Verzeiehniss  enthSlt  Werke  ans  allen  Fächern  der  Literatur  und  Kunst,  welche 
sowohl  in  Bezug  auf  wissenschaftlichen  Inhalt,  als  auch  artistische  Ausstattung  hervorragen. 

Die  einzelnen  Artikel  sind  im  Preise  nunmehr  bis  anf  die  HUfte^  znm  Theil 
sogar  aof  den  fünften  Theil  des  früheren  Terl^aofspreises  herabgesetzt^ 

sonach  Jedermann  leicht  zugänglich  gemacht. 

Wir  sind  überdiess  in  der  Lage,  Öffentlichen  Lehranstalten^  Instituten^  Biblio- 
theken beidirecten,  frankirten,  schriftlichen  Bestellungen,  denen  der  entsprechende  Geld- 
betrag sogleich  beigelegt  wird,  einen  NachlaSS  YOn  25  Pereent  vom  Catalogspreise  zu 
gewähren. 

Bestellungen  gegen  Postnachnahme  können  wir  nicht  effectuiren. 

Cataloge  stehen  auf  Verlangen  jederzeit  gratis  zu  Dienst. 

Wien,  August  1870. 


Verlag  der  U.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 
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Im  Verlage  der  Buchhandlung  von  J.  O.  Mcm»  in  Wien  vnrd  demnächst 

ein  Werk  unter  folgendem  Titel  erscheinen : 


Sammlung 


der  fttr  die 


österreichischen  Universitäten 

giltigen 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Im  Auftrage  und  mit  Benützung  der  amtlichen  Quellen  des  k.  k.  Ministeriums  fhr 

Cultus  und  Unterricht 

redigirt  von 

Br.  G  e  0  r  gp  T  h  a  a, 

k.  k.  MiniBterial-Secretär. 

Die  Heraasgabe  eines  derartigen  Werkes  hat  sich  für  alle  Diejenigen,  f^r  welche  eine 
leichte  Uebersicht  der  österr.  Universitäts-Gesetze  und  Verordnungen  von  Wichtigkeit  ist, 
längst  als  ein  fUhlbares  Bedürfniss  herausgestellt. 

Bisher  war  die  Behandlung  des  massenbaflen  Materiales  von  Normalien,  welches  sich  seit 
zwölf  Decennien  auf  dem  Gebiete  des  österr.  Universitätswesens  aufgehäuft  hat,  nach  zwei 
Bichtnngen  hin  sehr  schwierig. 

Einerseits  war  es  bei  dem  Umstände,  ald  ein  Theil  dieser  Vorschriften  im  Reichsgesets- 
blatte,  ein  Theil  in  den  Normalien-Sammlungen  des  Ministeriums  und  wieder  ein  Theil  derselben 
in  keiner  dieser  Quellen  enthalten  war,  schon  eine  mühevolle  Aufgabe,  den  ganzen  auf  einen 
bestimmten  Gegenstand  bezugnehmenden  Sto£f  gesetzlicher  Anordnungen  sich  gegenwärtig 
zu  halten. 

Mit  noch  grösseren  Schwierigkeiten  war  hinsichtlich  zahlreicher  älterer  Verschriften  die 
richtige  Beantwortung  der  Frage  verbunden,  ob  dieselben  gegenwärtig  noch  gelten  oder  durch 
neuere  Verordnungen  oder  veränderte  Verhältnisse  aufgehoben  zu  betrachten  sind. 

Um  diese  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  hat  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterriebt 
die  vorliegende  Arbeit  veranlasst,  für  welche  unter  sorgfaltiger  Benützung  der  vorerwähnten 
Qnellen  und  der  Registratur  des  Ministeriums  der  gesanunte  Stoff  der  für  die  österr.  Universi- 
täten seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  erlassenen  Verordnungen  angesammelt  und  aus 
demselben  unter  Intervention  der  Departements- Vorstände  des  Ministeriums  eine  Ausscheidung 
des  noch  Giltigen  von  dem  Veralteten  und  nicht  mehr  zu  Recht  bestehenden  vorgenommen 
worden  ist. 

Unter  diesen  Umständen  dürfte  die  vorliegende  Arbeit,  wenn  sie  auch  einen  amtlichen 
Charakter  nicht  besitzt,  dem  erwähnten  Bedürfnisse  wesentlich  entgegenkommen  und  sohin 
insbesondere  für  die  mit  Universitätsangelegenheiten  beschäftigten  Staatsbehörden,  dann  für 
die  akademischen  Senate,  Professoren-  und  Doctoren-Collegien  und  überhaupt  i^r  Lehrende 
und  Lernende  an  den  österr.  Universitäten  sich  als  ein  kaum  zu  entbehrendes  Hilfsbuoh  dar- 
stellen. 

Um  das  Werk  für  längere  Zeit  vollständig  und  braucltbar  zu  erhalten,  beabsichtigt  der 
Herausgeber,  in  angemessenen  Zeitabschnitten  Supplementhefte  zu  demselben  erscheinen  zu 
lassen  und  in  denselben  nebst  den  mittlerweile  erflossenen  Gesetzen  und  Verordnungen  auch 
die  dadurch  eingetretenen  Abänderungen  der  bisherigen  Universitäts-Normalien  ersichtlich 
zu  machen. 

Aaa  der  ktwerlieli-liSBif liehen  Hol-  aad  8la«l»4r«elifr«i. 


Jahrgang  1870.  Stück  XXIIL 


Verordnungsblatt 


für  (Im  DieDstbereich  des 

Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 


Redigirt  im  k.  k.  Hinisteriam  für  Cultus  und  Unterricht 


Anssresreben  am  81«  December  1870. 


Inlmlt :  Kundmachung,  betreffend  das  Erscheinen  dieses  Verordnungsblattes  im  Jahre  1871. 
—  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend  die  Bedingung,  unter 
welcher  absolvirte  Schüler  eines  Realgymnasiums  in  das  pharmaceutische  Studium 
aufgenommen  werden  können.  —  Verordnung  des  Ministeriums  für  Cultus  und 
Unterricht,  betreffend  den  Vorgang  bei  Anweisung  des  Deficienten-Gebaltes  an 
Militär-Geistliche.  —  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  betreffend 
die  Uebertragung  des  Bestätigungsrechtes  in  Bezug  auf  Directoren,  Lehrer  und 
Hilfslehrer  der  nicht  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen  an  die  betreffenden  Lan- 
desschulräthe.  —  Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht,  womit  die 
Ministerialyerordnung  vom  12.  Juli  1869,  betreffend  die  Bildungsanstalten  für  Lehrer 
und  Lehrerinnen,  unverändert,  dann  die  Ministerialverordnung  vom  15.  November 
1869,  betreffend  die  Prüfungen  der  Lehrer  an  Volks-  und  Bürgerschulen,  mit  einigen 
Modificationen  auf  das  Herzogthum  Krain  ausgedehnt  werden.  —  Verordnung  des 
Ministers  für  Cultna  und  Unterricht,  womit  die  Ministerialverordnung  vom  12.  Juli 
1869;  betreffend  die  Bildungsanstalten  für  Lehrer  und  Lehrerinnen,  unverändert, 
dann  die  Ministerialverordnung  vom  15.  November  1869,  betreffend  die  Prüfungen 
der  Lehrer  an  Volks-  und  Bürgerschulen,  mit  einigen  Modificationen  auf  die  Graf- 
schaft Göri  und  Gradiska  ausgedehnt  werden.  —  Oeffentlichkeitrechts* Verlei- 
hungen. —  Personalnachrichten.  —  Concurs-Ausschreibungen.  —  Verfügungen, 
betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel. 


Kundmachung. 

Vom  1.  Jänner  1871  angefangen  wird  der  dritte  Jahrgang  des  VerordnnngB- 
blattes  für  den  Dienstbereich  des  Ministerinms  für  Cnltns  und  Unterricht  heraus- 
gegeben werden^  dessen  Inhalt  die  einschlägigen  Gesetze  und  normative  Yerord- 
nimgen,  Personalnachrichten,  Kundmachungen  zum  Zwecke  der  Besetzung  von 
Dienststellen,  dann  YerfUgimgen  betreffend  Lehrbücher  und  Lehrmittel,  bilden. 

Für  die  Behörden  und  die  Lehrkörper  jener  Lehranstalten,  welche  aus  Staats- 
mitteln oder  aus  öffentlichen  Fonden  erhalten  werden,  ist  eine  Verfügung  des 
Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht,  sobald  sie  in  das  Verordnungsblatt  aufge- 
nommen und  ihnen  dieses  zugestellt  worden  ist,  als  intimirt  anzusehen. 

Ein  vollständiges  Exemplar  desselben  für  das  Jahr  1871  kostet  1  fl.  80  kr., 
mit  Postzusendung  2  fl. 

Die  Pränumerationen  werden  vom  Expedite  des  Minlgterinnifl  für  Cnltns 
und  Unterricht  entgegengenommen,  wohin  die  frankirten  und  mit  dem  Pränumera- 
tionsbetrage  versehenen  Briefe,  beziehungsweise  Postanweisungen  zu  richten  sind. 

Wien,  den  3.  December  1870. 
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Nr.  160. 

Erlass  des  Ministers  für  Cuitus  und  Unterriclit  vom  30.  November 

1870,  Z.  11740, 

an  alle  Länderchefa, 

betreffend  die  Bedingung^  unter  iveleher  ab^olviite  Schüler  eines  Realgjm- 
nasinms  in  das  pharmacentisclie  Studium  Bufgencmmen  werden  tfinnen* 

Hinsichtlich  der  ans  einem  speciellen  Anlasse  aiigeregten  Frage,  ob  die 
absolvirten  Schüler  eines  Bealgymnasiums  bezüglich  der  Aidrahme  in  das  pbar- 
maceatische  Studium  den  absolvirten  Schülern  eircs  :  «deren  Untergjmnasiums 

gleichzustellen  sind,  finde  ich  Euer im  EiiTerrelmen  mit  dem  Herrn 

Minister  des  Innern  Nachstehendes  zu  eröfinen: 

In  der  Ministerial-Yerordnung  vom  15.  Juni  1850;  Z.  4333-41 2,  wurde  erklärt, 
dass  die  nach  §.  19  des  Organisations-Entwurfes  den  Landes  schul  behöi  den  zu- 
stehende Dispens  gewisser  Schüler  des  Untergymnasinms  vom  Besuche  des  Unter- 
richtes im  Griechischen  nicht  auf  den  Fall  erstreckt  werden  dürfe,  wenn  Unter- 
gymnasiasten zum  pharmaceutischen  Studium  übertreten  sollen,  weil  die  Termino- 
logie, die  sich  der  Pharmaceut  aneignen  muss,  eine  Menge  von  griechischen 
Wörtern  enthält,  welche  er  richtig  aussprechen  und  verstehen  soll. 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  absolvirte  Schüler  eines  Realgymnasiums  bezüg- 
lich der  Aufnahme  in  das  pharmaceutische  Studium  den  absolvirten  Schülern  eines 
anderen  Untergymnasiums  nur  unter  der  Bedingung  gleichgestellt  werden  können, 
wenn  sie  den  Unterricht  im  Griechischen  genossen  haben. 

Nr,  161, 

Verordnung  des  Ministeriums  fUr  Cuitus  und  Unterricht  vom 

30.  November  1870,  Z.  11765, 

betreffend  den  Torgang  bei  Anweisung  des  Defleienten-Gehaltes  an  Milit&r« 

Geistliehe. 

Aus  Anlass  der  gestellten  Anfrage,  wie  sich  wegen  Anweisung  der 
Deficientengebühr  aus  dem  Eeligionsfonde  an  einen  in  den  Ruhestand  versetzten 
Militärcaplan  zu  benehmen  sei,  wird  eröffnet: 

Laut  Mittheilung  des  k.  k  Eeichs-Eriegsministeriums  vom  14.  Mäi*z  1865, 
Z.  1243,  haben  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  mit  Allerhöchster  Entschliessnng 
vom  18.  Februar  1865  die  vom  Apostolischen  F  eldvicariate  vorgeschlagene  Nicht- 
einrechnung  der  Deficientengehalte  in  die  Militär-Pensionen  der  Feldgeistlichkeit 
zu  genehmigen  geruht,  und  ist  hiedurch  also  im  Grundsatze  die  Cumnlirung 
der  fraglichen,  aus  dem  Militär-Aerar  fliessenden  Pension  mit  dem  normalmässigen 
aus  dem  Beligionsfonde  gebührenden  Deficientenbezuge  als  gesetzlich  zulässig  aus- 
gesprochen worden. 

Wie  sich  jedoch  aus  dem  Inhalte  der  angeführten  Allerhöchsten  Schlnssfas- 
sung  ergibt,  so  lässt  selbe  die  Befugniss  der  administrativen  Behörden  in  allen 
übrigen  Puncten  in  eine  Prüfung  der  Frage  einzugehen ,  ob  der  aus  dem  Militär- 
Aerar  pensionirte  Feldcaplan  nach  den  für  Weltpriester  bestehenden 
Vorschriften  auch  die  erforderliche  Eignung  zur  Erlangung  des  Deficienten- 
gehaltes  aus  dem  Beligionsfonde  besitze,  vollkommen  unberührt,  womach  also  in 
dieser  Beziehung  an  dem  Umfange  des  den  politischen  Länderstellen  in  Absiebt 
auf  die  Zuerkennung  der  normalmässigen  Deficientengebühr  zukommenden  Wir- 
kungskreises nichts  geändert  erscheint. 


6:^9 


Nr.  162. 

Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterriciit  vom  4.  December 

1870,  Z.  12492, 

an  Bttmmtliche  LandeBSchnlräthe,  mit  Aasnahme  desjenigen  für  Oalizien^ 

betreffend  die  Uebertragung  des  Bestätiguugsreehtes  in  Bezug  auf  Direc- 
toren^  Lehrer  nnd  Hilfslelirer  der  uiclit  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschalen 

an  die  betreffenden  Landesschulrathe. 

Nachdem  dnrch  die  Landesgesetze  ttber  die  Schnlanfsicht  nnd  über  die  Real- 
schulen das  Eechty  die  Directoren,  Lehrer  und  Hilfslehrer  an  den  nicht  vom  Staate 
erhaltenen  Mittelschulen  nach  vorangegangener  Prüfung  ihrer  gesetzlichen  Befä- 
higung zu  bestätigen,  bereits  zu  einem  grossen  Theile  in  den  Wirkungskreis  des 
k.  k.  Landesschulrathes  übergegangen  ist,  finde  ich  mich  veranlasst,  dieses  Bestä- 
tigungsrecht in  Bezug  auf  sämmtliche  nicht  vom  Staate  (oder  einem  unter  seiner 
Verwaltung  stehenden  Fonde)  erhaltene  Mittelschulen  des  Landes  vom  1.  Jänner 
1871  in  vollem  Umfange  auf  den  k.  k.  Landesschulrath  zu  übertragen.  Der  k.  k. 
Landesschulrath  wird  hicbei  aufmerksam  gemacht,  dass  bei  Prüfung  der  gesetz- 
lichen Befähigung  von  Mitgliedern  des  Lehrpersonals  die  bestehenden  oder  künftig 
zu  erlassenden  Prütungs-Yorschriften  fllr  Candidaten  des  Gymnasial-  und  Real- 
schul-Lehramtes  zum  Ausgangspunctc  zu  nehmen  sind.  Nur  wenn  die  gesetzliche 
Befähigung  der  Anzustellenden  ans  dieser  Prüfung  nicht  ganz  unzweifelhaft  her- 
vorgeht;  so  ist  der  Gegenstand  meiner  Schlnssfassnng  zu  unterziehen. 

Nr.  163. 

Verordnung  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom 

22.  December  1870,  Z.  10447, 

wirksam  für  das  Herzogthum  Erain, 

womit  die  Miiilsterialverordnimg  vom  12.  Juli  1869^  betreffend  die  Bildungs- 
anstalten  Ar  Lehrer  und  Lehrerinnen^  unverändert^  dann  die  Ministerial- 
verordnnng  vom  15.  November  1869^  betreffend  die  Prüf  angen  der  Lehrer 
an  Tolks-  und  Bürgerschulen^  mit  einigen  Modiflcationen  anf  das  Herzog- 
thum Krain  ausgedehnt  werden. 

Nach  Einvernehmung  des  Landesschulrathes  für  Erain  finde  ich  die  Mini- 
sterial- Verordnung  vom  12.  Juli  1869  (R.  G.  BL  Nr.  131),  betreffend  die  Bildungs- 
anstalten für  Lehrer  und  Lehrerinnen,  unverändert,  dann  die  Ministerial-Verord- 
nung  vom  15.  November  1869  (R.  G.  BL  Nr.  168),  womit  Bestimmungen  fttr  die 
Prüfungen  der  Lehrer  an  Volks-  und  Bürgerschulen  erlassen  wurden,  mit  folgen- 
den Modificationen  auf  das  Herzogthum  Krain  auszudehnen : 

aj  Als  Standort  einer  Prtifungs-Commission  (§.  2  der  Verordnung)  wird  auch 

Laibach  bestimmt; 
hj  an  Stelle  des  Prttfungsgegenstandes  des  deutschen  Sprachfaches  (§.  19,  sub  1 
der  Verordnung)  hat  der  Prüfungsgegenstand  „Unterrichtssprache"  zu  treten. 
Zugleich  finde  ich  folgende  Anordnungen  zu  treffen : 

1.  Solange  nicht  die  Dauer  des  Lehrer -Bildungscurses  fttr  Krain  im  Sinne 
des  §.  75  des  Reichs- Volksschulgesetzes  vom  14.  Mai  1869  durch  die  Landes- 
Gesetzgebung  festgesetzt  sein  wird,  hat  dieselbe  vier  Jahre  zu  betragen. 
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2.  Jene  Zöglinge,  welche  mit  Beginn  des  Schuljahres  1870/71  in  den  ersten 
Jahrgang  aufgenommen  wurden,  haben  die  Anstalt  vollständig  (somit  alle  vier 
Classen)  zu  absolviren,  um  zur  Prüfung  der  Keife  zugelassen  zu  werden. 

3.  Denjenigen  Zöglingen,  welche  im  Schuljahre  1870/71  den  zweiten  Jahr- 
gang zurücklegen  werden,  obliegt  es  blos,  die  Anstalt  noch  durch  ein  Jahr  zu 
besuchen. 

4.  Die  bisher  erworbenen  Lehrbefahigungs-Zeugnisse  für  unselbstständige 
Realschulen  berechtigen  zur  Anstellung  an  Bürgerschulen ;  jene  für  Trivial-  oder 
Hauptscbulen  sind  den  Lehrbefähigungs-Zeugnissen  für  allgemeine  Volksschulen, 
endlich  die  Zeugnisse  über  die  Befähigung  zum  Unterlehrer  an  Trivial-  oder 
Hauptschulen  dem  Zeugnisse  der  Reife  im  Sinne  des  Reichs-Yolksschulgesetzes 
gleichzustellen. 

Stremayr  h.  p. 

Nr.  164. 


Verordnung  des  Ministers  fUr  Cultus  und  Unterricht  vom 

24.  December  1870,  Z.  12543, 

wirksam  fttr  die  Grafschaft  Görz  und  Gradiska, 

womit  die  MinisterialTerordnung  Yom  12.  Juli  1869.  betreffend  die  BUdmigs- 
anstalten  f&r  Lehrer  und  Lelu-erinnen^  nnyer&ndert^  dann  die  Minlsterial- 
yerordnnng  Tom  15.  NoTember  1869^  betreffend  die  Präfüngen  der  Lehrer 
anTolks-  und  Bfirgerschulen^  mit  einigen  Modiflcationen  auf  die  Graft chaft 

Görz  und  Gradiska  ausgedehnt  werden. 

Nach  Einvernehmung  des  Landesschnlrathes  in  Görz  finde  ich  die  Ministerial- 
Verordnung  vom  12.  Juli  1869  (R.  6.  Bl.  Br.  131),  betreffend  die  Bildnngsanstal- 
ten  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  unverändert,  dann  die  Hinisterial-Yerordnung  vom 
15.  November  1869  (R.  G.  BI.  Nr.  1868),  womit  Bestimmungen  für  die  Prüfungen 
der  Lehrer  an  Volks-  und  Bürgerschulen  erlassen  wurden ,  mit  folgenden  Mod&fi- 
cationen  auf  die  Grafschaft  Görz  und  Gradisca  auszndehneit : 

a)  Als  Standort  einer  Prüfungs-Commission  (§.  2  der  Verordnung)  wird  auch 
Görz  bestimmt. 

b)  An  Stelle  des  Prüfnngs  -  Gegenstandes  des  deutschen  Spraehfaches  (§.  19, 
9uh  1  der  Verordnung)  hat  derPrUfungs-Gegenstand  „Unterrichtssprache"  zu 
treten. 

Zugleich  finde  ich  folgende  Anordnungen  zu  treffen : 

1.  Jene  Lehramtscandidaten,  welche  mit  Beginn  des  Schuljahres  1870/71  in 
den  ersten  Jahrgang  aufgenommen  wurden,  haben  die  Lehrerbildungs-Anstalt 
vollständig  (sonach  alle  vier  Classen)  zu  absolviren,  um  zur  Prüfung  der  Reife  im 
Sinne  des  Reichs- Volksschulgesetzes  vom  14.  Mai  1869  zugelassen  zu  werden. 

2.  Denjenigen  Gandidaten,  welche  in  dem  Schuljahre  1870/1  den  zweiten 
Jahrgang  zurücklegen  werden,  obliegt  es  blos ,  die  Anstalt  noch  durch  ein  Jahr 

zu  besuchen. 

3.  Die  bisher  erworbenen  Lehrbefähigungs-Zeugnisse  fttr  nnselbstständige 
Realschulen  berechtigen  zur  Anstellung  an  Bürgerschulen ;  jene  für  Trivial-  oder 
Hauptschulen  sind  den  Lehrbefähignngs-Zeugnissen  fttr  allgemeine  Volksschulen, 
endlich  die  Zeugnisse  Über  die  Befähigung  zum  Unterlehrer  an  Trivial-  oder 
Hauptschulen  dem  Zeugnisse  der  Reife  im  Sinne  des  Reiehs-Volksschulgesetzes 
gleichznhalten. 
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Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  der  Privftt-M^dchenschnle  der  Ursnlinerinnen 
tu  Kuttenberg  das  Oeffentlichkeitsrecht  ertheilt. 


Personalnachrichten. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom4.1.M. 
den  Professor  am  k.  k.  Ober-Gymnasium  in  Laibach,  Johann  Solar,  zum  Mitgliede  des  k.  k. 
Landesschulrathes  für  Krain  auf  die  gesetzliche  Functionsdauer  allergnädigst  zu  ernennen 
geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  fintachliessung  vom 
6.  December  I.  J.  denPrivatdocenten  der  gerichtlichen  Medicin  an  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Facnltät  zu  Krakau,  Dr.  Leo  Blumenstock,  zum  ausserordentlichen  Professor 
dieses  Lehrfaches  an  der  genannten  Lacultät  allergnädigst  zu  ernennen  geruht. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
19.  December  1870  dem  Professor  der  medicinischcn  Klinik  an  der  Universität  in  Prag,  Regie- 
rungsrath  Dr- Anton  Jaks ch,  in  neuerlicher  Anerkennung  seines  verdienstlichen  Wirkens 
taxfrei  den  Orden  der  eisernen  Krone  III.  Classe  aller^^nädigst  zu  verleihen  geruht. 


Der  Minister  Air  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Oberlehrer  in  Hohenmauth  Leopold  V  o- 
bof  il  zum  Bezirksschulinspector  für  den  Bezirk  Hohenmauth  ernannt. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  eine  am  deutschen  Staats-Gymnasium  in  OUnUtz 
erledigte  Lehrstelle  dem  Professor  am  Staats-Gymnasium  zu  Czemowitz  Dr.  Wilhelm  Vys- 
lon2il  verliehen. 

Der  Minister  fUr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Stadtdechant  in  Josephstadt  Dr.  Wenzel 
§ust  zum  Bezirks- Schul inspector  für  die  böhmischen  Schulen  im  Bezirke  Königinhof  und  den 
Director  der  Bürgerschule  in  Alt-Strakonitz  Johann  Kukla  zum  Bezirks -Schulinspector  für 
den  Bezirk  Strakonitz  ernannt. 

Gleichzeitig  wurde  dem  Director  der  Königgrätzer  Lehrer-Bildungsanstalt,  Bezirksschul- 
inspector Adalbert  LeSe  tick  j"  die  Inspicirung  der  Schulen  im  Bezirke  Pardubitz  und  dem 
Gymnasialdircctor  und  Bezirks-Schulinspector  Friedrich  Klee  mann  in  Pisek  die  Inspicirung 
der  Schulen  im  Bezirke  Pisek  zugewiesen. 

Der  Minister  fttr  Cultus  und  Unterricht  hat  den  provisorischen  Schuldirector  in  Görz,  ztt^ 
gleich  Bezirks-Schulinspector  Peter  Rajakoviö  zum  Director,  dann  den  Beal-Schullehrer  in 
Fiume  Franz  Vodopivec,  den  Realschullehrer  in  Gratz  Joseph  Mo  tz,  den Volks-Schullehrer 
in  Görz  Johann  Trojansek  und  den Gymnasial-Supplenten und  Bezirks-Schulinspector inGörz 
Franz  Budan  zu  Hauptlehrem  an  der  k.  k.  Lehrer-Bildungsanstalt  in  Görz  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  zu  provisorischen  Bezirks-Schulinspectoren  in 
Steiermark  ben  Hauptlehrer  an  der  Lehrer-Bildungsanstalt  in  Marburg,  Johann  Dominkusch 
für  die  Schulbezirke  Marburg,  St.  Leonhard  und  Windisch-Feistritz,  dann  den  Professor  am 
Real-Gymnasium  inPettau,  Peter  Kouschnig,  für  die  Schulbezirke  Pettau,  Friedau  und  Ro- 
hitgch  ernannt ;  femer  gestattet,  dass  dem  Bezirks-Schulinspector  für  die  Schulbezirke  Franz, 
Oberburg  und  Schönstein,  Peter  Kap  un,  unter  Enthebung  von  der  Inspicirung  in  den  zwei 
letztgenannten  Bozirkeu  provisorisch  die  Scliulbezirke  Cilli,  Tnffer  und  Marein ;  dem  Bezirks- 
Schulinspector  für  die  Bezirke  Windischgraz,  Mahrenberg  und  Gonobitz  Franz  Hafner,  pro- 
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visoriBch  auch  die  Schalbezirke  Oberburg  und  SchOnstein  zugewiesen  werden,  und  dasB  der 
provisorische  Bezirks-Schulinspcctor  flir  die  Bezirke  Judenburg,  Oberzeiring,  Obdach  und 
Knitfcelfeld,  Heinrich  Schindler,  noch  auf  die  weitere  Functionsdauer  in  dieser  Eigenschaft 
belassen  werde. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Unterlehrer  an  der  Volksschule  zu  Bftr- 
ringen  in  Böhmen,  Anton  Bauscher,  den  Lehrertitel  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Oberlehrer  an  der  Vorstadtsehule  Aichet 
tu  Steyer,  Wenzel  Wenhart,  und  dem  Oberlehrer  an  der  Mädchenschule  in  Steyer,  Philipp 
Zitterl,  in  Anerkennung  ihrer  eifrigen  und  erfolgreichen  Lehramtsthätigkeit  den  Directors- 
dtel  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Hilfslehrer  Vincenz  V^^hnis,  dann 
die  Supplenten  Adam  Fleischmann  und  Vincenz  P  r  a  d  e  k,  zu  wirklieben  Lehrern  und  zwar  die 
beiden  Ersteren  am  k.  k.  Gymnasium  zu  Königgrätz.  den  Letzteren  am  k.  k.  Real-Gymnasium 
zu  Tabor  ernannt 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  dem  Professor  an  der  k.  k.  deutschen  Ober 
Realschule  in  Prag  Joseph  Laizn  er  eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  Ober-Realschule  in  Brunn, 
und  dem  disponiblen  Professor  der  k.  ungarischen  Ober-Realschule  in  Ofen  Joseph  Mikoletzky 
eine  Lehrstelle  an  der  k.  k.  deutschen  Ober-Realschule  in  Prag  verliehen. 

Der  Minister  für  Cultus  und  Unterricht  hat  den  Gymnasial-Lehramtscandidaten,  Dr.  Jo- 
hann Rupp,  zum  Amanuensis  der  k.  k.  Universitäts-Bibliothek  in  Graz  ernannt. 


Concurs-Ausschreibungen. 


Besetzung  der  an  der  Volksschule  in  Pin  kante  mit  deutscher  Unterrichtssprache  erle- 
digten Lehrerstelle,  mit  welcher  ein  Jahresgehalt  von  230  fl.  österr.  Währung  und  freie  Woh- 
nung  im  Schulhause  verbunden  ist. 

Bewerber  um  diese  Lehrstelle  haben  ihre  ordnungsmässig  mit  dem  Nachweise  der  Lehr- 
befähigung und  sonstigen  Zeugnissen  versehenen  Gesuche  bis  15.  Jänner  1871  bei  dem 
k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Littau  einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  Potlaitz  (Mähren)  mit  slavischer  und  deutscher 
Unterrichtssprache,  ist  eine  Lehrerstelle  mit  welcher  bis  zur  Gehaltsregulirung  nach  dem  mäh- 
rischen Landesgesetze  vom  24.  Jänner  1870  vorläufig  ein  Gehalt  jährlicher  300  fl.  nebst 
Naturalwohnung  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  über  Alter,  Stand, 
bisherige  Verwendung  und  erlangte  Lehrbefahigung  im  Wege  des  vorgesetzten  Bezirksschul- 
rathes  bis  15.  Jänner  1871  bei  dem  Ortsschulrathe  in  der  Gemeinde  Potlaitz  bei  MUglitz 
einzubringen. 

An  der  einclassigen  Volksschule  in  der  Gemeinde  Tritschein  nächst  Müglitz  mit 
Blavischer  Unterrichtssprache  ist  eine  Lehrerstelle,  mit  welcher  bis  zur  Gehaltsregulirung  nach 
dem  mährischen  Landesgesetze  vom  24.  Jänner  1870  ein  Gehalt  jährlicher  210  fl.  österr.  Wäh- 
rung, eingerechnet  den  Fruchtgenuss  eines  Ackers  von  zwei  Motzen  und  einer  Wiese  von 
einem  Metzen,  verbunden  ist,  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  über  Alter,  Stand, 
bisherige  Verwendung  und  erlangte  Lehrbefähigung  im  Wege  des  vorgesezten  Bezirksschul- 
rathes  bis  20.  Jänner  1871  bei  dem  Ortsschulrathe  in  der  Gemeinde  Tritschein  ein« 
zubringen. 
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In  Folge  der  bewilligten  Erweiterung  der  dreiclMsigen  Volksschule  in  Mattighofen 
fOberösterreich)  ist  daselbst  die  Stelle  eines  Oberlehrers  mit  700  fl.  Jahresgehalt,  Natural- 
wohnung  oder  Quartiergeld  und  mit  dem  Ansprüche  auf  die  Qainquennalzulage  von  50  fl.,  im 
Falle  der  Vorrückung  eines  Unterlehrers  aber  eine  Unterleb rers teile  daselbst  mit  400  fl.  Jah- 
resgehalt, Natural  Wohnung  und  Anspruch  auf  die  Quinquennaliulage  von  25  fl.  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  um  diese  Schiüposten  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis 
20.  J  fi  n  n  e  r  1871  im  Wege  der  vorgesetzten  k.k.  SchulbezirksbehOrde  bei  dem  k.k.  Bezirks- 
rathe  in  Braunau  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Friedburg  (OberOsterreich)  ist  die  Stelle  eines 
Unterlehrers  mit  dem  Gehalte  von  400  fl.,  Naturalwohnung  und  Anspruch  auf  die  Quinquennal- 
Zulage  von  25  fl.  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  im  Wege  der  vorgesetzten  k.  k, 
Bezirksschulbehörde  bis  20.  Jänner  1871  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Braunau  zu 
überreichen. 

An  der  Volksschule  zu  Ried  bei  Mauthausen  kommt  in  Folge  der  genehmigten  Erweite- 
rung derselben  um  eine  dritte  Classe  eine  Oberlehrer-  und  im  Falle  der  Vorrtlckung  des  dorti- 
gen Unterlehrers  eine  Unterlehrerstelle  zu  besetzen.  Mit  diesem  Posten  ist  ein  Jahresgehalt 
von  700  fl.,  beziehungsweise  400  fl.  österr.  Währung  sammt  den  gesetzlichen  Quinquennal- 
Zulagen  verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  mit  dem  Taufscheine,  den  erforderlichen  Befähigungs-  und  Dien- 
steszeugnissen  belegten  Gesuche  bis  24.  Jänner  1871  im  Wege  der  vorgesetzten  k.k.  Bezirks- 
schnlbehörde  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  Perg  einzubringen  und  darin  au8drü«;klich  zu 
bemerken,  ob  sie  auf  die  Ober-  oder  Unterlehrerstelle  reflectiren. 

An  der  Knaben- Volksschule  in  A  s  o  h  ist  eine  Lehrerstelle  mit  dem  Gehalte  von  600  fl. 
erledigt 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  mit  den  Befähigungs-  und  Verwendur^gszeugnissen 
belegten  Gesuche  bis  zum  15.  J  ä  n  n  e  r  1871  im  gesetzlichen  Wege  bei  dem  Ortssohulrathe  in 
Asch  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Öblarn  (Ennsthale)  ist  die  Unterlehrerstelle  zu 
besetzen. 

Mit  dieser  Stelle  ist  der  Bezug  eines  Jahresgehaltes  von  300  fl.,  sowie  der  Genuss  eines 
Natnralqnartiers  verbunden. 

Bewerber  um  diesen  Dienstposten  haben  ihre  mit  den  Belegen  ttber  Alter,  Gesundheit, 
Lehrbefiihigung  und  die  bisher  geleisteten  Schuldienste  instruirten  Competenz-Gesuche  durch 
die  vorgesetzte  SchulbehOrde  beim  Ortssohulrathe  Öblarn  bis  20.  Jänner  1871  zu 
ftberreichen. 

Es  ist  die  Lehrerstell e  an  der  Volksschule  zuFörolachzu  besetzen. 

Mit  dieser  Lehrerstelle  war  bisher  ein  Jahreseinkommen  von  155  —  355  fl.  verbunden 
und  es  wurde  für  die  Zukunft  von  Seite  des  k.  k.  Landesschulrathes  die  Schulgemeinde  Föro- 
lach  in  die  dritte  Lehrergehaltsciasse  eingereiht. 

Bewerber  um  diese  Lehrerstelle  haben  ihre  Gesuche  mit  der  Nachweisung  ihrer  Befähi- 
gung und  der  Kenntniss  der  slovenischen  Sprache  bis  5.  Jänner  1871  bei  dem  Bezirksschul- 
rathe in  Hermagor  zu  überreichen. 

An  der  neuerrichteten  Volksschule  in  Jantsch  ist  die  Lehrerstelle  vorläufig  bis  zur 
Gehaltsregulirung  mit  dem  Gehalte  jährlicher  300  fl.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  mit  dem 
Nachweise  über  ihre  Sprachkenntnisse  bis  10.  Jänner  1871  bei  dem  k.  k. Bezirksschulrathe 
in  Troppau  einzubringen. 
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An  der  neuerrichteteD  Volksschule  in  Wald -01h er  sdorf  ist  die  Lehre^stelle  vorl&nflg 
bi»  zur  Gebaltsregulirang  mit  dem  Gehalte  jährlicher  900  i.  und  freier  Wohnung  zu  besetzen. 

Bewerber  am  diese  Stelle  haben  ihre  vorschriftsmässig  documentirten  Gesuche  mit  den 
Nachweisen  über  ihre  Sprachkenntnisse  bis  10.  Jänner  1871  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathc 
in  Troppau  einzubringen. 

Die  mit  einem  Gehalte  Ton  350  fl.  und  Natural wohnung  verbundene  Unterlebrer^tell^  in 
Pros ch Witz  (Bezirk  Gablon^)  ist  erledigt.  ,\  ^ 

Bewerber  wollen  ihre  mit  den  Befähigungs-  und  Dienstzengnissen  belegten  mniche  bis 
20.  Jänner  1871  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Proschwitz  einbringen. 

An  der  Troppauer  k.  k.  Bildungsanstalt  für  Lehrerinnen  ist  eine  HauptlehrcjTQtelle  fttr 
deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte  mit  den  durch  §.  86  des  Keichag^pelzes  vom 

14.  Mai  1869  systemieirten  Bezügen  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre,  das  Alter,  die  zurückgelegten  Studien,  die  oben  verlaagte 
Lehrbefähigung  und  die  bisherige  Dienstleistung  nachweisenden,  gehörig  instruirten  Gesuche 
bis  15.  Jänner  1871  beim  k.  k.  Landesschulrathe  in  Troppau  im  Wege  ihrer  vorgesetzten 
.Behörden  einzubrmgen. 

Die  Unterlebrerstelle  an  der  Volksschule  in  Unter-Langendorf  nut,  dentacher 
Untenichtssprache  ist  zu  besetzen. 

Mit  dieser  Lehrerstelle  ist  der  Genuss  eines  Jahresgehaltes  von  200  f.  nebet  freier 
Wohnung  und  Beheizung  verbunden. 

Bewerber  hüben  ihre  mit  dem  Nachweise  ihrer  Lehrbefahigung  versehenen  Gesuche  bis 

15.  Jänner  1871  bei  dem  k.  k.  Bezirksschulrathe  in  Littau  einzubringen. 

An  der  zweicIassigen  Volksschule  zu  Kirchschlag  (Krumauer  SehutbeBirk)  ist  die 
Stdlle  eines  Ünteiiehrers  zu  besetzen. 

Jahresgehalt  280  fl.  nebst  freier  Wohnung.  Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre '  eigen- 
händig geschHebenen  und  mit  dem  Nachweise  ihres  Alters,  ihrer  Befähigung  und  biaberigen 
Verwendung  documentirten  Gesuche  durch  die  vorgesetzte  Bezirksschulbehörda  bis  Ende 
Jänner  1871  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Kirchschlag  einzubringen. 

Zur  Besetzung  einer  amFeldkirchner  k.  k.  Gymnasium  erledigten  Lehrstelle  für  das 
deutsche  Sprachfach  in  Verbindung  mit  altclassischer  Philologie  wird  hiermit  der  Concnra 
ausgeschrieben. 

Die  Bezüge  sind  die  im  Gesetze  vom  9.  April  d.  J.  systemisirten. 

Bewerber,  welche  die  Lehrbefahigung  für  das  deutsche  Fach  naoh  $.  5,  1,  Ht.  e,  des 
Prttfungsges>etz6S  vom  24.  Juli  1856  erworben  haben,  werden  vorgezogen. 

In  Ermanglung  solcher  Bewerber  würden  jedoch  auch  jene  berücksichtigt,  welche  ftr 
den  lateinischen  und  griechischen  Unterricht  am  ganzen  Gymnasium  qualificirt  sind,  ausser- 
dem aber,  obgleich  aus  dem  Deutschen  nicht  geprüft,  gleichwohl  nachweisen  könnten ,  daas 
sie  sich  mit  deutscher  Sprache  und  Literatur  eingebend  befasst  haben  und  insbesondere  für 
diesen  Unterricht  am  Obergymnasium  verwendbar  seien. 

Gehörig  instruiite  und  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  und  Unterrieht  stflt^^rte 
Gesuche  sind  bis  zum  20.  Jänner  1871  beim  k.  k.  Landessohtürathe  für  Vorarlberg  in 
Bregenz  auf  dem  vorgeachriebenen  Wege  einzureichen. 

Die  Schullehrerstelle  zu  Unter-Nalb  ist  eriedigt. 

Bewerber  wollen  ihre  mit  den  Behelfen  über  Alter,  Befähigung  und  bisherige  Dienst- 
leistung belegten .  Gesuche  bis  15.  Jänner  1871  an  die  k.  k.  Bezirkshauptmannschafb  Ober- 
hollabrunn  einsenden,  wo  auch  die  Fassion  über  die  bisherigen  Bezüge  eingesehen  werden 
kann. 
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Dem  früheren  Schollehrer  ist  über  erfolgte  Abtretung  des  Schuldienstes  bisher  ein 
Drittel  der  Schuleinkünft^  vorbehalten,  welcher  Bezug  bis  zu  definitiver  Geluütsregelnng 
aufrecht  bleiben  soll. 

Die  Erweiterung  der  Volksschulen  zu  Vöck  labruck,  Schwanen  Stadt,  St.  Geor- 
gen im  Attergau  und  Frankenmarkt  um  je  eine  Classe  ist  genehmigt  worden.  £  s  ist  daher 
an  jeder  dieser  Schulen  die  Stelle  eines  Oberlehrers  und  eventuell  jene  eines  Unterlehrers 
definitiv  zu  besetzen.  Ferners  sind  an  der  Volksschule  zu  Ungenach  die  Oberlehrerstelle 
und  an  der  Volksschule  in  Mondsee  eine  Unterlehrerstelle  in  Erledigung  gekommen  und 
definitiv  zu  besetzen.  Mit  den  Oberlehrerstellen  in  Vöcklabruck,  St.  Georgen  und  Schwanen- 
stadt  ist  ein  Jahresgehalt  von  je  700  fl.,  mit  jenen  in  Frankenmarkt  und  Ungenach  von  je 
600  fl.,  mit  den  Unterlehrerstellen  von  je  400  fl.  nebst  der  freien  Wohnung  und  den  gesetz- 
lichen Qninquennalzulagen  bis  zum  vollendeten  20.  Dienstjahre  verbunden. 

Bewerber  um  diese  Stellen  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  bis  17.  Jänn  er 
1871  im  Wege  ihrer  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulbehörde  bei  dem  Bezirksschulrathe  in 
Vöcklabruck  einzubringen.  Falls  einzelne  Bewerber  auf  mehrere  dieser  erledigten  Lehrer- 
stellen alternativ  aspiriren,  so  haben  sie  fUr  jeden  Posten  ein  besonderes,  gehörig  belegtes 
Gesuch  einzureichen. 

An  der  z  weiclassigen  Volksschule  in  Ober-Perlsberg,  Dreihacken  und  T  e  s  c  h  a  u, 
Schulbezirk  Plan,  sind  die  Stellen  der  Unterlehrer  mit  dem  Jahresgehalte  von  280  fl.  ö.  W. 
zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  im  Wege  ihres  vorgesetzten  k.  k. 
Bezirksschulrathes  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmann schaft  in  Plan  einzubringen. 

Nachdem  die  Erweiterung  der  Volksschule  zu  Feldkirchen  (an  der  Donau)  um  eine 
dritte  Classe,  sowie  die  Umwandlung  einer  Unterlehrerstelle,  in  eine  Oberlehrerstelle  geneh- 
migt wurde,  kommt  an  der  genannten  Schule  eine  Oberlebrerstelle  oder  eventuell  (im  Falle  der 
Vorrückung  des  dortigen  Unterlehrers)  eine  Unterlehrerstelle  zu  besetzen.  Mit  der  Oberleh- 
rerstelle ist  nebst  freier  Wohnung  (eventuell  Qnartiergeld)  der  Gehalt  jährlicher  700  fl.  0.  W. 
mit  der  Unterlehrerstelle  dagegen  nebst  freier  Wohnung  »(eventuell  Quartiergeld)  der  Gehalt 
jährlicher  400  fl.  ö.  W.  verbunden,  wozu  noch  die  Qninquennalzulagen  von  je  50  fl.  und  resp. 
25  fl.  ö.  W.  kommen. 

Bewerber  um  eine  dieser  Stellen  haben  ihre,  mit  einem  vollständigen  Nationale,  dem 
Geburtssoheine,  den  Zeugnissen  über  Studien,  Lehrbeföhigung,  sowie  über  bereits  geleistete 
Dienste  und  den  Anstellungs-Decreten  instruirten  Gesuche,  in  denen  ausgesprochen  sein  muss, 
ob  der  Gesuchsteller  blos  auf  die  Oberlehrerstelle  oder  eventuell  auch  auf  die  Unterlehrer- 
stelle reflectirt,  im  Wege  dervorgesetzteuBezirksschulbehördebis  20.  Jänner  1871  bei  dem 
Bezirksschulrathe  fUr  den  Landbezirk  Linz  einzubringen. 

Die  Lehrerstelle  an  der  eine  lassigen  Volksschule  zu  St.  Martin  am  Silberge  mit 
einem  für  das  Uebergangsjahr  1871  provisorisch  bestimmten  Gehalte  von  300  fl.,  mit  Anspruch 
auf  die  Einreihung  in  die  dritte  Lehrergehalteclasse,  sowie  auf  Dienstalters-Zulage  und  freie 
Wohnung  oder  Quartiergeld ;  ferner 

die  Unterlehrerstelle  an  der  zweiolassigen  Volksschule  zuStetnitz  mit  einem  Jahres- 
gehalte von  180  fl.,  bei  Einreihung  in  den  regulirten  Gehalt  aber  mit  60  Percent  des  Lehrer- 
gehaltes zweiter  Classe  sind  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  Gesuche  mit  dem  Nachweise  ihrer  Befähigung, 
undzwar  jene,  welche  bereits  angestellt  sind,  im  Wege  ihres  vorgesetzten  k.  k.  Bezirks-Schui- 
rathes  bis  14.  Jänner  1871  von  heute  an  bei  dem  betreffenden  Ortsschulrathe  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  Pottenstein  in  Nieder-Oesterreich  ist  die  Stelle  eines  Unter- 
lehrers, verbunden  mit  einem  jährlichen  fixen  Gehalte  von  400  fl.,  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  diessbeznglichen  belegten  Gesuche  an  den  Gemeinde- 
Vorstand  in  Pottenstein  bis  Ende  Jänner  1871  eiozu&enden. 
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An  der  zweiolassigen  Volksschale zuNussdorfan der Traisen (Gerichtsbezirk Herzogen- 
bnrg)  ist  eine  Unterlehrersstelle,  womit  ein  fixer  Gehalt  von  80  fl.  nebst  KoBt  und  Wohnung  und 
bei  40  fl.  Nebeneinkommen  verbunden  ist,  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diese  Stelle  wollen  ihre  documentirten  Gesuche  bis  Ende  JSnner  1871 
bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  St.  Polten  überreichen. 

Bei  der  zweiclassigen  Volksschule  'in  Dittmännsdorf  (Schlesien)  mit  böhmischer  und 
deutscher  Unterrichtssprache  ist  eine  Unterlehrersstelle  vorläufig  mit  dem  Gehalte  von  200  fl., 
Naturalwohnung  und  Beheizung  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  zum  25.  Jänner  1871  beim  Ortsschul* 
rathe  in  Dittmännsdorf  einzubringen. 

An  der  vierclassigen  Doppel-Volksschule  für  Knaben  und  Mädchen  zu  Gör  kau  ist  eine 
Lehrerstelle  der  zweiten  Gehaltsciasse  und  im  Vorrückungsfalle  eine  Unterlehrersstelle  zu 
besetzen. 

Bewerber  und  Bewerberinnen  haben  ihre  documentirten  Gesuche  mit  der  Nachweisung 
ihres  Alters  im  gesetzlichen  Wege  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Görkau  bis  Ende  Jänner  1871 
einzubringen. 

An  der  neu  errichteten  Volksschule  in  Eipo  wie  (Böhmen)  ist  eine  Lehrerstelle  mit  dem 
jährlichen  Gehalte  von  400  fl.,  dann  freier  Wohnung  im  Schulgebäude  zu  besetzen. 

Bewerber  um  diesen  Posten  haben  ihre  mit  den  Zeugnissen  über  die  erlangte  Lehrbefähi- 
gung und  abgelegten  Prü^ngen  versehenen  Gesuche  bisEudeJänner  1871  dem  k.  k.  Bezirks- 
schulrathe  in  Pilsen  einzusenden. 

An  der  getheilt  einolassigen  Volksschule  zu  Rlein-Mohrau  (Gerichtsbezirk  Altstadt) 
ist  die  Stelle  des  Personalunterlehrers  in  Erledigung  gekommen. 

Bewerber  um  diesen  Posten,  mit  welchem  eine  jährliche  Besoldung  von  250  fl.  and  freie 
Wohnung  und  Beheizung  verbunden  ist,  haben  ihre  vorschriftsmässig  instruirten  Gesuche  im 
Wege  ihrer  vorgesetzten  k.  k.  Schulbehörde  bis  20.  Jänner  1871  bei  dem  Ortsschuhrathe  in 
Klein-Mohrau  einzubringen. 

An  der  dreiclassigen  Volksschule  inBothenwald  mit  deutscher  Unterrichtsaprache  ist 
die  Stelle  eines  Unterlehrers  zu  besetzen.  Mit  diesem  Posten  ist,  vorläufig  bis  zur  Regelung 
der  LehrergehaTte,  ein  Gehalt  jährlicher  160  fl.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung  und  Beheizung 
verbunden. 

Bewerber  haben  ihre  eigenhändig  geschriebenen,  mit  den  Nachweisen  ihrer  Befähigung 
versehenen  Gesuche  bis  20.  Jänner  1871  beim  Ortsschulrathe  in  Bothenwald  einzureichen. 

Am  k.  k.  Ober-Realgymnasium  in  Rudolfs werth  mit  deutscher  Unterrichtssprache  sind 
zwei  Lehrstellen  für  classische  Philologie  und  eine  Lehrstelle  für  philosophische  Propädeutik 
in  Verbindung  mit  dem  deutschen  Sprachfache  oder  mit  Geographie  und  Geschichte  zu  besetzen, 
womit  die  gesetzlichen  Bezüge  verbunden  sind. 

Bewerber,  welche  zugleich  für  den  Unterricht  im  Slovenischen  wenigstens  am  Untergym» 
nasium  oder  für  den  Unterricht  im  Französischen  in  der  3.  und  4.  Classe  befähigt  sind,  sowie 
jene,  welche  der  slovenischen  Sprache  mächtig  sind,  werden  besonders  berücksichtiget 

Die  an  das  k.  k.  Ministerium  für  Cnltus  und  Unterricht  zu  stilisirenden,  gehörig  documen- 
tirten Gesuche  sind  bis  15.  Jänner  1871  durch  die  vorstehende  Behörde  bei  dem  k.  k.  kraini- 
Bchen  LandesBchulrathe  einzubringen. 

An  der  Volksschule  zu  F  ü  1 1  s  t  e  i  n ,  Gerichtsbezirk  Hotzenplotz,  ist  die  Stelle  eines  Unter- 
lehrers zu  besetzen,  mit  welcher  vorläufig  bis  zur  allgemeinen  Gehaltsregulirung  ein  Einkommen 
von  165  fl.  ö.  W.  nebst  freier  Wohnung,  dann  einer  Entschädigung  für  l  Klafler  Scheitholz  und 
1  Tonne  Brennkohlen  verbunden  ist. 
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Bewerber  haben  ihre  mit  dem  Befähigkeits-,  Sitten-  und  Verwendungszeugnisse,  dann  mit 
der  Qaalifications-Tabelle  belegten  Oesache  bis  21.  Jänner  1871  bei  der  k.  k.  Bezirkshaapt- 
mannschaft  Jfigemdorf,  oder  wenn  bis  dabin  der  Ortsschnlrath  constatirt  sein  sollte,  bei  diesem 
einzubringen. 

Bei  der  Volksschule  in  Klein-Knntschitz  mit  deutscher  and  polnischer  Unterrichts- 
sprache ist  eine  Unterlehrersstelle  mit  dem  vorläufigen  Gehalte  von  200  fl.  ö.  W.,  freier  Wohnung, 
Beheizung  nebst  den  Einkünften  des  Organistendienstes  zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  documentirten  Gesuche  bis  15.  Jänner  1871  beim  k.  k.  Bezirks» 
schulrathe  in  Freistadt  einzubringen. 

An  der  fünfclassigen  Volksschule  erster  Gehaltsclasse  zu  Ege  r  ist  die  Stelle  eines  Unter- 
Ichrers  erledigt. 

Bewerber  um  diese  Stelle  haben  ihre  ordnungsmässig  belegten  Gesuche  bis  20.  J  an  n  e  r  187 1 
im  Wege  des  vorgesetzten  k.  k.  Bezirksschulrathes  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Eger,  einzubringen. 

Die  Bewerber  werden  aufgefordert,  sich  auch  darüber  zu  äussern,  ob  sie  im  Falle  der 
Vorrückung  eines  der  hiesigen  provisorischen  Unterlehrer  an  dessen  Stelle  einzutreten  geneigt 
wären.  * 

Die  Stelle  des  Unterlehrers  an  der  Nebenschule  zu  Bocking  in  der  Gemeinde  Soll  mit 
einem  jährlichen  Einkommen  von  126  fl.  ü.  W.  nebst  holzfreier  Wohnung  ist  sogleich  provi- 
sorisch zu  besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  belegten  Gesuche  bis  20.  Jänner  1871  beim  Bezirkshauptmi^nn  in 
Kufstein  einzureichen. 

Bei  der  zweiclassigen  Volksschule  mit  mährischer  Unterrichtssprache  in  Z  n  o  r  o  w  ist  der 
Posten  eines  Unterlehrers  mit  dem  Jahresgehalte  von  172  fl.  ö.  W.  und  freier  Wohnung  zu 
besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  mit  dem  B0fahigungsaaBwei8e  und  mit  den  Zeugnissen  über  ihre 
bisherige  Verwendung  belegten  Gesuche  bis  20.  Jänner  1871  dem  Ortsschulrathe  in  Znorow 
bei  Wessely  einzubringen. 

An  der  zweiclassigen  Volksschule  in  Cetkowitz  mit  böhmischer  Unterrichtssprache,  im 
Schulbezirke  Mährisch -Trübau.  ist  die  erledigte  Lehrerstelle  mit  dem  bisherigen  fassionsmäs- 
sigen  Gehalte  jährlicher  221  fl.  4  kr.  nebst  freier  Wohnung  im  Schuigebäude  provisorisch  zu 
besetzen. 

Bewerber  haben  ihre  gehörig  documentirten  Gesuche  falls  sie  bereits  im  Lebrfache 
angestellt  sind,  durch  ihre  vorgesetzte  k.  k.  Bezirksschulbehörde  bis  zum  10.  Jänner  1871 
einzubringen. 

Die  Unterlehrerstelle  in  Unken  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  300  fl.  aus  dem  L/^ndes- 
sohulfonde  ist  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  zu  richtenden,  gehörig  instruirten  Gesuche  im  Weg^  ihrer  vor- 
gesetzten Behörde  bis  15.  Jänner  1871  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Unken  zu  überreichen. 

Die  Unterlehrerstelle  in  Taxenbach  mit  dem  jährlichen  Gehalte  von  360  fl.  aus  dem 
LandesBchulfonde  ist  zu  besetzen. 

Die  Bewerber  haben  ihre  zu  richtenden,  gehörig  instruirten  Gesuche  im  Wege  ihrer  vor- 
gesetzten Behörde  bis  15.  Jänner  1871  bei  dem  Ortsschulrathe  in  Taze«'ji)ach  zu  überreichen. 
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Verfugungen, 

betreffend  Lehrbficher  und  LehrmitteL 

Aafdas  im  Verlage  von  Buchholz  &  Diebel  inTroppau  herausgegebene 
Werk:  „Der  österreichische  Bechenmeister,  Gemeinfassliches  Lehr-  und  Nach- 
schlagebuch des  gesammten  praktischen  Bechnens"  von  Professor  Alexander 
Lamberger  (mit  einer  Tafel  fünfstelliger  Logarithmen ,  26  verschiedene  Tabellen 
und  64  in  den  Text  gedruckten  Holzschnitten^  732  Seiten  stark.  Preis  des  Exem- 
plars ungebunden  4  fl.  20  kr.) 

werden  die  Directionen  der  Mittelschulen  und  der  Lehrerbildungsanstalten  zur  Anschaf- 
fung desselben  als  Bibliothekswerk  aufmerksam  gemacht  (C.  U.  M.  Z.  8834.) 

Von  den  „  Schriften  des  Vereines  zur  Verbreitung  naturwissenschaftlicher 
Kenntnisse  in  Wien^,  enthaltend  populäre  Vorträge  aus  allen  Fächern  der  Natur- 
wissenschaft, ist  der  Jahrgang  1868/9  als  neunter  und  der  Jahrgang  1869/70  als 
zehnter  Band  erschienen. 

Hievon  werden  die  Lehrerbildungsanstalten,  welchen  die  vorausgegangenen  Jahrgänge, 
Band  2—8  incL,  in  Folge  der  Ministerialverordnung  vom  17.  Juni  1870,  Z.  4487,  zugekommen 
sind,  mit  dem  Bemerken  in  die  Kenntniss  gesetzt,  dass  die  obgenannten  zwei  Jahrgänge  als 
Fortsetzung  aus  den  Mitteln  dieser  Anstalten  unmittelbar  beim  Commission&r  des  Vereines, 
C.  Gerold *8  Buchhandlung  in  Wien,  zu  bestellen  sind.  Der  Preis  eines  Jahrganges  ist  bei  den 
obgenannten  zwei  Bänden,  wie  auch  bei  den  femer  jährlich  erscheinenden  Jahrgängen  fUr  die 
Lehrerbildungsanstalten  auf  je  Einen  Gulden  festgesetzt 

Den  gleichen  ermässigten  Preis  hat  der  Verein  überhaupt  für  alle  Lehranstalten  festge- 
setzt, und  wird  nur  noch  hinzugefugt,  dass  die  Jahrgänge  II  bis  VIII  ind.  um  den  ermässigten 
Gesammtpreis  von  drei  Gulden  bezogen  werden  können. 

Band  I  ist  nicht  gesammelt,  sondern  nur  in  einzelnen  Vorträgen  gedruckt,  und  wurden 
diese  Vorträge  zu  einem  Bande  vereint.  Diese  wenigen  Exemplare  können,  soweit  der  Vorrath 
reicht,  unmittelbar  durch  den  Verein  zu  dem  Preise  von  Einen  Gulden  bezogen  werden. 

Da  diese  Begünstigungen  lediglich  zu  Gunsten  der  Lehranstalten  zugestanden  wurden, 
so  ist  es  erforderlich,  dass  die  Bestellungen  mit  dem  Amtssiegel  der  die  Besteilong  machenden 
Lehranstalt  versehen  werden.  (C.  U.  M.  Z.  12575.) 

Im  k.  k.  Schulbttcherverlage  za  Wien  ist  das  „dritte  deutsche  Sprachbnch  fUr 
slovenische  Volksschulen"  (Tretja  nemska  slovnica  za  slovenske  Ijudske  iole) 
erschienen.  Der  Preis  eines  gebundenen  Exemplars  beträgt  33  kr. 

Hajfida.CLSgra.beii  von  Gesetzen  und  Verordnungen  in  Yolksschnlsachen, 
welche  durch  den  k.  k.  Schulbücherverlag  veröfifentlicht  worden  sind : 

Kroatisch: 

Nr.  2.  Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  20.  August 
1870,  womit  eine  Schul-  und  Unterrichtsordnung  für  die  allgemeinen  Volksschulen 
erlassen  wird.  (Naredba  ministra  za  bogostovje  i  nastavu  od  20.  Kolovoza  1870, 
kojom  se  izdaje  za  obcenite  pucke  ucionice  skolski  i  nastavni  red.)  Preis  3  kr. 

Romanisch: 

Nr.  2.  Verordnung  des  Ministers  (Ür  Cultus  und  Unterricht  vom 
20.  August  1870,  womit  eine  Schul-  und  Unterrichtsordnung  für  die  allgemeinen 
Volksschulen  erlassen  wird.  (Ordinaciunca  ministrului  de  culte  si  instruccinne  din 
20.  August  1870^  pcin  carea  se  publica  un  regulament  de  scoala  si  de  instrucciune 
pentru  scolile  poporale  comune  [elementarie).  Preis  3  kr].) 

Berichtigung.  In  Stück  XXII,  Seite  670,  Zeile  4  von  unten,  soll  es  statt  Schneider 
heissen:  Schnedar. 

Aus  der  kaiserlich-königlichen  Hof-  und  Staatsdruckerei. 
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